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Zur  Einführung. 


I~*W  Verfasser  steht  seit  ca.  20  Jahren  in  seiner  Eigenschaft  als  Fach- 
YJ  arzt  im  Kampfe  gegen  die  Geschledit.sk  rank  Ii  eil  eil  und  seit  10  Jahren 
im  Kampfe  gegen  die  tiisiiei  geübte  Art  \v-  Bt-kätripfutiu  der  Geschlechts- 
krankheiten. Als  Polizeiarzt  in  Berlin  hatte  er  die  Möglichkeit,  das 
Getriebe  der  staatlichen  Ausnifimcgesetzgebung  einer  besti  in  inten  Klasse, 
ilen  Prostituierten  gegenüber  zu  beobachten,  hatte  er  Gelegenheit,  den 
robusten  Ton  der  L'iilerbeamtcn  und  den  subalternen,  wenn  auch  ärztlich- 
verblümten  Geist  der  Sittenpolizei  [ns|X'k;iun  in  seiner  ganzen  selbstherr- 
lichen Machtvollkommenheit  armen,  wehrlosen  Uesrhöiiieti  gegenüber  zu 


sLkliisdien  Krankenanstalten  in  Aad'cu.  Düsseldorf  mul  Elberfeld  sowie 
an  der  Privat-  und  Poliklinik  des  Dermatologen  Prof.  Unna  in 
Hamburg  im  Laufe  von  sechs  Jahren  bekam  er  das  furchtbare  Unglück 
zu  sehen,  das  die  Geschlechtskrankheiten  in  mittleren  und  allerersten 
(h-sel'sdinflsiii  eisen  anrichten.  Als  Militär-  und  Lazarettzuga rz I  sali 
i-r  die  ii:ili:n'ii.-e!ien  ZuaihMielniiulUinget:,  inmenllidi  auf  dem  Salvarsan- 
Gebiete,  bekam  er  Einblick  in  Erlasse,  die  den  Kritiker  des  »staatlich 
anerkannten  Heilverfahrens«  mit  einem  Jahr  Gefängnis  bedrohten  .und 
diejenigen  Ärzte,  die  sieh  an?  (iewissensgründen  weigerten,  mit  Salvarsan 
in  einem  bestimmten  Stadium  der  Syphilis  zu  behandeln,  aus  der  mili- 
tärischen Position  brachten. 

Durch  die  Anregungen  des  Verfassers  in  bezug  auf  die  polizei- 
arztlichc  Technik  entstand  die  technische  Erneuerung  der  Berliner 
Sittenpolizei,  die  nach  den  Plänen  umgestaltet  wurde,  welche  auf  der 
Dresdener  Hygieneausstellung  zum  erstenmal  dieses  technische  Problem 
derÖlfeiKliclikciU'rsdihixfcn.  Hie  rmlisjEiiiYtllclre  Ausstellung  trug  die  vom 
Polizeipräsidium  entworfene  Überschrift:  »Projekt  einer  Mustere  inrichtung 
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für  iiimzciärztliche  Unteisuchnile.cn,  angestellt  vom  Kfmifilichei]  foliz.fi- 
präsidium  nach  Angabe  von  Polizeiarzt  Dr.  Drcuw«.  Seine  polizei- 
ärztlichen Arbeiten  wurden  ins  Englische,  Französische  und  Japanische 
übersetzt.  Durch  die  praktischen  und  liu-i nvtisda'ii  Stadien  zu  seinem 
Buche  >Friseurhygiene<  gewann  der  Verfasser  Einblick  in  die"  Über- 
tragungsmöglich kdten  der  Svpliiliü  durch  dieses  (jewerhe  und  suchte 
durch  Aufklärung  die  immerhin  nicht  seltenen  Infektionen  durch1  Rasier- 
messer, Pinzetten,  Scheren,  Pinsel,  I  kindl lieber  usw.  zu  verhüten,  in 
seinem  Buche  »Haut-  und  Geschlechtskrankheiten'  verriffen  dichte 
er  1915  neben  einer  Übersicht  über  dieses  Oesamtffchiet  zum  erstenmal 
die  (.iriiudl.iffe  für  sein  Svstern  des  allgemeinen,  gleichen,  iliskrclen  An- 
zeige- und  Bcliaiidlsinsäpflidit,  Als  Verlasse  r  des  d  isk  ret  ionistische  11 
Gesetzentwurfs,  den  Frau  Dr.  Käthe  Schumacher,  Mitglied  der 
ejationaivcrsammlun;;,  bei  der  letzteren  beantragte,  bekam  er  tieferen  Ein- 
blick in  das  umstrittene  Problem  der  staatlichen  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten.  Durch  seine  öffentlichen  Kämpfe  {in 
der  Ta^c- presse,  da  die  bilirende  Fachpresse,  wie  gerichtlich  [csti»e>leHt 
wurde,  vil  10  Jahren  den  Ar^mr.culen  des  Verfassers  verschlossen  war), 
die  Sa  Iva  rsan  erfahr  und  die  von  ihm  sogenannte  a l i «tm  i n e,  e.1  eiche, 
diskrete  Anzeige-  und  llcliandlun^spfliclit  llliskrctionismus)  be- 
treffend,   hatte   er  Gelegenheit,  die    soaialkapilal istischeu  Manöver  ,c 


beobachten,  die  ;iciuacht  wurden,  um  eine  wirkliche  Heliiinipfini'j  de: 
Geschlechtskrankheiten  :>.u  liintcr'rcibeu.  liei  der  ( ')[i;ni>!lii insslclliini;  de- 
Vcrfassers  war  es  hicht  zu  verwundern,  daß  sein  früherer  Mitkämpfer,  der 

Antrat;,  dcl  Vciia--ci  uiiisre  an  der  iterliiur  l  Inivcrsilät  seine  Frfah runden 
auf  dem  Gcbicle  der  -Staatlichen  [lek,'iiii|ifnr!.n  de!  ( ie>chlechlskrnnkheiten" 


weiteren  akademischen  Kreisen  vortragen,  dnrch'iisel/cn.  Sn  stark  waren 
die  Kräfte,  die  ein  Interesse  daran  hatten,  dies  zu  verhindern,  so  schwach  war 
der  von  dem  vorrevolutionären  ehr«ei/i:;en  1  )e/ementen  Kecker  in  Wirklich' 
keil  dirh;icae  licv.  iluti-:  iii-uiirusie:-  selbst,  da  Ii  er  angesichts  der  1  lrohniif;eii 
von  salvarsauistischcr  Seite  nicht  einmal  -einen  ebenen  Antrau  durch- 
zusetzen vermochte.  Her  Verlasse"  hat  in  den  'haitiern  für  V^lksiud- 
kläning«  (Oranienburg)  unter  der  Überschrift  •Wissenschaftlich-kulturelle 
I)ek,.,ieu/ei>,lieiiiun;!.Ti-  Ii.  a.  auch  diese  Vor;;anj;c  beschrieben. 

Auf  Grund  der  schon  erwähnten  Studien  und  Tatsachen  glaubte  der 
Verfasser  trotz  aller  ans  der  Lnfl  ■les.'riffcucü  Verdachti'£im<;en  und  Ver- 
kleinerungen desvoneinem  > Sa] varsangegner«  geleiteten  Kultusministeriums 
über  des  Verfassers  wissenschaftliche  Tätigkeit  und  trotz  aller  in  einem  ge- 
heimen, aber  bekanntgewordenen  aiullictlvu  Verlcmnduiuisyutaehtcn  ent- 
haltenen Unwahrheiten  über  die  Forschungen  des  Verfassers  seitens 
der  Berliner  medizinischen .  Fakultät  (gez.:  Prof.  His.  Prof.  Franz),  trotz 
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der  systematisch  betrieben 
presse  über  das  Arbeitsgel 
und  legitimiert,  um  auf 
kritisches  Urteil  bilden  zu 
Becker-schen  Monopolpäc 
Schon  seit  langer  Zeit  ti 


Bern,  i 

den  Unterstaatssekretär  Qräf  beim  Wohlfahrtsministerium  gestellte 
Antrag,  die  Erfahrungen  des  Verfassers  auf  dem  Gebiete  des  Diskre Monismus 
in  den  "Ve.i.ftenthclmngen  auf  dem  dehiete  der  preuliisehen  Mcdizinal- 
verwalluug-  /u  |iii!>l i/ieivn.  diLiinlnrisch  —  wie  711  vermuten  —  beant- 
wortet worden  war.  So  trat  an  Stelle  des  halbamtlichen  der  Privat- Verlag, 
an  Steile  der  mehr  gebundenen  die  freiere  Kritik. 

Das  vorliegende  Werk  soll  die  breiteren  Volksschichten  in  die  modernen 
Streitfragen  und  in  die  wissenschaftlichen  Probleme  der  sexuellen  Frage, 
namentlich  im  Hinblick  auf  die  leges  lalae  et  leges  ferendae  einfuhren, 
damit  das  Volk  selbst  tu  den  Parlamenten  durch  seine  Vertreter  Stellung 
nehmen  kann. 

Sehr  richtig  sagt  der  bekannte  Verfasser  der  »Sexuellen  Frage«, 
Prof.  Ford:  'Nur  durch  Belehrung  des  Volkes  selbst  über  die  ganze 
Frage  kann  Wandel  geschaffen  werden.  Die  Hehiirdcn  sind  leider  zu 
sehr  Sklaven  der  altlk-rgeluachleii  Sitten  und  der  öffentlichen  Meinung. 
(Die  nutabene  meist  künstlich  d'.nxli  ad  Inn:  :?e^ri:iidete  private  Interessen- 
Vertretungen  mit  Hiife  der  von  diesen  dirigierten  Presse  gemacht  wird. 
Dr.  Dreuw.)  Man  muH  geradezu  durch  Änderung  dieser  öffentlichen 
Meinung  ihnen  allmählich  den  Mut  geben,  die  so  dringend  notwendigen 
Maßnahmen  zur  Besserung  unserer  Kasse  in  eine  gesetzliche  Form  um- 
zukleiden und  anzuwenden.  Die  Menschen  machen  zwar  die  Gesetze, 
aber  die  Gesetze  machen  wiederum  die  Menschen  und  bei  unserer  trau- 
rigen heutigen  menschlichen  Auslese  ist  es  verhängnisvoll,  dali  unsere 
Rasse  von  veralteten  und  verfehlten  Oesetzen  und  Anschauungen  be- 
einflußt wird.* 

Die  Widerstände  gegen  den  •  Diskretion  ismus  •  von  beamteter 
und  nichtbeamteter,  namentlich  von  spezial ärztlicher  Seite  veranlagen 
Fräulein  Dr.  med.  Lucia  Hahn  in  dem  fahrenden  Blatte  des 
Zentrums,  der  »Germania«  (Frauenwelt  vom  1 0.  4.  20)  folgenden  warmen 
Appell  an  die  Frauen,  die  fast  einstimmig  den  Antrag  auf  Einführung  der 
allgemeinen,  gleichen,  diskreten  Anzcigepflichl  stellten,  zu  entwerfen: 
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»Es  hieße  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschritten,  wenn  man  der  Aus- 
nahmen wegen  auf  die  Erfassung  der  grollen  Massen  der  Geschlechts- 
kranken (durch  die  .allgemeine,  gleiche,  diskrete  Anzeige-  und  Behand- 
hiiiiispFlidit')  t  er/ ich  toi  würde.  Wer  einen  einzigen  Tag  in  einer  Poli- 
klinik  für  geschlechtskranke  Frauen  aushalfen  muß,  wer  die  abgehärmten 
Gesichter  der  ewig  behandelten  Frauen  und  Kinder  vor  sich  sieht,  dem 
prägen  sieb  unauslöschlich  die  lauten  oder  wortlosen  Äußern  Ii  i:eil  innerer 
und  äußerer  Qital  der  Heimgesuchten  ein.  der  unschuldigen  Kinder,  der 
Iciclilsiiuiiecn  Mädchen,  der  betrogenen  Mütter  und  der  durch  unglück- 
lichen  Zufall  Angesteckten,  der  versieht  den  grollenden  Zorn,  der  jeden 
Vorurteilslosen,  i  Jubciangciien  crtalk.  wenn  tiefen  durchgreifende  ärzt- 
liche Maßnahmen  mit  pseudo-ethischen  Momenten,  wie  iiiisch  verstandenem 
Schamgefühl,  Propaganda  gemacht  wird.  Dali  es  ohne  Votksgesiiudhcu 
in  den  Gehirnen  einer  durch  Syphilis  verseuchten  Generation  überhaupt 

und  man  sollte  den  Mut  haben,  die  praktischen  Konscq Uenzen  daraus 

Her  Widerstand  liegen  den  ■  DiskretionisuiuS'  war  hesnnders  hl  der 
vorrevolutionären  prciiliischeii  .Mcdiziriahhteileug,  deren  Leiter,  ein  typi- 
scher Vertreter  der  Medizinal-Rcaktion,  durch  die  Revolution  gestürzt 
wurde.  Aber  seine  Assistenten  und  Proteges  und  damit  sein  Geist  blieben. 
Insbesondere  kämpfte  die  private  Deutsche  Gesellschaft  zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  dagegen  an.  Zaghaftigkeit,  Unkenntnis  der 
Verhältnisse  und  noch  größere  Rückständigkeit  traten  an  die  Stelle  des 
doch  immerhin,  wie  auch  der  Gegner  anerkennen  mul'.  zielstrebigen, 
gestürzten  Autokraten.  Unter  der  'revolutionären'  Kunktatorenpolilik 
fanden  die  betriebsamen  sexuellen  Opportunit als-  und  Koiincxionsprilitikcr 
Gelegenheit,  wenn  auch  nicht  im  Parlamente,  so  doch  in  den  behörd- 
lichen Ressorts  jeden  wirklichen  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  der 
diskreten  Erfassung  aller  Geschlechtskranken  und  auf  dem  Gebiete  des 
Schutzes  der  licvölkciLing  vor  \  rznei  w  i  1 1  kür  seitens  des  Sexual- 
kapital  ismus  zu  stören. 

Geradezu  grauenhaft  sind  die  <  Ipicr  dic-cr  Willkür,  die  zur  unkontrollier- 
baren wissenschaftlich  sanktionierten  Tötung  führt.  Ein  Hamburger 
Arzt  allein  beförderte  in  einem  Jahre.  1919,  sechs  Menschen  auf  Grund 
dieser  sexual  kapitalistischen  Massensuggestion  ins  Jenseits.  Andere  Ärzte 
fünf,  alliiere  vier  usw.  Geradezu  furchtbar  sind  die  Opfer  an  üclüni- 
erkrankungen.  Nach  einer  amtlichen  Statistik  kommen  auf  Konto  des 
Salvarsans  auf  100000  Patienten  630  Hautzerstörungen  (Necrosen),  1,3 
Erblindungen,  2,6  Erlaubungen,  9  Schwerhörigkeit,  62,2  Gehirnaffektionen, 
226,9  Lähmungen  (Neurorecidive),  16,2sichere, !  6,2  wahrsch  ein  liehe  Todes- 
fälle, d.  h.  im  ganzen  904,4  Unfälle,  d,  h,  beinahe  jeder  hundertste  Patient  be- 


□igitized  ö/ Google 


Zur  Einführung  XV 

kommt  einen  Unfall.  Da  erscheint  am  zehnjähri  gen  Jahrestage  der  §alvarsatl- 
einführung  ein  Buch  des  Kiclci  Professors  Clriirtericti.  des  Leiters  des  dorti- 
^euMarinela/arcUs  Iii  rGeschl  cell  rskraiike.itei  üherdie  Schäden  desSalvarsans 
am  Zentral  nerven  System  mittelsderbisher  geübten  Methode  dcrEinspritztiiiR- 
in  die  Blutadern  seine  Beobachtungen  an  8000  Soldaten  veröffentlicht. 
Hier  werden  Tatsachen  fcstgeslelll,  die  imslamie  sind,  au  das  Welt- 
gewissen zu  pochen.    84,7  Prozent  der  Soldaten  wiesen  trotz  aus- 


feile II,  dal!  die  hislit-:-  iihlirhe  Palvarsanheliaudle.il;;  trotz  anfiel -iester 
Durchführung  nicht  7.11111  Ziele,  im  Gegenteil,  zur  Hirn  er  weichung  und 
Kücken marksdarre  geführt,  Seite  137,  daß  sie  nur  zum  Scheinerfolg  ge- 
führt, daß  nach  zwei  bis  drei  Jahre»  mit  Sicherheit  auf  ernste  lichirnerschei- 
nungen  geschlossen  werden  könne,  Seite  128,  dali  in  etwa  40  Prozent 
der  Fälle  mit  Entzüudungsvorgangeu  an  den  Gehirnhäuten  zu  rechnen 
sei.  Seite  146,  datl  auch  im  f-'riihstatliuin  dir  Svr-hilis  trotz  allerbester 
Sslvarsanhcliandlum;  >-ar  nich:  sollen  schwere  Eil  l/.imdmiL.'S  vorhänge  an 
den  Gehirnhäuten  zustande  kämen,  bei  der  bisher  üblichen  Salvarsan- 
lii'liaiidliiii«  sei  entweder  eine  I  ah  in  Li  Iis;  (Nein-,  irecidiv)  oder  nach  längerem 
Verlaufe  eine  Oehirn-  oder  ! i l j c k l- i t 1 1 l;i = > i "> 1 1 i Ii s  oiier  Riickiimiarks- 
schwiiulsticlu  hczidiuis-swciss:  Hirrierweidimii:  mit  Sicherheit  zu  er- 
warten. 

Genau  vor  10  Jahren  klang  es  anders,  da  wurden  alle  Wamungsrufe 
wohlmeinender  und  uninteressierter  Volksfreunde  nicht  nur  überhört, 
sondern  die  letzteren  wurden  geketzert  und  verbrannt.  Genati  vor  lOJahren 
verbreitete  die  Ehrlich- Presse: 

»Nur  ein  Name  strahlt  hell  in  diamantener  Schrift  vom  Himmel  nieder. 
Sein  Träger  hat  Großes  getan,  und  es  ziemt  sich,  daß  am  letzten  Tage 
des  Jahres,  wo  er  der  Welt  seine  köstliche  Gabe  darbrachte,  die  dankende 
Menschheit  in  andachtsvoller  Verehrung  vor  diesem  Herrlichen  das  Knie 
beugt:  Paul  Ehrlich.  Millionen  Gegenwärtiger  hat  dieser  Denker  Er- 
lösung gebracht  und  Millionen  Künftiger  hat  er  von  Leiden  befreit,  an 
welchen  nicht  sie,  sondern  die  Sünden  der  Väter  die  Schuld  trugen.  Das 
Judenrum  hat  zwei  Gewaltige  hervorgebracht.  Christus  und  Ehrlich! 
Welches  Volk  vermöchte  noch  zwei  solcher  Namen  zu  mfiineu?  Schätzen 
wir  uns  glücklich,  daß  es  uns  vergönnt  ist,  den  einen  Messias,  der  die 
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Welt  von  Leid  erlöste,  von  Angesicht  zu  Angesicht  zu  schauen,  daß  wir 
ihn  den  unseren  nennen  dürfen  und  ihm  mich  die  Hand  drücken  können, 
dieweil  er  im  Lichte  wandelt.  Wenn  die  Namen  der  Großen  längst  in 
ewige  Nacht  getauchi  sind,  wenn  jalu lumdeik'  ilal:iiiyee,aii gen  sind  und 
selbst  ISismiireks  Manie  sasjenkail  wurde  in  Germaiiieiis  Gauen,  wird  von 
den  Sternen  hernieder  in  ewiger  Fkimir,cn;chönlKit  noch  der  Name 
Ehrlich  strahlen.  Der  große  Nazarener  flehte  den  Segen  des  Himmels 
auf  die  Völker  herab,  Ehrlich  aber  brachte  ihn  in  greifbarer  Form.  Wäh- 
rend der  erstere,  ohne  daß  er  es  wollte,  die  Fahne  des  Religionskrieges 
entfaltete,  bringt  Ehrlich  der  Menschheit  den  Frieden,  und  gute  Menschen 
in  Hütten  und  Palästen,  denen  er  verlorenes  üliick,  gesunkene  Lebens- 
freude zurückgab,  gedenken  lies  geliebten  und  verehrten,  des  uneigen- 
nützigen, bescheidenen  Mannes  an  der  Jahreswende  in  Dankbarkeit.« 
Dieser  auf  anderem  Gebiete  hochverdiente  Fürst  her  bekam  Auszeich- 
nungen n:id  Titel  nidi!  auf  Grund  einer  ,iil);ei:ieiiie:i,  sondern  durch  das 
sexualkanitalistifclie  Monopol-  und  l'ressrjsvsiern  besorgen  Kritik.  Hier- 
durch erhielten  Ehrlichs  und  eines  grölten  Teils  seiner  Erprober  über- 
triebene Behauptungen  einer  Therapia  magna  slerilisans  (Heilung  mit  einer 
SpritzeDimPuhlikumsozusageneiiieülfizielleAiierkeiuiiincdieinden  Augen 
der  Laien  von  ausschlaggebender  Bedeutung  und  für  die  weitere  Entwick- 
lung der  Ehrütii-Haia-Ait^efcuesiheii  von  besonderer  Wichtigkeit  war. 

Es  wird  Zeit,  daß  das  Gewissen  der  Kulturnationcn  sich  regt  Denn 
Schon  ist  nach  Berichten  des  irau/üsischerl  Kncgsmiiiislei-itniis  jede  vierte 
Person,  jeder  /weile  Erwachsene  an  Syphilis  krank  Und  in  aijderen  Landern 
ist  es  ähnlich  trotz  aller  Versuche  der  Sexual  Optimisten  und  -kapital  islen, 
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'erborgeucn  Sinn  manchen  Geheimnis 
ichen  Fällen  gelungen,  düstere  Schlei 
und  den  Weg  offenbarer  Wahrheil  z 
i  Erfolgen  wandeln  wir  auf  einem  s 
vielfach  im  Dunkeln.  Zwei  Gründe  11 


den  anderen  darin,  daii  wir  »ich!  -den  n<iki.-endi;;en  .Mut  haben,  uns  ühir 
die  unangenehm  berührenden  Seilen  des  in  Frage  stehenden  Problems 
und  libiTihe  von  /a  Iii  lesen  lineresseiHcit  aun.'cliimitcii  I  lindernis.se  hinweg- 
zusetzen  und  vor  allem  Liegen  uns  selbst  ltickhühlns  wahr  zu  sein,  selbst 
auf  die  Gefahr  hin,  das  Irakische  Schicksal  jene-  kühnen  Jiiu.alinys  r,i 
erleiden,  welcher  den  geheimnisvollen  Schleier  zerriß,  das  Bildnis  aller 
Bildnisse  schallte  und  mit  seinem  jungen  Lehen  dafür  zahlte. 

Die  Frage  des  menschlichen  Sexuallebens  und  seiner  sozial-biologischen 
f.iscliehiiiugeu  in  Verbindung  mit  den  erforderlichen  KccLlsiustitiniimcii 
isl  es.  welche  die  nicht  uuhedeiilcridsieit  ( icistei  ;uif  diesem  Gebiete  wissen- 
schaftlicher Forschung  angeregt  hat,  zu  ihr  Stellung  zu  nehmen,  und  ihr 
überhaupt  die  gebührende  Beachtung  innerhalb  der  verschiedenen  Zweige 
wissenschaftlichen  Erkennens  zu  verschaffen.  Im  Rahmen  der  Sexual- 
wissenschaft ist  es  die  Frage  der  Prostitution,  welche  im  Mittelp  Linkte 
steht;  die  Prostitution,  jene  seltsamste  Erscheinung  unseres  sozialen  Lebens, 
welche  uralt  durch  die  Jahrtausende  menschlicher  Zeitrechnung  schreitet. 
Selbst  abgezehrt  und  wankend  stellt  sie  ein  trauriges  liild  dar;  niemand 
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vermag  ihr  den  letzten  Wen  zu  ebnen,  Sie  lebt  und  bestellt  siegreich  Jen 
Kampf  gegen  ihre  ärgsten  Feinde,  Moralisten,  Mediziner  und  Juristen, 
speit  Hohn  der  Saumseligkeit  und  Inkompetenz  unserer  sogenannten 
(icsefzgehung,  welche  nicht  in  der  Lage  ist.  die  wichtigste  soziale  und 
hygienische  Angelegenheit  eines  Volkes  211  regeln.  Die  zur  Gesetzgebung 
berufenen  Faktoren  irren  in  dem  Labyrinthe  des  Minos  umher,  ohne 
einen  Ausweg  finden  zu  können,  derweil  ein  Volk  die  hohen  Säulen  seiner 
sittlichen  Weltanschauung  wanken  sieht  und  die  Gesamtheit  der  für  diese 
Frage  Interessierten  des  Befreiers  harrt,  der  das  von  unzähligen  Händen 
dargebotene  Garnknäuel  der  Ariadne  ergreift  und  mutig  den  gefahrvollen 
Weg  des  Theseus  betritt 

Der  Umstand,  daß  es  sich  bei  neuen  sexiialwisscnscliaftlichen  [-'ragen 
von  so  weittragender  Bedeutung  darum  handelt,  die  vielseitigen  He- 
7.1dl ungui  des  Sexuellen  zu  allen  Erschein  ungsHtnuen  menschlichen 
Gemeililebens  711  erkennen,  mögen  sie  rechtlicher,  sanitärer  physiologischer, 
sozialer  oder  allgemein  kultureller  Art  sein  —  dieser  Umstand  wird  es 
rechtfertigen,  wenn  man  der  Prostitution  und  innerhalb  dieser,  der  Frage 
des  Bordeltsystems  als  ihrem  Zcntralprohlcrnc  ein  wci'.gehL/ndcs  Interesse 
entgegenbringt.  Scheint  doch  die  Losung  dieser  Frage  gerade  in  der 
Jetztzeit,  riaclt  den  moralischen  Verheerungen  des  Krieges,  von  höherer 
Bedeutung  711  sein,  als  je  zuvor.  Denn  nach  den  Mitteilungen  Loesers 
auf  der  Naturforscherversammlung  1920  in  Nauheim  ist  minde- 
stens jedes  25.  Kind  in  Deutschland  schon  von  Geburt  syphi- 
litisch belastet.  Und  in  anderen  Ländern  wird  es  nicht  viel  besser  sein 
oder  werden,  lind  augenscheinlich  sorgen  ärztliche,  spc7iakir/tlichc  und 
nichtärztliche  Sexualkap  italisten  und  Sexual  Optimisten  dafür,  dal)  diese 
Zahl  von  Tag  zu  Tag  höher  steigt.  Jeder  mufi  sieh  durch  eine  lange  Zeit 
hindurch  ringen,  in  welcher  er  einen  schweren  Kampf  zu  bestehen  hat 
mit  den  übergroßen  Zweifelsfragen  des  Geschlechtslebens.  Es  heißt; 
Stell ungnehmen  gegenüber  diesem  ärgsten  Feinde  und  sich  in  ernster 
Selhstenziehung  eine  gefestigte  Ansieht  schmieden,  welche,  so  scharf  wie 
Notung,  jederzeit  in  der  Lage  ist,  den  gleißenden  Amboß  der  Versuchung 
zu  zertrümmern.  Diese  Tatsache.  d;il>  wir  alle  ohne  Ausnahme  von  der 
Wichtigkeit  der  Frage  des  Verkehrs  der  verschiede  neu  Geschlechter 
berührt  werden,  hat  zuletzt  den  Anstoß  gegeben,  diesem  bevölkerungs- 
politisch so  wichtigen  Problem  so  viel  Zeit  und  Arbeit  zu  widmen  und 
trotz  aller  Gegnerschaft  nicht  zu  erlahmen.  Leider  spielen  ego  cell  frische 
und  sexual-kapitalistische  F.rwäguugen  vieler  Kreise  eine  nicht  zu  ver- 
kennende Rolle,  die  durch  ihre,  wenn  auch  manchmal  bloti  äußere  oder 
durch  ihre  Titular- Autorität  auf  die  Lösung  diese-  Problems  einen  ernikn 
Einfluß  haben,  und  unter  dem  Scheine  der  Neutralität  die  Behörden  be- 
einflussen, letzten  Eudes  nicht  der  Allgenkinheit.  sondern  versuvkleii 
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Eigeninteressen  zu  Liebe  auf  die  Parlamente  einzuwirken.  Aber  die  Not 
der  Zeit  hat  doch  mancheinem  die  Augen  geöffnet. 

Es  gilt,  dem  riesigen  Molocli  unserer  vergifteten  Sinnenkultur  die  Opfer 
so  viel  wie  möglich  zu  entreißen,  welche  er  jährlich  verschlingt  lind  nur 
diejenige  Form  der  staatlichen  Bekämpfung  der  venerischen  Krankheiten 
scheint  hierzu  geeignet  zu  sein,  die  zugleich  den  Grundstein  legt  zu  einer 
neuen  Verantwortwort lieh keitsm oral,  zu  einer  Ethik  der  Enthaltsamkeit, 
deren  Poslulat  das  einzig  und  allein  wahre  geistige  Menschentum  ist 

Ob  es  jemals,  seihst  nachdem  der  Sturm  des  Krieges  und  der  Revolution 
sich  gelegt  hat,  gelingen  wird,  dem  wahrhaft  sittlichen  Ideale  einer  Nation 
auch  nur  nahe  zu  kommen,  geschweige  gat  es  zu  erreichen!  Wer  wollte 
es  wagen,  hierauf  Antwort  zu  geben?  —  Jenen  Irrtum,  »der  sich  auf  uns 
selbst  und  unsere  Krähe  bezieht«,  nennt  Goethe  den  »wunderbarsten', 
und  zwar,  da  »wir  uns  einem  würdigen  Geschäfte,  einem  ehrsamen 
Unternehmen  widmen,  dem  wir  nicht  gewachsen  sind«,  wenn  »wir  nach 
einem  Ziele  streben,  das  '.vir  nie  erreichen  können.  Die  daraus  entspringende 
tantalisch -sisypl lisch c  Qual  empfindet  jeder  mir  bitterer,  desto  redlicher 
er  es  meinte.  Und  doch  sehr  oft,  wenn  wir  uns  von  dem  Beabsichtigten 
liir  ewig  getrennt  sehen,  haben  wir  schon  auf  unserem  Wege  irgendein 
anderes  Wünschenswertes  gefunden,  etwas  uns  GemätScs,  mit  dem  uns  zu 
begnügen  wir  eiger.lliclt  gehören  sind. .  Verzagen  wir  niclil!  Der  Staat  ist 
an  der  Reihe;  er  mult  seine  Schuldigkeit  tun,  soll  er  nicht  sich  selbst 
dem  Untergange  weihen.  Die  Zeiten  sind  ernst!  —  Caveant  consules! 
Kein  übergroßer  Pessimismus  darf  uns  lähmen,  aber  die  Worte  des  Horaz 
seheinen  auch  für  unsere  Tage  ihre  Bedeutung  nicht  verloren  zu  haben: 

•Damnosa  quid  non  imminuit  dies 

Aetas  parenlum  peior  avis  tulit 

non  nequiores,  mox  daturos 

progeniem  vitiosiorem!« 

Der  25.  Februar  1 9211  war  insofern  ein  besonders  wichtiger  Tag,  als  au 
den iselben  in  der  prei: Hisel: en  I  :ijiiIi-sviTs.imm!ii]ig  (rot/  alli-i  I  lindeniis.-c  die 
Einführung  der  all  gemeine  ii.  gleichen,  diskreten  Anzeige-  lind  UehattdUiugs- 
[iflieht  (Diskretiotiisiiris)  beschlossen  wurde.  Sieherlieli  in  kulturgeschicht- 
licher Auffassung  eine  Tat!  Durchaus  zutreffend  schreibt  der  Schweizer 
Gesundheitspolitiker  Dr.  P.  CATTAN1  in  der  »Neuen  Zürcher  Zeitung.: 

»Zu  einer  wahren  Seuche,  namentlich  in  den  Städten,  sind  die  Geschlechts- 
krankheiten geworden.  Aber  gerade  der  Lösung  dieser  Frage  gegenüber 
hat  sich  der  heutige  Staat  als  vollständig  impotent  erwiesen.  Rat- 
uiid  hilflos  zwischen  Reglementierung  der  Prostitution  und  freiem  Stralien- 
betrieb  hin-  und  herpendelnd,  hat  er  noch  nie  den  Versuch  gewagt,  die 
Ausrottung  der  Gcsclilecli^ki-inUicitcii  mit  fester  Hand  durchzuführen. 
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Der  Vorschlag  v.  Bunge's,  alle  ansteckungsfähigen  so  lange  abzusondern, 
bis  sie  nicht  mehr  anstecken  können,  wird  wohl  noch  lange  auf  Ver- 
witklichung  warten  müssen.  Aber  es-  wäre  schon  unendlich  viel  getan, 
wenn  man  nur  wenigstens  dem  Plan  zur  Überwachung  der  Geschlechts- 
krankheiten mittels  der  allgemeinen,  gleichen  diskreten  Anzeige-  und 
Behandlungspflicht  nähertreten  würde.  Dieser  (ordert  im  wesentlichen  die 
Anzeigepflicht  des  behandelnden  Ar/tcs  für  alle  männlichen  und  weib- 
lichen Geschlechtskranken,  die  Verpflichtung,  sich  einer  Behandlung  /.n 
unterziehen,  und  die  Überwachung  der  Behandlung  durch  den  Staat  bis 
zum  Abschluß  derselben.  Die  nötige  Diskretion  ist  nach  dem  Vorschlag 
weitgehend  gesichert.« 

Danach  ist  es  die  höchste  Zeit,  daß  Europa  und  mit  ihm  die  übrige 
zivilisierte  Welt  in  sieh  gehe  und  Wandel  schaffe  auf  dem  heiklen  Gebiete, 
von  dem  hier  der  genannte  Schweizer  Arzt  die  dunklen  Schatten  hinweg- 
gezogen hat.  Allerdings  muH  auch  liier  nachdrücklich  betont  werden,  dalt 
Uuvollkomnicnhciteu  im  ( '[ememschaftsk'hcii  der  Manchen  wohl  immer 
anzutreffen  sein  werden.  Denn  die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dal)  beispiels- 
weise die  Gesetze  allein  weder  Eigentums-  noch  Personen -Vergehen  aus 
der  Welt  schaffen.  Aber  es  darf  doch  nicht  heißen,  daß,  wenn  hier  der 
Weg  der  Gesetzgebung  weiter  beschritten  werden  soll,  die  Gesetze  sich 
n teilt  wie  eine  ewige  kein -hell  roilcrbcn  dürfen.  Sie  mit ssen  aus  Wohl m  >llrn 
und  sozialer  Einfügung,  aus  dem  Drange  nach  Gerechtigkeit  geboren 
sein,  einer  Gerechtigkeit,  die  nicht  bloli  hitcrcs-cnschnt/  für  die  Geldsack- 
mächtigen  bietet,  sondern  ausnahmslos  allen  Schichten  zugute  kommt. 

In  meiner  Eigenschaft  als  Polizeiarzt  in  Berlin  hatte  ich  Gelegenheit, 
in  das  Triebwerk  des  modernen  l'mstitutiouslcbcus  der  Weltstadt  und  der 
Weltstädte  tieferen  Einblick  zu  gewinnen.  Aber  gerade,  wer  in  diesem 
merkwürdigen  polizeijrzllichcii  Betrieb  als  Regulierender  gestanden  Ii«;, 
der  hat  auch  /»nächst  da:;  liecl'.l,  ja  sogar  die  Pflicht,  Änderungen  herbei- 
führen zu  helfen.  Ist  es  doch  ein  furchtbar  grausames  Schicksal,  das  hier 
— ■  und  was  das  Schlimmste  ist  —  in  überwiegender  Zahl  junge  Menschen, 
nicht  selten  im  Jugendalter  unter  1  (>  Jahren  nach  den  Stürmen  des  Welt- 
krieges so  hart  trifft,  dalt,  man  kann  es  wohl  ruhig  aussprechen,  Ver- 
bannung, selbst  Verurteilung  zu  Zuchthausstrafen  im  Vergleich  zu  der 
gesellschaftlichen  Achtung  dieser  Unglücklichen  nicht  härter  empfunden 
werden  können. 

Der  Gegenstand  des  Buches,  das  sich  mit  dem  Kampfe  um  die  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  vor:  Staats  wegen  beschäftigt,  macht  cs  not- 
wendig, daß  sich  derjenige  Teil,  weichet  die  Kleinigkeit  des  sogenannten 
Diskretion ism us  klarzustellen  sucht,  im  Rahmen  wissenschaftlicher  Polemik 
hält.  Denn,  mag  es  auch  paradox  klingen,  die  soziale  Welt  bewegt  sich 
nichtsdestoweniger  in  mehr  oder  weniger  schroffen  Gegensätzen.  Sie 
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Lind  bürokratischer  Sorglosigkeit  ihre  feiten  Pfründe  genießen.  Sie  ver- 
mögen in  ihrem  eigenen  dolce  far  niente  ja  nicht  einmal  einzusehen,  daß 
jedweder  sozialhygienische  Fortschritt  hienieden  einen  beträchtlichen  Ver- 
brauch von  Nerv  en  kraft  zur  Voraussetzung  hat.  Gar  sehr  sind  die  Opfer, 
in  iien  sozialen  Kampf  Gestellt,  den  Verleumdungen  jener  Kaste  ausgesetzt. 
Sie  verkehrt  in  Unnatur,  was  Nalur  ist,  d.  h.  was  einesteils  int  biologischen 
Prozesse  sich  Iiis  verbraucht  niederschlägt,  audcrufeils,  was  daraus  Neues 
ausgewirkt  wird.  Dekadenz  und  Renaissance  erscheinen  demnach  im  Leben 
de;  Gcmciuscliait  überhaupt,  also  durchaus  nicht  bloit  der  hochentwickelten 
Kulturvölker,  wie.  Nietzsche  bchaiintel.  kausal  bedingt. 

So  mul!  es  als  eine  Grundfrage  der  Leben  sanseli  au  ung  aufgefaßt  werden, 
die  elcr  Diskretionismus  für  seine  Wegehahnung  stellt  und  um  dessen 
Einführung  Verfasser  Jahr  und  Tag  kämpft.  Für  ihn  gibt  es  in  ethischer 
I  imsiclit  keitic  Bevorzugte;  erst  aus  rein  ökonomischen  Ursachen  ergehen 
sich  soziale  Differenzierungen,  die  in  Privilegien  der  begüterten 
Kaste  einerseits,  anderseits  aber  in  Unterdrückungen,  Versklavung  des 
wirtschaftlich  Übervorteilten  beredtesten  Ausdruck  finden.  Weniger  um 
des  Volkes  als  des  eigenen  Wohls  ist  es  der  hochmütigen  Kaste  der 
Privilegierten  zu  tun!  Wehe,  wer  gegen  ihre  harten  Moralgesctze  verstößt, 
die  sie  zwar  selbst  unverletzlich  machen,  umso  rücksichtsloser  aber  gegen 
die  Übervorteilten  angewendet  werden,  gleichviel,  welches  das  Schicksal 
der  Masse  infolge  dieser  Rechtspolitik  sein  würde.  Gerade  auf  den  höchsten 
Höhen  der  beiden  Kulturvölker  sanken  Hellas  und  Rom  hin.  weit  ihre 
Verantwortlichen  die  Folgen  der  Kulturkraiikheitcn  außer  acht  liefen. 
Iii.  an  da*  Mark  des  staatlichen  ( Ii ü -i n im 1 11 1 -.  grii'i  die  Seuche,  das  mjv  uel  le 
Laster,  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  um  sich.  Und  wenn  es  Schrift- 
steller IRie/lerl  gibt,  die  Irol/dem  behaupten,  dalt  Rom  nicht  au  Aus- 
schweifungen, sondern  an  wirtschaftlicher  Zerrüttung  zugrunde  gegangen 
sei,  so  muß  ich  dagegen  einwenden,  daß  diese  eben  nur  die  Folge  von 
jeueil  war,  das  I  asler  allmählich,  aber  znlcl/t  mit  L::iatisweldilichkc-il 
die  Arbeitskraft  zerstört  hatte. 

Mau  sollte  meinen,  dal!  Vtrlksführcr  zu  Zeiten  staatlicher  Umwälzungen 
sich  jener  Dckadcuzerschciiunigcn  älterer  Kultur  erinnerten  und  sich 
bewulll  wären,  weicht-  ernsten  Gefahren  der  suzialhy^tcnisdir  Svhleiidtian 
in  -ich  berge.  Allein  ( iicisenh.n'igkcit.  wenn  u'cht  juvenile  Ängstlichkeit 
führt  alleweil  zum  Koni  pro  m  i  Ii,  dein  Todfeind  des  heldenhaften  Kampfes 
und  damit  allen  Fortschritts,  Nur  ja  nicht  anstoßen,  ja  nicht  persönlich 


werden,  lediglich  einen  Kampf  gegen  das  System,  wennschon  man  er- 
kennen müßte,  daß  kein  System  ohne  Persönlichkeit  vertreten  werden 
kann.  Allenthalben  gibt  man  sich  so,  daß  Lob  und  Anerkennung  die 
Frucht  einer  Tätigkeit  ist,  die  weit  vom  Wesen  des  menschlichen  Fort- 
schritts entfernt  ist  Namentlich  auf  dem  Oebiete  der  Sexualhygiene  tritt 
dies  deutlich  zutage.  Erstrebte  Titulaturen  der  «Leitenden«  täuschen  über 
wahre  Erfolge  hinweg.  Und  wenn  man  noch  ein  wenig  näher  hinsieht, 

da  sind  es  eitel  Kompromisse  zwischen  Ämtern  und  Sexu.il Kapitalisten; 
da  merkt  der  Laie  schwerlich  etwas  davon,  wie  es  in  Wirklichkeit  zu- 
gegangen, damit  die  angeblich  neue  ücsi^idhcttspflca;!:  dem  Partei  kämpft' 
entrückt'  blich.  Ilcdcmsam  i;eiU!t;  ist  ja  in  dieser  Hinsicht  Jas  Puch  'I  des 
Ministerialdirektors  Dr.  Gottstein  (Die  neue  GesLindtieitsiiilcael. 

Die  Gesundheitspflege  ist  niehl  bloß  Sache  des  Einzelnen,  sondern 

ebensosehr  des  Gemeinschaftslebens.  Aber  nichts  stöiit  auf  heftigere  Wider- 
stände als  gerade  neue  Ideen  auf  dem  Gebiete  der  sexuellen  Hygiene,  also 
der  Sii/ialelhik.  Die  Lethargie  der  alten  Männer  spiei/t  sich  am  lieft \u~ teil 
i;eL[en  diesen  Fortschritt,  sicherlich,  "eil  >ie  daraus  die  Jk-iiiTcli-Lin^  für 
den  Verlust  ihrer  Pfründe  ziehen.  Sorgsam  bleiben  sie  auf  der  Hut,  dali 
nur  ja  der  böse  Neuerer  kein  Unheil,  jedoch  nicht  um  des  Volkswohles 
willen,  sondern  für  ihre  eigene  Person  anrichte.  Jeder  Verschleppungs- 
wiMich  k;  gleich  vcrdauiuieiiswc] I.  I  Mit:  jiegem'.'äilie.  diäin;t  es  zur 
entschlossenen  Tat,  nachdem  das  Problem  des  Diskretionismus  in  der 
preußischen  Landesversaitimlung  die  Beachtung  gefunden  hat,  die  es  in 
Anbetracht  des  Überhandnehmens  geschlechtlicher  Ausschweifung  und 
ihrer  verheerenden  Folgen  so  sehr  verdient.  Der  Augenblick  ist  ge- 
kommen, wo  außer  der  preußischen  Landesvertrelung  auch  das  Reich 
durch  seine  politische  Vertretung  die  diskretionislische  Idee  ver- 
wirklichen helfen  muri.  Allerdings  müßten  dann  auch  in  PreuHen  auf- 
rechte Männer  im  Parlament  auf  der  Hut  sein,  daß  der  exklusiv-büro- 
kratische Widersland  am  Fnde  nicht  zu  einer  Salwiticnini;  des  Parlamcnts- 
beschlusses  ausarte.  Vielmehr  muß  der  Leiter  der  Medizinalabteilung  im 
preußischen  Wi ihliamls-nimislei inni.  wer  es  auch  sei,  ungehalten  werden, 
damit  endlich  zur  Tat  werde,  was  längst  vom  Volke  gefordert  ward.  Er 
hat  demnach  als  Vertreter  l'reulicris  im  Ueichslage  klipp  und  klar  zu  er- 
klären, dal!  namens  des  preußischen  Volkes  die  allgemeine  und  diskrete 
Aü/eigcpflichl  in  die  Slaatsineiii/in  eingeführt  wird.  Oder  sollen  etwa 
andere  nachholen,  was  hier  verabsäumt  wurde  und  wird? 

Bei  der  Einführung  des  »Diskretionismus-  stehen  sich  zwei  Welt- 
ansclliiiuuigcn  ncgeiiühc:-.    Auf  iler  einen  Seite  der  numi ipnlisieite,  sich 

')  Adolf  OottstiMTi.  Die  ii.TC  ni'Mirnllii'Lt^iilleije.  .-iianilhniL;  gemein- 
verständliche! Schrillen  :  Die  neue  Weh  .  Mcraus!'ej.-eheci  v.m  Ahrdt  Manes. 
Verlag  Karl  SiEismund,  Berlin.  176  Seiten  8°. 
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meist  der  Gunst  der  Behörden  erfreuende  Kastendünke]  dir  Sc^ual- 
kapitaltsten,  auf  der  anderen  das  Wohl  des  Volkes,  ja  die  Sorge  um  dessen 
Untergang.  Diese  wissen  ihr  niillionisierics  Kluhses^ellcheu  unter  wohl- 
klingenden Namen  und  durch  Organisationen  nichtsahnender  Mitläufer 
der  verschiedensten  Klassen  derartig  zu  verbergen,  daß  die  letzteren  und 
die  Behörden  gar  nicht  merken,  wie  sie  unter  allen  möglichen  gemein- 
nützigen Titeln  und  Filmaufführungen  dem  Sexualkapitalismus  dienen, 
wenn  nicht  gar  die  Personen,  die  die  Behörden  darstellen,  durch  die  auch 
in  Deutschland  heute  übliche  ■Amidade«  in  das  Amt  gebracht  werden. 
Man  us  manuin  lavat! 

Man  sollte  erwarten,  daß  die  Verantwortlichen  sich,  der  Gefahr  des 
laisser  faire,  laisser  aller  bewulit  wären.  Denn  Medizin  und  Hygiene  sind 
ein  Teil  der  Politik  und  des  Parte iwesens.  In  ähnlicher  Weise  hat  sich 
Rudolf  Vircliow  riiisgejpriu'h™.  Durch  eine  nachlässige  oder  gar  falsch 
geleitete  Gesundheitspolitik  werden  und  wurden  vielleicht  mehr  Menschen 
zugrunde  gerichtet  als  in  Kriegen  getötet.  Das  wichtigste  Kapital  eines 
Staates  aber  ist  der  gesunde  Mensch. 

Professor  Gougerot  von  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität 
Paris  hat  in  einer  ISrn-diim-  die  Vei  breittun;  der  Syphilis  in  Frankreich 
behandelt  und  verlangt  dringend  Abwehrmußnahmen  in  der  strengsten 
Form.  Jeder  nehme  Krankheitsfall  in  Frankreich  beruhe  auf  Syphilis.  Der 

fünfte  Teil  aller  Erwerbslosen  ist  nach  Professor  Gougerot  von  der 
Syphilis  angesteckt  In  den  letzten  zehn  Jahren  habe  diese  Krankheit  in 
Frankreich  1500000  Menschen  getötet  Was  vier  Jahre  Krieg  kaum  er- 
reichen konnten,  hat)-.-  diese  Seuche  in  zehn  Jahren  an  Opfern  gefordert. 
Nach  Professor  Gougerot  kommt  man  zu  dem  Resultat,  daß  diese  Seuche 
jährlich  1,5  Milliarden  Franken  allein  dem  Staate  kostet  Die  Hälfte  der 
Krankenhäuser  und  Lazarette  wäre  nicht  nötig,  wenn  die  Seuche  auf  das 
■Minimum  ihrer  Verbreitung  gebracht  werden  könnte.  Wenn  die  heran- 
wachsende Jugend  die  Schule  verläfft,  kommt  sie  bereits  in  Gefahren, 
und  mit  Beginn  der  Militärzeit  seien  d:e  meisten  jungen  Leute,  die  man 
später  als  syphiliskrank  entdeckt,  schon  augesteckt  gewesen.  Den  Haupt- 
krankheitsherd  bildeten  in  Frankreich  die  Frauen.  Dazu  komme  noch, 
dali  die  Seuche  in  erheblichem  Malie  durch  die  Abkömmlinge  aus  den 
Kolonien  und  die  schwarzen  und  schien  KnhaiiAlsnloalen  eingesehleppt 
werde,  so  dafi  sich  der  Umfang  der  Seuche  erschreckend  ausdehne. 

Wer  einmal  versucht  hat,  eine  neue  s'väilhygieiuseh  gruße  aiijieblich 
dem  Parteikampfe  entrückte  Idee  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Scxualliygiene 
durchzusetzen,  der  wird  bald  merken,  welche  Parteien  und  Medizinalbcamte, 
die  glauben  durch  ihr  Amt  allein  die  wahren  Vertreter  der  Si i/ialhiejenc 
zu  sein,  gesen  diese  Idee  mobil  ncmaeiit  werden.  Meist  solche,  die  ganz 
besonders  den  •Fortschritt-  betonen.  Ein  leitender  Sozial hygieniker,  der 


aii  prominenter  Su-Ul-  die  .Sozialhygiene  als  dem  I " ; i v c i_- i k .1 1 n p f  entrückt» 
erklärt,  dürfte  sieh  ik'r  Tragweite  des  l'n >[>li-nit.  dir  Sozialhygiene  nidil 
genügend  bewußt  sein.  Vielleicht  isl  der  Wunsch,  es  mil  keiner  Partei 
zu  verderben,  der  Vater  dieses  eigenartigen  Gedankens  gewesen.  Gewiß 
ist  die  ^Gesundheit  das  gemeinsame  Ziel  aller  Parteien- .  Aber  gerade, 
weil  diese  und  die  Personen,  die  sie  repräsentieren,  auf  verschiedenen, 
geraden  und  krummen  Weyen  dieses  Ziel  zu  erreichen  suchen,  stellt  die 
Sozialhygiene  mitten  im  Partei  kämpfe,  Sie  kann  nur  durch  Kampf,  nicht 
durch  seniles  KnmpromiHIertum  vorwärtsgebracht  werden.  Und  das  so- 
genannte Rüstzeug  der  Wissenschaft  dient  dann,  da  diese  dem  einen  die 
hohe  Göttin,  dem  andern  die  melkende  Kuh  ist,  vielfach  nur  dazu,  den 
Parteizwecken  förderlich  zu  sein. 

Welches  aber  die  Grundfrage  im  Folgenden  sein  wird,  und  wem  das 
Primat  der  Lösung  des  Problems  zukomme,  nb  dem  Arzte  oder  Juristen, 
oder  beiden  in  gemeinsamer  Arbeit,  oder  aber  dem  Philosophen  unter 
der  Führung  der  kirchlichen  Moralisten  oder  Ethiker,  oder  endlich  dem 
Politiker  oder  Soziologen,  der  weit  mehr  auf  Grund  psych ologiscli  ver- 
tiefter Erkenntnisse  Krankheitserschein miijcn  einer  überalterten  Kultur  zu 
beurteilen  in  der  Lage  (st  als  irgendwer,  das  kann  nur  davon  abhängig 
gemacht  werden,  wie  man  sich  zum  Lebensproblem  der  Menschheit 
a  priori  stellt.  Denn  die  sexuelle  Frage  ist  das  Lebensproblem  im 
weitesten  und  eigentlichen  Sinne  des  Woncs.  Iis  handelt  sieh  dabei  mn 
gewisse  Kantetet!  in  betreff  des  Eni  Liijtbefriedigimg  und  Fortpflanzung 

will,  so  mufl  man  zugeben,  dafi  diese  Vorsieh  IsmaH regeln  im  offenerWider- 
srreit  mit  dem  dringendsten  ethischen  Bedürfnis  stehen,  nämlich  dem  aus 
den  Lebenstatigkeiten  quillenden  Drange  nadi  Begattung-,  Dieses  Be- 
dürfnis, das  keinesfalls  ausschließlich  physiologisch  erklärt  werden  kann, 

Askese  verdammter  Mensch  verliert  diese  starken  Regungen.  Auf  diese 
hat  der  Staat  Rücksicht  zu  nehmen.  Der  Staat  ist  seiner  Individuen  und 

ändern.  Aber  niemals  die  angeborenen  Eigenschaften  der  Menschen.  Die 
Ausnahmen  bestätigen  die  Regel.  Das  Gesetz  aber  soll  den  der  Fort- 
pflanzung und  der  Libido  gleichzeitig  dienenden  litgimgcii,  die  den; 
ganzen  Tier-  und  Mensehen  reiche  anhaften,  die  Toleranz  erweisen,  die 
die  Umstände  jedes  einzelnen  Menschenlebens  fordern.  Auch  den  Folgen 
dieser  Regungen,  sei  es.  daü  es  sich  um  Schwangerschaft  oder  Ge- 
schlechtskrankheiten handelt  Damm  darf  man  auch  getrost  den  Satz 
aufstellen,  daß  das  menschliche  Zusammenleben,  dal[  die  Gesellschaft, 
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ik'ii  Geschlcehlsverkelir  in  .itu  zur  Voraiisseizmij;  hüt.  Der  Verfasser  (eilt 
damit  im  großen  und  ganzen  nur  den  Standpunkt,  den  der  frühere 
Dresdener  Staatein  wall  Dr.  Wuliien  ,  jetziger  Ministerinlnii.  ein^uniiir.infii 
und  den  der  Tübinger  Professor  Dr.  üaupp  in  einem  gedruckten  Vortrage 
im  Winter  191*)  vor  seinen  Hörern  mit  i;län«ncom  Halali  verteidigt  hat. 

Die  Behauptungen  für  und  gegen  von  berufenei  und  unberufener  Seite 
drängten  den  Verfasser  im  2.  Teil  dieses  liuehes  in  eine  Stellung  der  Ab- 
wehr, nicht  der  Herausforderung.  Auf  Theorien  und  bloße  Hypothesen 
i>l  hier  kein  Verlali.  Verfasser  'ne.  ef  dr.her  vor.  die  praktischen  hrgehni^fe 
der  parlamentarischen  Verhandlungen  in  wortgetreuer  allein  beweiskräftiger 
Wiedergabe  mit  ins  Feld  zu  führen.  Auf  diese  Weise  .vird  die  Richtigkeit 
der  Ansichten  den  Verfassers  uffenbar  eindrucksvoller  erbracht  als  mit 
Schlu  lifo lj;erun gen  aus  abstrakten  Theoremen.  So  lasse  ich  hierbei  meine 
Gegner  ebenfalls  zu  Worte  klimmen,  inn  jeden  liinwand  von  ihrer  Seite 

Verfasser  möchte  nicht  unterlassen,  Herrn  Dr.  jur.  Schön  mann  für  die 
wertvolle  Mitarbeit  bei  der  Abfassung  der  Abschnitte  A  und  C  des  Buches 
ausdrücklich  zu  danken.  Die  Revisionen  des  liuclics  sind  von  den  Herren 
Lauil^crielitf-rai  Dr.  jur.  et  pliil.  Ii.  Ii nven s ieneu  und  dein  Soziologen 
Werner-Kautzseti  gemacht  wurden.  Audi  ihnen  möchte  ich  an  dieser 
Stelle  meinen  verbindlichsten  Dank  abstatten.  Ebenso  gebührt  der  Verlags- 
handlusig  Loh  für  die  würdige  und  sori;iiiltii!e  Ausstattung  des  Buches 
und  Anerkennung  für  ihre  Bereitwilligkeit,  durch  Übernahme  des  vor- 
liegenden Werkes,  die  noch  ungelösten  Fragen  zum  Austrag  und  zur 
F.n^elii.'iiUnl^  bringen  zu  helfen. 


A. 


Sexuelle  Ethik  und  ihre  Beziehungen  zur  Gesetzgebung. 


Bi 


Wege,  auf  denen  es  möglich  ist,  zu  einer  methodologischen  Behandlung 
zu  gelangen.  Der  ältere  von  diesen,  wie  ihn  die  Vertreter  der  antiken 
Ethik,  Sokialcs  „ud  AH  Stotels  s;fi;;in  !:c  i  ■  siiul,  findet  j-viiu-  Charaktcrisierim;: 
darin,  (.lall  man  von  sittlichen  l/ricilet],  für  »eiche  ein  natürliches  SilteJi;;esct/ 
die  Grundlage  bildet,  ausgeht,  diese  individualisiert,  um  allmählich  infolge 
einer  Abwertung  aller  Linzel  heilen,  in  einem  objektiv  ethischen  Prinzip  zu 
i:claii;.:eii.  Der  jüngere  Wci;,  den  uns  die  christliche  Lthik  gewiesen  hat,  he- 
s:chl  darin,  dali  man  sieh  bemüht,  '.inen  allgemeinen  umfassenden  Mnral- 
begriff  zu  konstruieren,  um  iiier  nach  auf  analytischem  Wege  diesen  in 
seine  einzelnen  Zweckbestimmungen  aaf/ulöscn.  Letzteren  wird  man  zweck- 
mäßig einzuschlagen  haben,  denn  die  inlgcude  Darstellung  de;  tatsächlichen 
Zustände,  vorwiegend  der  Bordcllprostitutioii,  wird  die  Notwendigkeit 
eines  sexuellen  Moralpi  m^ps  rechtfertigen  und  die  einzelnen  sich  hieraus 
entwickelnden  Zwecklic-tiui[n'.u].c.cn  erkennen  la>scu.  Es  würde  weit  über 
den  Rahmen  diese:  Darstell unc  hinausgehen,  wollte  man  auf  die  einzelnen 
Moralsys'.cme  und  ihre  praktische  An  wen  rl  i,'siui>;;l  ieli  koi:  auf  das  Sexual- 
leben eingehen.  An  sich  isi  es  auch  nicht  von  aussei  da  !!c,che:i  der  Hcdeutung, 
nli  iii;'.n  auf  ilerti  Staud| mukte  de?.  EmpiriMiiu;.  ;1chl,  der  allerdings  die 
.Uli  unserem  Gebiete  wichtige  Treiuunii:  vnu  Moral  und  Religion  und  die 
empirisch -psychi  (logische  Begründung  der  Sittlichkeit  durchgeführt  hat,  d.h. 
der  spekulativen  Begründung-  Descarics  folgt,  wobei  man  sich  in  Ab- 
hängigkeit von  der  Theologie  begibt,  oder  ob  man  Spinoza  oder  Leibniz 
huldigt,  von  denen  der  eine  "pantheistisch  die  Idee  der  absoluten  Sub- 
stanz zum  Angelpunkt  seiner  ganzen  Weltanschauung  erhebt« während 
der  andere  die  Persönlichkeit  Gottes  in  den  Mittelpunki  stellt  und  in 
diesem  den  Schöpfer  einer  sittlichen  Weltoi  dmuig  vermutet,  ob  man  ferner 
in  dem  Begründer  des  spekulativen  Idealismus  seinen  Erlöser  zu  finden 
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glaubt,  der  sich  von  der  metaphysischen  Begründung  sittlicher  Nonnen 
Willig  iosh'ist  iiikI  .las  sittliche  HewtiUtsciri  an  die  Spitze  >ld'l,  aus  welchem 
heraus  alle  Sittlichkeit  entstehen  soll,  oder  ob  man  schließlich  an  die  sittliche 
Triebkraft  lediglich  als  ein  iibermachtiires  Gefühl  glaubt,  welches  uns  in 
keiner  Lebenslage  verlalit  und  in  uns  durch  einen  psychischen,  geheimnis- 
vollen Mechanismus  berechtigte  Empfindungen  die  Räder  des  moralischen 
Getriebes  in  Schwung  zu  setzen  vermag.  Diese  Variationen,  so  außer- 
ordentlich interessant  und  von  bestechender  Wirkung  sie  sicherlich  sind, 
haben  doch  nur  subjektiven  Wert,  sobald  es  sich  darum  handelt,  die  Not- 
wendigkeit eines  .Moral  Prinzips  überhaupt  für  diesen  besonderen  Zweig 
menschlichen  Lebens  anzuerkennen  und  die  Notwendigkeit  der  Unter- 
ordnung menschlich™  I  kiudclus  unter  dieses.  Es  ist  schwierig,  den  Begriff 
der  Moral  rein  wissenschaftlich  in  Kürze  zu  definieren,  da  er  eine  Anzahl 
von  Merkmalen  umfallt,  die  für  sich  wiederum  einer  weiten  Unischreibung 
fähig  sind.  Dennoch  dürfte  man  in  folgender  Definition  dein  eigenen 
Wesen  der  Moral  den  rechten  Ausdruck  dahin  verleihen  können:  Befaßt 
sich  die  Ethik  mit  dem  Triebleben  abgeleiteten  Willen  des  Einzelnen,  so 
ist  Moral  die  Einstellung  dieses  subjektiven  Willens  auf  ein  Objekt,  das 
sind  die  den  Einzelnen  umgebenden  Willen  der  Mehrheit.  Weitere  Unter- 
suchungen würden  uns  völlig  in  das  Gebiet  der  Sozialphilosophic 
verschlagen,  im  Gegensatze  zur  Wissenschaft  von  der  Sexualität,  deren 
Aufgabe  es  ist,  fördernd  in  die  Entwicklung  unseres  Sexuallebens  ein- 
zugreifen. Geht  doch  ihr  erstes  Bestreben  dahin,  eine  gründliche  Unter- 
suchung des  Lebens  und  der  Sitten  vorzunehmen.  Es  handelt  sich  hier- 
bei immer  um  die  Kenntnis  von  Trägem  des  gesellschaftlichen  Lebens, 
denn  außerhalb  dieses  kann  von  einer  Ethik  schlechthin  nicht  die  Rede 
sein,  da  für  eine  ethische  Beurteilung  irgendwelcher  sozialen  Betäti- 
gungen eine  Mehrzahl  von  Menschen  notwendig  ist').  Es  müssen  also  in 
erster  Reihe  die  sozialen  Zwecke  eine  Berücksichtigung  von  seilen  der 
Moral  Wissenschaft  erfahren  und  die  individuellen  vor  diesen  zurücktreten. 
Das  Individuum  hat  sein  eigenes  Interesse,  welches,  wie  meistens,  in 
hervorragender  Weist  innerhalb  des  Sexuallebens  einem  egoistischen  Triebe 
entspringt,  objektiven  Interessen  unterzuordnen,  damit  »die  letzten  Zwecke 
des  sittlichen  Wullens  einer  C'nsarntlicit  eirciclil  werden  können,  und 
deren  ei  geldliche  OhiekV  die  öffentliche  Wohlfahrt  und  der  allgemeine 
Fortschritt';  sind  J).  Es  ist  somit  das  Ziel  der  Sexual  Wissenschaft  in  Beziehung 
auf  die  Frage  dcrLösuiii:  der  Prostitution  im  allgemeinen,  der  kasern  ierten 
im  besonderen,  unter  keinen  Umständen  >eine  Art  Katalog  guter  und 

'}  Vgl.  hierzu  den  Aufsatz  von  Oehcimrat  Wilhelm  Ostwakl,  Leipzig-Gr. 
Bothein,  über;    .Moniihsclic  ti'liik  .  deren  üp.iiidlaei.:  die  ( deichuiie.  darstelli 
ethisch-sozial.    (Di>Vun;i>n:ir  d.  Foelsch litis-  April  1013,  S.253.) 
->  VViin.it,   Ethik   Iftli),  S.  4m 
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schlechter  Handlungen  zusammenzustellen  und  die  Kinder  daraufhin  zu 
dressieren,  automatisch  sie  zu  Inn,  oder  zu  unterlassen«'),  sondern  eine 
objektive  Richtschnur  allen  diesbezüglichen  Handelns  darzustellen  mit 
dem  endlichen  Zwecke,  daß  die  Gesamtheit  und  in  ihr  das  Individuum 
hei  entsprechender  Beobachtung  zur  Erkenntnis  der  Wahrheit  und  des 
Ideals  gelangen.  Wenn  es  sich  im  Sinne  dieser  Darstellung  also  nicht 
darum  handelt,  die  Relativität  verschiedener  Moralsysteme  zu  erkennen, 
sondern  lediglich  zu  der  unumstößlichen  Erkenntnis  zu  gelangen,  daß  das 


liand  «i  errichten,  dessen  .'i^aHi-n-r,  festgefügter  Hau  Ewigkeiten  über- 
dauert, für  die  Theorie  mag  es  richtig  und  wertvoll  sein,  und  was  ist  die 
Ewigkeit  für  uns  anderes  als  Theorie!  Sobald  wir  in  Beziehung  auf  ein 
bestimmtes  Gebiet  menschlichen  Lebens  von  Moral  sprechen,  so  ist  wie 
alles,  auch  sie  den  Wandlungen  der  Zeit  und  dem  Wechsel  der  Ansichten 
einer  organisierten  Gesellschaft  unterworfen.  Die  moderne  Ethik  unseres 
ScMtallcbeii;  ist  krankhaft,  doch  niemand  isl  imstande,  Heilung  zu  bringen 
diesem  von  den  meisten  verstoßenen  Krüppel.  Nicht  zuletzt  schuld  daran 
ist  der  teilweise  Zusammenbruch  der  Autoritäts-Moral,  der  unaufhaltsam 
sieh  i'r  seinem  Abgrund  zuschreitet,  und  es  wäre  eine  Au  Italic  vmi  licyleeken- 
dem  Werte  für  unsere  gesamte  Kulturentwicklung,  wenn  es  gelänge,  eine 
Moral  des  Geschlechtslebens  zu  schaffen,  welche  geeignet  wäre, 
manche  gähnende  Kluft  zu  überbrücken,  den  Notwendigkeiten  unserer 
Zeit  gerecht  zu  werden  und  sich  auf  wissenschaftlicher  (irundlage  einer 
absoluten  Wahrheit  zu  nahem.  Eine  derartige  Moral  des  Sexuallebens 
muH  uns  erziehen  zu  höheren  W  esen,  denn  wertvoller  als  ein  zügclluser 
Sinnesgenuli  erscheint  die  möglichste  Erhöhung  individueller  und  sozialer 
Leistungsfähigkeit,  damit  jeder  einzelne  versuche,  dem  Ideale  einer  rechten 
Lebensverwertung  möglichst  nahe  zu  kommen,  d.  Ii,  alle  seine  Anlagen 
zu  entfalten,  aus  sich  seihst  ein  Kunstwerk  zu  gestalten,  und  so  ein  Glied 
in  der  kostbaren  Kette  Derer  bilden  zu  können,  die  an  der  Selbstvervoll- 
kommnuug  der  Meiisdihdl  mit  arbeiten.  Im  |  linbhck  hierauf  wird  ein  aus 
solcher  Moral  entstehendes  Vcnuituorthcbkchseyfhiil.  welches  nicht  nur 
den  anderen  gegenüber  besieht,  s<  indem  al-  -1äiuli;:er  Hei; I i  iier  de«  gcisdgen 

')  Vgl.  Alexandra  David  (Bombay),  Das  Problem  einer  weltlichen  Moral 
unter  LkTlinesielil-piinlue  1U-1  ia|-.m;iili:.dsilH-ii  M.  tlii  de  lies  Tiinliillisimis  .  (D.ik. 
d.  Fortsein-,  a.  a.  O.  S.2W.) 
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Ich  jedes  Individuums,  diesem  gegenüber  seine  Rechte  fordert,  jederzeit 
in  der  Lage  sein,  mit  Macht  die  verbotenen  Ausschweifungen  zu  unter- 
drücken, welche  den  Körper  und  Ocist  zerrütten.  Bevor  es  möglich  ist 
darzustellen,  auf  welchem  Wege  ein  Volk  zu  einer  solchen  Moral  des  Ge- 
schlechtslebens erzogen  werden  kann,  bedarf  es  eines  kurzen  Hinweises  auf 

>chied  cn  artigen  Stellungnahme  liegen  diese  überhaupt.  Es  ist  unmöglich, 

überaus  zahlreiche  Literatur  diesen  Stoff  behandelt  sind  einer  i;r-üni!lid:eu 
«is-ciisdiitttlichen  Bewertung  unterzieht.  Die  Prostitution  des  Altertums 
und  Mittelalters ')  muH  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  betrachtet 
werden,  als  diese  der  Neuzeit,  namentlich  die  Prostitution  während  des 
Krieges  und  nach  demselben.  Sie  schafft  die  Grundlagen  seit  der  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  für  eine  unbändig  Fortschreitende  Kultur,  welche  das 
moderne  Zeitalter  durch  die  gewaltige  Entwickeltmg  von  Technik,  Handel, 
Industrie,  den  Weltverkehr,  durch  die  Ausbreitung  der  geistigen  Bildung 
in  allen  Schichten  des  Volkes  bis  zu  den  untersten  Klassen  charakterisiert, 
ftea.rders  hervorgehoben  werden  inuli  die  FrancuheweiJüng,  denn  in 
allererster  Reihe  »wird  sie  von  einschneidender  Bedeutung  für  die  Zu- 
kunft der  Lösung  der  Prostitulionsfragc  werden.  So  sehen  wir  denn 
auch,  dal!  der  eigentliche  Fortschritt  in  den  Parlamenten  auf  diesem  ( ic 
biet  von  den  Frauen  vertreten  wird,  die  als  erste  sich  der  Forderung 
einer  allgenn.'i;ieu  iliskrelen  Au/eii[e|iil icht  für  alle  diejenigen  anschlössen, 
die  eine  Gefahr  für  das  Öffentliche  Wühl  darstellten,  das  sind  alle  an  einer 
Geschlechtskrankheit  leidenden  Menschen,  gleichviel,  ob  l'ros-itnierte  oder 
nicht.  Erst  mit  der  organisierten  Frauenbewegung,  die  es  in  dieser  Stärke 
niemals  vorher  in  der  Mensch  he  itSLjesdiidilc  gegeben  hat.  beginnt  eine 
neue  Epoche  auch  für  die  Geschichte  der  Prostitution,  weil  erst  jetzt  das 
allein  wirksame  und  aussichtsreiche  Prinzip  der  Selbsthilfe  und  Selbst- 
erlösung sich  verwirklichen  kann,  das  bis  dahin  im  Kampfe  gegen  die 
Prostitution  wegen  der  politischen  Recht-  und  Machtlosigkeit  der  Frau 
völlig  gefehlt  hat«5).  Vor  allein  aber  sollte  man  bei  der  Lösung  dieser 
Fragen  die  Prostituierten  selbst  nicht  nur  Objekt,  sondern  auch  Subjekt 
der  Gesetzgebung  sein  lassen. 

Die  Prostituierten  organisieren  sich  seit  der  deutschen  Revolution  von 
1918.  Ja,  sie  haben  sogar  ein  eigenes  Organ  »Der  Pranger*  (Hamburg), 
Ferner  sei  auf  die  folgende  Notiz  aus  dem  »Prager  Tageblatt'  vom 
22.  Febr.  1919  hingewiesen. 

')  Vgl.  die  ausführliche  Darstellung  von  Dr.  twan  Bloch,  Die  Prostitution- . 
(Handbuch  der  ges.  Sevir.itwiiM'iisdiaft  ir.  l.jis/r'ldsrsteNunKen  I.) 

■)  Hindi.    Die  Prustili.tir.ri    a.  ii.  11.  S.XVt. 
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Vom  Ideal  der  absaluleu  Sittlichkeit 


Die  Organisation  der  Prostituierten.  >  Die  Tagesblätter  bracliten 
jüngst  eine  Meldung  aus  Budapest,  die  ein  weit  üher  eine  ironisierende 
Zeitungsnotiz  reichendes  Interesse  der  Öffentlichkeit  und  insbesondere 
der  berufenen  Fakturen  auf  dem  Gebiete  der  Sozialhygiene  verdient.  Die 
Budapester  Prostituierten  organisieren  sich;  nicht  bloß  um  augenblickliche 
wirtschaftliche  Vorteile  ihren  Ausbeutern  abzuzwingen,  sondern  um  sich 
auch  eine  menschenwürdige  Behandlung  im  Falle  einer  Erkrankung  und 
eine  entsprechende  Versorgung  im  Atter  zu  sichern.  Durch  diese  Tat- 
sache, die  nicht  mit  ironischem  Lächeln,  sondern  mit  aufrichtiger  Freude 
begrünt  zu  werden  verdien),  wird  eine  der  brenndsfen  Fragen  unserer  Zeit 
aufgerollt;  denn  die  Prostitution  ist  nicht  eine  private  Angelegenheit  der 
»  Wandeldamen  der  Boulevards«  und  ihrer  Freunde,  sondern  eines  der 
wichtigsten  sozial-hygienischen  Probleme  unserer  Zeit.  Die  von  Kirche 
und  Staat  vorgeschriebene  und  durch  Jas  PiM/eiregime  ;Hi(rcctilcrlial(ene 
\Uual  lud  uns  der  Proslitutiuri  eine  Einrichtung  geschaffen,  dir  in  ethischer 
und  gesundheitlicher  Beziehung  die  schwersten  Nachteile  nicht  nur  ihren 

Trägerinnen,  auch  dem  ganzen  Volke  bringt  Es  entsprach  ganz  dem 

(leiste  der  bisherigen  Zeit,  dali  man  der  radikalen  Lösung  der  Frage,  da 
sie  nun  einmal  im  Widerspruche  mit  der  herrschenden  Moral  stellt,  vor- 
sichtig ans  dein  Wege  ging,  und  durch  kiciulicfu.  Palliativiuiltel.  durch 
ein  Flickwerk  von  Oesetzen  und  Verordnungen,  unbekümmert  um  die 
verderblichen  Folgen,  die  öffentliche  Moral  zu  retten  sich  bemüht  hat. 
Der  Erfolg  ist  ein  entsprechender.  Auf  der  einen  Seite  eine  große  Klasse 

Selbstbestimmung  in  sklavischer  Rechtlosigkeit  und  Abhängigkeit  von 
Poli/ciorganen  schmachtet;  von  der  Gesellschaft  verstoßen,  von  öffent- 
lichen Haushältern  und  Quarticrgcbcriinun  ausgebeutet,  finden  diese  Opfer 
ihrer  Leidenschaft,  Erziehung  oder  sozialen  Stellung  Zuflucht  nur  in  den 
ebenso  außerhalb  der  Gesellschaft  geltenden  Schichten  der  Zuhälter  und 
Verbrecher;  ihre  meis:  geringere  Widerstandsfähigkeit  auch  auf  anderen 
Gebieten  als  dem  ihres  Gewerbes  macht  sie  häufig  zu  willenlosen  Werk- 
zeugen für  jedes  Verbrechen.  Auf  der  anderen  Seite  eine  ungeheure  Ver- 
breitung der  Geseh  lerhlsk  rank  heilen  in  allen  Gesellschaftsklassen,  die  die 
Zukunft  des  d'itclt  Unterernährung  und  Kriegsblinden  schon  geseb wachten 
Volkes  in  noch  dusiercrcm  Lichte  erscheinen  läßt. 

Eine  Pemedur  kann  nur  durch  eine  durchgreifende  Reorganisation  der 
Prostitution  erreicht  werden.  Wir  verkennen  nicht  die  edlen  Motive  jener 
Lebensanschauun;!,  die  jede  Pr.  isiilnti.  m.  ancli  die  jeglicher  gesundheitlicher 
Gefahren  bare,  bekämpft,  weil  sie  in  ihr  eine  schwere  Gefahr  für  das 
Wohl  der  Familie  siehL  Docli  wir  dürfen  einem  moralischen  Prinzip, 
einem  in  ferner  Zukunft  vielleicht  erreichbaren  Ideal  der  absoluten  Sittlich- 
keit nicht  die  nächste  Zukunft  unseres  Geschlechtes  opfern.  Und  so  halten 


□igitized  by  Google 


Kulturheuchelei  und  Naturzustand 


15 


wir  es  für  eine  der  dringendsten  Aufgaben  der  sozialen  Hygiene,  die  Ge- 
fährlichkeit der  Prostitution  in  ethischer  und  gesundlieitlii-lier  lici;iclmn;; 
herabzusetzen.  Dies  kann  aber  nur  so  geschehen,  daß  die  Prostituierten 
zur  Hygiene  erzogen  werden.  Wenn  die  neue  Organisation  neben  ihren 
wirtschaftlichen  Postulafen  auch  dieses  in  ihr  Programm  aufnimmt,  dann 
wäre  sie  hierin  nach  Kräften  zu  unterstützen.  Eine  solche  Erziehung  hätte 
sich  vorwiegend  auf  die  Erkennung  und  Verhütung  von  Geschlechts, 
krankheiten  zu  erstrecken,  hätte  jedoch  auch  auf  die  Behebung  der  anderen, 
der  Prostitution  anhaftenden  Mißstände  hinzuzielen;  natürlich  wäre  sie 
von  einem  hierzu  befähigten  Arzte  durchzuführen.  Die  derart  geschulten 
Personen  wären  bloli  unter  ärztliche  Aufsicht  711  stellen.  Die  Polizei  hätte 
nun  |ene  Fnergic.  die  sie  /um  Schaden  der  Volksgesundheit  bisher  der 

rtylei'i.  T.l  t'-lin  :Vinl  tl.'u::i  t>  ei  rn.ln  ■  3liV»"rii;k  I  i.il  Mull  th'i  f  1  "•'■H"*li 

Prostitution  gegenüber  zu  entwickeln  Wahrend  ihre  bisherige  Tängkcit 
die  Mädchen  in  die  Hc;hcn  der  Geheiniprostitutiun  Inth,  wurde  nun  das 
Gegenteil  erreicht  werden.  Die  Gelegen  he  itsdirnen,  denen  die  sittliche 
Kraft  innewohnt,  um  einen  geordneten  Lebenswandel  zu  führen,  wurden 
aus  Angst  vnr  polizeilichen  Maßnahmen  dem  Erwerb  entsagen;  diejenigen 
aber,  die  der  Unzucht  unrettbar  verfallen  sind,  würden,  durch  die  Gefahr 
aufgegriffen  zu  werden  eingeschüchtert,  durch  die  besseren  Aussichten, 
die  den  geschulten  Dirnen  winken,  angelockt,  den  Weg  zur  hygienischen 
Erziehung  finden. 

Wir  leben  in  einer  Zeit,  die  viele  bisher  unantastbare  Dogmen  gestürzt, 
vielen  bisher  niedergehaltenen  Wahrlichen  zum  biege  verholten  hat.  Möge 
doch  der  freiheitliche  Geist  auch  die  veraltete  Regl einen tiening  der  Prosti- 
tution wegfegen,  und  einer  neuen  gesunden  Auffassung  zum  Siege  ver- 
helfen, zum  groBen  Nutzen  der  rechtlosen  Klasse  der  Prostituierten,  zu 
einem  noch  größeren  Vorteil  für  die  Volksgcsundhcit". 

Bevor  wir  zum  Ah^chliis'c  der  allgemeinen  monilwlssensdiahüi'lieii 
rmrk-riitigeu  gelangen.  muH  au  einigen  Iki-pielcn  nachgewiesen  werden, 
wie  au  Herordentlich  sehwankend  diejenigen  Monilhegriffe  sind,  welche 
die  gesell lechtlie-hen  Beziehungen  nichtehelicher  Art  betreffen.  Es  ent- 
spricht den  Anschauungen  zahlreicher  Naturvölker,  dafl  beide  Geschlechter 
vor  der  Ehe  weitgehendste  Freiheit  haben,  ja  zuweilen  wird  es  als  ein 
Zeichen  der  Schande  und  Entehrung  empfunden,  wenn  ein  Mädchen 
keinen  Geliebten  hat  So  erscheint  der  Begriff  der  Keuschheit  als  einer 
Tugend  den  Salonioinsutanem  seltsam  und  auf  San  Christoval  und  den 
Nachbarinseln  ist  es  allgemein  üblich,  dall  jedes  Mädchen  nach  Erlangung 
seiner  Heiratsfähigkeit  zwei  bis  drei  Jahre  lang  seine  Gunst  allen  jungen 
Männern  des  Dorfes  schenkt.  Den  Eskimos  fehlt  entsprechend  den  Be- 
richten von  Point  li.arrow  ebenfalls  eine  sittliche  Empfindung  gemäß 
unseren  Begriffen.    Derartige  Beispiele  lieiien  sich  noch  zahlreich  an- 
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führen1)  und  im  Gegensätze  hierzu  Elchen  die  Anschauungen  derjenigen 
Volker,  bei  welchen  die  Ehe  die  übliche  und  allein  als  diu  zu  recht  bestehen  de 
Form  des  Geschlechtsverkehrs  angesehen  wird.  Dieser  Umstand  lallt  den 
vorehelichen  Umgang  als  geeignet  erscheinen,  ein  Molchen  zu  entehren 
und  dem  Manne  gegenüber  als  nicht  mehr  begehrenswert  werden  zu 
lassen,  welcher  die  Sittsamkeit  verlangt,  die  Blüte  der  Schönheit,  welcher 
sein  Ideal  in  der  Jungfrau  sucht,  in  der  Nichtwissenden.  Das  Recht  auf 
Unzucht  nehmen  bei  Völkern,  die  einer  höheren  Kultur  zugänglich  sind, 
die  Männer  für  sich  allein  in  Anspruch  und  so  finden  wir,  daß  bei  den 
Juden  nur  den  Weibern  die  Unzucht  verboten  war,  nicht  den  Männern. 


einen  wirklich  durchgreifenden  und  wünschenswerten  i  Imschwung  herbei- 
zuführen, denn  alle  noch  so  guten  Dogmen  gingen  fehl  an  der  unbesieg- 
baren öffentlichen  Meinung,  welche  sich  gegen  die  völlig  ungeschminkte 
UnSittlichkeit  des  Mittelalters  nicht  auflehnte.  Der  Schrei  nach  Enthaltsam- 
keit vtiii  seilen  der  Kirche  durch  zitterte  die  icliwcre  Luit  des  Lasters  und 
erstarb,  imr  gehört,  doch  nicht  berücksichtigt.  Das  Cölihat  hatte  zur 
Folge  eine  geringere  Wcrtsc-Ii.'it.-M n der  Tugend,  und  dieses  gewaltsame 
Verbot  muhte  die  extremste  Wirkung  /eiligen  lind  ädilielilich  dem  I  .ister 
einen  direkten  Vorschub  leisten.  Die  Reformation  schuf  wenigstens  durch 
Abschaltung  der  Kloster  für  zahllose  Menschen  die  Möglichkeit  einer 
gesetzlichen  Heirat.  Alle  diese  Hinweise  auf  historische  Tatsachen  zeigen 
uns  immer  wieder,  wie  schwankend  die  Ansichten  sind,  und  das  wesent- 
lichste Merkmal  gipfelt  darin,  daß  meistens  für  die  Frau  ein  völlig  ent- 
gegengesetzter Maßstab  gilt  als  für  den  Mann.  Das  aus  einer  zwiefachen 
Moral  hergeleitete  Hecht  des  Mannes  gründet  sich  wölk  •'ihcrw legenden 
Teils  auf  Egoismus.  Fr  beansprucht  stets  ilie  bräutlicbe  .■ungirälilichkcit, 
ohne  in  den  meisten  Fällen  in  der  Lage  zu  sein  mit  einem  gleichwertigen 
rhu  ;;  ,Moi  nlbeei  iffe  . 
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Äquivalent  aufwarten  zu  können.  Es  masr  auch  hingewiesen  werden  auf 
die  Motive  der  Eifersucht  und  der  instinkuveii  Würdigung  weiblich  et 
Schüchternheit,  welche  der  Keuschheit  entspringt,  die  jedoch  hier  nicht 
ausführlich  dargelegt  werden  soll,  und  die  von  keinem  Manne  zu  be- 
streitende Tatsache  spricht  für  sich  seihst.  Schließlich  erwachsen  die  ver- 
schiedenen Mtinil hi-^rifu-  betrc-iicnd  die  1  hikcusdihr:!  auch  ans  drin  Um- 
stände, daß  die  Liebe  für  den  Mann  sehr  oft  nur  ein  Abenteuer  darstellt, 
während  sie  für  da;  Weib  das  tiakatiair.Hc  Ereignis  seine;  Leben;  ist, 
und  wenn  der  Redner  Lysias  meinte,  daß  der  Geist  des  Weibes  sich  mit 
dem  Verluste  der  Unschuld  andere,  so  ist  zweifellos  hieran  etwas  Wahres. 
Nach  diesen  Ausführungen  erscheint  die  Notwendigkeit  einer  einheitlichen  ' 
sexuellen  Ethik  im  Sinne  einer  ernsten  wahrhaft  sittlichen  Lebensauffassung 
genügend  begründet. 

Vor  allem  aber  bedarf  es  einer  'Ehereform«  nach  den  Grundsätzen 
der  Abschaffung  der  .doppelten  Moral'. 

Ich  verweise  insbesondere  auf  »Frauenbewegung  und  Sexual- 
ethik« (Verlag  Eugen  Salzer,  Hellbronn),  in  welchem  Buch  Dr.  Gertrud 
Blumer,  Dr. med.  Agnes  Bluhm,  lka  Freudenberg,  Anna  Krauß- 
neck,  Helene  Lange,  Anna  Pappritz,  Dr.  Alice  Salomon  und 
Marianne  Weber  über  -Die  neue  Ethik  vor  hundert  Jahren,  Ethik  und 


Aus  den  »Sexual-ethischen  Prinzip  ie  II  fragen«  von  MARIANNE  WEHER 
sei  nur  Folgendes  erwähnt: 

•  Der  einzige  •natürliche-  Zweck,  der  sich  z.  B.  aus  der  Tatsache,  daß 
wir  —  wie  die  Tiere  —  Geschlechts-  und  Gattungswesen  sind,  ableiten 
läßt,  ist  offen  Isar  die  I"nrl|i?lauzuiH:  idlcr  Lebewesen  his  ins  Unendliche 
hinein.  Als  Gattungswesen  gewertet,  ist  der  einzelne  nichts  weiter  als 
Durchgang  und  Mittel  einer  endlosen  Kette  vnn  Wt-st-n.  die  s:<h  in  ethisch 
wertloser  Folge  dun  Ii  die  Jahrtausende  aneinanderreiht.  Unser  Menschen  ■ 
tum,  das.  was  uns  un  der  llriuclt  intersc heidct  :■. stellt  ahet  gnade 
auch  darin,  dall  |fdet  von  uns  die  Oeungkeit  schier  l'trrv:nl;rlil<e:t  derart 
entwickelt,  da«  er  als  Individuum  nur»  l'igcnuerr.  einen  Selbstzweck  dar- 
Stellen  und  in  oder  „uHi-r  sich  Kiilturucrle  schallen  kann  Letzter  Zweck 
von  Mann  und  Weih  kann  deshalb  niemals  Auswirken  ihrer  "^cxiialitat. 
Erfüllung  ihrer  fiatfuiigs.'. wecke,  sein.  Und  der  (iesi-hlechtstrieb  kann 
/war  das  Material  Meiern,  ahn  Jus  Mittel  sein,  au;  dem  die  einzelnen  eine 
Welt  vnn  sittlichen  und  Gefühlswerten  aufhauen,  aber  er  muH  es  nicht 
naturnotwendig  werden,  und  ist  sicher  in  seiner  "natürlichen'  Gestalt 
ebenso  häufig  Hemmnis  geistiger  Kultur.   Diese  Antinomie:  Ein  an  sich 
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wertneutraler  Naturtrieb  zugleich  Mittel  und  Hemmnis  höchster  seelischer 
Werte  —  das  eben  ist  die  Tiefe,  aus  der  das  Problem  sich  erhebt. 

Wer  einen  feste:]  Standpunkt  gegenüber  den  Problemen  ucschlochtlichcr 
Sittlichkeit  gewinnen  will,  muß  sich  vor  allem  die  Tatsache  klar  machen, 
dar)  überall,  wo  überhaupt  sittliche  Vorstellungen  aufkommen,  die  physi- 
schen Bedürfnisse  der  Sex ualsphlre  und  die  Forderungen  seelischer  Kultur 
miteinander  in  Konflikt  geraten  können.  Eine  allgemeine  Harmonie  zwi- 
schen der  Elementargewalt  des  »Natürlichen«  und  dem  Soll,  das  der  Wille 
des  Geistes  sich  setzt,  hat  nie  und  nirgends  existiert.  Vielmehr  wohnt  im 
undisziplinierten,  also  ■■rniiiirliciii-ii  pliisisdim  Tiirhldieu  immer  die 
Tendenz,  sich  in  dem  Komplex  i^ydiij-ehcr  Veranlagungen  so  stark  vor- 
zudrängen, daß  es  den  uns  ebenfalls  naturgegebenen  Trieb  und  die  Kraft 
zu  seiner  Verge ist igung  und  Formung  durch  Wertideen  verschlingt  und 
als  feindliche,  statt  als  fördernde  Macht,  sowohl  im  individuellen  als  im 
sozialen  Leben  empfunden  wird. 

Seliini .  die  Naüimilker.  welche  weder  iinsa-c  Vorstellungen  vuu  üo- 
schleclitsehrc  noch  die  Bezwingung  des  Tricblcbeus  als  si ti I  i u  1 1 u  i'ijcht 
kennen,  nnlcrwrrfen  deshalb  ihr  Geschlcch »leben  l>CStir innren.  unerbittlich 
strengen,  wenn  aueö  ganz  andersartigen  Nonnen  a)s  die  Kullurvi'lktr 
Die  -Flic-  in  uosrem  Sinn  als  dauernde  aussen  ielil  che  l.ehensgeiniin- 
schalt  /wischen  Mann  und  Krau  mit  ge einseitigen  Verptlu.htungtn  i-t 
1'riHlulct  der  Kulturentwicklung  Man  hat  behauptet,  dir  •legitime«  Lhe 
sei  Produkt  der  Interessen  des  Mannes,  der  tür  sein  Privateigentum 
legilmie  I  rbe:i  erlogen  wollte.  In  Wahl  heil  ist  sie  entstanden,  indem  die 
ursprüngliche  brutale  Mannesgewalt  durch  Vertrag  abgeschwächt  wurde  '). 
Viin  einer  gewissen  Fntwicklungsstuic  an  gab  du  Sippe  der  f  rau  sie 
nicht  mehr  her.  ohne  die  Garantie,  da  Ii  sie  für  den  fail  ihrer  Versitzung 
und  V'eiwitwong  gesichelt,  und  da  Ii  ihieu  Kiudein  die  l.ihsehafl  des 
Vaters  gesichert  werde.  Die  Interessen  der  Trau  und  ihre:  Sippe  daran, 
ilali  Sie  und  ihre  Kinder  Hegen  die  polygamen  I  rietie  des  Manres  ge- 
schützt werden,  dalf  ihre  Kinder  hrhen  des  Mannes  werden  und  mihi 
die  anderer  Frauen.  ?■  II  seiner  Konkuh.ncn,  hat  sie  gesihafftn  Sit  he- 
deutete  also  den  Sieg  eir.es  leils  der  trauen  (oder  ihrer  Sippen)  über 
andere  t  rauen,  die  umt  dir.Ti  Kln.lrr  nun  -illegilmn  wurden  Diese 
'legilin.e-  Lhe  ist  nicht  notwendig  Einehe  und  schlielll  das  Heslehen 
anderer  Formen  des  Geschlechts Verkehrs  noch  kcineswegv  aus.  I>:c  Herr 
schalt  der  Monogamie  als  «ecliLsin-titut  verdanken  wir  den  (Ineil'.en  und 
Römern.  Aber  sie  bedeutete  bei  ihnen  siti  liehe  Unterwerfung  unter  die 
Norm  durchweg  nur  für  die  Frau.  Die  dauernde  Einehe  als  sittlicht 
Ordnung  mit  dem  Anspruch  allgemeiner,  aiiascliiieUliclKT  I  ieltung  auch 


')  Vgl.  Herhert  Spencer,  The  Man  versu  the  State  (Staatssozialismus). 
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für  den  Mann  wird  erst  von  der  Sioa  und  vom  Christentum  gefordert. 
Sil'  entspringt  uskctisoiien  Idealen.  Beide  üeistcjslrüimmgen  verweisen 
die  geschlechtliche  Sinnlichkeit  m  die  Sphäre  niederster  Triebe,  Beide  er- 
klären die  Einehe  als  einzig  würdige  Form  der  Gcsehlcchtsecrhindiuig. 
Heide  fordern  —  iuin  erstenmal  in  der  Geschichte  —  ihre  Durchführung 
auch  vcim  Mann.  Angesichts  der  fürcliterlichen  Zügellosigkeit  der  ier- 
linkenden  römisch  helleni-.rhcn  Welt  proklamierte  dann  die  Kirche: 
Völlige  geschlechtliche  Enthaltsamkeit  als  Selbstiweck.  Sie  setzte  als 
höchstes  Ideal  nicht  nur  liclicrrsihung,  sondern  t.'iitcrdrüikung  der 
■  Fleischeslust-.  Denjenigen  ihrer  Jünger,  welche  in  den  Dienst  jener 
Ideale  traten,  gjh  der  Naturtrieb  n  cht  als  Stoff  und  Gegenstand  sittlicher 
Durchdringung,  sondern  als  an  sich  gemein,  dessen  sich  der  Mensch  zu 
SChlmen  hat,  das  Weib  als  Verführerin  des  Mannes,  die  Ehelosigkeit  als 
an  sich  heiliger  Zustand.  Die  Ehe,  trotz  Gottes  Einsetzung,  mir  als 
Präservativ  gegen  Unzucht  —  Die  Reformation  verneinte  zwar  die  Über- 
bietung  der  inncrweltliclien  Sittlichkeit  durch  das  mönchische  Zölibat  als 
•  Menschen  werk  <.  Allein  Luthers  Eheauffassung  blieb  im  Grunde  die 
gleiche.  Sie  war  ihm,  wie  dem  Mnnchtum,  im  Prinzip  >-ein  Spital  der 
Siechen«,  von  Unzucht  nur  dadurch  unterschieden,  darf  Gott  sie  nun 
einmal  ausdrücklich  eingesetzt  habe,  dali  sie  seine  'Ordnung  und  Stiftung« 
sei.  Gott  sieht  deshalb,  wie  er  sagt,  in  ihr  der  -Sünde  durch  die  Finger*. 

Mit  ungeheurer  Wucht  hat  dann  die  auf  dem  Boden  des  Kalvinismus 
und  Taufertums  erwachsene  Richtung  des  Protestantismus,  die  m.iu  im 
weitesten  Sinne  als  ■PurilanismuS'  zu  bezeichnen  pflegt,  die  asketische 
Durchdringung  gerade  des  Lehens  innerhalb  der  Welt  sich  zur  Aufgabe 
gesetzt.  Der  unbefangene  sinnliche  GcnuH  war  ihr  verwerflich.  Metho- 
dische, disziplinierte  Lebensführung  die  Hewälirm:«  des  eigenen  Gnaden- 
standes. Der  Oedanke,  d;il5  der  sexuelle  Genii'l  niemals  Selbst/weck 
sei,  i»!  ihre  Gaindthese  auf  dein  ikbie:  der  Seiiiuleihik.  Dcmgemüll 
sollen  sich  die  Geschlechts  verbind  im  gen  nur  auf  die  Pflichten  tragende 
Ehe  beschränken  und  auch  in  ihr  nur  dem  von  Gott  offenbar  beabsichtigten 
Zweck:  der  Erzeugung  von  Kindern,  dienen.  —  Zweifellos  war  damit  die 
Gefahr  des  Verflachens  der  Eheauffassung  in  philiströse  Nützlichkeits- 
erwäg Hilgen  gegeben.  Zweifellos  ist  lerne:-,  dal!  die  ideale  Forderung  und 

die  Praxis  hier  so  wenig  wie  anderswo  zusammenfielen.  Zweifellos  isl 

aller  aucli.  du!',  diese  strengt'  ( IhiirnkUTzudit  die  gesdilcdididie  Reinheit 
der  Ehe  selbst  sowohl  wie  des  Lebens  vor  der  Ehe,  auch  beim  Mann, 
in  einem  Grade  verwirklieht  hat,  wie  niemals  vorher  in  der  Geschichte. 
Und  wenn  wir  heute  auch,  im  Gegensatz  zu  jenen  Idealen,  eine  Ge- 
schlcditsverhindiing  ohne  Liehe  auch  im  erotischen  Sinn  als  sittlich 
unvollkommen  werten,  so  dürfen  wir  doch  nicht  vergessen,  dali  es  eben 
jene  strenge  Forderung  sexueller  Reinheit  und  gleicher  Moral  für  beide 


Puritani 
echter  war, 


Geschlcd 
der  Ehe  I 


n  der  Ansicht  gelangt,  daS  ei 


natürlich  ist,  überhaupt  eih^ci:  s-  lei clig ii It if:,  seine  ltciriedi<:iing  ledig- 
lich eine  Bedürfnis-  oder  eine  Gesund  he  itsfwge,  die  Ehe  nur  eine  sozial 
besonders  zweckmalfige  Form  ilafür  sei.  Oder  endlich,  sie  predig  ethische 
Genügsamkeit,  Anpassung  der  ethischen  Anforden!  Ilgen  an  die  Begebenen 
■Tatsachen«  an  den  faktischen  Zustand  der  Sexualmoral. 

Und  in  der  T;:1 :  dieser  'iastischc  Zustand  isl  lieiiie  derart,  rJaii  man  sehr 
wohl  <u  der  Flage  kommen  kann  :  Müssen  wir  nielit  a]U|csichts  dessen  die 
Überzeugung  gewinnen,  daH  die  in  der  Finelie  liegenden  hochgespannten 
sexual -ethischen  Ideale  überhaupt  ihre  Geltung  verloren  haben?  Ist  es 
nicht  widersinnig,  sich  an  Normen  zu  klammern,  die  heute  eben  doch  nur 
eine  kleine  Minderheit  anerkennt  und  verwirklicht?  Ware  es  nicht  besser, 
von  der  Last  des  Sittengesetz«  etwas  abzulassen,  unsre  Normen  dem 
Wollen  der  Mehrzahl  anzupassen,  statt  die  Massen  stets  aufs  neue  in  den 
erfolglosen  Kampf  gegen  ihre  Naturtriebe  zu  schicken?  Dies  sind  die 
Fragen, die  heule  fast  allen  sex  tml -et  Irischen  trönersiiigen  zugrunde  liegen... 

Eins  nur  ist  an  dem  modernen  Relativismus  richtig:  Wir  werden  nicht 
mehr  wie  der  Puritanismus  und  die  -bürgerliche  Moral«  den  ethischen 
Gesamtwert  einer  Persönlichkeit  schlechthin  indentifizieren  mit  seinem 
Verhalten  nur  yes:e:iiiber  den  sexual-ethischen  Idealen,  und  den,  der  sie 
nicht  erreicht,  als  »unsittlich-  bezeichnen.  Wir  haben  erkennen  gelernt, 
dal',  eine  Vielheit  von  Figeiiscliaitei;  und  I  laridh]n;;sweisi-ti  den  Allel  des 
Menschentums  ausmacht,  und  daß  er  nichl  notwendig  vernichte!  zu  werden 
braucht,  wenn  ein  Mensch  trotz  ernsten  Strebens  unter  der  Höhe  des 
sexual-ethischen  Ideals  zurückbleibt. 

Wir  sollen  also  in  unsrem  Urteil  über  die  :  Sittlichkeit-  einer  Persönlich- 
keit vorsichtig  sein,  und  es  ist  unsre  Pflicht,  zunächst,  ehe  wir  urteilen. 
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:hen  Anspr 

welche  diese  Kreise  ;m  (Ii.-  f.dii'iisfirliriiTijj  stellen.  Resumlers  diu  Vor- 
stellung, daß  man  niclil  ohne  standesgemäße  Aussfatiiiny,  deren  Vor- 
handensein den  < gesellschaftlichen  Verkehr»  ermöglich!,  heiraten  kann. 
Diese  rein  konventionell™  Anschauungen  und  Ansprüche  sind  zugunsten 
der  r-'riiliheirat  tnil  aller  Maciii  /u  bekäiüjiien.  Der  kiimpkhc  ■  liürgalicliC" 
Hausstand  darf  dort,  wo  die  Mittel  dazu  fehlen,  nicht  als  Vorbedingung 
der  Ehe,  sondern  hat  alsein  allmählich  zu  verwirklichendes  Ziel  zu  gelten. 
Aber  es  spielen  bei  der  zunehmenden  Tendenz  zur  Spätheirat  der  führen- 
den Schichten  doch  auch  weit  emster  zu  nehmende  Gründe  mit  Nicht 
mir  in  sciru-r  Beriii.-lKldimi;  uird  der  Kulturmensch,  heute  später  fertig, 
sondern  auch  innerlich  inil  dein  Ausbau  seiner  Persönlichkeit,  seiner  Welt- 
anschauung. Und  je  feiner  Lind  gewissenhafter  er  geartet  ist,  um  so  schwerer 
kann  er  in  jungen  Jahren  eine  ■Ehe*  mit  der  vollen  Zuversicht  der  Dauer 
ihres  sittlichen  Wertes  schließen.  Die  Leidenschaft  allein  gibt  ja  keine 
Uürjjsk'tistft  dafür,  dati  -ich  iin-entwickelnde  Persönlichkeiten  auch  dauernd 
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seelisch  verbunden  bleiben.   Je  seelisch -verfeinerter  sie  werde  m  so 

grillier  werden  auch  ihre  kcibuugslläi'lK'it.  Um!  W  höher  das  Allgemein- 
niveau  seelisch-sillliclur  Kultur  steigt,  desto  liülicr  müssen  auch  die  An- 
sprüche der  einzelnen  an  den  inneren  Oehalt  und  die  Wahrheit  einer 
dauernden  Lebensgemeinschaft  steigen,  desto  frrütler  ist  also  der  Hazard 
bei  der  Frü  liehe,  desto  schwerer  wird  die  Verantwortung  für  den  das 


den  Entschuii  dazu  Augenblickslaunen  entrücken  und  die  Möglich 
geben,  die  Lage  der  Kinder  durch  gerichtliche  Festsetzungen  zu  sich 
Aber  gerade  auch  die  Kinder  können  sittlieh  Schaden  nehmen,  wenn, 
jetzt,  innerlich  miteinander  zerfallene  Eltern  Hegen  ihren  Will.  :i  iinUtr 


ethisch  in  der  Verschiedenheit  der  WillensrichtunE  der  Beteiligten  und 
sozial  in.  ihrer  Gebundenheit  an  rechtlich  erzwingbare  Verpflichtungen 

Wo  liegeifnun,  fragen  wir  schließlich,  die  besonderen  Forderungen  und 
Aufgaben  der  Frauen  in  unserer  Gegen wartslage?  Sollen  wir  jene  noch 
heute  hmsrhvude,  doppelte  Mural  ,  j^'geii*  die  wir  protestieren,  etwa 
dadurch  aus  der  Welt  schaffen,  datt  wir  auch  für  uns  das  Recht  uns 
sexuell  »auszuleben-  in  Anspruch  nehmen?  Das  wäre  ein  Weg,  der 
schon  vom  [nteressenstandpunkt  der  Frau  aus  schwere  Gefahren  böte. 
Ganz  abgesehen  von  den  seelischen  und  körperlichen  Folgen  für  die 
einzelnen.  Denn  wichtiger  ist,  daß  jede  Entfesselung  der  sexuellen  Triebe 
eine  Brutalisierung  des  Gefühlslebens  bedeutet,  und  daß  die  Frau 
als  solche  es  ist,  welche  die  Kosten  der  Brutalität  zu  tragen  hat.  Man 
braucht  als  Frau  nur  aus  Ländern  wie  England  und  Amerika  mit  alten. 
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wenn  sclion  jetzt  verblassenden  Traditionen  serieller  Reinheit  auf  den 
Kontinenl  zurückzukehren  —  und  man  empfinde!  sofort  jene  Einengung 
in  der  Freiheil  der  Bewegung,  der  die  Frau  Iiier  lediglich  schon  deswegen 
ausgesetzt  ist,  weil  sie  von  der  Masse  der  Männer  in  erster  Linie  noch  als 
Geschlechts wesen  gewertet  wird.  Ein  fVeibrief  auf  Befriedigung  des 
Trieblebcns  wird  das  steigern,  denn  er  i;:,  das  wollen  wir  uns  doch  nicht 
verhehlen,  stets  in  erster  Linie  ein  Freibrief  für  den  Mann,  das  unverhohlen 
zu  tun,  was  sich  heute  im  Dunkel  versteckt.  —  Von  praktischen  Aufgaben 
fällt  angesichts  dessen  vor  allein  uns  Frauen  zu,  für  die  Steigerung  unserer 
sittlichen  Selbstachtung  zu  wirken.  Wenn  deutsche  Gerichte  heute  die 
Anfechtung  einer  Ehe  dem  Mann  gestatten,  von  dessen  Frau  sich  heraus- 
stellt, daß  sie  ihre  Reinheit  vor  der  Ehe  nicht  bewahrt  hat,  der  Frau  jedoch 
im  umgekehrten  Fall  die  Anfechtung  versagen,  so  wird  damit  ein  Unter- 
schied in  der  Pflicht  der  Aufrichtigkeit  zwischen  Brautleuten  gemacht,  der 
weder  im  Gesetz  noch  in  unseren  sittlichen  Anschauungen  eine  Stütze  findet. 

Auf  sozialem  Gebiet  ruft  uns  F'raiten  heute  vor  allem  der  Kampf  gegen 
die  staatliche  Reglementierung  der  Prostitution,  in  der  sich  die  'doppelte 
Moral-  am  brutalsten  vorgcgetistiiiidliclH.  Wer  von  uns  nicht  dagegen 
protestiert,  der  gibl  Stillschweigend  dem  Mann  das  Recht,  seiner  Zügel- 
losigkeit  einen  Teil  unserer  Geschieohtsgenoss  innen  zu  opfem.  —  Und 
ebenso  haben  wir  dafür  zu  sorgen,  dal!  die  Idee  der  G I  e  i  ch  Verantwort- 
lichkeit von  Mann  und  Frau  für  ihr  sexuelles  Verhalten  auch  in  der 
sozialen  und  nvhllicheii  Heliaiufhiuy  Jei  äußere  ho  liehen  Verhindungen 
entsprossenen  Kinder  zum  Ausdruck  kommt  Wir  wollen  alle  aus  der 
Vergangenheit  überkommenen  Vorstellungen,  mit  denen  man  bisher  ihre 
soziale  Deklassierung  und  die  Mehrbelastung  ihrer  Mütter  vor  den  Vätern 
zu  rechtfertigen  gesucht  hat.  lilierwiiidcu  und  für  ihre  rechtliche  Gleich- 
stellung mit  den  ehelichen  Kindern  im  Unterhalts-  und  Erbrecht  eintreten, 
weil  dadurch  wetii.nsk-ns  ein  größerer  Bruchteil  als  jetzt  vor  Entartung 
und  Untergang  geschützt  werden  kann.« 

Frau  Dr.  HELENE  STÖCKER  hat  der  Monogamie  den  Krieg  erklärt. 


als  unerh 
worden  s< 


■Berl.  Tageblatt-  Nr.  517  vom  11.  Okt.  1907)  aus,  daß  nur  die  eine 
I  Iii  ite  der  3 '  r;i  i  ie  n  zur  Flu-  yi-Liiiyc  und  filmte  Ii  in /u     Die  ;si  liiere,  die  sich 
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in  drei  ( irii|i|irii  dei  ^"liliitiiire,  der  unehelichen  Mütter  und  der  Prusiitu- 
ierten  scheide,  werde  auf  dem  Allar  der  Monogamie  geopfert.  Gegen 
diese  nutz-  und  danklose  Opferung  müsse  aber  im  Interesse 
aller  wie  der  einzelnen  protestiert  werden."  Erau  Dr.  Stöcker 
sie? M  sich  damit  auf  den  Stsinlpiiiikl  Schopenhauers,  der  in  seiner 
Abhandlung  Über  die  Weiher'  schreibt:  "Während  daher  hei  den 
polygamischen  Völkern  jedes  Weib  Versorgung  findet,  ist  bei  den 
monogamischen  die  Zahl  der  verehelichten  I  rituell  heiehraitkt  und  Weiht 
eine  Unzahl  stiil/elnser  Weiber  übrig,  die  in  den  höheren  Klassen  als 
unnütze  alte  Jungfern  vegetieren,  in  den  unteren  aber  unangemessen 
schwerer  Arbeit  obliegen,  oder  auch  Freudenmädchen  werden,  die  ein  so 
freuden-  wie  ehrloses  Leben  führen,  unter  solchen  t  hnstaudeu  aber  zur 
Befriedigung  des  männlichen  Geschlechts  notwendig  werden,  daher  als 
ein  öffentlich  anerkannter  Stand  auftreten,  mil  dem  speziellen  Zweck,  Jene 
vom  Schicksal  begünstigten  Weiher,  welche  Männer  gefunden  hallen,  oder 
solche  hoffen  dürfen,  vor  Verführung  zu  bewahren.  Was  sind  denn 
diese  anderes,  als  bei  der  monogamischen  Einrichtung  auf 
das  Fürchterlichste  zu  kurz  gekommenen  Weiber,  wirkliche 
Menschenopfer  auf  dem  Altare  der  Monogamie.« 

SEVED  RIß  BING  (Sexuell-,  Ethik)  sagt  über  die  Ehereformen: 
•In  der  Diskussion  unsererZeit  überdiewünscheilswertenEhereformen 
machen  sich  zwei  entgegenge setzte  Richtungen  bemerkbar.  Die  Anhänger 
der  einen  Richtung  nteini'u,  dali  das  ncsdilocldslcheu  sn  weit  ais  moglirh 
von  der  Bevormundung  des  Staats  befreit  werden  möge.«  Der  Däne 
GEORG  BRANDES  hat  den  Wunsch  folgendermaßen  ausged rückt:  »daft 
das  LnitU.ch-Lliclichc  eine  völlig  private  Angelegenheit  werde,  und  gleich- 
zeitig die  Fortentwicklung  iiier  Menseiuii  1  so  weit  gelle ,  dal!  trotzdem 
keiner  seine  Kinder  im  Stiche  lasse-.  Derselben  Richtung  schlielit  sich 
auch  ELLEN  KEY  an,  indem  sie  sagt,  dali  die  gesdtlech Hiebe  Liebe  -immer 
mehr  ■.  ine  Privatsache  der  Meiischci:.  die  Kinder  dagegen  immer  mehr  eine 
Lebensfrage  der*  ieselrschafl'  werden  müssen.  Hii^ii  einen;  gewissen  ( irade 
isl  ('arpeuter  auch  ein  Anhänger  derselben  Meinung.  Irr  hcgnügl  jieh 
jedoch  damit,  ilaü  er  eine  freie  und  imgehuulenc  L  besehe  id  in  ig  hciiirworicl, 

artige  Au  Urningen  könnten  aus  der  modernen  Literatur  angeführt  werden. 

Wie  wir  gefunden  haben,  wird  die  Ehe  fast  überall  in  der  Welt  als  eine 
staatliche  Institution  aufgefaßt.  Unter  den  eigentlichen  Kulturvölkern  tritt  sie 

die  IMnrmer  eine  Menge  von  Anklagen  m;ii  Angrilten.  hrstens  gegen  die 
Monogamie  Llbiker  verschiedener  Schulen  haben  seit  Jahrhunderten  die 
.Meinung  verfochten,  dal'i  es  im  liegriff  der  Che  liegt,  dali  sie  monogam 
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sei.  Nur  in  dieser  Form,  nur  wenn  zwei  Individuen  aus  freiem  Aniridie 
iiml  mit  freiem  Entschiuli  einander  wählen,  finden  wir  die  höchste  Form 
der  Ehe.  Da,  wo  andere  Sitten  —  Polygamie,  Hetärisrnus  —  herrschen, 
wird  diu  ewige  Bedeutung  des  Individuums  nicht  anerkannt,  da  ist  die 
Ehe  zur  bloßen  Geschlechtsgemdn  schaff  herabgesunken.  Das  Weib  ist 
mir  ein  Mittel  zum  sinnlichen  (icuuli  oder  /ur  Fortpflanzung  der  Familie, 
hat  aber  keinen  Wert  in  sich  selbst  (Hoffding,  Martensen).  Gegen 
diese  Auffassung  wenden  sich  aber  die  Reformer.  ELLEN  KEY  z.  B. 
führt  an,  daß  die  Monogamie  selbst  bei  den  christlichen  Völkern  noch 
niemals  Wirklichkeit  gewesen  sei  und  daß  ihre  Legalisierung  als  einzig  zu- 
lässige Form  der  echten  Sittlichkeit  mehr  schadet  als  sie  je  genützt  habe.  Um 
der  Monogamie  zu  Leibe  zu  gellen,  geben  sich  die  Reformer  große  Mühe 
zu  heweisen,  dali  diese  Monogamie  um  so  unnatürlicher  ist,  als  der  Mann 
stets  polygam  veranlagt  ist.  SCHOPENHAUER  z.  B.  stellt  die  vollständig 
unbewiesene  Beli,ui|itiru;:  nui,  rfali  die  Liebe  de-  Mölmes  von  dem  Augen- 
blick  an  merklieh  sinkt,  wo  sie  Befriedigung  erhallen  hat,  fast  jedes  andere 
Weib  reizt  ihn  mehr  als  das,  welches  er  schon  besitzt;  er  sehnt  sich  nach 
Abwechslung.  Man  mag  fragen,  wo  diese  Beobachtungen  gemacht  seien. 
Ohne  eine  besonders  hohe  natürliche  Treue  zu  postulieren,  können  wir 
dni.li  yetrosi  sageu.dolf  weder  :u  der  Kiilmruvlt  rineli  Inj  isriniitiveii  Völker- 
Wenn  man  dabei  jedoeli  die  Innrlügaiuisd'e  Tendenz  des  Weibes  auf- 
recht hält,  so  schein!  sich  hier  ein  unlöslicher  Widerspruch  in  der  mensch- 


:rkaimte  monogamische  Tcndi 
e  Deszendenz  vererben,  sond 
nlidiem  Wesen  unauflösbar  vi 
on  der  genannten  Eigenschaft 


fielt  die  jetzigen  <  iesduedusverliahnisse  in  den  düstersten  Farben  auszu- 
malen, natürlich  mit  der  Tendenz,  dal!  die  Forderungen  nach  einer  gründ- 
lichen Reform  um  so  eher  anerkannt  werden  müssen,  je  schlimmer  jene 
sind.  Wir  wollen  hierals  Beispiel  eine  Äullenuig  von  JOHANNA  ELBERS- 
KIRCf  IFN  wortgetreu  anführen ;  [ieriieksidiliyen  wir,  doli  7  b  Prozent  der 
Männer  geschlecbts krank  waren,  bzw.  noch  sind  und  wohl  ebenso  viele 
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dem  Alkoiiolismus  eiea'ben,  dal!  wühl  die  Hälfte  der  Mütter  von  den 
jiescbW-htekratikcn  .Maimeriiati.eestecktw'trd,  so  haben  wircin  erschreckendes 
Resultat  der  Herabsetzung  der  Lebensenergie  des  Kindes  durch  —  die 
Sünden  des  Vaters!«') 

Anderswo  bekommt  man  zu  Ivh-ii.  daii  nur  ein  infinitesimaler  Bruchteil 
der  Männer  frei  von  ücschk'elitskr.iTikhciten  ist.  Auel;  eine  andere  Bc- 
hiiu^tnnsr  wird  zu  demselben  Zweck  mit  «roHtci  Schärfe  aiifi:cstc;lt  nämlich 
die,  dali  die  Kundschaft  der  Prostituierten  zum  größten  Teile  aus  ver- 
heirateten Männern  bestehe.  Man  muli  geradezu  erstaunen,  daß  in  der 
Diskussion  Ober  wichtige  soziale  Fragen  solche  törichte  Dinge  angeführt 
werden  können.  In  unserer  Zeil  kann  man  gewiß  über  die  Frequenz  der 
venerischen  Krankheiten  bekümmert  sein  und  um  Mittel  zur  Abhilfe  sinnen. 
Dali  aber  solche  Massen  von  Männern  infiziert  sind  und  ibre"  Frauen 
infizieren,  das  dürft.:  doch  selbst  weiblichen  Sozialreformern  als  unmöglich 
erscheinen.  Unser  Hospitalwesen,  unsere  Krankenkassen,  unsere  offizielle 
zivile  und  militärische  krankeiistalistlk  ychen  gar  keinen  Anlalf  zu  den 
genannten  Behauptungen1). 

Für  verschiedene  Länder  is(  die  Ausbreitung  der  Geschlechtskrank- 
heiten in  älteren  und  neueren  Zeiten  gut  bekannt.  Es  hat  sich  dabei  gezeigt, 
daß  die  genannten  Krankheiten,  nachdem  durch  Kultur  und  Aufklärung 
die  extrajicnitalcn  Ansteckungen  fast  verschwunden  sind,  so  bedeutend  ab- 
genommen ")  haben,  dali  grolie  Laudstrecken  als  im  ganzen  von  diesen  frei 
betrachte!  werden  können.  Die  angeführten  Selucar; maiereien  lallen  vor 
dem  bekannten  logischen  Gesetz  in  sieh  zusammen,  dal!,  wer  zuviel  be- 
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Wenn  sich  die  Gelegenheit  zu  einer  Umfrage  bei  Tausenden  von 
Männern  der  Gegenwart  böte,  so  würde  man  gewiß  keine  Majorität  er- 
halten für  diese  Annahme  polygamer  Tendenzen.  Einige  Anhänger  der- 
selben würden  sich  mit  deni  Hinweis  auf  die  Stärke  ihres  Geschlechts- 
triebes, andere  mit  der  Verführung  in  den  Knaben  jähren  entschuldigen; 
die  meisten  aber  würden  solche  Neigungen  ganz  bestimmt  von  sich  weisen. 
Es  handelt  sich  bei  diesem  Reden  von  der  männlichen  polygamen  Tendern 
viel  mehr  um  theoretische  Spekulation  als  praktische  Erfahrung. 

In  dieser  Frage  hat  man  wohl  kaum  das  Recht,  die  Fingerzeige  der  Natur 
außer  acht  zu  lassen.  Die  Bevölkerungsstatistik  lehrt,  dal!  überall  in  der 
Welt  die  ungestörte  Natur  ein  numerisches  Gleichgewicht  zwischen  den 
Gesch lechtern  herbeiführt.  Das  erreicht  sie  nicht  dadurch,  daß  sie  eben 
dieselbe  Zahl  von  Wesen  jedes  Gesclileclus  rrfcliitfft;  denn  ei  einstellen 
bedeutend  mehr  Knaben  als  Mädchen  im  Mutterleibe.  Die  größeren  männ- 
lichen Früchte  sind  jedoch  bei  der  Geburt  größeren  Gefahren  ausgesetzt 
und  erliegen  denselben  vielfach,  aber  trotzdem  ist  die  Zahl  der  lebend 
geborenen  Knaben  immer  etwas  größer  als  die  der  Mädchen.  In  großen 
Beobachtungsreihen  findet  man  ungefähr  105— 105  Knaben  auf  100 
Mädchen.  Die  naturwissenschaftliche  Grundlage  dieses  allgemeingültigen 
Bevölkerungsgesetzes  ist  noch  nicht  gefunden  ').  Die  Erklärungen,  die  hier 
und  da  versucht  werden,  reichen  nicht  aus.  ■  Die  Zahlen  gleichen  sich 
spater  aus,  und  wenn  der  natürliche  Zeitpunkt  der  Eheschließung  eintritt. 
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eint  zweite  ebensn  jun^e  da/u,  well  In:  Jami  ausreicht  bis  beide  Männer  all 
sind.  Beide  Weiber  sind  vtrsorivt,  und  jeder  Mann  lut  nur  die  Sorgefüreine'. 

Wir  wollen  Jeu  Suti o pe  n Ii a m: rfcltcn  Deduktionen  /«nuriswn  seiner 
Telragainie  keinen  weiteren  Raum  widmen.  Es  wird  einem  schwer,  zu 
glauben,  dait  das  Ganze  nicht  eine  Parodie  einer  krassen  Gesell  lechtsauf- 
ia^urin  sei,  docll  ist  das  sielierjeh  nidn  die  .Meinung  des  Anturs,  und  so 
ist  es  aneti  nicht  von  Klueii  rnir-iefaiit  worden.        '  '  . 

In  der  triirtenmy  der  lihcfra.tfe  finden  wir  es  AveeVniailij,'.  auch  die 
Stimme  eines  unserer  französischen  Zeitgenossen  zu  hören.  Prof.  G.  MO- 
RACHE  schreibt:  -La  itiniiiigtimit  deiueure,  evulemment,  la  forme  matri- 
moniale la  plus  eil  harmonic  avte  h  ditfuiie  de  la  ierunie,  tuissi  apparlicu- 
telle  aux  civil  isations,  qni  tendent,  sans  y  arriver  toujours  et  d'une  facon 
ahsolue,  ä  placer  la  femme  Sur  un  pied  d'egalite  avec  1'homme;  eile  est 
Ires  eertaineitii'til  la  nmdalile  matrimoniale  du  propres,  de  l'avenir,  Ou 
prut  siiuu'itre  eepari.lnn:,  dun?  son  applieaiion,  ceriaiin-.  im idifii-a:h ms  i|lm, 
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herrscht,  in  der  all  Kein  ei  neu  Entwicklung  der  Menschheit  sehr  wenig  be- 
deutet, die  sicli  unter  polygynen  Ehesitten  vollzogen  haf._  Die  Polygynie 
muß  also  als  die  einzige  gesunde  und  natürliche  Art  des  mensch liehen 
Sexuallebens  betrachtet  werden.  Da  in  der  Kulturwelt  Humanität  und 
t  lyyienc  die  Schwachen  beschulten,  ist  liier  die  männliche  Auslese  isits  »u 
iio:wcr]dii;er  unil  um  Ii  darum  verschärft  '.Verden,  was  mir  durch  l'iiiyyytiie 
erreicht  werden  kann.  Diese  Polygynie  konnte  in  zwei  Formet)  vor  sich 
gehen,  nämlich  entweder  als  simultane,  hei  welcher  ein  Mann  zu  gleicher 
Zeit  mit  mehreren  Frauen  in  Sexual  verkehr  steht  oder  eine  sukzessive,  hei 
welcher  der  im  Wettbewerb  obsiegende  Mann  nacheinander  mit  mehreren 
reizvollen,  jungen  und  daher  in  höherem  Maße  empfängnisfähigen  Frauen 
in  relativ  kurze  monogame  Verbindungen  tritt,  während  die  unterliegenden 
Männer  sich  mit  den  älteren,  weniger  oder  garnicht  empfängnisfähif;en 
Frauen  begnügen  müssen. 

Man  findet  nicht  selten  in  europäische;!  Schriften  über  das  Sexual  nmblem 
eine  Sehnsucht  nach  der  orientalischen  Polygamie.  Die  Verfasser  glauben 
in  ihr  ein  Heilmittel  für  viele  Leiden  der  Kulturmenschheit  zu  finden. 
Nicht  nur  werden  die  Frauen  im  Orient  besser  versorgt,  man  meint  auch, 
dafi  die  allgemeine  Teilnahme  am  Gcsdik-ch trieben  cejreii  VcrirruuMcii 
und  Laster  schützte.  Eine  bessere  Kenntnis  der  orientalischen  Verhältnisse 
hätte  sie  anderes  lehren  können.  Wie  einem  jeden  aus  der  Literatur  bekannt 
und  im.;  durch  persönliche  Mitteil uiu;  vielfach  bestätigt  worden  ist,  herrschen 
die  sexuellen  Lasier  wie  Prostitution.  Notzucht,  Päderastie  im  Orient  noch 
allgemeiner  als  in  den  europäischen  Grolfstädten.  Ts  dürfte  auch  recht 
zweifelhaft  sein,  uh  viele  der  strebsamen  alleinsteheiideneuriipäisehen  Frauen 
ihr  Dasein  mit  dem  Leben  in  einem  türkischen  Harem  vertauschen  möchten.  ■ 

Ich  habe  trcylauht,  die  verschiedensten  Stimmen  und  Rtchtunsten.  die 
sich  mit  der  Scxual-Ethik  und  der  •bürgerlichen  Moral-  beschäftigen, 
zur  Geltung  zu  bringen  und  ein  sehr  gewichtiges  Wort  aus  dem  Munde 
eines  mit  dem  Gegenstand  besonders  wohl  vertrauten  Richters  hinzu- 
zufügen. Der  (olgcnde  Aufsatz  ■  Die  iieform  unseres  hemijicn  Hicsckci- 
dungsrechts«  von  Landgerichtsrat  Dr.  BOVENSIEPEN  (Kiel)  in  Heft  5 
vom  1.  Februar  1('21  der  so/iolojiischit:  Monatsschrift  Nadir  und 
Gesellschaft«  (Berlin-Lichterfelde)  zeigt  das  Unhaltbare  der  heutigen 
Gesetzgebung: 

■Zwei  ünmdvcrschic, leite  WchauschamuiLtcu  sind  es,  welche  die  Auf- 
fassungen über  das  Wesen  der  Ehe  und  damit  die  lYai'.c  iluer  Lösbarkeit 
beherrschen,  die  eine  wird  durch  das  Jesuswort  (Ev.  Lukas  XVI,  V.  18. 
Ev.  Marcus  X,  9,  12  und  Ev.  Matthäus  XIX,  6)  gekennzeichnet:  »Was 
üoti  zusammen  gefilmt  hat,  soll  der  Mensch  nicht  scheiden.' 

In  seiner  starren  dogniati-iiieu  Auskamt:.;  und  llindim.e  war  es  von 
je  bis  zu  den  heutigen  Tagen  (vgl.  Kamin  HIB  des  seit  Pfingsten  1918 
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gültiger;  corpus  juris  canonici)  j.;iiltit;c>  kaniiuiseh. 
Kirche  und  staatlich -bürgert  ich  es  Recht  in  der 
Österreich,  Italien,  Spanien  und  Portugal.  Im  sehr 
stein  die  cx'.rcm-iiuliviaiKiliäSifdi-litxTaüsiiiclu'  \V 
Ehe  weiter  nichts  als  ein  recht  individuelles  Vcr 
geschärt  wie  jedes  andere  auch  erblickt  und  d. 


irgend  möglich  zu  crscliweie;i,  jeder  Seilern  der  Nachgiebigkeit  an  die 
etwaige  Willkür  der  Ehegatten  wird  liiiI  das  ängstlichste  vermieden.  Den 
Geist  der  Gesetzgebung  sprechen  aus  die  am  Eingang  der  amtlichen 
Motive  zum  Entwurf  des  HOB.  gewissermaßen  lapidar  cingeweiHeltcn 
Worte:  >  [ik  Ehe  ist  als  eine  von  dem  Willen  der  Ehegatten  unabhängige, 
sittliche  und  redttliehe  Ordnung  anzusehen  ■  IS.  51)2,  Hand  IV),  und  weilen 
.  Jede  Scheidung  der  Ehe  aus  Willkür  ist  ausgeschlossen  ■■  (S.  i<>7).  Hier- 
durch ist  die  Scheidung  auf  Grund  beiderseitiger  unüberwindlicher  Ab- 
neigung, wie  sie  auf  Grund  des  trefflichen  auf  naturre  eh  Iiichen  Grund- 
sätzen aufgebauten  Preußischen  Allgemeinen  Landrechts  in  Alipreußen 
und  in  den  Rheinlaitdeu  auf  Grund  des  code  civile  über  ein  Jahrhundert 
lang  von  (1794—1900)  zur  allgemeinen  Zufriedenheit  der  Bevölkerung 
bestand,  ohne  dali  i;c!i  hierauf  Miltstaudc  ergeben  hatten,  beseitigt.  Aus- 
drücklich bezeichnen  es  die  amtlichen  Motive  (Band  IV,  S.  568/69)  -als 
Gefahr,  dali  im  Volke  diese  Willkür  als  der  wahre  Grund  [der  Scheidung 
angesehen  wird  und  dadurch  das  Ansehen  und  die  Würde  der  Ehe,  die 
Auffassung  der  letzteren  als  einer  auch  rechtlich  über  dem  Willen  der 
Ehegatten  stehenden,  höheren,  objektiven  Zwecken  dienenden  Institution 
im  Kewulitsein  des  Volkes  gclockeri  wird-.  Als  --egtilieretides  Priu'ijl 
hat  1111-er  gehendes  Recht  Jas  sug  Vcrsiiuihhmj^iirin/ip  aiigeiu>mmeu, 
d.  Ii.  gruiKlsalylich  kann  mir  dann  ein  Ehegatte  die  Scheidung  verlangen, 
wenn  der  andere  Ehegatte  sieh  eine  ganz  grobe  Verletzung  der  ehelichen 
Pflichten  hat  zu  Schulden  kommen  lassen,  sei  dali  dem  Unschuldigen  die 
Fortsetzung  der  Ehe  hilligerweisc  nichl  mehr  zugemutet  werden  kann. 
In  seiner  ganzen  Härte  und  Ausschlieliliehkvil  wird  dieser  schroffe  Stand- 
punkt des  Gesetzes  nur  durch  den  einen  S  l  Wl  liiiil.  der  erst  mit 
einer  Mehrheit  von  nur  drei  Stimmen  nach  äußerst  erbitterten  Kämpfen 
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im  Reichstag  angenommen  wurde  —  gemildert,  wonach  die  Ehescheidung 
auch  zulässig  ist  wegen  Geisteskrankheit,  wenn  diese  während  bestehen- 
der Eilt  schon  mindestens  drei  Jahre  gedauert  und  zugleich  jede )  loifmirig 
auf  Wiederherstellung  nach  menschlichem  Ermessen  völlig  ausgcscli hissen 
ist.  Diese  ungemeinen  Erschwerungen  lassen  es  begreiflich  erscheinen, 
daß  diese  Art  der  unverschuldeten  Ehescheidung  nur  äußerst  selten  vor- 
kommt Alle  anderen  vier  Ehcschcidungsgnjndc:  Ehebruch,  Lebensnach- 
Stellung,  büsliche  Verlassung  und  endlich  so  schwere  schadhafte  Ver- 
letzung der  ehelichen  Pflichten,  daß  hierdurch  die  Ehe  voll tft  zerrüttet 
ist  und  dem  anderen  Teile  ihre  Fortsetzung  nicht  mehr  zugemutet  werden 
kann,  setzen  das  Vorliegen  eines  groben  Verschuldens  bei  einem  Ehe- 
gatten voraus. 

Die  einzigste  Möglichkeit  einer  ■inständigen  Ehescheidung  [liefet 
heute  der  Prozeß  wegen  böslicher  Verlassung  (§  1  567  BGB.).  Hier  allein 
ist  ein  Weg  ins  Freie  gegeben,  auf  Grund  der  Verständigung  zwischen 
den  Ehegatten  verläfft  der  eine  Teil  .böslich-  die  häusliche  Gemeinschaft, 
läßt  sich  dann  auf  Herstellung  der  chdidieu  ttcniciriscliaü: verklagen  und 
verurteilen,  verharrt  aber  ein  volles  Jahr  nach  der  Rechtskraft  des  Her- 
stellungsurteils in  passiver  Resistenz  und  übernimmt  in  dem  nunmehr 
erst  möglichen  zweiten  Prozeß  auf  Ehescheidung  wegen  böslicher  Ver- 
lassung die  Rolle  des  schuldigen  Teils.  Hier  ist  in  der  Tat  ein  Ersatz 
für  die  fehlende  Scheidung  auf  Grund  beiderseitiger  Übereinkunft  zu  er- 
blicken. Aber  was  für  ein  jammervoller,  äußerst  kläglicher  Ersatz  und 
was  für  ein  Leidensweg  ist  es,  der  beschritten  werden  niult.  Zwei  Zivil- 
prozesse, der  erste  auf  Herstellung  der  ehelichen  Gern  ein  schaff,  der  zweite 
auf  Eilcsclieiduiii:  sind  erforderlich,  ihre  Zeitdaur  r  befragt  mindestens  ein- 
einhalb Jahre.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Kosten  sehr  erheblich 
sind,  gehört  auch  ein  großes  Maß  sittlicher  Reife  und  Entsagungsfälligkeit 
dazu,  dal)  ein  Ehegatte  allein  alle  Schuld  auf  sich  nimmt.  Denn  von  allen 
ethischen  Erwägt! ngen  abgesehen,  treffen  ihn  die  schwersten  Folgen:  Er 
wird  dem  "unschuldigen-  Ehegatten  Zeit  seines  Lebens  untcrhaltungs- 
[jtliehlig  (§  1  rj7S  ItGß.)  und  verliert  die  Eürsorgc  Für  die  Person  der  Kin- 
der. Von  ihrer  Erziehung  wird  er  einfach  ausgeschaltet.  Das  trifft  gerade 
den  liehevollen  und  pflichtgetreuen  Lltcmteil  tief  ins  Lebensmark,  So 
erklärt  es  sieh,  ilafi  von  dieser  tli  er  irdischen  Mogln  bkeit  eine:'  ■  anständigen  ■ 
Ehescheidung  in  Praxi  nur  äußerst  selten  Gebrauch  gemacht  wird,  nur 
3,6  Prozent  der  gesamten  auf  Ehescheidung  laufenden  Urteile  ergingen 
in  Preußen  im  Jahre  1916  laut  der  amtlichen  preußischen  Statistik  auf 
Grund  böslicher  Verlassung. 

So  bleiben  denn  als  regelmäßig  licsebritiene  Wege  nur  übrig:  die  Ehe- 
scheidung wegen  Ehebruchs  oder  schuldhafter  gänzlicher  Zerrüttung  der 
Ehe  durch  ehewidriges  Verhalten  (§  1565  und  1 568  BGB.).  Beide  Wege 
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sind  l  iiden<v.cge  »clilimrmteT  An  und  /war  meistens  lüi  Ihide  l.he- 
j-attcr,  -in  deren  in  dem  vfr/wei feilen  Kample  durch  drei  Instanzen  hier- 
durch erhaltene  Wunden  mit  ledern  geg  icri'chcn  S.l  ri'rsitz  neues  (iift 
geträufelt  wird  Der  Fhchruihsprozcll  ist  duicli  dir  unvcfmcidhche  Hin- 
einziehung  eines  Drillen  m  der  Regel  ein  SkandalprnzeH.  Unter  der  Zahl 
dei  vni  Gericht  geschworenen  falschen  Lide  nimmt  Mit  ■  Kavahcrjeid" 
eine  besondere  Stellung  e;n.  (Trau  mann  -Das  Ehescheidung- 
recht  der  Zukunft-,  W20,  S  18)  Man  denke  etwa  an  den  ungeheures 
Aufsehen  erregenden  ■  ritterlichen.  Meineid  des  stieben  verstorbenen  da- 
maligen antisemitischen  Hci<-h;tigsahgvrM-<lneten  t  tan*  I  eu.1  im  Jahr.-  I R14 
Nfith  erhcbiichcr  ist  wehet  die  Zahl  der  falschen  Lide,  «eiche  die  als 
Zeuginnen  vernommenen  weihliclini  I-.hfbrvclu'rtnrit-ri  schwören.  In  immer 
steigendem  Mafic  stützt  sich  die  Ehescheidung  auf  die  Tatbestände  dieser 
beiden  §§  1565  und  15G8,  über  0(1  Prozent  aller  El  lest  bei  Jung  surteile 
beruhen  in  den  letzten  Jahren  auf  ihnen,  im  Jahre  1919  52,2  Prozent  auf 
Ehebruch  und  37,6  Prozent  auf  §  1 568. 

Und  trotz  dieser  so  rigorosen  Gesetzesbestimmungen  ist  die  Absicht 
des  Gesetzgebers,  die  Ehen  gegen  ihre  Auflösung  möglichst  zu  schützen, 
vollständig  mißlungen.  Die  Zahl  der  Ehescheidungen  steigt  seit  etwa 
20  Jahren  in  ganz  außerordentlichem  Maße,  von  7928  im  ganzen  Deut- 
schen Reich  im  Jahre  1 900  auf  1 1  1 47  im  Jahre  1 905,  um  dann  im  Jahre 
1018  al.em  in  l'reulien  auf  19  in  anzuschwellen.  Von  1609  Ins  19l1 
hat  -.ich.  die  Zahl  der  Khescheidungen  rund  verdoppelt,  die  Zahl  der  Ehe- 
scheidungsklagen «ieg  von  IS8I  his  I9H  um  27  1,1  Prozent 

Die  fVoedur  im  heutigen  Lheschcidungsveitihren  gehört  ?u  den  trubiten 
und  unerquicklichsten  VorKoin:nn»en.  die  man  vor  (icnchl  uK-rhaupt 
trieben  kann,  Privatk'n^everiafiren  bedeuten  im  Vergleich  mit  ihnen  ein 
Idyll  Mit  einer  beispiellosen  Frhirrerung  bctehdeii  einander  die  Flie- 
gaHcn  vor  den  Schranken  :><  i  ie:  rhts.  zu  einem  Kampf  zwi,clien  I  eben 
und  I  od  gestalte!  sich  meistens  das  Ir.liescheiiluriKSverfahrcn  aus,  zu  einem 
Kampf  um  die  Unterhalt!]  nrjsrente  und  um  die  Kinder.  Mit  psychologischer 


zerfleischen.  Eine  haushohe  Welk  von  Schlamm  wälzt  sich  durch  die 
Aktenberge  der  drei  Geriehtsiustanzen.  Die  Gehässigkeit  des  Kampfes 
wachst  niii  jedem  Seliriüsatze.  Die  Absli:  nulluni  der  Schamgefühle  geh: 
hiermit  Hand  in  Harnt.  .  .  .  Der  beiderseitige  Verstand  igungswüle  zer- 
stäubt in  einer  Fxplosion  der  aufgespeicherten  Gehässigkeit,  in  einem 
solchen  Kampfe  ist  der  schamhafte  Teil,  der  die  letzten  Dinge  verschweigt. 
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im  Nachteil  gegen  den  Schamlosen.  Der  Gewissenhafte,  der  nicht  ver- 
allgemeinert, gegen  den  Gewissenlosen,  der  mit  Behagen  jedes  Wort  und 
jede  Gebärde  zu  einem  allgemein  gehaltenen  Schreckensbild  zusammen- 
trägt, der  Vergessende  vor  dem  Nachtragenden.  (S.  24  25).  Dazukommt 
die  grolie  Unsicherheit  des  Ergebnisses  bei  der  Schuldfeststellung.  Mit 
Recht  weist  der  Hamburger  Landrichter  Dr.  May  in  seinem  ganz  aus- 
gezeichneten Aufsatz  «Ehescheidungspsydiologie  und  Ehekunde«  in  den 
Pre» (tisch™  Jahrbüchern  (Band  171.  S.  31Qff.)  darauf  hin,  daß  gerade 
hier  die  Gefahr  für  Fehlspruche  ungemein  groß  ist  Groß  ist  hier  die 
Gefahr  einer  starren,  schablonenhaften,  dem  inneren  Wesen  der  Dinge 
nicht  gerecht  werdenden  Rechtsprechung. 

Noch  trauriger  aber  —  wenigstens  in  den  weitaus  meisten  Fällen  — 
als  ein  gewonnener  Ehescheidungsprozeß  ist  ein  verlorener.  Denn  eine 
s  sein,  daß  Ehegatten  nach  dem  mit  größter 
geführten,  oft  Jahre  dauernden  Ehescheidungs- 
verfahren, womöglich  durch  drei  Instanzen  hindurch,  je  wieder  in  ein 
erträgliches  Verhältnis  zueinander  eintreten  sollten;  meistens  ist  die  Ehe 
zerrüttet  und  bleibt  zerrüttet. 

Kleinliche  Reformen,  wie  sie  unter  Beharren  beim  Grundprinzip  des 
geltenden  Rechts  May  a.  a.  O.  vorschlägt,  helfen  nichts,  durchgreifende 
Besserung  kann  nach  schweizerischem  und  schwedischem  Vorbilde  nur 
die  Beseitigung  des  Schuldprinzips  bringen.  Nach  Art.  142,  Abs.  1  des 
Schweizerischen  Zivilgesetzbuchs  kann  jeder  Ehegatte  auf  Scheidung 
klagen,  #enn  eine  so  tiefe  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses  ein- 
getreten ist,  daß  den  Ehegatten  die  Fortsetzung  der  ehelichen  Gurnein- 
sihaft  nicht  /uyeinutel  werden  darf.  Und  ist  die  liefe  Zerrüttung  vor- 
wiegend der  Schuld  des  einen  zuzuschreiben,  so  kann  nur  der  andere 
Ehegatte  auf  Scheidung  klagen.  Noch  viel  weiter  geht  das  neue  Schwedische 
Ehescheidungsrecht.  Dort  ist  der  allgemeine  Scliekliiiisissrund  -die  gegen- 
seitige Übereinkunft«.  Auf  Grund  einer  derartigen  Übereinkunft  können 
die  Ehegatten,  ohne  daß  irgendeine  Beweiserhebung  erfolgte,  gemeinsam 
ein  gerichtliches  Urteil  auf  Heimtrennung  und  nach  Ablauf  eines  Jahres 
che  Lhescheidung  begehren.  Bei  unbckindcrter  Fhc  wird  man  in  der 
Tat  unbedenklich  furdtrn  dürfen  und  müssen,  »alt  aul  Grund  beider- 
seitiger Übereinkunft  der  I  lieijanen  die  I  hrsc hfidunc  r.v  erfolgen  habe 
und  zwar  ohne  die  I  mwn  des  vereinenden  Zivi  priji:,sse:  durch  tr  in- 
tragung  in  das  vum  Amtsgericht  m  führende  Sc  he:dungsrce  ister  aul  Grund 
der  bloßen  Mitteilung  der  K'icgatten  Hier  muh  der  von  Marianne 
Weber  in  ihrem  grollen  WY.-kc  »rhi-frau  und  Muber-  (1'H)7.  Seite  109) 
irelgetche  Spruch  r  irlitit  Wahrheit  werden.  .  I  heleute  scheiden  sich  s;lbsi 
mit  freiem  Willen,  wie  sich  verbunden  haben.  Sind  sie  jher  die  Be- 
dingungen der  Scheidung  einig,  so  haben  sie  ihren  Entschluß  dem  Staate 
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nur  anzuzeigen.-  Tief  unsittlich  ist  es,  zwei  Menschen,  deren  Ehe  völlig 
zerrüttet  ist,  wie  nt-ci  Güleerenskhiven  mit  ehernen,  unli'islvren  Kelten 
zusammenzuschmieden.  Der  Gedanke.  d;d!  der  Me:i>eli  selber  Schmied 
seines  Glücks  wie  auch  seines  Unglücks  sei  und  seine  selbst  ge- 
schmiedeten Ketten  wieder  leisen  könne,  muß  auch  hier  Wirklichkeit 
werden.  ■  Zur  Vermeidung  aller  Übereil ung  reiflich  müßte  unter  Ein- 
haltung eines  längeren  Zwischenraums  von  mindestens  drei  Monaten 
ein  zweimaliger  Antrag  beim  Amtsgericht  auf  Eintragung  der  Ehe- 
scheidung gestellt  werden. 

Weit  schwieriger  dagegen  ist  die  gesetzliche  Neuregelung  im  Fall  der 
Übereinkunft  bei  behinderter  Ehe  und  beim  einseitigen  Antrat'  nur  des 
einen  Ehegatten  auf  Ehescheidung.  Hier  hinsichtlich  der  bekinderten 
Ehen  scheinen  uns  die  Vorschläge  Traumanns  (a.a.O.,  S.  39  ff.)  als  viel 
zu  radikal,  wenn  er  auch  hier  jeden  Zivilprozeß  und  jede  gerichtliche 
Nachprüfung',  ob  wirklich  ein  hinreichender  Ehc-cltei.limgsßriind  vorliegt, 
ausgeschlossen  hüben  will  und  stall  dessen  einen  vm  mnndscliaftsgcricht- 
lich  zu  genehm  igenden  Vertrag  über  die  Unterbringung  der  Kinder  bei 
einem  der  Eltern  für  ausreichend  erachtet.  An  der  möglichst  guten  Er- 
ziehung der  Kinder  hat  die  Öffentlichkeit  das  dringendste  Interesse.  Trau- 
mann sagt  selber  sehr  richtig  (S.  39):  »Hier  handelt  es  sich  um  das  Wohl 
und  Wehe  heTaii  wachsender  junger  Meiiselien,  einesteils  des  kommenden 
Geschlechts-!.  Hier  kann  die  urniinisierte  üesan;lheit  unmöglich  dem 
freien  Belieben  der  auseinandergehenden  Ehegatten  freie  Bahn  lassen. 
Auch  die  vorbehaltcnc  vminiiiidschatlsgvrichtHcbc  üenchmigung  des  Ver- 
trags bielet  u.  F.  keine  genügende  Gewähr  dafür,  da  II  die  Rechte  und 
Interessen  der  Kindel  genügend  sieliergeslellt  werden.  Eingchcnd-tr 
Nachprüfung  der  Grundlage  des  Selieidiingsbegehrens  im  ordentlichen 
streitigen  Zivilprozessc  erscheint  uns  vielmehr  unvermeidlich.  Dem  Vor- 
mundschaflsrichler  stehen  pur  Gewinnung  eines  absolut  7 ulref feinden,  un- 
trüglichen Urteils  nber  ilie  Zweeknii'iKigkcit  des  ihm  zur  Genehmigung 
vorgelegten  Vertrags  der  .ui-chrnidcrgclicudcii  EhegaUen  nicht  die  hin- 
reichenden Mittel  zu  Gebote.  Völlig  kann  übrigens  auch  Traumann 
ein  streitiges  Verfahren  vor  einem  Spruchgericht  nicht  vermeiden  (S.40ff.). 
Denn  bei  mangelnder  Fiuignug  der  Scheidung  bekehrenden  Eliegadeu 
—  und  das  wird  nach  unseren  ncliiciliclicu  Eri;li:u  ne.cn  :.;anz  im  Gegen- 
satz zu  Traumann  die  weitaus  überwiegende  Mehrheit  der  Fälle  sein, 
gerade  der  Kampf  um  die  Kinder  wird  von  den  Uicgatlcn  gewöhnlich 
mit  ganz  besonderer  Erbitterung  ausgeiochleu  —  will  auch  er  ein  Spruch- 
gericht über  die  Zuweisung  der  Kinder  an  den  einen  oder  anderen  Ellcrn- 
lei:  entscheiden  lassen.  Maltgebeml  muli  bei  dessen  Nachprüfung  u.  E. 
aber  doch  grundsätzlich  die  Frage  des  chewtdrigen  Verhaltens  des  einen 
oder  anderen  Ehegatten  sein.    I  iir  die  Hesel  der  Fälle  wird  der  Satz  zu- 
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treffen,  wer  ein  guter  Ehegatte,  ist  auch  ein  guter  Vater  und  umgekehrt 
Ausnahmen  kommen  gewiß  vor,  bestätigen  aber  die  Regel. 
.  Beipflichten  kann  man  dagegen  im  wesentlichen  den  Vorschlägen  Tra  n  - 
man  Iis  hinsichtlich  der  Regelung  des  einseitigen  Eheschcidungshegehrens. 
Mit  Recht  erklärt  er  hier  ein  streitiges  Gerichtsverfahren  für  unerläßlich. 
Ebenso  gewiß  ist  es  aber  auch,  dali  es  unseren  geläuterten  ethischen  Auf- 
fassungen schlechterdings  nicht  mehr  entspricht,  eine  auch  nur  objektiv 
zerrüttete  Ehe  zwangsweise  aufrecht  erhallen  zu  wollen.  »Was  ist  ge- 
zwungene Ehe  als  eine  Hölle«  (Suff ol k  in  Shakespeares  Heinrich  VI.,  . 
V.  5).  Der  klagende  Ehegatte  wird  hier,  um  seinem  Klagebegehren  eine 
hinreichende  Grundlage  zu  geben,  beweisen  müsset),  dai!  die  Ehe  objektiv 
zerrüttet,  ihre  Aufrechterhält!] ne  ihn  '.im  sein  Lebensehicl;  hrineen  würde 
und  ihm  daher  nicht  länger  zugemutet  werden  kann.  »Ist  subjektiv  auch 
mir  für  einen  Ehegatten  die  Fortführung  unerträglich,  so  ist  der  Fort- 
bestand der  Ehe  als  einer  sittlichen  Lebensgemeinschaft  objektiv  unmög- 
lich*. (Traumann  a.  a.  O.,  S.  51.)  Zum  Schutze  gegen  etwaige  Über- 
eilungen des  Schcidutigslustigcn.  zur  Nachprüfung  der  Ernstlichkeit  seines 
Scheidungswillens  sowie  zum  Sehnt/  des  anderen  Ehegatten  müßte  frei- 
lich das  Gericht  auf  Antrag  lies  Scheidungsgegners  das  Verfahren  ohne 
weiteres  auf  längere  Zeit,  mindestens  etwa  sechs  Monate,  besser  noch  auf 
ein  Jahr  aussetzen. 

Der  auf  einseitigen  Antrag'  ihres  Ehemanns  von  ihm  schuldlos  ge- 
schiedenen Frau,  für  die  »zufolge  der  Verglnglichlreit  weihlicher  sexueller 
Anziehungskraft  die  staatlich  gesicherte  Zusammen  haltung  der  Ehe  die 
wichtigste  Lebensfrage  ist"  (Traumann  a.  a.  O.,  S.  57),  wird  man  mit 
diesem  Schriftsteller  einen  gesetzlichen  LtüsdiauitriJiijrsarispmi'li  -  analog 
wie  der  deflorierten  und  dann  grundlos  verlassenen  Braut  §  1309  BGB. 
—  zuerkennen,  wenn  —  wie  wohl  meistens  der  Fall  —  ihre  finanziellen 
Verhall i:is-c  durch  ilie  Scheidung  der  Ehe  sich  s»  verschlechtert  haben, 
daß  ihr  standesgemäßer  Unterhalt,  wie  sie  ihn  früher  in  der  Ehe  bezog, 
gefährdet  ist.  (ier:ulc  diese  üehiit/l'esiiiiumiug  wird  dem  hei  dem  *  Manne", 
stärker  entwickelten  "sexuellen  Variationsbedürfnis«  (Bloch:  Das  Sexual- 

Mit  dieser  ungemeinen  Vereinfachung  und  Erleichterung  der  Eheschei- 
dung, der  Zurückführung  aller  bisherigen  Ehescheidungsgrümte  auf  den 
einen  einzigen:  Objektive  Zerrüttung  der  Ehe  und  subjektive  Unmöglich- 
licil  ihrer  f'ortiiilii  nng  ^iiide  die  gniLi-  [inhe-lreitlwc  ( Iriirsiiwahrtivil 
des  Salzes  von  Ellen  Key  (Liebe  und  Ehe,  S.  11)  Wirklichkeit  werden, 
»daß  die  Ehe  um  der  Menschen  willen  da  ist  und  nicht  die  Menschen 
der  Ehe  wegen-.  Unser  Empfinden  über  die  Freiheit  der  Persönlichkeil 
und  ihr  Selbsthesiini[iuinj;srvi  hl  verlangt  e-  gebieterisch,  dal!  in  eii:em 
Zeitalter,  in  dem  der  Staat  seine  Sphäre  immer  weiter  ausdehnt  und  im 
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offen  Ii  ichen  I  i-ii-  n  siel)  kaum  mich  Sl"M r;n i Ith.ti  zii-ht,  uorii^sti.' ms  auf  dein 
Gebiete,  das  der  luJivi dual litsli m iiiiiti.u'  überlassen  bleibt,  der  Einzelne  sich 
sein  Leben  selber  gestalte  und  Fesseln,  die  ihm  unerträglich  sind,  loslösL 
Man  wird  kaum  zu  befürchten  haben,  daß  zufolge  der  hier  vorge- 
schlagenen wt- ?l-  1 1 1 1 i l 1 1 l1  n  firlficliu-runj;  dir  f.Ou-stiivitl u nt;L-i]  ihre  Zahl  er- 
heblich steigen  werde,  vielleicht  in  den  ersten  jaliren  nach  der  Einführung 
des  neuen  Gesetzes  mag  das  wohl  der  Fall  sein,  aber  als  Dauerzustand 
kaum.  Durchaus  abzulehnen  ist  auch  die  namentlich  in  klerikalen,  katho- 
■  lisclien  Kreisen  weil  veihreiiele  V'orstellin;«  lind  /;ih I n-it- :ic  I  "hcscheidiingcn 
ein  untrüglicher  Beweis  für  die  ^uiu-ti rm'rn'i-  Unsitlidikeit  des  Volkes 
seien.  Man  wird  doch  nicht  ernstlich  behaupten  wollen,  daB  der  Stand 
der  Sittlichkeit  in  den  Ländern  und  bei  den  Völkern,  die  heute  schon  auf 
dem  hier  vertretenen  Standpunkte  stehen  und  die  Ehescheidung  ganz 
wesentlich  erleichtert  haben,  wie  Schweden,  Dänemark,  Norwegen  und 
die  Schweiz  auf  einer  tieferen  Stufe  der  Moralitit  standen  als  die  Linder, 
welche  die  Ehescheidung  überhaupt  nicht  kennen,  wie  Italien,  Spanien, 
Portugal.  Österreich  oder  sie,  wie  «esen  wältig  noch  Deutschland,  San/ 
ungemein  erschwert  haben.  Genau  das  Gegenteil  ist  richtig.  Wahrlich, 
Trau  mann  (a.  a.  O.,  S.  84)  bat  Recht  mit  seinem  Ausspruch:  -Eine  zum 
Verfall  verurteilte  Gesellschaft  kann  nicht  durch  strenge  Ehegesetze  ge- 
rettet werden.  Im  Gegenteil  frißt  dann  das  Gift  um  so  tiefer  in  den 
Volskörper  hinein-.  Sehr  kennzeichnend  ist  atieil  hierfür  der  Notschrei 
des  französischen  Schriftstellers  F.r:ist  Leg. luve  vor  der  in  Frankreich 
1834  erfolgten  Wiedcranfrielitmiy  der 'Fhescheidung:  ■Was  verschuldet 
im  Volke  soviel  wirkliche  Doppelehen  ?  Die  Unlösbarkeit  (der  Ehen)!  Was 
trägt  die  Schuld  daran,  daß  man  unter  acht  Arbeitern  immer  wenigstens 
zwei  trifft,  die  zwei  Haushalte  haben?  Die  Untösbarkeit!  Was  tragt  Schuld, 
daß  die  Anzahl  der  unehelichen  Kinder  immer  steigt?  Die  Unlösbarkeit! 
Was  vermehrt  die  Anzahl  der  Kinder  in  der  Familie,  die  aus  dem  Ehe- 
bruch der  Frau  geboren  sind?  Die  Unlösbarkeit:  Was  schürt  den  Hai! 
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Antrag  der  Ehegatten  formlos  bewilligt  wird  (nach  Müller-Lier.  Die 
Familie,  S.  331,  Note  l ).  die  Ehcschcidungsziffcr  die  niedrigste  in  ganz 
Europa  isi. 

»Oerade  weil  der  monogamische  Hang  seh  dem  Erwachen  der  indivi- 
dualen  Liebe  genügend  erstarkt  ist.  gerade  deshalb  kann  die  Gesetzgebung 
freier  werden-.  (Müller-Lier:  Die  Familie,  Seile  311,  Note  2.) 

Die  Erhabenheit  der  Einehe  als  sittliche  Idee  und  ihre  unvergleichliche 
Hoheit  —  ist  doch  nach  Fichtes  Ausspruch  (Sittenlehre,  S.  441):  »die 
unverheiratete  Person  nur  zur  Hälfte  Mensch,  wird  in  keiner  Weise  durch 
die  Erleichterung  der  Möglichkeit,  unerträglich  gewordene  Fesseln  ab- 
zustreifen, beeinträchtigt,  ganz  im  Gegenteil,  sie  wird  hierdurch  in  ihrer 
Reinheit  nur  um  so  klarer  und  leuchtender  herausgestellt-. 


B. 

Kurzer  Überblick  über  die  Bewegung  der  staatlidien  Maß- 
nahmen zur  Bekämpfung  der  Gesdileditskrankh eilen. 

Unier  »Staatlicher  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten«  verstellt 
man  die  Anordnungen,  die  der  Staat  gesetzlich  fixiert  hat,  um  die 
Bevölkerung  vor  der  Ansteckung  mit  Tripper,  Schanker  niul  Syphilis  711 
schützen  und  um  sie  nach  erfolgter  Ansteckung  so  viel  als  möglich  der 
Behandlung  und  Heilung  entgegenzuführen. 

Die  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  hat  sich  zu  einer  Bewegung 
ausgestaltet  die  nicht  nur  die  staatlichen  Organe  zu  schärferen  Abwehr- 
ma'iiialiiiU'ii  anütet  uteri,  sondern  auch  die  Aufrnerksanikeit  der  führenden 
Gesellschaftskreise  geweckt  hat.  Man  beginnt  einzusehen,  daß  die  staat- 
lichen Maßnahmen  allein  unmüglich  ausreichen,  das  sexuelle  Laster  ein- 
zudämmen, gcsdi weii^e  auszurollen.  Unumgänglich  notwendig  erscheint 
es  vielmehr,  dalt  die  (lese  II  schalt,  aus  deren  Schöße  es  erwachst,  selbst 
mit  Hand  anlegt,  um  seiner  Herr  zu  werden.  Die  Frage  unter  diesem 
Gesichtswinkel  betrachtet,  seilen  wir  einen  neuen  Kampf  um  die  Bekämpfung 
einer  Vnlksseudie  entbrannt,  insofern  als  man  noch  /wischen  der  Wald 
der  Kampfmittel  schwankt. 

Die  schier  unheimlich  weile  Verbreitmi g  und  Vererbung  geschlechtlicher 
Erkrankungen  haben  die  menschliche  Gesellschaft  schon  von  altere  her 
genötigt,  der  Gefährlichkeit  der  sog.  Lustseuche  oder  Syphilis  für  die 
Gesa mtmenscli liei t  durch  Vorsichtsinai  (regeln  heim  lleisehlafc  zu  steuern. 
Inwieweit  es  privater  Fürsorge  in  älteren  und  neueren  Zeilen  gelungen 
ist,  die  sexuelle  Ansteckungsgefahr  und  ihre  zerstörende  Wirkung  zu  mindern, 
ist  mangels  einer  allgemeinen  An  zeigen  ficht  schwer  zu  beweisen.  Die 
technische  Hilflosigkeit  der  Naturvölker  in  dieser  Beziehung  würde  sie 
sicherlich  gänzlicher  Vernichtung  aussetzen,  wenn  nicht  gleichsam  auf 
biologische  Weise  ein  n.aüirlieiier  Reinigung-pro/eil  Ivw  Regeitcrations- 
vorgang  Fortgesetzl  unter  ihnen  stattfände.  Mit  Nachdruck  weis!  .1er  ehe- 
malige Leibarzt  des  Kaisere  von  Abessynien,  Dr.  MERAB  in  Paris,  in 
seinem  Buche  ■Medecins  et  Medecmc  en  Ethiopie-  auf  diese  wichtige 
Iii -die  in  im  ii  Inn  und  erklärt  daraus  mit  voller  Klarheit  die  selbstredend 
nur  verhältnismäßig  niedrige  Ziffer  für  venerische  Erkrankung  unter  den 
Eingeborenen.  Er  sagt  in  einem  kürzlich  verüifentliclueii  Xnkil/e  in 
■Natur  und  Gesellschaft»: 
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■Was  hat  es  nun  mil  dieser  für  eine  Bewandtnis?  So  ziemlich  jeder 
Europäer  glaubt  in  diesem  Punkte  ein  selbständiges  Urteil  sprechen  zu 
dürfen  und  meint,  jeder  Äthiopier  sei  verseucht,  luetisch  gewissermaßen 
imprägniert  Nichts  irriger  denn  das,  obendrein  nichts  weiter  als  eine 
schändliche  Verleumdung.  Wenn  es  hoch  kommt,  so  sind  es  30  v.  U„ 
die  mit  venerischen  Krankheiten  behaftet  sind,  wohtgemerkt  unter  den 
reicheren  Klassen.  Bedenkt  man,  wie  die  sittlichen  Anschauungen  der 
Äthiopier  im  allgemeinen,  der  Abessynier  im  besonderen,  in  geschlecht- 
licher Beziehung  sind,  daß  sich  dort  niemand  scheut,  sich  als  Syphilitiker 
bloßzustellen;  wenn  man  ferner  erwägt,  wie  leicht  die  Lustseuche  ver- 
breitet wird  und  drittens,  daß  in  der  Statistik  zugleich  die  überaus  zahl- 
reichen Fälle  von  syphi litis ch er  Vererbung  mitenthalten  sind,  so  wird  man 
genügend  Gründe  der  Entschuldigung  haben.  Die  erbliche  Lues  ist 
_  hier  deshalb  so  weit  verbreitet,  weil  sie  überhaupt  nicht  behandelt  wird. 
Man  überläßt  den  infizierten  Organismus  sozusagen  der  natürlichen  Heil- 
quelle des  biologischen  Reinigungsverfahrens,  d.  h.  einer  Art 
Zuchtwahl,  wodurch  die  Rasse  sich  allmählich  selbst  wieder  ausheilt! 
Toi-  und  Krüppelgeburten  unter  den  Abessyniern  sind  infolgedessen 
Legion.  Kinder,  die  das  Alter  der  Erwachsenen  erreichen,  sind  sozusagen 
•geimpft'  und  zeigen  alle  Merkmale  der  Gesundheit  Dank  dem  Fremden- 
zustrom nach  den  großen  Städten  ist  der  Korruptionsherd  hier  sehr  groß, 
aber  auf  dem  platten  Lande  ist  Syphilis  kaum  bekannt  Während 
in  Frankreich  die  syphilitische  Ansteckung  bloß  eine  der  Begleiterschei- 
nungen des  Militarismus  bildet  muß  sie  in  Abessynien  dahin  erklärt 
werden,  daß  sie  erst  im  19.  Jahrhundert  mit  dem  Heerbann  der  letzten 
drei  Kaiser  aufgetaucht  war.  Ich  bemerke,  daß  Dr.  Kautzsch  in  seinem 
Buche  vom  -Umsturz  und  Sozialismus-,  Berlin  1919,  bei  O.  Ziemsen, 
auf  ähnliche  Tatsachen  gleichfalls  hingewiesen  hat. 

Ohne  mich  eines  Wortspieles  zu  bedienen,  muß  ich  wohl  sagen,  daß 
es  eher  die  > Zivilisierten-  als  die  >Syphilitisierten<  sind,  die  ihre  Zuflucht 
j.ii  den  europai-dien  Ärdcn  in  Ahessynieri  nehmen.  Der  Europäer  unter- 
liegt einer  -Syphilis  interne»,  der  Abessynier  nur  einer  »Syphilis 
externe«.  Menelik  gab  Fdikte,  die  der  Vererbung  der  Lustseuche  ent- 
gegenwirken sollten.« 

Braucht  indessen  kaum  erwähnt  zu  werden,  dail  die  Naturvölker  auch 
künstlicher  Mittel  zurVerliiitnnji  ^cjelileebtik-lier  Ansteckung  anzuwenden 
sich  bcfleittigten  und  jedermann  weilt,  daß  sie  sogar  chirurgische  Hand- 
griffe übten.  Wie  die  Naturvölker  namentlich  der  sudlicheren  Breiten 
kiiliaflrsini  reliyii"'<eu  Vi >r-1el!urigeii  /mieiyeii.  reihst  bei  j;üii/  aLtäi'lielion 
Verrichtungen,  so  verbinden  sie  solche  erst  recht  mit  Geschäften  der  Fort- 
pfhiizuny.  Ihrer;  imyenieiii  starken  und  ri^en  Ueielileelits-  oder  richtiger 
Bega» ungst rieb  suchen  sie      Männer  sowohl  wie  Frauen  —  künstlich 
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zu  besänftigen,  sozusagen  als  etwas  ihren  Göttern  Wohlgefälliges.  In  den 
hebräischen  geschieh  (Ii  eben  Überlieferungen  finden  sich  Stellen,  wo  glaub- 
hift  versichert  wird,  daß  ein  Mann  sechzig  und  mehrmals  zu  einer  Zeit 
und  mit  einem  Weibe  den  Beischlaf  auszuüben  pflegte.  Da  kann  man 
sich  leicht  denken,  daß  bei  einer  so  enorm  gesteigerten  Libido  die  In- 
fektionsgefahr bedeutend  vergrößert  sein  mußte,  zumal  die  weibliche 
Wol  lüstern  pfin  du  ng  der  männlichen  Begehrlichkeit  durchaus  an  Stärke 
nichts  nachgab.  So  wird  von  der  jüdischen  Königstochter  Micha!  be- 
richtet, daß  sie  ihre  Jungfernschaft  erst  um  hundert  Vorhäute  preisgab. 
Das  Mittel  nun,  welches  nicht  nur  zur  Prophylaxe,  sondern  auch  zur 
[m.  E.  unwirksamen]  Herabsetzung  des  Geschlechtstriebes  angewendet 
wurde,  war  die  Beschneidung.  Es  bot  insofern  eine  gewisse  Bürgschaft 
für  die  gesundheitliche  Beschaffen  Ii  eit  der  Geschlechtswerkzeuge  und 
damit  auch  den  Geschlechtsverkehr,  als  das  sehr  empfindsame  innere  Blatt 
der  Vorhaut  mit  der  Länge  der  Zeit  weniger  empfänglich  für  den  Eintritt 
der  Krankheitsstoffe  gemacht  wurde;  die  feine  und  Oberaus  zarte  Haut 
wurde  derber  gemacht,  indem  sie  nach  Abtrennung  der  Vorhaut  (Praeputilnn; 
widerstandsfähiger  wurde.  Keineswegs  aber  wurde  die  Beschneidullg  aus- 
schließlich unter  den  Juden  als  religiöse  Handlung  vorgenommen;  viel- 
mehr war  ihnen  diese  Prozedur  in  ihrer  chirurgisch -sanitären  Bedeutung 
erst  von  den  Egyptern  überkommen. 

Die  Itcschneidung  der  Juden  war  demnach  eine  gesetzlich  festgelegte  pro- 
phylaktische Maßnahme  zur  Eindämmung  der  Geschlechtskrankheiten, 
und  das  bis  auf  den  heutigen  Tag  geübte  Verfahren  gibt  in  der  Tat  einen, 
wenn  auch  nur  relativen  Schutz  insofern,  als  Einrisse  der  zarten  und  be- 
weglichen Vorhaut  hei  dem  festeren  Narbengewebe,  das  durch  die  Circum- 
ciaio  entsteht,  weniger  häufig  sich  ereignen.  An  diesem  Beispiel  sehen 
wir  bereits  eine  Maßnahme  gesetzlicher  Nalur,  die  einen  das  Elnzdlndl- 
viduum  betreffenden  Zwang,  wenn  auch  keinen  Behandlungszwang,  dann 
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ergriffen,  um  die  Gesundheil  der  Juden  zu  schätzen.  Im  15.  Kapitel  des 
Leviticus  heiftt  es:  «jeder  Mann,  dessen  Fleisch  einen  Fluß  hat,  der  soll 
unrein  sein  durch  diesen  Fluß«.  Moses  stellte  ordentliche  Polizei  Verord- 
nungen auf,  um  so  viel  als  möglich  zu  verhindern,  dali  die  Geschlechts- 
krankheiten, namentlich  der  Fluß,  sich  ausbreiteten.  Als  die  Krankheit 
sich  namentlich  während  des  Aufenthalts  in  der  Wüste  enorm  vermehrte,  ■ 
ließ  er  alle  aus  dem  Lager  treiben,  die  dam«  behaftet  waren.  Ohne  Er- 
barmen wurden  alle  Flulikrankcn  weggetrieben.  Zahllose  dieser  Unglück- 
lichen gingen  durch  KSIIe  und  Hunger  zugrunde.  Moses  vertraute  seine 
Satzungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  der  Priesterschaft  des 
Tempels  des  Herrn  an.  Da  damals  die  tollste  Prostitution  blühte,  so  ist 
es  klar,  daß  die  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  eine  enorme  war. 

HANAUER  sagt  über  die  Prostitution  bei  den  Juden;  »Bei  den  Juden 
war  die  Unzucht  als  Gewerbe  den  Töchtern  und  Frauen  streng  untersagt, 
und  Moses  schritt  gegen  die  gewerbsmäßige  Prostitution  der  Jüdinnen 
aufs  schärfste  ein.  Obgleich  im  Alten  Testament  häufig  Lustdirnen  er- 
wähnt werden,  so  scheint  es  sich  dabei  doch  meistens  um  Fremde,  viel- 
leicht Phönizierinnen  und  Syrierinnen,  gehandelt  zu  haben,  welche  zugleich 
durch  Tanz  und  Sattenspfel  belustigten.  Die  Fremden  Weiber  durften 
sich  jedoch  nicht  im  Innern  der  Städte  preisgeben.  Der  Zweck  des  mo- 
saischen Gesetzes  war,  soviel  als  möglich  die  Entartung  und  Entnervung 
der  jüdischen  Rasse  durch  Ausschweifungen  zu  verbinden.  Moses  ver- 
bietet daher  der  jüdischen  Frau:  »Du  sollst  deine  Tochter  keine  Hurerei 
treiben  lassen,  damit  das  Land  nicht  besudelt  werde,  noch  voll  Unkeusch- 
heit  sei-  (Leviticus,  Kap.  XVII).  Und  im  Deutcronomium.  Kap.  XXIII 
heißt  es:  »Und  es  soll  keine  Dirne  geben  unter  den  Töchtern  Israels  und 
keine  Ehebrecher  unter  seinen  Söhnen. 

Vor  Moses  war  die  religiöse  Prostitution  unter  den  Hebräern  stark 
verbreitet  ja  sie  war  zum  großen  Teil  ein  Kampf  gegen  den  pliallischen 
Moloch-  und  liaalkultus.  der  allen  semitischen  Völkern  Gemeinsam  war: 
der  Baaltempel  wurde  von  Prostituierten  beiderlei  Geschlechts  bewohnt, 
die  das  Honorar  ihrer  Gäste  auf  die  Altäre  niederlegten.  Noch  150  Jahre 
vor  Christus  war  der  Tempel  zu  Jerusalem  der  Sammelplatz  der  Kund- 
schaft suchenden  Prostituierten. 

Unter  Salomos  Hcrrsermft  ycnoH  die  l'rostitinirni  grolle  [-"reiiicil,  er 
gestattete  den  Dirnen  in  der  Stadl  zu  wohnen,  die  Prostitution  war  ge- 
setzlich privilegiert  und  bewegte  sich  frei  und  schrankenlos  in  den  Straßen, 
seine  Weiber  und  Konkubinen  machte  er  zu  Priesterinnen  der  Tempel 
der  Astartc.  die  er  Gegenüber  Jerusalem  errichtete.  Die  Propheten  eiterten 
alle  ohne  Ausnahme  gegen  diese  Ausschweifungen,  besonders  sei  hier 
an  die  Verwünschung  Jerusalems  durch  Ezechiel  und  seiner  lebhaften 
Schilderung  der  Straßen  Prostitution  erinnert.- 
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Da;  rigorose  Vorgehen  von  Moses  zeigt  1.)  welche  grolle  Bedeutung 
dieser  gewaltige  Ucsetzgeber  und  Soziologe  den  Geschlechtskrankheiten 
beimaß  und  2.)  daß  er  vor  keinem  noch  so  strengen  Mittel  im  Interesse 
der  Gesamtheit  zurückwich.  Wenn  man  die  zarten  Vorschläge  unserer 
modernen  Parlamentarier  und  •  Sachverständigen <  und  den  Widerstand  der 
Burcaukratie  damit  vergleicht,  dann  kann  man  dem  Parlamentarismus, 
den  Abderhalden  als  eine  wenig  zu  Taten  geneigte  Institution  schilderte, 
nur  zurufen:  »Parlament,  werde  hart- !,  lall  Dich  von  schwächlichen  Argu- 
menten sogenannter  Fortschrittler  und  Sexual -Kapitalisten  nicht  betören 
und  abhalten,  das  zu  tun,  was  die  Stunde  erheischt  Gedenke  der  Folgen 
des  Weltkrieges! 

Schon  Moses  erkannte  also  angesichts  der  seinem  Staate  durch  die 
Geschlechtskrankheiten  drulieuden  Gefahren  die  Wichtigkeit  eines  Seuchen- 
gesetzes, das  1.)  Anzeigepflicht,  2.)  Isolierung  verlangt,  an.  Wenn  man 
heute  die  Anzeigepf ficht  auf  völlig  diskreter  Basis  und  den  diskreten 
Nachweis  der  Behandlung  verlangt,  (der  praktisch  in  90  Prozent  aller  Fälle 
der  Isolierung  insofern  gleichkommt,  als  durch  die  lichantllung  die  An- 
steckungsgefahr auf  ein  Minimum  reduziert  wird,  namentlich  in  Verbindung 
mit  einem  Verbot  des  Geschlechtsverkehrs  und  der  Eheschließung  bis 
zum  Schwinden  der  Ansteckungsgefahr)  dann  sollten  sich  die  Kritiker 
an  dieser  durchaus  toleranten  Forderung,  die  auf  der  anderen  Seite  bei 
den  Frauen  das  diffam leren dste  Gesetz  der  Reglementierung  verteidigen; 
daran  erinnern,  daß  ein  Gesetzgeber,  wie  Moses,  die  Isolierung  im  Inter- 
esse des  Staates  mit  den  rigorosesten  Malinahmen  —  und,  wie  die  Ge- 
schichte des  Judentums  zeigt  —  mit  Erfolg  bekämpft  hat. 

Von  jeher  wurden  die  Hauplinfeklionsquellen  der  venerischen  Er- 
krankungen in  der  Prostitution  gesucht,  jener  Erscheinung,  die  das 
Menschengeschlecht  von  licri  ersten  Anfängen  an  hegleitet  hat  und  be- 
gleiten wird,  mit  der  der  Gesetzgeber  als  mit  einer  gegebenen  Größe 
rechnen  muß.  Daher  sehen  wir  denn  auch,  daß  die  Gesetzgebung  sich 
hauptsächlich  mit  dieser  besclulftigt  hat.  Seitr  schön  sagte  im  Jahre  1905 
TRICK  WULFTEN,  <!cr  Verfasser  des  Sesiialvcrhrcelier  im  Vorwort 
zu  Dufour  .Geschichte  der  Prostitution-: 

■Es  sind  die  wunderbarsten  Enthüllungen,  welche  die  Geschichte  der 
Prostitution  uns  bringt.  Das  klassische  Altertum  der  Oriechen  und  Römer 
ist  mit  dieser  Prostitution  so  eng  verwachsen,  daß  ohne  deren  Kenntnis 
seine  höchsten  üeistcsblüten  unverständlich  bleiben.  Wie  wir  die  Antike 
in  den  Schulen  und  später  im  Leben  als  Laien  kennen  lernen,  ist  sie  eine 
völlig  einseitige  Darstellung.  Wir  müssen  uns  vielmehr  War  werden,  wie 
alle  Künste,  ja  selbst  die  l'hil' iMiphic  ^ewkiSeniüllSeri  aus  ;>msti)tiicrieni 
Boden  hervorwucherten,  wie  die  Künstler,  die  Bildhauer,  Maler  und  Dichter, 
wie  Philosophen  und  Redner  zn  ihren  (imif taten,  die  wir  noch  heute 


Naturtrieb  und  Acsthetik 


43 


bewundern,  nicht  von  ihren  ehelichen  Frauen,  sondern  von  den  Heiären, 
den  Angehörigen  der  Prostitution,  begeistert  wurden;  wie  diese  Heiären 
es  waren,  die  mit  unendlichen  Summen  die  Künste  unterstützten  und  ihre 
Schöpfungen  bezahlten,  ja  wie  zu  ihrer  eigenen  Verherrlichung  Denk- 
mäler der  Kunst  errichtet  wurden.  Erst  hierdurch  wird  uns  der  dio- 
nysische Geist  des  Altertums,  wie  ihn  Nietzsche  uns  predigt,  als  eine 
einzige  laute  Hcjaliimg  des  Lehens,  d.  Ii.  dci  Lehensa.  liehe,  der  Frucht- 
barkeii  Mini  der  ( lesclilechtlielikeit,  offenbar,  nie  Antiki-  mit  ihrer  Götter- 
weit,  mit  ihrer  Philosophie  und  ihren  Künsten  atmet  immer  und  überall 
Gesch  le  cht!  ichkeit,  die  dem  Menschen  geschlechte  in  seiner  damaligen 
Jugendzeit  als  das  Wichtigste  und  Wertvollste  im  Himmel  und  auf  Erden 
erschien.  So  wurde  der  unbändigste  Naturtrieb  des  Menschen  doch  in 
eine  ästhetische  und  naive  Hülle  gekleidet,  die  erst  bei  den  derberen 
Römern  allmählich  immer  durchsichtiger  wurde  und  endlich  ganz  fiel. 

Auch  die  Erscheinung  und  der  Sieg  des  Christentums  können  nicht 
voll  gewürdigt  werden,  wenn  es  nicht  als  eint  Bekämpfung  des  Fleisches, 
der  maßlosen  Unsirtl ichkeit,  welche  das  Volk  der  Griechen  und  Römer 
im  innersten  Mark;  aueefresseii  halte,  umhin  besonder;  als  eine  Bekämpfung 
der  auf  dem  Gipfel  stehenden  Prostitution  aufe.cfafit  wird.  Aber  auch 
dieser  gewaltigsten  Lehre,  die  je  über  die  F.rde  gegangen  ist,  war  eine 
Überwindung  des  gesell  lecti  Iii  che  n  Ullriches  der  Menschheit,  der  bis  beute 
immer  und  überall  eine  Ableitung  in  der  Prostitution  suchte  und  fand, 
nicht  beschieden.  Bald  seilen  a  ir  auch  die  christlichen  Priester  ihr  dienen 
und  die  Klöster  zu  Stätten  der  Unzucht  herabsinken.  Das  christliche 
Königtum,  der  großen  Masse  ein  Vorbild,  tritt  bei  allen  Völkern  in  den 
Pfuhl  der  Prostitution;  wieder  blühen  die  Künste  auf  prostituiertem  Boden 
unter  dem  Schutze  der  Herrscher,  der  Päpste  und  Großen.  Auch  die 
n:  eisten  anderen  ( jebiete  mensch  lieber  liir.äti.e.im;;  werde;!  in  die  üescliicbte 
der  Prostitution  verflochten.  Die  Gesetzgebung  vor  allem,  die  bereits 
einen  Stilon  /um  Begründer  der  ersten  Dicterions  in  Athen  werden  ließ, 
ist  fortdauernd  mit  der  Regelung  der  Ehe  und  der  Prostitution  befaßt, 
und  die  Kriminalität  wird  von  der  Prostitution  beständig  stark  beeinflußt. 
Durch  die  Geschichte  der  Medizin  zieht  sich  die  Erscheinung  der  Pro- 
stitution wie  ein  roter  Faden.  Die  Auffassung  der  Zeitgenossen  über  Ge- 
schlechilichkeit  und  Prostitution  wirdabermalsziimOradme^erder gesamten 
zeitlichen  Kultur.  Die  Prostitution  hat  die  g.niie  Umwicklung  der  Städte  und 
des  mittelalterlichen  Staates  Schritt  für  Schritt  herleitet.  Noch  einmal  steigt 
sie  mit  ihren  Uusylieiierlk-Iikeilc'i  auf  einen  Gipfel,  und  wir  wagen  nicht 
zu  entscheiden,  ob  das  Altertum  erreicht  oder  übertrorfen  worden  ist. 

Aber  die  Nachwirkungen  der  Reformation  und  die  Revolution  mit 
ihrem  Gefolge  von  Aufklärungen  sehen  dem  Kampfe  eee.cn  die  Prostitution 
neue  Waffen.  Die  geläuterte  Geistigkeit  der  christlichen  Völker  tritt  ihre 
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Herrschaft  an.  Ein  Wunderbares  begibt  sich.  Es  bahnt  sich  eine  Schei- 
dung zwischen  der  Gesell lechttichkeit  und  der  Oeistigkeit  der  Menschen 
an,  zwar  anfangs  nur  zaghaft,  aber  immerhin  dcullicli,  zuweilen  wieder 
für  Zeiten  verwischt,  aber  immer  wieder  stärker  hervortretend.  Die  höchsten 
Leistungen  der  Geistigkeit,  die  edelsten  Blüten  der  Wissenschaften  und 
Künste  beginnen  unabhängig  vnn  der  Geschlecht!  ich  keit  und  Prostitution 
der  Allgemeinheit  zu  werden,  was  sie  es  bis  dahin  niemals  waren.  Hierin 
liegt  der  unvergleichliche  Fortschritt.  Nur  der  einzelne  wissenschaftlich  " 
oder  künsderisch  Schaffende  birgt  vielfach  in  seinem  Innern  noch  die 
geheimnisvolle  Verwan dt seh rtit  7  wischen  Geistigkeit  und  Geschlechtlichkeit 
gleichsam  von  der  Jugendzeit  des  Menschengeschlechtes  her.  Wir  sahen 
ja  auch,  dali  sie  im  Individuum  physiologisch  begründet  ist  und  in  gc- 
wisser  Beziehung  immer  begründet  sein  wird.  Mit  dieser  beginnenden 
Scheidung  von  Geistigkeit  und  Gesch lechll ich keit  verliert  die  Abart  der 
letzteren,  die  Prosnttition.  als  Kulturiakli  ir  Mark  ,111  Hedciiumg.  Sic  stellt 
in  ihrer  Allgemeinheit  hauptsächlich  die  physiologische  und  psycholo- 
gische Ableitung  der  tinbändigen  organischen  Materie  dar.  Sie  tritt  in 
anderen  Formen  auf  und  nimmt  eine  soziale  Färbung  an.  Der  Zusammcn- 
hanj;  zwischen  Kriminalität  und  Prostitution  wird  wissenschaftlich  er- 
örtert. Gcmäli  der  allgemeinen  .Milderung  unserer  Sitten  scheinen  sich 
auch  die  Auswüchse  der  Prostitution  zu  mildern. 

Die  Darstellung  der  antiken  Prostitution,  welche  mir  ihrer  Entwicklung, 

mit  ihren  Kräften  und  Wirkungen  als  ein  abgeschlossenes  Ganzes  licht- 
voll sich  aufbaut,  entbehrt  der  Gräfte  nicht.  Jeder,  der  'die  Prostitution, 
diese  geheime  Macht  des  Altertums,  zum  ersten  Male  in  solcher  Auf- 
fassung kennen  lernt,  wird  überwältigt  sein  vnn  den  wunderbar  ver- 
schlungenen Wegen  der  Kultur.  Die  mittelalterliche  und  die  neuere 
Prostitution,  die  eine  bis  in  die  Jetztzeit  tortgeiürnle  1  larstcUung  gefunden 
haben,  bieten  nicht  minder  wertvolle  Hausteine  zu  einer  wissenschaftlichen, 
umfassenden  Darstellung  der  Gcsaintkultur  dieser  Epochen. 

Der  moderne  naliirwi»jcu;.chiiftliclie  Gedanke,  wie  ihn  ein  Wilhelm 
Wund!  uns  entwickelt  hat,  geht  auch  in  der  Geschichte  der  Prostitution 
siegreich  hervor.  Auch  in  ihr  zeigt  sich,  cl.it I  nicht,  wie  die  Materialisten 
Ithren,  die  Maierie  Jas  wahre  Wesen  der  Dinge  hedetuet,  dalt  diese  Hc- 
deutung  vielmehr  der  dem  Menschen  innewohnenden  Oeistigkeit  zukommt. 
Indem  wir  tesrs'.clllet),  dali  die  Geistigkci!  de»  Menschen  sich  von  seiner 
Geschlechtlichkeil  und  von  der  Prostitution  zu  lösen  im  Begriffe  steht, 
bewiesen  wir  zugleich  die  Uichligkei:  jener  nanirwissenschaflüchcn  l.elire. 
Und  damit  bekennen  wir  uns  auch  wieder  z.u  dem  so  oft  und  wohl  bis- 
weilen so  gern  niiliverslan denen  Friedrich  Niel/sehe,  der  das  sexuelle 
Problem  als  das  einer  vergeistigten  Geschlechtlichkeit  fixiert  hat.  Auch 
diese  größte  Frage  der  Gegenwart  und  Zukunft,  die  Frage  nach  der 


neuen  Sittlichkeit  des  Menschengeschlechts,  kann  also  mir  der  verstehen 
und  beantworten,  der  die  Geschichte  seiner  Prosliliuiori  begriffen  hat. 

Wül  man  die  Gesetzlichen  Maßnahmen,  die  gegen  die  Prostitution  er- 
griffen wurden  und  werden  müssen,  verstehen,  dann  ist  ein  Rückblick 
über  die  ersten  Anfänge  und  die  Geschichte  der  sanitären  gesetzlichen 
Bekämpfung  dir  Prostitution  voiittöten.  Keiner  ist  hierin  so  kompetent, 
wie  der  Verfasser  der  -Geschichte  der  Prostitution*  (3  Bände,  verlegt  bei 
Dr.  P.  Langenscheidt,  Berlin)  F.  S.  P.  Dufour: 

■  Die  Prostitution  läßt  sich  in  alter  wie  in  neuer  Zeit  in  drei  unter- 
schiedliche Formen  teilen,  oder  sie  lädt  sich  auf  drei  verschiedene  Stufen 
stellen,  die  drei  verschiedenen  Abschnitten  im  Leben  der  Völker  angehören  ■ 
erstens  die  gastliche  Prostitution,  zweitens  die  heilige  oder  religiöse  Pro- 
stitution und  drittens  die  legale  oder  staatlich  anerkannte  Prostitution.  Diese 
drei  Benennungen  fassen  ziemlich  gut  die  drei  Arten  von  Prostitution 
zusammen,  die  Rabutaux  mit  folgenden  Worten  in  einer  gelehrten  Ab- 
handlung über  den  Gegenstand,  den  wir  im  Begriffe  sind  nach  ihm  unter 
allgemeineren  Gesichtspunkten  zu  behandeln,  charakterisiert:  »Überall,  so- 
weit uns  die  Geschichte  zu  dringen  erlaubt,  bei  allen  Völkern  und  zu  allen 
Zeiten,  sehen  wir,  als  mehr  oder  minder  allgemeine  Tbatsache,  das  Weib 
in  der  schimpflichsten  Sklaverei,  gezwungen,  sich  ohne  Wahl  und  ohne 
Gefallen  den  uiinesuimcii  Begierden  hinzugeben,  die  es  entflammte  und 
anreizte.  Wahrlich,  indem  der  letzte  Funke  von  Moral  erlischt,  verliert 
die  edle  und  siilSe  Gefährtin  des  Mannes  in  dieser  dunkehl  Nacht  die 
letzten  Spuren  ihrer  Würde  und  wird  durch  diesen  tiefen  Fall  selbst  dem, 
der  sie  besitzt,  gleichgültig,  sie  sinkt,  wie  irgendein  beliebiger  Gegen- 
stand, zum  einfachen  Geschenke  der  I j.islfreiin dscliitfi  herab:  die  heiligen 
Bande,  denen  die  Freuden  des  häuslichen  Herdes  und  die  Annehmlich- 
keiten des  Familienlebens  enliCiinineii,  hüben  bei  diesen  entarteter!  Völkern 
keine  Bedeutung  und  keine  Kraft  mehr.  Manchmal,  zum  Beispiel  im  alten 
Orient  und  bei  fast  allen  Völkern,  die  hierin  aus  der  alten  Überlieferung 
geschöpft  haben,  wurde  dieses  Kensclrlieitsopier  der  Friui  noch  in  schimpf- 
licher Weise  mit  den  Lehrsätzen  eines  ungeheuerlichen  Naturglaubens 
zusammengebracht,  der  alle  Leidenscha'ii  n  <  <::n  n. :.■'.■  ■niLm  .1  -.„■  /., 
göttlichen  Oi enstlei st ueet-n  erhob.  Sn  entstand  cm  heiliger  rScauth  eines, 
eigenartigen  und  entarteten  Kultus,  und  der  lohn,  welchen  die  unkeuschen 
l'nestennnen  erhielten,  wurde  als  Optergabe  den  Göttern  dargebiarhl. 
Bei  anderen  Vulkern  endlich,  die  eint  moralisch  höhere  Stufe  einnahmen, 
überwies  dieses  unheilvolle  la»'er  den  starken  I  neben  der  Sinne  und 
ihren  cynischeii  Wünschen  eine  eigene,  auf  die  niedrigste  ^'ult  verwiesene 
Kldsse  vun  Weibem  Diese  unglücklichen  Weihe:,  die  'war  geduldet, 
aber  übel  angesehen  w.iren,  waten  geiwunttci.  aus  der  Wollust  und  de: 
Schande  ein  Handwerk  zu  mai  he:i 
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Also  betrachtet  Habulaux  diu  Prostitution  als  eine  Schmach volle  Skla- 
verei, während  wir  sie  als  einen  schmählichen  Handel  ansehen.  Und  in 
der  Tat  erscheint  sie  uns  in  ihren  drei  Hauptformen  mehr  als  Folge  eines 
Handels  ais  des  sklavischen  Druckes,  denn  sie  geschieht  immer  freiwillig 
und  ohne  Zwang.  Gastlich  erscheint  sie  als  Tausch  aus  guter  Lehensart 
mit  einem  Fremden,  einem  Unbekannten,  der  jedenfalls  ein  (last  und 
Freund  wurde;  religiös  erwirbt  sie  für  die  geopferte  Keuschheit  die  Gunst 
Gottes  und  der:  Sogen  dos  Priesters;  !ce;ai  richtet  sie  sich  ein  und  wird 
ausgeübt  wie  irgendein  anderes  Gewerbe;  wie  dieses  hat  sie  ihre  Rechte 
und  Pflichten,  sie  hat  ihre  Ware,  ihre  Läden  und  ihre  Kunden;  sie  ver- 
kauft und  zieht  Vorteil,  und  wie  die  anständigsten  Handelszweige  hat  sie 
kein  anderes  Ziel  als  Gewinn  und  Nutzen.  Um  diese  drei  Arten  von 
Prostitution  als  Folge  von  moralischer  oder  physischer  Knechtschaft  an- 
sehen zu  können,  mühten  die  Gastfreundschaft,  die  Keligion  und  das 
Gesetz  sie  gewaltsam  ^esehafieu  liaheu.  sie  müßten  ihnen  die  Notwendig- 
keit ihres  Bestehens  aufdrängen  trotz  allen  Widerstandes  und  Widerstrebens 
der  Natur,  Aber  zu  keiner  Zeit  war  das  Weib  in  dem  Grade  Sklavin,  cfclß 
sie  nicht  frei  über  ihren  Korper  hätte  verfügen  können,  "lcidi  oh  am  häus- 
lichen Herde,  ob  im  Heiligtume  des  Tempels  oder  ob  im  Bordell  der  Stadt. 

Die  wahre  Prostitution  hat  au  dem  Tage  ihren  Einzug  in  die  Welt 
gehalten,  an  dem  das  Weib  sich  als  Ware  verkaufte,  und  dieser  Handel 
ist,  wie  die  meisten  Handelsarten,  einer  Menge  der  verschiedensten  Be- 
dingungen unterworfen  gewesen.  Wenn  das  Weib  sich  den  Wünschen 


Vermischuni:  der  Uesclilcditer  die  unvermeidliche  holet:  ihrer  uunehil- 

Instinktes.  Das  tiefe  Dunkel,  in  dem  die  menschliche  Seele  noch  herum- 
tappte,  verhüllte  ihr  die  einfache  Kenntnis  von  Gut  und  Böse.  Doch 
konnte  schon  da  die  Prostitution  bestellen.  Das  Weih  willige  ohne  Zweifel 
ein,  sich  dem  Verlangen  des  Mannes  zu  überlassen,  selbst  wenn  sie  seine 
Glut  nuht  teilte,  um  ein  Sink  ttiidpret.  <las  er  getutet,  ii.fr"  einen  l:i«eh, 
ilen  er  gefangen  hatte,  von  ihm  /\i  erhallen;  tiir  e.re  schmin-.CTiiile 
MuM-hel.  im  eine  leuchtende  VogelfeJer.  flu  cum  glänzenden  Stein  be- 
willigte S:e  ohne  Reiz  und  ohne  Verlangen  oincin  wilden  Ungestüm  die 
Rechte  der  l  iehe.  Hieve  wittiu  Prostitution  ;st.  wir  man  sieht,  älter  al- 
jrdc  Religion  und  |ed.-.  Ciewt/.  -.u  il  dcneoi  Ii  gah  in  diesen  Ui/filen  der 
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Kindheit  der  Volker  das  Weib  keinem  Zwange  nach,  sondern  nur  ihrem 
freien  Willen,  ihrer  eigenen  Wahl  und  ihrer  Habsucht  Als  sich  die 
Menschen  in  Völkerstamme  zusammenzogen,  als  eine  wirkliche  Ehe  sie 
in  Familien  gliederte,  als  das  Bedürfnis  nach  Liebe  und  gegenseitigem 
Schutz  feste  und  dauernde  Vereinigungen  schuf,  brachte  die  Gastfreund- 
schaft eine  andere  Art  Prostitution  hervor,  die  gleichfalls  älter  als  alle 

religiösen  und  moralischen  Satzungen  sein  muß.  Die  Gastfreundschaft 
war  die  Anwendung  einer  Vorschrift,  die  vielleicht  dem  Menschen  herzen 
von  Geburt  aus  innewohnt,  und  die  mehr  einer  selbstsüchtigen  Vorsorge, 
als  der  uneigennützigen  Kegung  entstammte,  welche  inzwischen  die 
christliche  Nächstenliebe  geschaffen  hat:  -Behandle  deinen  Nächsten  wie 
du  selbst  von  ihm  behandelt  sein  willst.«  Und  wahrlich  fühlte  der  Mensch 
mitten  in  den  Wäldern,  in  denen  er  lebte,  besonders  die  Notwendigkeit, 
immer  und  überall  bei  seinesgleichen  einen  Platz  am  Feuer  und  am  Tische 


Morgen  der  (iastFreiiiid  bei  seinem  Abschied  von  ihr  bot.  Dies  war  aber 
nicht  der  einzige  Vorteil,  den  sie  aus  dieser  anerkannten  Prostitution  zog, 
«.eiche  ihr  ve>n  ihren  eigenen  Nietn  und  ihrem  (janen  vor  geschrieben 
wurde,  sie  konnte  auch  das  «.iliirk  haben,  du  Umarmungen  eines  Onttrs 
uder  eines  Genius  ru  empfangen,  der  sie  /u-  Mutter  machte  und  mit 
einer  ruhmiollen  Nachtnmintrichaft  vervah.  Demi  in  allen  Religionen, 
sHHinhl  in  denen  Indien-  wie  in  denen  I  iriecliciiUnds  und  Ägypten«,  war 
es  allgemein  anerkannte  (llaubensviihe.  d:i«  die  Götter  in  mrn*rtil.i'ln- 
(iestall  unter  Jen  Mirnrhen  wandelten  und  ihren  Aufenthalt  iuhmen. 
Der  Keisendr,  der  Hettlrr.  mocl'le  er  noch  -o  hdltluh  u-nd  riullgotaHct 
sein,  der  ein  I  annhenglicd  um  dem  Auecnlilckc  wurde,  vrn  er  die 
Schwelle  des  fbusc.  oder  de-  Zelle-  uber-i-hrin  um)  <:cli  daselb-t  im 


Namen  der  Gastfreundschaft  als  Herr  einrichtete,  konnte  er  nicht  BrJhtna, 
Osiris.  Jupiter  oder  sonst  tili  andere:  verkleideter  Uoti  sein,  der  zu  den 
Sterblichen  herabgestiegen  war,  um  sie  in  der  Nähe  zu  sehen  und  sie 
zu  prüfen?  Fand  sich  das  Weib  dann  nicht  durch  die  Umarmungen  der 
Gottheit  geläutert?  So  also  hatte  sich  die  gastliche  Prostitution,  die  bei 
allen  Naturvölkern  bekannt  war.  durch  Überlieferung  und  Gewohnheit 
in  die  Sitten  der  alten  Zivilisation  verpflanzt. 

Dil1  heilige  Prostitution  entstand  fast  gleichzeitig  rnil  dieser  ersten 
Prostitution,  welche  in  gewisser  Beziehung  ein  Bestandteil  des  Kultus  der 
Gastfreundschaft  war.  Sobald  die  Religionen  aus  der  Furcht,  welche  der 
Anblick  der  grollen  Naturereignisse  im  Menschen  herzen  erregte,  entstanden 
waren,  sobald  Donner  und  Blitz,  Sturm,  Erdbeben  und  das  wildwogende 
Meer  hatten  die  Götter  erfinden  lassen,  bot  sich  die  Prostitution  selbst  diesen 
schrecklichen  und  unversöhnlichen  Göttern  an,  und  der  Priester  nahm 
für  sich  selbst  eine  Opfergabe  in  Anspruch,  welche  die  Götter,  die  er  ver- 
trat, nicht  genielien  konnten.  Die  dummen  und  leichtgläubigen  Menschen 
opferten  auf  den  Altären  das  Heile,  was  sie  hatten:  die  Milch  ihrer  Kühe, 
das  Blut  und  das  Fleisch  ihrer  Tiere,  die  Früchte  und  Erträgnisse  ihrer 
Felder,  die  Beute  ihrer  Jagd  und  ihrer  Fischerei,  die  Werke  ihrer  Hände; 
die  Weiber  zögerten  nicht,  sich  selbst  als  Opfer  dem  Gotte  darzubringen, 
das  heißt  seinem  Bilde  oder  seinem  Priester.  Der  Priester  oder  das  Bild, 
der  eine  oder  das  andere,  empfing  die  Gabe,  sei  es  nun  die  Jungfräulichkeit 
der  mannbaren  Tochter  oder  die  Keuschheit  des  verheirateten  Weibes. 
Die  heidnischen  Religionen  waren  dem  Zufall  und  der  Phantasie  ent- 


sprungen. Sie  richteten  sieh  in  ihren  ühiiucnssaiwii  und  Vorschriften 
nach  den  jeweiligen  Sitten  und  palltcn  sich  den  Slaalsein  rieh  tun  gen  der 
einzelnen  Völker  an.  Die  Philosophen  und  die  Priester  hattenitieses  Werk 
schlauen  Betrugs  mit  Klugheit  vorbereitet  und  vollendet;  aber  sie  hüteten 
sich  wohl,  auf  den  alten  Brauch  der  heiligen  Prostitution  einen  Druck 

Bestandteil  der  Kulte  gewisser  Götter  und  Göttinnen,  welche  sie  befahlen, 
sie  duldeten  oder  dazu  anfeuerten.  Daher  stammen  die  Mysterien  von 
Lampsakus,  von  Babylon,  von  Paphos,  von  Memphis,  daher  der  schänd- 


Gesellschaft  festen  Fun  faßte  und  sie  bis  ins  M; 
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verdarb.  Diese  Prostitution  war  vielhundertmal  jjtfJL! i rhthtjr  als  die,  welche 
sich  im  Schalten  der  Altart  und  heiligen  Haine  verbarg,  denn  sie  zeigte 
sich  unverhüllt  vor  aller  Augen  und  deckte  sich  nicht  einmal  mit  dem  Vor- 
wände  der  .illyemeiueu  Notwendigkeit:  ihre  Tochter  war  die  Ausschweifung, 
welche  alle  andern  Laster  erzeugt.  Nur  deshalb  hatten  die  Oesetzgeber, 
welche  die  urolic  Gefahr  erkannten,  welche  die  Gesellschaft  tief,  den  Mut, 
sich  gegen  die  Prostitution  aufzulehnen  und  sie  in  weise  Grenzen  zu  ver- 
weisen. Einige  versuchten  unniitzerweise  sie  ganz  zu  ersticken  und  zu 
vernichten,  aber  sie  wagten  es  doch  nicht,  sie  bis  in  die  unverletzlichen 
Asyle  zu  verfolgen,  welche  ihr  die  Religion  bei  bestimmten  Festen  und 
bei  et  wissen  icierlichcn  Gelegenheiten  bot.  Ceres,  Bacchus,  Venus  und 
Priap  beschützteil  sie  vor  der  Macht  der  Obrigkeit,  außerdem  war  sie 
auch  schon  so  tief  in  die  Gewohnheiten  des  Volkes  eingedrungen,  daß 
es  unmöglich  war,  sie  daraus  zu  entfernen,  ohne  an  den  Wurzeln  der 
religiösen  Lehrsätze  zu  rütteln.  Nur  eine  ganz  neue  Religion  konnte  die 
Aufgate  der  Gesetzgeber  ermöglichen  helfen,  die  heilige  Prostitution  aus  der 
Welt  zu  schaffen  und  dadurch  auch  der  legalen  Prostitution  einen  heilsamen 
Zügel  anzulegen.  Dies  war  das  Werk  des  Christentums,  welches  die  Sinnlich- 
keit vom  Throne  stieß  und  den  Sieg  des  Geistes  über  die  Materie  verkündete. 

Und  doch  hat  Jesus  Christus,  nach  seinen  Evangelien,  die  Ehre  einer  Dirne 
wiederhergestellt,  indem  er  Maria  von  Magdclo  aufhob  und  dieser  Sünderin 
den  Trost  des  gottlichen  Wortes  zukommen  ließ.  Er  erzählte  ihr  das 
Gleichnis  von  den  klugen  und  törichten  Jungfrauen.  Gleichzeitig  aber 
wies  er  durch  die  feierliche  Einführung  der  Zeit  der  Bulle  und  Reue  auf 
die  Schamhaftiiikcit  und  .Iii'  Enthaltsamkeit  hin.  Seine  Apostel  und  deren 
Nachfolger  kündeten,  um  die  alten  Getan  der  Unkeuschheit  vollends  zu 


weder  Grund  noch  Geiegenh 


oder  sich  in  irgendeinen  dunkeln  Winkel  des  Tempels  zu  verbergen. 
Allein,  während  der  vielen  Jahrhunderte,  in  denen  sie  so  lief  in  die  reli- 
giösen Bräu  die  eingedrungen  war,  halte  sit  den  Tcin|ieldicncrn  so  vidi' 
heimliche  Freuden  verschafft,  dali  sie  hie  und  da  noch  in  einigen  Klöstern 
ihr  Leben  fortsetzte,  und  daß  sie  die  Urheberin  des  unzüchtigen  Kultes 
einiger  Heiligen  wurde.  Es  war  immer  noch  Priap,  den  der  grolle, 
dumme  Haufe  unter  dein  Namen  St  Guignolel  oder  St.  Qrelichon  an- 
betete: es  war  in  den  ersten  Zeiten  des  Christentums  noch  immer  die 
heilige  Prostitution,  welche  unfruchtbare  Weiber  in  direkten  Verkehr  mit 
den  phallustragendeu  Statuen  dieser  unkeuschen  Seligen  brachte. 

Aber  die  edle  Moral  Christi  hatte  die  Geister  erleuchtet,  die  Leiden- 
schaften beschwichtigt,  das  Sitthchkeilsgefühl  angestachelt  und  die  Herzen 
gereinigt.  In  den  ersten  Zeiten  dieses  neuen  Glaubens  konnte  man  die 
Überzeugung  haben,  daß  die  Prostitution  ebenso  aus  den  Sitten,  wie  aus 
den  Gesetzen  verschwinden,  und  daß  es  gänzlich  unnötig  sein  würde,  ge- 
setzliche Dämme  diesem  sclmuit/igviiStmme  entgegenzusetzen.  StAugustiu 
vergleicht  ihn  mit  de!)  Kloaken,  die  in  den  gkinzeiulsicn  Palästen  angelegt 
sind,  um  alle  ansteckenden  Krankhertsstoffe  abzuführen  und  die  Gesundheit 
der  Luft  zu  sichern.  Die  neue  Hesel  [schuft,  die  sich  mitten  aus  der  alten 
Welt  erhob,  führte  einen  so  erbitterten  Krieg  gegen  die  Prostitution,  daf) 
diese  sich  auf  Gnade  und  Ungnade  ergeben  mullte.  Bischöfe,  Synoden 
und  Konzilien  gaben  sie  überall  dein  Hasse  der  Gliiubigen  preis  und 
zwangen  sie,  sich  in  den  Schatten  zu  verbergen,  um  Geld-  und  Körner- 
strafen zu  entgehen.  Aber  die  christlichen  Gesetzgeber  hatten  eine  zu 
hohe  Meinung  vom  Ansehen  der  Religion,  sie  hallen  es  zu  eilig,  alle 
Auswüchse  der  fleischliehen  Lüsternheit  zu  unterdrücken,  sie  hatten  zu 
wenig  mit  den  Trieben,  den  Neigungen  und  den  Temperamenten  der 
Menschen  gerechnet:  die  Prostitution  konnie  rieht  verschwinden,  ohuc 
die  Ruhe  und  Ehre  der  anständigen  Frauen  in  groltc  Gefahr  zu  bringen. 
Sie  trat  von  da  an  frecher  denn  je  in  ihrem  unrühmlichen  Reiche  auf,  und 
sie  verachtete  oft  das  Gesetz,  welches  sie  nur  ungern  duldete,  weil  dieses 
sie  in  den  engsten  Grenzen  hielt  und  sieh  alle  Mühe  gab,  sie  den  Augen 
der  Anständigen  zu  entziehen.  Es  war  also  die  christliche  Weltanschauung, 
welihi-  iln  noch  die  liefen  und  liearliteMen  (irenzen  zog.  Indem  das 
Christentum  die  The  zu  einer  s;rcug  sittlichen  i"ii!riehü;ng  erhob  und  die 
Stellung  der  Krau  -Jcm  Manne  gegenüber  aui  gleiche*  Niveau  brachte,  so 
dni)  der  Mami  sie  als  Genossin  vor  Gott  und  den  Menschen  betrachtete. 

Trotz  der  Strenge  des  Gesetze?,  düs  die  P:osntutii m  zwar  duldete, 
aber  sie  beständig  bedrnh-e  und  verfolgte,  war  doch  ihre  Lxislcnz  keine 
unsichere  oder  unvorteilhafte:  sie  war  wohl  aus  den  Städten  verbannt. 


Legale  Prostitution  im  Laufe  iier  Oeschithte  51 

aber  sie  fand  eine  Zuflucht  in  den  Vororten,  an  den  Kreuzungen  der 
Straßen,  hinter  den  Hecken  und  auf  dem  platten  Lande.  Sie  hatte  mitten 
unter  dem  Volke  als  Abzeichen  gewisse  Farben,  die  für  unehrlich  galten, 
einen  bestimmten  Schnitt  der  Kleidung,  den  sie  allein  tragen  durfte,  aber 
auf  diese  Art  trug  sie  ihr  Seh  an  dge  werbe  öffentlich  zur  Schau.  Sie 
schreckte  wohl  die  frommen  und  keuschen  Leute  ab,  aber  sie  zog-  dafür 
die  jungen  Wüstlinge,  die  alten  Sünder  und  die  Landstreicher  an  sich. 
Man  kann  also  sagen,  dal!  sie  stetig  auf  der  liaiin  du  Lehens  daiiinsditiH, 
selbst  wenn  die  sittlichen  oder  religiösen  Bedenken  eines  Königs,  eines 
Fürsten  oder  einer  Behörde  die  Absicht  erkennen  ließen,  sie  gänzlich  zu 
vorbieten  oder  durch  eine  übermäßige  Strafe  zu  unterdrücken.  Die  Ge- 
seke, welche  ihre  Abschaffung  verordneten,  waren  selbst  selten  von 
langem  Bestände.  Dieses  soziale,  notwendige  Übel  blieb  beständig  am 
Körper  der  Nation  haften  wie  ein  unheilbares  Geschwür,  welches  die 
Ärzte  überwachen  und  an  seinem  Umsichgreifen  hindern.  Diese  Rolle 
spielt  die  Prostitution  seit  mehreren  Jahrhunderten  in  allen  Ländern,  wo 
es  eine  voiMirjilidic  und  einsichtsvolle  P'ili/.ei  iiilit.  Deshalb  muH  man 
sie  auch  eine  legale  Prostilutiiui  nennen:  die  Religion  verbietet  sie,  die 
Moral  verabscheut  sie,  aber  das  Gesetz  erkennt  sie  an. 

Die  legale  Prostitution  umfaßt  nicht  nur  die  untergeordneten  Ge- 
schöpfe, welche  sich  offen  zu  ihrem  verworfenen  Gewerbe  bekennen  und 
sie  öffentlich  ausüben,  sondern  auch  alle  die  Weiber,  die  ohne  rechUiche 
Anerkennung  und  Befugnis  sich  den  Vergnii Klingen  des  zahlenden  Publi- 
kums hingeben,  also  ebenfalls  mit  ihren  Reizen  in  verschiedenem  Grade 
und  unter  mehr  oder  minder  verächtlichen  Namen  Handel  treiben.  Es 
gibt  also  doch,  um  uns  genauer  auszudrücken,  zwei  Arten  legaler  Prosti- 
tution; diejenige,  die  dem  Gesetz  bekannt  ist,  und  die  dessen  gebührende 
persönliche  Anerkennung  besitzt,  und  diejenige,  die  dem  Gesetz  unbekannt 
ist,  und  die  nur  durch  die  stillschweigende  Duldung  des  Gesetzes  besteht; 
die  eine  verborgen  und  versteckt,  die  andere  offen  und  anerkannt.  Nach 
dieser  Teilung  der  Prostitution  in  zwei  Hauptklassen,  welche  von  der 
wohlwollenden  Gesinnung  der  bürgerlichen  Gesetze  Nutzen  ziehen,  kann 
man  auf  die  Unmasse  der  verschiedenen  Unterarten  dieser  heimlichen 
Prostitution  schließen,  über  welche  die  Gesetze  die  Augen  zudrücken, 
und  welche  der  urjclilii^i^i'  M-jniIUi  dem  I  'rteil  der  öffcnllirtien  Meinung 
unterstellt,  die  sich  kaum  mit  ihr  beschäftigt.  Immer  mehr  verliert  die 
Prostitution  ihren  eigentlichen  Charakter,  den  des  zur  Gewohnheit  ge- 
wordenen Handels,  immer  weiter  entfernt  sie  sich  von  dem  Schandpfahl, 
an  welchen  ihr  Geschick  sie  nach  dem  Gesetze  fesselte;  wenn  sie  einmal 
die  noch  unbestimmten  Grenzen  ihres  schändlichen  Handels  überschritten 
hat,  schweift  sie  unergreifl>ar  in  dem  weiten  Spielräume  der  Galanterie 
und  der  Vergnügungssucht  umher.   Man  sieht,  daß  es  nicht  leicht  ist. 
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die  Grenzen  der  legalen  Prostitution  genau  zu  bestimmen,  da  man  bis 
jetzt  weder  weil',,  wo  sie  beginnt,  noch  wo  sie  endet 

Dies  muß  sich  aber  immer  dem  Geiste  unserer  Leser  tief  einprägen, 
daß  ein  ungeheurer  Abstand  die  Prostitution  der  Alten  von  der  der  Jetztzeit 
trennt  Diese  ist  rein  legal,  mehr  jjcduldct  als  erlaubt,  und  unterließt  dem 
doppelten  Tadel  der  Religion  und  der  Moral;  jene  hingegen  war.  iibseliori 
auch  sie  von  den  Philosophen  verurteilt  wurde,  doeli  durch  die  Sitten  und 
die  Lehren  der  Religion  geheiligt,  I"  der  viirclirLstlicheii  Zeit  ist  die  Prosti- 
tution überall,  unter  dem  häuslichen  Dache,  im  Tempel  und  auf  der  Gasse 
zu  finden;  unter  der  Herrschaft  des  Evangeliums  hingegen  wagt  sie  nur 
?.u  gewissen  Nachtstunden  und  an  bestimmten,  iln  vorbehaltenen  Orlen 
sieb  /n  '.ciecii.die  weit  von  dem  A  «feudi  all  anständiger  I  enle  entfernt  liefen. 
Später  jedoch  nahm  sie,  um  die  Freiheit  zu  haben  auch  am  hellen  Tage 
zu  erscheinen  und  der  Mitten  pol  i?ci  zu  entgehen.  Vorrichtungen.  Kleidungen 
und  Namen  an,  die  weder  die  Augen  noch  die  Ohren  verletzten,  und  sie 
machte  sich  eine  tüchtige  Maske,  um  das  Recht  '/u  erlangen,  ihr  Hand- 
werk frei,  ohne  Aufsicht  und  ohne  1  'berwaeluiui;  .lusiibcn  /u  können. 
Aber  zu  allen  Zeiten  erhob  die  öffentliche  Meinung,  selbst  wenn  das  (.le- 
set? 7ii  schwach  oder  stumm  war,  gegen  diese  scheinheiligen  Vermum- 
mungen der  legalen  Prostitution  Einspruch. 

Man  muh  seilen,  wa-  die  Prostitution  hei  unseren  Vätern  war,  um  be- 
urteilen zu  können,  welche  sozialen  Verbesserungen  uns  jeder  Tag  bringt, 
die  in  der  Zukunft  ihre  wohltätigen  Wirkungen  nur  vermehren  können. 
Die  Prostitution  ist  eine  soziale  Krankheit  mithin  von  allgemeinstem 
Interesse.  Ihre  Symptome  beschreiben,  nach  ihren  Ursachen  forschen,  heißt 
ein  Heilmittel  bereiten.- 

Nach  LEONHARD ')  ist  die  historische  Entwicklung  der  Prostitution 
die  folgende: 

>Die  noch  nicht  von  der  verfeinerten  Kullur  beleckien  Naturvölker 
späterer  Zeit  blieben  so  lange  bei  reinen  Sitten,  solange  sie  im  Frieden 
ihrer  Walder  lebten  und  im  Umgange  mit  anderen,  bereits  entarteten 
Nab'onen  noch  nicht  sittlich  Schaden  genommen  hatten.  Mit  dem  An- 
wachsen des  Handels  und  Verkehrs  aber,  mit  dem  Steigen  von  Kultur 
und  Bildung,  mit  dem  Entstellen  der  Städte  und  der  verfeinerten  Sitten 
und  Gebräuche,  besonders  mit  dem  oft  nialilns  gesteigerten  Prunk  und 
Luxus  an  den  Fürsten  holen  hielt  auch  bei  diesen  vorher  keuschen 
Menschen  die  Prostitution  ihren  Einzug  in  all  ihren  Formen. 

Schon  von  Karl  dem  Großen  wissen  wir,  daß  er  das  Dirnentum  durch 
grausame  Gesetze  verfolgte,  daii  er  300  Peitschenhiebe  für  Übertretung 
des  Gebotes  gegen  die  Unzucht  und  200  Peitschenhiebe  für  eine  Ver- 


')  Leonhard,  Die  Prostitution.  1912.  Ernst  Reinhardt,  Mfmehen. 
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kuppelung  verabreichen  JieH.  Nacli  Karls  Tode  wurden  wegen  der  allzu 
großen  Häufung  dieser  Fälle  und  nachdem  man  die  Nutzlosigkeit  dieses 
Vorgehens  eingesehen,  diese  Strafen  aufschoben  und  der  Prostitution 
einstweilen  freier  Lauf  gelassen,  im  Mittelalter  wurde  sie  sogar  mit  Rechten 
und  Pflichten  ztiiiftmättig  ausgestaltet. 

Im  Jahre  1 162  bereits  wurde  von  dem  Bischof!  von  Winchester  eine 
Bordcllordnung  erlassen,  wonach  -kein  Hurenwirt  eine  Frauensperson 
in  seinem  Hause  halle,  die  mit  der  (,'cuihrli  eilen  Krankheit  des  Brennens 
behaftet  sei-  (cf.  Beltmann,  p.  34).  Und  diese  Bordell  Ordnung  konnte 
docli  ihrer  ganzen  Fassung  nach  nur  als  eine  Erneuerung  und  Er. 
weiter il Hi;  weit  ältere1  r  llrknt  gelten. 

In  Basel  hat  zu  jener  Zeit  der  Hohe  Rat  selbst  Häuser  zu  Bordellen 
angekauft  und  dann  verpachtet;  in  Ulm  gab  es  einen  von  der  Stadt 
verpflichteten  •Frauenwirt",  in  Wien,  Regensburg,  Mainz,  Nürnberg, 
Lübeck  usw.  wurden  den  -Huren«,  -Frauen Wirten« ,  •  Frauen häu sern« 
und  »Jungfern hören  die  weitgehendsten  und  liberalsten  Konzessionen 
gemacht  In  Kriegen  zogen  die  Prostituierten  als  »  freie  Töchter«  unter 
einem  Kommandanten,  dem  *  Huren  waibel-,  noch  mit  ins  Feld  als  ganz 
selbstverständliche  Ik-glcirerscheimiug  der  mittelalterlichen  Meere. 

Ludwig  IX.,  der  Heilige,  versuchte  1254  die  Huren  mit  großer  Strenge 
und  Grausamkeit  auszutreiben,  um  Frankreich  nach  der  Rückkehr  von 
seinem  Kreuzzuge  von  dieser  Geifiel  zu  befreien.  Aber  nachdem  er  sich  von 
der  1  jiati-fühilwkeit  seiner  Alisiehten  ülkT/eni>t  halte,  hejjmiiik'  er  sieh 
schon  zwei  Jahre  später  mit  einer  strengeren  Überwachung  der  Prostitution. 

Nach  Astruc  (cf.  Bertmann,  p.  34)  hat  schon  1347  Johanna  I,  Königin 
beider  Sizilien,  ein  l'roslitutkiusrcgleuient  erlassen  mit  einer  vorge- 
schriebenen ivöeheiiiiehen  l 'ulersiirlimig.  Du-  Kechinnieshurii  der  Stadl 
Frankfurt  a.  M.  vom  Jahre  1354  zeigt  uns  schon  in  -seinem  Posten 
für  gesundheitliche  I .hiler-tiehnn.e,  einer  gfiiirinen  Frau-  eine  re.nelilijiii.ne 
Untersuchung  der  Dirnen  zu  damaliger  Zeit.  Ebenso  berichtet  Desmelles 
von  einer  Stralthur^er  liordellurdnimg  vom  Jahre  1383.  Kaiser  Sigismund 
soll  (cf.  -Die  Prostitution  in  Deutschland-  von  Schultze-Malkowsky) 
1414  in  Straßburg  in  einem  solchen  Hause  eingekehrt  sein,  soll  sich 
nachträglich  noch  darüber  lobend  ausgesprochen  haben  und  1455  sollen 


in  Ulm  die  Prostituierten  res-e-hnih.t:  durch 
Herzog  Alba  in  Portugal  einrückte,  wo  die 
gab  er  dem  Leibarzt  Philipp  IL  von  Spar 
Befehl,  alle  acht  Tage  die  Frauenzimmer 


5-1  Wrlirdüiiit;  der  CieseMciLtskr  jriklu-i(cn  i:n  Milii-Ialfcr 

untersuchen;  jede,  d  10  sich  der  Uulcrsiicluiru:  ciit.'ue;,  wurde  mi:  200 
Rutenhieben  bestraft  und  vom  Heere  weggejagt.  Man  glaubt  einen 
modernen  Befehl  aus  dem  Weltkriege  zu  lesen,  wenngleich  im  Welt- 
kriege —  ein  Zeichen  der  vorgeschrittenen  Hygiene  —  auch  den  er- 
krankten Soldaten  dieselbe  l  hitcrsiicliuni;  beschert  wurde. 

Besonders  seit  dem  Zuge  Karls  VI.  nach  Italien  1418  zeigten  sich 
die  venerischen  Begleiterscheinungen  der  Prostitution,  als  die  Syphilis 
ihren  Sicgesziig  über  Europa  antrat.  Die  Prostituierten  wurden  von  den 
yuni  einkehrten  Si'il Jm-rn  ebenso  wie  die  übrige  lievolkerun;!  iufi/iirt. 
Da  aber  die  Übcrtrai.'un;'  dann  hauptsächlich  von  der  Prostitution  aus- 
ging, so  nahm  sieh  die  Oeset/^cbiüi;:  uamcutl ieh  der  Icl/rcrcn  an,  ohne 
zu  bedenken,  da  II  doch  letzten  Hudes  die  zurück  gekehrten  Söldner 
es  waren,  die  in  circtiln  viliosn  das  Uifl  verbreite!  hatten  und  ohne 
zu  bedenken,  daft  keine  Prostituierte,  auch  keine  N  ich  (prostituierte  Frau 
krank  wird,  es  sei  denn  von  einem  jieschlcchtskranken  Manne.  Auch 
Karl  V.  zeigte  in  seiner  ■  peinlichen  Gerichtsordnung  ,  dal!  er  den  ■offenen 
Weibern  <  wohlgesinnt  war.  15Ü0  hingegen  wurde  im  Namen  des  minder- 
jährigen Königs  Karl  IX.  in  Orleans  wieder  ein  Edikt  erfassen,  das  die 
Prostitution  strenge  verbot  und  grausam  verfolgte,  aber  ebenso  erfolglos 
verlief  wie  alle  früheren  Maliregeln  gegen  die  Prostitution. 

Neben  dem  Wechsel  von  Duldung  und  Verfolgung  sehen  wir  aber 
auch  schon  durch  das  ^aii?e  Mittelalter  die  Anfänge  und  teilweise  Durch- 
führung einer  sozialen  Phrophyiaxe  der  Prostitution  und  der  sie  be- 
gleitenden Oeschlechtskrankh eilen.  Dies  zeigt  bereits  das  oben  erwähnte 
Edikt  von' Jobanna  1.  vom  Jahre  1354,  wonach  -jeden  Sonnabend  die 
Vorsteherin  und  ein  Wundarzt  alle  I  reudenrnädelien  der  Bordelle  Unter- 
suchen sollten«,  ebenso  wie  die  Anizeieliuiuujcu  Wcs  Iraukfurter  Recbnungs- 
buches  vom  Jahre  1354  und  das  viel  frühere  Edikt  des  Bischofs  von 
Winchcsler  vom  Jahre  1162. 

Nach  Proksch  Hürden  im  Mittelalter  in  den  meisu-u  Stillten  und  Ländern 
des  Okiidents  die  llordcllc  beaufsichtig,  die  Insassinnen  reue-mjlii^  von 
den  Wirtinnen  oder  von  Ärzten  untersucht,  Infizierte  abgesondert  und 
Übeilra;.;!!!!!.;  von  K r :h i i kli i- IIl  j i  ivstiaft.  Ilcrcils  l'M7  war  in  iler  damaligen 
päpstlichen  Residenzstadt  Aviano::  eine  wöchentliche  Untersuchung  der 
Dirnen  durch  einen  Wundarzt  vorgeschrieben  (Kemmerich,  p.  139).  Auch 
spricht  ein  Edikt  von  I  aen?a,  I  -!<J7,  wunaeli  h'oslituicrtc.  die  .iicli  einem 
syphilitischen  Manne  h  in  fallen  oder,  selbst  mit  der  Krankheit  behaltet, 

dafür,  daß  damals  schon  die  Syphilis  und  ihre  Übertragung  durch  den 
Beischlaf  bekannt  war,  und  schon  damals  Vorsehläge  und  Maliregeln  zur 
Assanierung  der  Prostitution  getroffen  wurden. 
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Dann  kam  der  30jährige  Krieg,  der  alle  Moral,  Gesetze  und  Verfassung 
niedertrat.  Weiber  aus  allen  Ländern  zogen  mit  den  damaligen  Kriegs- 
haufen, anständige  Mädchen  und  Frauen  wurden  von  den  verwilderten 
Ronen  entführt,  geschändet,  dann  dem  Verderben  preisgegeben  oder  für 
einige  Taler  oder  ein  Quantum  Wein  weiterverkauft. 

Nachdem  die(ie?cll;.cl>jll  sieh  ii;u-h  Beendigung  der  langen  uiul  blulie.cn 
Wirren  des  'SO  jährigen  Krieges  wieder  etwas  regeneriert  und  erholt,  sowie 
das  Medizinal wesen  wieder  besuninue  boniicn  .in ;;(jn orn niun  liatte,  dachte 
mau  auch  untge/wungei'.  wieder  daran,  der  durch  den  Krieg  verursachten 
grauenhaften  Vcrwildcuuij:  im  Piostilulionswcscn  ein  Ende  zu  machen. 
Ifin  lb')0  in  Deutschland  gemachter  Versuch,  die  Prostitution  mit  Gewalt 
zu  unterdrücken,  hatte  den  Erfolg,  daß  man  sie  schon  mit  dem  Beginn 
des  kommenden  Jahrhunderts  wieder  zulieft.  Berlin  führte  1700  ein 
Bordell  regle  nie  n  t  ein  mit  ärztlicher  Untersuchung  der  Hirnen,  das  dann 
volle  92  Jahre  in  Geltung  blieb.  1 7Q2  wurden  in  Preußen  durch  das  all- 
gemeine Laudrecht  die  finrdelle  ausdrücklich  sanktioniert.  Die  berühmte 
Keuschheitskommissioti-von  Maria  Theresia  und  die  dadurch  provozierte 
intolerante  Behandlung  der  Prostituierten  in  Österreich  (1751  —  1765) 
nuchle  völlig  f"ia-ko  und  ü.ihrU:  /.u  der  duldsameren  Pegleinenliennug  der 
Prostitution  nach  piciiüischcui  .Muster.  In  Berlin  versuchte  man  1810  »die 
öffentliche  Duldung  wieder  abzustellen,  1  ö'.H)  ging  nun  7.11  strengerem 
Gericht  und  erhöhten  Strafen  gegen  die  t'mslimieneii  vor,  um  endlich 
1,14(1  diu  eil  allerhöchste <  >:drc  die  öffentlichen  1  läu.-cr  ohne  I  Unterschied 
definitiv  zu  schließen.  Aber  schon  1849  wurden  sie  wieder  geöffnet,  um 
1871  durch  §  1  SO  des  lieidisstrafgesct/inicbcs  endgültig  geschlossen  zu 
weiden,  und  ein  Lrkeuutms  des  Reichsgerichtes  vom  20.  Januar  I88'3  hat 
das  Bordell! iahen    sclh.-t  mit  [loli/ci'icher  ücslathmsj  ■  für  strafbar  erklärt. 

Derselbe  Wechsel  wie  in  Berlin  und  in  Preußen  herrschleim  Prostttutfons- 
wesen  auch  fass  in  allen  anderen  den  (sehen  und  aulicrdeutsdietl  Städten  und 
Ländem.und  es  setzte  sich  diese  System losigkeit  fort  bis  hinein  in  unsere  Tage. 

Aber  mit  der  wachsenden  f-rkenntnis  der  Schwere  und  Folgen  der 
Syphilis  und  der  Geschlechtskrankheiten  überhaupt,  sowie  ihres  engen 
Zusammenhanges  mit  der  Prostitution,  brachte  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts fast  allen  europäischen  Siaatcn  eine  ärzdicilc  Kontrolle  und  Be- 
handlung erkrankter  I 'ro-.iituicrfen  liehen  der  polizeilicher.  Aufsicht.  Schon 
1683  halle  mau  in  Pari-  in  dcrSalpetriere  mir  der  Behandlung  syphii  itischer 
Prostituierter  begonnen  und  auch  da-,  Herliner  Iii  udelhvglcment  vom  jähre 
1700  sieht  in  seinem  §  o  EChon  eine  tmeiitgellliche  Behandlung  -solcher 
Mädchen,  die  durch  blolic  aulii-re  Peinigung  und  hiilhahsanikeit  nicht 
kuriert  werden  können  ,  in  der  Charite  vor. 

Das  1765  projektierte,  aber  nur  teilweise  durchgeführte  Pariser  System 
der  allgemeinen  Inskription,  wie  es  dann  in  Frankreich  und  fast  in  allen 
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Kulturländern  ein-  und  bis  in  die  Neuzeil  durchgeführt  wurde,  erhielt 
erst  nach  mancherlei  Versuchen  und  Umänderungen  1828  seine  defini- 
tive Gestalt 

Nach  diesem  System  wurden  Dirnen,  welche  gewerbsmäßige  Prostitution 
ausübten,  auf  Grund  ihrer  freiwilligen  Erklärung  oder  nach  Überführung 
zwangsweise  in  spezielle  Listen  eingetragen  und  damit  einer  ständigen 
ärztlichen  und  polizeilichen  Kontrolle  unterstellt,  mit  einer  Reihe  von 
Beschränkungen  und  Verhaltuugsmaltregelu  im  Interesse  der  öffentlichen 
Ordnung,  Sitte  und  Gesundheit. 

Im  Prinzip  wurde  dieses  System  der  Reglementierung  der  Prostitution 
in  fast  allen  europäischen  und  auch  in  einigen  außereuropäischen  Staaten 
eingeführt,  bestellt  zum  Teil  heute  noch,  hat  sich  aber  nicht  überall 
dauernd  erhalten  und  war  besonders  in  bezng  auf  die  Bordelliei ung  im 
Laufe  der  Jahrzehnte  in- dein  enden  Änderungen  unterworfen.  In  Fuglaiid 
wurde  die  Kcglcmentiertmg  1  SSO  gänzlich,  in  Norwegen  1SSS.  in  Italien 
in  den  Quer  Jahren,  in  Dänemark  ist  sie  seit  dem  1 1.  Oktober  1906  auf- 
gehoben. Die  Gesund heitspolizei  wird  dort  ausschielilich  von  den  Ärzten 
dnreligeliihil,  die  Siclurheiispoli/ci  beschränkt  sich  lediglich  auf  die  Fern- 
haltung der  Prostitution  von  dir  Straife.  In  anderen  Landern  aber  besteht 
sie  heule  noch  weiter,  Jedenfalls  herrschen  zurzeit  grolfe  Verschiedenheiten 
der  gesetzlichen  und  administrativen  Zustände  bei  Regelung  und  Be- 
kämpfung der  Prostitution,  jedenfalls  aber  wird  für  sie  auch  unsere  heutige 
Zeit  einen  geschichtlichen  Wendepunkt  bedeuten,  über  dessen  Erfolg  oder 
Mißerfolg  wieder  spätere  Generallinien  entscheiden  werden. 

In  Deutschland  bestellt  noch  die  staatliche  Keglcnientiening  der 
Prostitution  nach  französischem  Muster,  das  allerdings  im  Laufe  der  Zeit 
vielfach  e.cänder:  und  uiodiFi/.iert  wurde.  Wenn  es  auch  In  vielen  Städten 
Puch  polizeilich  -geduldete-  öffentliche  Häuser  gibt,  so  sind  sie  deshalb 
doch  nicht  offiziell  gestattet,  denn  die  Uordelle  sind  bei  uns  in  I  leutschlar.d 
aufschoben,  ['reiilicn  machte  damit  1871  den  Anfang,  und  die  übrigen 
Bundesstaaten  sind  ihm  im  Laufe  der  Jahre  damit  gefolgt. 

Schon  dieser  kurze  geschichtliche  Überblick  zeigt  zur  Genüge,  daß  die 
Prostitution  nicht  ein  neuzeitliches  Produkt  ist.  sondern  dal)  sie  allezeit 
und  überall  mit  allen  ihren  Schattierungen  bestand.  Hr  zeigte  uns  ferner 
den  steten  Wechsel  und  Kreislauf  in  dem  Verhalten  der  Menschen  ihr 
gegenüber,  von  brutaler  Verfolgung  bis  zum  sorglosen  laisser  faire,  zeigt 
aber  auch,  dall  sie  mit  Schwert  und  drakonischen  Gesetzen  nicht  auszu- 
rotten sei.  Eins  nur  kommt  immer  wieder  klar  zum  Ausdruck  und  Be- 
wußtsein, daß  die  Prostitution  stets  als  Übel  von  der  menschlichen  Gesell- 
schaft betrachtet  wurde,  als  Übel,  das,  wenn  esaueh  nicht  völlig  zu  beseitigen, 
doch  mit  allen  Mitteln  in  seiner  Ausbreitung  zu  hemmen  und  in  seinen 
Folgen  zu  bekämpfen  sei.* 
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Eine  der  Haupthegleiterscheinungen  des  Sexualverkehrs, 
namentlich  des  durch  die  Prostitution  vermittelten  [aber  nicht  bloß  desauBer- 
elielichen,  sondern,  wie  jeder  Arzt  weilt,  aucli  des  etieliclien,  besonders 
nach  dem  Weltkriege],  waren  zu  allen  Zeiten  die  Geschlechtskra nk- 
heiten,  Tripper,  weicher  Srilanker  und  Syphilis.  Ich  enthalte  mich 
an  dieser  Stelle  des  Urteils,  ob  die  Syphilis  schon  im  Altertums  existiert 
hat,  oder  erst,  wie  Iwan  Bloch  meint,  aus  Amerika  zu  uns  gekommen 
ist.  Tatsache  ist.  d;ili  die  Ocschkvhtskratikhcitcn  durch  ihren  FinFhdl  auf 
Gehirn,  Kückenmark  und  Nerven  und  auf  die  Fortpflanzungsfähiiikeit  die 
gesamte  Menschen-  und  Kulturgeschichte  gewaltig  beeinflußt  haben. 
(>eiiii  nach  einem  Worte  der  Hitwl  pflanzen  sie  sirh  fort  bis  ms  vierte 
(ieschlechl.  15  und  II)  Jahre  narh  der  iiphditisoheii  Ansteckung  werden 
noch  lebende  Spirochäten  im  (rehim  Befunden.  S«'  haben  das  (lelurn 
der  Ärmsten  der  Armen  deslniiert  und  das  Schicksal  von  Königen  und 
Fürsten,  vnn  Päpsten  und  Bischöfen  l>estinnn:.  (ranze  Volker  sind  dureii 
die  de  generativen  Veränderungen  der  Gehirnzellen  der  Veranl  wort  liehen 
der  Degeneration  und  der  Dekadenz  verfallen  Wer  weill.  »er  wird  es 
je  ergründen,  ob  meht  letzten  I  ndes  die  Vera nla-.sn riß  zu  diesem  Well 
kiiege  oder  die  FnlStheidun«  m  Uemeieu  oder  yroKeren  Phasen  desselben 
au!'  die  i'ijliren  s y 1 1 1! i  1  i t i s i i ■  n i ■  ■-  I  iehirtizcllcn  einzelner  prominenter  ['ersiin- 

lichkeitcn  I.,  11.  oder  III.  Ord  ig  zurückzuführen  sind,  sei  es,  dal)  die 

Nissl'schen  Körperdicn  durch  erworbene  rrdei  etrrbic  Syphilis  geschwunden 
waren?  Denn  das  Geschick  ganzer  Staaten,  die  letzten  Endes  durch 
Personen  repräsentiert  werden,  hängt  von  dem  richtigen  Funktionieren 
und  /ns.niniK'mvii-keii  des  iiaderwerks  kleinster  Zeilen  ab,  die  zu  Milli- 
onen im  Qelurn  wie  die  Tclefrraphenärntcr  mit  Drähten  alle  untereinander 
in  Verbindung  stehen.  Und  Syphilis  zerstör;  ers;  einige,  rlatiti  nach  Jahren 
viele  dieser  •Telegraphenämter«,  so  dali  die  Regulation  fehlt.  Im  Gehirn 
schwinden  dann  die  Hemmungen,  die  regulierend  auf  den  Denkpmzcri 
und  das  daraus  resultierende  I  landein  einwirken.  Größenwahn  und  Rede- 
lust, »himmelhoch  jauchzend,  zu  Tode  betrübt!«  Wehe  den  Staaten,  die 
von  degenerierteti  und  defekten  Gehirnen  regiert  werden,  wehe  den  Völkern, 
die  dies  nicht  rechtzeitig  erkennen'  nie  liegen  wart  mit  ihren  furchtbaren 
Perspektiven  regt  /um  Nachdenken  an.  Dörfer.  Städte  und  Staaten  sind 
durch  den  Schwund  der  Nissl'sehen  Körpcrchcu  zugrunde  gegangen. 
Und  gewaltige  Herrseher  haben  sich  und  ihre  Völker,  die  kein  Regulativ 
gegenüber  den  Emanationen  solcher  IVgcneres  geschaffen,  ms  Unglück 
gestürzt.  1,'nd  dasselbe  Drama  s;>;cll  sirh  mi  k  einen  ab.  in  den  I  amiben. 
ihe  die  Grundlage  der  Staaten  bilden 

Zm  Bekämpfung  dieser  Fnlgeerschcinungeu  des  Sevual Verkehrs  muff 
dt-.1  SNtJI.  unbekümmert  im:  die  I  )r;ii 
Seelen  wegen  der  in  Wirklichkeit 


58  Ar/d-rejjflidir,  IjtDliiiL-iLliiiiji  miil  lioliem 

eines  Staates  isi  der  gesunde  Mciisdi]  crridiii 
errichten  wollen,  versuchen  alles  zu  tun,  un 
Krankheiten  zu  verhüten,  2.  nach  erfolgter 


Seuchen gesett  unterwarf 
-im;:),  die  übrigen  Männer 
n  es  doch  klar  sein  muH, 


die  gegebene  Überträgeriii  mit  erklärlichen  Gründen.  Und  daher  bedarf 
sie  in  der  Hauptsache,  der  hygienischen  Iteachtimg,  nicht  eines  Ausnahme- 
gesetzes. Seit  Jahrzehnten,  schon  zur  Zeit  der  Einführung  der  legalen 
Prostitution  täuschte  der  Gesetzgeber  sich  und  das  Volk  und  den  Staat, 
dem  er  7.11  nützen  glaubte,  indem  er  nur  die  l'n isliludi >n  einem  Ausnahme- 
gesetz unterwarf,  in  der  aiisgtspr'-'Cheiisteii  Weise  durch  die  bereits  1763 
empfohlene  »Sittcnkontrolk-.  1769  wurde  im  ■  Pornographe»  des 
Ketiei  di'  In  Hcetruiüe  die  Maallidie  i(c*'lemcnlierung  der  Prostitution 
zumtrstenMak'wUsenisduffliciibcli;indeh.  17*1.1  wiirdedir  Reyk'ineutieniug 
der  Prostitution  ins  preußische  Oesetz  übergeführt  Das  »Allgemeine 
Landrecht  für  die  preußischen  Staaten-  vom  5.  Februar  1794  enthält 
im  H.Teil,  Titel  20,  Abschnitt  12  unter  der  Überschrift  »Vom  fleischlichen 
Verbrechen-,  die  folgenden  auf  die  Reglementierung  bezugnehmenden 
Paragraphen,  die  mit  denen  unserer  heutigen  Sittenpolizei  (§  361,  6  d. 
StrüB.I  last  völlig  üix-reiiistimmcii. 
Diese  lauten  : 

§  999.   Liederliche  Weibspersonen,  welche  mit  ihrem  Körper  ein  Ge- 
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werbe  treiben  wolle»,  müssen  sich  in  die  unter  Aufsicht  des  Staates  ge- 
duldeten HurenhäLiser  begeben. 

§  1002.  Die  Polizey  muß  dergleichen  Häuser  unter  beständiger  ganz 
genauer  Aufsicht  halten;  und  öfter  Visitationen  mit  Zuziehung  eines  Arztes 
darin  vornehmen:  auch  alles  anwenden,  was  zu  Vermeidung  der  weiteren 
Verbreitung  venerischer  Krankheiten  dienlich  ist. 

§  1023,  Weibspersonen,  die  von  der  Hnrerey  ein  Gewerbe  machen, 
ohne  sieh  au;drticklidi  unter  die  hivoinieiv  Anisicht  der  I'olizey  zu  be- 
geben, sollen  aufgegriffen,  und  zu  drcymonathlichcr  /iichlh.u^sarheit  ver- 
urteilt werden. 

S  102-1.  Nach  ausKt'stimdeiitT  Strafe  sind  sie  in  Arbeitshäuser  abzu- 
liefern, und  daselbst  so  lange  zu  verwahren,  bis  sie  zu  einem  ehrlichen 
Unterkommen  Lust  und  Gelegenheit  erhalten, 

Hifie  besondere  r.  u  saru  im  u  bauende  ( icset^ebumr.  die  das  Cksamt- 
gebiet  der  tSckäu.jjfmii:  der  (le-elik'L'lilsli Iii nkli eilen  umfallt,  gili!  es  bisher 
in  Deutschland  nicht.  Die  Qessetzesparagraphen  sind  zerstreut  in  den 
einzelnen  Gcstuhii ehern  und  beziehen  sieh  meist  nicht  nur  auf  das  Gebiet 
der  Geschlechts-  sondern  andi  an  derer  kraiiVheilet:.  In  anderen  Landern, 
namentlich  den  nordischen.  e\i-lie!i  -elnui  seil  J.ih/eliuieii  ein  Spezial- 
gesetz für  dieses  Gebiet.  Der  erste  schüchterne  Versuch  wurde  im  Februar 
1918  im  deutschen  Reichslage  gemacht,  der  —  man  kann  wegen  des 
reaktionären  Charakters  dieses  Vorhabens,  das  nach  dem  Prinzip  -Drei 
Schritte  vor,  zwei  Schritte  zurück-  arbeitete,  »Gott  sei  Dank»  sagen  — 
durch  die  Revolution  am  9.  November  1918  illusorisch  wurde. 

Die  im  deutschen  Hesel/  fest yelen (eil  Paragraphen  sind  die  folgenden: 

§  223.  Der  §  223  RSIGB.  lautet:  .Wer  vorsätzlich  einen  andern 
körperlich  miflhandelt  oder  an  der  Gesundheit  beschädigt,  wird  wegen 
Körperverletzung  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  oder  mit  Geldstrafe 
bis  zu  eintausend  Mark  bestraft.  Ist  die  Handlung  gegen  Verwandle  auf- 
teilender Linie  hciiJlleen,  sn  ist  auf  (  nTäiiLTis  nicht  unter  einem  Monat 


im,  Lahmung 
u  fünf  Jahren 


beabsichtig!  und  eingetreten,  50  ist  auf  Zuchthaus 
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§  223.  Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  ist  in  den  Fällen  des 
§  223  Abs.  2  und  des  §  223a  auf  Gefängnis  bis  zu  drei  jähren  oder 
Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark,  in  den  Fällen  der  §§  224  und  227 
Abs.  2  auf  Gefängnis  nicht  unter  einem  Monat,  und  im  Falle  des  §  226 
auf  Gefängnis  nicht  unter  drei  Monaten  zu  erkennen. 

§  230.  Wer  durch  Fahrlässigkeit  die  Körperverletzung  eines  Anderen 
verursacht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  nenn  hundert  Mark  orfer  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

War  der  Tiiier  zu  der  Aufmerksamkeit,  welche  er  aus  den  Augen  setzte, 
vermöge  seines  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes  besonders  verpfichtet,  so 
kann  die  Strafe  auf  drei  Jahre  Gefängnis  crhpht  werden. 

5  130.  Wer  l^cwobnlicitiimälSii;  i;der  au«  Eigennutz  durch  seine  Ver- 
mittlung oder  durch  Gewährung  oder  lies di äff img  von  Gelegenheit  der 
Unzucht  Vorschub  leistet,  wird  wegen  Kuppelei  mit  Gefängnis  heslnift: 
auch  kann  der  Verlust  der  In'irgerliclieu  riucm  vclue  -.ouie  auf  /ulas-i.g- 
kcil  von  ['oliiiciaui-iclu  erkannt  werden. 

§  184.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
eintausend  Mark  (Hier  mit  einer  dieser  Slraicti  wird  bestraft,  wer 

1.  lui/iidit'ec  Schriften.  Ahhüdim.ucn  oder  Darste/Hui;:™  feilhält,  ver- 
kauft, verleilt,  an  Orten,  welche  dem  Publikum  /u  gänzlich  sind,  ausstellt 
oder  anschlägt  oder  sonst  verbreitet,  sie  zum  Zwecke  der  Verbreitung 
herstellt  oder  zu  demselben  /wecke  vorrätig  halt,  ankündigt  oder  anpreist: 

2.  Liuzüchliec  SduiMcii,  Abbildungen  oder  Darstellungen  einer  f'crsnn 
unter  16  Jahren  geyeti  iinl^elt  iiberlälit  oder  anbietet; 

3.  Gegenstände,  die  zu  unzüchtigem  Gehraudi  bestimmt  sind,  an  Orlen, 
welche  dem  l'uhbkiur,  /ugäiigln-h  sind,  ausstellt  oder  solche  Gegenstände 
dem  Publikum  auküiiiin::  oJer  anpreist: 

4.  iifttutlidic  Ankündigungen  erlälii.  welche  da/u  bestimmt  sind,  un- 
züchtigen Verkehr  herbeizuführen. 

Neben  der  Gefängnisstrafe  kamt  am"  Verlust  der  liiinieriidieti  Ehren- 
rechte sowie  auf  Zulässigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt  werden. 

5  131  it.  Wer  Schriften.  Abbildungen  oder  Dar, (el hingen,  welche,  ohne 
unzüchtig  zu  sein,  das  Schamgefühl  gröblich  verletzen,  einer  Person  unter 
16  Jahren  gegen  Entgeh  iiberlälit  oder  anbietet,  wird  mit  Gefängnis  bis 
/n  ti  Monaten  uder  mit  Geldstrafe  bi.  /u  dilti  Mark  betraft. 

§  361  Abs.  6.  Mit  Haft  wird  bestraft  eine  Weibsperson,  welche  wegen 

Schriften  /nwiitcrhauddl,  oder  welelie,  ohne  einer  Milchen  Aiitsirlii  uiiler- 
stellt  zu  sein,  gewerbsmäßig  Unzucht  treibt. 
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§  362.  Die  nach  Vorschrift  des  §  361  Nr.  3  bis  S  Verurteilten  können 
zu  Arbeiten,  weiche  ihren  Fähigkeiten  und  Verhältnissen  angemessen 
sind,  innerhalb  und,  sofern  sie  von  anderen  freien  Arbeitern  getrennt 
gehalten  werden,  auch  außerhalb  der  Strafanstalt  angehalten  werden. 

Bei  der  Verurteilung  zur  Haft  kann  zugleich  erkannt  werden,  dall  die 
verurteilte  Person  nach  verhüllter  Strafe  der  La  11  des  Polizeibehörde  zu 
überweisen  sei.  Im  Falle  des  §  361  Nr.  4  ist  dieses  jedoch  nur  dann  zu- 
lässig, wenn  der  Verurteilte  in  den  letzten  3  Jahren  wegen  dieser  Über- 
tretung mehrmals  rechtskräftig  verurteilt  worden  ist,  oder  wenn  derselbe 
unter  Drohungen  oder  mit  Waffen  gebettelt  hat. 

Durch  die  Überweisung  erhält  die  Landespolizeihehördc  die  Befugnis, 
die  verurteilte  Person  bis  zu  zwei  Jahren  entweder  in  ein  Arbeitshaus 
unterzubringen  oder  zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden,  im  Falle 
des  §  361  Nr.  6  kann  die  l.;uides|'(>li/eibol:n;de  diu  verurleillc  Person  slalt 
in  ein  Arbeitshaus  in  eine  Besserung*-  oder  Erziehungsanstalt  oder  in  ein 
Asyl  unterbringen;  die  Unterbringung  in  ein  Arbeitshaus  ist  unzulässig, 
falls  die  verurteilte  Person  zur  Zeit  der  Verurteilung  das  18.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  hat. 

Ist  gegen  einen  Ausländer  auf  die  Überweisung  an  die  Landespolizei- 
behörde erkannt,  so  kann  neben  oder  an  Stelle  der  Unterbringung  Ver- 
weisung aus  dem  Bundesgebiet  eintreten. 

§  327.  Wer  diu  Absperrung-  oder  Aufsieiitsniaßi-eyebi  inkr  Einlulir- 
verbote,  welche  von  der  zuständigen  Behörde  zur  Verhütung  des  Ein- 
führens einer  ansteckenden  Krankheit  angeordnet  worden  sind,  wissentlich 
verletzt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  2000  Mark  bestraft. 

Ist  infolge  dieser  Verletzung  ein  Mensch  von  der  ansteckenden  Krank- 
heit ergriffen  worden,  so  tritt  Gefängnisstrafe  bis  zu  3  Jahren  ein. 

§  300.  Rechtsanwälte,  Advokaten,  Notare,  Verteidiger  in  Strafsachen, 
Ärzte,  Wundärzte,  Hebammen,  Apotheker,  sowie  die  Gehilfen  dieser  Per- 
sonen werden,  wenn  sie  unbefugt  I 'ri vjli« uho-'in nissf  offenbaren,  die  ihnen 
kraft  ihres  Amtes,  Standes  oder  Gewerbes  anvertraut  sind,  mit  Geldstrafe 
bis  zu  1500  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft.  —  Die 
Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

Nach  Dr.  jur.  ALICE  WESTERKAMP  !.  c  sind  für  das  geltende  Recht 
folgende  gesetzliche  r>e~liiii;iiuugeig  von  Bedeutung: 

»Die  gesetzliche  Grundlage  des  heutigen  Systcmes  der  Reglementierung 
der  Proslitution  ist  §  361,  Z.  6  RSIGB.  Er  lautet:  -Mit  Haft  wird  bestraft 
eine  Weibsperson,  welche  wegen  gewtrbsiiiäüiger  linzucht  einer  polizei- 
lichen Aufstellt  unterteilt  ist.  wenn  ik-  den  in  dieser  Hinsicht  zur  Sicherung 
der  Gesundheit;  der  öffentlichen  Ordnung  und  des  öffentlichen  Auslandes 
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erlassenen  polizeilichen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  oder  welche,  ohne 
einer  solchen  Aufsicht  unterstell!  zu  sein,  ^ewi'rhsmaiiii!  Unzucht  treihi' 
§  362  RStOB.  bestimmt  weiter,  daß  die  aus  §  361,  Z.  6  Verurteilten 
»/u  Arbeiten,  welehe  ihren  riiliiglicileu  und  Verhä l!n:«ii  ;m  gemessen 
sind,  innerhalb  und,  sofern  sie  von  anderen  freien  Arbeitern  getrennt  ge- 
halten werden,  auch  auüerhalb  der  Strafanstalt  angehalten  werden  können. 
Bei  der  Verurteilung  zur  Haft  kann  zugleich  erkannt  werden,  daß  die 
verurteilte  Persmi  nach  veriiiilller  Strafe  der  I  nndtspoiwibclifirkii:  zu  über- 
weisen sei  .  .  .  flinvli  die  Üln'rweis:ui.n  tili.il'.  die  I  iiiik-spolizcibeliürde 
die  Befugnis,  die  verurteilte  Person  bis  zu  zwei  Jahren  entweder  in  ein 
Arbeitshaus  unterzubringen  oder  zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  ver- 
wenden. Im  Falle  des  §  361,  Z.  6  kann  die  Landespolizeibehörde  die 
verurteilte  Person  statt  in  ein  Arbeitshaus  in  eine  Besserungs-  oder  Er- 
/ietiungsitiistalt  'Hier  in  rin  Asyl  milerbiiiiyen :  die  Unterbringung  in  ein 
Arbeitshaus  ist  unzulässig  Falis  die  verurteilte  Person  zur  Zeit  der  Ver- 
urteilung das  achtzehnte  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat.  Isl  gegen 
einen  Ausländer  auf  Überweisung  tm  die  Landcspolizeibchürdc  erkannt, 
so  kann  heben  oder  an  Stelle  der  Unterbringung  Verweisung  aus  dem 
Bundesgebiet  eintreten.* 
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bedingte  Voraussetzim;;  iür  die  Anwendung  beider  Strafdrahutigcn  sei'). 
Die  »polizeiliche  Aufsicht'  wird  indessen  durch  §  361,  Z.  6  nicht  etwa 
in  dem  Sinne  eingeführt,  als  ob  sie  »eine  ihrem  Inhalte  und  Umfange 
nach  vom  Gesetz  geregelte  und  ganz  allgemein  bei  gewissen  Voraus- 
setzungen in  Aussteht  gestellte  Maßregel  sei,  durch  welche,  wie  bei  der 
»mi  Strafgesetzbuch  angedrohten  ['oli/i'iauiMi'lil.  der  von  ihr  hetn dTcucrl 
Person  gewisse,  im  Voraus  bestimmte  und  für  das  Herrschaftsgebiet  des 
Strafgesetzbuches  gültige  Beschränkungen  ihrer  persönlichen  Freiheit  auf- 
erlegt werden.« 

'ihl,  /..  tt  tutliäll  vielmehr  limsidillicli  der  poli/cilid'cu  A'.ifsidit 
lediglich  die  auf  die  Machtbefugnisse,  die  die  Landesgesetze  den  Polizei- 
behörden geben2),  gestützte  Anordnung,  daß  die  Polizei  »zum  Erlaß  von 
Vorschriften  berechtigt  wird,  die  dem  Zwecke  der  Sicherung  der  Ge- 
sundheit, der  öffentlichen  Ordnung  und  des  öffentlichen  Anstände?  dienen 
müssen,  im  übrigen  aber  den  Verhältnissen  des  Bezirks  der  anordnenden 
Behörde  anzupassen  sind1').  In  der  L'bcrw.ulunii;  der  Befolgung  dieser 
Vorschriften  gipfelt  diu  Ausführung  der  polizdlidten  AufsicJil  '). 

Eine  Verpflichtung  der  Polizeibehörden  zum  Erlali  derartiger  Vor- 
schriften besieht  dagegen  nicht.  Es  ist  demnach  denkbar,  daß  einzelne 
Poli-xihehörden  von  dieser  in  ihr  Ermessen  gestellten  Befugnis  keinen 
Gebrauch  machen.  Die  Vertreter  der  Auffassung,  die  in  dem  Vorhanden- 
sein einer  polizeilichen  Aufsicht  die  conditio  sine  qua  i:on  für  die  An- 
wendung des  §  3lil,  L  6  sieht,  müssen  auf  dem  Standpunkt  stehen,  daS 
die  gewerbsmäßige  Unzucht  in  diesen  Bezirken  straflos  sei.  Diese  An- 
sicht ist  irrig.  Schon  der  Wortlaut  des  Gesetzes  erweist  das.  Wenn  — 
zufolge  des  zweiten  in  §  361,  Z.  6  gegebenen  Tatbestandes  (oben  unter  1) 

')  So  anscheinend  Neißer,  Die  Geschlechtskrankheiten  und  ihre  Be- 
kämpfung. Julius  Springer.  Beilin  PH»  (im  folgenden  ziliert  NeiHer}  z.B. 
S.  'Jvt  li.ul  arldnea  Sli'Uen. 

')  Seitdem  Jahre  l*)5  ist  der  Inhalt  dieser  Vorschriften  in  Preußen  durch 
das  Gesetz  lielrcih-rul  die  Rehiiamiim^  id.ert:a,.h;,rer  Krankheiten  hestimmi. 
Bis  ?mn  Lll.)[!  dieses  (leSLil/i:s  wurde  zu  diesen  Znc'ke  die  Vn-sehntl  des  All- 
gemeinen f.and;i-;jhts  für  die  lv>nk;l;cli  preußischen  Staaten,  Teil  II,  Titeln,  §  10 
Iil-i,1ii!>ivi>i;,'ii:  Die  nöticeu  Anstalten  zur  fi'uHuis-  der  öffentlichen  üllhi-, 
Sicherheit  und  Ordnung  :rnd  zur  Abwende  ni'  der  iLtni  Publikum  eder  eir.zelncn 
Mil;diedcill  dcssellicli  hecirstehcmleu  Udahr  zu  rrelien,  ist  das  A:n!  der  Polizei.- 
Daneben  kam  §  6  des  Oeselzes  zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit  vom 
12.  Februar  1850  in  Betracht,  wonach  die  Polizeibehörden  befugt  sind,  -  Personen 
in  polizeiliche  Vernäh rurig  zu  nehmen,  wenn  die  Aufrcchleihaltitug  der  öffent- 
lichen Sittlichkeit  diese  ,M;iI!n-;el  dringend  frloideit. 

■'}  Ander  He  rc  eil  ii  gu  i)  <:  der  Polizei  zum  Erlali  derartiger  Vorschriften  sdltc 
man  danach  nicht  mehr  zweifeln.  Sie  wird  —  jedoch  nicht  überzeugend  —  be- 
stritten  von  tlriMr,  Die  Auigahci:  der  iici-hlsnrduurij;  i;i'i;i'nüher  den  Gefahren 
der  Prostitution.  Leipzig  1909,  S.  9f. 

')  Vgl.  Reichsgericht,  riii-chcidungen  in  Strafsachen.  Bd.  XI  (1SS5).  S.  736. 
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—  strafbar  die  Frau  ist,  die,  ohne  einer  polizeilichen  Aufsicht  unterstellt 
zu  sein,  gewerbsmäßig  Unzucht  treibt,  so  ist  damit  ohne  rr.'ic,c  mich  die 
Frau  erfaßt,  die  dies  in  einem  Bezirk  tut,  in  dem  eine  polizeiliche  Auf- 
sicht nicht  besteht ').  Denn  auch  sie  treibt  gewerbsmäHig  Unzucht, 
»ohne  einer  polizeilichen  Aufsicht  unterstellt  zu  sein'.  Der  Grund, 
weswegen  sie  eine:  polizeilichen  Au fsiclil  nicht  untersteht,  kommt  nicht 
in  Betracht. 

Der  zwingende  fit' weis  für  diu  liier  vertreten'.'  Ansicht  wird  indessen 
durch  die  geschichtliche  Entwicklung  erbracht  die  der  heule  gellenden 
Geset/esbesiinmuiug  geführt  hat.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Einzel- 
heiten dieser  Entwicklung  einzugehen').  Nur  das  sei  erwähnt,  daß  die 
verschiedenen  preußischen  Gesetzentwürfe,  die  dem  preußischen  Straf- 
gesetzbuch vom  14.  April  1851  vorangingen,  deutlich  das  Bestreben  ver- 
raten, die  grundsätzliche  Strafbarkeit  der  gewerbsmäßigen  Unzucht 
festzustellen.  Volle  Klarheit  ist  dabei  nicht  erreicht.  Ebensowenig  wie 
in  der  jetzigen  Fassung  des  §  361,  Z.  6  RStGB,  der  in  seiner  heutigen 
Gestalt  aus  der  Novelle  zum  Strafgesetzbuch  vom  26.  Februar  1876 
stammt,  nachdem  noch  das  Strafgesetzbuch  für  den  Norddeutschen  Bund 
vom  31.  Mai  1670  und  ihm  folgend  das  Rcichsstrafgesetzbuch  vom 
15.  Mai  1871  «mächst  eine  sich  enger  ;in  das  preußische  StraE^e-et/bucli 
anlehnende  Fassung  gewählt  hatten.  Sie  lautete  in  ihrem  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Teile:  »Mit  Haft  wird  bestraft  die  Weibsperson,  welche 
polizeilichen  Anordnungen  zuwider  gewerbsmäßige  Unzucht  treibt.« 

Dazu  bemerken  die  Motive  zu  der  Novelle  von  1876:  »Die  Vorschrift 
des  §  361,  7.  (1  hat  zu  verschiedenartiger  Auffassung,  oh  und  inwieweit 
die  Strafbarkeit  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  von  dem  Vorhandensein 
polizeilicher  Anordnungen  abhängig  sei,  Veranlassung  gegeben.  Diese 
Kontroverse  lallt  es  geboten  erscheinen,  der  bisherigen  Vorschrift  eitle 
Fassung  zu  geben,  welche  klar  ersehen  läßt,  daß  die  Strafbarkeit  der 
gewerbsmäßigen  Unzucht  als  Regel,  und  ausnahmsweise  deren 
Straflosigkeit  nur  da  eintreten  soll,  wo  die  Polizeibehörde 
spezielle  Duldung  unter  Kontrolle  gewährt"). 

Selbstverständlich  haben  die  Motive  nicht  Gesetzeskraft.  Wo  indessen 
zwischen  den  Motiven  und  dem  <  icsctA'sti'xt  kein  offenbarer  Widerspruch 
besteht,  wird  man  die  Ansicht  der  Motive  als  authentische  Gesetzes- 
interpretation  gelten  lassen  dürfen 

So  steht  also  die  gru  n  dsätzl  i.-he  Strafbarkeit  der  yewcrbsuiänigen 


Der  Begriff  der  Gewerbsmäßiglieit 


ÖS 


Unzucht  fest  Nicht  aber  ihre  ausnahmslose  Strafbarkeit ').  Auch 
das  geltende  Recht  kennt  eine  strafbare  und  eine  straflose  gewerbsmäßige 
Unzucht. 

Um  die  Linie  zu  finden,  auf  der  die  Grenze  zwischen  strafbarer  und 
strafloser  gewerbsmäßiger  Unzucht  verlauft,  ist  es  zweckmäßig,  zunächst 
den  Begriff  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  klarzustellen. 

»Gewerbsmäßig  ist  ein  Betrieb  als  .ständige  Einnahmensquelle', 
jedoch  nicht  in  dem  Sinne  einer  ununterbrochen  oder  regelmäßig 
fließenden;  erfordert  wird  vielmehr  eine  auf  die  Erzielung  von  Ver- 
mögensvorteilen, d.  h.  eines  Erwerbes,  sich  richtende  Tätigkeit  mit  der 
Absicht,  diese  nicht  bloß  einmal,  sondern  fortgesetzt, .wenn  auch  nur 
bei  günstiger  Gelegenheit  vorzunehmen.* 

Wenn  auch  der  gewerbsmäßige  Betrieb  an  sich  sich  nicht  an  das 
Publikum,  auch  nicht  an  gewisse  Klassen  oder  Kreise  des  Publikums  zu 
richten  braucht,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  daß  jenes  Erfordernis  nicht  für 
die  gewerbsmäßige  Begehung  eines  bestimmten  Delikts  —  je  nach  der 
historischen  Entwicklung  des  Deliktbegriffes  —  aufzustellen  isf.  So  ent- 
hüll der  Betriff  der  licwcrbsinäliiccti  Ur.zuclit  >ihs  weitere  Erfordertiis, 
daß  die  Unzucht  mit  der  Absicht  betrieben  werde,  sii"i!  einem  individuell 
nicht  bestimmten  Personen  kreise  gegen  Entgelt  hinzugehen,  daß  ihr  Be- 
trieb sonach  an  das  Publikum,  wenn  auch  in  beschränkten  Teilen,  sich 
wenden  muß').«  Der  Begriff  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  ist  damit 
gegeben.  Er  verlangt  nach  allgemeiner  Ansicht  und  regelmäßiger  Recht- 
sprechung, daß  die  Unzucht  mit  der  Absicht  betrieben  wird,  sich  einem 
individuell  nicht  bestimmten  Personen  kreis  gegen  Entgelt  hinzugeben  und 
hieraus  eine  Erwerbsquelle  zu  machen.  Dieser  Begriff  deckt  in  weit- 
gehendem Malte  die  Erscheinung  unseres  sozialen  Lehens,  die  wir  als 
Prostitution  zu  bezeichnen  pflegen3!.  Vor  allem  ist  darauf  hinzuweisen, 
daß  auch  die  sogenannte  geheime  Prostitution  newerbsmätfig  Un- 
zucht treibt,  sofern  die  Hingabe  gegen  Entgelt  erfolgt.  Auch  sie  ist  daher 
strafbar;  ja,  sie  ist  die  Erscheinung,  für  die  der  zweite  der  in  §  361, 
2.  6  gegebenen  Tatbestände  geprägt  scheint.  Wenn  Neißer  an  den 
vorhin  zitierten  Stellen  anscheinend  anderer  Ansicht  ist,  so  erklärt  sich 
das  vermutlich  daraus,  daß  die  gewerbsmäßige  Unzucht,  soweit  sie  sich 
in  der  geheimen  Prostitution  betätigt,  heute  nicht  immer  nach  §  361, 
Z.  6  bestraft  wird,  daß  vielmehr  in  den  Bezirken,  in  denen  eine  poli- 
zeiliche Aufsicht  vorhanden  ist,  in  der  Regel  die  Unterstellung  unter  diese 
Aufsicht  erfolgt.  Es  hängt  dies  mit  der  Handhabung  der  Regle. 

')  l-'iir  ausiial-.ir.ülr.isi'  ~t  im  ihn  riait  der  i'cvtri^^i.iiiicoM  Unzucht  in;cn  dii- 
ri[ll!cr[ilc:iliistln-riS:riirLi,.M-l/lii!i-l^i  lu-  /Mir;  Jahr.-  1  S7  I  vin.  V<:1.  M  all  1 1 II  <f.  S.Ofi. 
')  So  Ophausen  n  S  2W,  N:-Lv  1  v.v.A  .-.i  6'  >i'l.  V-     Note  a. 
'j  [>L't  lies; rill  'ler  1 'iv-tiiniioll  Ul  ivdliT       iler  ik-r  i;tuerb.m.-iliigini  l.'u/nclit. 


Buches  erörtert  werden1).  Von  Gesetzes  wegen  sind  straflos  nur  die  ver- 
liältiiismiiiii"  sellenen  f-nIK'  di'i  nehcimen  Prostitution,  denen  das  Merk- 
mal der  Gewerbsn]äliic.keii  fehlt,  fit:  Spiels  weise  treibt  nie  Iii  gewerbs- 
mäßige Unzucht  die  Frau,  die  sich  im  bestimmt  vielen  nur  um  ihres  Ver- 
gnügens willen  hingibt,  selb?!  wenn  sie  Geschenke  annimmt,  sofern  diese 
nicht  eine  Bezahlung  darstellen,  ferner  nicht  die  Frau,  die  sich  bloß 
gelegentlich,  wenn  auch  gegen  Bezahlung  hingibt,  sdilii  lllicti  nicht  die, 
die  sich  gegen  Bezahlung  mehreren  hintereinander  hingibt,  aber  in  einem 
bestimmten  Zeitraum  immer  nur  einen  bestimmten  Liebhaber  hat.  Natür- 
lich liegt  namentlich  der  letztgenannte  Tatbestand  auf  der  Grenze  der 
gewerbsmäßigen  Unzucht5). 

Der  gesetzliche  Tatbestand  der  straflosen  gewerbsmäßigen  Un- 
zucht wird  durch  die  erste  Hälfte  des  §  361,  Z.  6  geschaffen.  Danach 
wird,  um  es  zu  wiederholen,  bestraft  die  wegen  gewerbsmäßiger  Unzucht 
einer  polizeilichen  Aufsicht  unterstellte  Frau,  die  den  durch  die  Polizei 
erlassenen  Vorschriften  zur  Sicherung  der  Gesundheit,  der  öffentlichen 
Ordnung  und  des  Öffentlichen  Auslandes  entsprechend  handelt  Aus 
der  Gesamtheit  der  gewerbsmäßig  Unzucht  treibenden  Frauen  ist  also 
eine  bestimmte  Gruppe  hcraus^eirriifei)  und  unter  ein  Atisnatnnerecht 
gestellt,  konzessioniert  oder  privilegiert,  wie  man  zu  sagen  pflegt. 

Die  zum  mindesten  gescl/.esti'ch  [tische  Unmöglichkeit  des  §  361,  /.  6 
tritt  somit  klar  zutage.  Es  wäre  logisdi  einwandfreier  gewesen,  den  Grund- 
satz der  Strafbarkeit  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  voranzustellen  und 
die  Bedingung,  unter  der  sie  ausnahmsweise  straffrei  bleibt,  folgen  zu 
lassen.  Der  Sinn  der  Straf  beslinuiunu;  kommt  bei  einer  Umstellung  ihrer 
beiden  Tatbestände  genauer  zum  Ausdruck:  Mit  Haft  wird  bestraft  die 
Frau,  die  gewerbsmäßig  Unzucht  treibt,  es  sei  denn,  dall  sie  einer  poli- 
zeilichen Aufsicht  unterstellt  ist  und  die  durch  die  l-'oliiei  zur  Sicherung 
der  Gesundheit,  der  öifenllieiieu  Ordsumt;  und  des  olieiillichcu  Anstandes 
erlassenen  Vorschriften  befolgt. 

Handelt  es  sich  indessen  hier  letzten  Endes  um  einen  Schönheitsfehler, 
der  immerhin  an  der  Handhabung  des  §  361,  Z.  6  nicht  ganz  un- 
schuldig sein  mag,  so  bestellt  ein  unüberbrückbarer  Widerspruch  zwischen 
§  361,  Z.  6  und  §  180  RStüB.  §  361,  Z.  fi  enthält,  wie  soeben  fest- 
gestellt ist ,   eine  Ausnahmebestimmung   zugunsten    einer  bestimmten 


rechte.  Ik'ü.iiilerer  Teil.  11,1.  IV.  S.  liS.  -  In  der  Praxis  kommt  es  aller- 
dings n,r,  dall  Frauen,  die  die  (.heti(reKe].eneii  Tr.llu->t.>i!,(e  vi-nvirkliehcn, 
unter  Kontrolle  RCitcllt  end  rji^eberienfiills  dann  :uieti  a„<,  s<  Jfil,  Z.b  RStüB. 
bestraft  werden. 
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Zwar  gehen  diejenigen  ein  wenig  weit,  die  auf  Grund  dieses  Para- 
graphen jedes  Vermieten  einer  Wohniiiii;  an  eine  Prostituierte  fiir  Kuppelei 
erklären.  Allerdings  seheinen  einige  Reichsgerichrsentschei  düngen  diesen 
Standpunkt  zu  rechtfertigen,  indem  sie  ausfuhren,  daB  ein  >Vorschub 
leisten*  auch  in  ■einer  iiiielleklLielleii  Finwirkmi«;-:  Hefinideri  werden 
könne,  namentlich  in  der  Herbeiführung  eines  vorher  nicht  vorhandenen 
inneren  Zustande,  der  eine  größere  Geneigtheit  zur  Ausübung  der  Un- 
zucht bedeute.  Ohne  Frage  kann  eine  solche  -intellektuelle  Einwirkung* 
schon  in  der  Gewährung  einer  Wohnung  an  eine  Prostituierte  liegen. 
Es  wird  indessen  heute  kaum  ein  Gericht  geben,  das  einen  Hanswirt 
oder  einen  Zimmervermieter  —  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  handelt  es 
sich  wohl  um  letztere  —  wegen  Kuppelei  verurteilt,  wenn  er  an  eine 
Prostituierte  eine  Wohnung,  bzw.  ein  Zimmer  vermietet,  ohne  daß  die 
Mieterin  ihr  Gewerbe  in  dem  Räume  auszuüben  beabsichtigt,  und  ohne 
daß  der  Mietpreis  den  Betrag  übersteigt,  der  in  jedem  Falle  für  die  be- 
treffende Wohnung  zu  zahlen  wäre.  Denn  -Eigennutz«  kann  bei  dem 
Vermieten  einer  Wohnung  nur  dann  in  dem  Umstände  gefunden  werden, 
daß*  der  Täter  aus  dein  Vermieten  einen  Gewinn  zieht,  wenn  durch  die 
Vermietung  der  Wohnung  tatsächlich  der  Unzucht  Vorschub  geleistet 
wird.  Es  ist  dies  indessen  nicht  schon  deswegen  anzunehmen,  weil  in 
dem  Versagen  eines  Unterkommens  an  eine  Prostituierte  eine  Lrsehwertitiii 
der  Unzucht  überhaupt  liegen  würde.  Demi  eine  solche  Erschwerung 
wird  vom  Gesetze  nicht  gefordert1). 

Ferner  wird  derjenige  nicht  als  eigennützig  gelten  können,  -der 
für  eine  Mietwohnung  einen  Zins  bezieht,  den  er  jeden  Augenblick  auch 
von  anderen  Personen,  welche  der  Unzucht  nicht  nachgehen,  erhalten 
würde«.  Eigennutz  ist  nicht  nur  hei  imeritKelllidier  Überlassung  der 
Wohnung  aiisjrescliloisvn.  'Vielmehr  muH  die  HrU  11551111:;  eine-  Miel- 
ertrages für  den  der  Kuppelei  liescli  nid  igten  der  Hewcggrund  sein, 
weshalb  er  gerade  an  der  Unzucht  ergebene  Personen  wissent- 
lich vermietet  oder  das  Mielverlriiltnis  aufrechterhält.  Dies  ist  der 
Fall,  wenn  von  Prostituierten  ein  höherer  Mietzins  gewährt 
wird  als  von  anderen  Personen  oder  wenn  eine  Wohnung 


')  Vgl.  Ophausen  zu  §  180,  besonders  Note  3,  8.  IIa. 


schwer  oder  gar  nicht  vermietbar  ist  und  an  Prostituierte  ver- 

Dies  alles  gilt,  ganz  gleichgültig,  ob  die  Prostituierte  einer  polizeilichen 
Aufsicht  untersteht  oder  nicht,  ganz  gleichet! Itig  auch,  ob  sie  gewerbs- 
mäßige  Unzucht  im  technischen  Sinne  treibt,  sich  also  gegen  Entgelt 
hingibt  oder  nicht 

Die  Unhaltbarkeil  von  §  180  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung  neben 
§  361,  Z.  6  RStQB.  liegt  daher  nicht  so  sehr  in  der  Auslegung,  die  der 
Begriff  der  Kuppelei  gefunden  hat  —  die  strafbare  Gewährung  von 
Wohnung  an  l^ro^li tuii^rte  ist  auf  (irunii  der  ergangenen  Entscheidungen 
von  der  straflosen  klar  abgegrenzt  — ,  sie  beruht  vielmehr  darauf,  daß 
diejenigen  Prostituierten,  denen  Straffreiheit  ihres  Tuns  zugesichert  ist, 
notwendig  eine  Stätte  zur  Ausübung  ihres  Privilegiums  haben  müssen. 
Diese  Stätte  muU  der  Prostituierten,  sniern  sie  nicht  ein  eigenes  Haus 
besitzt,  von  irgend  jemandem  vermietet  werden  können.  Natürlich  geschieht 
das  «Hill,  iiiul  in  der  grollen  Melir/.alil  der  falle  bleiben  die  Vermieter  trutz 
§  ISO  unangefochten.  Die  Öffentlichkeit  kennt  den  Sachverhalt  Nur  die 
Polizei  ist  gezwungen,  Unkenntnis  des  Sachverhalts  vorzuspiegeln.  Denn 
wäre  die  Kenntnis  dieser  Verhältnisse  seitens  der  Polizei  offenkundig,  so 
wäre  der  Pol  izeibea  mtc,  der  »veniuige  seines  Amtes  hei  Ausübung  der 
Strafgewalt  mitzuwirken  hat«,  zur  Abstellung  des  gesetzwidrigen  Zustandes, 
d.  h.  zunächst  zur  Erstattung  der  Strafanzeige  gegen  den  betreffenden  Haus- 
wirt verpflichtet  Anderenfalls  macht  er  sich  eines  Amtsverbrechens  nach 
§  346  RStQB. ")  schuldig. 

Es  ist  wenig  bestritten,  daß  Bordelle  unter  §  180  fallen,  daß  also' der 
Bordell  inhaber  als  Kuppler  zu  bestrafen  ist  In  vielen  Bezirken  bedürfen 
indessen  die  Bordelle  der  polizeilichen  Konzession!  Eine  unerträglich  un- 
würdige Situation  für  die  Polizei.  Zustände,  die  in  einem  Staate  unmöglich 
sein  sollten,  der  die  I  Inli^keit  seiner  Gesetze  als  einen  wesentlichen  Faktor 
für  ihre  Wirksamkeit  ansieht. 

In  den  der  heutigen  Fassung  von  §  361.  Z.  6  vorhergehenden  Gesetzen, 
also  bis  zum  Jahn'  I  S7b,  ist  über  den  Inhalt  der  polizeilichem  Anordnungen, 
denen  die  HCwerlisItKilli.Lie  I  hi/uclH  treibende  Trau  sieh  /u  unterwerfen  hat, 
um  sich  Slrafireiheit  hei  Ausübung  ihres  Gewerbes  zu  sichern,  nichts  aus- 


')  Vgl.  Reichsgericht,  Entscheidungen  in  Strafsachen.  Bd.  XXV  (1SW),  S.  I42ff, 
Au:  Lk-mselnen  SliL.i.lpun!:!  Mehei:di.  in  1kl.  XXVI  I  I  S')5).  S.  Uli  Lind  Bd.  XXXXI 
(1003),  abgedruckten  Entscheidungen. 

gcfttjliriier.  Strafe  reeiii>wr(lrii;  ,u  entgehen,  die  Verlolsun^  einer  strafbaren 
Handlung  unterläßt .  .  . 


Neue  Richtlinien 


gesagt  Es  heiSt  dort  meist:  '  Mit  Haft  wird  bestraft  eine  Weibsperson, 
welche  polizeilichen  Anordnungen  zuwider  Unzucht  treibt1).«  Erst  die 
Novelle  von  1876  gibt  Richtlinien  für  den  Inhalt  dieser  polizeilichen  Vor- 
schriften, indem  sie  sie  auf  die  Sicherung  der  Gesundheit,  der  öffentlichen 
Ordnung  und  des  öffentlichen  Anstandes  beschränkt.  Es  dürfte  also  nicht 
etwa  durch  polizeiliche  Vorschrift  die  gewerbsmäßige  Unzucht  überhaupt 
untersagt  werden'!  Mit  den  in  Verfolg  dieser  durch  die  Reirhsgesetz- 
gebung  gegebenen  Befugnis  seitens  der  lerschi edener:  Hfili/eibehörden 
zur  Sicherung  der  Gesundheit,  der  uffenUichen  Ordnung  und  des  Öffent- 
lichen Anstände«  getroffenen  Vorschriften  haben  wir  uns  an  dieser  Stelle 
nicht  tm  einzelnen  ru  hesrhJfligcn  Wn  sie  bestehen,  bilden  sie  in  ihrer 
Gesamtheit  das  Reglement,  dem  <l:e  gewniismaiiiec  Unzucht  [leihenden 
Frauen  unterstellt  »erden  können.  Die  Voraussetzungen,  unter  denen 
eine  solche  Unterstellung  —  die  Unterstellung  einer  Frau  unter 
üiltcnpoliicilichr  Kuntrullt.  also  der  denkbar  «charlste  Fingrilf  in 
das  Frauen! eben  --  zulässig  ist,  sh-d  TeydmälSii;  in  den  polizeilichen  Vor- 
st/h [iis^i  enthalten.  Die  Beredilisruiit;  ihrer  Anwendung  is'.,  wie  sduin  er- 
wähnt, der  Nachprüfung  seitens  der  Gerichte  entzogen,  so  dali  in  diesem 
Falle  die  Befugnis  der  Gesetzgebung  und  die  Befugnis  der  Ausführung 
dieser  Gesetze,  die  die  modernen  Staatsverfassungen  sehr  mit  Recht  nach 
Möglichkeit  in  die  Hände  verschiedener  Organe  legen,  der  Polizei  an- 
vertraut ist.  Dieser  Zustand  nuiftte  eine  grolle  Rechtsuiisiclierhcit  zur  Folge 
Ilaben.  Man  hat  darum  in  den  einzelnen  fini'.desstaaten  versucht,  sowohl 
im  Wege  der  Gesetzgebung,  wie  im  Wege  der  Vcrwalliiiigsvcroi-diunigen 
Abhilfe  zu  schaffen,  und  zwar  hat  man  zum  Gegenstände  dieser  Mall- 
nah  inen  zunächst  nicht  die  gewerbsmäßige  Unzucht  treibende  Frau  im 
allgemeinen  gemacht,  sondern  diejenigen,  die  gewerbsmäßige  Unzucht 
treiben  und  geschlechtlich  erkrankt  sind.  Man  hat  damit  unstreitig  die 
Gruppe  erfaß!,  die  eine  besondere  t  icfnlir  für  das  Allgemeinwohl  bedeutet, 
gegen  die  daher  besondere  Maßregeln  am  ehesten  gerechtfertigt  sind. 
Alle  diese  Sondervorschriften  sind  von  dem  IScstrcben  durchdrungen,  der 
Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  tinhalt  zu  tun.  Daraus  erklärt  es 
sich,  das  gcsundlicitspolizeilirhe  Hesirlits punkte  den  sitter polizeilichen 
gegenüber  in  den  Vordergrund  treten." 

Wie  aus  dem  V' >rhe: ycsa^len  erklärlich  und  nicht  anders  zu  erwarten, 
beschäftigt  sieh  die  ( iesclzgehimg  liaupts.ielilieL  ir.it  dem  Geschlecht-; 
verkehr,  der  in  Gestalt  der  wahllosen,  bezahlten  Hingabe  an  jeden  Belie- 

■1  So  noch  das  itraigesel/buth  Mir  ue.i  N.,rdd  entgehen  Bund  von  1S7Ö  und 
das  Strafgesetz  hm- Ii  für  .l;i-  T)<-n>i-he  Keich  von  1^7 1  in  S  361,  Z.o. 
•>  Vgl.  Olshan  sen  zu  5  361.  Z.  0,  Note  b  am  Ende. 
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es  hauptsächlich  dii  die  Prostitution  betreffenden  liesct'csyorschriftcn  ilhcr 
die  Kuppelei  (S  ISO  RStGIS.)  und  der  ges  und  hei  Iiichen  und  Öffentlichen 
Beaufsichtigung  (§  361,  6  RSIOB.)  der  Prostituierten  sowie  über  das 
Bördel  Isysle  m. 

Außer  diesen  Gesetzen  waren  es  die  ■Minisierialerlasse"  und  die  Aus- 
f li  h  n n 1 1; sbt-sti m m u Ii gci i,  die  der  Bundesrat  (auch  der  neue  Entwurf  1918 
enthielt  derartige  Ausiiihnnurshestimmiuiiieu)  erließ,  die  den  eigentlichen 
Geist  der  Gesetze  ausmachte»  und  diesen  vielfach  ins  Gegenteil  umkehrten 
von  dem,  was  der  Geldgeber  gewollt  halle,  weil  eben  die  Trägerin  der 
lSundcsratsbcs-timnuin^cu  ciueaueh  lienleniieh  vealitioiiiiie  tleamtensetiaft  ist. 

Daher  bestand  Ministerialdirektor  KIRCHNER  von  der  preußischen 
Mediziiialahteilung,  der  Spiritus  reetnr  des  Einwurfs  lies  Gesetzes  zur  Be- 
kiimpf LiiiiT  der  Geschlechtskrankheiten  Vinn  Jahre  10]  S,  auch  mit  aller  Ge- 
walt darauf,  daß  der  Bundesrat,  d.  h.  in  Wirklichkeit  der  medizinische  Be- 
rater desselben,  eben  der  Verfasser  des  Entwurfs,  der  am  28.  Februar  1<JI0 
abgesetzte  Ministerialdirektor  KIRCHNER  (er  wurde  mit  den  Worten  ab- 
gesetzt: -er  sei  ein  Hindernis  in  der  l'ntwicklung  der  freien  Wirtschaft") 
die  Ausführunc.sbestiitiimin.nvii  erfassen  solle,  nicht  aber,  daß  diese  nach 
dem  Prinzip  -clara  pacta,  boni  amici"  im  Oesetz  selbst  formuliert  sein 
sollten.  Das  ist  ja  gerade  das  Sehlimme  vieler  moderner  Gesetze,  dali  sie 
so  kurz  wie  möglich  sein  sollen,  so  daß  die  reaktionären  Beamten  nach 
dem  Worte  »Legt  ihr's  nicht  aus,  dann  legt  ihr's  unter<  die  Gesetze  wie 
Wachs  kneten  können. 

Die  Ausführungsbcsiimmungen,  die  in  Preußen- Deutschland  bis  zum 
Abgänge  Kirchners  erlassen  wurden,  atmen  fast  alle 'den  Geist  der 
Rückstandigkeit  und  der  Halbheit,  da  die  Verfasser  eben  in  jedem  Para- 
graphen ein  Hintertürchen  offen  ließen,  um  bei  passender  Gelegenheit 
ihre  Machtvollkommenheit  zu  dokumentieren. 

Die  bestehende»  Gesetze,  soweit  sie  sieh  mit  der  Bekämpfung  der  üe- 
si  hlcchtskiYmklicitcu  beschädigen,  entbehren  vielfach  de:  l.iunk  und  sind 
so  vieldeutig  und  auslcgbar,  daß  ein  ganz  unmöglicher  Rechtszustand  sich 
ergibt  Um  Unklarheit  und  Dehnbarkeit  zu  schaffen,  sollten  die  sieben 
mageren  Paragraphen  des  Jahres  1018  den  ganzen  neuen  Gesetzentwurf 
darstellen.  lEin  gcse^csfiibri  kalorisch  er  Utopist,  Prof.  v.  Düring  will  den 
ganzen  neuen  Gesetzentwurf  i»  zwei  Paragraphen  fassen.]  Dann  wurde 
eben  mit  Hilfe  der  Auniiihrune.slicsununiuik'en  der  Poli/ei  und  ihrem 
Vorgesetzten  möglichst  viel  Macht  eingeräumt. 

Die  preußischen  Behörden  leiten  ihr  Recht,  Avangsinskription  und 
Zwangskontrolle  auszuüben,  ab  aus  5  10,  Teil  II,  Tit.  17  des  A LR.  (AI Ig. 
Land-Recht»,  wonach  die  Polizei  die  nötigen  Anstalten  zur  Erhaltung  der 
öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und  ( trdiiuuc;  und  zur  Abwendung  der  dem 
Publikum  oder  einzelnen  Mitgliedern  desselben  bevorstehenden  Gefahren 


zu  weiten  lutt.  und  aus  dem  •  Ausluhiungsgeietz  /um  ReehtsgesCz,  ln.tr 
die  Bekam  ptung  gemeingefährhchei  Krankheiten,  vom  31).  Juni  1*)Ofl,  §  |, 
§2.  I.  23.  %  8.  0;  12.  13.  2i  «nd 'II.  Dattci  veruu.cken  sie  aus  krimi 
nellen  Gründen  saniK'e  und  moralische  Mallnahmen,  indem  sie  lür  die 
Prostituierte  besondere  Verordnungen  erlassen,  um  moralisch  auf  sie  ein- 
zuwirken Auch  hierdurch-  wird  in  völlig  klare  Verhältnisse  nur  Verwir- 
rung und  Trübung  gebracht 

Aus  den  vielen  Min:stcria1erla.s.sen  erwähne  ich  n-,ir  den  vom  23.  Mar/ 

I8"7.  wodurch  in  %aa/  freuften  eine  gleichmäßige  ärztliche  Kontrolle 
angeordnet  wurde,  und  N^onders  in  wörtlicher  Anführung  den  vom 

II  Dezember  ttii7. 

trlarl  der  Minister  des  Innern  und  der  usw.  Medizinal- 
aiigelegenhe'tci.  vom  II.  De?  I'JI)7  -  M  et  l  IIa  10418.  M  d  g 
A  M    14  7<*2  —  an  idintliche  Herren  Reg  ieiur.gs  Präsidenten 

I.  In  das  Gesetz,  betreffend  die  (iekämplung  übertrug  barer  Krankheiten 
vom  28.  August  1905  (Gesetzsamml.  S.  373)  sind  auch  die  SchutzmaH- 
regeln  aufgenommen  worden,  welche  gegen  die  Verbreitung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten durdi  Gewerhsiinzuchl  treibende  Personen  zu  er- 
greifen sind.  Die  Behörden  sind  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  von  diesen 
Maßregeln  ganz  unabhängig  von  der  Frage  Gebrauch  zu  machen,'  oh 
gemäi!  ü  361  Ziff.  <>  des  S'.raigeselzbiiches  eine  sittenpolizeiliche  Aufsicht 
zu  verhängen  ist.  Sie  können  die  gesundheitliche  Überwachung  der  Pro- 
stitution als  vorwiegend  ärztliclie  Einrichtung  von  den  besonderen  zur 
Aufrechterhall u ng  der  Sittlichkeit  erforderlichen  MaHrahmen  trennen,  sie 
dadurch  von  manchen  lästigen  Nebenwirkungen  befreien  und  doch  gleich- 
zeitig zum  Besten  der  Volksgesundhcit  in  weiterem  Umfange  zur  Durch- 
führung bringen. 

Die  g§_8.  Ziff.  0,  und  <).  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  28.  August  1005 

1.  daß  gewerbsmäßig  Unzucht  treibende  Personen,  welche  in  bezug 
auf  Syphilis,  Tripper  und  Sehanker  krankhetts-  oder  ansteckungs- 

verdächtig  sind,  beobachtet, 

2.  daß  Gewerbsunzucht  treibend.'  Personen,  welche  von  einer  der 
genannten  Krankheiten  ergriffen  sind,  auch  abgesondert  und 
zwangsweise  behandelt  weiden  dürfen. 

Die  AusfiihniitgshestimniiiugeEi  vom  7.  Oktober  1905  erläutern  den 
§  9  dahin: 

»Personen,  welche  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben,  sind  anzuhalten, 
sich  an  bestimmten  Orten  und  zu  bestimmten  Tagen  und  Stunden  zur 
Untersuchung  ein/nimden.  Wird  bei  dieser  (Jiik'rsiscliimy  festgestellt, 
dall  sie  an  Syphilis,  Tripper  i  'der  Sehanker  leiden,  so  sind  sie  anzuhalten, 
sich  ärztlich  behandeln  zu  lassen. 
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Es  empfiehl!  sich,  durch  Einrichtung  öffentlicher  ärztlicher  Sprech- 
stunden diese  Behandlung  möglichst  zu  erleichtern.  Können  die  betref- 
fenden Personen  nicht  nachweisen,  daß  sie  diese  Sprechstunden  in  dem 
erforderlichen  Umfang  besuchen,  oder  bestellt  begründeter  Verdacht,  daß 
sie  trotz  ihrer  Erkrankung  den  Betrieb  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  fort- 
setzen, so  sind  sie  unverzüglich  in  ein  geeignetes  Krankenhaus  zu  über- 
führen und  aus  demselben  nicht  zu  entlassen,  bevor  sie  geheilt  sind'. 

Im  Verfolg  dieser  lies!  immun  gen  ersuchen  wir  ergebenst,  zu  veran- 
lassen, daß  in  allen  Orten  Ihres  Bezirks,  in  welchen  eine  Überwachung 
der  Prostitution  erforderlich  erscheint,  unverzüglich  ermittelt  wird,  oh  Ge- 
legenheit zur  unentgeltlichen  ärztlichen  Behandlung  Geschlechtskranker 
vorhanden  ist,  und,  wo  solche  fehlt,  Sorge  zu  tragen,  daß  durch  Verein- 
barungen mit  geeigneten  Ärzten  oder  Krankenhäusern  öffentliche  ärztliche 
Sprechstunden  zu  diesem  Zwecke  eingerichtet  werden. 

Die  zum  ersten  Male  wegen  des  Verdachts  der  Gewerhsunzucht  poli- 
zeilich angehaltenen  Personen  sind  unter  Aushändigung  eines  Verzeich- 
nisses der  vorhandene!]  öffentlichen  Sprechstunden  mit  der  Auf  Inge  /u 
entlassen,  sich  dort  vorzustellen  und  entweder  unverzüglich  ein  Gesund- 
heitszeugnis vorzulegen  oder  bis  zur  Heilung  einer  vorhandenen  Ge- 
schlechtskrankheit den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  sie  in  ausreichender 
ärztlicher  Behandlung  stehen  oder  der  erhaltenen  ärztlichen  Anweisung 
entsprechend  ein  Krankenhaus  aufgesucht  haben.  Der  polizeiärztlichen 
Untersuchung  sind  zum  ersten  Male  betroffene  Prostituierte  nur  dann  zu 
unterwerfen,  wenn  besondere  Umstände  von  vornherein  den  Verdacht 
rechtfertigen,  dali  sie  sich  der  freien  Behandlung  entziehen  werden.  Hei 
wiederholter  Überführung  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  sind  die  betref- 
fenden Personen  zu  periodischer  Vorstellung  in  den  öffentlichen  Sprech- 
stunden anzuhalten.  Die  Befolgung  dieser  Vorschriften  ist  in  geeigneter 
Weise  zu  kontrollieren. 

Die  zwangsweise  Behandlung  erkrankter  Personen  in  einem  Kranken- 
hause  ist  allemal  dann  zu  bewirken,  wenn  solche  sich  der  regelmäßigen 
Vorstellung  entzogen  haben,  sowie  wenn  begründeter  Verdacht  besteht, 
daß  sie  noch  vor  bewirkter  Heilung  der  Unzucht  wieder  nachgehen. 

Audi  den  Personen,  welche  der  sitti'iipiilizcitichcn  Aufsicht  iinier^elii  ii, 
kann  nachgeladen  ',ierden.  sich  durch  Zeugni--c  besliimriier  polizeilich 
genehmigter  Anstalten  oder  Ärzte  fortlaufend  über  ihren  Gesundheits- 
zustand sowie  über  die  Behandlung  in  Krankheitsfällen  auszuweisen.  Diese 
Vergünstigung  darf  aber  nur  solchen  Prostituierten  eingeräumt  werden, 
deren  persönliche  und  sonstige  Verhältnisse  einige  Sicherheit  dafür  bieten, 
daß  sie  den  ärztlichen  Verordnungen  nachkommen  und  während  der  Er- 
krankung nicht  weiler  Gei\-erbsun/uchi  Ireibeu.  Das  Verfahren  eignet 
sieh  besonders  für  Orte  mit  .geringerer  Einwohnerzahl  und  weniger  leb- 


Digitized  by  Google 


Vergeblicher  Versuch  einer  Milderung  der  Kontrolle 


liaftem  Straßen  verkehr,  deren  Polizeiverwaltungeu  vorschriftswidriges  Ver- 
hallen der  m  freier  Behandlung  befindlichen  Prostituierten  leicht  fest- 
stellen können. 

Die  bestehenden  Vorschriften  über  die  Behandlung  von  Prostituierten, 


m  Wege  der  Fü> 
<rdnunguntergt 
II.  Da  das  C 


II.  Grundsatzlich  ist  bei  allen  Anordnun 
tkfieits-  oder  anstcckiings  verdächtiger  s 
ingsbehandlung  erkrankter  Prostituierter 


[inlizviliclii'r;  Aicfniclil  i>i  t'.i<  hdiiUUiclisi  diira'.ii  zu  achten,  Juli  die  I'ro- 
-ti'.iiiiTli'ri  sieh  der:  ivgvlmäliigi'r!  Ui itt-rsircl i Li i i i^l-ii  nidü  eut/ldicu.  Die 
Kercdiligiuig  der  vnrgehraditeu  Entschuldigungen  :imil  nachgeprüft 
werden.  Soweit  Krankheit  als  tiitsdiiildiguiv.rsgrLmd  angegeben  wird,  ist 
einem  Polizeiarzle  die  Prüfung  der  als  Beweis  der  Krankheit  einge- 
reichten Atteste,  Rezepte  nsw  .  eriiirdcrliehcu  f:;dk-s  audi  die  Untersuchung 
der  Proslif liierten  zu  übertragen,  l  ür  uneutsdi 1 1 f c l : ? l 1 1 ■  Versäumnis  der 
ärztlichen  Untersuchung  wie  für  alle  anderen  Übertretungen  der  zur  Siche- 
rung der  Cicsuudiid:  dicuerden  Konli-ull v irsdrrifion  ist  durch  Vermitle- 
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lung  der  Arnfsariwslbchaft  st tl- 1 1  s rt-  Almdutig,  möglichst  die  Ü 
strafe  auf  Grund  des  §  362  des  Strafgesetzbuches  zu  erwirken. 

Dagegen  müssen  hei  verlumpter  sitleiipLilizcilidicr  Auisiclil  Bestraf u  Ilgen 
wegen  unerheblicher  Verstöße  gegen  die  polizeilichen  Reglements  ver- 
mieden werden.  Die  Exekutivbcamtcii  der  Sittenpolizei  sind  anzuweisen, 
in  solchen  Fällen  zunächst  mit  Warnungen  einzuschreiten  und  Strafanzeigen 
nur  hei  fortgesetztem  böswilligem  Zuwiderhandeln  zu  erstatten.  Die  zum 
Schutze  der  öffentlichen  Ordnimg  und  des  öffentlichen  Anstandes  erlas- 
senen polizeilichen  Vorschriften  enthalten  vielfach  kleinliche  und  zu  sehr 
in  Einzel  bei  tau  gehende  Beschränkungen,  auf  deren  Beseitigung  Bedacht 
zu  nehmen  ist.  Im  allgemeinen  wird  es  genügen,  wenn,  abgesehen  von 
den  sauilätspoli/eilidieu  Aimirdciungcn,  (ulkende  WrlinltungsmaHregehi 

U  Verbot,  bestimmte 


2.  Verbot  bestimmter  Straften  oder  Mauser  als  Wohnungen; 
'(.  Verbot,  in  Familien  mit  schulpflichtigen  Kindern  Wohnung  zu 
nehmen,  mit  minderjährigen  Personen  Verbindung  anzuknüpfen. 
Zuhälter  zu  beherbergen; 
4.  Verbot  auffallenden,  anstolien-egenden  oder  zu  Unzucht  anrei- 
zenden Benehmens  in  der  Öffentlichkeit 
Ei  ist  dafür  Sorge  zu  nagen,  dal>  du*  Prostituierten  zu  den  Wirten  nur 
in  niieisrechilidic  Beziehungen  Helen,  dalt  dagegen  jeder  weitere  Einfluß 
der  Vermieter  auf  die  Prostituierten,  jede  Beteiligung  an  deren  fiiutuihinen, 
jede  Erschwerung  des  Auszuges  sowie  die  Vcrabfolgung  von  OenuH- 
mitteln  an  die  Mieterinnen  oder  deren  Ucsuchcr  unbedingt  verhindert  wird. 
Zuwiderhandlungen  sind  nach  Mallgabe  der  §§  180  des  Straf  gesetz-buches, 
147,  1  der  Gewerbeordnung1!  niiuachsiclillidi  ni  verfolgen. 

IV.  Um  zu  verhüten,  daß  geschlechtlich  erkrankte  Personen,  welche 
nicht  Gewerbsunzucht  treiben,  ihr  Leiden  weiter  verbreiten,  empfiehlt  es 
sich,  deren  Unterbringung  in  Krankenhäuser  durch  Verständigung  der 
Gemeinde-  und  Kassen  Vorsteher  sowie  der  Kassenärzte  herbeizuführen  nach 
Maßgabe  des  genieiuschriflliclieu  i'rlasses  vnn  0.  April  ISU3  M.  d.  g. 
A.  1 2405,  N.  d.  J.  I.  A.  2457,  M.  f.  H.  u.  G.  B.  1 950  — ,  dessen  Befolgung 
wir  hierdurch 'in  Erinnerung  britigen.  Geschlechtskranke,  welche  trotz 
Kenntnis  ihre-  /iist.indcs  durch  ( icsL-hlechtsvcrkehr  eine  Ansteckung  ver- 
ursachen, müssen  tiii  ihr  i:ti  "um;  in  wirtliches  und  üeincin^efii  lirliches  Ver- 
halten auf  Grund  der  §§  223  ff,  230  des  Strafgesetzbuches  zur  Bestrafung 
gebracht  werden,  wenn  der  gesetzliche  Tatbestand  irgend  erweisbar  ist. 

Ober  die  I  »iircliii;  hi  uiii;  dieses  Erlasses  seilen  <.*,  ii  Itireut  Berichte  hinnen 
drei  Monaten  entgegen,- 
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Dieser  Erlalt,  (lei  nach  Aussage  seiner  u i uLiurrf  Väter  nichts  genutzt  hat, 
war  ein  auf  eine  wilde  Pflanze  aufgepfroptes  Edel- Reis,  das  deswegen 
nicht  wachsen  kann,  weil  es  211  dem  Wildling  keine  irgendwie  gearteten 
Beziehungen  hat.  In  der  Ist  versagte,  so  lange  die  Sittenpolizei  bestand, 
dieser  Erlali  völlig.    Halbheiten,  nichts  als  Halbheiten! 

In  Preußen  war  vom  Jahre  1835—1905  noch  ein  Gesetz  in  Kraft,  das 
Miycuannte  Regulativ,  das  in  seinem  §  05  eine  beschränkte  Anzeige- 
pflicht  vorsah.  Dieser  §  65  hatte  folgenden  Wortlaut: 

Anzeige  der  Kranken.  "Die  Anzeige  an  die  Oit=i)(>li?eibeh<irde  (§  t) 
ist  nicht  bei  allen  an  syphilitischen  Übeln  leidenden  Personen  ohne  Unter- 
schied erforderlich,  sondern  nur  dann,  wenn  nach  Ermessen  des  Arztes 
von  der  Versch Weisung  der  Krankheit  nachteilige  Folgen  für  den  Kranken 
selbst  oder  für  Jas  Oemcinweseri  zu  befürchten  sind.  In  diesen  Fällen  ist 
der  betreffende  Arzt  dazu  verpflichtet,  und  eine  Vernachlässigung  seiner 
des  falls  ige  11  Obliegenheiten  still  mit  einer,  in  Wiederholungsfällen  /ti  ver- 
doppelnden, Geldstrafe  von  5  Talern  geahndet  werden. 

Dagegen  sind  sämtliche  Medizinal  personell,  mit  Einschluß  der  Vorstände 
von  Krankenanstalten,  verpflichtet,  vierteljährlich  in  den  einzureichenden 
Sanitätsberichten  über  die  Anzahl  der  ihnen  üherhaupt  vorgekommenen 
syphilitisch  Kranken,  die  Zahl  der  Geheilten  usw.  ohne  Nennung  der 
Namen  an  die  Ortspnlizeibehördc  Bericht  zu  erstatten. 

Syphilitisch  kranke  Snldatet:  müssen  von  den  sie  etwa  behandelnden 
Zivilärzten  dein  Kommandeur  des  betreffenden  Truppenteils  oder  dem 
dabei  angestellten  Oberarzt  angezeigt  werden. 

Hinsichtlich  der  Anzeige  syphilitischer  Weibspersonen  in  öffentlichen 
Häusern  verbleibt  es  bei  den  im  Allgemeinen  Landrecht,  T,  II,  Tit.  20, 
S  IUI'!  sei],  enthaltenen  ijesct/lichcn  Bestimmungen.-* 

Ein  Passus  des  Regulativs  sah  bereits  eine  Erforschung  der  Infektions- 
quellen vor.  Aber  diese  sogenannte  beschränkte  Anzeigepflicht-  stand, 
wieKir(hner(/.eilscliiif(fiii'äiv(l:clieiiinbilduiig.  1<)17.  Mr.  II,  5.  2S7), 
der  das  Regulativ  noch  in  Tätigkeit  sah.  Feststellte,  nur  auf  dein  Papier. 
Kein  Arzt  kümmerte  sich  darum  Die  Gründe  liegen  auf  der  Hand.  Oder, 
wenn  er  sich  darum  kümmerte,  dann  aus  nichtsachlichen  Gründen. 

Die  wichtigste  Neuerung  brachte  in  Preußen  das  sogenannte  Seuche  n- 
gesetz  vom  28.  August  1905. 

Hierüber  schreibt  NEISSER: 

•Was  das  Setichengesetz  anlangt,  so  entnehme  ich  das  Nachstehende 
der  Festschrift  für  den  XIV.  internationalen  Kongreß  für  Hygiene  und 
Demographie  in  Berlin  1007;  Die  gesetzlichen  Grundlagen  der 
Seuchenbekämpfung  im  Deutsehen  Reiche  von  Ministerialdirektor 
Prof.  Dr.  Marlin  Kirchner  (Jena.  G.  Fischer). 
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RcgulaUvkrankhuitsKIlc  ( Reich sseucnengesetz) 


Siehe  ferner: 

Kurt  Schneider,  Das  preußische  Gesetz  hetreffeiiil  die  Bekämpfung 
übertragbarer  Krankheiten  vom  28.  August  1905  und  die  Ausführungs- 
bestim mutigen  dazu  in  der  Fassung  vom  15.  September  1906.  Nebst  dem 
Text  des  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Bekämpfung  gemeingefall  rlidicr 
Krankheiten  vom  30.  Juni  1900.  (Verl.:  J.  U.  Kerns  Verlag  [Max  Müller] 
Breslau  1907.) 

Das  Regulativ  vom  8.  August  1835  (Ges.-Samml.  1835, S.  240),  die 
frühere  gesetzliche  Grundlage  der  Seuchenbekämpfung  nach  preußischem 
Landesrecht,  behandelte  18  Krankheiten  in  13  Gruppen. 

Von  diesen  Krankheiten  sind  drei  in  das  Reichsseuchengesetz  vom 
30.Juni  1900  übernommen  worden,  nämlich  Cholera,  Pocken  und  Fleck- 
typhus (der  Typhus  des  Regulativs  umfafit  Flecktyphus,  Unterleibstyphus 
und  Rücklallficber),  und  drei  ausländische  sind  im  ReichsSL-udlcngi'-e:? 
dazugekommen,  nämlich  Aussalz  (Lepra),  Pest,  Gelbfieber. 

In  das  preußische  Gesetz  (28.  August  1905)  sind  außerdem  folgende 
neun  Krankheilen  des  Regulativs  hinübergenommen  worden,  nämlich 
1.  der  Typhus  als  Unterleibstyphus,  2.  übertragbare  Ruhr,  3.  Scharlach. 

4.  Kürncrkranklicii  (die  kontagiösc  Augenetitzündung  des  Regulativs), 

5.  Syphilis,  6.  Tollwut,  7.  Milzbrand,  8.  Rotz,  9.  Lungen-  und  Kehlkopf- 
tubcrkulose  an  Stelle  der  Schwindsucht  des  Regulativs.  Dir  Ausfüiinuigs- 
bestimmungen  zu  diesem  Gesetz  stammen  vom  15.  September  190G, 

Neu  aufgenommen  in  das  preußische  Gesetz  sind  folgende  ;:dil  Krank- 
heften:  1. Diphtherie.  2. übertragbare  Genickstarre.  3.  Kindbettfieber,  4.  Rück- 
fallfieher,  5.  Fleisch-,  Fisch-  und  Wurstvergiftung,  6.  Trichinose,  7.  Tripper. 
8.  Schanker. 

I.  Anzeigepflicht.  —  Im  ganzen  sind  es  also  17  einheimische-  Krank- 
heiten, welche  das  preußische  Gesetz  gcgenühei  den  vorwiegend  üiis- 
ländischcii  Krankheiten  des  Hcichsgesctzcs  behandelt.  Davon  sindjedoch 
nicht  anzeigepflichtig  die  Erkrankungen  an  Lungen-  und  Kdilkopf- 
(lihc-rklllOM-,  sowie  die  f\rarikiiiigcn  und  T' iilcsii'Ule  an  Syphilis.  Tripper 
und  Schanker,  während  nach  §  65  des  Regulativs  eine  bedingte  Anzeige- 
pflidil  hei  Syphilis,  bei  der  Tripper  und  Sehan'-ivr  einbegriffen  'A  ar,  verlag. 
Erstens  waren  nämlich  diese  Erkrankungen  bei  Soldaten  anzeigepflichtig, 
zweitens  bei  allen  Personen  ohne  Unterschied,  wenn  nach  dem  Ermessen 
des  Arztes  von  dem  Verschweigen  der  Krankheit  uat  Ii  teil  ige  Folgen  für 
den  Kranken  selbst  oder  das  Gemeinwesen  zu  fürchten  waren. 

Der  Verdacht  einer  dieser  17  Krankheiten  ist  nicht  anzeigepflichtig. 
Natürlich  steht  nichts  dem  im  Wege,  daß  die  Ärzte  auch  den  Verdacht 
sowie  andere  nicht  im  Gesetz  erwähnte  Krankheiten  ana'igcn;  unter  Um- 
ständen wird  dies  sehr  verdienstlich  sein.  In  allen  solchen  Fällen,  ebenso 
bei  Anzeigen  von  Geschlechtskrankheiten  brauchen  die  Ärzte,  wie  aus  der 
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Reichsgerich  tsentscheidutig  vom  16.  Mai  1005  hervorgeht,  nicht  eine  Be- 
strafung auf  Grund  des  §  300  des  Strafgesetzbuches  zu  befürchten,  wenn 
eine  solche  Anzeige  zur  gewissenhaften  Ausübung  der  Berufstätigkeit  ge- 
hört hat.  Denn  durch  §  3  des  Gesetzes  vom  25.  November  1 899  über  die 
ärztlichen  Ehrengerichte  sind  die  Ärzte  zur  gewissenhaften  Ausübung  der 
Berufstätigkeit  verpflichtet,  und  wenn  sie  dieser  Pflicht  nachkommen, 
handelt  es  sich  bei  einer  solchen  Anzeige  nicht  um  eine  unbefugte,  sondern 
um  eine  befugte  Offenbarung  von  Privatgeheimnissen.  Bestraft  wird  aber 
nur  die  unbefugte  Offenbarung. 

Wenn  die  Ärzte  aber  aus  besonderen  Gründen  eine  Anzeige 
an  die  Polizeibehörde,  die  sie  mit  ihrem  Namen  decken  müssen, 
scheuen,  so  können  sie  dem  zuständigen  Kreisarzt  vertrauliche 
Mitteilung  machen,  welcher  seinerseits  sanitätspolizeiliche 
Maßregeln  in  die  Wege  leiten  kann,  ohne  den  Namen  des  be- 
treffenden Arztes  zu  nennen.  Noch  besser  wäre  es  allerdings,  wenn 
die  im  Landtage  angeregte  Änderung  des  §  300  des  Strafgesetzbuches 
zustande  käme,  damit  von  vornherein  jedes  Bedenken  für  die  Ärzte  wegfiele. 

KIRCHNER  bemerkt  hierzu  (S.  24  u.  25):  »Für  die  Syphilis  schrieb  das 
Regulativ  von  1835  nur  eine  beschränkte  Anzeigepflicht  vor,  ,wenn  nach 
Ermessen  des  Arztes  von  der  Verschweigung  der  Krankheit  nachteilige 
Folgen  für  den  Kranken  selbst  oder  für  das  Gemeinwesen  zu  befürchten 
sind'.  Eine  solche  beschränkte  Anzeigepflicht  hat  aber  große 
Bedenken.  Sie  ist  nach  dem  Regulativ  in  das  Ermesse»  des  Arztes  gestellt 
und  von  Bedingungen  abhängig  gemacht,  deren  Vorhandensein  oder  Fehlen 
der  Arzt  in  vielen  Fällen  gar  nicht  beurteilen  kann.  Infolgedessen  haben 
die  Ärzte  diese  Pflicht  kaum  jemals  erfüllt  Das  gleichest  von  der  Ver- 
pflichtung, welche  §  65  Abs.  3  des  Regulativs  den  Zivilärzten  auferlegte, 
syphilitisch  kranke  Soldaten,  welche  sie  behandeln,  dem  Kommandeur 
des  betreffenden  Truppenteiles  oder  dem  dabei  angestellten  Oberarzt 
anzuzeigen. 

Bei  der  Ausarbeitung  des  Entwurfes  zu  dem  preußischen  Seuchengesetze 
wurde  zunächst  wieder  eine  beschrankte  An/eigrpflicht  aufgenommen. 
Nach  ihr  sollte  die  Krankheit  —  und  dasselbe  wurde  für  Schanker  und 
Tripper  vorgeschlagen  —  nur  bei  Personen  anzeigepflichtig  sein,  welche 
Ki'ivcrbsiTiäliit!  I'u/ndit  [reiben;  aueti  wur;le  dir  uhrn  erwähnte  Ver- 
pflichtung für  Zivilärzte,  Erkrankungen  von  Soldaten  dein  Truppenteile 
anzuzeigen,  in  den  Entwurf  übernommen.  Bei  Beratung  des  Entwurfes 
im  Landtage  wurden  jedoch  beide  Bestimmungen  fallen  ge- 
lassen, und  es  wurde  von  der  Einführung  jeder  Anzeigepflicht 
für  Schanker,  Syphilis  und  Tripper  abgesehen.  Die  namentlich 
von  hervorragenden  Syplulidokijieu  vertretenen  Gründe  dafür  waren  die 
Befürchtung,  durch  die  A  u  ze  i  ei' pf  lieht  für  diese  ?o  delikaten  Leiden  die 
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Erkrankten  vom  ArzLc  fernzuhalten  und  in  die  Hände  von  Kurpfusch  cm 
zu  treiben,  und  die  Hoffnung,  dall  es  durch  (iewähruni;  leicht  zugänglicher, 
geciguetcufallj  kostenloser  Behandlung  gelingen  iccrde,  (Iii-  vun  der  ge- 
werbsmäßigen Unzucht  lebenden  Prostituierten  such  ohne  Einführung 
einer  Anzuii;0|;f] ii;li t  für  die  UesellschaEt  ungefährlich  m  machen. 

Für  die  Rictitijjkch  dieser  Auffassung  spricht  die  Tatsache,  daH  für 
Schanker  und  Tripper  in  keinem  einzigen  deutelten  Bundesstaat  die 
Anzeigepflicht  besteht,  für  Syph  ilis  aber  nur  in  Saclisen-Meiningen, 
und  zwar  auch  liier  nur  in  beschränktem  Umfange-. 

II.  Beobachtung.  —  §  12  dei  Reich sgesetzes:  K  ran  ke  und  krankheits  ■ 
oder  ansteckungsverdächtige  Personen  können  einer  Be- 
obachtung unterworfen  werden.  Eine  Beschränkung  in  der 
Wahl  des  Aufenthalts  oder  der  Arbeitsstätte  ist  zu  diesem 
Zwecke  nur  bei  Personen  zulässig,  welche  obdachlos  oder  ohne 
festen  Wohnsitz  sind  oder  berufs-  oder  gewohnheitsmäßig 

A.  A,  §  ä  Abs.  0  des  Preuft.  (lesetzes;  Einer  Beobachtung  können  unter- 
worfen werden; 

2.  kranke,  krankheits-  und  an  Stecklings  verdächtige  Personen, 
sofern  sie  yewerbsmäliig  Unzucht  treiben,  bei  Syphilis,  Tripper  LindSchankcr. 
Dazu  bemerkt  KIRCHNER  (S.  104-107): 

-Krankheifsvcrdächtig  imSinne  der  Seite  heu  gesetzt  siudsolchc  Personen, 
welche  unter  Erscheinungen  erkrankt  sind,  die  den  Ausbruch  einer  anzeige- 
pflichtigen übertragbaren  Krankheit  hrfiii eilten  lassen. 

Ausleckiingsterdnchtig  im  Sinne  der  Sei  ich  engesetze  sind  solche 
Personen,  bei  welchen  zwar  Krankheitserscheinungen  noch  nicht  vorliegen, 
bei  denen  aber  infolge  ihrer  nahen  Berührung  mit  Kranken  die  Besorgnis 
gerechtfertigt  ist,  dalf  sie  den  Krankheitsstoff  in  sich  aufgenommen  haben. 

Die  Personen,  auf  welche  die  Beobachtung  erstreckt  werden  darf,  sind 
bei  den  einzelnen  Übertrag  In  reit  Krankheiten  verschieden.  Bei  den  sechs 
Krankheiten  des  Reichsgesetzes  sind  sowohl  die  Kranken  wie  die  krank- 
heits- und  ansteckt]  ngsverdäch  [igen  Personen  einer  Beobachtung  zu  unter- 
werfen. Von  den  Krankheiten  des  preußischen  t  iesel/cs  ist  mir  bei  Syphilis, 
Tripper  und  Schanker  eine  so  ausgedehnte  Beobachtung  zulässig. 

Im  Falle  des  Krankheilsverdaclites  ist  die  Beobachtung,  also  auch  die 
Erzwingung  einer  bakteriologischen  Untersuchung  gesetzlich  zulässig 
unter  den  bakteriologisch  aufgeklärten  Krankheiten  bei  Aussatz,  Cholera, 
Pest,  Rotz,  Hückfallfieber  und  Typhus,  sowie  bei  Syphilis  und  Tripper, 
sofern  es  sich  um  Personen  handelt,  weiche  gcvccrhsuiiiliig  1  'n/ncltl  (reiben  .. 

III.  Absonderung  —  §  14  des  Rcichsgesetzcs:  Für  kranke  und  krank- 
heils-  oder  ansteckungs verdächtige  Personen  kann  eine  Absonderung  an- 
geordnet werden. 
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A.  A.  des  PreuB.  Gesetzes  §  8.  III.  Einer  Absonderung  (§  14  Abs.  2 
des  Rcichsgesetzes)  können  unterworfen  werden: 

e)  kranke  Personen,  welche  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben, 
bei  Syphilis,  Tripper  und  Schanker. 

Hierzu  bemerkt  KIRCHNER  (S.  110): 

'Nach  dem  prenliisvheii  Ge-cly  ist  die  Anordnung  der  Absonderung  bei 
ansteckungsverc&chtigen  Personen  ausgeschlossen,  bei  krankheitsver- 
dächtigen Personen  ist  sie  nur  zulässig  bci.Rotz,  Rüchfallficber  und  Typhus. 
Bei  kranken  Personen  ist  sie  zulässig  bei  Diphtherie,  übtragbarer  Genick- 
starre, Rotz,  übertragbarer  Ruhr,  Ruckfall  lieber,  Scharlach,  Tollwut  und 
Typhus,  sowie  bei  Schanker,  Syphilis  und  Tripper,  sofern  die  betreffenden 
Personen  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben.  ■ 

IV.  Behandlung.  —  PreuB.  Oesetz:  vom  28.  August  1905,  §  9  Abs.  2. 
Bei  Syphilis,  Tripper  und  Schanker  kann  eine  zwangsweise ')  Behandlung 
der  erkrankten  Personen,  sofern  sie  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben,  an- 
geordnet werden,  wenn  dies  zur  wirksamen  Verhütung  der  Ausbreitung 
der  Krankheit  erforderlich  erscheint. 

Ausführungsbestimmungen.  Zu  §  0  Abs  2,  I  'ersoiKn,  welche  gewerbs- 
mäßig Unzucht  treiben,  sind  anzuhalten,  sich  an  bestimmten  Orten  und 
zu  bestimmten  Tagen  und  Stunden  zur  Untersuchung  einzufinden.  Wird 
bei  dieser  Untersuchung  f cstgestel It ,  daß  sie  an  Syphilis,  Tripper  oder 
Schanker  leiden,  so  sind  sie  anzuhalten,  sich  ärztlich  behandeln  zu  lassen. 

Es  empfiehlt  sich,  durch  Einrichtung  öffentlicher  ärztlicher 
Sprechstunden  diese  Behandlung  möglichst  zu  erleichtern. 
Können  die  betreffenden  Personen  nicht  nachweisen,  da  IS  sie  diese  Sjirtdi- 
stunden  in  dem  erioi  derlichcii  Umrande  hesiidien,  oder  besieht  begründeter 
Verdacht,  dalt  sie  trotz  ihrrr  firkrankrjng  ilen  Betrieb  der  [icwerbsma:li;;eii 
Unzucht  fortsetzten,  so  sind  sie  unverzüglich  in  ein  geeignetes  Krankenhaus 

Ober  <Ias  Verfahren  der  Behörden  sagt  das  Preuf).  besetz  vom  28.  August 
1 905,  §  1 2;  »Die  in  dem  Refchsgesefee,  bei  reifend  die  Bekämpfung  gemein- 
gefährlicher Krankheiten,  und  in  dem  sf^viiwartigeii  Gesetze  den  Polizei- 
behörden überwiesenen  Obliegenheiten  werden,  soweit  nicht  das  gegen- 
wärtige Oesetz  ein  anderes  bcstünnil,  von  den  Orispolizcihcliördeu  wahr- 
genommen. Der  l.audral  ist  befugt,  die  Am  ^Verrichtungen  der  Ortspolizei- 

'I  fJurcti  die  Zwimgsmhltl  .les  §  132  des  Oesel/e-  idierdii-  [itl)Tfiiit;i:n;  l.mides- 
verwalmm;  vom  'JD.  Juli  ISä'J. 

Eine  Strafbestim  mang  zu  §  1  ist  im  PreuB.  Gesetz  nicht  enthalten. 

Di«  Kosten  der  ii/iliili,.|i  tViunillitiLj"  Wji  in  risti  i  Linie  ik-i  Kranke  (idei  für 
itiii  Verpflichtete  zt:  trasen.  mir  bei  seiner  ZalilniiüSiiiir'ji.iskeit  der  Triisrcr  der 
Konten  dir  i'i-iliilien  ['<:li.viivr.e;iluin;; ;  mieli  ko-nifii  di:-  Konten  anderweitig 
libciiiniiimcll  werden,  /..  B.  von  den  (ienieindeli.  den  Kreisel1.,  dem  Stii.lt. 
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behiirden  für  den  einzelnen  Fall  einer  übertragbaren  Krankheit  zu  über- 
nehmen   

Gegen  die  Anordnungen  der  Polizeibehörde  finden  die  durch  das 
Laiidcsvcrv.'aHiiiigsgesdz  gegebenen  Redl  is.  mittel  'I  statt. 

Die  Anfechtung  der  Anordnung  hat  keine  aufschiebende  Wirkung  ■'). 

Niemand  wird  die  vielfachen  Vorzüge  des  durch  das  Seuchengesetz  ge- 
schaffenen Zustandes  verkennen.  Aber  es  läßt  sich  auch  nicht  leugnen, 
daß  es  für  die  Bekämpfung  der  Geschlechts  krank  heilen  im  allgemeinen 
einen  gewissen  Rückschritt  gegenüber  dem  alten  Regulativ  von  1835 
bedeutet: 

'Die  Polizdlii-Iiörden  habuii  J.i(f:r  zu  sorgen,  daß  die  Ärzte  und  Wund- 
ärzte, besonders  die  hei  den  Krankenhäusern  angestellten,  wenn  sie  syphi- 
litisch .in  gesteckte  Personen  in  die  Kur  nehmen,  auszu  mitte  In  suchen  und 
der  l'elizoibeiiiink  anzeigen,  von  wem  die  Ansteckung  hemihre,  damit 
liederliche  und  unvermögende  Personen,  von  deren  Leichtsinn  die  weitere 
Verbreitung  des  Obels  zu  befürchten,  und  bei  denen  ein  freiwilliges  Auf- 
suchen ärztlicher  Hilfe  nicht  zu  erwarten  ist,  uiitersndil.  in  die  Kur  gegeben 
und  überhaupt  die  zur  Verhütung  einer  '..eiteren  Verbreitung  des  Obels 
durch  die  Umstände  gebotenen  Maßregeln  getroffen  werden  können.< 

Hiermit  wären  die  wichtigsten  —  bei  dem  Umfange  des  vorliegenden 
Werkes  kann  es  sich  nur  um  die  Erwähnung  dieser  handeln  —  auch  in 
ihrem  Kern  in  allen  Ländern,  in  denen  die  Reglementierung  gehandhabt 
wird,  vorhandenen  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  absolut  versagt  haben, 
erwähnt. 

Wollen  wir  reformierend  auf  die  Gesetzgebung  wirken,  dann  ist  es 
nötig,  wie  dies  im  Folgenden  geschehen  soll,  die  Gesetze  über  die 
Reglementierung  (§  361,  6)  die  Kuppelei  (§  180)  und  das  Bordellwesen 
einer  genauen  historischen,  sociologischcu,  strafrechtlichen,  arztlichen  und 
moralisch -ethischen  Untersuchung  zu  unterwerfen,  um  an  der  Hand  der- 

'I  Hie  Rechtsmittel  des  Landesverwaltungsgesetzes  vom  30.  Juli  1883 
<§§  127  bis  131)  sind  die  Beschwerde  mit  nachfolgender  Klage  oder 
von  vornherein  die  Klage. 

■)  Nach  dem  ä  "ii  ili's  I  iinik-sverv/altiingsgeietzes  vom  30.  Juli  1833  hat  die 
Anbringung  der  liesclm-erde  sm\Le  der  Kki;;e  h/iv.  des  Antrages  am"  mündliche 
Veiliüiidlüiig  Verivallimi^stieilverfjhrea.  sofern  n:eh:  die  Gesetze  mulers  vor- 
schreiben, an  (st  Iii  eli  ende  Wirkung;  dii'  auf  diese  Weise  angefochtenen  Ver- 
fügungen, liesejicide  und  l.iesclilüssc  l.onecn  jedoch  mit  Ausnahme  der  Voll- 
ziehung von  [  faitslrafer:  /nr  .-\ii*fii!:n::ij.  gehr.^-lil  werden,  soii'in  dieselben  mich 
dem  Ermessen  der  Behörde  olme  Nachteil  iür  das  (iemeinwesen  nicht  ausgesetzt 
bleiben  können.    Diese  Vormuseizuui;  dürfte  zwar  meist  Iiei  der  Sctichenbe- 

jeder^Z  weite!  beseitigt.  Daß  man  bei  der  Seuchenbekämpfung  mit  der  Ausführung 

Klageverfahren  zu  Ende  ist,  dürfte  klar  sein. 
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selben  zu  Reformvorschlägen  zu  kommen,  die  einer  wirklichen  sanitären, 
von  der  Polizei  völlig  unabhängigen  Bekämpfung  nicht  nur  der  sanitären 
Gefahren  der  Prostituierten,  sondern  der  Geschlechtskranken  beiderlei 
Geschlechts  die  Wege  ebnen  unter  Assistenz  eines  Pflegearmes,  das  neben 
einem  Gesundheitsamte  die  moialisdi-ethiscli-wirtschaftlidie  Beeinflussung 
der  Geschlechtskranken,  namentlich  aber  der  Prostituierten  übernimmt. 

In  dieser  Dreiteilung,  Gesundheitsamt,  Pflegeamt,  Polizei,  die 
alle  drei  selbständige,  genau  umgrenzte  und  nicht  mit  einander  zu  ver- 
quickende Funktionen  zu  erfüllen  haben,  liegt  die  Lösung  des  Problems 
der  öffentlichen  Kontrolle  der  Geschlechtskrankheiten.  Suum  cuique! 


Das  Prostitutionsproblem 

[Begriff  und  Ursachen  der  Prostitution  und 
Allgemeines  über  die  staatliche  Bekämpfung  der  Prostitutionsgefahr] 

seine  Beziehungen  zur  Kuppeleifrage  und  zum 
Bordellsystem,  neben  der  Reglementierung  die 
beiden  Hauptfaktoren  der  gegenwärtigen 
verfehlten  Sexualpolitik. 

[.  Begriff  und  Ursachen  der  Prostitution  und  Alldemeinei  Ober  die 
staatliche  Bekämpfung  der  Prostitationsdefahren. 

1.  Begriff. 

Eine  genaue  Abgrenzung  des  Einritts  Prostitution  isi  umso  schwieriger 
als  damit  zugleich  eine  ganze  Reihe  anderer  Erkennlnisgebiete  berührt 
wird.    Das  Prostitutionsprohlem  ist  kein  ärztliches,  daher  auch  niemals 

fiygiene  andernleils.  falls  von  ihr  bei  der  Vfilkertuischung  gesprochen 
werden  kann.  Denn  auch  die  schärfste  und  überzeugendste  Kritik  der  von 
Professor  Forel  vertretenen  Promiskuitätslehre  wird  noch  immer  Raum 
zu  Zweifeln  lassen.  Nämlich  darüber,  ob  die  Forderungen  der  Rassen- 
hygiene mit  der  Freiheit  der  geschlechtlichen  Wahl  am  Ende  nicht  doch 
in  offenen  Widerspruch  geraten.  Dir  ethnologischen  ( iesichlspunkle  er- 
scheinen hier  nicht  wichtiger  als  dir  miloIoKkcheri  und,  wenn  man  naliir- 
lich  zugehen  muß,  dall  Outogenic  und  Phylogetiie  unlösbar  miteinander 
zusammenhängen,  so  wird  man  nicht  bestreiten  dürfen,  daß  die  Ver- 
änderung der  Spezies  des  >  homo  sapiens«  in  einem  tausend  und  aber- 
taiisciKlj.ihrigeii  ÜHw ■'ckluiif.pHimsre  für  die  Eriialtims;  dcrGattimg  schlecht- 
hin vorteilhaft  ürwesrn  iri,  wenn  nicht  geradezu  milweutii;.  Nklir  bloli 
au?  ästhetischen  Oriiiulci),  wie  dies  Leopold  von  Wiese  in  seinem 
»Strindberg"  so  ei  ml  rucksvoll  dargelegl  hat.  sondern  auch  vom  Stand- 
punkte der  Physiologie.  Eine  exklusive  Kas-Tiihygicnc  niüliie  unstreitig 
eine  Inzucht  in  sich  schlichen,  die  nimmermehr  iiirderlich  für  das  Menschen- 
s;csdilcdil  sein  würde.  Es  bedarf  zur  I  hiUTsliilzusiii  dieser  Ansicht  kaum 
eines  Hinweises  auf  das  griechische  Volk,  das  von  dem  Zeitpunkte  an, 
wo  es  sich  gegen  Fremde  anschloß,  keine  verjüngen  den  Kräfte  aufnahm 
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und  in  seinem  Rassenwerte  sank.  Wir  könnten  auch  noch  auf  andere 
ällere  Kulturvölker  hinweisen,  so  z.  Et.  auf  die  Mongolen,  insbesondere 
die  Chinesen,  die  ihr  Volkstum  buchstäblich  ummauerten. 

Unser  Problem  ist  indessen  auch  kein  juristisches;  ja  gerade  am  wenigsten 
ein  solches.  Und  wenn  es  trotzdem  im  landläufigen  Sinne  des  Wortes 
von  der  Prostitution  oder  Preisgabe  so  verstanden  wird,  so  beweis!  das 
nur,  wie  sehr  man  verkennt,  was  eigentlich  nur  das  Ergebnis  unserer 
sozialen  Rechtsentwicklung  bildet.  Wir  haben  soeben  angedeutet,  was 
Prostitution  heißt;  letzten  Endes  doch  weiter  nichts  als  eine  Preisgabe  der 
Persönlichkeit  in  einer  ganz  bestimmten  Absicht,  jedoch  ohne  aus- 
gesprochenen Zweck,  nämlich  der  Befriedigung  geschlechtlicher  Lust  oder, 
noch  treffender,  vielfach  hlriii  gewisser  Sinnenreize.  Die  Prostitution  derart 
verstanden,  kann  sich  nicht  lediglich  auf  weibliche  Personen  bezieben; 
vielmehr  muß  der  Begriff  so  ausgelegt  werden,  dal!  sich  auch  die  männ- 
lichen aus  dergleichen  Absicht  hin-  oder  preisgeben.  An  sich  kann  darin 
etwas  Unzüchtiges  unbedingt  nicht  erblickt  werden.  Folgerichtig  erscheint 
es  deshalb  auch  vollkommen  sinnwidrig  Prostitution  und  Unzucht 
begrifflich  gleichzustellen.  Ob  die  deutsche  Jurisprudenz  es  tut,  scheint 
uns  nicht  klar  ersichtlich.  Im  allgemeinen  verhält  sich  die  juristische 
Hermeneutik  so,  daß  sie  zwar  jeglichen  außerehelichen  Geschlechtsverkehr 
unter  den  Begriff  der  Unzucht  faßt,  aber  den  Begriff  der  Prostitution  in 
eine  Gewerbsunzucht  umdeutet.  Für  die  juristische  Behandlung  und  Be- 
trachtung der  Frage  ergibt  sich  danach  folgendes  tafsachliche  Verhältnis: 

Juristisch  spricht  man  in  erster  Linie  oder  ganz  allgemein  von  Frauen 
als  Prosti tu ierlen,  die  sich  gewohnheitsmäßig  beliebigen  Männern  des 
Erwerbes  halber  zu  geschlechtlichem  Verkehr  preisgeben.  Zu  den 
besonderen  Merkmalen  der  Prostitution  gehören  also  1.  die  Ver- 
(täuflichkeit  der  sexuellen  Genüsse,  2.  das  gewohnheitsmäßige  Anbieten 
des  Körpers  zur  Ausübung  dieser  an  eine  Mehrheit  von  Männern  und 
'}.  der  hierdurch  bedingte  vtillig  vdrübergthende  Charakter  des  sexuellen 
Verhaltens  gegenüber  einem  Manne.  Mutatis  mulandis  gilt  dieser  Begriff 
auch  für  das  seltene  gewoiinlieilsmaliuiv  5ieli.ni bieten  des  Mannes  an  eine 
Frau  oder  einen  anderen  Mann.  Zieht  man  die  logischen  Folgen  aus  dem 
Gegenteile,  so  kann  in  dem  eben  erwähnten  Sinne  von  Prostitution  nicht 
die  Rede  sein,  1.  wenn  die  geschlechtliche  Hingabe  nicht  unmittelbar 
kausal  dem  Erwerbe,  d.  h.,  wenn  letzterer  das  Motiv  zum  Handeln  nicht 
darstellt  und  2.,  wenn  die  Hingabe,  obwohl  der  Erwerbszweck  eine  Rolle 
spielt,  nur  gegenüber  einer  Person  erfolgt  und  infolgedessen  zu  dauern- 
dem oder  gewohnheitsmäßigem  Verkehre  mit  dieser  Anlaß  gibt;  3.,  wenn 
sie  nicht  gewiihrilieilMnäliii;  eif'>le.T.  V.iii  ProMilution  s|iridil  mau  ferner, 
wenn  die  den  Erfordernissen  entsprechende  Hingabe  des  eigenen  Körpern 
nicht  die  alleinige  Erwerbsquelle,  sondern  nur  eine  mehr  oder  minder 
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erhebliche  Nebeneirmahme  darstells.  Dir  typische  f:rscheiumigs!rirni  wird 
also  vorwiegend  durch  das  Merkmal  eines  Entgeltes  charakterisiert,  durch 
die  allgemeine  Käuflichkeit  der  Liebe  als  eines  Gegenstandes  innerhalb 
geschäftliehen  Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen  Geschlechtern  oder 
auch  zwischen  Individuen  ein  mid  desselben  Geschlechtes.  Mir  ist  aus 
der  Praxis  eine  Millionärin  bekannt,  die  ohne  Entgelt  fast  jeden  Abend 
auf  die  Straße  zum  Zwecke  de»  gewo!     Ici'.sma"  v     i1  i  l  hrs  ging 

Derartige  Ausnahmen  bestätigen  ebenso  die  Rege!  wie  die  von  mir  erlebte 
Tatsache,  d.ili  Kriegsbcfcrantiuneii  abends  sich  auf  der  Straße  Verehrer 
zum  Zwecke  des  Sexual  verkeil  rs  suchten,  denen  sie  selbst '.  ield  und  Abend- 
essen gewahrten.  Im  pathologisch -ethischen  Sinne  wären  auch  sie  als 
Prostituierte  schon  wegen  der  großen  Gefahren  für  die  Volksgrsundlirit 
anzusprechen.  So  Prof.  Aug.  Forel  in  der  »Sexuellen  Frage-;  München 
1913,  X.  Aufl.,  p.  90  ff, 

2.  Ursachen. 

Es  würde  zu  weil  führen  an  dieser  Stehe  über  eine  kurze  Entwicklung 
des  Begriffes  der  Prostitution  hinauszugehen  und  von  den  mannigfachen 
Ursachen  dieser  seltsamen  Erscheinung  ausführlich  zu  handeln,  wie 
z,  Ii.  der  der  Armut,  die  mit  der  Eheset  diel  hing  beseitig  zu  werden  gcliottt 
wird,  Eliescl'.lielinny  der  verschiedenartige:]  Stellum;  der(  icsellschafisklässeil 
in  sozialer  und  materieller  Beziehung,  welche  den  Warenaustausch  auf  dem 
Märkte  ilerProsti(i;liiin  insulrm  bedingt,  als  dieser  bewerkstelligt  wird  dnreb 
einen  Verkauf  der  Frauen  der  besitzlosen  Klassen  an  die  Männer  der 
besitzenden,  der  Wohnungsnot,  den  Animicrkncipcn  und  ähnlichen  Schank- 
lokalcn  (debiis  de  vin),  der  Verlockung  durch  den  sogenannten  "Strich  < 
(racolagel,  einer  bereits  bestehenden  Klasse,  welche  sich  prostituiert,  dem 
MädcliL-iiliHiule-1  n  dgl.  m.  Prof,  BRODA  sagt  mit  Recht:  -Soziale  Not, 
Stellungslosigkeit,  Verlassen  werden  durch  den  Geliebten  oder  anderer- 
seits krankhaftes  Streben  des  mittellosen  Mädchens  nach  Putz  und  Gettuli, 
die  es  den  begüterten  Schwestern  neidet,  sind  wohl  die  stärksten  Zntreiher 
zm  Armee  des  Lasters,  das  einen  wesentlichen  Teil  der  Bevölkerung  psy- 
chisch und  gesundheitlich  vergiftet  und  im  letzten  Grunde  auch  tßtef.'  ') 

Ts  M  in.  FI.  i.Tuiidsi'it/lieb  Ausnahmen  ejbt  es  s<.[:-.slverst,'uidlich  — 
jener  vielfach  herrschenden  Auffassung-  entgehe nziitreteu.  dal)  die  Prosti. 
tution  die  dem  weiblichen  ( ieschlechte  ekrueimlichc  b'nrin  der  Verb  reche  r- 
lauihnhn  darstelle,  biaiptsiiclilic'i  dadmvn  ,  harakiensirrt,  dab  sieh  die  ver- 
wahrloste Frau  der  Holte  Passivität  ge.shltrudcn  Prosdtntiilil  in  die  Arme 
wirft.  Dieser  Ansieht  null!  noch  -chaiTer  Abbruch  geleistet  weriteu,  als 
es  Broda  unter  Hinweis  auf  die  größtenteils  unverschuldete  soziale  Not 


')  Dok.  d.  Fortschr.  Dez.  1913,  S.  7«. 
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tut,  und  ebenso,  w 
geborenen  Verbrec 
treffen,  geht  es  ni- 
eifrigen  Verehrers  I 
zu  sprechen  und  d 
zieren.  Vgl.  Ströl 
der  lediglich  die  \ 
zeichnet  Die  Wah 
zur  Prostitution  gi 
hinzu.  Auch  der  V 
das  lasierhafte  Wei: 

gebaut  (Chauny). 


wie  meist  in  der  Mitte.  Für  die  Minneigung 

it  die  Prostitution  gefördert.  Aber  während 

n  der  männlichen  Prostitution  sogar  Hütten 
rt  sich  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  für 
ökonomisches  llediirinis  besieht  sie  ist  jeden- 
falls eine  unabsc haffbare  Tatsache,  wie  nicht  geleugnet  werden  kann,  und 

mit  dieser  Tatsache  abzufinden  haben.  Demgemäß  gilt  es  zu  erwägen,  welche 
Möglichkeiten  einer  Svlluu<'iial:n'e  des  Stnak'-.  gegenüber  der  Prcistitiition 
vorhanden  sind  und  iür  weicht  sieh  dieser  am  besten  zu  entschließen  hat. 


3.  Allgemeines  über  die  staatliche  Bekämpfung  der  Prostilutionsgefahr. 
a)  Die  vollige  Freigabe  der  Prostitution. 
Will  mau  der  Frage  der  Prostitution,  diesen  häßlichsten  Leidens  der 
menschlichen  CicsellsclMÜ.  nur  eiiiigerinaücit  Ferteln  werden,  so  ist  eine 
Untersuchung  vom  rechtlichen  wie  sozhl-hyüicnisdicn  Standpunkte  uner- 
läßlich. Die  rechtliche  Seite  ist  insofern  schwierig  zu  behandeln,  als  es  gilt, 
sowohl  die  persönliche  Freiheit  des  Individuums,  als  auch  die  Interessen 
der  organisierten  Gesellschaft,  welche  diesem  mit  höheren  Anforderungen 
gegen  übersteht,  zu  wahren.  Das  geltende  Recht  nimmt  auf  die  persön- 
liche Freiheit  der  Frau  kaum  Rücksicht,  sie  ist  auf  administrativem  Wege 
harter  Verfolgung  ausgesetzt.  Es  handelt  sich  bei  der  Frage  der  Prosti- 
tution oder  einer  Menschen  k  lasse,  welche  ihr  i itienkun<!i«  huldigt,  um 
die  Fiistcu/.  eines  l^sonhchhiitsreclues,  das  vom  Staate  angegriffen,  diesem 
gegenüber  geltend  gemacht  wird.  Das  Recht  der  Person,  welches 
bereits  im  Naturrecht  und  durch  Juristen  des  16.  Jahrhunderts  vertreten 
wurde,  war  mannigfachen  Schicksalen  ausgesetzt,  und  bevor  es  sich  in 
unserer  heutigen  Jurisprudenz  seihe  fcslgefiiglc  Stellung  zu  erringen  ver- 
mochte, mußte  es  in  den  Pandekten  des  19.  Jahrhunderts  eine  völlige 
Ablehnung  erfahren  und  blieb  nicht  verschont  vor  der  wissenschaftlichen 
Sondierung  durch  die  Scholastik.  Wenn  jedoch  überhaupt,  so  bringen 
es  die  sozialen  Ki:ch1sers.-|-.ciuiiugen.  insbesondere  des  Sexuallebens  mit 
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sich,  »daß  der  einzelne  mit  seiner  Persönlich  keil  sich  vielfach  beugen 
muß  unter  die  Gewalt  des  Staates  und  vor  dem  Anstürme  staatlicher 
Interessen -.')  Es  erscheint  demnach  unter  gewissen  Umständen  notwendig 
und  gerechtfertigt,  wenn  das  Recht  sich  bei  äußerster  Beschränkung 
Eingriffe  in  die  Persönlichkeit  erlaubt  und  die  Menschenrechte  des  Indivi- 
duums nicht  irs  der  Weise  respektier:,  als  es  vielleicht  .in  sieh  erwünscht 
wäre.  Derartige  Eingriffe  sind  notwendig  dir  Jeu  Staat  in  seiner  Stellung- 
nahme zur  öffentlichen  Siiteulnjiükcit,  einer  Frrtsje.  die  den  Staatsbeamten 
(Polizei),den  Arzt(Hygiene)undden  Moral  Philosophen  (öffentlich  er  Anstand) 
in  gleicherweise  interessieren  muß,  in  seinem  letzten  Grunde  deswegen,  weil 
es  gilt,  dem  (J utcti  gegenüber  dem  Bosen  zum  Siege  zu  verhelfen.  Die  über- 
wiegende  Ansicht  FaBt  dk  Prostitution  in  der  Gegenwart  mit  Recht  als  ein 
sozialem  Gebrechen  aiii,  und  es  erscheint  die  Annahmt  hinreichend  tienriindet, 
daß  diese  Fr;ij-e  resllus  niemals  eine  Lösung  finden  kann.  ob  man  nun  die 
juristische,  die  li>giomschc  oder  die  mural  ethische  Seile  betrachte  Aller- 
dings steht  dir  Tatsache  lost,  dalt  sich  die  Prostil  tihon  nach  dem  Welt- 
kriege in  ihrer;  einzelnen  I  nnum  immer  irehr  und  immer  harlhcher  aus 
breitet  und  besondere  Malinaliiiir;i  e-Mei-.rhl  (Vm  Staate  isl  es  möglich, 
aui  verschiedene  Weise  dn  l'iosiitutinn  gegrnüber  Stellung  ?u  nehmen, 
jitd  wenn  man  von  ihm  hn  diese  I  rage  ein  weitgehendes  Interesse 
iordern  darf  und  muH.  50  scheinen  c~.  jene  lielen  Worte  zu  rechtfertigen, 
-nil  denen  der  Kronprinz  HudoH  von  Ösl<ire:(h  am  26.  September  1837 
auf  dem  VI.  Internationalen  Kongresse  für  Hygiene  zu  Wien  ungefähr 
folgendem  Gedanken  Ausdruck  \erlieii :  Der  Mensch  stellt  das  wertvollste 
Kapital  des  Staates  und  der  Gcscllscliait  dar-  .  Jedes  Individuum  verkörpert 
einen  beslimmten  Wert  und  es  ist  nicht  nur  eine  Forderung  der  Huma- 
nität, diesen  Wert  zu  erhalten  und  ihn  als  solchen  so  weit  Menschen  kraft 
ausreicht,  möglichst  unversehrt  zu  bewahren,  sondern  dieselbe  Verpflichtung 
trifft  auch  jedes  Gemeinwesen,  als  eine  Aufgabe,  deren  Erfüllung  ihm  in 
seinem  eigensten  Interesse  zusteht.  Das  einfachste  Verfahren  des  Staates 
gegenüber  der  Prostitution  beruht  auf  der  völligen  Gleichgültigkeit  und 
der  entsprechenden  I'reisgehnng,  welche  damit  gerechtfertigt  wird,  dilli 
man  die  sittliche  Ausschweifung  mir  als  einen  individuellen  Sitten  fehler, 
mögl ichorweise  als  einen  Version'  gegen  die  Gebote  der  Religion,  nicht 
aber  als  ein  lechtliehes  Vergehen  oder  eine  soziale  Störung  betrachtet.  Dci 
Staat  maßt  sich  nicht  an.  der  persönlichen  t  reiheil  eine  Sehranke  zu  ziehen 
und  die  Einzel  Prostitution  feiert  ihre  Orgien  im  Namen  der  Freiheit  ebenso 
wie  das  öffentliche  Haus.  Was  die  Folgen  angeht,  so  könne  es  nicht  Sache 
des  Staates  sein,  diejenigen  tor  Ansteckung  /m  hewanivn.  die  selbst  nicht 
in  der  Lage  wären,  eine  solche  zu  vermeiden.  Schon  aus  diesen  Er- 
')  I.  Kohler  in  seinem  Aufsatze  Das  Recht  auf  den  Vollbart;,  Nr.«  des 
Berl.Tagebl.v.25.Jan.  1014. 
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wägungen  isl  ersichtlich,  daß  auf  dem  Gebiete  des  Sexuallebens  die  Idee 
der  Freiheit,  d.  h.  die  Idee  der  uneingeschränkten  Berechtigung  individueller 
Freiheit  keineswegs  die  richtige  sein  kann.  Andererseits  wäre  es  verfehlt, 
nur  der  Theorie  eines  unbedingten  Sozialismus  zu  folgen,  welcher  das 
Individuum  vorbehaltlos  der  Gesamtheit  unterordnet  und  somit  Gefahr 
läuft,  die  organisierte  Gesellschaft  zu  hoch  einzuschätzen,  während  er  die 
freiheitlichen  Bestrebungen  des  Einzelnen  völlig  verneint.  Es  ist  notwendig, 
einen  Mittelweg  einzuschlagen,  auf  welchem  der  Staat  gleichzeitig  den 
Rechten  und  Bedürfnissen  des  Individuums  und  der  menschlichen  Gesell- 
schaft in  ihrer  Gesamtheit  Rechnung  zu  tragen  vermag. 

Dies  ist  das  System  der  allgemeinen,  gleichen  diskreten  Anzeige-  und 
Bchandlungspflicht  an  ein  zum  strengsten  Stillschweigen  verpflichtetes 
Gesundheitsamt,  der  sog.  Di  skret  ion  ism  us.  Wie  bereits  angedeutet 
wurde,  ist  es  unmöglich  dem  Staate  das  Hecht  zu  bestreiten,  im  Interesse 
der  Gesamtheit  in  die  Person  I  ich  keitsrechte  liinzelner  einzugreifen,  ja  nur 
unter  dieser  Bedingung  und  derartigen  Mithilfe  von  sehen  des  Gemein- 
wesens kann  die  Gesellschaft  in  straffer  Organisation  bestehen  und  ge- 
deihen. Das  Auge  des  Staates,  so  führt  Wundt  aus,  blickt  am  weitesten 
in  die  Zukunft  und  er  allem  ist  befugt,  den  Lebenden  schwere  Opfer 
zuzumuten,  um  eine  enttemiere  Zukunft  zu  sichern.  Daher  ist  mn  Recht 
darauf  zu  sehen,  daß  in  vielen  Fällen  «nicht  ein  Einzelne!,  nicht  einmal 
die  Gemeinde,  sondern  der  Staat  die  Fürsorge  übernehmt' .') 

Wir  gelangen  daher  dazu,  dem  Staate  das  Recht  und  die  Pflicht  zuzu- 
erkennen, der  Prustttulionsfrage  in  seiner  Stellung  als  Hoheitsfaktur  ent- 
gegenzutreten und  nicht  dem  Grundsatzt-vö  II  iget  Freiheit  zutolgen.Abcrdie 
staatliche  Fürsorge  soll  indei  Hauptsache  sozial  ■  liygn t  i^clies '  leprige  haben 
b)  Die  .Reglementierung. 

Diejenigen,  welche  die  Oewerbs  Unzucht  mittels  einer  rücksichtslosen  das 
Individuum  entrechl enden  gesetzlichen  Regelung  erfolgreich  zu  bekämpfen 
glauben gellen  davon  aus,  daß  man  es  hier  mit  einer  Krankheit  zu 
tun  habe,  die  schlechthin  sozial  bedingt  sei,  sie  gibt  sich  als  un- 
umgängliche Folge  der  Prostitution  und  man  rechtfertigt  ihre 
Maßnahmen  mit  dem  Hinweis  auf  die  <  idätir  lieh  Sieh  der  einzelnen 
venerischen  Krankheitserscheinungen.  Die  moderne  Gesetzgebung,  welche 
das  preußische  Landrecht  vom  Jahre  1704  inaugurierte,  leistete  bldft  einer 

')  Wundt  a.a.O.  S.430. 

*)  Die  Ansichten  hierüber  sind  außerordentlich  verschieden  und  voti  Interesse 
ist  das  DllL'l  scientific uc  .  welche-.;  hiriiihcr  'wischen  den  Professoren  Knurniei 
und  Augagneur  angefochten  wird,  von  denen  der  erstere  sich  als  einen  prin- 
zipiellen Anhänger  der  Ktc'h  tti L-ntti-rii cic;  lickcnm  :a  scharfem  Gegensätze  zu 
letzterem,  seinem  Gegner.  Vgl.  Fiaux,  Un  nouveaii  Regime  des  Mocurs., 
chapitre  IV,  p.  51  -72. 
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doppelten  Moral  Vorschub.  Man  übernimmt  zwar  die  Bestrafung  der 
gewerbsmäßigen  Unzucht  des  kanonischen  Kechts,  erklärt  aber  zugleich 
diejenigen  Prostituierten,  die  sich  in  die  Freudenhäuser  oder  unter  Polizei- 
aufsicht begeben,  welche  den  Schutz  und  die  Aufsicht  des  Staates  genießen, 
für  straffrei.  Auf  dieser  Grundlage  entwickelt  sich  eine  Prostitution, 
charakterisiert  durch  das  neue  Merkmal  eines  konzessionierten  Erwerbs- 
berufes und  wir  haben  uns  schnell  daran  gewöhnt',  hier  von  einem 
(iewerbe  anstatt  von  einem  ''Erwerb«  zu  sprechen,  ebenso  wie  von  einem 
sonstigen  gewerbetreibenden  Stande  und  räumen  unter  gewissen  Voraus- 


setzungen und  Bedingungen  einer  bestimmten  Klasse  unserer  Mitmenschen 
das  Recht  ein,  ihre  Unzucht  ungetilgt  gewerbsmäßig  auszuüben.  Ab- 
gesehen davon,  daß  dieses  System  und  seine  Handhabung  einen  nicht 
zu  rechlfert  igen  den  Verstoß  darstellt  gegen  das  allgemeine  Sittengesetz,  —  es 
stellt  eine  Ermachtigum;  der  Prostitution  dar.  verschafft  ihr  cm  bürgerliches 
Dasein  und  kleidet  sie  in  Gesetzesnormen  und  Polizeiverordnungen,  unter 
deren  schützender  Hülle  die  > Freudenmädchen«  durchs  Leben  tändeln.  Das 
System,  wie  es  mit  dem  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  in  zahlreichen 


Städten  Europas  eingerührt  worden  ist.  kennzeichnet  sich  durch  die  er- 
zwungene Einschreibung  in  die  Diruenlistc '').  Diese  Einschreibung  ist  eine 
Autorisation,  nämlich  die  Anerkennung  eines  erworbenen  Rechtes,  eines 
Privilegiums.  Ein  Gesuch  um  Einschreibung  in  die  Dirnenliste  würde,  wie 
Dr.  Meitgy  sagt,  folgenden  Wortlaut  haben:  »Gestatten  Sie  uns,  ohne 
beunruhigt  zu  werden,  alles  mögliche  Best  zu  verüben,  den  Leib  zugrunde 
zu  richten,  den  Geist  zu  zerrütten,  alle  schlechten  Triebe  zu  pflegen  und 
die  guten  in  den  Staub  zu  treten;  ■-  gestatten  Sie  uns,  die  Menschlich- 
keit zum  Tiere  herabzuwürdigen,  zahltose  Niederträchtigkeiten  und  Ver- 
brechen auszusäen  und  zu  verbreiten;  verworfen,  zynisch  und  unrein  zu 
sein  und  den  Müttern  Tränen  zu  erpressen,  indem  wir  die  Herzen  ihrer 
Kinder  vergiften -|.-    Diese  Erlaubnis  erteil;  die  Polizei,  alsn  der  Staat, 


und  die  zwangsweise  Eintragung  in  die  [    nerrl  tc  I  1 

menten  gegen  dieses  System.  In  zustimmender  Weise  heimeiltet  Bnrckhard 
in  seinem  Aufsähe:  -Der  Staat  imd'die  heikle  Frage-  (vgl. -Die  neue  Rundschau-, 
Heft  10,  1911)  die  Ansichten  Schmolder-  und  dieser  seihst  nimmt  in  Aller- 
neuester Zeit  immer  wieder  mit  dciselhen  Schärfe  Stellung  gegen  das  System 
der  Keglcmcnligrimg.  (Vgl.  seinen  kurzen,  aber  den  Kern  des  ProNctns  sicher 
treffenden  Aufsah  -g  36],  Nr.O  des  StGB.  Berl.  Tagchl.  42.  Jahrg.,  Nr.  W>2.> 
')  ■L'etat  et  !a  moratite  publique-  par  D.  Sautter,  1876,  S.  18.  Die  Stelle 
k:i:;ct  im  Urigitiale:  Accoidei-nmis  la  permissioii  de  faire,  suis  etre  inquietecs , 
tont  k:  mal  possiiile,  de  enrrompre  le  curp*  ei'ile  ilOpravi'r  IVspril,  dYxalter  Inns 
Ich  mauvais  pemhant-  et  d'akii^ser  truis  les  bous;  accortier-riims  la  permission 
d'atirutir  l'hjmnTiite.  iIl  ferner  et  de  prersagei  sur  la  leric  heancoap  ifiniamies 
i.t  hemteoup  de  crimes,  il'ilrt  vilfs,  i'yi:npii'.»  et  immomies.  de  faire  cmiler  les 
armes  de  toutes  les  meres  cn  empoisonnanl  le  cceur  des  enfanls.' 
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Bebel  im  Reichstag  e 
Unvermögens,  viel  leid 
Angelegenheit  energis 


Recht  ist  für  beide  Geschlechter  notwendig.  Der  Anspruch  der  Allgemein- 
heit auf  Schutz  von  seilen  des  Staates  ist  hier  zweifellos  notwendig,  und 
die  Tage  sind  gezählt,  da  dieser,  it.  h.  das  Männergcschlecht  es  vermag, 
in  dem  morschen  Gebäude  ;eities  Systems  der  sexuellen  Sklaverei  Orgien 
feiern  zu  können.;  der  Kampf  des  von  ungeahntem  Selbstgefühl  und 
Frei  heits  vertan  gen  beseelten  Franc ngcschlcchls  um  ein  gleiches  Recht  ist 
schwer,  doch  er  ist  berechtigt,  ja  gottgewollt,  und  ein  sicherer  Sieg  steht 
in  Aussicht.  Eine  Bestrafung  aber  nicht  nur  derjenigen  Personen,  welche 
gewerbsmäßig  Unzucht  treiben,  sondern  aller  anderen  erscheint  allerdings 
insofern  gerechtfertigt  und  erwünscht,  als  die  allgemeine  Sittlichkeit,  Sicher- 
heit und  Gesundheit  Schaden  erleidet.  Das  preußische  Land  recht  ermöglichte 
es.  nachdem  vorbei-  in  den  meisten  deutschen  Staaten  die  gewerbsmäßige 
Unzucht  bedingungslos  bestraft  wurde,  den  Dirnen,  ihr  Li nzu cht sge werbe 
bei  der  Polizeibehörde  anzumelden  und  sich  den  von  der  Polizei  auf- 
zustellenden gewertepolizei  liehen  Bestimmungen  zu  unterwerfen,  worauf 
diejenigen  für  straiirei  erklär,  wurden,  welche  die  Polizeibehörde  als 
Dimcn  konzessionierte.  Dieses  System  bat  da-,  preußische  Landrecht  am 
ilen  Gepflogenheiten  spalmit:elalterlichnj  Lager  leben-,  der  Soldateska  jlnr 
iic.rr.men  und  so  ist  es  in  das  preußische  MOB  von  Ifibl  und  aus  diesem 
wieder  in  etwas  Gemilderter  bassung  in  das  jetzt  in  Geltung  befindliche 
RS-tGH.  übergegangen  Die  dio  ür»i  ibsun/ucht  betretiendi  n  Paragraphen 
smii  (Inn  unter  180  hu  Ifl-lh  rachjulrvn  <}  ibl.t.  St<  iB  beschattet 
sich  mii  Verwarnungen  an  Prostituierte  m  allgemeinen,  wenn  sie  sich  der 
polizeilichen  AuSsirht  entziehen  Dieser  gi^eijlichi  i  Bestimmung  kann 
man  allerdings  ansehen,  dal-  ^Li.u  .ind  tavll"  ■n"  >  ,\r--lich  unter  de' 
Voraussetzung  der  friülliir.g  der  milden  Rech  tsvnrsch  rifun  mit  dir 
üewerbsiin/uchi  einverstanden  wären.  Du  war's,  was  seiner  Idcit  Auginl 
Bebel  im  Reichstag  der  Regierung  '.ühnlich  unter^i eilte,  und  d  «onnie 
noch  unterstützend  jui  du'  Stenerkral!  der  ütwti  Kun  /  m  h  i  hin- 
weisen. Man  wird  sich  indes  erinnern,  dalt  sich  die  Organe  des  Ham- 
burger Senats  gegen  diese  •unerhörte-  Insinuation  energisch  verwahrte. 

Seit  dem  Jahre  1794  haben  sich  die  Zeiten  wesentlich  verändert  und 
gerade  für  das  in  Fia»r  stehende  ( kniet  hätte 
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ein  veraltetes  System  leicht  zu  begraben  wäre,  zumal  für  dieses  Amt  die 
Untätigkeit  der  späteren  Gesetzgebu  11  g  geeignet  gewesen  wäre.  Aber,  obwohl 
das  Bewußtsein  von  der  Würde  des  Menschentums  trotz  aller  Kriegs-  und 
Revolutionsereignisse  in  den  Köpfen  edel  denkend  er  Menschen,  trotz  aller 
egoistischen  und  kurzsichtigen  Beamtenwillkür  seinen  [Matz  behauptet  und  zu 
einer  Läuterung  der  öffentlichen  Meinung  über  die  Prostitution  geführt  hat, 
Obwohl  wir  weil  davon  entfernt  sind,  Dirnen,  deren  Beruf  die  gewerbsmäßig 
gegen  Barzahlung  betriebene  Preisgabe  ist,  zum  Empfange  von  Fürsten,  oder 
sogarzu  Hochzeiten  hinzuzuziehen,  das  System  von  I  794  atmet  dennoch. 
Es  hat  sich  mit  Hilfe  der  Verwaltungsbehörde  mühsam  weiter  fortgeschleppt 
und  diese  hat  ans  dem  iraiizösisciicii  Rechte  die  Zwanyscinsciireihiuig  in  die 
[liriR'ulisd.'.dieZwan^reiileiiieiitieruiiKliervdicesiiilit.  Sic  bedingt  zweifellos 
eine  Vermehrung  aller  Gefahren,  welche  aus  der  gewerbsmäßigen  »Un- 
zucht- liir  die  allgemeine  Sittlichkeit,  Sicherheit  und  Gesundung  unseres 
Volkes  erwachsen.  Wenn  man  die  gesetzliche  Organisierung  der  Prosti- 
tution damit  zu  rechtfertigen  sucht,  dall  sie  die  einzige  Möglichkeit  dar- 
stelle, erfolgreich  die  venerischen  Krankheiten  zu  bekämpfen,  ho  gibt  man 
sich  einem  Irrtume  hin,  denn  ausgezeichnete  statistische  Arbeiten  von 
Männern,  wie  z.  Ii  Pellizari.  GieTsinj;,  Clianfleury  von  Issjelntein.  Mounier. 
nach  Stoukowenkoff  und  die  Erfahrungen  der  nordischen  Länder  liefern 
Resultate  über  Länder  mit  und  ohne  Reglementierung,  welche  weit  eher 
gegen  als  für  diese  Institution  s; -reellen,  die  also  einer  unanfechtbaren  Stütze 
völlig  entbehrt1).  Femer  kann  dieses  System  nicht  in  Einklang  gebracht 
werden  mit  der  Tatsache,  daß  man  immer  nur  eines  der  beiden  Ge- 
schlechter beaufsichtigt.  Die  Verschieden  heil  des  Verfahrens  von  seilen 
der  staatlichen  Behörden  gegenüber  der  Frau  läßt  sich  vom  moralischen, 
ebenso  wenig  wie  vom  juristischen  Standpunkte  aus  rechtfertigen.  Es  ist 
eine  unglaubliche  Ungerechtigkeit  und  staatliche  Willkur.  dem  Weibe  die 
Polizeisklaverei,  eine  erzwungene  ärztliche  Untersuchung,  das  Kranken- 
haus und  die  Eintragung  in  die  Dlmenliste  aufzubürden,  während  der 
Mann  völlige  Freiheit  genießt  Wenn  der  außereheliche  Geschlechtsverkehr 
ein  Vergehen  ist,  so  müssen  beide  Teile  tiestraft  oder  beide  freigesprochen 
werden.  Die  Reglementierung  spotte:  nK-r  der  0!eidilir;i  vor  dem  Rechte 
und  gibt  der  Puli^civcrwaltinti;  vnlle  Wicht  allein  über  die  Frau,  Es  weht 
mitxelülterticlie  I  uit,  wenn  eine  Behauptung  unserer,  zum  Hohne  der 
Frau  lieh  keil,  aber  aus  Egoismus  vom  Manne  erfundenen,  doppelten  Moralauf- 
gestellt wird,  welche  'darin  gipfelt,  daß  die  Sittenlehre  für  beide  Ge- 
schlechter eine  verschiedene  sei,  dal!  Handlungen  innerhalb  des  Sexual- 
lebens, welche  gegen  >hs  Sittengeset/  verstoßen,  nur  insoweit  von  Wichtfg- 
keit  seien,  als  sie  vom  Weibe  ausgeführt  würden  —  eine  Behauptung, 
')  Vgl.  Cotnpte-rendn  du  5"*  Congresde  la  Föderation  britannique,  Oeneve, 
36,  place  du  Bourg-de-Four  1890. 
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deren  Realisierung  den  sinnlichen  Bedürfnissen  des  Mannes  weitgehendst 
Rechnung  trägt,  und  ihm  die  zweifelhafte  Stellung  eines  Tieres  einräumt. 
Man  kann  sich  also  schlechthin  der  Einsicht  nicht  erwehren,  daß  das 
System  der  Reglementierung  eine  Aufmunterung  an  die  Männer  zur  Aus- 
schweifung enthält  eine  Ungerechtigkeit  ist,  und  eine  Grausamkeit  und 
Herabwürdigung  der  Frauen,  welche  es  betrifft  Es  wird  nur  der  Ein- 
bildung der  Männer  Vorschub  geleistet,  daß  das  Gesetz  ihnen  das  Laster 
erleichtere,  da  es  bemüht  ist,  die  Gefahren  einseitig  nur  für  die  Männer 
zu  vermindern.  Besonders  die  öffentlichen  Häuser,  von  denen  noch  aus- 
führlicher gesprochen  werden  muli,  sind  geeignet  Lüstlinge  zu  erzeugen, 
welche  dem  Staate  außerordentlich  gefährlich  werden  können.  Die  bei 
uns  gehandhabte  zwangsweise  Einschreibung  in  die  Dirnenliste,  »mit 
allen  ihren  verderblichen  Folgen,  mit  ihrer  Zerstörung  jedes  Schamgefühls, 
ihrer  Überweisung  der  Prostituierten  an  die  allgemeine  Verachtung,  ihrer 
dauernden  Kettung  der  Prostituierten  au  das  Laster  —  und  was  Gefahren- 
Schulz  anbetrifft,  ihrer  Erfolglosigkeit,  ja  schlimmer,  ihrer  Erhöhung  der 
Gefahr  durch  bloß  vorgetäuschte  Sicherheit' '),  eine  französische  Institution, 
ist  in  bezug  auf  ihre  Anwendung  in  Preußen  und  Deutschland  gegenüber 
dem  augenblickliche n  Gcsctzcszu stände  etwas  Ungesetzliches.  Über  eine 
etwaige  Rechtfertigung  der  Zwangseinschreibung  aus  ALR.  Tit  17,  T.II  — 
ganz  abgesehen  von  §361,  Nr.  6  — *),  ließe  sich  erst  dann  diskutieren,  wenn 
die  fragliche  Materie  nicht  bereits  in  einer  anderen,  die  Zwangseinschreibung 
ausschließenden  Weise  geregelt  und  wenn  außerdem  ein  Gesetz  vor- 
handen wäre,  in  welchem  in  Gemäßheit  des  Art.  5  der  preußischen  Ver- 
fassungsurkunde  die  Bedingungen  und  Formen  für  diese  Freiheits- 
beschränkungen enthalten  wären.  —  Dieser  besagt:  -Die  persönliche  Freiheit 
ist  gewährleistet.  Die  Bedingungen. und  Formen,  unter  welchen  eine  Be- 
schränkung derselben  zulässig  ist,  werden  durch  das  Gesetz  bestimmt«  — 
Die  Reglementierung  der  Prostitution  ist  älso  ein  Akt  polizeilicher  Willkür 
und  wird  auch  nur  gerechtfertigt  unter  dem  Hinweise  auf  sanitäre  Er- 
wägungen'') aber  und  dieses  ebenfalls  zu  Unrecht,  wie  ich  nachgewiesen 
zu  haben  glaube  und  noch  hei  Besprechung  des  Vorschlages  kommunaler 
Bordelle  erörtern  werde.  Vom  mnralischeii  Gesichtspunkte  haben  wir  es 
hier  mit  einer  notwendigen  Konsequenz  der  durch  die  Männer  erhobenen 


*}  Vgl  Schmölder,  Die  Prostituierten  und  das  Strafrecht  ,  1911,  S.  »ff. 
Vgl.  auch  die  Ausführungen  Über  $  361  Nr.  6  in  der  Zeitschr.  f.  Bekämpfg.  der 
Gesdilechtskrankh.  Bd.  VIII,  Heft  12,  1009. 

*)  Der  relative  Wert  eines  Überwach ungssystems  gegenüber  einem  anderen 

Beweiskraft  statb.tisi-iit-r  An^.iK  n  viTcIcicliL-  ^besondere  Blaschko:  --Hygiene 
der  Prostitution  und  ven.  KrSnkh.'.  1909.  B.  Resultate  d.  Reglementierung.  I.H.H. 
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zweifachen  sexuellen  Forderungen  zu  tun.  »die  im  einseitigen  Interesse 
des  Mannes  die  sexuelle  Sklaverei  des  Weibes  aufreclil  erhält  und  dessen 
sexuelle  Freiheit  bestreitet').'  Daß  der  im  Texte  vertretene 'Standpunkt 
gerechtfertigt  erscheint,  beweist  auch  zum  Teil  die  Stellung,  welche  das 
Reichsgericht  gegenüber  dasein  System  einnimmt,  welches  z.  B.  in  seinem 
Urteile  des  I.  Senates  vom  20.  Januar  \9)2  die  Maljuahnieo  der  Mainzer 
Sittenpolizei  einer  eingehenden  Kritik  unterzieht  und  ihr  Vorgehen  teil- 
weise sehr  ungünstig  beleuchte!  und  als  den  bestehenden  Gesetzen 
zuwiderlaufend  bezeichnet9).  Das  Reichsgericht  stellt  fest,  daß  die  Frage 
nach  den  Befug nissei:  dir  Polizeibehörden  bei  der  zwangsweisen  Unter- 
stellaris  von  l-'raucnsperfoueii  unlcr  sitle.npolizcilicl-.c  Aufsicht  und  den 
hierbei  zugelassenen  Mjiliualimen  nicht  unhestriileti  ist.  Die  wesentlichen 
Grundsätze  unseres  obersten  (icnrhlshote.s  in  dieser  Trage  Iretcn  am  deut- 
lichsten in  folgenden  Worten  hervor:  >F_s  ist  sei  bstverstä  tut  lieh  die  Be- 
fugnis zur  Anordnung  und  deshalb  auch  zur  Ankündigung  körperlicher 
Untersuchungen  für  die  mit  der  Überwachung  der  Prostitution,  nicht  mit 
der  moralischen  Führung  von  Frauenspersonen,  behüten  Polizeibehörden 
nur  dann  begründet,  wenn  ein  aus  bestimmten  Tatsachen  abgeleiteter  Be- 
weis für  die  neweilisnii'iliige  llcgehioi!;  der  Unzucht  erbracht  ist,  wenn 
also  der  zuständige  Polizeibeamte  nach  einer  pflichtgemäßen  Überzeugung 
eitle  Frauensperson  für  der  gewcihsmalhgcu  Unzucht  ergeben,  somit  der 
iorlge^clzleii  Hingabe  ihres  Körpers  au  eine  Mehrbeil  i-on  Männern  gegen 
F  ntgtl;  für  überführt  erachte!  Mangelnde  sitll.che  Führung  einer  trauen-.- 
person,  das  Unterhalten  von  Liebe-.verluMnisscn,  anstößiges  Benehmen 
geben  dazu  an  sich  keine  B< .  nii  ii  u:  •  ■'■  i  ,:e  n  im  I  usichen  vorliegen, 
die  Jungend  auf  die  r.eweibsimzjtbl  hinweisen  Ganz  ausgesrhlnwen 
■st  es  selbstverständlich,  die  kcirucrlichv  Untersuchung  lediglirh  zu  dem 
Zwecke  anzuwenden,  um  die  l  niersuchten  Je.  Qesch  echts  Umgänge«  ra 
überführen,  .iamil  hat  diese  im  Interesse  der  ntfcnihrhrn  Gesundheit  gegtn 
Dirnen  zugelassene  Matinahme  n.cht  da.-  geringste  tu  tun  Aurh  die  'An- 
drohung« oder  AiiktniUisjuiii;  der  UideisuchmiL,'  i?s  ein  Miltel.  dm  riie 
Polizeibehörde  als  Notigungsmittel  überhaupt  nicht  {§  339  StGB),  sonst 
aber  jedenfalls  nur  kc i;a lüher  den  als  [  )irneu  anerkannten  Frauenspersonen 
anzuwenden  beiuiil  ist "'j. ■  /.ielieu  wir  aus  diesen  Ansiiilu -singen  über 
§  3fil  Nr.  ti  das  Fazit,  so  ergibt  sieh,  wie  immer,  so  auch  hier,  daß  durch 
ein  schlechtes  Gesetz  eine  angestrebte  Stärkung  der  sozialen  Ordnung  zur 
Stärkung  der  Unordnung  wird,  die  Moral  wird  zur  Unmoral. 


')  Frida  Stecnhof:  'Die  reglementiert,:-  l'rosliiuliun  vorn  ftinmistrsciien 
Gesichtspunkte..  (Kultur  u.  Fortschr.  Nr.  197/98,  S.  S.) 

')  Vgl.  .las  in  der  .Jur.  Wochcnschr..  v.  15.  April  W12  abgedruckle  Urteil. 

J)  Vgl.  auch:  Milteilg.  d.  Deutsch.  Qcstibcii.  ?«-  Kek.n.ipfe..  d.  Gcschlcchts- 
krankh.  Bd.  X,  1912.  Nr.  3  u.  4,  S.  50/51. 
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c>  Der  sozialhygienischc  Lösungsversuch  des  Problem;. 

Wir  haben  die  verschiedenartigen  Möglichkeiten  einer  Stellungnahme 
des  Staates  zur  Prostitution  erörtert  und  gesehen,  daß  eine  völlige  Nicht- 
beachtung dieser  Frage  von  seilen  des  Staates  unmöglich  erscheint  und 
die  schlimmsten  Folgen  heraufbeschwören  würde.  Andererseits  stehen 
sich  im  Falle  cinei  [«liiiiveii  Stellungnahme  die  Anhänger  der  Reglemen- 
tierung und  des  Abolitionismus  getrennt  gegenüber.  Die  erstere  ist  un- 
bedingt zu  verwerfen.  Ich  vermag  mich  jedoch  auch  nicht  den  zweifellos 
richtigen,  ideellen  Forderungen  radikalster  Anhänger  des  ArjolliionismtlE 
vorbehaltlos  anzuschließen,  die  jede  f.ni itiitspolizei liehe  Beaufsichtigung  ver- 
werfen. Denn  sie  vergessen,  dali  eben  die  Prostituierte  einen  größeren 
Gefahren grad  darstellt  als  eine  gewöhnliche  Bürgerin,  die  das  Unglück 
hatte,  g^schlechlskrank  zu  werden.  Die  Prostituierte  ist  eben  —  praktisch 
genommen  —  immer  geschlechtskrank  und  bedarf  deswegen  einer 
besonderen  hygienischen  Sorgfalt.  Daher  haben  zahlreiche  deutsche  Aboli- 
ü'onisten  ein  Kompromiß  geschlossen  und  haben  sich  der  Idee  des  Dis- 
kretionismus angeschlossen,  der  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  verbürgt. 

Nur  eine  vorsichtige  Behandlung  mit  vieler  Geduld  und  Liebe  kann 
uns  allmählich  vorwärts  bringen.  Die  Prostitution  ist  leider  nun  einmal, 
wie  die  Dinge  heute  liegen,  eine  Siesel  l^chaf  fliehe  Kalamität,  erfüllt 
aber  doch  eine  gesellschaftliche  Funktion,  ja  die  Nachfrage  ist  eine 
überaus  große  und  hilft  so  das  Angebol  steigern.  Aus  diesem 
Grunde  wäre  eine  radikale  strenge  Verfolgung  durch  das  Gesetz  nicht 
nur  nicht  ohne  Jede  Wirkung,  sondern  würde  die  vorhandenen  Miß- 
stände noch  weit  schlimmer  gestalten.  Daher  muß  man  sich  entsch ließen, 
einen  Mittelweg  einzusehlagen,  der,  wie  häufig,  möglicherweise  allein 
geeignet  ist,  Milderung  zu  schaffen,  um  sich  schließlich  zu  dem  großen 
festgefügten  Werken  auszuwachsen,  mit  welchem  dann  eine  entsprechend 
stärkere  und  beschleunigtere  Inangriffnahme  dieser  Frage  möglich  gemacht 
werden  kann.  Die  Prostitution  charakterisiert  sich  am  schärften  durch  ihr 
demoralisierendes,  antikullurclies  Moment.  Sie  ist  eine  ständige  Gefahr 
national  er  Selbstzucht  in  ihrer  Holle  als  Verbreiterin  der  venerischen  Krank- 
heiten, als  Kno'.eiiomtiit  der  fcsenver-etiehiii';:.  i  lahm  wirr;!*!  erkannt,  Jalt 
die  plötzliche  Anwendung  oiiu-s  kadiUiiriittek  nicht  :üt  erwünschte  Wirkung 
zu  erzielen  vermag,  dann  scheint  man  bei  Lösung  der  ganzen  Frage  am 
besten  vom  Standpunkte  der  sozialen  Hygiene,  die  natürlich  alle,  Männer 
und  Frauen,  umfassen  muß,  auszugehen  und  für  eine  unmittelbar  bevor- 
stehende Zeitperindc  nichts  anderes  zu  erstreben,  als  neben  der  diskreten, 
seuchengesetzlichenBeaufsichtigurigaller  Geschlechtskranken  die  Schaffung 
denkbar  lieber  liyyieniM'her  und  ethischer  Zustände. 

•Die  soziale  Hygiene  ist  die  Wissenschaft  von  den  Beziehungen  zwischen 
den  gesundheitlichen  und  den  sozialen  Verhältnissen  der  örtlich,  zeitlich 


Digitized  by  Google 


94 


Die  soziale  Hygiene,  eine  sittliche  Forderung 


und  gesellschaftlich  zusammenhängenden  oder  sonst  praktisch  lusaimnen- 
faßbaren  Individuen  und  deren  Nachkommen;  sie  ist  zugleich  ein  prak- 
tisches Betätigungsfeld,  indem  sie  den  jeweils  gegebenen  Umständen  ent- 
sprechende Forderungen  zur  Erhaltung  und  Vermehrung  der  Gesundheit 
von  den  genannten  Bevölkerungsgruppen  aufstellt  und  zu  verwirklichen 
sucht').«  Sie  ist  Hand  in  Hand  gegangen  mit  der  sozialen  Medizin  und 
hat  sich  gleichzeitig  mit  dieser  entwickelt,  da  sie  sich  mit  der  Behandlung 
bestimmter  Bevölkerungsschichten  in  Krankheitsfällen  beschäftigt  und  zwar 
vorwiegend  im  engen  Zusammenhange  mit  der  sozialen  Versicherung. 
Die  soziale  Hygiene  nimmt  eine  durchaus  ebenbürtige  Stellung  ein  und 
sie  ist  ein  besonderer  Zweig  der  Gesundheitspflege,  deren  wichtigste 
Aufgabe  die  Prophylaxe  darstellt  Der  Zweck  der  sozialen  Hygiene  ist 
ein  doppelter,  je  nachdem  es  sich  um  die  reine  Wissenschaft  als  solche 
handelt,  oder  um  ihr  wirkliches  fielätigungsgebiet.  In  ihrer  letzteren 
Eigenschaft  darf  sie  in  Anwendung  auf  das  behandelte  Gebiet  ein 
weitgehendes  Interesse  beanspruchen,  zumal  es  gilt,  im  Einklänge  mit 
den  Verhältnissen,  welche  von  sozialen  und  wirtschaftlichen  Gesichts- 
punkten bceiiiflulit  sind,  auf  die  entsprechenden  notwendigen  Forderungen 
hinzuweisen,  welche  sich  nicht  durch  ihren  ideellen  Gehalt  auszeichnen, 
sondern  den  talsachlich  vorhandenen  Umständen,  mögen  diese  noch  SO 
traurig'  und  schwierig  sein,  Rechnung  zu  tragen  versuchen,  was  schließ- 
lich in  Beziehung  auf  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  nicht  nur  im 
Interesse  der  gegenwärtigen,  sondern  auch  der  künftigen  Generationen 

geschieht 

Die  Anforderungen  an  eine  hervorragende  soziale,  insbesondere  sexuelle 
Hygiene  erscheinen  um  so  mehr  berechtigt,  wenn  man  berücksichtigt,  daß 
die  Geschlechtskrankheiten  in  einem  großen  Prozentsatz  heilbar  sind. 
Jeder  Geheilte  und  jeder  in  Hehandlung  Befindliche,  der  den  Anordnungen 
der  Sexualhygiene  nachkommt,  ist  in  praxi  im  Sinne  des  Seuchengesetzes 
als  isoliert  zu  betrachten.  Bei  der  Eigenartigkeit  der  Sexualerkran  klingen 
ist  eine  Isolierung  im  Sinne  derjenigen  bei  Cholera,  Typhus  usw.  nicht 
durchzusetzen.  Man  muß  sich  daher  mit  dem  durch  eine  diskrete  Beauf- 
sichtigung Erreichbaren  begnügen.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  Aufgabe 
des  Staates,  ebenso  wie  er  mit  Hilfe  des  ^cucher.jiesctzcs  die  Verbreitung 
und  Übertragung  ansteckender  Krankheiten  nach  Möglichkeit  zu  verhüten 
sucht,  den  ganz  besonders  infektiösen  und  sozial  gefährlichen  Geschlechts- 
krankheiten entgegenzutreten,  prophylaktisch  und  therapeutisch  mit  Hilfe 
der  sozialen  Hygiene,  indem  er  alle  Geschlechtskranken  gleich  diskret 
beaufsichtigt  und  behandelt,  nur  diejenigen  häufiger  und  schärfer,  die  den 
größeren  Gefahrcncoefficieutcn  darbieten,  das  sind  die  Prostituierten. 


■I  Fischer  a.a.O.  S.  5. 
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neben  der  Reglern entierung  die  beiden  Hauptfaktoren  der  gegenwärtigen 
verfehlten  Sexualpol ilik. 
a)  Juristisch- historische  Belradilongin. 
1.  Römisches  Recht. 

Um  das  spül  römische  Recht  in  seiner  ganzen  Bedeutung  zu  würdigen, 
ist  es  von  Wichtigkeit,  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Prostitution 
bei  den  Römern  zu  berücksichtigen. 

Der  Einfluß  des  römischen  Rechts  auf  unsere  Lebensführung  im  all- 
gemeinen, unser  Verhalten  in  Liebe  und  Ehe  im  besonderen,  ist  ein  sehr 
tiefer  und  nachhaltiger.  Und  sonderbarerweise  schlägt  die  neue  Reichs- 
justizverwaltung unter  dem  neuen  Minister  Heinze  eine  Richtung 
ein,  die  noch  weiter  in  die  Sphären  römischen  Rechtsdenkens  verlaufen 
soll  (Sitzung  vom  25.  Januar  1921  des  Reichstags).  Aber,  das  muB  betont 
werden,  es  handelt  sich  nicht  um  Einflüsse  des  Rechts  der  Blütezeit  Roms, 
sondern  um  jene  Pan [Ickten Weisheit,  die  von  Byzantinismus  trieft. 

Die  Etrusker  kannten,  dank  der  geschlechtlichen  Freiheit,  die  das  Weib 
nicht  zu  seinem  Nachteil  demoralisierend  monopolisierte,  den  Begriff  der 
Prostitution  im  heutigen  Sinne  überhaupt  nicht.  HANAUER  mißversteht 
zum  Teil,  wenn  er  ausführt: 

■Nicht  nur  eine  heilige  Prostitution  bestand  bei  den  alten  Etruskem,  es 
herrschte  auch  die  gastliche  und  legale  Prostitution  daselbst,  erstcre  in 
den  Wäldern  und  Gebirgen,  letztere  in  den  Städten.  Der  Umgang  mit 
Dirnen  galt  als  eine  durch  uralten  Brauch  geheiligte  Sitte.  Die  religiöse 
Prostitution  war  der  Grundgedanke  der  Luperkalien  und  Floralien, 
Feste,  die  vielfach  in  schlimme  Orgien  ausarteten.  An  den  anstößigen 
Priapusfesten  nahmen  Hetären  und  Matronen  nebeneinander  teil,  und 
auch  der  Isiskult  diente  in  Rom  einer  Form  der  Prostitution.  Es  gab 
in  Rom  20  Tempel  der  Venus,  wenn  es  auch  keine  Venusprieslerinnen 
nach  Art  der  griechischen  gab.  In  den  Tempeln  dieser  Güttin  versammelten 
sich  abends  die  Mädchen,  um  Kundschaft  zu  suchen,  von  deren  Gaben 
die  Göttin  einen  Teil  erhielt. 

Was  die  bürgerliche  Prostitution  anlangt,  so  verstand  man  unter 
Meictrices  diejenigen  Hirnen,  die  nur  inelit-  ■'srln-itf'.fni.  linier  Pmsli- 
hulae  solche,  die  Tag  und  Naclil  skti  ihrem  deu-erbe  hingaben.  Wie 
ungeheuer  verbreitet  die  i;«.'wurhs:ii jl ütjt  1  bliebe  in  Rom  war,  ergibt  sich 
aus  den  zahlreichen  fiezeithnungen  für  dieselbe,  die  jedesmal  eine  hrsniulers 
differenzierte  Klasse  bedeuteten,  je  nach  der  Örtlichkeit,  wo  sie  ihren 
Beruf  ausübte.  Die  »Alicariac  hielten  sich  z.  B.  in  der  Nähe  der  Bäche 
auf,  die  »Busluariae  Iriebeu  sich  in  der  Nähe  der  Gräber  herum,  >Kopae< 
hießen  die  Dirnen  der  Garküchen  und  Wirtshäuser.  Die  'Diobolores' 
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begnügten  sich  mit  zwei  Obolen,  dif  -Gatlinaei  waren  obdachlose  Dirnen, 
die  -Noelilucae  trieben  sich  nur  nachts  herum,  während  die  >Prosedae« 
die  Gcwolinhdt  h;i:k'u,  ihre  Kundschaft  sitzend  zu  erwarten,  'Suburantiae" 
waren  die,  die  in  der  Vorstadt  Suburra  wohnten.  >Namue«  hießen 
Zwerginnen,  kleine  Mädchen,  die  schon  vom  sechsten  Jahre  an  prostituiert 
waren.  Alle  oficiillK-licn  M.rdchen  hießen  auch  »Quaestuariae«  oder 
Quaestuosae,  weil  sie  Handel  mit  ihrem  Körper  trieben.  Unter  Trajan 
wurden  in  Rom  32000  Dimen  gezählt.')  Meist  standen  sie  nicht  altein, 
sondern  gehörten  als  Sklavinnen  oder  Freigelassene  irgend  einem  Kuppler, 
der  unter  dem  Schilde  einer  Weinwirtschaft  oder  Kierstube  sein  Gewerbe 
deckte,  oder  gar  gewin  ngierigen  Reichen  zu.  Ja  Brutus  und  Cato  fanden 
nichts  dabei,  Sklaven  zu  Wucherpreisen  auszuleihen,  da  der  Verdienst  sich 
lohnte  und  der  Dirnenlohii  fast  das  Drcißigfache  des  Arbeitslohnes  betrug. 
Eine  Arbeitssklavin  war  ofinur  120  Mark  wert,  eine  Lustsklavin  aber  4000. 
Doch  war  in  Rom  die  männliche  Prostitution  noch  verbreiteter  als  die 
weibliche.  Reiche  Männer  hielten  sich  förmlich  Harems  von  Lustknaben, 
Öffentlich  durften  Verlieiratiiiijien  mit  Knaben  und  Männern  wie  Hodl- 

Die  Bordelle  und  Lupanare,  deren  es  nach  Publius  Victor  46  in  Rom 
gab,  befanden  sich  besonders  in  der  zweiten  Region  der  Stadt,  der  Stadt- 
mauer angrenzend,  sie  werden  als  höchst  unreinlich  und  schmutzig  ge- 
schildert, so  daß  die  Besuchenden  den  Geruch  davon  mitnahmen.  Sie 
hatten  eine  bestimmte  Anzahl  von  Zellen,  über  jeder  derselben  befand 
sich  der  Name  der  Dirne  und  der  Preis  der  Benutzung.  Der  Bordell- 
wirt hieß  Leno,  was  eigentlich  Kuppler  bedeutet.  Die  Bordelle  durften 
nicht  vor  nachmittags  4  Uhr  geöffnet  sein.  Die  Dirnen  Bußen  oder  standen 
vor  den  Lupanaren,  um  die  Vorübergehenden  anzulocken.  Fand  sich  ein 
Liebhaber  ein,  so  wurde  über  die  Türe  -occupata-  geschrieben. 

Stätten  der  Prostilution  waren  ferner  die  Theater  und  Zirkus,  wo  die 
Dirnen  sich  während  als  gleich  nach  der  Vorstellung  preisgaben.  Sie 
unterstanden  den  Ädüen  und  waren  zur  Anmeldung  ihres  Gewerbes 
gezwungen.  Sie  wurden  in  eine  Liste  eingetragen,  zahlten  die  Prostitutions- 
steuer und  erhielten  damit  die  Licentia  stupri.  Sie  mufiten  sich  durch 
ihre  Kleidung  vor  den  ehrbaren  Frauen  kenntlich  machen  und  waren 
gezwungen,  eine  Haube  und  eine  blonde  Perücke  zu  tragen,  durften  nur 
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eine  kurze,  vorn  offene  Toga  anlegen,  ferner  waren  ihnen  rote  Schuhe 
vorgeschrieben,  bis  Hadrian  diese  für  die  Tracht  des  Kaisers  in  Anspruch 
nahm.  Außer  in  den  Bordellen  wurden  auch  in  den  Kneipen  und  Gar- 
küchen von  den  Wirten  Dimen  zum  Vergnügen  der  Gäste  gehalten. 
Sic  bedienten  die  Gäste,  unterhielten  sie  durch  Tanz  und  Musik  um]  gaben 
sich  nach  Belieben  preis,  sie  entsprachen  aiso  iinsL-reii  heutigen  Animier- 
ticllnerinnen.  Als  Stätten  dir  Prostitution  sind  endlich  noch  die  Bäder  zu 
erwähnen,  die  sich,  da  beide  Geschlechter  dasselbe  Bad  gemeinsam  benutzten, 
linier  den  späteren  Kaisern  von  iiordeller;  nur  iMcti  wenig  unterschieden. 

Wie  in  Hellas,  so  gab  es  auch  in  Rom  neben  den  gemeinen  Dirnen 
ein  privilegiertes  Hetären  tum,  eine  aristokratische  oder  ästhetische  Abart. 
Ihre  Mitglieder  hießen  Bonae,  um  anzudeuten,  dafi  sie  in  ihrer  Art  voll- 
endet waren,  sie  zeichneten  sieh  nicht  allein  durch  ihre  sorgfältige  Klei- 
dung, sondern  auch  durch  ihre  l.lilduiij;  vor  den  römischen  Frauen  ans 
und  hatten  einen  großen  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  Moden,  der 
Kunst  und  Literatur,  ohne  allerdings  den  zu  erreichen,  welchen  die  Hetären 
in  Athen  besaßen.  Entweder  wurden  sie  von  einem  einzelnen  unter- 
halten, ihrem  Amicus,  oder  sie  gaben  sich  doch  nur  den  Reicheren  in 
ihren  Privatwohn ungen  hin,  sanken  allerdings  nachher,  wenn  die  Zeit 
ihrer  Blüte  vorbei  war,  zu  gemeinen  [luhlerinnen  oder  seihst  zu  Gassen- 
d  imen  herab. 

Staatsmänner  und  Dichter  konnten  den  Umgang  mit  den  Hetären  nicht 
entbehren,  Cicero  saß  an  der  Tafel  der  Citeris,  die  Liebesabenteuer  des 
Horaz,  Catult,  Properz,  Tibull,  Ovid  und  Martial  sind  berühmt 
geworden,  und  die  Hetären,  ihre  Gelichten,  sind  in  unsterblichen  Ge- 
dichten von  ihnen  besungen  worden. 

Wie  in  Griechenland,  so  verbreitete  sich  auch  in  Rom  die  Unzucht 
nach  und  nach  unter  die  Töchter  und  Frauen  der  Bürger,  obwohl  die 
Ädilen  besonders  darauf  zu  sehen  hatten,  daß  keine  Matrone  sich  preis- 
gab. Allerdings  wurden  Ehefrauen,  die  des  Ehebruches  überführt  wurden, 
strenge  bestraft.  Sie  wurden  eingesperrt  und  mußten  sich  öffentlich 
preisgeben,  wobei  jedesmal,  wo  dies  geschah,  ein  Zeichen  mit  einer  Glocke 
gegeben  wurde,  ein  Verfahren,  das  von  Theodosius  aufgehoben  wurde. 
Die  Strafen  suchten  sie  vielfach  dadurch  zu  umgehen,  dafi  sie  sich  als  Dimen 
anmeldeten,  ein  Liiiwcscn.  welchem  durch  die  Lo:  l'apra  cestcueri  wurde. 

Zur  Zeit  der  Kaiser  nahm  die  Lasterhaftigkeit  in  Rom  eine  ungeheure 
Ausdehnung  an,  da  die  Kaiser  Tiber  ins,  Nero,  Caligula,  Heltogabal 
und  die  berüchtigte  Messalina  mit  dem  schlechtesten  Beispiel  voran- 
gingen. Während  früher  die  Bordelle  nur  von  den  der  niedrigsten  Klasse 
des  Volkes  besucht  worden  waren,  waren  nunmehr  Hohe  und  Niedrige 
in  den  Kneipen  und  Garküchen  zu  finden.  Die  Kaiser  begnügten  sich 
nicht  damit,  einen  Harem  zu  besitzen,  sondern  sie  legten  sich  selbst 
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Bordelle  in  ihren  Patasien  an,  worin  die  Vornehmen  bald  nachfolgten, 
indem  sie  ähnliche  Institute  auf  ihren  Landgütern  errichteten.  Ais  Caligula 
zur  Regierung  kam,  führte  er  den  Hurenzins  als  Slaatsahgabe  ein,  wobei 
der  achte  Teil  de*  Verdienstes  der  Dirnen  an  den  f-'iskus  abgeliefert  werden 
mußte.  Auch  Kuppler  und  Dimenwirte  wurden  mit  einer  Steuer  belegt. 

Alexander  Severus  hehielt  die  Steuer  zwar  bei,  aber  er  bestimmte-  den 
Frlös  zur  Uiik'i  li.illiimj  iler  iiffentlieht-ii  Gebäude,  der  Theater  und  Zirkus. 
Heliogabal  richtete  ein  Gemach  in  seinem  Palast  als  Bordell  ein,  an 
der  Tür  stellte  er  sich  unbekleidet  auf  und  rief,  wie  die  Dirnen  pflegen, 
die  Vorübergehenden  an,  sie  möchten  eintreten;  auch  schickte  er  andere 
Personen  aus,  um  Kundschaft  für  -eine  Bordelle  anzuwerben.  Spätere 
Kaiser  nahmen  jedoch  den  Kampf  gegen  die  Prostitution  auf.  So  lieli 
Kaiser  Alexander  Severus  die  Namen  der  vornehmen  Damen,  die  sich 
in  die  Liste  de?  Prostituierte»  hatten  eintragen  lassen,  veröffentlichen,  die 
Lex  Julia  verbot  die  Ehe  von  Freien  mit  Prostituierten  und  die  Lex 
Julia  und  Papes  die  Ehe  von  Senatoren  mit  ihren  Abkömmlingen.« 

Treffliche  Schilderungen  der  sexuellen  Zustünde  im  alten  Rom  hat 
Freiherr  von  Reilzenslcin  geliefert  und  Ferrero  schildert  sie  in 
seinem  grollen  Werke  'Roms  Grölte  und  Untergang«  wesentlich  anders 
als  Hanauer.  Die  sexuelle  Sitten losigkeil  rilt  erst  unter  den-,  römischen 
Bauernvolke  nach  der  Berührung  mit  den  Griechen  und  nach  den  cäsari- 
sehen  Eroberungszügen  ein.  Um  die  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  chrisll. 
Zeitrechnung  haben  Ausschweifung  und  Genußsucht  einen  Höhepunkt 
erreicht,  daß  man  flugs  au  die  ersten  Wochen  der  Revolulionsani  von  1918 
erinnert  wird.  Petronius  entwirft  in  seinem  -Gastmahl  desTrimslchio' 
ein  widerliches  Bild  von  dem  wüsten  Treiben  der  »großen  Welt«,  das 
eben  nur  durch  eine  strenge  Gesetzgebung  gczügcli  werden  konnte. 

Der  gewöhnliche  Laie  kann  sich  von  den  sexuellen  Ausschweifungen 
der  römischen  »Bourgeoisie!  schwerlich  eine  Vorstellung  machen.  In 
Paulys  Real-Encycl.  der  klass,  Altertümer  II  liefert  der  Fachmitarbeiter  ein 
Bild  in  groben  Umrissen,  das  aber  trotzdem  genügt,  dem  Leser  den  Sach- 
verhalt vor  Augen  zu  führen.  Es  wurde  der  unnatürlichsten  Wollust  ge- 
frönt; wer  sich  nicht  preisgeben  wollte,  wurde  genotzüchligt  und  unier 
Umständen  gar  beiseite  geschafft:  Männer  und  Frauen  tobten  in  mystischen 
Vcr/ucl-auigen.  Ja,  da  zeigte  es  sich,  nur  allzu  ItraB,  wie  verführerisch 
seuchenartig  die  Unsittlich  heil  werden  kann,  wenn  sie  in  der  Maske  des 
heiligen  Kultes  auftritt  und  so  dem  Gesetze  den  Boden  der  öffentlichen 
Moral  entzieht  —  kurz,  den  allgemeinen  Hcelitszuslaud  gefährdet.  Der 
Wendepunkt  muBte  überschritten  werden.  Durch  strenge  Untersuchung 
wurde  ganz  Italien  in  Schrecken  verstlül;  an  700  Personen  wurden  hinciu- 
verstrickt,  zahlreiche  Hinrichtungen  fanden  statt. 
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Die  Frage  des  Bordellsystcrns  und  seiner  Beziehungen  zum  Rechte  ist 
im  juristrschcu  Sinne  derjenigen  gleich  zu  selben,  .. L -,:  fragt.  <il>  das  fie- 
f.k-iifii  -»genannter  iihViilllchcr  Häuser  mit  dem  Strafgesetze  in  Einklang 
gebracht  werden  kann,  i  iier  handelt  es  sich  darum,  festzustellen,  nb  cir.  Ver- 
stoß gegen  das  Delikt  der  Kuppelei  vorliegt,  deren  Enhvickelungsgeschichte 
kurz  dargestellt  werden  soll.  Der  Dcliktsbegriff  der  Kuppelei  ist  bereits 
dem  römischen  Rechte  nicht  unbekannt.  Wenn  die  Körner  die  Kuppelei 
auch  niclit  zur  Kategorie  der  selbständigen  Vergehen  oder  Verbrechen, 
entsprechend  dem  Sinne  des  modernen  Rechtes,  zählen,  so  stellt  sich  diese 
doch  bereits  in  formeller  Beziehung  als  ein  besonderes  Delikt  dar.  Aller- 
dings geilt  aus  den  betretenden  (Juellcn stellen  zweifellos  hervor,  dal!  das 
Lenocinium  grundsätzlich  als  Teil  nah  mehandlung  aufgefaßt  wird.  Dem- 
gemäß kann  nur  dann  eine  Strafe  Platz  greifen,  wenn  es  wirklich  zur 
Unzucht  gekommen  ist.  Hierauf  bezieht  sich  folgende  Stelle,  welche  zu- 
gleich eine  Definition  des  Kuppeleibegriffes  enthält:  Dig.  III,  Tit.  II,  handelt 
»de  his,  qui  nolantur  infamia«  und  unter  4,  §  2  heißt  es:  »Ait  praetor: 
»qui  lenocinium  fecerit«  -r  »lenocinium  facit  qui  quaestuaria  maneipia 
habuerit:  sed  et  qui  in  libcris  liunc  quaestttm  exereet,  in  eadem  causa  est ').« 
»Wer  sich  Gewinn  verschafft  durch  Halten  von  Btihldimen  oder  dadurch, 
dafi  er  seine  eigenen  Kinder  mißbrauchen  läßt,  ist  Kuppler').«  Diese 
Interpretation  der  Digestenstelle  ist  zweifellos  unrichtig3).  Es  liegt  offen- 
bar eine  Verwechslung  vor  zwischen  »majicipium<,  welches  in  diesem 
Zusammenhange  gleich  servus  ■■  ist,  und  merelrix«,  was  allerdings  »die 
iSlltlhlirucs  besser  die  Prostituierte  tieilit'!.  <;uacsttiaria  maneipia-  wird 
matt  am  besten  mit  ■liordelkvirt-chail  übersetzen,  Zinna]  hierin  das  Motiv 
des  Fügen  nutzes  eutliaheu  ist  und  zugleich  die  Anuahir.e.  daß  es  sich  um 
Sklavinnen  ')  handelt,  wie  es  in  einem  Sklavenstaate  von  der  Ausdehnung 
des  imperialistischen  Rum  kamt:  anders  möglich  gewesen  sein  dürfte.  Im 


')  Weiter  heißt  es:  Sive  aulem  piiriiäpaliirr  Inn-  rii'itoliiirii  i^iiiit.  -ive  alleritis 
negotiationis  accessione  ritalur,  -  utputa  si  caiipt-  iui:  vcl  stabil  larius  et  maneipia 
lalin  hahnil  miiiistr.iiiti.i  et  mvasiune  minisierii  [|iiiu'.tain  Im  iiTitiii :  si-.-f  balneatnr 
fucrit.  vtlut  in  qmhuidilm  pruvirieii.-.  Iii  :[L  balincis  ,1(1  cuslüdietlda  vesnincllla. 
coinlnct.i  liabt'llf  maneipia  hoc  geillis  ntisi-rx  ls  hmjl  in  oflicina  —  Ifiieiinii  pin'na 
tenebitur-. 

')  Übersetzung  von  Engels  in  Die  Kontroverse  liber  die  Vollendung  des 
D.likre.  hei  d,T  Kupple!  .  1S.-14. 

•)  Vgl.  A.  Bacharach:  Der  Betriff  der  Kuppelei-  1011.  .Kuppelei  treibt, 
wer  sich  Gewinn  verschafft  durch  Halten  von  Sklavinnen,  aber  auch,  wer  mit 

')  Merelrix  von  mereor,  gr.  |i*tp°|ua  ^  Anteil  erhalten,  sein  Glück  machen, 
aar  '.einen  Fäil  aber  hnhleil  .idvr  gar  .ich  rei-i^i-hcii :  vgl.  Walde,  l.ai. 
etymol.  Wbch.  1910. 

')  Maneipia  können  auch  Sklaven  sein,  ja  es  gab  in  Rom  sogar  Bordelle  für 
Päderasten. 
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Gegensätze  hierzu  kann  nur  die  Rede  sein  von  der  Verkuppelung  freier 
Personen. 

In  früh  römischer  Zeil  handelte  es  sich  beim  maneipium  lediglich  um 
Erwerb  von  Rechten  über  die  Frau  d.  h.  ihre  Losiösung  aus  der  väter- 
lichen Gewalt.  An  Bordell  ist  nicht  zu  denken.  Alles  was  als  Bordcll- 
wirtsctiaft  und  Prostitution  gedeutet  wird,  muß  in  spätere  Zeiten  verlegt 
werden;  besonders  das,  was  Hanauer  berichlet.  Was  in  der  allen  Zeit 
(reit  Liebe  war,  wurde  in  einer  späteren  j.tir  feilen  Prostitution. 

Es  entspricht  der  rumischen  Auffassung,  dali  ein  Gewinn  nur  infolge 
tatsächlich  begangener  Unzucht  erzielt  wird,  und  daß  sich  die  Kuppelei 
im  römischen  Rechte  als  Teil  nah  mehandlung  kennzeichnet,  ist  aus  den 
i|!talihm'rten  Fällen  des  Inn icinmm  ersiVklljrli.  tfs  ;ind  vorwiegend  einige 
Bestimmungen  der  »lex  Julia  de  adulleriis  nnwuliv-,  welche  diese  An- 
nahme rechtfertigen.  Die  Vorschriften  über  die  Kuppelei  finden  beispiels- 
weise Anwendung,  wenn  ein  Ehemann  '),  welcher  seine  Frau  verkuppelt, 
aus  Gewinnsucht  den  Ehebruch  gestattet,  oder  die  auf  frischer  Tat  be- 
troffene Ehebrecherin  nicht  verstölil.  In  dieser  Beziehung  ist  die  Frau 
dem  Manne  völlig  gleichgestellt,  denn  auch  sie=)  verfallt  der  angedrohten 
Strafe,  wenn  sie  aus  dem  Ehebrüche  ihres  Mannes  einen  materiellen  Vor- 
teil zieht.  Die  zitierten  Sellen  beziehen  sieb  lediglicli  «uf  den  Ehemann 
und  die  Ehefrau,  allein  der  Ehegarte,  welcher  seine  Kinder  der  Unzucht 
preisgibt,  wird  nur  wegen  Beihilfe  zum  >stuprum-  btslraft.  Hierdurch 
sehen  wir  diis  lenocinimri  wiederum  als  Teünallmchaiidlun;;  charakterisiert 
und  im  Einklänge  mit  dieser  Auffassung  kann  nur  dann  der  gesetzliche 
Strafanspruch  gellend  gemacht  werden,  wenn  das  Hauptdelikt  tatsächlich 
begangen  ist.  Ist  dieses  der  Fall,  so  trifft  allerdings  den  Täter  in  seiner 
besonderen  Eigenschaft  als  Vater  eine  einsprechend  harte  Strafe.  Später 
ist  es  von  Tlieodosius  IL'1)  überhaupt  verholen  worden,  daß  ein  Vater 
seine  Tochter  an  einen  gewerbsmäßigen  Kuppler  veräußert,  und  dieses 
Verbot  erstreckt  sich  auch  auf  den  Verkauf  von  Sklavinnen  zum  Zwecke 
der  Unzuchtsverübung.  Mit  derselben  Strafe,  wie  der  Ehemann,  der  seine 
Frau  verkuppelt,  wird  ferner  bedroht,  wer  einen  Ehebruch  oder  ein  sfupnim 
befördert.  Seit  Justiniau')  rührt  die  strafrechtliche  Gleichstellung  des 
Ehebrechers  mit 'demjenigen  her.  welcher  einen  fremden  Ehebruch  be- 
fördert. Während  also  das  römische  Recht  bis  im  dieser  Zeil  das  einfache 


')  Dig.48,5,  2,  g2:  -Lenocinii  quidem  crimen  lege  Julia  de  adulteris  prae- 
scriptum  esl,  cum  sit  in  enm  mariliim  poena  statuta,  qui  de  adulterio  un.ris  suae 
[[nie  cepcni,  ilem  in  e:i:ti,  qui  in  ad^terio  deprelienssin  rc:inuer;l. 

'I  Dig.48,5,  34,  §  2:  -5i  uxor  es  adultcrio  viri  praeminm  iceeperit,  lege  Julia 
ltuasi  adulttra  Wdn:.     (Vgl.  .n.eli  Di;,.  4S.  5,  1.«.  [ir.  i:n.l  t.  10.  §  1  U.A.) 

■)  Vgl.  CTIseod.  XV,  S,  2:  C.  just.  1,  -I,  12. 

')  Vgl.  Nov.  134  Kap.,  10  pr. 


Digiiized  tr/  Google 


Digilizedby  Google 


102 


Magdalena  und  bcjfamieü  ein  rar  iickjie/'iiieiics  und  keusehes  Lehen.  Die 
Verfolger  der  christlichen  Religion  sahen  in  der  Keuschheit  den  Kern  der 
christlichen  Lebi/iiwUifiassiiii);  und  eine  Htlti Ji^itsij;  der  heidnischen  Re- 
ligion. Zur  Strafe  zwangen  sie  daher  die  christlichen  Frauen  zur  Aus- 
übung der  öffentlichen  Prostitution,  wenn  s^e  sich  weigerten,  im  Hpier- 
dienst  der  heiligen  Götter  teilzunehmen. 

Doch  gab  es  auch  beim  Urchristentum  wieder  Rückfälle,  namentlich 
in  der  religiösen  Prostitution,  und  2war  bei  großen  Sekten,  deren  Lehre 
die  Weibergemeinschalt  forderte.  Die  Sekte  der  Nikolaiten  machte  das 
Aui^eben  jeden  Sch.HTik'cfLilils  in  (,'esclLleduliclien  Dingen  zur  rclijriöfcii 
Pflicht.  Sie  i-erschmnl/en  spater  ?u  den  Ur.osiikern  Ka i post rates 
lehrte  seinen  Anhängern,  das  Schamgefühl  wc  eine  Beleidigung  drr 
Gottheit  Em  Anhänger  der  Sekte  der  Kaqioslnr.anc..  ['rudikus.  der 
Gründer  de;  Sekte  der  Adaniüeu.  t  et  langte  «ff entlieht'  Vermischung  beider 
Geschlecl.Kr.  Llie  Sekte  der  KflifülCii  «.ar  mehr  oCcr  minder  widernatür- 
licher Knzudil  ergehen.  Wenn  audi  J.r  christli  In  Kult  sllfnjhllch  die 
religiöse  Prostitution  eindämmte,  so  besaß  d:e  ah-  Hthgiun  doch  noch 
eint  starke  Aiili.injrcrsihif!,  und  die  heimliche  Verehrjng  der  alten  (iuttcr 
Wieb  andauernd  mit  der  Ausübung  der  religiösen  l'mslilulion  verknüpft. 
Auch  die  ga'ttre'jnd-chafM  ichc  l'ni,titutic>n  begann  hei  den  Krcmitcn 
und  ersten  Müncher.  wieder  ?u  entslehcit.  Der  legalen  Prostitution  (regen- 
über  nahm  August  in  dur'.  I  «ci-m-i  .iM:  miuI.i-  >-.,i.lpunkt  ein.  de;in 
er  sagte  ir,  seiner  Abhandlung  übe:  die  Ordnung,  nenn  man  die  Pro- 
stitution uiiterdrürlie.  »erde  ma:i  alles  durrh  die  Heftigkeit  der  Leiden- 
schaften lerstoren  Ähnlich  wie  die  Kirrhenf nisten  dachten  die  chusl- 
lichen  Kaiser  über  die  I 'Institution.  Sie  betrachteten  diese*  soziale 
Phänomen  als  ein  notwendiges  und  unheilbares  Übel,  das  man  nur  ein- 
zudämmen, be/idiurigiweiw  /.u  vcrbeiitiliduii  biiiucbc.  Mau  glaubte  in 
der  Prostitution  einen  Schutz  gegen  Gewalttaten,  Ehebruch  und  Ver- 
führung ehrbarer  Frauen  zu  haben.  Auf  der  anderen  Seite  versuchten 
die  Kaiser  die  Quelle  des  Übels  dadurch  zu  verstopfen,  daß  sie  die 
Kuppelei  unter  sehr  strenge  Strafen  stellten.  Ulpian  sah  die  Prostitution 
als  ein  durchaus  legales  Rechtsgeschäft  an,  das  bestimmten  Regelungen 
unterworfen  war.  Der  Kaiser  Konstantin  der  Grolle  war  lebhaft 
bemüht,  eine  durchgreifende  Sittenpolizei  einzuführen,  doch  gelang  ihm 
dies  nicht,  denn  die  Demoralisation  hatte  alle  Stände  der  damaligen 
Gesellschaft  ergriffen.  Konstantinopel  hatte  in  jeder  StraHe  Lupanare, 
und  Weiber  und  Männer,  die  aus  der  Unzucht  ein  Gewerbe  machten, 
wohnten  in  jedem  hause. 

Bei  den  alten  Germanen  war  die  Prostitution  verpönt.  Ein  altes  golisches 
Gesetz  bestimmte,  daß  eine  der  Prostitution  uberführte  Frau  aus  dem 
Stamm  ausgestoßen  werde.  Bei  den  Westgoten  verbot  ein  Dekret  des 
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immer  mehr  in  Verfall  geritten,  tauchte  auch  bei  ihnen  die  Prostitution 
auf.  und  die  Kenntnisse  des  morgcnlandi scheu  Lebens,  der  steigende 
Handelsverkehr  der  Städte,  der  sich  aus  demselben  entwickelnde  Reich- 
tum, die  Ehelosigkeit  des  Klerus,  die  Ausschweifungen  des  Adels  und 
der  höheren  Stände  bewirkten,  daß  sie  in  Deutschland  immer  mehr  an 
Ausdehnung  gewann. 

Wohl  unterdrückte  Karl  der  Grobe,  wie  sich  aus  einem  Kapitularium 
ergibt,  die  Prostitution  sowohl  in  seiner  Residenz  wie  in  den  bescheidenen 
Hütten  der  niedrigsten  Sklaven.  Allein  unter  seinen  Nachfolgern  breitete 
sie  sich,  ermutigt  durch  das  indifferente  Verhalten  der  Polizei,  rasch  im 
Volke  aus,  und  zwar  aus  Gründen,  die  Kautzsch  in  seinem  »Umsturz 
und  SOiialismus<  (1919)  mit  den  Karlingisclien  Erobern ri es kriegen  erklärt. 

Der  allgemeine  Sittenverfall  im  13.  und  14.  Jahrhundert  [infolge  der 
Kreuzzuge  Dr.  i  1.1  hegim-ligtc  im  hohen  Maid-  die  Ausbreitung  und  Ver- 
allgemeinerung der  Prostitution.  Niunentliet:  hatte  im  13.  Jahrhundert  die 
sittlicht  Verwilderung  des  Klerus  und  der  Klöster  einen  grüßen  Umfang 
angenommen.  Viele  Nonnenklöster  verwilderten  geradezu  zu  Bordellen. 
Thomas  von  \quin  hatte  die  Duldung  der  Prostitution  und  der  Bordelle 
unter  lieriiiursg  auf  den  heiligen  Augustinus  empfohlen.  Bei  der  «rollen 
Synode  zu  Aachen  wurde  geklagt,  da  Ii  maneiie  fVaueiiklii-ler  fast  Bordelle 
geworden  seien,  und  in  Köln  mußten  im  13.  und  U.Jahrhundert  strenge 
Gesetze  gegen  die  Kupplerinnen  erlassen  werden,  welche  den  Geistlichen 
Dirnen  zuführten  und  Madchen  zur  Unzucht  verleiteten. 

Das  Mittelalter  war  charakterisiert  durch  die  Doppel  Stellung,  welche 
die  Prostituierten  einnahmen.  Auf  der  einen  Seile  war  die  Billigung  des 
Verkehrs  mit  den  Prostituierten  zu  ver/fielmeii  und  die  Anerkennung  der- 
selben, auf  der  anderen  Seite  wurde  ihnen  gründliche  Verachtung  zuteil, 
und  man  rechnete  die  Dirnen  zu  den  unehrlichen  Leuten.  Die  mittelalter- 
liche Prostituierte  ist  offizielle  Persönlichkeit  und  Paria  der  Gesellschaft 
in  einer  Person  (J.  Bloch).  In  ursächlicher  Hinsicht  trugen  im  Mittel- 
alter neben  dem  sittlichen  Verfall  im  die  weilen-  Verbreitung  der  Prosti- 
tution auch  besondere  wirtschaftliche  Gründe  [nämlich  infolge  häufigen 
Wechsels  der  Arbeitsstätten;  Kautzsch,  a.  a.  O.  Dr.  D.l  bei.  So  die 
Frauenfrage  im_ Mittelalter  (Bücher),  der  Frauenüberschuß,  der  viel  größer 
war  wie  heute,  die  Frage  der  erhöhten  Männersterblichkeit  sowie  die 
grolle  Menge  der  Zülibatärc. 

Hinsichtlich  der  Klassifikation  konnte  die  Prostitution  genau  so  wie 
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heute  geschieden  werden  in  eine  offizielle  und  geheime,  in  eine  kasernierte 
und  frei  wohnende,  in  eine  seßhafte  und  regierende  und  fluktuierende. 

En  erster  Linie  steht  die  staatlich  privilegierte,  zunftmäßig  orga- 
nisierte und  beaufsichtigte  und  in  den  Frauenhäusern  kasernierte 
Prostitution. 

Die  Frauenhäuser  lassen  sich  in  Deutsehland  bis  zum  13.  Jahrhundert 
zurückverfolgen.  Sit  wurden  als  notwendiges  Übel  anjicseheu  nicht  mir 
zum  Schlitze  ehrbarer  Frauen  und  Jungfrauen,  sondern  auch  um  die 
Unsittl  ich  keil  einigermaßen  überwachen  zu  können.  Ihr  Besuch  galt  unter 
besonderen  Voraussetzungen  im  Mittelalter  nicht  als  unpassend.  Die 
Frauenhiuiscr  wurden  ecsen  gewisse  Gebühren  vom  Landes  lierm  oder 
Stadtrat  konzessioniert,  in  der  Meinung,  dar!  sie  weniger  Schaden  anrichten 
würden  wie  die  nicht  kriücruiertt  l'nisliiutinii.  Selbst  die  Päpste  in 
Aviation  Versalien  solche  Koii/cssii inen.  Sie  waren  fast  überall  Eigen- 
tum der  Fürsten  oder  Städte,  entweder  zum  Vorteil  dieser  durch  Beamte 
verwaltet  oder  an  Pächter,  die  Frauenwirte  oder  Ruf  fianc  gce.cn  bestimmten 
wöchentlichen  Zins  verpachtet.  In  Frankfurt  besall  der  Rat  nicht  aus- 
schlicllliches  Rcsilzrccht  au  den  Fraucnliäuserti,  sondern  solches  kam  auch 
den  geistlichen  Stiftern  zu.  In  Strallbiirp;  lieli  der  Rat  das  Frauctihaus  auf 


eigene  Rechnung  verv 
herrliches  Regal,  eine 
und  geistlicher  Stifter. 

Polizeiverordnungen  I 

Die  Abgabe,  welct 
zu  bezahlen  hatten,  i 
publicae  eine  verschic 
nach  Kopfzahl  Demes 

Die  oberste  Aufsic! 
selbst  oder  der  nieder 
das  bereits  im  Jahre  1 
Bordell  besaß,  übte  i 
über  die  Dirnen  aus. 

Gröllere  Städte,  v, 
mehrere  Bordelle,  ab 
wolmern  wiesen  ein  i 

antwortlich  waren.  I 
vereidigt  In  Wür 
sein  und  Frauen  z 


Oft  w 


Ertrag  d 


über  die  Frauenhimscr  führte  entweder  der  Rat 
Beamte,  der  Stocker  und  Scharfrichter.  In  Berlin, 
10  in  der  heutigen  Rosen  gasse  ein  privilegiertes 
r  Scharfrichter  die  Aufsicht  und  Gerichtsbarkeit 


werben.  In  Genf  wurde  eine  Dirnenkönigin  gewählt, 
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di«  dem  Rat  einen  Eid  schwor.  Einheimische  durften  nicht  ins  Bordell 
aufgenommen  werden,  und  es  mulilc  immer  eine  bestimmte  Mindestzahl 
vorhander:  sein,  in  Ulm  m  utile  der  Fraucnw.rt  14  Mädchen  halten  Die 
Rekrutierung  des  Bordells  erfolgte  oft  von  weit  her.  Ober  Ranz  Deutsch- 
land, ja  Über  das  Ausland  nach  Venedig  und  London  verbreitere  sich 
ein  schwunghafter  Handel  mit  schöner  Ware,  vor  allem  begehrt  waren 
die  schwäbischen  und  sictjiischen  Madchen 

Die  Frauenhausordnungen  schrieben  im  einzelnen  vor,  dali  keine  ver- 
heirateten Frauen  aufgenommen  werden  durfte!.,  dienst)  war  Fiiemänneni 
und  Juden  der  Zutritt  nicht  gestattet.  Gegenüber  Juden  wurde  die  Vor- 
schrift strenge  befolgt,  und  sie  wurden,  dort  betroffen,  mit  dem  Tode 
bestraft,  wie  auch  der  Buhlschaft  mit  Jüdinnen  überwiesene  Christen 
hingerichtet  wurden.  Auch  Priestern  wurde  meist  der  Zutritt  untersagt. 
Nach  der  Würzhurger  Frauen hausordnung  von  1472  durften  jedoch 
Oeislliche  die  Frauenhäuser  bei  Tage  besuchen,  nur  nachts  sollten  sie 
nichi  darin  liegen. 

Am  Vorabend  von  Sonntagen  und  Feiertagen,  wie  an  diesen  Tagen 
selbst,  sollen' die  Frauenhäuser  wenigstens  vormittags  geschlossen  sein. 
Den  Wirten  und  Wirtinnen  war  verboten,  die  Mädchen  allzusehr  in  ihrer 
Freiheit  zu  beschränken  und  zu  übervorteilen.  Sie  mußten  diese  freund- 
lich behandeln  und  während  der  Periode  und  Schwangerschaft  nicht  zur 
Preisgabe  nötigen.  Die  Mädchen  konnten  das  Bordell  verlassen,  wann 
sie  wollten,  sie  hatten  dem  Wirte  bloß  Kost-  und  Wohngcld  zu  erlegen. 
Mancherorts  kümmerte  sich  die  Stadtobrigkeit  sogar  um  die  in  den 
Frauenliäuscrn  verabreichte  Kost.  In  Ulm  wurden  sie  zur  Arbeit  angehalten, 
und  aus  dem  Erwerb  der  Arbeil  wurden  krank  und  brotlos  gewordene 
Frauen  häuslerinnen  unterstützt.  —  Die  erste  Nachricht  über  die  ärztliche 
Untersuchung  der  Dirnen  stimmt  aus  Frankfurt.  Hier. war  der  Stadt- 
arzt bereits  1354  mit  der  ärztlichen  Untersuchung  der  öffentlichen 
Weiber  betraut,  krank  befundene  wurden  in  den  Franzosenhäusern  unter- 
gebracht. 

Die  Madchen  waren  meistens  angehalten,  besondere  Kleidung  oder 
Abzeichen  zu  tragen.  In  Frankfurt  schrieb  1468  der  Rat  den  Dirnen  vor, 
keine  goldene  Kette,  keinen  Samt  oder  Atlas  zu  tragen.  Im  übrigen  war 
die  Stellung  der  Insassinnen  verschieden.  An  einem  Orte  wurden  sie 
dem  Henker  zur  Aufsicht  ubergeben  und  auf  dem  Schindanger  begraben, 
an  anderen  Orten  besaßen  sie  große  Vorrechte,  wurden  sogar  mit  dem 
Bürgerrechte  beschenkt,  u.  a.  in  Frankfurt,  wo  sie  in  das  Bürgerbuch 
eingetragen  wurden,  durften  einen  Zunftzwang  ausüben  und  an  städtischen 
Festen  und  Tänzen  teilnehmen.  Bei  ieierlidieu  Lumpen  wm-ders  sie  zu 
der  damals  iiiilidieii  Austeilung  vim  liliimensträulieitbemit/i.  Als  Allireclitll. 
1438  in  Wien  einzog,  wurden  die  Dimen  der  Frauenhäuser  von  den 
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Stailtheiiordcn  mit  liliimcrisiräulicn  den  hohen  Gästen  zum  Empfang 
eiitgcgenBcsandt.  Dasselbe  war  1452  der  Fal!  beim  Einzug  des  Königs 
Ladislaus  Posthumus  in  Wien.  Aus  den  Wiener  Sladlrechlsbü ehern  lies 
15. Jahrhunderts  ersieht  man  auch,  daß  die  hohen  Fremden  von  Bürger- 
meisterund Rat  in  den  Bürgerhäusern  bei  Festen  und  Tänzen  mit  schönen 
Frauen  regaliert  wurden,  und  Kaiser  Siegmund  wuöle  dem  Berner 
Stadtmagistrat  öffenilichen  Dank,  dafi  er  dem  kaiserlichen  Gefolge  einen 
dreitägigen  unentgeltlichen  Zulritt  von  Frauen  häusern  der  Sladl  gestattet 
habe. 


überführt,  um 


;iiikfi;n 


,.  .1,,  Mo 


ladt  z 


Betrieb  aller 
.■s  gefiel  ihnen 
sie  nach  Be- 


(jroKc  Scharen  vnn  r>imen  lolglrn  auch  dem  HcercstruK  w.hon  <eit 
dem  1 4.  und  1 5.  Jahrhundert  Sie  unterstanden  hier  einem  eigenen  Kom- 
mando, tltiti  (.iciieMlproiDli,  weif  her  ancli  Hiirt-iiwriiliel  luin nl  wurde. 
Friedrich  Barbarossa  verbot  1 1  SS  den  Kriegsieuten  bei  schwerer  Strafe, 
Dirnen  bei  sich  im  Quartier  zu  haben    [Vi;  belriiffemvi  llifr-on  wurde 


Dfcjiiized  by  Google 


Hdratslahigkeit  >ier  Prostituierten 


107 


die  Nase  abgeschnitten.  Bei  der  Belagerung  von  Neiill  durch  Karl  den 
Kühnen  waren  nicht  weniger  als  4000  gemeine  Weiber  anwesend.1) 

Schon  früh  setzten  die  Bestrebungen  ein,  gefallene  Mädchen  wieder 
einem  ordentlichen  Leben  zuzuführen,  es  wurden  Anstalten  gegründet 
zur  Besserung  reumütiger  Prostituierter,  die  zugleich  Zufluchtstätten  für 
die  bedrohte  Unschuld  waren.  In  Strasburg  hatte  ein  Priester  schon  1 225 
eine  Klause  für  die  Bußfertigen  errichtet.  Durch  ein  päpstliche«  Brcve 
wurden  die  von  ihm  bekehrten  Frauen  unter  dem  Namen  der  Reiterinnen 
ilvn'  Qnli?n  der  heiligen  Magdalena  a[]geschli!SHe:i.  In  Wien  wurde  bereits 
im  14.  Jahrhundert  ei:;  rhu-:  der  Büßerinnen  errichtet,  zahlreiche  andere 
Städte  folgten  nach.  Auch  war  das  Bestreben  eorherr.schcnd,  die  gefallenen 
Mädchen  durch  Heirat  wieder  einen:  ehrlichen  Leben  zuzuführen,  llier/.n 
wurden  Vermächtnisse  gestiflel,  inu  denen,  welche  ein  gefallenes-  Mäd- 
chen heirateten,  eine  Summe  Oeldes  zu  gewähren.  Papst  Innozenz  er- 
klärte 1108,  es  sei  ein  verdienstliches  Werk,  sie  zu  heiraten.  Auch  in 
Wien  durften  die  Dirnen  geheiratet  werden,  fiel  jedoch  eine  solche  in  ihr 
altes  Lehen  zurück,  so  wurde  sie  in  der  Donau  ertränkt.  Als  in  dieser  Stadt  I42<) 
die  Bäckerzunft  ein  Gesetz  durchführen  wollte,  nach  welchem  es  Meistern 
und  Gesellen  verboten  sein  sollte,  mit  einer  Prostituierten  die  Ehceitizii gehen, 
wies  der  Stadtmagistrat  das  Gesuch  ab,  weil  den  freien  Töchtern  die  Rück- 
kehr zu  einem  moralischen  Leben  nicht  verschlossen  werden  sollte." 

Itn  corpus  iuris  canonici  ist  das  Delikt  der  Kuppelei  nicht  in  einem  so 
weitgehenden  Malle  Ivhaiidell.  wie  im  finnischen  Rechte,  und  abgesehen 
hiervon  unterliegen  die  Best  i  mim  in  gen  des  kanonischen  Rechtes  starken 
Schwankungen.  Es  gibt  schlechthin  weder  in  den  Sammlungen  Gratians, 
—  einige  dicta  Graham  ausgenommen,  welche  dem  römischen  Rechte 
entnommen  sind  —  noch  in  den  Decrctalen  ein  selbständiges  Vergehen 
der  Kuppelei.  Das  ältere  Kirchenrecht  hat  allem  Anscheine  nach  die  bloße 
Beförderung  frciiukr  I.'uzm'hl  als  vi;llendcVs  Icnudllium  tiestraf l,  denn 
wer  einen  Menschen  verkauft"),  damit  er  zu  unzüchtigen  Zwecken  miß- 
braucht wird,  macht  sieh  der  Kuppelei  schuldig,  tiine  Verschärfung  der 
Strafe  tritt  ein,  wenn  das  Verbrechen  von  dem  eigenen  Vater  oder  der 


')  Schillers  Geschichte  des  30jährigert  Krieges  und  sein  Abtall  der  Nieder- 
kann, würde  die  wt-ililLetn-  Pmoiutinri  villi  de.-  hi-.li™  t  iln  ij^eit  nllcrwärts  als 
ein,  wenn  auch  vei<!.'>i-hlij;i-.  und  iii'rnclii;;.'.  Sl.Miri.hit1>:  iiiillhiaildli.  Oc- 
richt  und  Bordell  lebten  im  deutschen  Mittelalter  hart  beieinander,  aber  auch 
der  Fiskus  hatle  .Inn  seine  Zi-Ite  ;i;iff!csftilKf.  c:i ;  vgl.  Hein/  Klar.-  in  liedil 
und  Juristerei  in    Natur  und  (je  Seilschaft  I914/11. 

'(  Concil.  Uliberitanum  (a.313)  c.  12:  Mater,  vel  parer.s,  vel  inudihet  tiduiis, 
si  lenrariuiurn  c.rrcaerif,  »  i|nud  alieniiin  vemlidtrit  corpus,  vel  potius  suum, 
placuit  eas  nee  in  Ünr:  :.o:ijiere  L-mriinliniiini'ni. 
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eigenen  Mutter  der  verkuppelter  Person  begangen  wird.  Das  mit  Pönitenzen 
belegte  lenocinium  wird  in  diesen  Fällen  besonders  stark  hervorgehoben. 
Hierin  bestellt  eine  Ähnlichkeit  mit  dem  späteren  römischen  Rechte, 
welches  dem  kupplerisehen  Vater  schwere  Strafe  androht,  wie  z.  B.  nach 
den  Anordnungen  von  Tlieodosius  und  Valentinian  den  Verlust  der  väter- 
lichen Oewalt  und  die  damnatio  ad  metalla1).  Diejenigen  Handlungen, 
welche  im  römischen  Rechte  in  erster  Reihe  den  Tatbestand  der  Kuppelei 
bilden,  erscheinen  im  kanonische»  Kcclitt  nur  als  Icilualinie  an  der  Un- 
zucht nnd  entbehren  noch  völlig  des  Erfordernisses  der  Gewinnsucht'). 
Es  ist  jeder  1  (andlunas  weise,  die  dazu  yeeiynel  isl.  tlii-  un/iiehtiuen  Zwecke 
anderer  /u  fördern.  L[leidi  zu  eradilen,  ob  jemand  einen  Knaben  in  lunter- 
lisliger  Weise  zur  Unzucht  verlockt,  oder  jemandem  sein  Haus  zur  Un- 
zuchtsverubung  überläßt  Der  Ehemann  macht  sich  nicht  des  lenocinium 
schuldig,  wenn  er  seine  ehebrecherische  Ehefrau  vor  vollendeter  Pönitenz 
bei  sich  aufnimmt.  Das  Aufncluricn  der  JEhefra.il,  bevor  die  Pönitenz 
vollendet  ist,  erscheint  als  eine  besondere  Ar;  der  nachfolgenden  Teilnahme, 
als  eine  Begünstig  ni;  des  Ehebruches3),  als  eine  sdiuldliailc  Unterstützung 
der  Nichtaehtungder  kirchlichen  Sühne.  Nach  vollbrachter  Pönitenz  nämlich 
ist  die  Wiedervereinigung  der  Gatten  nicht  nur  gestattet,  sondern  wird 
von  der  Kirche  durchaus  gewünscht'),  zumal  diese  die  Berechtigung  der 
Ausübung  der  libido  sexualis  in  den  von  der  Natur  gesetzten  Schranken 
anerkennt,  aber  allerdings  lediglich  unier  dem  Schutze  der  göttlichen  In- 
erlaubte Gemeinschaft  zwischen 


3.  Germanisches  Recht, 
ist  dem  eigentlichen  germanischen  Rechte  der  Begriff 
<!<-■  Kuppelei  völlig  irviml  ^blieben.  Abei  es  ist  nur  scheinbar  so.  Der 
bekannte  literarische  Günstiitij;  des  havrisdien  Königs  Max,  H.  W.  Riehl, 
weilt  dies  treffend  zu  begründen,  indem  er  schreibt:  »Es  ist  eine  der 
bedeutsamsten  kulturgeschichtlichen  Signaturen  des  dculrdien  Volkes,  als 
')  Vgl.  Engels  a.a.O.  S.  75. 

=1  VKI.  Kati,   l.'ielniiiid/ime  des  kancjuiseliei!  S:raftecht6  .  l.-^n.  f.  1  -1! ■ 
c.  15.  S  I.   D  1.  de  pnenilenli.i:     Qn\  jnu-rc  shipriuM       ühJuttc  all  eu.  vel 
cormpto  comitc  -  persuaserit,  aut  muiiercm  pucllaitivc  iiitcrpcllaverit,  quldve 

perle;, i  i-nniiin  punillir  eapite,  iniperfecUi  in  insullM!  deporttflur. 

'I  A.  W  Ja.efce  sh!  (mirnl  e.  71  C.meit.  llliherit.:    Si  i-.mscio  marito  lueril 
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des  familicnhnftcstcn,  i!ali  (Iii:  (iötlinuen  des  deutschen  Olymps  nur  wie 
himmlische  Müller  des  Hauses  gedacht  werden.'  Und  noch  einen  anderen 
Grund  gibt  er  an:  »Mit  dem  Eintreten  des  deutschen  Volkes  in  die  Welt- 
Geschichte  werden  die  Frauen  erst  wahrhaft  irei,  eigenartig;  das  volle 
Bewußtsein  über  Beruf  und  Stellung  von  Mann  und  Weib  ist  der  Mensch- 
heit ersf  von  den  Germanen  hell  entzündet  worden.'  Wie  konnte  also  da 
der  Begriff  der  Kuppelei  im  Hirn  dieses  Volkes  heraufdämmern?  —  Eine 
Thusnelda,  eine  Isolde,  ist  nur  als  Germanin  vorstellbar  und  nur  ihnen  gilt 
der  Minnesang  eines  Walter  von  der  Vogelweide.  Während  sonst  die  Ver- 
letzungen der  Familien  reefite  und  der  Sittlich  keil,  wie  außerehelicher  Ge- 
schlechtsverkehr, Fhebruch,  Notzucht.  Frauenrauh,  Bigamicusw.  eine  wesent- 
liche Rolle  spielen '),  ist  nirgends  davon  die  Rede,  daf)  die  Förderung  der 
Unzucht  durch  dieser  seihst  fernstehende,  dritte  Personen  unter  Strafe  gestellt 
ist.  Auch  das  deutsche  Recht  lies  Mittelalters  vermag  sieh  nicht  zu  der 
Erkenntnis  durchzuringen,  daß  im  Interesse  der  öffentlichen  Sittlichkeit 
diejenigen  dem  Machtbereiche  des  Gesetzes  unterstellt  werden  müssen, 
welche  in  gewinnsüchtiger  Absicht  durch  Vorschublcisten  der  Unzucht, 
aus  der  Prostitution  ein  ertrai;reichcs  Frwerbsgrschäft  machen.  Mau  dringt 
auf  diesem  Gebiete  nur  soweit  vor,  als  polizeiliche  Vorschriften  geschaffen 
werden,  welche  sich  auf  das  Dirnenwesen  erstrecken.  Dieses  ist  fast  un- 
eingeschränkt  geduldet,  verbreitet  sich  dementsprechend  sehr  rasch  und 
erfährt  wenigstens  infolge  dieser  polizeilichen  Vorschriften  eine  Reglemen- 
tierung. Erst  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  tritt  auf  diesem  Gebiete 
der  Rechtspflege  ein  Umschwung  ein.  Es  ist  die  trübe  Zeit  der  Reception, 
in  welcher  die  fremden  aufgenommenen  Rechte  mit  dein  deutschen 
einheimischen  Rechte  verschmolzen  würden,  um  auf  dieses  in  frucht- 
barer und  belebender  Weise  einzuwirken.  Hinsichtlich  des  Strafrechtes  hat 
die  Reception  des  römischen  Rechtes  ausschließlich  die  Bedeutung  einer 
Reception  der  italienischen  Jurisprudenz  gehabt*),  welche  schon  geraume 
Zeit  vorbei-  die  volle  Herrschaft  über  die  italienische  Praxis  erlaugl  tiat. 
Es  entsieht  daher  auf  diesen  Grundlagen  im  Jahre  1532  das  bedeutendste 

sed  matrimonio  suo  adhuc  habiierit,  aunos  II  poeniteat  et  ieiunia  religionis,  aut 
quandiu  ipsa  poeniteat,  abstincat  sc  a  matrimonio  eius,  quia  »dulterium  perpe- 

Vgl.  ferner  eine  diesbezügliche  lieslmimunfi,  welche  noch  weiter  geht,  in  den 
Colones  Pociiilcntiales,  weWlir/llssmiiLfriigrsN-ll!  sind  von  Ausist  in  in  Car?  ■ 
vita  in  seiner  Ausgabe  des  corpus  iuris  canonici,  Venedig  1600.  -XLVII  casus 
est,  quod  qui  uxorem  adulteram  enenoscil,  ante  quam  poeniteat,  III  annis 
poenileat.  Qui  vem  cognosdt  eam  poenitentem,  ante  poenitentium  peraeta, 
poeniteat  11  annis. 

')  Wilda,   Das  Strafrecht  der  Oermanen..  18«,  S.  704/858. 

'I  Die  bciieutciHlMcn  Verlief  er  Jet  italienischen  Jurisprudenz  sind  Oandimis. 
Durands,  Angelus  Arctinus  und  Hippolytus. 
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Roidisgesetz,  die  Mi.crcuannic  Kjrolina '}.  diu  Oiiistitiiiio  Carolina  Crimi- 
ualis,  die  peinliche  oder  1  lal j^'cri L-Iutori! n liii Karls  V.  Zum  ersten  Male 
gd;irit;t  liier  du-  IVHkl  dir  Kii]i[idi-i  in  einer  klaren  Darstiihm;:  im  deut- 
schen Rechte  zur  vollen  Geltung  und  bildet  in  starker  Anlehnung  an  das 
liiriiisdie  Rceld  i.-i nun  fest  gearimilcleii.  unten  Anfang  für  diu  spätere  Uli t- 
Wickelung  im  gemeinen  Rechte.  Diu  IHK),  unterscheidet  die  schwere  und 
leichte  Kuppelei,  da;  lenoonunn  Qj.ihbcatimi  und  siniplex  des  gemeinen 
Fiechtt«..  Sic  schheltt  sich  an  die  besonders  schwer  geahndete  Kuppelei 
durdi  die  I  hcrii,  oder  den  f  heniarm  des  corpus  wr  oanonki  .in,  und 
handell  in  An.  122  von  der  Kuppelei  der  Ascendenlen  oder  des  r  be- 
mann-.v),  also  vom  lennciniun'.  i|ualilicatum  An.  123*)  handelt  im  liegen- 
säte  /u<  schweren  Ki:p;vlei  \oi'  Irnorimuiti  sunp'e»  und  erwähnt  die 
Verleitung  unschuldiger  Mädchen  und  ehrbarer  Lhefrauen  iur  I.'ikucIiI 
mir  andeieu  Cersonen.  wobei  auch  an!  die  Gewährung  von  Häusern  /ur 
Ausübung  uimichligtr  Handlungen,  oder  ilis  C  j.-m  heb  ei  Massen  etn'n  dieser 
Handlungen  in  den  eigenen  Häusern  Rücksicht  genommen  wird.  Aus  den 
maßgebenden  Gesetzesstclleu  der  Kamlina  geht  zweifellos  hervor,  daß  die 
Kuppelei  ihre  wuiuntlirliu  rrkliumi«  darin  tir.dut.  dal!  Iküiilfc  zu  fremder 
Unzucht  geleistet  wird.  Dennoch  straft  sie  diese  nicht  lediglich  als  Teil- 
nahmehaudlung  an  einem  fremden  Verbrechen,  sondern  —  und  das  ist 
ihr  Verdienst  —  erhebt  sämtliche  Bei  hilfsliaud  Innren  zu  fremden  Unzitchts- 
verbEudiun,  unter  welche  man  auuli  der.  aiilierciiclidicu  Geschkclltsvcrkdir 
rechnet,  zu  dem  selbständigen  Delikte  der  Kuppelei,  innerhalb  der  Kate- 
gorie der  Sittlichkcitsddikte,  Voraussetzung  für  eine  strafbare  Teilnahme 
an  fremden  Un/.uddsvcrhrcchcu  ist  allerdings ,  dall  infolge  dieser  Teil- 
nahme Jas  Familienleben  heeinträckligt,  oder  Angriff  an:  die  Kcusdi- 
heit  unbescholtener  Mädchen,  oder  ehrbarer  Frauen  unternommen  worden 

■>  Vgl.  Seh  rüder:  Deutsche  Rechtsgeschichfc.  1007.  S.895. 

■1  Arl.  122:  Straft  der  iheiien  so  ihre  cheweibei  »der  Idnder  durch  böses 
gesiiciä  willen  iiillii-Hcii  zu  viikcuscicn  wcrekeii  verkaufte]!.  Item  si>  [eniandt 
sein  ehe  weih  cili-r  linde:  vidi  eyr.ieh-iicj  Geniels  willen,  wie  der  iiamen  hell, 
williglich  zu  inchrlichiui,  vnkci  isdie  n  -.nid  seilen  dtlirhcn  wt-relien  gebrauchen  les", 
der  isl  ehrlos,  und  si'.ll  nach  vermöge  eemcyiler  rcclitcn  gesiraill  ivcrden. 

')  Art.  Iii:  Siran  der  veiku|ilni:g  im  hellen  /um  elu-bruch  . 
Nach  dem  vj:rl  Dicker  lll.1l ,  die  inversLcndigcii  vvcibssliitdc,  nr.d  zuvor  die 
vnsrhnldigeii  iin.dllein,  die  smist  cnu-rlunnilu  ehrlich  person  sein,  durch  etliche 
böse  menschen,  mann  vnd  veeiber,  hiiscr  hetriiglithcr  weiss,  damil  in  ir  jungk- 
frewlich  lider  (rewlirii  dir  enliioiiimen.  in  snciidllichcn  Hevscldieheii  iverckci: 
gezogen  werden,  die  selbigen  bo  haHiig  hdieihenen 

oder  solches  tun  iren  hewsern  nu  beschehen  gestatten,  sollen  nach  gelegenheyt 

sklhir.g  iu:i  Ii  1:111 .1  lisch  Hindling  der  oren  oder  ausshawung  mit  rutten  Oder 
atiderm  eestrafft  weiden.  (Q.  f: mmi hau s:  Kaiser  Karls  V.  Peinliche 
Gerichtsordnung-  v.  J.  1532.  18«.) 
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ist.  Jedenfalls  Est  durch  die  PGO.  das  Zeichen  gegeben  für  eine  durch- 
greifende Regelung  dieser  wichtigen  Frage  und  ihre  Auffassung  hat  es 
vermocht,  sich  siegreich  durchzusetzen,  und  einen  nicht  zu  verkennenden 
Einfluß  auszuüben  auf  die  Gestaltung  des  gemeinen  Rechtes  in  dieser 
Angelegenheit.  Die  Richtigkeit  dieses  Umstandes  beweisen  die  Consti- 
tutionen des  Kurfürsten  August  von  Sachsen '),  welche  sich  durch  ihre 
i  Klarheit  vorder  Karolina  auszeichnen,  femer  das  kurpfäl  zische  Landrecht1). 
Interessant  ist  auch  eine  Bestimmung  der  Reichs- Polizei  Ordnung  vom 
Jahre  1577'),  welche  die  Kuppelei  mit  »ernster-  Strafe  belegt  Ähnlich 
ist  eine  Bestimmung  gestalte!,  welche  die  Unzucht  und  Kuppelei  verbietet 
und  sich  im  Artikulsbricf ')  für  die  Kriegsvölker  vom  Jahre  1672  findet 
Ein  weiterer  Einfluß  der  Karolina  ist  darin  zu  erkennen,  daß  die  meisten 
der  spateren  deutschen  Strafgesetzbücher")  diese  in  der  scharfen  Unter- 
scheidung" der  einfachen  und  qualifizierten  Kuppelei  gefolgt  sind.  Aller- 
dings gelangt  nunmehr  die  Kuppelei,  wie  das  bei  der  Entstehung  jedes 
Rectitsbcgriffcs,  vielleicht  jedes  Begriffes  überhaupt  der  Fall  ist,  in  das 
Stadium  seiner  Fortentwickelimg  und  erfährt  insoweit  eine  Erweiterung, 
als  ii:,iri  iiir'i  UiiicrlK'L'rifi  der  newertismäfiigki'ii  einschalte;.  Man  verlangt 
also,  daß  die  Handlungsweise  des  Kupplers  um  eines  Vorteiles  willen 
geschehe,  was  in  der  PGO.  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  worauf 
Binding1)  seine  Ansicht  stützt,  dali  eine  gewinnsüchtige  Absicht  kein  not- 
wendig BfgriffsmiTkmal  sd,  womit  er  vielleicht  /Ii  weil  ycbl.  f':in  weiterer 
erheblicher  Fortschritt  in  der  Entwicklung  muß  darin  erblickt  werden, 
daß  die  späteren  deutschen  Strafgesetzbücher  bei  der  qualifizierten  Kuppelei 
über  den  Rahmen  der  Karolina  hinausgehen  und  neben  der  Verkuppelung 
der  Ehefrau  und  Kinder  noch  diejenige  solcher  Personen  anerkennen, 

')  Vgl.  constitutione*  Saxonicac  V.  J.  1572,  Teil  4,  constit.  29. 

')  Vgl.  das  kn.pial/isclie  l.imdreclii  v.  >.  1W1,  s.  Buch,  Tit.  II. 

')  KfLclis-l'olizck.riliiiiriK  i.  J.  1577  Tit.  XXVI,  §  3.  Gleicher  Gestalt-  - 
nämlich  -von  der  Obrigkeit,  ernstlich  an  Leib  und  Out,  nach  Gestalt  und  Ge- 
legenheit der  Personen  und  der  Verwirk ung-  —  »sollen  auch  diejenigen,  so  die 
Personen  yiisjiriirlenheiuicn  ,  w.is  im  il:ii  modernen  KecllI  cnth.il  teile  Moment 
der  Vemiittelnnp;  erinnert,  oder  kuppeln,  und  in  ihren  Hätisern  üuffcflthaltcn, 
ernstlich  gestrafft  werden. 

«)  Artikulsbriti  für  die  Kriegsvölker  v,  .1.  1672,  Art.  21:  Insgemein  soll  alle 
Unzucht,  kuplerey  und  was  dem  mehr  anh.ingel,  ernstlich  verbotien  seyn,  s.o 
jemand  darwider  handelt,  der  oder  dieselbe  sollen  nncli  (ielegenhcil  der  Miß- 
handlung ernstlich  und  nach  Bclinden  peinlich  gestrafft  werden.' 

>)  Vfd.  r.  Ii.  n,!fi  iuris  ISaviirici  n-rmirialii  v.  J.  !751.  Ti-il  1,  Kau.  IV,  §  IQ; 
das  pr.  allgemeine  Landrecht  17'M,  I  eil  II,  Ti;.  2iJ,  ?; ü  o<Kt  -99S1,  diesem  jnt. 
fallend  ähnlich  wurde  das  österreichische  Strafgesetz  über  -Verbrechen  und 
Pol^.nibertrctim,;.!!  von  !«!'!  ^-.r..]',!.  Vfl.  nascllis:  Ted  I,  !}  >l=>;  Teil  11, 
§§  256  57,  a,b,c 

,:)  Rinding,  I  etniinili  jjtvlU'iiifji  delrl-chen  Straiieiht-.  Besonderen 
Teil,  Band  I,  S.205. 
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welche  zum  Täter  in  einem  prägnanten  sittlichen  Verhältnisse  stehen. 
Derselbe  Gedanke  liegt  dem  Umstände  zugrunde,  daß  wir  in  unserem 
modernen  Reit hsstraf gesetzt) u che  den  Kreis  der  Del  iktssubj  elfte  auf  Vor- 
münder, Geistliche,  Lehrer  und  l\rziclier  ausgedehnt  finden.  Die  Zeit 
schreitet  vorwärts  mul  mit  ihr  verschwindet  in  der  deutschen  Oesetz- 
gebung  des  IQ.  Jahrhunderts  allmählich  der  Oedanke,  daß  die  Kuppelei 
sich  als  eine  Verführung,  oder  auch  als  ein  Zwang  zur  Unzucht  darstelle, 
ein  Gedanke,  auf  welchen  sich  die  Hechte  der  romanischen  Lander  durch- 
gehend beschränkt  haben  'I.  Während  bis  zum  Anlange  des  Jahrhunderts 
ferner  das  Prinzip  der  Teilnahme  vorherrscht,  erfolgt  mit  dem  Zusammen- 
bruche des  Deutschen  Reiches  im  Jahre  1806  ein  gewaltiger  Umschwung; 
die  deutsche  üoct/KetuuiK  raff:  sich  zu  einer  unahjiiingiuvn  Stellung  auf. 
gibt  der  Tradition  des  gemeinen  Rechtes  mutig  den  Todesstoß  und  beginnt 
selbständig  seine  eigenen  Bahnen  zu  wandeln.  Wenn  das  Prinzip  der 
Teilnahme  auch  noch  in  Art.  20S  des  Üaverisdieu  St r,if>; esc lzhiicb.es  vom 
Jahre  1813  und  Art.  213  des  Oldenburgischen  StOB.  eine  Wiedergeburt 
hat  feiern  dürfen,  es  vermag  nicht  mehr  lange  dem  Anstürme  einer  neuen 
Zeit  standzuhalten,  und  der  Begriff  der  Kuppelei  erringt  sich  seine  sieg- 
reiche heute  allgemein  anerkannte  Stellung  als  ein  selbständiges  Delikt, 
f-'s  folgen  auf  das  Bayerische  Gesetzbuch  eine  Anzahl  von  Strafgesetz- 
büchern, in  welchen  gänzlich  der  Gedanke  verschwunden  ist,  das  Delikt 
der  Kuppelei  stelle  sich  als  eine  Teilnahme  an  fremdem  Unrecht  dar.  Zu 
gleicher  Zeit  erringt  mit  einigen  wenigen  Ausnahmen,  die  auch  bald  ver- 
schwinden, der  Gedanke  der  Beförderung  einen  neuen  Sieg  gegenüber 
der  Verführungsidee  -|,  und  dieser  Fortschritt  ist  deutlich  zu  erkennen  in 
den  Straf gesetzhü ehern  von  Württemberg11),  Hannover1),  Hessen6)  und 
Baden1).  Sogar  Bayern  hat  in  seinem  Entwürfe  vom  Jahre  1822  bereits 
den  Begriff  des  Vorschubleistens  aufgenommen  und  stellt  diesen  Ge- 
danken im  Jahre  1861  an  die  Spitze. 

')  Vgl.  S.  Mittormaier:  Vergleichende  Darstellung  des  deutsch,  u.  ausländ. 
Strafr.  Besonderer  Teil,  Bd.  IV,  S.  180. 

*)  Sachsen  spricht  1638  noch  vom  Verleiten  unbeidmltener  l'rrümitn  und 
trennt  dieses  vun  dun  gewerbsruä fügen  Zuführen  "der  Halten  von  Huren; 
letzterer  Tatbestand  wurde  1863  der  Polizei  überlassen;  vgl.  Art.  300  und  307. 
Von  Verführen  spricht  auch  noch  --  Dirnen  werden  besonders  genannt  — 
Braunschweig  1840  in  Art.  190,  vgl.  femer  Sachsen- Allenburg  v.  1841,  Art.  306. 
und  Thüringen  v.  1850.  Art.  208  und  301.  Während  in  diesen  Gesetzen  die 
Theorie  des  Verfuhrens  bereit;  im  Schwinden  begriffen  ist,  hat  sie  nur  Hamburg 
mich  als  ciii/inci:  fl  rundet  danken  der  Kuppelei  beihcLalien.  (Vgl.  S.  Miller- 

maier a.a.O.  S.  177.) 

■)  Oes.  v.  J.  1839,  Art.  308,  309. 
')  Oes.  v.J.  1840,  Art.  278. 
*)  Oes.  v.J.  1841,  Art.  339. 
•)  Oes.  v.J.  1845,  Art.  363. 
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b)  Die  Entstehung  des  §  ISO  des  Reichsstrafgesetzbuches  and  der 
Kontroverse  um  die  Unterstellung  des  BordcUwirtes  unter  diesen. 

1.  Die  Entlehnung  aus  dem 
allgemeinen  Landrechte  und  preußischem  Strafgesetzbuche 
vom  Jahre  1851. 

Es  erscheint  unerläßlich,  am"  die  Etdstchimgsgesdiidite  des  preußischen 
Strafgesetzbuches  ausführlich  einzugehen,  welches  die  wesentlichste  Grund- 
lage für  unsere  heutige,  rechtliche  Ausgestaltung  der  Kuppeleitrage  dar- 
stellt und  somit  für  eine  Betrachtung  der  Kontroverse  um  die  Unterstellung 
des  Bordell wirtes  unter  §  180  des  RStült.  unmittelbares  liileresse  bean- 
spruchen darf.  1  'ngefshr  ein  halbe-  Jahrhundert  später  als  Jas  allgemeine 
Landrecht ')  ist  das  StGB,  für  (las  Kötsigrcicli  1'iculSen  entstanden,  in  un- 
verkennbarer Anlehnung  an  dieses  und  wird  vollständig  von  der  Theorie 
des  Vorschubleistens  beherrscht, 

§  180  unseres  heutigen  RStOB.  entspricht  fast  wörtlich  dem  5  147  des 
Pr.  StGB,  vom  Jahre  1851.  Die  Motive  zum  ersten  Entwürfe  des  StGB, 
für  den  Norddeutschen  Bund  heben  es  ausdrücklich  hervor,  dali  §  147 

')  Allgemeines  Landructit:  SS  <W0--W8,  welche  lauten: 

S  TOii.  Kuppler  und  Ki^ipl  l-i  Li  i  II  LH.  wek  he  hiniir  I  rille  oder  auch  \  erheiratete 
Personen  ;u  Aussei'.  Weitungen  verfuhren,  ihnen  dan:  Gelegenheit  verschaffen, 
oder  sonst  l'etoolciheli  sind,  hahci:  Zinl:thai:-  :>:l<-r  andere  •"-[:. earheit,  auf  sechs 
Monate  bis  2  Jahre,  verwirkt. 

S  TOT.  Hallen  >ie  aus  dergleichen  Kuppeleien  Geweihe  Rellin  eilt:  >n  seil 
/irty-  Iiis  difij.'lhii^c  Zuchlhaussti  ;ll"e  eiiurcrcn;  iliese  mit  Willkommen  miil  Ab- 
schied gcjchärit:  und  ein  dergleichen  Verbrecher,  nach  deren  Erduldung,  aus 
seinem  oisaelieeu  Aufciuli.dlsoi  le  (in  innre:  verhärmt  werden. 

sj  TOS.  Haden  Aehern,  hr/iehi'r  oder  Errichcriuucn.  oder  Andere,  deren  Auf- 
sicht junge  Personen  anvertrauet  sind,  sich  einer  solchen  schändlichen  Verkuppe- 
lung ihrer  Kinder,  Zdglingr,  oder  I  Yiciy.eiiein'ri  schuldig  gemacht:  so  wird  die 
l.laaer  der  an  sich  verwh  kten  Zuc'rithansslraic  gecen  sie  vtrdop'ielt.  Hierzu 
vgl.  Pr.  StOH.  SS  147  «ml  HS,  weicht'  lauten: 

g  147.  Wer  gcwolinhcikmadig  Ode-  ans  Liuemi.il/  dnnli  seine  Vcruiitlulung 
oder  durch  tjewahi  uiiy;  oder  Yei -eieilidii--  von  Gekecalicit.  der  Unzucht  einer 
oder  mehrerer  Personen  lies  einen  oder  anderen  Geschlechtes  Vorschub  leistel, 
wird  .ecr.cll  Kuppelei  ir.il  (.jclanglii.;  Niehl  Linier  sechs  Monaten,  sowie  mit  zeiuger 
Umeisaeiiii.;  dei  Aiisiil'ung  der  liiii  eei  !:ei:ei:  Ehren  reell  te  und  mit  Stellung  linier 
Poli/,iaia.i:ht  hrsliaft. 

i?  IIS.  Diu  Kuppelei  ist  seihst,  wclia  sie  nicht  .ee  wohn  heil  s:ri;i(HL'  oder  nicht 
als  Eigennutz  betriehen  wird,  mit  Zuchthaus  Iiis  zu  fünf  Jahren  und  Stellung 
unter  Polizeiaufsicht  zu  bestrafen: 

1.  wenn,  um  der  Un/nchl  Vorschub  zu  leisten,  hinterlistige  Kunstgriffe  an- 
gewendet worden  sind: 

2.  wenn  der  Scisuldigc  ;i;  der.  Pci-men.  :nil  welchen  ilie  Unzucht  lielriehtn 
worden  ist,  in  den:  Verhllhibse  der  Eltern  zu  Kindern,  von  Vormündern  zu 
Pflegebefohlenen,  oder  von  Lr/i ehern.  I  einem  oder  Geistlichen  zu  den  von  ihnen 
zu  erziehenden  oder  zu  imierrkhtcmlcn  Personen  steht. 
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des  Pr.  StGB,  in  dem  jetzigen  §  180  des  RStOB.  lediglich  wieder- 
holt sei'),  und  nur  mit  einer  Herabsetzung  des  Straf  mindcstbetraBCS  in 
dem  zweiten  Entwürfe  aufgenommen  und  in  der  letzteren  Redaktion  zum 
Gesetze  erhöhen  worden  ist.  Die  im  zweiten  nntwiirfe  voigesdi^geni' 
Fassung  des  Paragraphs  ist  in  den  Verhandln  Ilgen  des  Reichstages  des 
Norddeutschen  Bundes  nubeanslandd  geblieben  und  seltsamerweise  nicht 
Gegenstand  einer  Erörterung  geworden.  Zur  Geschichte  des  §  147  ist 
die  Tätliche  nicht  ohne  Belang,  daf!  der  Komtnissionsbericht  sowohl 
der  ersten  als  auch  der  zweiten  Kammer  die  Bordell  Wirtschaft  in  dem 
§  147  einbegriffen  wissen  will.  Als  jedoch  bei  der  Vorberalung  des  Ent- 
wurfes vom  10.  Dezember  1850  in  der  Kommission  der  zweiten  Kammer 
ein  dahingehendes  Bedenken  geltend  gemacht  wurde,  daß  die  Fassung 
de?.  5  1 47  in  Ix-zug  auf  polizeilich  gestaltete  Bordelle  möglich erweise  Ver- 
legenheiten wurde  bereiter  Dinner!,  versuchte  man  diese?  Bedenken  dadurch 
zu  beseitigen,  dal)  der  Staatsanwalt  sich  gewissermaßen  verpflichtete,  für 
den  Fall  des  Vorliegens  einer  polizeilichen  Genehmigung,  diesen  Umstand 
bei  Stellung  seiner  Anträge  zu  berflckdchtigeri,  wahrend  im  Gegensatze 
hierzu  der  Krmunissioitsbcricht  der  ersten  Kammer  ausdrücklich  anerkennt, 
daß  die  Wortfassung  des  §  147  eine  Subsumierung  der  polizeilich  kon- 
zes-ioiiKTleri  Ofirddl  wirtschaften  unter  diesen  durchaus  möglich  macht 
und  erheischt.  Die  Argumente  für  das  Gegenteil  werden  dahin  konstruiert, 
daß  in  dem  unmitielbitr  vorliergehciu^n  fj  I4Ö  nur  diejenige  gewerbs- 
mäßige Unzucht  von  Frauenzimmern  unter  Strafe  gesteilt  ist,  welche  einen 
Verstoß  gegen  die  polizeilichen  Anordnungen  darstellt,  entsprechend  dein 
jetzigen  §  361  Nr.  o  des  RStGfi.  Hieraus  geht  hervor,  daß  die  polizeilich 
geduldete  Unzucht  straflos  ist  und  ein  gleiches  wird  bei  der  Bordell- 
wirtschaft angenommen.  Es  ist  jedoch  aus  der  Entstehungsgeschichte  des 
§  180,  der  sich  selbst  durch  eine  klare,  keinen  Zweifel  zulassende  Wort- 
fassung auszeichnet,  durchaus  nicht  zu  erweisen,  dal)  die  maßgebenden 
gesetzgebenden  Faktoren  die  Absicht  gehegt  haben,  durch  eine  Ein- 
schränkung in  Beziehung  auf  den  Bestand  polizeilich  geduldeter  Hordelle, 
welche  mit  dem  Rechte  nicht  im  Widerspruche  steht,  der  Klarheit  des 
Paragraph  Abbruch  zu  leisten.  Es  wird  behauptet,  dal!  namentlich  das 
Schweigen  des  Oesetzgebers,  mit  welchem  die  Übernahme  des  §  180  aus 
dem  S  147  des  Cr.  StC'ili.  geschalt,  die  Annahme  einer  Einschränkung  im 
erwähnten  Sinne  rechtfertigen,  denn  der  llundesgewalt  halte  es  doch  nicht 
entgehen  dürfen,  daß  steh  aus  einem  denirti.neii  liirluszustande  leicht  die 
Möglichkeil  ergeben  könne,  von  Konflikten  zwischen  den  beiden  Faktoren 
der  Staatsgewalt:  der  Justiz  und  der  Polizei,  im  Falle  einer  feindlichen 
')  Vgl.  die  amtlichen  Motive  zu  dein  dem  Bundesrat  vorgelegten  Entwurf  des 
StÜrS.  iur  Je«  Nrinldeutsclii'n  Kumt  ;u!  §  1  :>7.  {In  dum  ilsmaiigen  Entwürfe  war 
es  §  157.) 
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Stellungnahme  gegenüber  der  Einschränkung  zugunsten  polizeilich  kon- 
zessionierter Bordelle  wäre  es  demnach  aber  Pflicht  des  Oesetzgebers 
gewesen,  seiner  »Absicht«  unzweideutigen  Ausdruck  und  dadurch  dem 
Reichstage  Veranlassung  zu  geben,  in  Erörterung  über  diesen  Gegenstand 
einzutreten1).  Ferner  ist  einzuwenden,  was  allgemein  anerkannt  ist,  daß 
das  Deutsche  RStGB.  als  ein  selbständiges  Gesetzeswerk  und  nicht  als 
eine  Revision  betrachtet  werden  und  ans  sich  selbst  heraus  verstanden 
werden  muH.  Es  wäre  ein  unbilliges  Verlangen,  jedes  Gesetz  aus  seiner 
Entstehungsgeschichte  zu  beurteilen  und  seihst  die  Tatsache,  daß  §  180 
ebenso  wie  §  361  Nr.  6  im  Tatbestände  mit  den  §§  146,  1 47  des  Pr.  StGB, 
völlig  übe  rein  st  immer),  kann  ein  derartiges  Verlangen  nicht  rechtfertigen, 
zumal  man  sonst  auch  selbst  den  Absichten  einzelner  gesetzgebender 
Faktoren  Rechnung  zu  tragen  verpflichtet  wäre,  welche  im  Gesetzestexte 
gar  nicht  zum  Ausdruck  gelangt  sind.  Im  Augenblicke  der  Veröffent- 
lichung eines  Gesetzes  tritt  der  f&ttz  in  seinem  ganzen  Umfange  in  Kraft: 
■Wie  es  in  dem  Gesetze  steht,  soll  es  Recht  sein!«  Kein  nachträgliches 
»Sic  volo  sie  jubeo«  ist  imstande  hieran  etwas  zu  ändern  »und  das  Gesetz 
ruht  von  nun  an  auf  sich,  gehalten  durch  die  eigene  Kraft  und  Schwere, 
erfüllt  von  eigenem  tieiste;  oft  klüger,  oft  weniger  klug  als  sein  Schöpfer, 
oft  reicher,  oft  ärmer  als  dessen  Gedanken,  oft  glücklicher,  oft  unglück- 
licher im  Ausdrucke  als  dieser  je  vermutete*)'.  Es  wäre  also  kaum 
zu  rechtfertigen,  wollte  man  gegenüber  der  klaren  Fassung  des  §  180 
einem  Argumente,  welches  aus  der  Entstehungsgeschichte  abgeleitet  ist, 
zumal  diese  Entstehnngsgesd  lichte  überaus  verwickelt  war,  ein  entscheiden- 
des Gewicht  beilegen.  Der  Vergleich  des  §  147  mit  §  146  und  das  Zurück- 
greifen auf  diesen  gestattet  möglicherweise  die  theoretisch  kaum  zu 
beanstandende  Fomi:ilie~]Tig  in  lkv.ieluin|;  auf  die  polizeilich  geduldete 
Bord  eil  Wirtschaft,  wie  sie  der  Bericht3)  der  ersten  Kammer  vornahm.  Der 
im  fieridite  angeführte  (.irnud  ist  jedoch  nicht  zutreffend'),  und  bei  einer 
der  Annahme  des  Kommissionsberichtes  der  ersten  Kammer  entsprechen- 
den Übertragung  des  Sinnes  von  §  146  auf  §  147  ergibt  sich  folgende 
logische  Folgern r ig:  Jede  Kuppelt:  ar:  sich  ist  straflos  und  eist  in  dem 
Augenblicke,  in  welchem  polizeiliche  Vorschriften  übertreten  werden,  wird 


4  Vgl.  Anl.D  m:il  l<echl.gu  Lichter,  der  Jurister.lafciuäl  zu  WürJburg  in  Das 
Deutsche  Strafgesetzbuch  und  polizei lieh -konzessionierte  Bordelle.  Aktenstücke 
einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den:  Deutschen  lieichskanzlcraml  und 
dem  Senat  von  Mamburg  m[;  Retin-'Undilen  von  Iii  deutschen  Universitäten <. 
Hamburg  1877. 

■)  Das  deutsche  SiCiB.  und  polii.  I;»:i,ess.  Horddlc  :i.  ii.  U.  tiuMchten  Straft- 
bürg,  S.  73. 

-)  Komm.  BerLIit  der  er.-ku  Kammer,  S.22.  ■  ' 

')  Vgl.  Die  Materialien  zum  StOB.  für  die  Preußischen  Staaten  von  Oold- 
tammer,  Berlin  1855,  S.3C»,  Anm.  1. 
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sie  strafbar,  d.  h.  die  Strafbarkeit  des  Deliktes  würde  accessorisch  sein  der 
Übertretung  eines  Blunketlgesetzes.  Diese  einwandfreie  Folgerung  dürften 
die  Kommissionsbericlite  übersehen  haben,  denn  ein  derartiges  Resultat 


2.  Dil-  unklare  Arbeit  tier  gc-selZKebcndeii  laktoren. 
Bei  Berücksichtigung  aller  für  die  Entwicklung  belangreichen  Umstände 
kann  man  nicht  umhin,  in  der  Arbeit  der  gesetzgebenden  Faktoren  einen 
Qrad  von  Oberflächlichkeit  und  Unklarheit  zu  finden,  handelt  es  sich  doch 
hei  der  präzisen  1  Mrcliariviriins;  des  in  rra-e  Gehenden  Kctlltsstuffcs  lim 
einen  überaus  wichtigen  funkt  unserer  öffentlichen  sinliciien  Ordnung.  Es 
erweckt  fast  den  Anschein,  als  hätte  man  nicht  den  Mut  gehabt  mit 
rückhaltloser  Energie  und  einem  festen  Entschlüsse,  der  erhaben  sein  sollte 
über  die  unerquickliche  Seile  der  Materie,  in  die  Erledigung  des  betreffen- 
den 'Gesetzes  heranzugehen.  Bestimmend  und  rechtfertigend  für  diese 
Annahme  ist  die  Tatsache,  daß  Abgeordnete  unter  Hinweisung  auf  das 
Siltlichkeitsgcfühl  des  Hauses  zurückgewiesen  wurden,  als  dieselben  in 
der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  17.  April  1890  die  Debatte  auf 
den  §3GI  Nr.  6  lenken  wollten-').  Was  nutzt  ein  noch  so  geschickt 
berechneter  Scheinangriff  Eigen  die  Unsittlich  keil;  oder  snilten  sich  wirklich 
Gesetzgeber  und  Gesetzgebung  daran  genügen  lassen,  wenn  um  ihretwillen 
auch  blofi  der  Schein  der  Sittlichkeit  gesichert  wird?  Bei  der  Redaktion  des  ' 
neuen  Gesetzbuches  glaubte  man  einen  Schritt  vorwärts  zu  machen,  aber 
bei  einer  genauen  Kenntnis  der  Sachlage  kann  man  sich  nicht  der  Ein- 
sicht verschliefien ,  daß  das  Gegenteil  der  Fall  ist  Ein  weiter  Schritt 
zurück  ins  Jahr  1794  mag  diese  Ansicht  rechtfertigen,  war  es  docli  das 
preußische  allgemeine  Landrecht,  welches  keinen  Halt  machte  vor  einer 
konsequenten  kla-i-r;  Ha;ehiii«  di-r^-n.  w.n  nun  Schuld  der  öffentlichen 


:  Einfluß  einer 
bte  sich  denn 
Pr.  StGB,  vom 
esch lagen  und 
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sanlrttonieren  durfte  —  wegen  des  Steuere  rtragrs!  —  Hierbei  konnte 
man  es  Jedoch  nicht  bewenden  lassen,  denn  in  den  nächsten  Jahren  trat 
immer  deutlicher  die  Kluft  zutage,  welche  offenbar  zwischen  Oesetz  und 
Moral  besteht,  sobald  im  Oesetze  von  polizeilich  konzessionierten  Bor- 
dellen die  Rede  ist  Tatsächlich  kann  man  sich  bei  einer  ernsten  sittlichen 
Lebensauffassung  nicht  des  Gedankens  erwehren,  dali  es  der  Funktion 
des  Staates  —  man  mag  diesen  Hegriff,  wie  man  wolle,  streng  juristisch 
oder  moralwissenschaftlich  definieren  —  jedenfalls  nicht  entspreche,  das 
Laster  zu  sanktionieren.  Diese  Auffassung,  welche  ich  mir  in  dem  moral- 
wisse uschaftl  ich  en  Teile  meiner  Arbeit  auszubauen  erlaubte,  ging  mit 
einem  erstarkenden  religiös -sittlichen  Bewußtsein  Hand  in  Hand  und 
durfte  manchen  Sieg  feiern.  Es  erging  in  den  Jahren  1839  ein  Zirkutar- 
reskript  des  Ministers  lies  Innern,  welches  Anträge  auf  Konzession ierutlg 
von  Bordellen  in  den  rheinischen  Städten  abschlägig  beantwortete,  1841 
und  1845  Kabinettsorders,  welche  die  noch  zur  Zeit  geduldeten  Freuden- 
häuser aufgehoben  wissen  wollen.  Konsequent  durchgeführt  werden 
konnte  die  neue  Forderung  nicht,  handelte  es  sich  doch  um  die  plötz- 
liche Abschaffung  einer  •  sn/inkvi  EiurMnniiii  tiie  ein  mi-tir  denn  tausend- 
jähriges Bestehen  zu  feiern  vermag,  und  es  nimmt  nicht  Wunder,  wenn 
wir  erfahren,  daß  die  Bordelle  in  Berlin  zwar  1845  aufgehoben,  aber 
bereits  6  Jahre  später  wieder  eingeführt  wurden.  Auf  dem  Wege  dieser 
Entwicklung  nähern  wir  uns  allmählich  der  modernen  Zeit,  in  welcher 
ein  heißer  Kampf  entbrennt  zwischen  den  Parteien  dereinen  oder  anderen 
Richtung.  In  den  maßgebendsten  Kreisen  finden  sich  begeisterte  An- 
hänger des  Bordellsystems,  denen  im  Rahmen  ihrer  Partei  diejenigen 
gegenüberstehen,  welche  aus  mehr  oder  weniger  subjektiven  oder  objek- 
tiven Gründen  die  Einzel  Prostitution  bevorzugen.  Auf  der  anderen  Seite 
der  Kluft  steht  jener  gewaltige  Machtfaktor,  dessen  Schutz  und  Willen  wir 
unterworfen  sind,  der  Staat  —  der  christliche  Staat  —  gestützt  auf  seine 
sittlichen  Anschauungen,  Wie  nun  diese  Kluft  überbrücken,  wie  einen 
Weg  finden,  auf  welchem  Recht  und  Geschlechtsmoral  friedlich  neben- 
einander wandeln  können?  Das  ist  die  Frage,  um  deren  Lösung  es  sieb 
immer  handelte  und  noch  heute  in  demselben  Maße  handelt  Der  Kom- 
prom IH  --  die  beitaiiiiteste  Erscheinung  unserer  Zeit  sollte  vermittelnd 
eingreifen,  doch  es  rnitiLiig  unj  er  zerrte  beide  Parteien  in  den  Ab- 
grund der  VerM.iirrer.heil.  Diesem  Zustande,  in  welchem  das  Gesetz  sich 
nicht  aufraffen  konnte,  unabhängig  von  de-  Ansicht  Derer,  die  am  meisten 
schrieen,  nhne  «ich  iibcr  die  Re'diweite  der  betreffenden  Frage  klar  zu 
sein,  ein  machtvolles  Wort  naih  einer  ganz  bestimmten  RichUmii  hin  zu 
sprechen  und  diesem  nie  notwendige  Heilung  zu  verscharren,  verdanken 
wir  es.  daß  die  Klarheit  des  S  113  des  Entwurfes  aus  dem  jähre  1 836  zu 
Grabe  gi'iragi'11  wurde    An  seino  Stelle  trat,  wie  schon  erwähnt  das  Pr 
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SlüB.,  dessen  maßgebende  Bestimmung  last  unverändert  in  unser  RSIOB. 
übergegangen  ist.  Unmittelbar  Ende  der  dreißiger  Jahre  kommt  dasjenige 
Moment  hinzu,  welches  die  Unklarheit  der  ganzen  nachfolgenden  Gesetz- 
gebung verschuldete.  Es  war  dieses  eben  die  Auffassung  daß  es  der 
Funktion  des  Staates  nicht  entspräche,  die  Unzucht  in  irgendeiner  form 
zu  sanktionieren,  eine  Auffassung,  welche  ihre  Schärfe  berech  literweise 
gegen  das  Bördel  Isystem  als  diejenige  Form  wandte,  in  weichet  die  staat- 
liche Duldung  des  Lasters  die  am  meisten  plastische  Verkörperung  findet. 
Im  Einklänge  mit  dieser  plötzlich  durchgreifenden  Reaktion  gegen  den 
bisherigen  Zustand  der  Ringe  erklärte  der  Minister  des  Innern  im  jähre 
1843  in  der  Kommission  zur  Beratung  des  neuen  StGB.,  daß  die  Bordell- 
wirtschaften beseitigt  werden  sollten.  Der  wahre  Sinn  der  Opposition  ist 
am  deutlichsten  ersichtlich  aus  einer  allerhöchsten  Kabinettsordre,  welche 
zu  der  gleichen  Zeit  erging  und  an  den  Staatsrat  gerichtet  war.  In  dieser 
wird  in  bezug  auf  die  Fassung  des  Entwurfes  vom  Jahre  1843  bemerkt, 
es  sei  nicht  mit  der  genügenden  Klarheit  ausgesprochen,  daß  es  Pflicht 
der  Polizei  sei,  die  Unzucht,  überall,  wo  (liefe  sieh  öffentlich  oder  gewerbs- 
mäßig zeige,  nicht  zu  dulden.  Ra  die  Bestimmung  alsu  Mißdeutungen 
zulasse,  wäre  sie,  um  ihrem  künftigen  Zwecke  völlijj  gerecht  werden  zu 
können,  einer  iiortiifialixcii  Prüfung  zu  unterziehen.  Wir  sehen  also,  daß 
man  mit  einem  Schlage  die  Prohibition  ber-eiligc n  wollte,  ohne  711  berück- 
sichtigen, daß  der  soziale  Charakter  dieses  Übels,  einen  augenblicklichen 
Verlilgungskrieg  als  unmöglich  erscheinen  läfii,  Jalt  ferner  die  Arbeit  der 
Gesetzgebung  in  diesem  überaus  reaktionären  Fahrwasser  heftig  ins  Wanken 
gebracht  werden  mußte.  Es  erschien  also  unmöglich,  der  neuen  Auf- 


Unzucht für  Slraflos  und  scheint  somit  den  Bordellwirten  ein  Recht  zu 
geben,  sich  auf  ihn  zu  berufen,  während  erstercr  mit  seinem  unbedingten 
Verbote  der  Kuppelei  diesen  ihr  Gewerbe  wiederum  zu  verbieten  scheint. 
Es  deutlich  auszusprechen,  wie  es  mit  den  Freudenhäusern  gehalten  werden 
soll,  vermeidet  das  Ose!/  und  in  Heiner  /,wciileiili];ke!l  spridil  kein  Um- 
stand dafür,  daß  die  Kammern  eine  prinzipielle  und  tatsächliche  Auf- 
hebung der  Bordell  wirtschaften  atisgesprochen  zu  haben  vermeinten'). 

i)  Vgl.  hierzu  die  stenographischen  Berichte  über  die  Komm.- Beratungen 
1850/M,  Bd.  II,  S.1048. 
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Das  Verhalten  der  Regierung  kennzeichnete  sich  durch  Schweigen,  d.  h. 
man  verzichtete  auf  Widerspruch  und  stimmte  der  Auffassung  der  Kom- 
mission stillschweigend  zu.  Die  Kammer  nahm  darauf  den  Enwurf  ort  bloc 
an  und  es  erwcckl  fast  den  Anschein,  als  nb  alle  ücsctzRebungsfakloren 
bei  fcrlal)  des  (.iesdiCs  sidi  d;iriiluT  eini;;  waren,  dal(  §  !  \'i  auf  polijeilidi 

aus  der  Entstdiiiri^^L'scIiidi^  ^riiinld  wrilcn  kann,  aus  dem  Gesetze 
selbst  heraus  keiner  Rechtfertigung  fällig  ist.  Ist  das  Recht  an  sich  schon 
nicht  klar  und  einwandfrei,  so  muß  sich  dieses  auch  in  der  Praxis  kenn- 


Fakultätsgulachtens.  ( 
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Der  Himburger  Fall  von  I8TI 


fall,  welcher  die  unklare  Gesetzgebung  betreffs  der  Kuppeleifrage  aus 
ihrem  Dunkel  herausriß  und  diese  glücklicherweise  in  ein  grelles  Lichl 
setzte.  Dieser  Konfliktsfall  sollte  da/u  berufen  sein.  Allen  einen  Einblick 
in  die  Arbeit  der  gesetzgebenden  Faktoren  zu  gewähren  und  zu  offen- 
baren, daB  diese  in  gleicher  Weise  der  energischen  Inangriffnahme  eines 
Problems  spotteten,  welches  nicht  ohne  größte  Kraft  bewältigt  werden 
kann,  und  sich  vereinten  'in  der  gleic^'n  Neigung  die  Augen  zuzu- 
drücken, wo  das  schärfste  Sehen  erforderlich  ist  und  in  der  gleichen  Vor- 
liebe für  die  Phrase,  die  einen  sitdielieri  Kinns  hat,  an  Stelle  einer  Maßregel, 
die  eine  sittliche  Wirkung  hat';  '). 


lagen.  Obgleich  die  Eheli 


abzuwenden.  Anders  wurde  es  jedoch,  als  an  diesem  Tage  das  StGB, 
für  den  Norddeutschen  Bund  in  Kraft  trat.  In  diesem  Augenblicke  glaubte 
iidi  das  betreffende  f  ju-par:!  be^eelm;:!,  linier  IV.vmmnliine  auf  iir:i  §  1  fi<.), 
den  Schutz  der  Gesetze  für  sich  in  Anspruch  nehmen  zu  können.  Nun- 
mehr wandlet]  sieh  die  Eheleute  iittne  den  j  17  des  für  llaitilnirg  gelten- 
den Verhältnisgesetzes  zu  berücksichtigen  mit  eir.er  Eingabt  vom  7.  Au- 
gust 1871  an  die  Staatsanwaltschaft  und  stellten  durch  ihren  Anwalt 
folgende  Behauptungauf:  Da  das  Norddeutsche  Strafgesetzbuch  in  Gellung 
ist,  muß  auch  die  konzessionierte  Bordell  Wirtschaft  strafbar  sein,  denn  der 
Inhaber  ist  unter  den  §  180  zu  subsumieren.  Daher  beantragen  wir  gegen 
5  Inhaber  der  in  Frage  stehenden  Wirtschaften  eine  Uiittrsiidiiinj;  wegen 
Kuppelei  einzuleiten.  Ferner  fügten  sie  hinzu,  daft  abgesehen  von  einem 
heivHmuten  Ilmtal  isdien  Austobe  ihr  l  b'.irdeiiioiit'.im,  ebenso  wie  ihr  Gc 

')  Du  hoc  in  nieHeliiiidhiTifüerlVistituljnFi  im  Rei.  be  ,MaEllcliiirgIS7Q.S.-t. 
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Verfügung  vom  Ib.  August  1S71  wies  der  Staatsanwalt  den  Antrag  zurück 
und  lehnte  es  ab,  der  Denunziation  Folge  zu  Reben.  Hierauf  wurde  von 
seifen  der  Antragsteller  in  ücmälihcit  mit  §  14  der  Hamburgischen  Straf- 
prdzehordnung  einmal  bei  der  An  klage  kämm  er  des  Obergerichts,  ein 
zweites  Mal  bei  dein  Senat  —  dieser  war  vorgesetzte  Behörde  der  Staats- 
anwaltschaft —  Beschwerde  geführt.  Der  Erfolg  war  ein  negativer.  Das 
Obergericht  wies  den  Antrag  in  einem  begründeten  Erkenntnisse  vom 
20.  Oktober  1871  zurück  und  der  Senat  gelangte  in  Anlehnung  an  dieses 
am  22.  November  1871  zu  dem  gleichen  Resultate:  §  1B0  des  StGB,  sei 
auf  Inhaber  polizeilich  konzessionierter  Bordelle  nicht  anwendbar.  Die 
in  ihrem  Rechtsgefühle  und  in  ihrer  Ehre  gekränkten  Eheleute  ließen  es 
hierbei  nicht  bewenden  und  da  ein  weiterer  Verfolg  des  Beschwerde- 
weges an  Hamburgische  Gerichte  oder  Verwaltungsbehörden  nach  §  14 
der  Mambargischfn  Stratpro/eHordnung  ausgeschlossen  war,  machte  ihr 
Beschwerdeführer  unmittelbar  nach  Abweisung  der  Klage  eine  Eingabe 
an  16  deutsche  Hochschulen  mil  dem  Ersuchen,  über  den  fraglichen 
Streit  ihre  Rech  isg  machten  ergehen  ?u  lassen.  Cin  gewiü  nicht  alltägliches 
Vorgehen  eines  Besch wenldhhrers.  welches  deutlich  beweist,  in  weiche 
Erregung  der  Sireil  die  Parteien  verset/t  haben  muU.  denn  es  erscheint 
nicht  gerade  befriedigend,  dall  ein  rl>n  geschallenes  Recht  in  so  weg- 
gehendem Maie  /um  Slreitorueki  werden  kann.  daH  d>e  hüchslen  Rerhts- 
instan/en,  die  henifendsten  Vertreter  der  Hechts  Wissenschaft  um  ihr  Urteil 
angegangen  werden.  Die  gewünschten  Gutachten,  welche  neben  der 
juristischen  Formulierung  der  Streitfrage  alle  auf  den  geschichtlichen  Her- 
gang der  in  Frage  kommenden  Paragraphen  zuriickiircifen,  ergingen  tat- 
sächlich, und  wenn  auch  über  die  Eiitwicki'limgsgeschichte  der  strittigen 
Paragraphen  kein  Zweifel  und  keine  Unklarheit  bestand,  über  das  quid 
iuris  gelangte  man  zu  keiner  übereinstimmenden  Beurteilung.  Nachdem 
der  Beschwerdeführer  von  dem  Rechtsarcopagc  sämtlicher  Fakultäten  ein 
MajörnatSVOtum  in  einem  für  die  Antragsteller  günstigen  Sinne  erlangt 
halte,  tarn  die  Srtdj'.'  sehlieülieh  weiler  an  das  Keieliskan/lerann  und  an 
den  liuiiilisrn:.  unil  d ie-er  in-M/liluli  alsdann  auf  V-.irhaijdes  Jiiülizaussdiusries 
im  Juli  1876  den  Senat  von  Hamburg  zu  ersuchen,  wegen  Abschaffung 
der  daselbst  bestehenden  liurdelle  das  Geeignete  zu  verfügen.  Da  der 
Antrag  des  Besch werdcfiih res  nach  der  eigenen  XusführLing  der  Antrags- 
steller  und  der  jeden  /ivl-lk-I  beseitigenden  :;cset/lirheii  Bestimmung  nach 
HaniSiiirinsdieni  GvnW  genial!  *  14  SiS'O.  endgültig  erledig!  war,  denn 
die  zuständigen  Behörden  hatten  die  Eheleute  in  Ansehung  der  Prüfung 
ihres  Antrages  ordnungsmäßig  mit  Enlsdicidungsgrüiideu  beschieden, 
muliten  es  die  angegangenen  iiechtsfakultäteii  als  ihre  Aufgabe  betrachten, 
nicht  den  konkreten  Fall  zu  untersuchen,  sondern  überhaupt  Stellung  zu 


122  Wie  das  Reichsrecht  den  Unzuchts begriff  dehnt 

nehmen  zu  der  Frage,  in  welchem  Verhältnisse  §  180  zu  den  geduldeten 
Bordellen  steht.  Demenisp  rechend  habe  ich  gleichfalls  meine  Aufgabe 
zunächst  darin  zu  erb1ickM,ob{elrtrv{EStzuslelkn,wddierArläkhnnchcride 
Rechtslage  ist  und  wie  ihr  das  System  der  geduldeten,  polizeilich  kon- 
zessionierten Bördel I wirtschaften  gegenüberstellt.  Der  Hamburger  Fall  hat 
zum  ersten  Male  den  Schleier  der  Unklarheit  unbarmherzig  zerrissen, 
welcher  die  Straf  liest  im  mutig  der  Kuppelei  und  somit  der  dieshezü  glichen 
Sphäre  des  geschlechtlichen  Lebens  überhaupt  verhüllte  und  lehrt,  daß 
bei  Regelung  dieser  Frage  nicht  allein  die  individuellen  Erwägungen 
eines  oder  mehrerer  gesetzgebender  Faktoren  maßgebend  sein  dürfen, 
sondern  daß  man  zu  einer  Lösung  der  Prostitutionsfrage,  um  welche  es 
sich  im  weitesten  Sinne  handelt,  nur  gelangen  kann,  wenn  neben  einer 
klaren,  ziel bewu Uten  gesetzgeberischen  Tätigkeit  auch  objektive,  moral- 
wissfiifdiaftlii-ht'  Prkenulnisse  den  urlinliienden  l'lal/  niialtm  und  somit 
ihren  Einfluß  geltend  zu  machen  in  der  Lage  sind.  Dieser  Umstand  ver- 
pflichtet und  berechtigt  mich,  meine  Arbeit  über  die  rein  juristische  Dar- 
stellung hinaus  zu  erweitern  und  die  Fräse  des  Borde  II  Systems  vom  moral- 
wissenschaftlichen und  sozialpolitischen  Standpunkte  im  Rahmen  des 
l'roslifiJlirniäiiroiilciiis  überhaupt  zn  emrli-ni,  zumal  jferark'  liieidnreh  der 
Straftechtsrcforniarbeit  möglicherweise  neiit  Wege  gewiesen  werden  können. 

e)  Der  gegenwärtige  Stand  der  Rechtsfrage 
auf  reichsgesetzlidier  Grundlage. 


Der  die  grundlegende  Bestimmung  für  die  gesetzliche  Regelung  der 
Kuppddfracc  enthaltende  §  1  SO  des  RSKifi.  sa^t  klar  und  deutlich,  dali 

Unzucht  «erboten  und  unter  Strafe  gestellt  ist   In  dem  Wortlaute  des 

vorhanden,  geschweige  denn,  dal!  der  Tatbestand  der  Strafbaren  Kuppelei 
davon  abhängig  gemacht  worden  sei,  dali  diese  betrjehen  werde,  sei  es 
ohne  polizeiliche  Erlaubnis,  sei  es  wider  polizeiliche  Anordnung,  Bei  einer 
objektiven  Beurteilung  des  Paragraphen  aus  sich  heraus  ist  demnach  deut- 
lich genug  zu  erkennen,  daß  es  sich  um  ein  absolutes  reic  Iis  gesetzliches 
Verbot  handelt,  welches  gemäß  dem  Grundsätze  »Reichsrecht  geht  über 
Landesrecht«  als  solches  von  den  Behörden  in  derselben  Weise  wie  von 
den  Untertanen  der  verschiedenen  deutschen  Bundesstaaten  durchaus  zu 
respektieren  ist  Der  Panyr.iph  lälil  keine  Oeuhiny  irgendwie  dahin  zu, 
dali  den  f-amlcspolizcibeliiirden  ein  Spielraum  freier  tiewegung  hezüglich 
der  behandelten  Frage  offen  gelassen  ist.  Oh  der  Paragraph  an  sich  der 
Zweckmäliijrki'ii  in  einer  licrv[>n-;ii,'er.(l  ivi i'htiije»  Miyiak''i  frage  enbprieht. 
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ist  hier  un berücksichtig*  zu  lassen.  De  lege  lala  ist  zweifellos  zuzugeben, 
■  dafl  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  strafbaren  Kuppelei  Lei  Bordell- 
inhabern,  welche  aus  der  Beförderung  fremder  Unzucht  geradezu  ein 
Gewerbe  machen,  im  allgemeinen  oder  sogar  ganz  vorzugsweise  zu- 
treffen')'. Das  geltende  Reichsstraf recht  kennzeichnet  das  Wesen  der 
Kuppelei  dahin,  dal!  es  in  einem  Vorsdiubleistcn  zu  fremder  Unzucht 
besteht  Dieses  Vorschubleisten  kann  zwei  verschiedene  Arten  darstellen, 
in  dem  es  sich  einmal  als  eine  Beförderung  der  Unzucht  charakterisiert, 
SO  daß  dem  unbeeinflußten  Willen,  möglicherweise  dem  direkten  Wunsche 
der  Unzucht  treibenden  Person  Rechnung  getragen  wird,  ein  andermal 
so,  daß  es  sich  um  eine  Verführung  zur  Unzucht  handelt.  Das  Gesetz 
beherrscht  vorwiegend  der  Gedanke  der  Beförderung,  wenn  auch  §  ISO, 
Nr.  1,  durchaus  den  Schluß  rechtfertigt,  daß  der  Gesetzgeber  an  die  zweite 
mögliche  Art  der  Verführung  gedacht  hat.  Wie  bereits  im  historischen 
überblicke  dargestellt,  ist  lediglich  das  Bctördcrungspnnzip  wenrich 
durchgedrungen  und  an  sich  spielt  die  Möglichkeit  beider  Bcgehungs- 
arten  keine  wesentliche  Rolle,  fuhren  sie  doch  tu  ein  und  demselben 
Zweckt.  Demnach  ist  der  Begriff  de*  Kup;tkideliktes  ein  einheitlicher, 
allerdings  dürfte  gemJÖ  den  beiden  verschiedenen  Begeh  ungsarten  der 
Omnd.  aus  welchem  heraus  «in  Verstoß  gegen  das  Delikt  mit  Strafe  bedroht 
ist.  infolge  kriminal  politisch  er  Erwägungen  ein  doppelter  sein.  Im  Falle 
der  Belürderung.  für  welihe  woiil  das  Bördel Isystem  das  erschöpfendste 
Beispiel  darstellt,  handelt  es  sich  vorwiegend  um  d  e  Verbreitung  weit- 
gehender Ausschweifung  aui  dem  Gebiete  des  Sexuallebens,  also  um  eine 
Gefährdung  der  Gesellschaft  und  deren  gesamten  Sittlichkeit,  so  daß  jene 
Inhalt  des  Strafgrandes  ist.  während  im  Falle  der  Verführung  der  Schutz 
einer  einzelnen  Terson  gegenüber  den  Gefahren  der  Kuppelei  das  wesentliche 
Motiv  der  Strafe  bildet.  In  dem  Gutachten  der  Straßburger  Fakultät  heißt 
es:  >Das  Vergehen  der  Kuppelei  charaVlciisiert  sieh  als  ein  sog.  Polizei- 
vergehen, d.  Ii.  als  eine  Handlung,  die  nicht  deshalb  verboten  wird,  weil 
sie  immer  ein  bestimmtes  rechtliches  Gut,  etwa  die  weibliche  Gcschlechts- 
ehre  verletzt,  sondern  die  verboten  ist,  weil  sie  regelmäßig,  aber  keines- 
wegs notwendig  schädliche  Folgen  hat,  und  deren  Bestrafung  von  dem 
Eintritte  oder  Nichte  int  ritte  dieser  Folgen  ganz  unabhängig  gestellt  ist;)«. 
Wenn  auch  der  abstrakte  Begriff  der  Kuppelei  notwendigerweise  als  Bei- 
hilfe zu  fremder  Unzucht  erscheint,  so  ist  zu  berücksichtigen,  daß  einer-  _ 
seits  nicht  jede  Unzucht  strafbar  ist,  während  andererseits  die  in  gewissen 
Formen  auftretenden  licirchrtinfisartcii  der  Vorsdnihlointuii!:  zu  jeder  Un- 
zucht, unabhängig  davon,  daß  letztere  strafbar  sei  oder  nicht,  unter  Strafe 
gestellt  werden  sollen.    DuuentsprecliuKl  haben  wir  es  im  Sinne  des 

')  Vel.D.d.Stnn.u.noli;.konzc".ni>re:ellea.a.O.  Kectitsguta  eilten  Würzburg. 

>>  D.  d.  StOB.  u.  pol«,  konzess.  Bordelle  a.  a.  O.  S.  82. 
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§§  147  des  pr.  StGB,  und  ISO  RStGB. 


Gesetzes  mit  einem  deiietum  sui  generis  zu  tun,  was  mit  anderen  Worten 
der  erwähnte  Satz  des  Strafihurger  Gutachtens  besagen  will. 

Über  den  juridischen  Begriff  der  Unzucht  ist  viel  gestritten  worden, 
zumal  das  Gesetz  nicht  sagt,  inwieweit  es  diesen  Begriff  erweitert  oder 
eingeschränkt  wissen  will;  die  Ansicht  der  herrschenden  Meinung1}  geht 
dahin,  daß  unter  Unzucht  dem  Wesen  der  Kuppelei  entsprechend,  nicht 
bloß  die  Vollziehung  des  außerehelichen  Beischlafes,  sondern  durchaus 
jede  auf  die  Geschlechtsehre  gerichtete  Handlung  zwischen  mehreren 
Personen  zu  verstehen  ist.  also  innerhalb  dieses  Rahmens  jedes  gegen  die 
Pflichten  der  Ehrbarkeit  und  Sitte  verstoßende  Handeln  im  Bereiche  des 
geschlechtlichen  Verkehrs,  wobei  das  Verhalten,  welches  den  Forderungen 
der  Sittlichkeit  widerspricht,  nicht  auf  die  Person  des  Unzuch  (treiben  de» 
beschränkt  ist.  Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  das  Unzüchtige  in  diesem 
Sinne,  also  juristisch,  nicht  in  Gegensatz  zur  Ästhetik  gebracht  werden 
kann,  sondern  nur'zur  Moral  :l.  Ethisch  gefaßt,  verstößt  indeti  jede  Art  der 
Unzucht  nicht  nur  gegen  die  Moral,  sondern  auch  gegen  die  ästhetischen 
Regeln,  sofern  nur  das  Schöne  zugleich  moralisch  annehmbar  erscheint.  Der 
Begriff  der  Unzucht  erfährt  vom  Standpunkte  der  Kuppel  ei  frage  insofern  eine 
Einschränkung,  als  hierher  weder  die  sod.  rat.  generis,  noch  die  Unzucht 
am  eigenen  Körper  zu  rechnen  sind.  Der  Begriff  der  Kuppelei')  bedingt 
logiäclierwcise  ein  Zusammenbringen  der  Unzuchttreibeiidcii  und  außer- 
dem ein  Zusammenführen  von  mindestens  zwei  Menschen,  so  daß  die  im 
vorangegangenen  Satze  /i  1.1  f  1» L-ri ( k.- 1 1 1 k-  lichaupmng  aus  dieser  Folgerung  des 
Klippeleihegriftes  gerechtfertigt  erscheint.  Ein  weiterer  Beweis  hierfür 
dürfte  der  Umstand  sein,  daß  die  in  dem  §  147  pr.  StGB.,  dem  Vorbilde 
des  jetzigen  §  180  RStGB.  enthaltenen  Worte:  -Einer  oder  mehrerer 
Personen  des  einen  oder  anderen  Geschlechtes«  im  Anschlüsse  an  den 
Begriff  der  Unzucht  nunmehr  weggelassen  sind,  wohl  aus  der  Erwägung 
der  gesetzgebenden  Faktoren  heraus,  da!!  es  als  selbstverständlich  erscheinen 
müsse,  den  Begriff  der  Unzucht  vom  Gesichtspunkte  der  Kuppelei  aus 
dahin  zu  erklären,  ciali  notwendigerweise  verschiedene  Personen  hei  Aus- 
übung dieser  beteiligt  sein  müssen.  Ohne  Zweifel  handelt  es  sich  z.  B. 
im  Falle  der  Masturbation  um  einen  Vcrstoli  gegen  das  Sittengcsctz,  der 
möglicherweise  vuu  diesem  schärfer  verurteilt  wird,  als  jede  widernatürliche 
Unzucht  /wischen  zwei  Vertretern  des  einen  oder  anderen  Gesell Iccllks. 
zumal  die  konträre  Sexualem  pfindung  eine  krankhafte  Lebenserschciriung 
darstellt  —  speziell  ein  •neurö-psycliisches  Ki-Instu iifjssyni ptom ■■■ ,  wie 

')  Vgl.  Frank,  Komm.  1911,  S- 313;  Meyer- Allfold,  Lehrb.  1907,  S.749; 
Olshausen,  Conu.i.  :id  §  ISO.  12. 

■)  Vgl.  RG.  Entsch.  d.  1,  Strafsenats,  Urt  v.  29.  Mai  1884. 

')  Kuppelei:  entbanden  ani  {■opularc,  eiii.Brind'iimipien,  verhiriden.  Vgl.  auch 
ropLib.  der  ["IiHhuiiI. 
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v.  Krafft- Ebing  sagt').  Bei  der  Beurteilung  derartiger  »erotischer  Ver- 
schiebungen« oder  »Verirrungen«  muB  von  der  Erwägung  ausgegangen 
werden,  daH  der  der  ungeheuren  Mehrzahl  der  normal  organisierten 
Menschen  pervers  erscheinende  Trieb  zum  eigenen  Geschlechte  von  dem 
mit  konträrer  Scxiialemplindung  Behafteten  nichts  weniger  als  naturwidrig 
empfunden  wird,  vielmehr  diesem  als  die  einzig  mögliche  Art  eines 
gesch lech (liehen  Umganges  und  Genusses  erscheint.  Aus  der  in  §  180 
RStGB.  vorgenommenen,  wenn  auch  geringen  Veränderung  gegenüber 
§  147  pr.  StGB,  ist  also  War  ersichtlich,  daß  nicht  jede  Art  der  Unzucht 
schlechthin  mit  dem  Begriffe  der  Kuppelei  in  Einklang  gebracht  werden 
kann.  »Es  muß  sich  also  immer  um  eine  Unzucht  handeln,  die  nicht 
nur  eine  Person  mit  sich  selbst  treibt*).«  Hierher  wurden  nicht  gehören 
einige  Arten,  die  man  im  gesamten  Rahmen  der  Unzucht  unterscheidet, 
so  die  sog.  sodomia  ratione  sex  IM  Imas.  cum  mare),  welche  lediglich. im 
Falle  der  Ausübimg  zwischen  Personen  des  männlichen  Geschlechtes 
strafbar  ist,  —  nicht  also  die  sog.  »lesbische  Liebe«  —  und  die  sodomia 
ratione  generis  (homo  cum  bestia),  welche  in  jedem  Falle  strafbar  ist,  also 
ohne  Rücksicht  auf  das  beireffen tle  Geschlecht.  Während  im  Falle  der 
sodomia  ratione  sexus  von  einer  Ausübung  des  Kuppeleideliktes  sehr  gut 
die  Rede  sein  kann,  ist  eine  Anwendung  des  Kuppcleibegriffes  auf  die 
Falle  der  sodomia  ratione  generis  ebenso  wie  auf  die  Unzucht  am  eigenen 
Körper  von  der  herrschenden  Lehre  abgelehnt3).  Wenn  sich  auch  darüber 
■drehen  läßt,  nb  theoretisch  nicht  eine  Armcndiingsi)i<~ic]ichkcit  des  Kuppelei- 
begriffes auf  die  sodomia  ratione  generis  gegeben  sein  könnte,  so  ist  dieses 
nicht  in  Betracht  zu  ziehen,  hielte  es  doch  den  Menschen  völlig  auf  eine 
Stufe  mit  dem  Tiere  stellen,  wollte  man  hier  von  einer  Kuppelei,  d.  h. 
also  von  einem  Vorschub  leisten  zum  /«ecke  der  Linnich!  reden.  Sicherlich 
wird  aul  dem  Gebiete  de-  Geschlechtslebens,  sich  die  Grenze  wischen 
Mensch  verwischen,  denn  an  sich  ist  der  Geschlechtsakt  etwas  durchaus 
Tierisches,  ja  Widerwärtiges,  und  seine  ethische  Bedingtheit  ist  nur  in 
dem  balle  lest  gegründet,  wenn  diese  natürliche,  rein  physische  Handlung 
durch  ein  übermächtig  starkes  ( iefiihl  leidenschaftlicher  Liebe  veredelt  wird. 
Die  Griechen  mnl  Dinner  hauen  beim  AnMiel  des  Vollzog-  geschlecht- 
licher Akte  allerdings  aiisyt^jin ■flien  ästhetische  Rehungen.  Wie  dem  auch 
sei:  das  Gesetz  darf  den  Menschen,  als  das  vollkommenste  Geschöpf, 
welches  dank  '.einer  geistige:!  Anlagen  hoch  über  den  anderen  stein,  nicht 
einem  Tiere  gleich  erachten,  so  häufig  dies  in  scxualibus  auch  gerechtfertigt 
erscheinen  mag.  und  wenn  von  einer  Unzucht  gemäß  der  sodomia  ratione 


')  v.  Krafft-Ebing,    Zur  konträren  Sexualempfindiing  in  klinische-  und 
forensischer  Hinsicht  .  Allgcm.  Zeitschr.  f.  Psychiatrie. 
■)  Vgl.  RO.  Entsch.  d.  III.  Strafsenats,  Urt  v.  I.Dez.  1910. 
>)  Vgl.  RO.,  E.2S,S.287;  O  Is  h  :i  u  srn .  %  ;ul  !j \W:  Meyer- AI  Ifel  d,  S.  63«. 


Digiiized  by  Google 


126  Der  Begriff  des  Vnrschn Meistens 

geiieris  im  Sinne  des  Kuppeleidcliktes  die  Übermacht  der  kompetenten 
Lehre  nichts  wissen  will,  so  findet  dieses  darin  seine  Berechtigung,  daß 
das  Gesetz  dem  Begriffe  >Mensch«,  die  ihm  durch  wissenschaftliche  Er- 
kenntnisse in  biologischer  und  ethischer  Beziehung  zustehende  Prägnanz 
des  Ausnahmewesens  vor  allen  anderen  zuzuerkennen  verpflichtet  ist 
2.  Zum  Begriffsmerkmale  des  Vorschubleistens. 


Ausfuhrungshandlung  der  Kupi 
merkmalen.  Die  wechselseitigen 
Möglichkeit,  inwieweit  sie  auf  i 

beginnt  mit  einem  Vordersatze, 

■  Wer  der  Unzucht  Vor 

Strafmoment  ist  abhängig  gern; 
leistens,  dessen  Begriff  ich  zu  er 
setzt  ebenso  wie  Hilfe  und  Bei 
Ich  möchte  mit  v.  Liszt  den  Begr. 


!f  Bediti; 
11  Einflu 


irigcn 


sich 


würden  durch 
Vorführungen, 
liiidicr:  aber  diese  Arten 


auf  Ausübung  der  Unzucht  gehende  Wirkern  gen 
das  Betrachten  sinnlich  anreizender  liilder  oder  von 
ferner  durch  das  Lesen  stark  erotiscl 
inlrllfklmrlliT  VorsdiuhleistLLii|{.  welche  vrirzü^lich  innerhalb  der  an- 
gegdii'ueri  Beispiele  einen  Ausfluß  weitgehendster  Subjektivität  darstellen, 
sind  vom  Gesetze  nicht  l>eriicksii-htij.'t.  IJieses  knüpft  seinen  Tatbestand 
des  Deliktes  der  Kuppelei  bezüglich  di^s  Vorschubleistens  einmal  an  die 
»Vcrmittelung«  und  einmal  an  die  -Gewährung  oder  Verschaffung  von 
(idi't;en!icil  =  und  nennt  somit  zwei  i;au/  bestimmte  Arien,  welch.:  Itc- 
dingmigtingeii  [ür  die  Vollendung  des  Deliktes  bilden.  Durch  diese  kon- 
kreten vom  Gesetze  festgelegten  Begehiingsarten  des  Vwscliuhlcislens 
wird  letzteres  realisiert,  in  ein  vorhandenes  greifbares  Resultat  umgesetzt: 
sie  sind  demnach  die  Mittel,  welche  den  bestimmten  Zweck  zur  Folge 
haben  sollen.  Die  Vollendung  ist  davon  abhängig,  daß  durch  Anwendung 
eines  der  Mittel  der  beabsichtigte  Zweck  erreicht  ist.  Der  Vordersatz  läßt 
in  seiner  Klarheit  und  Knappheit  keinen  Zweifel  darüber  zu,  daß  es  für 
den  Begriff  -des  Vorschübleistens  nicht  ausreicht,  wenn  nur  die  Absicht 


')  Vgl.  v.  Bar  [1,  S.697;  Fingert 
cid,  S.206;  Olshausen,  §  1B0,  Ni 
■)  Vgl.v.  Liszt  igi2.  5.380. 


S.356;  Frank,  §4°,  IV;  Meyer-All- 
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des  Hameln den  hieran:  m-Tichtct  Iii.  ■  Es  null)  vielmehr  festrustcHen  sein, 
daß  der  Vorschub  wirklich  ^t-lciätci.  daß  tiir  die  Unzucht  wirklich  durch 
das  betreffende  Handeln  günstigere  GelegcnlK.il  geschaffen  ist')--.  Oer 
Kuppler  verständigt  sich  z.  B.  mil  einer  Weibsperson,  welche  X.  zugeführt 
werden  soll  und  gibt  X.  auf  dessen  Wunsch  die  Adresse,  so  dafl  dieser 
hhigehl.  Lediglieh  durch  die  Angabe  der  Wohnung  der  Prostituierten 
wird  hier  das  Vorschub  leisten  vollendet  denn  X.  begibt  sich  in  die  Woh- 
nung und  der  auf  Seiten  des  Kupplers  beabsichtigte  Zweck  ist  erreicht 
Auf  seiner  Seile  ist  im  Sinne  des  Gesetzes  das  Erforderliche  durchaus 
getan.  Ob  es  in  der  Wohnung  der  beireffenden  Frauensperson  tatsächlich 
zur  Ausführung  der  Unzucht  kommt,  ist  für  die  Handlungsweise  des 
Kupplers  gänzlich  gleichgültig.  Die  Unzucht  muß  •  nur;  in  der  T.U  ge- 
fördert, d.  h.,  die  unzüchtige  Absicht  muß  ihrem  Ziele  einen  Schritt 
näher  gebracht  sein s).  Zur  Erfüllung  des  Begriffes  der  Vorschubleistung 
ist  ferner  vorwiegend  notwendig,  daß  infolge  der  Tätigkeit  des  Kupplers 
für  die  Ausführung  von  Unzuchtshandlungen  objektiv  günstigere  Be- 
dingungen geschaffen  werden  als  bisher,  wobei  besonderer  Nachdruck 
auf  das  Wort  »objektiv«  zu  legen  ist,  &  h.,  es  muß  von  einem  allgemein 
urteilenden  Standpunkte  einer  Gesamtheit  sich  als  zutreffend  erweisen, 
daß  die  neuen  Bedingungen  günstiger  sind  als  die  ehemals  vorhandenen, 
daß  die  neue  Umgebung  infolge  besonderer  für  die  Ausübung  der  Un- 
zucht gearteter  Umstände  dazu  angetan  ist,  diese  in  weitgehenderem  Maße 
möglich  zu  machen,  als  es  zuvor  der  Fall  war3). 

Folgendes  Beispiel  mag  zur  Erläuterung  des  Begriffes  der  Objektivität 
dienen:  Ein  Mädchen  geht  ein  Verhältnis  ein.  welches  die  schwersten 


sämtlich  hinzugetreten  sind  odt 
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Bedingungen  för  die  Unzuchtsveriibung  in  dieser  neuen  Sphäre  ihres 
Daseins  objektiv  günstigere.  Wenn  sie  auch  einmal  gefallen,  mögiieher- 
weise  den  schiefen  Pfad  weiter  gewandelt  wäre,  so  stellt  doch  die  neue 
Umgebung  ihr  Lehen  der  unmittelbaren  Vergangenheit  weit  in  den  Schatten, 
was  die  sittliche  Gefährdung  anlangt,  ja  hier  ist  durch  das  Vorschiihlcisten 
in  einer  so  cutHeliicdcneu  Weise  der  l  in/mhtsvevjhiiiig  die  Möglichkeit 
^boten,  daß  da-se  der  einzige  Inhalt  ihres  Lebens  wird,  so  daß  man  inh 
schwer  vorstellen  kann,  wie  es  möglich  wjre,  für  die  lin/udit  überhaupt 
und  objektiv  günstigere  Zustände  zu  schaffen.  Noch  krasser  wäre  der 
Fall.  wenn,  wie  es  der  Mädchenhandel  in  seinen  mhesten  Formen  zuwege 
bringt,  ein  unschuldiges  Mädchen  tuitcr  Vorspiegelung  der  Verschärfung 
einer  günstigen  Dienststelle  in  ein  Hordel)  und  mir.il  in  ein  Milieu  ver- 
schlepp: wird,  diesen  (ieiahien  es  infolge  des  überaus  grcitfen  Unter- 
schiedes und  der  Neuartigkeit  im  Vergleiche  zu  der  b  «het  gen  Umgehung 
kaum  erkennen,  geschweige  gar  übersehen  kann.  Diesem  lall  .st  es  m.  F. 
durchaus  idcichnislelleti.  wenn  die  helreifeiide  Person,  wie  liänFii.: 
wird,  natürliche  Anlagen  mr  Prostitution  be.i-.yl  und  somit  .iui  ihrer  Seite 
bereits  subjektiv  günstigere  liedin.nnii.eeii  vorhanden  sind,  durch  welche 
sie  iiir  ein  säumiges  schändliches  (jewerhe  prädestiniert  zu  sein  sclieint. 
Abgesehen  davon,  dal!  die  Prostituierten,  wie  ich  glaube,  meist  nicht  geboren 
werden,  sondern  es  fast  alle  durch  I  'tiglück  und  ein  meist  nicht  selbst  ver- 
sdiuldetes  grausames  Schicksal  werden,  kann  man  einen  vorhandenen 
Grad  von  Sinnlichkeil  nicht  in  Anrechnung  bringen,  denn  eine  sorgsame 
Beaufsichtigung  von  seilen  des  Elternhauses  oder  derjenigen  Faktoren, 
welche  dieses  ersetzen,  insbesondere  eine  unserer  Zeit  entsprechende  Er- 
ziehung in  sexueller  Hinsieht  wird  sich  als  stark  genug  erweisen,  den 
Kampf  mit  den  ( icfalireii  ku|iplerischcr  Tätigkeil  aidzunelimeii.  Füllt  ein 
solches  Mädchen  trotzdem,  so  sind  die  netten  Zustände  ebenso  objektiv 
günstigere  und  dazu  angetan,  der  Unzucht  in  gesteigertem  Maße  Vor- 
schub zu  leisten,  unbeeinflußt  von  der  Tatsache,  da«  das  neue  Opfer  sub- 
jektiv günstigere  Fiyeust  haften  mitbringt,  welche  es  lediglich  bei  dem  Absätze 
der  Bordellware  alsbesonders  wertvoll  und  bevorzugt  erscheinen  lassen.  End- 
lich komme  ieh  zu  dem  l  ade,  in  weichem  man  schleclulüi:  die  Uediii|;im::eu 
als  subjektiv  günstigere  Iwiehnel,  im  Gcgetisat/c  zu  den  eben  erörterten 
objektiven.  Wenn  ich  mein  erstes  Beispiel  fortsetze  und  annehme,  daß 
das  betreffende  Mädchen  fünf  Jahre  in  ein  und  demselben  Bordelle  geiebl 
hat  und  es  plötzlich  zwischen  zwei  Hordel Ibesitzern  zu  einem  Austausche 
verschiedener  Insassinnen  kommt,  so  siedelt  es  von  dem  bisherigen  ühVnt- 
lichen  Hause  in  das  neue  über,  um  dort  genau  dasselbe  Gewerbe  zu  be- 
treiben wie  bisher,  und  in  derselben  Weise  seinen  Körper  um  schnöde 
Entlohnung  an  den  Mann  zu  bringen.  Das  Leben  in  dem  neuen  Freuden- 
hause bleibt  sich  gleich  und  hier  wird  dasselbe  Maß  an  -Freuden«  geboten, 
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wie  es  zuvor  der  Fall  war.  Nichts  hat  sich  geändert,  nur  die  Statte  des 
Wirkens  ist  eine  neue  und  bei  dieser  lediglichen  Verschiebung  lokaler 
Verhältnisse  wird  man  höchstens  von  subjektiv  günstigeren  Bedingungen 
sprechen  können,  die  beispielsweise  darin  bestehen  können,  daß  die  ge- 
zahlten Preise  höhere  sind,  das  Leben  vielleicht  nicht  so  niederdrückend, 
weil  der  neue  Wirt  mit  .Irr  Verpflegung  nicht  so  kargt  wie  sein  Vorgänger. 
Unbeschadet  dieser  kleinen  Schwankungen  wird  man  in  diesem  Falle  im 
Sinne  meiner  Ausführungen  nicht  von  Kuppelei  sprechen  können,  denn 
liier  kann  es  sich  schlechthin  nicht  um  eine  objektiv  günstigere  Gestaltung 
der  Zustände  und  Verhältnisse  handeln  ').  Anders  würde  der  Fall  gelagert 
sein,  wenn  ein  Miidrhen  ans  einem  deutschen  Bordelle  in  ein  ausländisches 
verschleppt  wird.  Es  ist  hier  jeder  Verst;itK!ie.iniKini6glichkeit  beraubt 
und  vollständig  dem  Kreise  etwaiger  Angehöriger  entrissen,  somit  ist  ihm 
jede  Atissicht  verschlossen,  von  Seiten  jener  jemals  der  Prostitution  wieder 
entrissen  zu  werden.  In  diesem  Falle  sind  die  äußeren  Verhältnisse  ob- 
jektiv noch  günstigere,  da  die  betreffende  Person  in  noch  weitgehenderem 
Malie  der  Prostitution  und  ihren  Folgen  angesetzt  zu  sein  schein).  Es 
ist  im  Auslandsbordelle  der  Besitzerin  auf  Gnade  und  Ungnade  ausgeliefert, 
muß  hier  unbegrenzt  verweilen  und  sich  der  schatidervollsten  Praktik 
ausliefern  *). 

Nunmehr  gelange  ich  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  auf  Seiten  des 
Bordell  inliahers  ein  Vorschub  leisten  zur  Unzucht  im  Sinne  des  Gesetzes 
vorliegt.  Schon  aus  meinem  im  Hinblick  hierauf  gewählten  Beispiel  Ist 
erstchUich,  daß  diese  Frage  unter  allen  Umständen  bejaht  werden  muß. 
Ein  eifriger  Anhänger  des  Bordell  Systems  könnte  den  an  sich  zulässigen 
Einwand  machen,  daß  gute  Bordelle,  die  in  sanitärer  und  sozialer  Be- 
ziehung den  dieslie/ihdirlicri  eruslesteii  Ansprüchen  Rechnung  trügen, 
das  beste  Mittel  wären,  die  Unzucht  nicht  nur  nicht  zu  befördern,  sondern 
diese  im  Gegenteil,  ebenso  ivii-  ihre  verderblichen  folgen  einzuschränken 
geeignet  wären;  eine  Ansicht,  welche  von  zahlreichen  Ärzten  und  Sexual- 
forschem  vertreten  wird,  über  welche  ich  an  anderer  Stelle  meine  Meinung 
dartun  werde.  Jedenfalls  erhellt  es  nicht  daß  selbst  für  den  Fall  der 
Richtigkeit  dieses  Einwandet,  der  Bordellwirt  nicht  im  Sinne  des  §  180 
Vorschub  leistet.  Der  Paragraph  ist  weit  davon  entfernt  Heine  Anwendbar- 
keit davon  abhängig  zu  machen,  da  Ii  die  Unzucht  im  großen  ganzen 
befördert  worden  sei.  dal;  also  int'filf'e  des  V'ovsi'hubleistens  eine  Unzucht 


')  Das  RG.  ist  anderer  Ansicht,  denn  es  erblickt  ein  Vorschubleisten  zur  Un- 
/uriit  wenn  iluri-:-!  iherrr.lmig  ;n  einer  bereit*  der  l'msümtiüii  ergebenen 
Pcr.-e.n  der  liritseiibii  in  ein  ander,'-  lir.rdill  eirmitieleii,  heivn— ernfui  wird, 
und  demnächst  der  t-inlnn  in  dieses  Ur.rdcll  suuiincki  .  Vgl.  F.nlsch.  des  RO. 
Un.  v.  25.  März  1887. 

'(  Vgl.  Entsch.  des  RG.  Urt.  v.  2*1.  Oktober  1807. 
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verübt  worden  ist,  zu  der  es  sonst  nicht  gekommen  wäre;  der  §  180 
würde  dann  wej.it.-ii  der  Beweisschwicrigkeit  fast  illusorisch  werden 'I.  Iis 
wird  im  Sinne  des  Paragraphen  verlangt,  dali  irgendeiner  einzigen  Un- 
ztichtshatidluug  Vorschub  geleistet  wird,  und  zwar  durch  Anwendung 
eines  der  im  Gesetze  angegebenen  Mittel.  Ans  meiner  Darstellung  des 
Un/tichlslicgri^cs  nn  Sinne  der  Kuppelei  geht  hervor,  dali  die  Lolm- 
liurerci  des  Bordcllsystcms  hierunter  zu  subsumieren  ist.  also  ergibt  es 
sicti  als  unumgänglich  richtig,  dali  die  Tätigkeit  des  iSordelliuhabers  ein 
Vurschubleis'.cu  im  Sinne  des  üeset/rs  darstellt.  Sie  kennzeichnet  sieh 
dahin,  dali  der  llordelliiihaher  lediglich  dein  Zwecke  der  UnzucllfS- 
verühung  entsprechend,  sein  1  laus  einrichtet,  damit  er  den  Ansprüchen 
der  Unzuchtstreibenden  gerecht  werde. 

Die  Unzucht,  deren  machtvollster  lieschützer  allwei!  die  diistcre  Gestalt 
der  heimlichen  Schande  ist,  hat  es  offenbar  dringend  notwendig,  sich  vor 
ihren  Verfolgern  in  dunkle  Winkel  zu  flüchten,  um  hier  den  Augen 
etwaiger  Slörcr  entzogen  ihre  schlimmen  Orgien  feiern  zu  können.  Der 
Bordell wirt  gibt  ja  reichlich  und  uneingeschränkt  Gelegenheit  sich  aus- 
zuleben, und  einer  siegreichen  Imperatrix  gleich,  zieht  sie  hier  im  Triumph- 
zuge  des  Lasters  einher,  im  vollen  Glänze  des  Lichtes,  von  den  nämlichen 
Toren  beaugelt  und  einer  des  exintilibrierfeii,  jeder  Sitte  hohnsprechenden 
Debauche  beinahe  bejubelt  und  beneide!.  Ja,  noch  weiter  gehend,  der 
Kuppler  selbst  wirbt  die  Dirnen  an,  er  selbst  kauft  seine  wohlfeile  Ware 
ein.  Jeder,  der  nach  geschlechtlicher  Befriedigung  lechzt,  ist  jeglicher 
Liebesmüh'  cnlhobcn:  der  gefällige  l'roxei'os  bietet  sich  ihm  als  treuen 
Mittler  an,  macht  jedem  Lüstling  den  Weg  in  das  öffentliche  Haus  frei 
und  das  Ciesi-häitshitciesM-  des  Wirtes  sichert  ihm  eine  einwandfreie  Auf- 
nahme und  Bedienung,  niese  Tatsachen  erbringen  zur  Genüge  den  Beweis, 
daß  die  Tätigkeit  des  Bordellwirtes  nach  meiner  bisherigen  Beweisführung 
dem  Tatbestande  des  §  ISO  im  ganzen  entspricht,  galt«  doch  -von  jeher 
der  als  Kuppler,  wer  sein  Haus  zur  Unzucht  hergibt,  und  weder  in  Doctrin, 
noch  in  der  deutschen  Praxis  ist  hierüber  ein  Zweifel  aufgetaucht,  dali 
der  Bordellwirt  der  bei  ihm  betriebenen  Unzucht  Vorschub  leiste*)'. 
Aber  dürfen  wir  denn  angesichls  eben  solcher  Tatsachen  ungerecht  sein? 
Der  Weg  vom  Sittlichen  «im  Unsittlichen  ist  nur  ein  Sehnt-.,  und  parado\ 
ist  es,  von  Selbstzucht  und  l'u/iicht  in  sesualibns  /u  reden,  wie  wenn 
allein  der  kiii-plcrisrhc  liilcmudiär  einen  Colins  zu  einer  unwichtigen 
Handlung  stempeln  könnte,  da  wir  doch  gesehen  haben,  daß  die  sodnmi 
ralione  generis  an  sieh  Liu;Liciiti<:  sein  soll,  die  eheliche  Kohabitalion  in- 
dessen vielfach  nicht  weil  vom  (.'n/iiclilshetiritf  entfernt         Und  last  not 

')  Das  deutscheste!!!,  und  polir.  knnress.  Bordelle  a.a.O.  Fakultits  gut  achten 
StraBburg. 

■)  Vgl.  a.a.O.  Strafl  burger  Gutachten. 
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leasl  darf  nichl  vergessen  werden,  dali,  rein  soziologisch  verstanden,  ein 
proiener  Ou'tus  ersprießlicher  sein  kann,  als  ein  fauler  hinter  dicht  ge- 
schlossenen Gardinen  en  famille:  der  Bastard  ist  gezeugt  mit  heißerem 
Blute!  I Shakespeare.) 

3.  Die  vom  Gesetze  genannten  Arten  des  Vorschubleistens, 
a)  Die  Vermittlung. 

Ich  gelange  nunmehr  zur  Erörterung  der  Mittel,  durch  weiche  der  Zweck 
des  Vorschublcisleits  realisiert  wird.  Diese  sind,,  wie  das  Gesetz  sagt, 
I.  -Vermittlung«  und  2.  -Gewährung  oder  verschaffen  von  Gelegen- 
heit--. An  erster  Stelle  ist  ilk-  Vei  mildim;;  gi-rniint  und  dic-e  charak- 
terisiert sich  ihrer  Bedeutung  naeh  dahin,  dalf  die  persönliche  Annäherung 
der  Personen  zum  Zwecke  der  Ausübung  der  Unzucht  ermöglicht  wird, 
eine  Ansicht,  welche  die  herrschende  Lehre  für  sich  hat.  Diese  scheint 
mir  entgegen  Frank  und  Kitzinger  die  richtige  zu  sein,  denn  wenn  ich 
z,  B.  einem  Dritten  die  Wohnung  einer  Prostituierten  zeige,  so  genügt 
dieses  m.  E.  im  Sinne  der  Vermittlungstäügkeit,  obgleich  der  betreffende 
Dritte  noch  nicht  in  persönliche  Beziehungen  zu  der  Prostituierten  ge- 
treten ist,  denn  es  ist  ja  deren  Beruf,  ohne  weiteres  die  Moglidikeil,  zu 
jemandem  in  Beziehungen  zu  treten,  zu  realisieren  und  diese  ist  Iiier  durch 
das  Bekanntgeben  der  Wohnung  geschaffen.  Dadurch,  dal!  der  betreffende 
Dritte  erfährt,  wo  die  Dirne  wohnt,  wird  es  ihm  ermöglicht,  mit  der  be- 
treffenden Person  zum  L'iizuclitszwecke  zusammenzukommen  und' in  dieser 
Erleichterung  kann  eine  Vermittlung  erblickt  werden.  Es  ist  durchaus 
nicht  notwendig,  dail  beide  Parteien  im  mittelbar  zusim  iitifiigeftihrl  werden 
müssen.  Dieser  Umstand  ist  gerade  für  die  Tätigkeit  des  Bordellwirtes 
von  Bedeutung  und  weitgehendem  Nutzen,  dessen  Üeiriebsamkeil  in  zwei 
verschiedenen  Richtungen  das  Erfordernis  der  Vermittlung  zugrunde 
liegt,  was  im  Folgenden  erläutert  werden  mag.  Die  Ermöglichung  und 
ErlcklücriiriL;  ihr  das  /iisamnicntrcncii  der  Personen,  welche  Unzucht  zu 
treiben  beabsichtigen,  wird  schon  ätilicrlicli  dadurch  gekennzeichnet,  dal! 
man  von  eitlem  öffentlichen^  Hause  zu  sprechen  pflegt,  dessen  Vorhanden- 
sein au  sich  eine  mittelhart'  Yeruiittrluug  darstellt.  Abgesehen  von  dem 
Falle,  daß  der  Bordellwirt  in  der  Lage  ist,  beide  Parteien  unmittelbar 
zusammenznfiihrc;),  wo/u  es  häufig  gar  nicht  kommt.  In  seinem  Hause 
hält  der  Bordellwirt  eine  Anzahl  von  Personen  bereit,  welche  jederzeit 
der  Unzucht  zu  dienen  vermögen,  und  dieser  Umstand  schlieft!  bereits 
eine  Erleielileruiij;  Mir  die  Uii/iielitsveriilunig  in  >ieli  ein:  und  man  könnte 
liier  vielleicht  sagen,  dali  einseitig,  d.  Ii.  auf  einer  Seite  der  Parteien  die 
Fäden  der  Beziehung  geknüpft  sind,  welche  in  dem  Augenblicke  mit  der 
andern  Partei  in  Kontakt  treten,  sobald  irgend  jemand  das  Itordell  betritt, 
in  demselben  Augenblicke  ist  die  Annäherung  der  Personen  gegeben  und 
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somit  der  Erfolg  der  Vermittlung  eingetreten,  wozu  unter  keinen  Um. 
ständen  es  als  notwendig  hingestellt  werden  (lari,  dali  es  tatsächlich  zu 
einer  Ausführung  der  Unzucht  kommen  muß,  was,  wie  ich  an  anderer 
Stelle  ausgeführt  habe,  nicht  einmal  das  gesamte  Delikt  der  Kuppelei  be- 
dingt Die  Frage  der  Vermittlung  beansprucht  ferner  Interesse  in  Be- 
ziehung auf  Uii'  Tätigkeit  des  iSordellwirtcs.  was  das  Anwerben  von  Mäd- 
chen für  das  Bordell  betrifft.  Die  in  §  ISO  vom  Gesetzgeber  gebrauchten 
Ausdrücke  bezeichnen  die  Formen,  in  denen  sieh  das  Vorschub  leisten 
vollzieht  und  weisen  im  Sinne  des  Paragraphen  daraufhin,  daß  es  sich 
lim  etwas  tatsächlich  Hervorgebrachtes  handeln  muH,  um  Herstellung  eines 
Zustandes,  und  zwar  So,  ilali  die  Herbeiführung  von  demjenigen,  welchem 
er  bestimmt  gewesen  ist,  entweder  gesucht  —  dann  sprechen  wir  von 
Gewährung,  —  oder  genehmigt  ist  —  dann  sprechen  wir  von  Ver- 
schaffung von  Gelegenheit  ')■  Wenn  also  der  Bordellwirt  z.  B.  auf  einer 
Reise  ist,  einigen  Mädchen  anbietet,  in  sein  Bordell  einzutreten,  so  handelt 
es  sich  um  eine  vermittelnde  Tätigkeit,  die  sich  nur  in  subjektiver  Weise 
äußert  und  es  muß  von  seilen  der  Mädchen  wenigstens  eine  Willens* 
äußerung  ergehen,  welche  eine  lim-iiwilligkeit  Lind  Geneigtheit  anerkennen 
lädt,  die  angebotene  Gelegenheit,  die  Vermittelung  benutzen  zu  wollen. 
Kommt  es  in  dieser  Weise  zwischen  dein  Bordellwirte  und  dem  an- 
geworbenen Mädchen  zu  einer  Übereinstimmung  des  Willens,  so  ist  in 
demselben  Augenblicke  durch  die  Tätigkeit  des  Kupplers  ein  Zustand 
hergestellt  worden,  welcher  einmal  der  1  Inzuchtsverübung  günstigere  Be- 
diugnngvn  bittet  und  außerdem  dr.s  charakteristische  Moment  der  Vcr- 
mittelung  in  sich  birgt.  Ob  überhaupt  und  inwieweit  von  der  vorhandenen 
Gelegenheit  Unzucht  zu  treiben  Gebrauch  gemacht  wird,  ist  für  den  Be- 
griff selbst  irrelevant.  Ausschlaggebend  ist  allein  das  Vorhandensein  des 
objektiven  Momentes  der  Übereinstimmung  des  Willens  beider  Parteien. 
Zu  der  im  vorangegangenen  Sat/e  auige-lellten  lidianptung.  welche  auch 
das  RG.  anerkennt,  setzt  sich  dieses  m.  E.  selbst  in  Widerspruch.  Es 
sagt  unter  Vorsctiuhldstiinf*  und  Venn i Helling  im  Sinne  des  §  180  kann 
nach  der  sprachlichen  Bedeutung  dieser  Worte  und  mit  Rücksicht  auf  die 
Verbindung  des  Ausdruckes  .Vermittelung'  mit  der  unmittelbar  darauf- 
folgenden .Gewährung  oder  Verschaffung  von  Gelegenheit''  —  eine 
Rücksicht,  die  mir  deswegen  nicht  geboten  zu  sein  scheint,  weil  es  sich 
um  an  sich  unabhängige  Begrifttmcrkniale  handelt,  von  denen  nur  die 

Gewährung  und  \  c-ichatiurig  vrm  <  ielcgcnlieit  /u^immengehürcn 
•nur  eine  solche  Tätigkeit  eines  Dritten  verstanden  werden,  welche  nicht 
bloß  die  Absicht  der  Vorschubleistung  durch  persönliche  Bemühungen 
ausprägt,  vielmehr  Zustände  oder  Verhältnisse  herbeigeführt  hat,  wodurch 


')  Vgl.  Entsch.  des  KG.  Urt.  v.  1880. 
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für  die  Ausführung  vor  Unzuchtshandlungen  objektiv  günstigere  Voraus- 
setzungen als  bisher  bestanden,  geschaffen  sind1)-.  Das  RG.  hält  die 
persönlichen  Hi.'Stri'hiiHL[!'ii  (li-r  uegen  Kuppelei  Angeklagten,  Frauen- 
zimmer in  Prostitutionshäusern  unterzubringen,  nicht  für  ausreichend  im 
Sinne  einer  Verniiltel!i[)i;;(ätii;l'eit.  da  'Ii1-'  Mädchen  in  die  betreffenden 
Lokale  nicht  aufgenommen  wurden.  Es  spricht  von  einem  negativen  Er- 
folge und  nimmt  einen  gesetzlich  straflosen  Versuch  der  sog.  einfachen 
Kuppelei.  Ich  mächte  das  entscheidende  Gewicht  darauf  legen,  daß  die 
betreffenden  Mädchen,  welche  in  einein  Burdeik-  untergebracht  wertien 
sollten,  dadurch,  dal!  sie  die  Angeklagten  überredeten,  ihnen  Geld  und 
Kleider  gaben,  dem  Plane  der  Kuppler  gefügig  gemacht  wurden  und  sich 
infolge  der  auf  sie  ausgeübten  Einwirkung  mit  dem  Vorhaben  der  An- 
geklagten ein  verstanden  erklärten,  also  bereit  waren,  in  das  Bordell  ein- 
zutreten. Demnach  war  es  zur  Übereinstimmung  des  Willens  beider 
Parteien  gekommen  und  diesem  Umstände  entsprechend  sind  objektiv 
Künsligere  Voraussetzungen  für  die  Ausübung  der  Unzucht  gegeben  und 
auch  das  Erfordernis  der  Vermittelung  ist  in.  E.  durchaus  erfüllt,  denn  an 
sich  können  wechselseitige  Beziehungen  zwischen  den  bereitwilligen  Mäd- 
chen und  den  Besuchern  des  Bordells,  in  welchem  diese  aufgenommen 
werden  sollen,  nunmehr  eintreten,  da  beide  Parteien  sich  über  die  Aus- 
übung der  Unzucht  einig  sind.  Allerdings  tritt  ein  äußeres  Hemmnis 
dadurch  ein,  dar!  der  Bordellwirt  dem  gemeinsamen  Willen  der  Parteien 
widersprechend,  den  Mädchen  die  Aufnahme  in  sein  Haus  versagt.  Dieser 
Umstand  kann  aber  keine  Entlastung  für  die  Angeklagten  darstellen  und 
deren  persönliche  ISeniütiuij-cn  auf  das  Mal»  des  straflosen  Versuchs  der 
Kuppelei  und  somit  der  versuchten  Vermittlung  zu  rück  dämmen.  Die 
Fäden,  welche,  die  zur  Unzuchtsverübung  bereiten  Parteien  infolge  des 
Consenscs  verbinden,  sind  an  beiden  Enden  geknüpft,  doch  vermag  der 
Erfolg  nicht  einzutreten,  da  durch  die  Weigerung  des  Hordel Iwirtes  das 
eine,  bereits  geknüpfte  Ende  wieder  losgerissen  wird*).  Wie  wir  gesehen 
haben,  begründet  die  Tätigkeit  des  Bordellwirtes  zweifellos  eine  Ermog- 
lichung  der  persönlichen  Annäherung  der  in  seinem  Hause  verkehrenden 
Personen  zum  Zwecke  der  Unzuchtsverübung.  Der  Begriff  der  Ver- 
mittlung hat  jedoch  eine  noch  weitere  Ausdehnung;  denn  um  eine  solche 
handelt  es  sich  auch  in  dem  Falle,  wo  einer  Gaslwi  tisch  aft  Räumlichkeiten 
an  zweifelhafte  Weiber  hergegeben  werden,  sofern  an  diesem  Orte  Vertreter 
des  anderen  Geschlechtes  verkehren  und  hier  ihre  sexuelle  Befriedigung 
suchen1).  Im  Anschlüsse  hieran  gelange  ich  nunmehr  zu  den  anderen 
')  Vgl.  Entsch.  des  HO.  Url.  v.  23.  Sept.  1880. 

')  Fritgegenj;L',H^ei,  des .i-I1ht,  Ausieln  wie  das  KG.  ist  auch  itacl  ich 

a.a.O.  S.26. 

■)  Vgl.  auch  Enisch.  des  RQ.  1.  Strafsen.  I.  Febr.  1890. 
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yoin  Gesetze  genannten  Voraussetzungen,  durch  welche  det  Zweck  des 
Viirstliisbleislnis  /■■:■:  Unzucht  erfüllt  wird. 

b)  Die  Gewährung  oder  Verschaffung  von  Gelegenheit 
Im  Rahmen  meiner  Darstellung  habe  ich  bczu^Licli  des  Burdell  Systems 
von  diesen  Arten  der  Yorsclnihieistuu;;  nur  in  positivem  Sinne  zu  handeln, 
und  zwar  isl  die  ( jfw.lhiimg  begHIkih  dahin  r.i  erläutern.  daS  den  zur 
IJiüuChlsveriihime  lierrilen  im  diesem  Unistande  entspredicnder  Ort  üIkt- 
lassen  wird,  wahn-nd  mir  die  VerMhaft'jnj;  von  ( jeleircirticil  nicht  ledig- 
heil  aut  eine  Unters lützung  in  lokaler  H:n»'.cht  eingeschränkt  »erden  zu 
müssen  scheint.  Das  RciihsgeMln  vertritt  ebendieselbe  Ansicht  und  ist 
dieser  konscir.jent  auch  nach  Entstehung  des  ?uhjltcrparagraphen  treu 
geblieben,  was  mir  seine  Hcrechtigime:  dann  zu  haben  scheint,  datt  die 
Verschattung  tun  Gelegenheit  in  Sinne  ein«  scharfen  Handhabung  des 
Rechtes  .n  überaus  zahlreichen  Fallen  ntil  der  Vrrmitt rinne  identifiziert 
»erden  muH  Die  Tätigkeit  dt".  Unrdrllw mit  eisfhuph  diese  lathestands- 
■iRthnt  il-  .«..,.  f         Bf  i  A  ■  .»i  ■in"  e.  n..  ful~  ■  Itm-'i  ■■■■■  i-  >■ 

Auslegung  bedarf.  Schwieriger  '.u:.l  iniercsSdnler  vu<l  hV  traue,  .Ubald 
i-s  sich  um  Oll  ich  keilen  handelt,  dir  /war  nn-hl  drn  Namen  Uordell 
tragen,  bei  denen  es  sich  aber  in  Wirklichkeit  um  etwas  Ähnliches  handelt. 
Auf  diese  und  deren  Inhaber  kann  man  die  Verschaffung  von  Gelegenheit 
ausdehnen  und  hierin  von  der  Ansicht  Franks  abweichen,  der  eine  »Ge- 
währung darin  erblickt,  daß  der  Kuppler  jemandem  zur  Unzuchls- 
verilbung  Räume  überläßt, "über  welche  ihm  ein  Verfiigungsreclit  zustellt, 
was  zweifelios  richtig  ist,  während  er  von  Verschaff  uns  dann  spricht, 
wenn  es  sich  um  eine  Anweisung  von  Ürtl  ich  kei  teil  bandelt,  welche  dem 
/.wecke  der  Unzucht  dienen  stillen,  ohne  i[;d(  dem,  welcher  die  Anweisung' 
erteilt,  eine  Verfügung  zustellt.  Es  gibt  eine  große  Anzahl  von  Cafes, 
Restaurants  und  allerhand  Gastwirtschaften,  unter  denen  besonders  die 
sogenannten  -  Aiiiiiiierbitipcn  lKTVtHTa;:cii.  welche  alle  den  Stempel  der 
iiordellwirtschaft  trafen:  vollends  dem  Zweckt;  des  Vorschubleistens  der 
Unzucht  dienen  zahlreiche  Bars,  Cliaipbrcs'separccs,  und  ein  Berliner 
Tanzpalast  kann  mit  vollem  Rechte  -Palais  de  Prostitution-  genannt 
werden,  da  Abend  für  Abend  Beziehungen  angeknüpft  werden,  deren 
Erfolg  die  Vorübung  von  «Unzucht-  im  weitesten  Sinne  darstellt,  ohne 
datt  die  Polizei  auch  mir  im  geringsten  die  dort  verkehrenden  Prostituierten 
ergriff  oder  ergreifen  will.  Soweit  ich  darüber  unterrichtet  bin,  ver- 
,  kehrten  hier  eine  Anzahl  von  Prostituierten,  die  von  den  Besitzern  und 
i  eilern  des  I ,'uteruelmicns  ein  festes  (ielia)l  hcogen  und  siel;  dafür  ver- 
pflichteten, jeden  Abend  in  diesem  Hause  zu  erscheinen  und  dem  Tanze 
zu  huldigen.  Abgesehen  von  diesen  bezahlten  Dirnen,  welche  verhälttiis- 
mäliig  gering  sind,  verkehren  hier  eine  Unzahl  von  Prostituierten,  welche 
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der  dort  verkehrenden  Männerwelt  ihre  Angebote  machen.  Da8  unier 
diesen  Umständen  von  einer  Vermittelung  die  Rede  sein  muß,  erhellt  ohne 
weiteres,  da  der  Verkehr  in  diesem  wie  in  jedem  gastwirtschaftlichen  Be- 
triebe kleinen  oder  großen  Stils  eine  Annäherung  der  einzelnen  Personen 
mit  sich  bringt,  häufig  bedingt  Die  Besitzer  eines  derartigen  Unfer- 
nelimeits  sind  sich  zweifellos  dessen  hewulit,  daß  sie  der  Unzucht«  Vor- 
schub leisten  und  das  Bestehen  eines  derartigen  Betriebes  stellt  zweifellos  ein 
Vorschubleisten  durch  Verschärfung  von  Gelegenheit  im  weitesten  Sinne 
dar,  d.  h.  eine  Verschaffung  günstigerer  Bedingungen  für  die  Ausübung 
dcrUnzuchials.  diese  es  ohne  Dasein  eir.es  solchen  f  iauses  sein  würden.  Dieses 
latsäcli  liehe  Vorhandensein  erleichternder  Umstände  ist  ausschlaggebend 
und  erfüllt  du.-  V. riimlnriis  des  Vorscluiblcis;eiis  auch  durch  Verschaffung 
von  Oelegenlicil  unabhängig  vun  der  Tatsache  dal!  die  Uiiiudit  an  dem- 
selben Orte,  an  welchem  für  ihre  Ausübung  Gelegenheit  verschafft  wird, 
ausgeübt  wird  oder  nicht.  Vollständig  klar  liegen  diese  Verhältnisse  inner- 
halb der  Betriebsamkeit  und  Sinnesart  des  Bordell wirtes,  welcher  der 
■■Unzucht  grundsätzlich  durch  Gewährung  von  Gelegenheil  Vorschub 
leistet,  da  er  sein  eigenes  Haus  der  Ausübung  dieser  zur  Verfügung  stellt. 

In  der  Praxis  gestaltet  sich  die  Sache  aber  anders.  Eine  große  Anzahl 
von  intelligenten  Personen,  die  diese  Tanzlokalc  aufsuchten,  waren  der 
falschen  Meinung,  alle  dir  hier  verkehren  den  Tanzdamen  wären  von  der 
Silk'upiilizti  kompiliert.  Hier  drück!  diese  aber  nicht  nur  eins,  sondern 
beide  Augen  zu,  obschon  alle  diese  Tanzdamen  typische  Prostituierte 
sind.  Huldigten  die  höchsten  Würdenträger  im* Mittelalter  der  Prostitution, 
so  streckt  die  Staatsgewalt  heute  auch  noch  resigniert  die  Waffen  vor 
dieser  Art  der  l'roslitulion  (Quod  licet  Jovi  non  licet  bovi). 

Bei  Aufzählung  der  Mittel,  durch  welche  das  Vorschubleisten  seine 
Realisierung  erfährt,  erscheint  es  nicht  ohne  Bedeutung,  die  etwaigen  Be- 
ziehungen zu  untersuchen,  welche  zwischen  diesen  und  den  für  den  wirt- 
schaftlichen Betrieb  des  Bordells  notwendigen  Personen  bestellen.  Hierher 
würde  die  Frage  gehören,  ob  die  vom  fiordellwirte  angestellten  Dienst- 
boten infolge  ihrer  Tätigkeit  der  Uiizuchtsverubung  Vorschub  leisten, 
was  grundsätzlich  zu  verneinen  sein  wird.  Die  vom  Gesetze  verlangten 
Erfordernisse  sind  bereits  vorhanden  und  in  der  Tätigkeit  des  Inhabers 
begründet,  unabhängig  von  der  Tatsache,  dali  Urgane  beschäftigt  werden, 
welche  lediglich  ihre  Arbeitskraft  in  den  Dienst  der  von  ihnen  verlangten 
Verrichtungen  stellen,  worin  eine  die  Unzucht  fördernde  Tätigkeit,  d.  h, 
eine  solche,  die  auf  das  Zusammenbringen  von  Personen  zur  Unzucht 
gerichtet  ist,  welche  die  persönliche  Annäherung  erst  ermöglicht,  nicht 
gefunden  werden  kann.  Ebenso  würde  die  Annahme  einer  Vorschub- 
leistung durch  Gewährung  oder  Verschaffung  von  Gelegenheit  in  diesem 
Sinne  jeder  tatsächlichen  Stütze  entbehren,  denn  es  ist  nicht  ersichtlich, 
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inwiefern  Dienstleistungen  angestellter  Personen,  welche  z.  B.  darin  be- 
stehen, daß  die  Zimmer  gereinigt,  die  Betten  gemacht  und  das  sonst  rar 
Reinhaltung  einer  Wirtschaft  Erforderliche  getan  wird,  geeignet  sind,  die 
Unzucht  selbst,  wenn  auch  nur  mittelbar,  zu  fördern,  objektiv  günstigere 
Voraussetzungen  für  den  Unzuchtsbetrieb  zu  schaffen,  zumal  die  Aus- 
übung der  Unzuchtshaitdlung  sicherlich  in  einem  Bordelle  nicht  von 
derartigen  Umständen  abhängig  sein  wird  und  eine  Annahme  des  Gegen- 
teils, stets  als  I  atfra^'c  einer  stiel;  liulliucn  licurüiidnn^  leti  konkreten  halle 
bedarf.   Endlich  würde  es  auch  keine  rechtlichen  Bedenken  erwecken, 

Dienstleistung  ein  das  gewöhnliche  Mali  nicht  übersteigendes  fintgelt  er- 


höclistcus  den  Tatbestand  der  strafbaren  Begünstigung  durch  Sicherung 
der  Vorteile  des  Vergehens  der  Kuppelei  —  §  257  StGB.  -  gefunden 
werden,  nicht  aber  das  Vergehen  selbst1).  Eine  ähnliche  Stellung,  wie 
die  Dienstboten  im  YVrhaltmsie  /um  Horddlwinc  nehmen  die  Lieferanten 
zu  diesem  ein,  und  auch  hei  diesen  werden  regelmäßig  keine  Beziehungen 
vorliegen,  welche  einen  Verstoß  gegen  das  Strafrecht  im  Sinne  der  Kuppelei 
darstellen.  Es  kann  schlechthin  in  Warenlieferungen  des  Bäckers,  des 
Fleischers  usw.  bestehen,  welche  die  zum  täglichen  Unterhalte  des  ßurdell- 
wirtes  und  den  Dirnen  notwendigen  Mittel  liefern,  niemals  eine  Beihilfe 
zur  Kuppelei  gefunden  werden,  denn  es  fehlt  jeder  engere  Kausalzusammen- 
hang zwischen  den  Lieferungen  und  dem  Unzuchtsbetriebe.  Dessen- 
ungeachtet lassen  sich  wohl  Fälle  denken,  in  welchem  der  Teilnahme- 
charakter von  Seiten  des  Lieferanten  deutlich  hervortreten  kann  und  das 
Reichsgericht  z.  B.  nimmt  eine  Förderung  des  Un/iichtsbetriebes  mit  Recht 
an,  wenn,  wie  es  in  der  Entscheidung  des  dritten  Strafsenats,  Urteil  vom 
14.  Juni  1906  heißt:  »Die  Zusage  borgweiser  Weinlieferung  seitens  eines 
Lieferanten  au  die  Bordellinhaber  in  Verbindung  mit  den  erfolgenden 
borgweisen  Liefen m:!en  den  hrti.  Huidellirihahcni  erst  den  Betrieb  des 
Bordells  oder  du  «-Ii  den  Weiiuiisscliiiiik  in  di™-m  eiiuiiglielil  und  gerade 
durch  letzteren  die  Frequenz  in  den  rSordelleu  gehoben,  ein  weiterer  Reiz 
zu  deren  Besuche  gesclkiffe-i  wird.  ■  Im  vorliegenden  Falle,  besteht  eine  un- 
mittelbare Ursäclilichkci;  /wischen  der  I.ieferiiiiesUliskcit  und  knpplcrisehen 
Tätigkeit  des  liordcll Inhabers.  Während  grundsätzlich  den  Lieferanten 
der  Gedanke  fernliegen  wird,  den  Kuppeleibetrieb  ihres  Abnehmers  zu 
fördern,  da  ihr  Interesse  meistens  lediglich  auf  Ausübung  ihres  Gewerbes 
gerichtet  ist  und  hierin  eine  wissentliche  Beihilfe  niemals  erblickt  werden 


•)  Vgl.  Entsch.  des  RG.  I.  Strafsen.  Urt,  v,  R  Okt.  1896. 
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kann,  ändern  sich  die  Umstände  dementsprechend,  wenn  der  Lieferant 
infolge  der  borgweisen  Lieferungen  zweifellos  seine  Willertsrichtung  dahin 
kundtut,  dem  Bordcllwirl  entweder  Jen  Betrieb  des  Bordells  überhaupt 
oder  den  Weinaiisschauk  in  diesem  zu  ermöglichen  und  hierdurch  das 
kupplerische  Treiben  zu  imlerstülien,  worin  eine  Beihilfe  zur  Kuppelei 
erkannt  werden  muH.  Die  Frage  der  Teilnahme  mag  schließlich  in  Be- 
ziehung auf  die  in  dein  öffentlichem  Hause  verkehrenden  Personen  unter- 
sucht werden  ').  In  einer  Revisioiisschrift  gegen  das  Urteil  des  I.  Land- 
gerichts 711  Köslin  stellt  die  Verteidigung  die  Behauptung  auf,  dali  jeder 
Besucher  eines  Bordells  als  Anstifter  zur  Kuppelei  angesehen  werden 
müßte.  Schon  aus  der  wirtschaftlichen  Handhabung  des  Bordell  bei  riebes 
ist  ersichtlich,  dali  diese  Behauptung  nicht  stichhaltig  Ist  und  es  ergibt 
sich  die  rechtliche  Konsequenz  der  Nichtigkeit  dieser,  denn  es  bedarf  für 
einen  Besucher  zur  Erreichung  des  Zweckes,  auf  welchen  sein  Besuch 
abzielt,  nämlich  auf  Ausübung  des  Unzuchlsaktes,  niemals  einer  besonderen 
Einwirkung  ;ü][  de»  Willen  des  Wirtes.  Anders  würde  es  sein,  sobald 
es  sich  um  Mittäterschaft  handelt  (§  47),  während  die  Anstiftung  im 
wesentlichen  einen  anderen  Dolus  voraussetzt,  als  es  beim  Täter  der  Fall 
ist  Insbesondere  gehört  hierher  nicht  der  Dolus  der  Tat,  sondern  der 
Vorsatz  besteht  in  dem  Bewußtsein,  daß  durch  die  eigene  Willensbeötigung 
in  demjenigen,  der  angestiftet  werden  soll,  der  Entschluß  hervorgerufen 
wird,  eine  strafbare  Handlung  demnächst  zu  begehen1). 

4.  Die  Gewohnheitsmäßigkeit. 

Die  Handlungsweise  des  Bordell wirtes  erfährt  ihre  Kennzeichnung  als 
ein  gewohnheitsmälliges  Verbrechen  dadurch,  daß  dieser  wiederholt  das 
Delikt  der  Kuppelei  begeht,  wodurch  -die  Triebkraft  des  verbrecherischen 
Reizes  verstärkt-  wird,  so  daß  nach  und  nach  die  Widerstandskraft,  welche  ihn 
daran  verhindern  sollte,  fortgesetzt  das  Recht  zu  verletzen,  erlahmt  In- 
folge der  Tätigkeit  des  Bördel  Iwirtes,  welche  sich  als  die  fortgesetzte  Be- 
gehung ein  und  desselben  Deliktes  darstellt,  gelang!  in  diesem  allmählich 
der  Hang  zu  dessen  weiterei  Begehung  zur  vollen  Reife  und  gerade  dieses 
Moment  ist  der  an  hängt  ich  sie  Begleiter  des  Bordell  in  Itabers,  so  dali  sieh 
hier  der  Nachweis  einer  wiederholten  Begehung  in  den  meisten  Füllen 
erübrigen  wird.  Entsprechend  dem  Begriffe  der  üewohnheitsmäßigkeit 
handelt  es  sich  also  um  eine  Mehrheit  von  I  fatidlungcn,  wobei  nicht  eine 
Wiederholung  identischer  Delikte,  sonderti  mir  Gleichartigkeil  dieser  not- 
wendig ist,  denn  ausschlaggebend  für  die  Gleichartigkeit  ist  stets  das 
Grunddelikt  und  nicht  innerhalb  seines  Rahmens  die  einzelnen  Begehungs- 

■)  Vgl,  Lfrt.  RQ.v,  14.  Juni  (881. 

')  Oie  Tatsache  lies  UnziiehtsbL-inrhes  an  sich  kann  niemals  Teilnahme  an 
der  Kuppelei  sein.  Vgl.  Entsch.  des  RO.  II.  Straften.  Urt.  v.  13.  Mai  1882. 
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Uirmen,  welche  iluri.li  besondere  Momente  qualifiziert  sein  können,  l"ür 
die  strafrechtliche  Hetochturu:  besteht  die  PH nktioti  des  Begriffes  der 
Gewohnheilsmäßigkeit  darin,  daß  die  einzelnen  Delikte  zu  einer  Einlieft 
zusammengefaßt  und  diese  Verbrechenein  Ii  eit  in  allen  rechtlichen  Be- 
ziehungen berücksichtigt  wird1). 

5.  Der  Begriff  des  Eigennutzes. 


muH  Wenn  v.  l.iszt  einen,  wenn  auch  mihi  außergewöhnlich  hohen 
Vrrmoarnseurtr  1  vrrUiigl.  den  der  laTer  sich  oder  einem  anderen  .11 
lechtswidriKei  Absicht  verschalten  muri.  st>  scheint  mir  dieses  zu  eng  ge- 
l.iHt  tu  sem-).  denn  es  widerstreb  nicht  dem  Begriffe  da  f 1  gennuues, 
»■011:1  .M  ersuchte  Vorteil  dir  Greifen  des  gewö  Im  liehen  GeschjhV 
maßigm  niflH  linerschirikl !).  frank  kongruier;  eine  Übereinstimmung 
des  Begriffes  m  l  d.ni  des  Vorie.les  insofern,  als  -rine  moH^aie  Besserung 
der  Vnhalimssr-  grlorderl  wir<l.  hjll  aber  die  Auslegung  de?  Reichs- 
gerichts fur  emf  zu  weitgehende  M"  scheint  diese  dennoch  gerade  m 
Begehung  a'jl  das  he  hau  Je!  w  Üeh.el  durchaus  gerechtfertigt  iu  Sem 
und  ich  nunjite  .111  Gegensätze  zu  v.  I  n/l  annehmen,  ,Llß  unkr  dem 
Kegrli  des  Eigcneutz.eS  avich  sonstige  Vorteile  gerechnet  weiden 
können  u<ul  lischt  all.m  .irr  F.lspunM  als  maßgeblich  zu  l«vcichrifn 

daß  es  sich  um  eine  Moße  Sucht  nach  malcricller  Bereicherung  handelL 
[las  Streben  des  Täters  erschöpft  sich  in  dem  Bemühen,  dem  eigenen 
persönlichen  Nutzen  uuiirliclist  viel  /ugäite  kommen  711  lassen,  ein  Slrehen. 
welches  allerdings  in  den  überwiegenden  füllen  ohne  Rücksicht  auf  die 
Gebote  der  Moral  nur  das  eigene  materielle  Interesse  und  dessen  Be- 
friedigmig  hcriicksiclu.  Ons  Ströhen  des  linrekTwirtes  wird  £  rund  salz.  Ii  eh 
auf  Vorteile  pekuniärer  An  gerichtet  sein,  was  jcu'tich  nicht  ausschlieft, 
aus  den  jeweilig  herrschenden  Verhältnissen  für  sich  einen  Nutzen  zu 
erzielen,  der  auch  auf  dem  (ichicle  anderer  üls  ,iii~-e!i[iellli.'h  vei mö^ens- 
rechtlicller  Interessen  realisiert  werden  kann.  Wie  wir  gesellen  haben, 
treffen  ilie  Alternativen,  inn  denen  vme  vorluiidcu  sein  muß,  um  das 
Delikt  der  Kuppelei  dnr/.ustcllet:.  heim  Horde  II  wirre  re^dtna:^  beide  zu 
und  fast  ausseid iclll ich  gesellt  sich  zur  Geivoliiilieilsmäßigkeit  der  Eigen- 
nutz dahin  gellend,  daß  in  dem  Hause  des  Bordellwirtcs  die  Unzucht  zu 
dosen  eigenem  Nutzen,  d.  Ii.  als  Frwcrh-ipiellc  iiir  diesen  betrieben  wird.') 

'>  Vgl,  V,  Liiit  a.  a.  O.  §  55;  Frank  a.  a.  O-  S.  18£ 

•)  Vgl.  .auch  Hartum;.  Orr.  S.  17,  S.  37t. 

•}  Ebenso  wie  1  iszt,  Binding,  Lehrb.  Bd.  1,  S.  207;  a.  A.  Frank  §  181 
V2,  Mever-Ailteld  S.63S. 

•)  Zum  rlv|;iille  Lies  FiLrenrmt/es  in  ideelle...  Sinne  ve!.  ilie  rnlsrh.  ele-  Itfi- 
Urt.  v.  3.  Mai  1887  und  Un.  v.  10.  Juli  1884. 
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Was  den  Vorsatz  des  Kuppl 


ipl 


id  Bordellinhabers, 
o  weicht  das  Reichsgericht1) 


in  dieser  Frage  von  der  Willcnstheor 
und  Wollen  sämtlicher  Dcliktsnierkt 
der  Rechtswidrigkeit  des  Handelns 
dieser  Theorie,  welcher  es  sonst  in 


tz  als  das  Wissen 
dem  Bewußtsein 


llt  den  Boden 
i!digt  und  be- 


Iriti  den  der  entgegengesetzten  V' iistellungsthei irie,  welche  deswegen  so 
bezeichnet  wird,  weil  zur  liegritisl-estimmiing  des  Dolus  nach  dieser  nur 
die  Vorstellung  des  L'rhilges,  welche  die  Willciishcti-tisutig  begleitet,  not- 
wendig  ist,  unabhängig  von  dem  Woher'  do  I\rlolges.  Wenn  such  diese 
Theorie  und  ihre  Anwendung  innerhalb  der  Rechtsprechung  unter  Um- 
ständen zu  eigenartigen  Ki>i:sei|iieii/eu  führen  kann,  so  scheint  dennoch 
ihre  Anwendung  durchaus  gerechtfertigt  zu  sein,  sobald  es  sich  um  die 
Vorschubleistung  von  Unzucht  in  so  weitgehendem  Marie  handelt,  daß 
die  Interessen  der  Allgemeinheit  heriilirt  werden  und  deren  Sittlichkeit 
gefährdet  erscheint,  was  für  die  Tätigkeit  des  Bordellwirtes  vorwiegend 
zutrifft.  Demnach  ist  im  In  terrae  der  Au  vee-liihun;:  der  hei  nudelten  Materie, 
welche  eine  strenge  und  rücksichlslnsc  Handhabung  des  Redus  erheischt, 
für  den  Vorsitz  des  BordellinlKihers  nicht  mehr  eriorderliell,  :i!s  die  Ab- 
sicht, der  Unzucht  Vorschub  zu  leisten,  d.  Ii.  er  muH  wissen  und  wollen, 
dal!  er  der  Unzucht  Vorschub  leistet,  ohne  sich  darüber  klar  zu  sein,  dali 
er,  da  die  Beförderung  der  Unzucht  verboten  ist,  einen  Verstoll  gegen 
die  Rechtsordnung  verübt.  Für  den  Tatbestand  seines  Vergehens  ist  dieses 
BewuUtseiu  der  Rechtswidrig« it  nicht  erheblich  und  einem  vielleicht 
entschuldbaren  Irrtume  kann  nur  insofern  Rechnung  getragen  werden,  als 
man  bei  der  Slrafausmessutig  Rücksicht  wallen  lallt  -).  Der  Vorsatz  und 
die  Erfordernisse,  welche  im  dargelegten  Sinne  zu  dessen  Erfüllung  not- 
wendig sind,  werden  bei  dem  Bordellinhaber  regelmäßig  nicht  fehlen, 
läßt  sich  doch  schwerlich  der  Fall  vorstellen,  dafi  in  einem  öffentlichen 
Hause  wider  den  Willen  des  Inhabers  in  dessen  Bordell  Unzucht  getrieben 
wird.  Die  Anlliiiigcr  der  \Viileuslheor;e  wurden  bei  der  l'atfragc,  inwieweit 
bei  einem  Bordellwirte  der  Dolus  inanbetracht  der  Erteilung  einer  polizei- 
lichen Konzession  ausgeschlossen  wird,  wenn  der  Inhaber  tatsächlich  der 
Überzeugung  gewesen  ist.  dall  die  Konzession  (erring  seiner  Handlungs- 

')  Das  Reichsgericht  MuH  das  Hcwunlsvcn  de  - Str;iibarkc:l  bzw.  Slrafwürdig- 
ke.il  als  eines  itegnifMa.Tkniäles  dt-s  Vursalzc;  nb  Während  es  trüber  <W3.  E 
v.  24.  Oktobei  ininlge  ah-nakl,-i  tV-.liik1i.nien  .-u  dem  Ergebnisse  de. 

Bind  irischen  llienne  l\.™o:-  :'.,-V<i:  UvS.Litry)  und  demgemäß  das  bewnlil- 
sein  heim  Täter  /um  Vorsätze  verlangt  '.viril,  dali  er  sieh  mit  der  bestellenden 
Rechtsordnung  in  Wideis|inieli  -el/l.-tehi  se'ee  Aesiele  iini.lem  in  fTaeek.unmeii- 
den  Gebiete  dahin  lest,  dali  das  HcwuHlsein  des  rechtlichen  Verbotenseins  kein 
lhgret>ini:ik:nal  lies  Y.iv-al/ei  ist. 


')  Vgl.  Efltsch.  d.  RQ.  Urt.  v.  29.  Januar  1880;  Urt.  v.  18.  Oktober  1882. 
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weise  ihres  widerrechtlichen  Charakters  entkleidet,  711  dem  Ergebnis  ge- 
langen, daß  er  nicht  in  dem  Strafrahmen  des  §  180  Platz  finden  könne. 
Dieses  trifft  nicht  zu  entsprechend  der  im  Texte  als  maßgeblich  bezeich- 
newn  Vorstcllun^lteorie,  welche  das  Vorhandensein  des  Bewußtseins  der 
Rechts  Widrigkeit  ablehnt.  Für  die  rechtliche  Ausgestaltung  in  der  Praxis 
dürfte  der  Streit  beider  Theorien  um  den  Vorrang  von  geringer  Bedeutung 
sein,  denn  ynuHls.it/lich  ist  sich  jeder  li;irdellwirt  dessen  bewußt,  daü  er 
dir  l_'n/iiclit  Vorschub  leistet,  und  sein  Linwaild  wird  sicli  duniLTitsrjretlii'iid 
ri'KL'lni.iiiii;  dahin  kund  im;,  dalf  er  sich  ui/kcii  der  polizeilichen  Kon- 
/tssiiiniennic  vor  Brslralüii«  sicher  gcwähiu  li.it,  wodurch  niemals  der 
Vors.il/  ih  ausgeschlossen  111  gesell  eil  ivcnleti  kann,  denn  seihst,  wenn 
der  Bordell  inlia  hei  die  vi>h  ihm  jii  liejjeliende  Haiulhini;  als  rechtswidrig 
erkennt  und  begeht,  sicli  hierbei  aber  in  einem  Irrtume  über  die  Slrafhar- 
keit  befindet,  so  wird  dadurch  der  Vors.il/  keineswegs  aufgehoben;  ebenso 
wrmg  wird  der  Dolus  im  Hinhhrk  auf  die  polizeiliche  Kon/essionietung 
jemals  ausgeschlossen ') 

7  Stellungnahme  gegenüber  diesen  Problemen 
Wir  gebogen  schließlich  zur  Beantwortung  ilei  Tiage,  ob  die  pnli/n- 
hebe  Krin7fs;iomerung  imstande  ist  den  ßordclhnhaber  vor  Anwendbar- 
keit des  fi  180  au!  ihr.  m  BLbützen.  was  durchaus  abgelehnt  werden  muH. 
Ls  ist  /weilelliis  möglich,  dalf  eine  polizeiliche  Kunzessnin  den  Bordell- 
inhalier  'ti  dem  eilten  Glauben  an  die  lilaniitlieil  seiner  t  lai!t  Iii  Hinweise 
Veranlassung  geben  kann;  hier  handelt  es  sich  aber  darum,  die  rechtliche 
Macht  einer  solchen  Konzession  gegenüber  dem  §  I8U  festzustellen.  Die 
Kuppelei  und  somit  vorwiegend  die  Tätigkeit  des  Bordellwirts  ist  reiclis- 
rechtlich  verboten  und  demnach  steht  keinem  Bundesstaate  die  Befugnis 
.zu,  dieses  Verbot  für  sein  Land  aulier  Kraft  zu  setzen.  Es  ist  also  undenk- 
bar, dar!  z.  B.  Preußen  imstande  wäre,  durch  ein  Gesetz  die  Handlungs- 
weise der  Bördel  Ii  11  liahtr  für  rcrlituial'iij!  /u  erklären,  würde  es  doch  hier- 
durch den  schwersten  Versttili  gegen  die  Autorität  des  Reichsrechtes  verüben. 


')  Derselben  Ansieht  isl  eine  inleress.ir'e  laitsclicidimg  des  Hoogen  Raaü 
(Knssaliiiiiflioflv.  17.  Dc/cmtier  1SSU  (Weel.bl.  Nr.4',(HH.  l.iae  Vermn-lriin  v„n 
iiHihl.  Zinnien:  wai  ivcccr.  (rberlretunjr  des  An  !'J;  l-oJl  l'cnal  verurteilt;  sie 
führte  als  Kass.i!i!i!isLrniniL  an,  d;tli  die  Kegeln«!:  der  I'in.t:';nliim  durch  die 
Koii'i:iiin:il[«ili/ei  sie  he/iig\  der  Str.ifharkeil  ihrer  HandiielK  ine  i'i'liihrt.  Der 
Hollge  Rand  verwarf  das  liedn-millel  in  [-. rwiigac,).'.  dafi  der  verbrecherische. 
Wille  aut  die  Begehung  einer  Handlung,  wie  das  Gesetz  sie  verbietet,  gerichtet 
sein  muH.  nicht  aber  auf  diu  dadurch  tu  begehende  Übertretung  des  Ciesebcs. 
und  ein  Irrtum  be/ii«i.  des  let/lereu  die  Schuld  nicht  fortfallen  läßt,  und  zwar 
wegen  des  von  der  ( if>et/gehunj.'  'c-n  behalt  eilen  l'riri;i|>s,  ilail  jeder  das  [iesel/ 
zu  kennen  erachtet  wird  .  (Zeitschr.  f.  d.  ges.  STRW.  II,  S.  354.>  (  Die  Nieder- 
lande im  Jahre  I8S!.-) 
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Einzig  und  allein  im  Reichsrecht  selbst  müßte  ein  Gesetz  enthalten  sein, 
welches  klar  und  deutlich  ausspräche,  daß  die  Vertreter  des  polizeilich 
konzessionierten  Bord  eil  Systems  nicht  unter  den  aligemeinen  Tatbestand 
der  Kuppelei  subsumiert  werden  sollten.  Nur  dann  wäre  es  möglich,  den 
Hordel I Inhaber  vor  Verfolgung  wegen  Kuppelei  zu  schützen.  Ein  der- 
artiges Reichsgesetz,  über  dessen  Zweckmäßigkeit  man  denken  mag,  wie 
man  will,  ist  jedenfalls  nicht  vorhanden  und  es  erseheint  ungerechtfertigt, 
einen  Ersatz  für  dieses  in  dem  §  361  Nr,  0  zu  erblicken.  Dieser  Paragraph 
stellt  ein  Blankettgesetz  dar,  denn  die  eingeschriebene  Prostituierte,  welche 
wegen  gewerbsmäßiger  Unzucht  unter  polizeiliche  Kontrolle  gestellt  ist, 
macht  sich  durch  Übertretung  polizeilicher  Vorschriften  strafbar.  Somit 
ist  den  Polizeibehörde  Fl  von  Reichs  wegen  die  Befugnis  erteilt,  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  normative  Bestimmungen  zu  erlassen  in  derWeise, 
da  Ii  die  Unzüchtsverübung  der  Prostituierten  eine  erlaubte  Handlung  dar- 
stellt, wenn  sie  die  Grenzen  der  Polizeivorschriften  nicht  überschreitet. 
Olshausen,  Kom.  z.  RStOB.  §  361,6;  Bd.  II,  pp.  1459,  danach  darf  die 
(ii-v/erlwmi zuclil  durch  Landesrecht  tiberliiiupt  nielii  verlmti-n  werden.  Aus 
dieser  anerkannten  Befugnis  erhellt  es  aber  keinesfalls,  dnlt  die  Behörde  dazu 
ermächtigt  ist,  irgendwelchen  Personen  ein  Recht  auf  Beförderung  fremder 
Unzuchtcinzuriiiimcn.  Sie  kann  zwar  nicht  verbotene  Handlungen  informeller 
Hinsicht  beschränken,  ist  aber  nimmermehr  befugt,  die  Macht  eines  Rcichs- 
verbotes  durch  Außerkraftsetzung  für  gewisse  Personen  einzuschränken. 
Hiervon  ist  in  §  361  Nr.  6  nichts  gesagt  und  dessen  Inhalt  bezieht  sich 
lediglich  auf  die  Prostituierten  selbst,  nicht  aber  auf  diejenigen,  welche 
deren  Unzucht  Vorschub  leisten  und  der  Paragraph  besagt,  wann  jene 
sich  strafbar  machen,  nicht  aber,  wann  diese  straflos  zu  sein  härten.  Die 
Polizei  ist  also  nicht  in  der  Lage  anzuordnen,  daß  der  Unzuchtsbctrieb 
der  Prostituierten  unter  Leitung  eines  konzessionierten  Wirtes  stattfinde, 
denn  dieses  ist  undenkbar,  ohne  ihn  zugleich  zur  Beförderung  fremder 
Unzucht  zu  ermächtigen,  und  eine  derart  unstatthafte  Konzession  kann 
niemals  den  Konzessionierten  zu  einer  verbotenen  Handlung  berechtigen. 
Aus  dem  offenbar«!  Widerspruche,  der  zwischen  §  180  und  §  361  Nr.  6 
bestellt,  ist  demnach  eine  Beweisführung  zugunsten  der  Bordellinhaber 
nicht  möglich,  denn  auch  'bereits  in  einem  Berichte  des  Ausschusses  des 
Bundesrates  für  das  Justizwesen  vom  13.  Dezember  1873  betreffend  eine, 
wegen  Auslegung  des  §  180  hervorgetretene,  Meiuungs Verschiedenheit  ist 
ausgeführt,  daß  der  §  ISO  in  seiner  jetzigen  Fassung  die  Unstatthaftigkcit 
des  Hesleliens  sm;er.irmnter  ISurddle  ergebe  und  dal!  li.vu  der  §  361  Nr.  6 
iusuienl  riti  Gegen  iist/e  siehe,  als  er  die  Prostitution  selbst  ■»'<  dann  mit 
Strafe  bedroht,  wenn  sie  polizeilichen  Anordnungen  zuwider  gelrieben 
werde«  ').  Der  Voreurwurf  zu  einem  neuen  deutschen  St  raf  Gesetz  buche 
')  Motive  des  RStGB.  Vgl.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  StRW.  XIII,  S.  540. 


Digitized  by  Google 


cii.'Sbivüi;liulieti  Verhältnisse  läl 
enn  wir  mit  aller  Energie  und 
11  sozial  gerichteten  neuen  Reich 


fand  in  den  Verhandlungen  der  DGBG.  viele  Befürworter.  Derartige 
Vorschläge  sind  nicht  neu  und  schon  im  Jahre  1892  glaubte  Hüls- 
meyer-)  hierin  das  be-lc  Milld  -ur  pi;ikti?i-ljt.'n  l.(»nrtj.:  der  Prnstiuiliims- 
frage  gefunden  zu  haben.  Er  selbst  betrachtet  die  Prostitution  als  ein 
Übel,  da  sie  die  tierischen  Instinkte  im  Menschen  schürt,  da  es 
ferner  vollkommenere  Einrichtungen  gibt,  durch  welche  es  er- 
möglicht wird,  den  Sexualtrieb  zu  befriedigen  und  schlieltlich,  da 
sie  die  Quelle  zahlloser  iittlicheii,  sozialen  und  hygienischen  Gefahren 
bildet.  Ja,  der  Verfasser  unternimml  es  sogar,  diese  Angelegenheit  vom 
Standpunkte  der  Moral  aus  zu  betrachten  und  kommt  zu  der  richtigen 
Erkenntnis,  daß  eine  gerechte,  gleiche  Behandlung  tiller  Menschen  die 
erste  Notwendigkeit  ist,  d.  h.  man  muß  entweder  allen  ausnahmslos  das 
Keuschheitsgelübde  auferlegen  oder  allen  dieselbe  Freilieil  gewähren,  denn 
»dem  einen  Teile  etwas  verbieten  wollen,  was  dem  anderen  freisteht,  sei 
eine  einseitige  frdlivits-berri'.i  Innig  "K  Iis  erweckt  den  Atischein,  als 
ob  der  Verfasser  sich  zu  den  Gegnern  einer  doppelten  Moral  bekennte, 
nichts  .Ifstoweriij^T  yipiVlu  Peine  Ausführungen  in  einem  Schrei  nach 
GBO. 

v.  Hiilsmeytr, 
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kommunalen  Bordellen,  d.  h.  nach  Stätten,  an  denen  Männer  unter  staat- 
licher Aufsicht  ihren  Lüsten  imlisicri  kiiiüitri.  einem  Mittel,  ivddics  weiiii; 
geeignet  sein  dürfte,  der  Forderung  von  Freiheit,  Redl!  Und  Gleichheit  zu 
entsprechen.  Schon  damals  waren  diese  Fragen  heiß  umstritten  und  bereits 
in  demselben  jähre  hielt  Prof.  Dr.  Aug.  Forel  in  Stockholm  einen  Vortrag, 
in  welchem  er  auf  das  energischste  Ansichten,  wie  denen  von  Ffflls- 
meyer  und  ähnlichen  entgegentritt1).  Er  wendet  sich  mit  besonderer 
Schärfe  gegen  die  Forderungen  Prof.  Kaposis,  welcher  die  Prostitution 
mit  Recht  als  eine  kulturhistorische  Tatsache  betrachtet;  sie  sei  an  sich  nicht 
schädlich  oder  unsittlich,  sondern  nur  die  Quelle  für  diese  Faktoren  und 
müsse  daher  gesetzlich  geregelt  w<idcn.  Unter  den  Hinweist  auf  die«' 
f  rwägungeti  verlangt  er  säuberlich  eingerichtete  ISeirdclle,  iwangsmjlligc 
kejjislriemng  und  ärztliche  Untersuchung  aller  U'eiher.  die  sich  frei 
priistitjieren.  HJHr.l.  sagt  hiergegen  "Zügellose  Dirnen,  welche  die 
Manner  pmvnzieren  und  re  m.  snll  mjn  in  twaindere  Ki'rrektinnshauser 
einsperren  und  rui  Arbeit  anhalten,  nicht  aller  in  Hmdclle  vt  rsi  Ver  und 
zur  Prostitution  verurteilen,  oder  sogar  zwingen,  wie  Herr  |*toi  Kaposi 
will  ■')■  Auch  fiarre  tritt  i.ir  eine  Regelung  in  dem  Sinne  ein.  daß  e: 
Hordt-Ist-  eingeführt  wksen  will,  und  /war  mit  der  Begründung,  rtifi  dieses 
System  weit  weniger  gcfälirhdi  ist,  als  die  StralSeiipriistitution ;  als  ob 
hierdurch  dieser  jemals  Abbruch  geleistet  werden  könnte,  wobei  die  Tat- 
sache verkannt  wird,  dal!  gerade  an  Orten,  an  denen  sich  zahlreiche 
Bordelle  finden,  die  Stralleuprostiliition  in  besonders  hohem  Malte  vagiert'). 
An  diese  Erwägungen  knüpft  auch  Scholz  an'),  nach  dessen  Ausführungen 
zwar  die  geringere  Schädigung  der  öffentlichen  Moral  für  die  Errichtung 
von  Bordellen  spreche;  er  bekennt  sich  jedoch  nach  einigen  Schwankungen 
zu  den  Gegnern  des  Systems,  denn  diesem  ständen  Tatschen,  wie  die 
leichte  Anlockung,  der  Mädchenhandel,  die  Sklaverei  der  Dirnen  und  vor 
allem  die  Unmöglichkeit,  die  geheime  Prostitution  auszurotten,  völlig 
hindernd  entgegen.  Sdifidilidi  mai;  nucli  erwähnt  werden,  dali  sich  mit 
dieser  Frage  in  unserer  Zeit  eine  Abhandlung  befaßt,  deren  Verfasser  sich 
M,  K.  0.  nennt  und  ein  begeisterter-  Anhänger  der  Käsern  ionmg  ist'1).  Das 
Anonym  ist  im  Vorworte  damit  gerechtfertigt,  daß  der  Verfasser  Rück- 
sicht zu  üben  verpflichtet  sei  auf  seinen  in  hoher  Staatsstellung  befind- 

')  Forel,  Zur  \y:vry  lI.  sM.d.  Kcüiilieriirii'  der  I'nistitusion.  Eine  Ansprache. 
1892.  (Tages-  und  Lebensfragen  Nr.  1.) 

■)  Forel  a.a.O.  S.  23. 

')  Barre,  Die  Vorschlüge  ricr  (icncrnlsynodc  zum  Zwecke  der  Abänderung 
>l[;ifrcelM]iclier  V(,;>dllifteli  in  juri-üiseliiT  HchLirtiiliiiig  .  (,\r.±W  tiir  Strjfrrdil. 
Bd.Xll,  S.  126ff.> 

•)  Schul?.    Prostitution  Line  rr.iirenrH-wrgii.ii;  .  lfi)7. 

■)  -Städtische  l.iistliäijsi'r  v.  M.  K.  (i.  mit  einem  Vorwort  von  Professor 
C.  Fraenkel,  Leipzig  1905. 
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liehen  Bruder,  und  er  seine  Ausführungen  aus  diesem  Grunde  nicht  auch 
mit  seinem  Namen  vertreten  könne  —  gewiß  ein  berechtigter  Grund, 
handelt  es  sich  doch  um  die  Erörterung  sexueller  Fragen.  Der  •große 
Unbekannte-  beschäftigt  sich  eingehend  mit  dem  •Geschwür«  der  Prosti- 
tution, und  hat  den  Mut  Vorschläge  zu  machen,  welche  allein  s.  E.  ge- 
eignet sind,  »diesen  Herd  der  körperlichen  Ansteckung,  der  moralischen 
Verkommenheit,  des  größten  sozialen  Elends«  zu  vernichten1).  Es  ist 
der  Ansicht  des  Verfassers  durchaus  beizutreten,  wenn  er  es  für  ganz 
aussichtslos  hält,  eine  einfache  rücksichtslose  Ausrottung  der  Prostitution 
vorzuschlagen,  obre  Ersatz  vorzuschlagen,  denn  weder  die  Heichsrcgierung 
noch  der  Reichstag  würden  auf  eine  derartige  Gesetzgebung  eingehen. 
Er  zieht  dann  dk-  Konsequenzen  seiner  Zugehörigkeit  zu  denen,  welche 
auf  dem  Standpunkt!.1  der  KaseriiiiTiini;  sielten  iuul  eerfieht  sein  System 
■städtischer  Lusthäuser-.  Es  würde  zu  weit  gehen,  diese  Einzelheiten 
seiner  Vorschläge  zu  erörtern  und  eine"  kritischen  Beleuchtung  zu  unter- 
ziehen, und  ich  möchte  nur  auf  das  interessante  finanzielle  Frua'hnis  hin- 
weisen1). Der  Aufstellung  des  Verfassers  nach  würde  sich  ein  derartiges 
Unternehmen  für  die  Kommune  äußerst  lukrativ  gestalten  und  er  garantiert 
als  ständige  Einnahmequelle  aus  der  Uimielitsiudustrie  einen  jährlichen 
[{eingewinn  von  4800000  Mark  pro  Haus.  Man  wird  unwillkürlich  :ui 
römische  Verhältnisse  erinnert1). 

Mit  Recht  sagt  KATHARINA  SCHEVEN  in  Beziehung  auf  derartige 
Forderungen:  »Der  Staat,  der  auf  allen  Gebieten  für  Recht  und  Ordnung 
eintritt,  darf  nicht  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Sittlichkeit  so  völlig 
aus  der  Rolle  fallen,  dali  er  zum  Kuppler  an  seinen  Bürgern  wird  und 
hier  wird  verlangt,  daß  er  seihst  seine  Hand  zu  einer  Organisation  des 
Kuppeleie;ewi"lies  bieten  nnil  der  Dherste  lltudelkvirt  werden  soll,  was 
eine  Roheit  der  sittlichen  Empfindung  voraussetzt,  wie  sie  wohl  im  Mittel- 
alter begreiflich  war,  aber  auf  unserer  Kulturstufe  ein  überwundene/  Stand- 
punkt ist,  —  oder  doch  sein  sollte1). 

a)  Die  sittlichen  Gefahren  des  Systems. 
Wir  haben  gesehen,  dali  das  ISestehen  von  Bordellen,  wie  das  Reichs- 
gericht in  einem  Erkenntnisse  vom  29.  Januar  1883  ausführt  gegen  das 
Heiclisr;eset/  verstellt  und  strafbar  ist,  seihst  wenn  eine  polizeiliche  Kon- 
zession vorliegt.  Wenn  die  Behörden  trotzdem  duldsam  sind,  so  liegt  es 


')  M.K.G.a.a.O.  S.7. 

')  M.K.Q.  a.a.O.  IV.  S.  25/26. 

')  Auch  Hr.  Nenn.  Müller  -piklil  sich  ,.iii  timmi  .[[ml-i  A;isfi:li7iin(;cii  für 
die  Kaseiiliermlj;  aus.  Ve.1.  Statistik  der  Strult  Ziimti  ,  litMiisgcRcbcn  vom 
Statistischen  Amte  der  Stadl  Zürich,  Nr.  1 1,  S.  25/30. 

■1    Schrillende  Bundes  Uciilsdier  rrrr  neue  er  eine  ,  lititb,  Dresden  1904.  S.lö. 
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in  der  Hand  der  Bürgerschaft  eine  Beseitigung  von  Einrichtungen  zu  er- 
zwingen, welche  in  Erman  frei  u  ng  je^rl  i  ch  er  rechtli  cli  er  Grund  lagen  existieren, 
ja  es  ist  ein  berechtigter  Anspruch  von  selten  aller  derjenigen,  welche 
daran  interessiert  sind,  den  illegalen  iiordellbelrieb  aufzuheben.  Wenn 
die  herrschenden  Zustände  in  Beziehung  auf  die  Duldung  von  Seiten  der 
Polizei  damit  entschuldigt  werdtn,  dal!  diese  sich  keiner  strafbaren  oder 
wider  die  guten  Sitten  verstoßenden  Handlung  schuldig  machen,  denn 
die  Kasemierung  sei  in  gesundheitlicher,  sittlicher  und  orduungspolizci- 
licher  Hinsicht  das  beste  Mittel,  so  ist  diesem  Argumente  nicht  zuzu- 
stimmen, denn  (kr  llcyriii  der  fleikirde  verlier!  seine  juristische  fest  um- 
grenzte Form,  wenn  diese  jene  Dinge,  die  durch  das  Gesetz  verboten 
sind,  wissentlich  bestehen  läßt,  ja  im  Widerspruche  zu  Reichsnormen  Zu- 
stände organisiert  oder  deren  Organisation  begünstigt.  Abgesehen  von 
dieser  Außerkraftsetzung  des  (iesetzes  durch  die  Vcrwaltungspraxis  kann 
niemals  dem  Systeme  der  Hordel  [Wirtschaft  aus  irgendeinem  Grunde 
gehuldigt  werden,  und  es  erscheint  unbegreiflich,  wie  ein  sittlich  ernst 
empfindender  Mann  für  die  Schaffung  von  Stätten  eintreten  kann,  auf 
welche,  wie  man  oft  behauptet,  sich  die  Befriedigung  männlicher  Seioial- 
ticgierden  lediglich  konzentriert,  zumal  es  nicht  erreicht  worden  und  m.  E. 
niemals  erreicht  werden  kann  und  wird,  dali  die  Kasernierung  und  Lokali- 
sierung eine  Abnahme  der  gelu-imen  ['nistitution  zur  Folge  hat.  Es  ist 
vor  allem  das  gute  Recht  der  Frau  der  von  Parent  Duchätefet  aus- 
gegebenen Parole,  -daß  die  Prostituierten  den  Kloaken  gleich  notwendige 
Abzugskanäle  für  alle  bösen  Lüste  und  Laster  auf  dem  sexuellen  Gebiete 
darstellten-1),  mit  aller  Macht  den  Krieg  zu  künden  und  den  Forderungen 
ült  Mauiu-r  eiierniscli  eiilj^cii/iitretcu,  welche  in  den  Prostituierten  einen 
Stand  geschaffen  haben,  der  der  Ausbeulung  durch  die  Gesellschaft  völlig 
preisgegeben  und  mit  dein  offenen  Stt.-injji.-l  der  Filirlrisisjkt'il  versehen  ist. 
Selbst  wenn  alle  Vorsichtsmaßregeln  in  denkbar  bester  Weise  getroffen 
würden,  selbst  wenn  man  in  der  Lage  wäre,  den  Anhängern  dieses  Systems 
entgegen  kommend,  deren  Pläne  ihrem  "Ideale«  entsprechend  zu  verwirk- 
lichen —  es  isi  erbärmlich  hierin  von  einem  Ideale  zu  sprechen  — ,  man 
müßte  mit  Zehnder  immer  wieder  n\  dem  Endresultate  gelangen:  -Die 
Bordelte  sind  bloße  sittliche  Gefahr  für  die  Bevölkerung  seliun  durch  die 
Dddmij.'  ihres  Daseins-  :).  Die  sittlichen  Gefahren  kennzeichnen  sich 
darin,  daft  die  Prostituierten  der  Bordellwirtschaft  sich  in  völliger  Ab- 
himgijiki-il  des  Wirtes  befinden  um:  iln  in.iividin-Ni--  I  eben  jeden  äjltüHn'ii 
Gehaltes  vcrlus:i;:  ;:el::,  k. IkHirk  dnn  li  den  1  'instand,  dali  für  sie  »Leben- 
die  sinnlichen  [kyk'rdt'u  ik:i  ISiialrlUKsurluT  criiilk-n  h-.-il:t.  Auch  eitle 
'j  Schriften  des  B.  D.  F.  a.  a.  O.  S.  9. 

')  Ze  linder.  Die  fii-ial^en  :ki  ]'rr..lilLili,„i  -.tcnj  iluc  Vnru\.  Uekäiiinf,;.  rnil 
bes.  lk-iic:-i-:-iclitis;iii-^  'kr  /iirilHTi-ciui!  Verhältnisse  .  IS'tl. 
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Übernahme  derartiger  Häuser  in  staatliche  oder  städtische  Regie  könnte 
an  diesen  Tatsachen  nichts  andern  und  die  Mädchen  würden  dauernd  den 
unglaublichsten  Zumutungen  der  lihido  sexual !s  'I  preisgegeben  sein.  Hierin 
treten  auch  die  weitgehenden  Schaden  der  liordellpioslitution  vor  der 
rin/clproslitiition  hervor,  und  sjar.z  besonders  Schwei  miisicr:  jene  Ver- 
brochen und  Vergehen  bewertet  werden,  wddic  sicli  als  die  h<  dunkliohsten 
Auswüchse  der  Unzucht  darstellen.  Ich  kann  mir  bei  Berücksichtigung 
aller  dieser  nicht  zu  beseitigenden  Schäden  nicht  vorstellen,  dal!  der  Staat 
aus  noch  so  lauteren  und  buinaninicn  Gründen  sich  jemals  dazu  her- 
geben konnte,  derartige  Betriebe  zu  übernehmen,  denn  es  wäre  seine  vor- 
nehmste Pflicht,  (iir  einen  vi'Vlli.n  gefall  linken  Geschlechtsverkehr  gewisser- 
malien  zu  garantieren,  obgleich  er  in  weitgehendstem  Malte  der  Unzucht 
Vorschub  (eisten  mühte.  Abgesehen  von  Unzucht  and  Kuppelei  betrieb, 
kam  dann  noch  ein  drittes  hinzu;  der  staatliche  Mädchenhandel. 
Eine  groUc  sittliche  Gefahr  bestellt  femer  darin,  dali  die  unreife  Jugend 
durch  die  Kordolle  früher  als  es  vielleicht  sonst  der  Fall  wäre,  den 
Geschlechtsverkehr  kennen  lernt  und  sogleich  auf  die  schmählichsten 
Abwege  Klangt  in  Beziehung  auf  die  Befriedigung  sexueller  Bedürf- 
nisse. Mancher  junge  Mann  hat  keine  Ahnung  von  der  Existenz  dieser 
Institute,  bis  er  eines  Tages  von  »guten  Freunden«  verlockt  wird 
und  hei  sinnlosem  Gelage  das  Gill  kennen  lernt,  welches,  erst  einmal 
getrunken,  sich  bald  als  unentbehrliches  Reizmittel  erweist  und  bei  vielen 
ähnlich  wie  Opium  oder  Cocain  ein  ständiges  Bedürfnis  wird.  Wir  haben 
jedoch  keinen  Grund  zu  verzagen,  denn  die  Zeit  schreitet  vorwärts').  Die 
Herrschaft  der  doppelten  Moral  ist  lange  genug  an  der  Macht  gewesen 
und  mit  Freudon  ist  die  machtvolle  Gegenwirkung  innerhalb  der  Frauen- 


eine  größere  Rolle,  als  man  häufig  anzunehmen  geneigt  ist.  Tribadie- Perversitäten 

und  welche  uri];kiLi!i!ii]ie]:  Dinne  miif  j  J.is  Kstfiiiemeiil  eii liier  iiiul  eine.eu  eilili-r 
Prostituierten  r.itht  erfüllten,  um  Jen  Lüsten  jener  Vv'ii/tlin-e,  wclthc  vom  Reize 
des  naliirlLhen  ne.ehkvhlsverkehrs  ühersäuiirt  sind,  dienen  zu_k"unen.  Man 
hat  in  der  Sp  ez  i  .1 1  pra  X  is  t  jelegeiihd'.  Kernig,  dii:  siajiidrrhidlisteii  liieshcziij;- 
liehen  Dinge  er/iiiden  /n  h.iren.  Da;  i  1,1 1:1:111  ri;e-r  <.  lrp;arL  der  K'iimelhliadclien 
veuifieinlieht  de-auii:e   l'eiviisilälen   in   seii'en:   Iv:in  1  pT  geileiT  die  Itoiddle. 

■)l>er  ltev.jlkeriiiii;=niif;rh:iliiteil;dchit.ioe.~l:aljni  ü.  heliräar  l'Hl  folgende 
zwei  Alltijge  aiigeiinmmen:  Do'  Reirlisl.-ij;  wolle  beschließen:  die  Reielis- 
regierung  zu  ersuchen,  in  «ceignet  ersr he i n e nd e r  Weise  darauf  hinzu- 
wirken, dali  die.  im  De.iits.ehcn  Reich  noch  bestehenden  Bordelle  als  im 
Widerspruch  mit  S  ISO  des  Strafgesei/bucas.  -.teilend  geschlossen  und  ent- 
splechend  aueh  die  K;l  ;.:  e  r:i  i  e  Iii  II  ge  Ii  beseitig',  norden. 

Die  Leipziger  Ft. .du  ei  m  diieleiiwi  Sammlung  fiesolilofi  am  IB.  Februar  t921 
gegen  i-iazeliir  Stimmen,  den  .Mafislial  /u  eisuehen,  den  Aii'iiiu  -.'imliiitiei 
Leipziger  Bordelle  vorzunehmen. 


Digiiized  by  Google 


Entmenschte  ücsellschan 


147 


weit  zu  begrüßen,  welche  den  furchtbaren  Druck  der  Geschlechtssklaverei 
zu  beseitigen  beginnt,  und  die  stummen  Dulderinnen  in  mutige  Vrtr- 
kämpferinnen  iiir  ein  gleiches  Üedil,  für  ausgleichende  Moral  verwandelt  hat. 

b)  Gefällten  für  die  Gesellschaft 
Unsere  Stellunp  nähme  zum  BorJdlwesen  ^'bietet,  die  großen  Gefahren 
i t t  den  Vniik'r;;;ii:ml  des  aM ljuiii ri nrn  luieresses  /M  nicken,  welche  das 
Syslciti  in  seinem  «aimii  Umfange  l>ir,;t.  Das  IWdell  isl  die  fadenscheinige 
I  fülle  des  sctidienliaiicn  (icseüsdiai^liirpers,  eleu  im;  Krieg  und  Revo- 
lution in  seiner  ganzen  schamlosen  NaeUhcit  ge/cigt  haben,  die  Prosti- 
tution, wie  sie  nun  einmal  ist  und  noch  in  jeder  Kulturentwicklung  eines 
der  zahlreichen  Entartung  merk  male  abgegeben  hat.  würde  außerhalb  des 
Bordells,  allerdings  unter  anderen  K.uitclcu,  sicherlich  nidit  zu  dnem  so 
widerwlrtigen  Zerrbild  geworden  sein.  Denn  wenn  als  festgestellt  gelten 
darf,  dall  die  Prostitution  ethische  Beziehungen  hat,  insufern  nämlich,  als 
sie  sicli  biologisch  so  gut  wie  i"/iologisch  begrün  den  Ldit,  so  wird  man 
auch  einsehen  müssen,  daß  keine  bloße  polizeiliche  Gewaltmaßrcgel  der-, 
artige  ethische  Unwerte  mit  der  sorgsamer:  W eiterpflege  im  Hüntel!  nie- 
mals ins  Gegenteil  verwaudell  werden  können.  Die  Prostitution,  da  es 
erwiesen  isl,  daß  iiir  selb-:  Königinnen  und  Z^aren-Frauen,  ja  Pürsten 
und  Päpste,  Könige  und  Bischöfe  ergeben  waren,  muß  für  die  Mensch- 
heit Lebensfrage  sein;  sie  in  ein  polizeilich  kenntlich  gemachtes  Gehäuse 
hin  ein  pferchen,  benimmt  ihr  den  Charakter,  und  ihr  wird  von  Staatswesen 
der  verschwommene  Stempel  des  Feilhaltens  von  Menschenware  auf- 
gedruckt. Wir  sind  weit  davon  entfernt,  das  sexuelle  Lasier  auch  unter 
dem  Namen  der  geheimen  öder  öffentlichen  Preisgabe  zu  verteidigen, 
aber  wir  mußten  ein  wenig  weiter  ausholen,  um  einmal  Idar  und  deutlich 
zu  zeigen,  daß  das  heutige  llt.nldiwesen.  besser  -Unwesen,  nur  noch 
eine  Kulturschädl  ich  keil  mehr  zu  der  ersten  Kultursünde  des  Fleisches 
zufügt.  Es  kann  nichts  Entwürdigten^  geben  als  die  Bordelldime,  die 
ihr  eigen  Fleisch  verschachert  und  von  welcher  nicht  nur  der  Kuppler 
eine  Tantieme  oder  Provision  zu  verlangen  berechtigt  sein  soll, 
sondern  auch  der  staatliche  Fiskus.  Was  bedeuten  solchem  Morast 
öffentlicher  Immoralilat  gegenüber  alle  jene  w:dci\idien  IVrvcrsiläicn, 
die  die  Prostitution  als  Atavismus  im  Werdegänge  menschlicher 
Höherzüchtung  im  Gefolge  bat?  —  Da  die  konventionelle  Lüge  auch 
noch  unter  polizeilicher  Maske  das  Zerrbild  der  Kultur  nicht  würdiger 
macht!  .  .  .  Denn  waniin  schreiben  denn  gerade  jeizl  die  brauet:  so  viel 
über  die  IWieliimccn  der  ( rcschleditcr  im  ( iemdnschatisleben.  wenn 
nicht  aus  dem  lief  empfundenen  Bedürfnis.  Fhe-Kemnalc  und  Hordcll- 
Alkoven  rciti/uhaltcti  vom  Geschäft.  Gau/  unleugbar  isl  das  rein  Ge- 
schäftliche der  springende  Punkt  sowohl  im  legitimen  wie  im  illegi- 


ii  Geschlechtsverkehr,  dort  der  sanktionierten  Ehe,  hier  der  konzes- 
ii  tlordellmmieln.  Oic  •  Wart-  ha!  in  jedem  r";tjlt-  i.-iilt.-r>  Preis, 
im  ersleren  einen  vielfach  höheren,  im  letzteren  einen  umso  niedrigeren. 
Gerade  diesen  Gesichtspunkt  wählt  zurzeit  eine  englische  Schriftstellerin, 
O.J.  Warden1)  zu  Betrachtungen  über  die  Frauen  und  fügt  erläuternd 
zu  > Lebensfragen-.  Die  Ehe  ist  leider  vielfach  zur  staatlich  konzessio- 
nierten und  sanktionierten  Machtware  geworden,  nach  der  Revolution 
noch  mehr  als  vorher. 

Wie  jeder  j,'üfe  Kaufmann  sieh  siaiklii:  He/ne'sqnellen  für  seinen  Waren 
bedarf  offenhalten  muß,  um  der  Nachfrage  fortwährend  ein  flottes  An- 
gebot entgegen  stelle"  zu  können,  so  iiiull  auch  der  Bordeil  wirt  (ebenso 
wie  der  moderne  Heiratsvermittler)  stets  in  der  Lage  sein,  die  in  seinem 
Betriebe  entstehenden  Lücken  auszufüllen.  Er  muß  den  erforderlichen 
Austausch  der  -Ware-  sorgsam  in  die  Wege  zu  leiten  wissen,  damit  er 
sein  Geschäft  im  Schwünge  hallen  kann.  Diesen  Erfordernissen  Rech- 
nung zu  trafen  ist  die  Aufgabe  ,ics  Mädchenhandels,  der  sieh  unter 
^usmttiiiiig  weil  vei 'weihten  VerkelirMiiillH  n:  einem  über  die  ganze  Well 
ausgebildeten  System  des  börsen mäßigen  Marktverkehrs  ausgestaltet  hat,  also 
geradezu  die  soziale  Gefahr  im  weitesten  Sinne  darstellt.  Dem  Einflüsse 
christlichen  Geistes  verdanken  wir  die  völlige  Bcscitifiime.  de-;  -  schwarzen 
Sklavenhandels«,  doch  an  seine  Stelle  ist  der  Verkauf  von  jungen  Madchen 
zu  Lustzwecken,  die  »wcilic  Sklaverei  ■  gclrclcn,  die  als  Mädchenhandel 
unter  den  Be/ek-lmnni;en  -Wlii'e  SWe  Trafnce-  oder  i  Traile  des  Blaucbcs. 
am  bekanntesten  ist.  Erst  in  allerjüngster  Zeit  haben  die  zivilisierten 
Nationen  diesem  l'mvescn  unseies  sn/i::!en  Lebens  die  niiliye  Aufmerksam- 
keit  gewidmet.  Vornan  hat  sieh  die  englische  ■  Väijliiiuc  Association- 
verdient  gemacht.    Es  handelt  sich  nämlich  um  einen  regelrechten 


in  deranitre  Häuser  gekommen  zn  sein.  Solche  Mißstände  zu  beseitigen 
und  jenen  menschen  unwürdigsten  Handel  auszurotten,  soll  die  Aufgabe 
des  Staates  sein,  sofern  er  es  sich  angelegen  sein  lassen  würde,  seine  vor- 
nehmsten sozialpolitischen  Funktionen  zu  erfüllen.  Diesem  Bestreben  aber 


•)  Die  Frauen,  Stuttgart  1921,  Kohlhammor. 
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steht  als  groliles  Hemmnis  entgegen  die  Ti)!cfani.  die  mit  nichts  iu  iof  ht- 
ferti((ende  unsittliche  Duldung  öffentlicher  Häuser.  Solange  sie  hesteUen. 
ist  es  unmöglich,  gegen  die  Kesitzer  mit  der  erwün seilten  Strenge  und 
den  notwendiger.  Maßregeln  vorzugehen,  und  »n  llordelle  sind,  ist  auch 
Mädchenhandel,  der  sich  durch  seine  aiizessor.sche  Natt»  jenen  gegen- 
über kennzeichnet  und  deutlich  auf  diesen  inneren  Zusammenhang  hin- 
weist, den  die  Konferenzen  des  Ausschusses  gegen  den  u::erna  Initialen 
Mädchenhandel  öfters  enthüllt  hahen  Der  Generalsekretär  des  Deutsih- 
F.vang.  Vereins  zur  I' orderung  der  Sittlichkeit,  Hi>hn,  bnngt  in  einem  aui 
der  5.  Natiunalkonterenz  zui  Bckainptung  des  Mädchenhandels  gehaltenen 
Vtirrrage  eine  grelle  An/Jni  von  hallen  der  Verkuppelung  junger  Mädchen 


Der  bloße  Hinweis  auf  die  sittlichen  und  sozialen  Gefahren  sollte  es 
bedingen,  daß  dem  Begehr  nach  Bordellen  nichl  entsprochen  werde. 
Dennoch  wird  von  einer  großen  Anzahl  sittlich  hochstehender  Menschen, 
insbesondere  vtin  üirer  l'rcssc  falsch  mikTridiieteii  Ärzten  diese  Einrichtung 
immer  wieder  verteidigt,  ja  empfohlen.  Man  meint  damit  der  öffentlichen 
Gesundheit  einen  greifen  Dienst  zu  leisten.  Wenn  es  nun  gelinge,  ein 


leider  in  Deutschland  sehr  übel  bestellt.  Es  gibt  im  trüber 
ärztliche  vom  Staate  [)  rote  eierte  Se\iialhygieriiker,  die  eine  gen; 
gar 'nicht  wünschen,  d;i  sie  dem  Geschäft  hinderlich  ist. 


Pariser  Statistiken 


würde  durch  das  System  der  diskreten  Anzeijiepf  licht  gewährleistet.  Daher 
die  tieferen  Gründe  geeen  dieses  System.  Tatsächlich  ergeben  die  Aus- 
führungen des  Herrn  Dr.  Fiaux,  der  sich  eingehendst  mit  dieser  Frage 
beschäftigt1),  datl  vom  hygienischen  Statttfpuiikle  eine  Bevorzugung  der 
Kasemieruiig  ebetisu  wenig  gerechtfertigt,  als  erwünscht  erscheint  Daß 
die  Bordell  prostituierten  in  Paris  prozentual  höhere  Kranklicitsziffe-rn  auf- 
weisen, als  die  h-eilebcriilert.  beweist  eine  Übersicht,  welelic  Main  auf- 
stellt, die  sich  über  einen  Zeitraum  von  40  Jahren  erstreckt.  K.  Scheven") 
bringt  in  ihrer  Denkschrift  einen  kleinen  Auszug,  der  die  Richtigkeil  der 
ßehau;ihm_:  beweist  and  diese-balb  '.vii'diTu.t'yebt'tj  werden  sull: 


Jahr 

Bordellpr 
Gesamtzahl 

Syphilitisch 

Freilebende  1'nistitnierit 
ü,-s.,rnl/:Lhl  f>phi!ili'<h 

I85B 

1714 

694 

2545      1  146 

1868 

1341 

274 

2428  14» 

1278 

24o 

2870  110 

IB88 

772 

110 

3819  195 

16 

5539  20S 

Bereits  Parent  Ditchätelet  erkennt  es  als  Talsache  an,  daß  der  Nutzen 
der  Käsern  ierutig  in  bWielumg  auf  die  Hygiene  ein  illnsi irischer  ist,  ja 
seine  Untersuch  un.eeii  führen  ?u  dem  überraselieiiden  KesiiÜate,  daii  die 
Erkrankungsfrequenz  bei  den  Bordclldiriien  ungefähr  doppelt  so  groß  isf 
wie  bei  den  Inskribierten').  Zu  gleichem  Ergebnisse  gelangt  1!.  Richard 
bei  einer  Untersuchung  der  Erkrankt.ngsdiffereuz  der  ßordelldimen  und 
der  -Filles  isolees»  in  den  Jahren  1872  — 1888').  Noch  stärkere  Argu- 
mente gegen  das  System  der  Käsern icrung  sind  in  Resultaten  von  Yves 
üuyi.it  enthalte»,  der  nach  einer  statistischen  Zusammenstellung  aus  dem 
Jahre  1879  in  Paris  sogar  eine  viermal  starker«  Verbreitung  der  Syphilis 
bei  den  Bordelldirneti  gegcniihci  den  Inskribierten  berechnet  hat").  Der 
russische  Arzt  Sperk  berichtet,  daß  in  den  Jahren  1871  —  1875  in  Peters- 
burg 192,6  bis  194,7  Prozent  Bordelldirnen  und  139,2  bis  155,3  Prozent 
freilebende  Prostituierte  venerisch  erkrankten,  hl  Warschau  war  die  Krank- 


')  rinn,    La  [iri.saliitii.il  elniirei:  .  Krüssel  i'MPZ. 
')  Schriften  d.  B.  D.  F.  VI  a.  a.  O.  S.  23. 

')  Parent-Duchäteles,  .La  Prostitution  dans  la  ville  de  Paris  .  1830. 
T.  11.  p.  211  ff. 

')  F..  Richard,  ■  La  prnstiiulii.n  i  Paris  .  IB'tO.  p.  12  ff. 

')  Yves  Quyot,    La  Prostitution  a  Pars  pur  k  Jucumr  Corlien  .  1SS7. 

Auch  Reufl  gelangt,  wenn  auch  nicht  zu  solch  erseh  recken  den,  so  doch  zu 
ähnlichen  Lr^-hmssen  in:  La  Prostitution  nu  poir.i  he  nie  de  Hn^iene  et  de 
i'iul tili ni str.it ii in  eil  Fraike  et  .1  IVhaiiger.  IPSO. 
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heitsziffer  der  Internierten  in  den  Jahren  von  1882  —  1890  95  Prozent, 
die  der  anderen  29,41  Prozent.  Die  Resultate  in  deutschen  Städten1)  ent- 
sprechen durchaus  im  allgemeinen  dun  gesc Ii il denen  Zuständen  und  ver- 
weist K.  Scheven  au!  die  unbefriedigenden  Ergebnisse  z.  13.  in  Hamburg, 
Mainz,  Freiburg,  Colmar  u.s.w.  und  insbesondere  in  Berlin  (nach  Höffei)5). 

Diese  kurzen  Berichte  sprechen  zur  Cieniiev  e;ei;en  die  staatliche  Bordell- 
einrichlung;  sie  ließen  sich  leicht  noch  vermehren.  Jedenfalls  scheint  mir 
auch  nach  den  statistischen  Erfahrungen,  die  auf  der  Meinung  einzelner 
Ärzte  und  auf  einer  gewissen  Tradition  beruhende  Atisicht  von  der  hy- 
gienischen. Wirksamkeit  der  Hordel  le  als  dem  besten  Scinit/e  jjcKcr;  venerische 
Krankheiten  und  Verbreitung  der  Prostitution  überhaupt,  sicherlich  theo- 
retischer,  jedoch  auch  sachlicher  Begründung  vollständig  zu  entbehren. 
Selbst  diejenigen,  welche  hiervon  einem  prophylaktischen  Schutze  sprechen, 
müssen  zugeben,  daß  dieser  —  wenn  überhaupt  vorhanden,  im  Verhält- 
nisse zu  den  physischen  Lind  moralischen  Schiidcu.  de:.  Boidclkvescns. 
weithin  verbreiten,  nur  sehr  i.'eiin«  ist.  !>triiig  am  h  HCKeniit-er  den  auller- 
halb  und  neben  den  finrdelleu,  durch  diese  niemals  /n  ln.'S'.'itij;endet] 
Gefahren  der  Ansteckung  verniiltels  der  heimlichen  Prostitution. 

Des  allgemeinen  Fortschritts  halber  sind  hauptsächlich  zu  berücksich- 
tigen die  Unterbindung  jedweder  sexuellen  Hörigkeit,  die  Gewährleistung 
der  individuellen  1  reihen,  soweit  ireend  miip.hdi  die  Besserung  der  sozialen 
■ethischen  Stellung  der  Frau,  und  endlich  die  öffentliche  Brand  markung 
der  doppellen  Moral  in  sexualibus.  Es  ist  zweideutig,  die  Prostitution  in 
der  Kaserne  zu  dulden,  außerhalb  aber  zu  verwerfen.  Man  kann  nicht 
gleichzeitig  ein  Lasier  sanktionieren  und  beseitigen  wollen,  die  Kuppelei 
bestrafen,  ohne  ihr  polizeilich  Vorschub  zu  leisten,  eine  sexuell -kriminelle 
Verrnhllertätigkcit,  welche  aus  dem  Geschlechtsverkehr  ein  lukratives  Ge- 
schäft macht  und  zur  modernen  Hörigkeit  führen  muß.  Der  Prostitutions- 
verkehr überhaupt,  die  Rordclluii/ucht  besonders,  d.  h.  eben  die  Befriedi- 


■>  1903-1907  wurden  nach  amtlichen  Angaben,  die  Bendig  veröffenb 
licht,  untersucht: 


Die  Aiiijjerriifeneii  fjn,l  ;,]s,,  Weiuu'er  iqiisnn'tativ)  sresehlecktskrans  als  die 
regelmäßig  Unters« chtrn.  Qualitativ  liegt  die  Sache  anders,  denn  sie  haben 
meist  schwere  furmeii  der  Syphilis  niul  des  Tripper-. 

■(  Vgl.  K.  Scheven  a.  a.  O.,  S.25,  auch  insbesondere  die  Tabellen  im  Anhang. 
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geblieben  von  den  saltsam  bekannten  Kriegskraukheilen,  aber  aucli  nie- 

erliegen.   Die  furchtbarste  Krieirssc  Liehe  is;  cr\cie?c]iirmal(en  die  Syphu;. 

Da  sich  nach  dem  Kriege  immer  mehr  herausstellt,  dal}  die  Prostitution 
au  und  für  sieh  nicht  die  alleinige  l.'licrtraVcriii  der  ( iescIilechtssTnukhcilcn 
bildet,  sn  müssen  diese  eben  an  ilu  eui  l  TnpriiiijjsluTd  bekämpfl  werden, 
d.  i.  der  Mann  und  das  Weib.  Arm  wie  Reich,  Jung  wie  Alt. 

Glauben  wir,  dalf  der  beste  Anfan.u'  einer  staatlichen  ik'Mialhygicne  da- 


Gesundung  seines  Volkes  ;u  kümmern:  Erst  nachher  kommt  ihm  das 
Rech;  zu,  den  ucilimitsbcdiiritiuen  Volksorganismus  auf  eine  gesetzliche 
Basis  zu  stellen,  was  natürlich  nur  möglich,  sein  wird,  wenn  ihm  das 
Volk  die  materiellen  Mitte!  herciWelll.  Nach  IW.  Frihnes  in  Rostock 
kostete  die  staatliche  Prostimicrienhckampfnne;  iür  -18000  Prostituierte 
jährlich  3*,'i  Milliarden  Mark  schon  im  Jahre  1918,  heute  bei  der  enormen 
Vermehrung  der  Prostitution  aber  ein  Vielfaches,  Nach  Prof.  Ude  wurden 
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im  allen  Österreich  840  Millionen  Kronen  jährlich  an  unmittelbaren  Staat- 
lichen A nsü'ii"""11  für  dir  ( j i: w i.- r I j si i nz iichl  verausgabt  In  dem  kleinen 
Koblenz,  einer  Stadl  von  ca.  60000  Einwohnern,  hat  die  Prostitution 
während  der  amerikanischen  Bcsctzim:;  so  zugenommen,  da  Ei  eine  weib- 
lich« Behandlungsstation  von  600!  Betten  nötig  war.  Diese  schweren 
Ausgaben  von  3'  >  Milliarden  können  durch  das  System  der  allgemeinen 
Anzeig«-  und  Behandlungspflicht  durch  jeden  Arzl  gewaltig  verringert 
werden.  Also  fort  mit  einer  schwächlichen  Vugelslraulipoliiik  gegenüber 
den  venerischen  Krankheiten,  wie  sie  noclr  bis  vor  kurzer  Zeil  ihre  Sk'KC 
feiern  durfte  und  von  Interessenten,  die  wie  Brauer  den  Abstinenten,  so 
dem  Staate  Lehren  erteilen,  genährt  wird.  Der  Staat  selbst  muH  bewußt 
in  der  Rolle  des  Sozialarztes  vor  das  Einzelwesen  treten  und  ihm  die 
Möglichkeit  einer  sadiKenälieu  lichandluiig  bieten,  ja  sie  gegebenenfalls 
unter  Zwangsanwendung  von  ihm  verlangen.  Hier  scheint  es  von  aller- 
größtem Nulzen  zu  sein,  daß  in  den  meisten  Städten  Deutschlands  ein 
privates,  staatliches,  städtisches  oder  sonstiges  Krankenhaus  sich  befindet, 
welches  mich  jjcsciik'dnskraiFkc  Patienten  aufnehmen  iniilf.  In  Srhweutvi 
hat  jeder  Gesell  lccluskraiikc  Anrcelit  auf  freie  1  [|itersi:elnni>;,  .ir/tliiiir  He- 
handlung  und  Arznei. 

Die  Vinn  Staate  zu  erriehleuden  lustuute  -ollen  zur  Hebung  derVolks- 
gesnndheit  in  Beziehung  au:  die  üesclilechl-kraukheiten  dienen,  und  dem- 
entsprechend kann  es  niemandem  verwehrt  werden,  sie  aufzusuchen.  Jeder 
Deutsche  hat  ein  Recht  auf  Behandlung  und  nötigenfalls  anzuratende 
Intemiening  im  Kninkenhause  seihst.  Im  Interesse  des  Fortschrittes  der 
Sexualwissenschaft  und  der  Kenntnisnahme  der  Verhrei tun g  der  venerischen 
Krankheiten  sind  genaue  Bücher  zu  führen  über  die  Art  der  Erkrankung, 
Dauer  und  etwaigen  Rückfall,  über  das  Alter  des  Patienten  und  seine 
soziale  Lebensstellung.  Aber  die  staatlichen  Einrichtungen  dürfen  sieh 
nicht  nur  mit  dem  nickvierk  der  HrialunesMrlloii  j-en.niii.xrii,  die  mehr 
schaden  als  nützen,  sondern  jeder  Arzt  soll  beratend  und  behandelnd 
dem  Staate  zur  Verfügung  stehen,  in  schwierigen  Behandhingsfällen  die 
BchandhmgsittFlitiite.  Kliniken,  Polikliniken  und  Krankenhäuser. 

Jeder  geschlechtlich  erkrankte  hat  nicht  nur  ein  Recht  zur  Behandlung 
und  zur  Aufnahme  in  die  staatlichen  Krankenhäuser,  sondern  soll  dazu 
auch  verpflichtet  sein.  Er  muS  sich  im  Falle  der  Kenntnis  seiner  Krank- 
heit unverzüglich  in  ärztliche  Behandlung  begeben. 

Zur  Erreichung  des  Zwecks,  die  venerischen  Krankheiten  erfolgreich 
zu  bekämpfen,  kann  die  Anwendung  der  Strafgesetze  für  den  Fall  vor- 
sätzlicher oder  grob  fahrlässiger  Behau dlungscrilzi eh ung  nicht  entbehrt 
werden.  Namentlich  aber  der  Prostituierten,  der  Gewerbsmäßigen  muß 
sich  der  Staat  annehmen  und  sie  nicht  nur  auf  Staatskosten  untersuchen 
und  behandeln  lassen,  sondern  sie  auch  in  freiheitlich-ethischer  Weise  zu 
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beeinflussen  suchen,  und  sie,  wenn  erkrankt,  als  vollberechtigte  Bürger 
in  seinen  Kraul; cnhäuicrii  uiULThringfri,  in  welchen  sie  von  ihren  Leiden 
geheilt  werden  können.  Nach  un  getretener  t iciicsiuig  ist  ihnen,  wenn  sie 
selbst  nicht  in  der  Lage  sind,  in  eine  ehrbare  Umgebung  zu  gelangen, 
dnreli  Pflegeämler  Unterkunft  zi:  gewähren  in  Fürsornehäusern  oder  ähn- 
lichen Anstalten,  wo  sie  allmählich  zu  gesunden  sichere  Aussicht  haben. 

Hie  Aufgaben  der  I 'tleücämter  sind  auf  das  Soziale-htlusch -Wirtschaft  - 
liche  zu  begrenzen,  sie  haben  keine  ärzllith-sanilären  Aufgaben  zu  erfüllen, 
sie  dürfen  nur  die  Uiiterstülzungsorgane  der  Gesundheitsämter  sein.  In 
dieser  Dreiteilung.  Gesundheitsamt,  Pficgcamt  und  Polizei,  die  alle  drei 
schar!  umschriebene  Funktionen  u\  erfidleu  haben,  liegl  das  Ih-il. 


D. 


Die  allgemeine,  gleiche, 
diskrete  Anzeige-  und  Behandlungspflicht. 
(Dei  Diskrelionismusj 
a)  Allgemeine  Gesichtspunkte. 

Im  Ucrm.msch.iftilehc;i  iink  i  den  Vorausset/ur.g.-n  einer  luitu-ren  Kultur 
glH  es  in  der  Tat  rnchn  I  >:skrvlervs  als  alle-,  das.  was  sich  auf  das 
Geschlechtliche  iKiichi,  vom  Ge-wlili-chrs  verkehr  qar  nicht  in  reden.  Bei 
den  Naturvölkern  ist  iLs  anders,  ihnen  'cMt  das  Scha nigeliih I .  das 
namentlich  der  liellfaibigcn  Kasse  a:ien0gen  'il  Das  würde  .illtrduigs 
Iiedeulcn.  dill  das  sih.iingttüril  kern  naiurhih«  sei.  Idesen  Gedanken 
weiter  .uiwulühreli.  wurde  jedneh  auf  das  .1hi-.el.i-  Gehitl  Su  weil  hinüber- 
feilen,  daß  wir  uns  alfzugrofier  Abschweifung  von  unserem  Gegenstände 
schuldig  machen  würden.  So  müssen  wir  uns  darauf  beschränken,  zu 
sagen,  dal!  unter  den  E'Jnf kis^fii  des  reinen,  iüis  Neigung  und  I  'ehe  ent- 
springenden Begau  inigäh-iebes,  ganz  abgesehen  i-nti  seiner  plivsi.ilo.nisi-heii 
Bedingtheit,  ein  Gefühl  entstein,  das  sieh  den  Blicken  der  Öffentlichkeit  zu 
entziehen  slrehl.  Die  sorgsam»-  Ariereiellurig  lies  Schamgefühl?  ii:  :in  ver- 
feinerten Gemeinschaftsleben  deshalb,  weil  die  geizige  .-V.is.bildimgs.irbeit 
hohe  Anforderungen  an  die  Selbstbeherrschung  hinsichtlich,  des  Trieb lebens 
stellt  Außer  der  Unkenntnis  in  geschlechtlichen  Dingen  gäbe  es  kaum 
ein  Mittel,  die  mil  der  urgaiiistlieu  Heile  slärker  und  slärki-r  hervi  irhreelieii- 
(leri  Siruiliclikcilsanslrismigen  /n  hemmen. 

Die  Unbefangenheit  im  Sexuellen  hat  also  beim  Schamgefühl  eine  Grenze, 
die  so  leicht  nich:.  jedenfalls  niclil  ungestraft  ühersch ritten  werden  darf. 
Das  ergibt  für  uns  den  Diskretionismus  als  einfache  sittliche  Forderung, 
nicht  s|je;if!l  i:nd  aii^ehlieltlicli  für  nder  gegen  dir  Proslitnliim,  sondern 
bezüglich  des  Geschlechtsverkehrs  überhaupt. 

Bei  den  Prostituierten  isl  bei  ihrer  Sucht,  >ex  corpore  lucrum  facere,« 
vom  Schamgefühl  meist  nichts  oder  nur  wenig  zu  spüren.  Der  Vorwurf 
richtet  sich  aber  nielil  iuisjrhlli'lflicli  gegen  sie,  sondern  in  erster  Linie  gegen 
die  Regierender r,  ilic  alles  vertiaclilässigieu,  weis  eine  wahre  soziale  Kultur 
ausmacht.  Der  einzige  Ausweg,  den  die  Mathligen  im  Staate  von  jeher 
befreien  haben,  ist  das  bloßstellende  'Reglement  -  gegen  die  Gewerbsunzucht. 
Bessernd!  ist  aber  damit  nnch  nirgends  auf  die  sittlichen  und  sanitären  Zu- 
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stände  eines  Landes  eingewirkt  worden.  Schwankend  zwischen  Vorschrifis- 
mäBigkeit«  und  *  Herunistrcidiens"  der  Prostituierten  haben  sich  die  Kultur- 
staaten  der  Jetztzeit  wie  der  Vertun  Ken  heil  als  durchaus  hcsseruiigsuiifähig 
erwiesen.  Dieses  Verhalten  mußte  Zustände  /eiligen,  die  folgenschwer 
genug  der  Menschet!  zu  Iragen  gaben.  Man  lastet  sich  langsam  vorwärts 
und  macht  Vorschläge  über  Vorschläge. 

Die  meisten  zur  Änderung  der  Reglementierung  beziehen  sich  auf  die 
Eindämmung  der  Gefahren,  die  durch  die  Prostituierten  hervorgerufen 
werden.  Man  hat  sieh  derart  gewöhnt,  die  Prostitution  als  I  lauplüberlrä- 
geriu  der  Geschlechtskrankheiten  zu  beschuldigen.  Aber  sie  ist  nicht  die 
einzige  Quelle.  Meines  Erachtens  werden  durch  geschlechts- 
kranke  Männer  und  Frauen,  die  nicht  inskribiert  sind,  viel  mehr 
Fälle  von  Geschlechtskrankheiten  übertragen,  als  durch  die 
paar  Inskribierten  und  durch  die  1'roslititiertcn  überhaupt. 

Sowohl  die  inskribierten,  wie  ilie  nielitiii-lribierten  Frauen  können  ihre 
Geschlechtskrankheit  in  der  Regel  nicht  erwerben,  es  sei  denn  von  einem 
erkrankten  Manne.  In  Wloclawek 


i  Krfc 


i  Milit 


e  fridlc 


iniger  w 


ii;-er  nefsteli 
s  Überwach 


1en  Landsturm- 
n  verschobenen 
viele  Hunderte 
le  Bekämpfung 
die  Reglemen- 
ersetzt  werden 


t  ieselileeluser  kraiikii:i)i.en  umfallt.  D;mn  erst  wird  es  ir.ü;;lie!i,  genaue 
statistische  I  hiterlaget:  über  die  I  läutigkeit  des  \  orkotumeus  der  ansteokeu- 
.  den  Geschlechtskrankheiten  und  der  Heilungsergebnisse  bei  ihrer  Behand- 
lung zu  erlangen,  denn  bis  jetzt  sind  die  Statistiken  meist  so  unvollständig 
und  willkürlich,  daß  sie  gar  keine  Schlüsse  erlauben.  Deshalb  sagt  hier- 
über Dr.  Alfons  Fischer  (Karlsruhe): 

■Es  mangelt  uns  an  einer  auch  mir  eiiu<>erm:ilien  himvielienden  Gcsund- 
heilsstatislik  und  wir  besitzen,  von  :illetvrste:i  Anlangen  abgesehen,  keine 
behördliel:  untcrstiiTztcn  sozialhygicnisdicu  t'orsd'.unc--  und  [ .ehrstätten. 
Was  hat  der  Staat  bisher  fiir  die  so/.iale  Hygiene  getan?  Kein  Wunder, 
dar!  diese,  der  opfervollen  Forschung  meist  privater  Ärzte  iilierlassen,  bis- 
her nur  bescheidene  Ergebnisse  aufzuweisen  hat.  Bei  der  Tagung  der 
■Zentralstelle  für  Volkswohlfahrl«  trat  man  mit  leeren  Händen  vor 
eine  Volksversammlung,  zu  der  man  warmherzige,  um  das  Wohl  des 
Vaterlandes  bewegte  Laien  au;  »;mr.  Uuinselilark!  eingeladen  halte,  lic: 
dem  Kapitel:  "Geburten  rück  gang  ■<  wählte  man  niclil  gerade  solche  Redner 
aus,  die  als  So/ialhygienikcr  durch  wertvolle  statistische  oder  theoretische 


Digitized  tr/  Google 


Verderbliche  Wirkung  der  Klassenhygiene  157 

Publikationen  bekannt  sind,  sondern  solche  mit  einer  bestimmten  Politik 
und  Weltanschauung.  Erst  nach  Klärung  der  Probleme  durch  Konfe- 
renzen sozial -hygienischer  Fachleute  sollen  über  spruchreife  Fragen  und 
Verbesseren Esvorsdilasre  die  breitesten  Volksschichten  unterrichtet  werden, 
wobei  jedoch  bei  der  Wahl  der  Referenten  keine  politische  Einseitigkeit 
obwalten  darf.« 

Für  kein  Gebiet  trifft  dies  mehr  zu  als  für  die  für  unsere  Zukunft  so 
wichtige,  für  unseren  Nachwuchs  so  bedeutsame  Staatskontrolle  über  die 
ü  escb  leefits  krank  Ii  eiten.  Gehen- iindGeschehenlassenisthieniichtam  Platze. 
Hier  muH  im  Interesse  unserer  Volkskraft  schnell  und  energisch  gehandelt 
werden.  Schon  aber  erheben  sich  beamtete  und  mihi  beamtete  Interessenten. 

Die  Volksgesundlieilspflege  muß  in  allen  ihren  Beziehungen  selbstver- 
standlicherweisealle  Volksbestandteile  umfassen.  SiedarfnichtzurKlassen- 
hygiene  werden,  wie  z.  Ii.  bei  den  sos-ciirmnlen  fkraULii^ssiclicn  für  tit- 
sch lec  Ii  ts  kranke.  In  der  Impffragc,  hei  der  Bekämpfung  der  Diphlherie, 
der  Cholera,  der  Ruhr  usw.  mittels  der  mudemen  I  lygietie  (Renhachlimg, 
Anzcigcpfliclil,  Isolierung,  Desinfektion),  überall  lierrselit  der  Grundsalz, 
daß  sich  die  hygienischen  Maßnahmen  auf  jeden  Erkrankten  männlichen 


nähme;  man  beobachtet  und  behandelt  zwangsweise  nur  eine  dekadente 
Menschenklasse,  nämlich  die  Prostituierten;  in  Berlin  von  zirka  60000 
etwa  4000,  d.  h.  etwa  ein  Fünfzehnte!  der  wirklich  voriiandenen.  Was 
würden  wir  sagen,  wenn  wir  nur  die  weiblichen  au  Diphtherie  Erkrankten 
und  von  diesen  nur  eine  bestimmte  inferiore  Klasse  ur.J  von  dieser  nur 
ein  Fünfzehnte!  hygienisch  erfassen  würden?  Über  ein  derartiges  angeb- 
lich hygienisches  Gebaren  kann  man  nur  den  Kopf  schütteln.  Aber  bei 
den  Oestliieclitskr-iiiMieilei!  wird  r.ocli  [teilte  diesen  System  verteidigt.  Es 
i-t  ,'ih'i  ih:i  ii.itiirlidi.  wemi  wir  angesichts  der  bevölkerungspolitischen 


liehst  aus  dem  Wege  fingen,  angelangen  haben,  ihr  das  verdiente  hiter- 
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resse  zuzuwenden,  nachdem  auch  die  katholische  und  die  evangelische 
Geistlichkeit  Stellung  genommen  haben,  die  erstcre  in  einem  Erlali  lies 
erzbischöflichen  Ordinariats  Freiburg  vom  27.  September  1916,  der  aller- 
dings die  Mitarbeit  und  dir  Mitgliedschaft  des  katholischen  Klerus  bei  iler 
■Denlsdii-ii  ( ie-rlKrhrh.  /sii  Bekämpfung  der  nrsrlilrelitskranklicilcn-  als 
nicht  im  f-jiikiaug  inil  dein  christlichen  Silu-n stehend  verbietet,  im 
übrigen  aber  die  Uestrebuitcvii  des  Heiclisvcrsichernugsamtrs  und  der 
Krankenkassen  billigt,  die  letztere  in  einer  Tae'cssitzmig  im  Hoichstage 
Mille  Oktober,  iiarhdeui  nunmehr  ein  hcsorilcrcr  Ausschult  des  Reichs- 
tages dieser  Angelegenheit  Weyen  der  gewaltigen  Gefahr  seine  Aufmerk- 
samkeit widmen  snll,  durfte  es  vnrt  Wichtigkeit  sein,  in  dieser  umstrittene» 
[■'rage  einmal  /_n  eriirlerli,  was  bisher  S'aa'liehriscits  geschieht,  und  was 
geschehen  soll,  neun  eine  wolllversl.mdenr  ISevoIkiriuigspolihk  aus  üe- 
meininteresse  imili  im  Mhtelpi:ul,'l  lief  siaatsleheus  stellen.  Die  Erzeugung 
überwertiger  F.igcnsdi;iflcii  im  Menschengeschlecht  Italien  wir  leider  viel 
weniger  in  unserer  Hand  als  die  Vorbeugung  der  Entstehung  unter- 
wertiger.  Mit  an  erster  Stelle  haben  unter  den  rassenhygienischen  Be- 
strebungen daher  die  MaSnabmen  zur  Verhütung  und  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten  zu  rangieren. 

Wollen  wir  tassen hygienisch  und  bevölkerungspolitisch  die  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  rationell  in  Angriff  nehmen,  so  müssen  wir 
dafür  sorgen: 

1.  dali  wir  eine  staatliche  Statistik  bekommen,  die  mögliehst  um- 
fassend ist; 

2.  'daß  wir  die  Prophylaxe  betreiben 

a>  durch  diskrete  Uelehrung  de?  Einzelnen  (nicht  durch  Massenauf- 
klärtmg  in  den  gr< illsükllisclicii  llcdünuisansi.iheti  und  durdi  groß- 
kapitalistische Animierfilms) 

b)  durch  staatliche  Maßnahmen; 

3.  datl  wir  die  Behandlung  betreiben 

al  durch  richtige  therapeutische  Mannahmcn  beim  Einzelne», 

ti)  durch  sianllirlie  Oiganisati. m  inieln  hloli  bei  ein  paar  geschlccuts- 

kranken  Weibern,  sondern  bei  allen  geschlechtskranken  Männern 

und  Weibern). 

Diese  Forderungen  küinivn  mir  verwirk! ich I  werden  durch  ein  staat- 
lich den  modernen  Hcdiirfnisscn  angepaßtes  gesetzlich  verankertes 
Sy  sie  in,  das  in  Statistik,  l'n  iplulaktik,  Therapcutik  das  Menschenmögliche 
leistet.  Es  muß  ethisch  und  erzieherisch  verankert  sein.  Vollkommenes 
gibt  es  auf  dieser  Welt  nicht.  Ebenso  wie  das  Gesetz  nicht  den  Dieb- 
stahl aus  der  Welt  schafft,  ihn  aber  immerhin  bedeutend  einschränkt, 
ebenso  wird  eine  staatliche  Organisation  tlichl  alle  Geschlechtskrankheiten 
aus  der  Welt  schaffen  oder  die  vorhandenen  alle  zur  Heilung  bringen 
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hing  der  Gonorrhöe  für  die  Entstehung  de/steri lität  hervor^  Unter  451 
sterilen  Frauen  (die  von  Kinderlosen  zu  miu-r^eheiden  sind)  hinten  fi7,3  Pro;. 
Gonorrhöe,  2,6  Prozent  Syphilis,  d.  h.  ca.  70  Prozent  hatten  an  einer 
Geschlechtskrankheit  gelitten,  die  übrigen  30  Prozent  an  anderen  Er- 
krankungen wie  Verlanen.!»«;  der  Gebärmutter,  Verci!i;eri]iis;  des  Mutter- 
mundkanals  usw.  3  Prozent  bekannten  sich  zu  antikonzeptionellen  Matf- 
nahmen,  bei  3,3  Prozent  besland  Zeugungsunfähigkcit  des  Mannes.  Nach 
Schaeffer  überwiegen  die  erworbenen  Sterilitätsursachen  die  angeborenen 
bei  weitem. 

Auch  beim  Manne  nimmt  B  lasch  ko  einen  Infektionsprozentsatz  von  über 
50  an.  In  7  Prozent  aller  Falle  wurde  von  Li  Mentha!  bei  2000  Gonorrhoi- 
kern  Epididymis  gefunden,  die  aulierordeutlich  häufig  zur  Sterilität  führt. 

Die  Syphilis  erzeugt  Aborte,  Früh-  und  Tolgehurten,  und  ihr  verderb- 
licher Einfluß  auf  das  Nervensystem  (Tahes,  Paralyse)  und  die  hierdurch 
erzeugte  hereditäre  Belaslung  sind  bekannt, 

■Nicht  halbe  Maßnahmen!«  muß  man  den  gesetzgeberischen  Faktoren 
zurufen.  Mit  dem  Beruhig»  ri^pilastcr  einiger  Bcratungsan  stalten  und 
der  veralteten  Sittenpolizei  ist  es  nicht  getan.  Ganze  Arbeit  muß  geleistet 
werden,  indem  dem  Oeselzgeber  nicht  durch  einige  Potemkinschc  Dörfer 
Illusionen  vorgeführt  werden,  die  nicht  der  Sache  dienen.  Es  handelt 
sich  um  das  Höchste,  was  es  gibt,  um  einen  Nachwuchs,  der  nicht  den 
Keim  der  Rasse nverschl echte rung  schon  bei  der  Geburt  empfangen  hat. 

Die  Gegner  der  Anzeigepflicht  meinen  jedoch,  mau  könne  nicht  alle 
an  einer  Geschlechtskrankheit  Leidenden  ohne  Ausnahme  der  von  mir 
sogenannten  >a|[gemeinen  gleichen  Anzeige-  und  ßehandlungspf  licht « 
unterwerfen.  Wo  würde  da  das  Berufsgeheimnis  und  die  Diskretion 
bleiben?  Sie  haben  scheinbar  recht.  Wie  aber,  wenn  es  gelingen  würde, 
so  paradox  es  kling:,  die  Auzeigepfliclil  mit  der  für  den  Patienten  in  dieser 
heiklen  Frage  so  nötigen  völligen  Diskretion  zu  kombinieren?  Dies  ist 
nun  in  der  Tat  möglich  durch  das  System  der  allgemc-irien,  gleichen,  dis- 
kreten Aiuxiiit-  und  n-.'liiiiklfiiu^ripfl icln. 

Im  Seuchengesetz  sind  bisher  nicht  anzeigepflichtig  die  Erkrankten  au 
Syphilis,  Schanker  und  Tripper,  diese  dürfen  auch  nicht  einer  Beobach- 
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ne  Ehe  einging,  ohne  dar)  er  daran  gehindert  werden 
h  mm  LÜiL-r  herausgestellt  hat,  daß  etwa  QO  Prozent 
.n  Syphilis  Leidenden  die  Ileliiuidlun;;  viirzehic;  unter- 
:ie!i  ans  den  bev'ilscrii:i!,rspolitisclien  Problemen  hin- 


dann  wäre  Für  die  UassenhyRicuc  di 
Wenn  der  Staat  und  namentlich  i 
>elLcliaft  zur  .liekämptimjr'  der  liesdilee-litskrankheiten  .  die  liil.mz  ihres 
Wirkens  zic'ien.  kc'nuiet]  sie  zu  keinen;  et  treulichen  Ergebnis  kommen. 
Seit  1010  bis  IQ  14  war  im  Meer,-  eine  Vei im-bruii.L;  der  Syphilis  (im  etwa 
25  Prozent  gegenüber  den  Jahren  1906—101(1  (Salvarsaneinführung  1010!) 
zu  verzeichnen.  1006  — 1010  wurden  in  allen  deutschen  Krankenhäusern 
zusammen  ca.  60000  männliche  Svphutikcr  amtlich  registriert,  wahrend 
in  den  Jahren  1010 — 1014  (also  noch  vor  dem  Kriege)  die  Zahl  die  er- 
scli reckende  Molk-  von  12001)0,  also  eine  Steigerung  von  100  Prozent 

Es  sribt  unr  ein  Radikalmittel,  das  der  Aitidehrumfi  des  Sexnal-Lcidit- 
sinncs  und  ilamt;  der  Licschlechbkiankiiciten  erns'.lidi  /u  Leihe  kann:  dns 
ist  die  EinFühruni:  der  allgemeinen  fden-hcr.  diskreten  Anweise  und  Be- 
liaiiii'iirikfspFliclit.  Gerade  dieses  System  ist  von  der  genannten  DOBO. 
iinini-r  belämpfl.  seiin-  Piiirierunj;  in  den  von  ihr  unterstützten  1  Irji.'UK'n, 
Vorträgen  usw.  immer  unterbunden  worden!  Aber  die  Idee  marschiert 
und  setzt  sich  auch  gegen  die  Gesellschaft  durch. 

Hei  der  BckampiunL  der  Osehlcehtskraikheileii  bellen  sich  zwei  Systeme 
üir.metra:  e.eiicutiber;  die  H  e  a  I  e  nie  n  I  ierung  und  der  Abol  ition  ismus. 

Wie  meist  im  Leben,  liegt,  wenn  zwei  sich  streiten,  so  auch  hier,  die 
Wahrheit  in  der  Milte.  Dal)  das  System  der  strengen  Reglementierung 
mit  seinen  hohen  Kosten  C4H000  Prostituierte  kosten  jährlich  '.! 1  ■  Milliarde 
nach  Professor  Fribocs)  nicht  imstande  ist,  die  öffentlichen,  durch  die 
Prostituierten  hervor  iKTuieneu  Mißstände  zu  tilgen,  beweist  allein  die  welt- 
berühmte Frie(irtclisti;d!c  in  IVrliu.    Ohselion  es  den  eiiu'eseliriehenen 
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ein  System  entwickeln,  das  nicht  gerade  für  den  moralischen  Wert  der 
Inskription  spricht.  Weder  in  hygienischer  noch  in  moralischer  Beziehung 
ist  selbst  eine  streng  durrlitrefiilirle  RcLili-nuTitierung  imstande,  atif  große 
Erfolge  hinzuweisen.  Ist  das  aber  der  Fall,  dann  ist  die  Frage  erlaubt, 
ob  dieses  kostspielige  System  auch  aiie.esidUs  der  Entrechtung,  die  es  min 
einmal  mit  sich  bringt,  nicht  durch  eine  Neugestaltung  ersetzt  werden  solle. 
Die  Frage  einer  zcitccmälien  limiresliiliunj;  war  schon  während,  jedenfalls 
aber  ist  sie  nach  dem  Kriege  von  aktueller  Bedeutung.  Man  denke  an 
die  zahlreichen  Fälle  von  Syphilis,  man  denke  an  Tabes  und  Paralyse, 
vor  allem  denke  man  an  den  Geburtenrückgang,  der  infolge  der 
zahlreichen  Fälle  von  Gonorrhöe  und  Syphilis  sich  zeigen  wird.  Prinzing 
berechnet  den  jährlichen  Geburten  au  stall  in  Deutschland  durch  Geschlechts- 
kranke auf  200000  Kinder  vor  dem  Kriege,  50  bis  60000  Kinder 
gingen  jährlich  in  den  ersten  Jahren  an  angeborener  Leheiisschwäcbe  zu- 
grunde, von  denen  ein  großer  Teil  auf  das  Konto  der  hereditären  Syphilis 
zu  setzen  ist.  Bedenkt  man  ferner  die  durch  die  Geschlechtskrankheiten 
verursachten  Ausfälle  an  Arbeit,  die  Ausgaben  an  Ärzte,  Apotheken  USW, 
so  kommt  nach  national  ökonomisch  er  Hc  rech  niing,  die  in  Frieden  szeiten 
schon  vor  zirka  15  Jahren  gemacht  wurde,  ein  Schaden  von  jährlich 
90  Millionen  Mark  heraus.  So  ist  es  au  der  Zeit,  wenn  man  daran  denkt, 
wie  man  durch  gescizliche  Handhaben  diesen  Krebsschaden  eindämmen 
kann.  Daß  die  Reglementierung  hier  völlig  versagt,  ist  nach  dem  Vor- 
hergehst cn  erwiesen.  Selbst  die  Anliäucrr  dieses  Systems  befürworten 
eine  Reform,  die  dann  wohl  ein  Mittelding  /wischen  den  streng  abolitio- 
nistischen  und  reglementarischen  Grundsätzen  werden  dürfte.  Jene  Autoren 
haben  völlig  recht,  die  als  Vorbedingung  für  eine  rationelle  gesundheit- 
liche Überwachung  der  Prostitution  die  Aufhebung  der  Sittenpolizei  ver- 
langen. Aber  auch  jene,  die  das  laisser  faire,  laisser  aller  der  strengen 
Abolitionistcn  verwerfen.  Das  Polizeisystem  mit  seinen  Schärfen  und 
trotzdem  geringen  Erfolgen  muß  in  ein  San  ilätssystem  verwandelt  werden, 
das  die  Polizciwillkiir  mögliche  .msschalid,  so  daß  ein  mehr  medizinischer 
Charakter  zum  Vorschein  kommt.  Heide,  die  Gesnmiheils-  und  Sicherheits- 
polizei miteinander  zu  verquicken,  geht  nicht  an.  Soll  daher  der  medizi- 
nische Charakter  der  dominierende  in  dem  neuen  System  sein,  dann  müssen 
die  wenigen  Polizeiärzte  schwinden,  und  an  ihre  Stelle  muß  die  gesamte 
Ärzteschaft  treten,  die  sich  ja  audi  !:ei  der  iil'riij.i'M  Scucheulu-iäriipTung 
als  unentbehrlich  gezeigt  hat.  Man  kann  zu  unserer  Ärzteschaft  das  Ver- 
trauen haben,  daß  sie  die  Materie  bald  beherrschen  wird,  sobald  ihre  gesetz- 
liche Form  festliegt.  Sie  wird  auch  dicken  Seiiclieu  gegenüber,  die  zwar 
nicht  akut,  wie  l'esf  und  (  :ImIit;i,  aber  langsam  und  sicher  mehr  Todesfälle 
und  Geburtciirüvk^iiiüc  vcnir-.adieii  als  alle  anderen  Infektionskrankheiten 
zusammengenommen,  am  Platze  sein,  sobald  der  Ruf  an  die  Ärzte 
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«geht,  trotz  aller  Hindernisse,  namentlich  aus  den  Reihen  beamteter 
Sittlichkeitspuritaner  auftürmen.  Wollen  wir  uns  durch  die  Ereignisse  nicht 
Überraschen  lassen,  dann  müssen  wir  schleunigst  auf  Abhilfe  denken,  falls 
wir  nicht  schließlich  einer  vollendeten  Tatsache  gegenüber  slchen  sollen. 
Hellas  und  Rom  sind  warnende  Menetekel.  Es  muß  im  Interesse  der 
Volkskraft  schnell  und  energisch  gehandelt  werden. 

Alle  Unzuträglich  keilen  entstehen  dadurch,  daß  die  Gewerbsunzucht 
ah  solche  bestraft  wird.  Sie  ist  alter,  wie  die  Geschichte  aller  Zeilen 
beweist,  ein  unausrottbares  notwendiges  Übel,  das  an  und  für  sich  nicht 
bestraft  werden  sollte.  Nur  die  Auswüchse  dieses  Obels,  die  Ausschreitungen 
gegen  Gesetz,  Ordnung  und  Anstand  sollten  der  Strafe  unterliegen.  Geht 
man  von  diesem  Gesichtspunkte  aus,  dann  genügen  viele  der  vorhandenen 
Oesetie,  um  diese  Auswüchse  straf  rechtlich  711  fassen,  wo  nicht,  dann 
müssen  neue  geschaffen  werden.  Läßt  man  aber  die  Gewerbsunzucht 
als  solche  straffrei,  dann  käme  es,  wie  gesagt,  nur  darauf  an,  die  Auswüchse 
näher  7U  formulieren  und  für  Übertretunsen  nach  dieser  Seite  hin  ent- 
sprechende Strafen  aufzustellen.  Wir  haben  nun  in  der  1  iteratur  eine  Reihe 
.von  Vorschlägen  7u  verzeichnen,  die  sich  stützen  entweder  auf  alte 
und  veraltete  Anschauungen,  dali  die  Gewerbsunzucht  als  solche  schon 
strafbar  sei  und  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  straffrei  bleibt, 
oder  auf  der  neuen,  daß  die  Gewerbsunzucht  als  ein  unausrottbares  Übel 
vnm  Staate,  wenn  nicht  ulfiziel;  anerkannt,  so  dorn  gedulde!  werden  muß. 

Steht  man  nun  auf  dem  meines  Erachtens  einzig  richtigen  Standpunkte, 
daß  die  Oewerbsuuzucht  an  sich  nicht  strafbar  sein  darf,  dann  bleiben  alle 
die  verzwickten  und  zu  den  oben  geschilderten  Inkonsequenzen  führenden 
Möglichkeiten  dem  Staate  erspart,  da  man  offen  und  ehrlich  auch  durch 
das  Gesetz  7u  erkennen  gibt,  daß  unser  Planet  von  Unvoll kommenheiten 
nicht  frei  ist  und  daß  kein  noch  so  geschickt  formuliertes  Gesetz  diese 
zu  vertuschen  imstande  ist.  Diese  Auffassung  muß  dann  dahin  führen, 
daß  wir  in  der  staatlichen  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  die 
Erreger  nicht  bloß  bei  den  eingeschriebenen  Prostituierten  zu  vernichten 
suchen,  sondern  ebenso  wie  bei  anderen  Seuchen  dort,  wo  man  sie  findet, 
d.h.  wir  müssen  die  staatliche  Anzeigcpf  licht  einführen  für  alle  geschlechts- 
kranken  Männer  und  Frauen.  Da  aber  die  Geschlechtskrankheiten  im 
Gegensatz  zu  den  anderen  Seuchen  in  der  Regel  nur  durch  den  Geschlechts- 
akt übertragen  werden,  muH  diese  Anzeige piliclit  mit  allen  Knutelen  um- 
geben werden,  damit  das  Individuum  durch  dieselbe,  durch  die  damit 
verbundene  Beobachtung  und  die  eventuelle  Absonderung  keinen  sozialen 
Schaden  erleidet.  Diese  Vorsichtsmaßregeln  aber  können  nur  von  einer 
Zentral iustanz.  deren  Zweige  bis  in  die  kleinsten  Ortschaften  reichen  muH, 
erfüllt  werden,  die  sich,  abgesehen  vom  den  Gcschlecliisstuchen,  auch  mi; 
der  Bekämpfung  der  anderen  Seuchen  beschäftigt,  damit  allein  schon  der 
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mündliche  oder  schriftliche  Verkehr  des  erkrankten  Einzelindividuums  mit 
der  Zentral  in  stanz  oder  deren  Zweigarmen  dasselbe  nicht  in  einen  Verdacht 
bringt  Diese  Losung  muß  unter  allen  Umständen  erstrebt  werden,  und 
so  kommen  wir  unausweichlich  zu  einer  Behörde  (ob  man  diese 
nun  Gesundheitsamt,  statistisches  Gesundheitsamt,  Sanitätsamt,  registrative 
7entralstclle,  Medi/iiiallichi'irde  oder  sonst  wie  nennt,  ist  gleichgültig), 
deren  Haupttäti|:kcit  darin  bestehen  nuiii,  daß  sie  unauffällig,  clme  sozialen  ■ 
individuellen  Sdiaden  anzurichten,  alle  Geschlechtskranken  des  Reiches 
registriert  (Anzeigepflicht),  deren  Behandlung  kontrolliert  (Beobachtung] 
und  nötigenfalls  eine  K  ran  kenhausbehand  hing  vorsieht  (Absonderung  oder 
Isolierung). 

Zur  Fii-fiilgiiug  der  Grst-1  -t-  bedient  sidi  diese  /entralhi!dan/  der  Poli/ei- 
organe  wie  jede  andere  Behörde.  Sie  zwingt  nötigenfalls  auf  Grund  der 
Gesetze  die  Geschlechtskranken,  den  Anordnungen  des  «Statistischen  Ge- 
sundheitsamtes- nachzukommen,  it:it  anderen  Worten. <£  tindet  eincgenaue 
Arbeitseinteilung  nach  dein  Prinzip  -Suuni  cuiuue-  statt 

a)  in  rem  ärztliche  Befugnisse 

b)  in  rein  polizeiliche  Befugnisse. 

Die  cein  arztliche  Tätigkeit  mjfl  meines  Erachtens  erhaben  sein  über 
polizeiliche  Fuekutumen.  Ks  ist  im  Publikum  die  leider  häutig  zutreffende 
Meinung  verbreitet,  dal!  kreis  .  Militär-,  Polizei-  und  andere  beamtete 
Arzte  dem  ersten  l/il  ihres  I  ilrls  eine  zu  grolle  Bedeutung  in  der  Pranis 
beilegen  Wir  sind  zurach;t  Ärzle,  dann  erst  Beamte  Namentlich  den 
Prostituierten,  einei  hantig  entarteten  und  entrechteten  Klasse  gegenüber 
wollen  wir  zuerst  als  Är/te  und  erst  in  zweiter  Linie  als  l'nlizeiame  ent- 
gegentreten entsp reche r  :  dem  griei  hischi  n  Sc-  chwort  •iaif--;  yü( 
nviXüv  uj-i'  ujio»*  ihjtar.t 

Da  im  Gegensatz  zu  Cholera,  Typhus  usw.  die  Geschlechtskrankheiten 
—  Ausnahmen  bestätigen  die  Regel  —  nur  durch  direkte  Berührung  von 
Individuum  zu  Individuum.  Iiatiptsadilidi  beim  Geschlechtsakt,  übertragen 
werden,  so  dürfte  mit  einer  diskreten  Anzcii;c|)ilicht  und  Behandlungs- 
überwachung  seitens  einer  neu  zu  errichtenden  Behörde  hei  den  meisten 
Geschlechtskranken  das  Ziel  ■ —  Vollkommenes  i;ihl  es  nicht  —  erreicht 
werden,  wenn  dazu  noch  über  die  Art  der  Cl>-.'rtr:ii:iinj;sriiöj;lidiiieilt']i  die 
nötige  Aufklärung  verbrcilct  wird.  Und  das  ist  Sache  der  Behörden,  die 
iich  das  Hcf;  nicht  t  on  privaten  interessierten  ( Irj'anisationen  aus  der  Hand 
nehmen  lassen  sollten.  [5c i  einein  sjeriiu'cii  Teil  der  l'cvölkeritug  aber 
hilft  die  Aufkliiruifg,  die  Anzeigepfliclit  und  die  Uenhaehtung  allein  nicht, 
es  sind  dies  die  Personen,  die  jäewerh-niähii.!  nesehlftTit-verkchr  treiben, 
die  auch  darin,  wenn  sie  krank  Mini,  erfaliriinijsgeinäH  ihrGctcriv  finlfütiren 
wollen,  da  da;  Generbt- eben  ihnen  lirot  und  Unterhalt  ;:e\valirt.  Hier  müssen 
strengere  Handhaben  zur  Beobachtung  und  Absonderung  gegeben  werden. 


Der  radikale  Abolition  ismus 


Diese  Konzession  mufi  der  radikale  Abolitionismus  schon  machen,  wenn 
die  bisherige  Kontrolle  als  Polizei- und  Ausnahmegesetz  beseitigt  wird.  Denn 
es  handeil  sich  liier  nicht  um  einen  Kamp!  um  Prinzipien,  sondern  darum, 
dal)  etwas  Segensreiches  erzielt  wird  Denn  der  Begriff  » Abolition  ismus- 
ist  letzten  Endes  kein  Dogma,  an  dem  nicht  gerüttelt  werden  darf.  Daß 
eine  generelle  Änderung  erfolg™  muß,  ist  unbestritten  und  ergibt  sich 
auch  aus  dem  Fleiß  und  Ernste,  mit  welchem  die  Losung  der  Frage  in 
Angriff  genommen  wird.  Wenn  Blaschko  (Z.z.  B.d.G.  1915,  S.  297)  die 
Neissersche  Auffassung,  »die  bei  der  Sittenpolizei  tatigen  Praktiker  seien 
durchweg  Anhänger  der  Reglementierung,  auf  der  anderen  Seite  ständen 
nur  Optimisten  und  Idealisten,-  mit  folgcndenWorten :  >Bei  uns  in  Deutsch- 
land herrscht  ja  unter  den  beamteten  Ärzten  eine  gute  Disziplin;  jeder 
vertritt  —  zum  mindesten  nach  außen  hin  —  die  Überzeugung,  die  gerade 
bestehenden  staatlichen  Einrichtungen  seien  tadellos  und  bedürften  keiner 
Kritik.  Bei  uns  erfährt  man  erst  nach  dem  Tode  eines  beamteten  Arztes, 
wie  z.  B.  hei  Engel-Reimers,  daß  er  ein  Oegncr  der  Reglementierung 
und  des  Bordellwcscns  war.  Oder  diese  täglich  mit  den  Prostituierten 
in  Berührung  kommenden  Ärzte  erklären  ihre  Unzufriedenheit  mi(  der 
Reglementierung  erst,  nachdem  sie  aus  d>:m  Amte  ^iliieden  sind,  wie 
wir  das  bei  v.  Düring  und  Dreuw  erleben-,  widerlegt,  so  kann  ich  ihm 
ans  eigener  reielilidicr  lirialirnrie;  mir  Itedil  Heben.  Denn  selbst  wissen- 
schaidielle  Äußerungen  über  1 1 it.-  Wiikuii»  Wü;:-,  brs'jmiuleii  Heilmittels 
in  meiliziimdien  Faeh/eitstlirifleri  wurden  mir  als  I'i  ili/rinr/l  nicht  erlaubt, 
noch  viel  weniger  wäre  eine  Kritik  des  g  361,6,  der  die  Grundlage  der 
Sittenpolizei  bildet,  noch  weniger  du  ÜL'ietiesvorsdilaj:  zu  deren  Ab- 
sdiaffniii:  erlaubt  worden.  Die  Sittenpolizei  ist  aber  riaeil  Senatspräsidcrit 
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diese  in  ihrem  Berufe  oder  in  ihrer  Existenz  beeinträchtigt  werden,  so 
wäre  das  Ziel  erreicht,  die  Staatskontrolle  so  unauffällig  wie  nur  möglich 
zu  gestalte».  Denn  das  grolle  Hindernis,  das  einer  Beaufsichtigung  der 
Geschlechtskranken  von  Staats  wegen  droht,  ist  die  Furcht  der  Patienten, 
ihr  Leiden  könne,  wenn  es  staatlicherseits  bekannt  wird,  ihnen  in  der 
Existenz  schaden.  Räumt  man  dieses  Hindernis  hinweg,  das  bei  an- 
deren ansteckenden  Krankheiten  kaum  in  die  Wagschale  fällt,  dann 
wird  kein  Geschlechtskranker  sich  sträuben,  den  Zwang  als  berechtigt 
und  notwendig  anzuerkennen,  underwird  sich  ebenso  gern  diesem  Zwange 
fügen,  als  wenn  im  allgemeinen  Interesse  andere  das  Gemeinwohl  ge- 
fährdende Krankheiten  beaufsichtigt  werden.  Daher  muß  hei  jeder  Form 
der  Fassung  dieser  schwierigen  Frage  die  gehaßte  Polizei  ausgeschaltet 
werden  und  an  ihre  Stelle  eine  Behörde  treten,  die  selbst  d.  h.  deren 
Beamte  durch  Amtseid  verpflichtet  werden,  bei  hoher  Strafandrohung 
verschwiegen  7.11  sein.  Diese  Behörde  müßte  ferner  einen  möglichst 
harmlosen  Namen  tragen,  etwa  »Städtisches  Gesundheitsamt-,  und  sie 
müßte,  um  bei  einer  eventuell  notwendig  werdenden  Mitteilung  nicht 
verdächtig  zu  erscheinen,  sich  auch  noch  mit  der  statistischen  Über- 
wachung anderer  Krankheiten  als  der  .-cxuclli'u  hi-insscn,  damit  ihre  Mit- 
teilungen nicht  von  vornherein  den  Adressaten  kompromittieren.  Auch 
vor  Gericht  dürften  die  Beamten  dieser  Behörde  in  Sachen  ihres  Berufs- 
geheimnisses nicht  zitiert  werden.  Aus  der  Tatsache,  daß  sie  nicht  aus- 
sagen, dürften  keine  Schlüsse  gezogen  werden,  kurzum,  sie  müßten  mit 
allen  Mitteln  gegen  polizeiliche  und  gerichtliche  Nachforschungen  |ge- 
schürzt  werden.  Wäre  diese  Behörde  vorhanden,  so  kämen  folgende 
allgemeine  Gesichtspunkte')  in  Frage: 

1.  jeder,  der  an  einer  Geschlechtskrankheit  leidet,  ist  verpflichtet,  einen 
Arzt  aufzusuchen.  Jeder  Arzt  muß  auf  ein  verschlossenes,  gedrucktes 
Formular,  das  frei  [mit  Ablösung  durch  die  Post  versandt  wird,  der  Be- 
hörde Namen  und  Art  der  Erkrankung  mitteilen.  lir  ist  verpflichtet,  dem 
Patienten  das  Formular  auszuhändigen,  zugleich  mit  einem  Merkblatt,  auf 
welchem  die  wichtigsten  Bestimmungen  vermerkt  sind,  mit  dem  ausdrück- 
lichen Hinweis,  daß  der  Patient  keine  Indiskrettont  11  zu  befürchten  habe. 

2.  Jeder  Erkrankte  hat  wöchentlich  einmal  durch  ein  solches  Schreiben, 
das  vom  Arzte  gratis  ausgefüllt  wird,  der  Behörde  anzuzeigen,  daß  er 
sich  in  Behandlung  befindet.  Am  Ende  der  Behandlung  sende!  er  ein 
Schlußattest  ein.  Die  Formulare  dürfen  nur  den  Ärzten  von  der  Behörde 
übermittelt  werden. 

3.  Wenn  der  ix'tr.  Patient,  ehe  ein  Scliluliatiest  einge^atigL'u  ist,  eine 
bestimmte  Zeit  lang  kein  Attest  sendet,  wendet  sieh  die  Behörde  an  ihn 

')  Diese  wurden  zuerst  in  meinem  Buche:  Haut-  und  Oeschlechts- 
knnk  heften'  (Fischers  medizinische  Buchhdlg.  Berlin)  veröffentlicht. 
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zwecks  Einsendung  dieses  Attestes.  Wenn  er  also  eine  solche  harmlos 
gehaltene  Aufforderung  bekommt,  sn  trügt  er  seihst  die  Schuld  daran. 
Ist  er  auf  Reisen,  so  kann  er  durch  jeden  beliebigen  Arzt  ein  Attest  einsen- 
den und  ist  so  lange  verpflichtet  hierzu,  his  ein  ärztliches  Schiuliattest  ein- 
gegangen ist-  Falls  er  zwei  Weichen  lang  jede  Aufforderung  Im  beantwortet 
läßt,  mult  er  sich  eine  zwangsweise  Beluudlung  in  einem  Kranken  hause 
gefallen  lassen,  wenn  er  für  sein  Verhalten  keine  genügende  Entschuldigung 
beibringen  kann. 

4.  Die  Behandlung  von  Syphilis,  weichem  Schanker  und  Tripper  darf 
nur  durch  approbierte  Ärzte  erfüllen.  Kassenpatienten  werden  von  ihren 
Kassenärzten  behandelt. 

5.  Jeder  Nichtkassen-Palient  (eventuell  jeder  unter  einem  gewissen  Ein- 
kommen) kann  hei  der  betr.  Behörde  unentgeltlich  einen  auf  eilte  Woche 
gültigen  Behandlungsschcin  erhalten.  Die  Behörde  schließt  mit  den  Ärzten 
einen  Pauschal -Vertrag. 

<>.  Ob  jemand  geheilt  15!  oder  itirlit,  muH  der  I-Tkcnnttiis  Lies  Arztes 
überlassen  bleiben.  Man  in 1 1 Ii  zu  den  Ärzten  das  Vertrauen  haben,  daß 
sie  das  Richtige  (Ausnahmen  bestätigen  die  Regel)  /u  treffen  sich  be- 
mühen und  in  9°  Prozent  treffen.  Andererseits  würden  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen und  Veröffentlichungen,  im  Laufe  der  Zeit  gewisse  Richt- 
linien ergeben.  So  z.  B.  müßte  bei  Vorhandensein  von  Syphilis  jeder 
Patient  die  ersten  zwei  Jahre  nach  dem  Primäraffekt  oder  einer  Roseola 
viiTlelji'il Irlich  einmal  eine  Bescheinigung  einsenden,  dall  er  ohne  Symp- 
tome oder  in  Behandlung  ist. 

7.  Wenn  einer  weiblichen  Person  vom  Gericht  nachgewiesen  wird, 
daß  sie  gegen  Entgelt  mit  mehreren  Männern  -Unzucht«  treibt,  so  hat 
sie  zwei-  bis  dreimal  wöchentlich  ein  Attest  einzusenden  über  ihren  Ge- 
sundheitszustand auf  Grund  des  riulscheitisystctus.  Der  Arzt  lial  mil  der 
Registrierung  gar  nichts  zu  tun.  Es  ist  dies  Sache  der  obigen  Behörde. 
Registriert  würden  zunächst  samüiche  bisher  Inskribierte.  Sobald  von 
diesen  inskribierten  eine  Person  als  schwer  ansteckend  krank  der  Behörde 
seitens  des  Ar/ies  gemeldet  wird,  muri  sie  sieh  in  Z'.vangshchaudlimg 
belieben.   I  Ire  Registrierung,  die  mit  Reglementierung  nichts  mehr  gemein 

hat,  wie  böswillige  Autoren  M  pteu,  da  ja  die  Sittenpolizei  abgeschafft 

ist,  hat  keine  weitere  Entrechtung  zur  Folgt  als  lediglich  die.  dall  die 
lnskiihierre  /ivt'iii'.;;!  wöchentlich  ein  Alle;.t  beibringen  soll.  Diese  Notizen 
dürfen  vor  Gericht  nicht  verwendet  werden.  Ebenso  darf  in  Zeitungen 
über  Verhandlungen  gegen  solche  Personen,  soweil  sie  die  Notizen  be- 
treffen, nicht  berichtet  werden.  Diese  Verhandlungen  finden  unter  Aus- 
schlüget Öffentlichkeit  Matt.  Sobald  tüte  Piostituierteohnc  Entschuldigung 
ein-bis  zweimal  wöchentlich  kein  Attest  einsendet,  wird  sie  aufgefordert,  und, 
falls  dann  kein  Artest  einläuft,  in  zwangsweise  Behandlung  genommen. 
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Gefährdungen  der  Ordnung  und  Sittlichkeit  werden  nach  den  allgemeinen 
Oesetzen  bestraf!  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Betreffende  eingeschrieben 
ist  oder  nicht  Die  Behörde  gibt  jährlich  eine  Zusammenstellung  der 
Erfahrungen  an  sämtliche  Ärzte  heraus. 
8.  Die  Bordelle  werden  abgeschafft.  Hierdurch  wird  erzielt: 
1 .  eine  genaue  Statistik,  die  bisher  völlig  versagte,  ja  in  manchen  Fallen 
bis  in  80  Prozent  Fehlresultate  ergab;  2.  eine  genügend  durchgeführte 
Behandlung,  da  hisher  bis  zu  90  Prozent  der  Bevölkerung  ungenügend 
behandelt  wurde;  3.  keine  polizeiliche  Belästigung  der  Kranken,  trotzdem 
aber  eine  diskrete  Meldepflicht,  diskrete  Beobachtung  und  eine  Be- 
schränkung der  Aiisteckuiigsniögltchkeiten;  4.  jeder  Patient  kann  bei  dem 
Arzt  seines  Vertrauens  behandelt  werden  und  er  kann  ihn  wechseln, 
wenn  es  ihm  beliebt. 

Selbstverständlich  handelt  es  sich  hier  zunächst  um  allgemeine  Vor- 
schlafe, die  im  einzelnen  muh  juristisch  durchecuticitct  werden  müßten. 
Aber  dieses  System  würde  es  gestatten,  in  unauffälliger  Weise  eine  Kontrolle 
auszuüben,  die  im  Staaisintcrcsse.  namentlich  was  die  fVilgcericlieinurtf;en 
von  O'uniirln'n'  mul  Syphilid  Lind  was  ferner  den  Geburtenrückgang  be- 
trifft, den  größten  Segen  stiften  würde,  während  die  heutige  Reglemen- 
tk'riuts  einiger  weniger  beistehender  Frauenspersonen  nur  einen  Tropft-» 
auf  einen  heilten  Stein  bedeutet,  ein  System,  das  den  Bürger  in  Sicher- 
heit versetzt,  während  es  i;i  Wirklichkeit  ihm  keinen  nennenswerte» 
Schutz  biete). 

Neben  der  Kontrolle  der  Therapie  wäre  das  wichtigste  Moment, 
das  für  die  Einführung  des  von  mir  angegebenen  Syslems  spricht,  die 
Erzielung  einer  lückenlosen  Statistik.  Wenn  z.  B.  Blaschko  zu  dem 
Resultat  kommt,  dali  etwa  10  Prozent  der  erwachsenen  Männer  Aussicht 
haben,  im  Laufe  ihres  Lebens  syphilitisch  zu  werden,  während  Lenz  für 
Berti»  0t)  l'ii.'/enl  angegeben  hnl,  si>  ergibt  sich  schon  nus  dieser  Divergenz 
die  Notwendigkeit,  diese  privaten  Veriuntungcii  durch  exakt  durchgeführte 

In  der  Arbeit  von  Weinberg,  Zur  Frage  der  Häufigkeit  der  Syphilis 
in  der  Großstadt,  Archiv  für  Rasse nbygiene  1 Q 14,  2.  Heft,  wird  die 
Blaschkosche  Zahl  auf  ca.  33—50  Prozent  berechnet  auf  Grund  eines 
Systems,  das  wegen  des  Fehlers  evakk-r  und  alle  Krankheitsfälle  bdrvffcu- 
der  Unterlagen  trotz  oder  wegen  der  Umständlichkeit  der  Beweisführung 
zum  groBen  Teil  in  der  Luft  schwebt.  Also  drei  Autoren  drei  ver- 
schiedene Resultate!  10  —  00  Prozent!  Werhat  Recht?  Diese  Bei. 
spiele  dürften  <-ciiii;.<cii.  die  Wichtigkeit  einer  eei1ri!uensw  iirdi!;eTl  Staüslik 
ad  oculos  zu  demonstrieren.  Eine  solche  aber  ist  nur  auf  dem  Wege 
der  Registrierung  alle;  ^esi-hleclibkrankrii  Männer  und  Flauen,  wie  sie 
mein  System  ermöglicht,  zu  erzielen.    Die  Art,  wie  bisher  behördlicher- 
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auf  eine  völlige  Neutralität  und  Wahrheitsliebe  der  betreffenden  Behörden 
rechnen.  Es  darf  nicht  mehr  vorkommen,  daß  diese  sichtlich  die  Statistiken 
korrigieren  oder  nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  anfertigen  lassen, 


iltet  den  Dieb 
e  Überführung 
unter  allen  Umsfäi 


on  ihrem  an  Tabes  verstorbenen  Vater 
i  er  den  Verkehr  aufgeben.  Wegen 
ie  von  einer  Klage  gegen  den  wobl- 


eben keinen  Sexual  - 
keine  Ansteckung  er- 
e  Gesellschaft  befreit 


jemand  geheilt  ist  oder  nicht,  haben  wir  leider  nicht  Auch  die  Wasser- 
mannschc  Reaktion  besag!  nach  dieser  Richtung  hin  gar  nichts. 

Was  die  Bordelle  betrifft,  so  wird  man  wohl  ohne  eine  Übergangsein  rieh - 
tnn.ii  nicht  ain'it inline  11.  Ich  ^-l.'ml h-,  dali  es,  sdion  der  Kosten  wegen,  schwer 
fallen  wird,  die  icey  er.  wütiger,  Zustande  auf  einmal  umzuwälzen.  Dafür 
ist  zuviel  Geld  investiert.  Würde  insu  7.  im  ad:  st  einmal  die  gesundheitliche 
Prüfung  aller  Männer  und  Frauen  durchsetzen,  so  wäre  zunächst  schon 
einmal  viel  erreicht.  Man  darf  diese  Frage  nicht  nur  von  ethischen  und 
hygienischen,  sondern  audi  vud  ualiimatukriil.iinisdien  und  [iraktisch 
sozialen  Gesichtspunkten  betrachten.  Es  ist  unrichtig,  ein  bestehendes 
baufälliges  Haus  einfacli  in  die  Luft  sprengen  zu  wollen,  anstatt  es  Stein 
für  Stein  abzutragen. 

Wie  wäre  nun  die  Attgliederung  des  statistischen  Gesundheitsamtes  an 
die  schon  bisher  bestehenden  Verhältnisse  zu  erreichen?  In  Berlin  würde 
das  Sammel Institut  des  statistischen  Gesundheitsamtes  entweder  an- 
gegliedert dem  Reichsgesundhcilsarut  oder  dem  Landesmedizinalamt  oder 
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dient.  Seihst  beim  Hecresabsolutismiis  hat  diese  versagt.  Das  Militär, 
mit  seinen  Zwangsmaßnahmen  hatte  die  Untersuchung  der  Männer 
(Soldaten)  und  die  Prophylaxe  eingeführt.  Als  es  aber  den  Versuch 
machte,  ohne  Änderung  der  bestehenden  Gesetze  auch  die  Zivil- 
bevölkerung zu  zwingei:,  ihre  Krankheit  der  Pnlizei  mitzuteilen,  multte 
dies  versagen,  da  eben  die  Wahrunj;  der  Diskretion  gesetzlich  nicht  fixiert 
war.  Derartige  plumpe  Eindrille  um  liehördcn.  die  auf  die  Psyche  des 
Zivilisten  keine  Riicksiehl  nehmen, imiltten  a  jn-ior  i  scheitern,  So  verfügte  z.  Ii. 
das  Schleswig -holsteiiiisehe  ( ieiieriilkutumandi'.  Jaii  jeder,  der  an  einer 
ii her ira u baren  Gesell  lechtskritiiklieit  leidet,  dies  tmverziiglieh  hei  Straf- 
androhung der  Polizeibehörde  schriftlich  oder  mündlich  mitteilen  müsse. 
Jedoch  war  ein  solches  Verhol  ohne  Schaffung  einer  diskreten  Behörde 
nicht  durchzuführen.  Denn  die  Schädigungen  eines  derartigen  Eingriffes 
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für  das  Privatleben  mußten  ohne  Diskretionsverpflichtung  unerträglich 
werden,  zumal  schein  die  Anzeige  hei  Verdacht  einer  Geschlechtskrankheit 
angeordnet  und  sogar  zwangsweise  Behandlung  und  Untersuchung  an- 
gedrohl  wurde.  Solange  die  Auffassung  besieh),  daß  eine  Geschlechts- 
krankheit den  Traget  Drufanicrt,  kann  mar:  vom  Burger  ebensowetiig  ver- 
langen, diese  Krankheit  einer  zu  keinem  Stillschweigen  vor  Gericht  ver- 
pflichteten Behörde  unter  Strafandrohung  mitzuteilen,  wie  man  von  jemand 
verlangen  kaiirr.  dali  er  -eine  Vergehen  seihst  der  Polizei  mitteilt.  Hat 
man  ja  sogar  das  Recht,  sein  Zeugnis  zu  verweigern,  wenn  es  einem  zur 
Unehre  gereicht.  Man  denke  femer  an  die  Folgen  bei  Verheirateten,  an 
die  aus  einer  Indiskretion  entstehenden  Strafen  auf  ürund  des  §  172. 

Anders  dagegen,  wenn  ein  mit  den  von  mir  vorgeschlagenen,  cvcniuell 
noch  erweitcnmgstiüii^cn  I'igeiiiehaüYn  versehenes  stalisttsehes  l'iesutul- 
heitsamt  vorhanden  wäre.  Denn  eine  Schädigung  des  Ansehens  kann 
hier  nur  dann  eintreten,  wenn  der  Träger  einer  Geschlechtskrankheit 
wiederholt  das  riinsendcri  eine;  ärztlichen  Zeugnisses  wissentlich  ver- 
nachlässigt. Dann  aber  trägt  er  selbst  die  Schuld,  wenn  ihm  Unannehm- 
lichkeiten entstehen. 

Ans  den  vielen  erwähnten  Grumten  bedürfen  die  Geschlechtskrankheiten 
daher  einer  besonderen  Erfassung,  sie  dürfen  nicht  einfach  in  das  Seuchen- 
gesetz überführt  werden,  weil  sie  im  Gegensatz  zu  Scharlach,  Pocken. 
Cholera  usw.,  die  nicht  diskret  behandelt  zu  werden  brauchen,  einer 
ganz  besonderen  Anzeigepflicht,  eben  der  diskreten  bedürfen,  die  reiehs- 
gesetzltch  fest  verankert  werden  muß.  Wir  müssen  unter  allen  Um- 


1.  das  Anzeigerecht  des  Arztes, 

2.  die  Anzeigepflicht. 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  wäre  das  Anzeigerecht  des  Arztes, 
namentlich  in  die  form  des  Antrages  der  Sech  zehner- Kommission,  ein  Danaer- 
geschenk für  die  Ärzte.  Denn  wie  schon  Geh.  Mcd.-Rat  Prof.  Dr.  Lesser 
betont,  würde  eine  -zur  öffentlichen  Eiirsorgc  berufene  Behörde-  ein  so 
dehnbarer  Begriff  sein,  daß  wir  Ärzte  durch  derartige  Anzeigen  auch  an 
die  Polizei  allmählich  unser  ganzes  Renommee  verlieren  könnten.  Dann 
aber  kann  und  darf  es  m.  E.  nicht  in  das  Ermessen  des  einzelnen  Arztes 
gesleht  werdet»,  oh  er  sein  1  ielteimnis  wahrt  oder  nicht  —  man  denke 
au  mögliche  Schikanen  des  Arztes  —  sondern  an  Stelle  dieses  Willkür- 
jit/eijjeicehis  nuili  eine  s:ernTelle  retehs^esetziiehe  Kegeluug  Ireteu, 
d.  Ii.  wir  kommen  mit  Naturnotwendigkeit  /u  einer  allgemeinen  dis- 
kreten Auzeigepflichl,  die  jede  kiassenhygieue  aussrhliellt  und  die 
Hygiene  als  eine  Einrichtung  auffallt,  die  für  alle  da  ist. 

Bei  der  gewöhnlichen  Anzeigevorschrift  kann  der  Arzt  jederzeit 
sein  Berufsgeheimnis  brechen,  eine  Willkür,  die  im  Interesse  des  Arztes  und 
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II  darf.  Mein  Vorschlag 
\uch  das  -bcrtdiüüte  : 


sundhcitsamt  durch  einen  ähnlichen  l'arneraplicii  cben^>  streu;:  zum 

eine  Statistik  .ill.-r  Cf^dilcrlilskrankli.-iten  und  du.'  genügende 
Behandlung  würde  erzielt. 

Bei  meinem  System  ist  jeder  Bürger  gcKCii  Indiskretion  völlig  gesichert. 
Die  Polizei  ift  volli.c  nusECschalict.  Die  Siiiwcieepilidit  wird  von  den 
Autoren  Blaschko,  Neißer,  Ministerialdirektor  Kirchner  verletzt.  Denn 
diese  wollen  dem  zweifelhaften,  weil  gar  nicht  besuchten  und  daher  das 
Vertrauen  der  itevölkerutiK  iiid'.t  eenieMniden  System  der  fieratiings- 
stellen,  die,  wie  ich  in  der  Alle.  med.  Zentralztg.  bewiesen  habe,  nutzlos 
und  teuer  sind,  weil  sie  nicht  oder  kaum  besucht  werden,  zuliebe  das 
alte  Regulativ  vom  Jahre  1835  wieder  aufleben  lassen,  das  dem  Arzte 
ein  Anzeigerecht  gibt,  wenn  er  es  für  richtig  hält.  Das  Wohl  und  Wehe 
des  Publikums  wird  also  in  die  Hand  des  doch  immerhin  subjektiv 
denkenden  Arztes  gelegt,  der  nach  den  Wünschen  der  obigen  Autoren 
es  in  der  Hand  hat,  >Mitteilung  an  zur  öffentlichen  Fürsorge  berufene 
Behörden  zu  machen,  wenn  das  Schweigen  im  allji.-uiemen  Slaatsinteresse, 
etwa  zur  Verhütung  der  sonst  drohenden  Verbreitung  um  ansteckenden 


Oigitized  D/  Google 


Die  ersten  Erfahrungen  mit  den  ärztlichen  Beratungsstellen  173 


Kränkelten  nicht  als  unbefugt  für  Behörden  und  für  behandelnde  Arzte 
erachtet  werden  kann«.  Also  sogar  der  Polizei!  Und  Staatsinteresse  ist 
ein  dehnbarer  Betriff!  Ein  Kautschukparagraph  schlimmster  Art,  der  eine 
derartige  Unsicherheit  in  das  Publikum  tragen  würde,  die  weder  im 
Interesse  der  Ärzte,  noch  der  Allgemeinheit,  noch  des  Staates  liegt! 

Meines  Erachtens  führt  nur  die  dishetc  Aimri^epiüdK  zum  Ziel,  von 
der  die  Münch.  Med.  Wchsch.  (1916,  Nr.  48,  Tagesgeschichtliches)  sagt: 
■Wir  müßten  mit  alten  Vururteilen  aufräumen.-  Ich  kann  es  sehr  wohl 
verstehen,  dalf  namentlich  ältere  Ante  zunächst  dem  Gedanken  abhold 
sind.  Zumal,  wenn  diese  systematisch  jahrelang  durch  ihre  Presse  über 
die  Ziele  des  l)isk  icli  Oman  ms  ununteiTichtel  bleiben  und  die  Manuskripte 
darüber  zurückgesandt  werden.  Dann  sind  die  Ar/te  Wachs  in  den  Händen 
der  Interessenten  und  Drahtz:rhe;.  Aber  es  ist  sicher,  daß  alle  Bedenken 
entkräftet  werden  können,  auch  für  die  Arzte,  wenn  diese  endlich  durch 
ihre  SLindcsvertrctung  darauf  dringen,  dar!  ihnen  die  Wahrheit  vnn  der 
I  jehpresse  nicht  länger  vorritt  halten  werden  darf  In  dies  aber  der  fall, 
dann  wäre  es  im  nationalen  Interesse  absnlul  verfehlt,  die  •  Anzeigepflioht 
m  diskreter  rnrni-  ah?ulehnen.  Was  hat  die  Anzeigepflicht,  dir  nicht 
mit  dem  Bruch  des  Be>iifsgeheimnis5cs  verwechselt  werden  darf, 
iiir  Schäden  für  den  Patienten?  Gar  keine.  Denn  oh  ein  Arzt  oder  zwei 
Ärzte  von  der  Krankheit  wissen,  wenn  beide  eben  zum  Schweigen  ver- 
pflichtet sind,  kann  es  dem  Patienten  gleichgültig  sein.  Aber  die  heutige 
Gesetzgebung  kennt  nicht  die  absolute  Schweigepflicht  eitler  der- 
artigen verschwiegener,  ärztlich  geleiteten  Behörde,  wie  es  mein  »Stati- 
stisches Gesundheitsamt*  ist.  Dieses  Institut  muß  daher  erst  geschaffen 
werden,  sonst  haben  die  Gegner  recht.  Ist  aber  diese  Behörde  da,  dann 
ist  es  dem  Patienten,  wie  ich  aus  zahlreichen  Befragungen  in  meiner 
Praxis  weili,  gleichgültig,  ob  sein  Name  dem  behandelnden  Arzte  allein 
oder  mich  dem  zum  strengten  Sc  Ii  weisen  verpflichteten  Arzlc  des 
■Statistischen  (rtiundlieitsainti/sä  bekannt  ist.  Denn  dieses  diskrete  Amt 
unlemimmt  nichts  gegen  den  Patienten,  wenn  er,  wie  er  dies  auch  bei 
anderen  Gesetzen  verpflichtet  ist.  sich  behandeln  läßt  und  diese  Behand- 
lung wöchentlich  einmal  bis  zur  Heilung  auf  einem  gratis  beförderten 
Formular  mitteilt.  Auch  Ur.  Hahn,  der  Begründer  der  ersten  Beratungs- 
stelle in  Hamburg,  führt  an,  daß  die  meisten  Patienten  einer  Meldung 
gegenüber  nicht  so  empfindlich  sind,  wie  allgemein  vermutet  wird.  Wenn- 
gleich es  gesetzlieh  zweifelhaft  sein  dürfte,  ob  die  Kassen  berechtigt 
wären,  vom  Arzte  die  Diagnose  zu  verlangen,  so  ergeben  die  hier  ge- 
sammelten Erfahrungen  immerhin,  dal*  von  sämtlichen  Geschlechtskranken 
der  Kassen,  also  von  Millionen,  die  Diagnose  und  Behandlung  aller  weib- 
lichen und  minnlichen  Angestellten  der  Kasse  bekannt  sind,  ohne  daS 
hierüber  eine  nennenswerte  Klage  geführt  worden  wäre.  Sowohl  uns 
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eitsamt",  da  90  Pro. 


eine  gewaltige  Anzahl  von  Erwachsenen 
n  also  bisher  die  Anzeigepflicht  in  nich 


diskretion  mit  .id,  bringen,  in,  Gej-enteil.  die  Diskretion  dem  Patienten 
gegenüber,  der  seine  ['flieht  eriüllt.  und  das  wollen  wir  ja  eben  erreichen, 
daß  aus  den  90  Prozent,  die  steh  nach  der  Statistik  von  Dr.  Philip  nicht 
genügend  behandeln  lassen,  nur  einige  wenige  Prozent  werden  —  durfte 
bedeutend  hoher  im  Kurs  sieben  als  bisher,  da  selbstverständlich  die 
Schweigepflicht  auch  auf  die  Angestellten  von  Krankenkassen  übergehen 
mürite.  Wenn  aber  nach  einigen  Jahren  das  Publikum  sehen  würde,  dati 
der  Staat  Firn  des  einzelnen  mit  diskreter  Beaufsichtigung  .intiirumt.  und 
daß  dem  Publikum  keine  irgendwie  gearteten  Scherereien  droben,  wenn 
es  eben  seiner  Pflicht  nachkommt,  dann  würde  der  Segen  ein  unermeß- 
licher sein. 

Die  diskretion  istische  Idee,  für  welche  ich  zuerst  bahnbrechend  ein- 
getreten hin.  ist  keineswegs  absurd  ,  wie  ihn  SexiuiSir-tercssciilcn  ver- 
breiten; vielmehr  hat  sie  nicht  nur  in  den  Kreisen  der  Fachgenosscn 
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sehr  bald  Anklang  gefunden,  sondern  hat  sich  auch  über  noch  weitere 
Kreise  der  Politiker  und  Sozialethiker  ausgebreitet.  Alle  Vorschläge,  die 
von  anderer  Seite  hierzu  gemacht  worden  sind,  sich  aber  im  großen 
und  ganzen  mit  den  meinigen  decken,  an  dieser  Stelle  (siehe  Abschnitt  F) 
wiederzugeben,  ist  allerdings  nicht  angängig-,  indessen  verdient  auf  eine 
Arbeit  des  Aachener  Sanitätsrats  Dr.  Rothschuh  aufmerksam  gemacht 
zu  werden,  weil  durch  sie  meine  Ansichten  eine  kraftige  Stürze  erhalten 
und  die  Reife  der  Idee  klar  aussprechen.  Ihre  Ausführbarkeit  steht  außer 
allem  Zweifel.  Dr.  ROTSCHUH  stellt  folgende  Thesen  auf: 

■1.  Neue  Fälle  von  Geschlechtskrankheiten  werden  wie  andere  Seuchen 
dem  Kreisarzt  gemeldet; 

II.  der  Erkrankte  wird  hinsichtlich  der  Ausführung  der  von  dem  frei- 
gewählten  Arzte  angeordneten  Behandlung  durch  das  in  jedem  Kreise 

III.  unverbindliche  Richtlinien  für  die  Behandlung  werden  von  Zeit  zu 
Zeit  von  der  Ärzteschaft  aufgestellt',  und  erklärt  dazu  femer: 

>Womit  haben  wir  denn  bisher  die  verheerenden  Seuchen  so  glänzend 
bekämpft?  Durch  möglichste  Isolierung  und  energische  Behandlung  und 
Keimfrcimachung  des  Kranken  selbst  bis  aufwärts  zu  den  chronischen 
Bazillenträgern.  Und  was  ist  die  Grundlage  dafür?  Die  Meldepflicht  des 
Arztes.  Die  Bekämpfung  der  großen  Volksseuchen  ist  gelungen,  nicht 
obwohl,  sondern  weil  die  ärztliche  Schweigepflicht  verletzt  werden  mußte. 
Dasselbe  werden  wir  durch  ähnliche  Maßregeln  auch  bei  den  Geschlechts- 
seuchen erreichen.«. 

Zu  den  einzelnen  Sätzen  übergehend  erklärt  dieser  Schriftsteller  zu  10: 
Dreuw1)  führt  aus,  daß  er  bereits  1914/15  ein  Meldesystem  empfohlen 
habe,  wonach  die  erste  Meldung  eines  neuen  Geschlechtskranken  an  ein 
icniüilfs  ■■Statistisches  Cicsandhcitsamt'  gemacht  wird,  wahrend  nachher 
der  Kranke  verpflichtet  Iii.  ji  de  Wodic  ein  von  einem  beliebigen  deutschen 
Arzt  zu  untcrseli leibendes  Fiirriiular  postfrei  -  an  das  Gesundheitsamt  zu 
schicken,  bis  der  Arzt  ein  Schlußattest  über  die  Heilung  abgibt.  Derselbe 
Verfasser  benennt  als  frühere  Befürworter  der  Meldepflicht  den  Münchener 
Ärztlichen  Verein  Prof.  Kafemahn,  Hofrat  Spatz,  Prof.  von  Zum- 
busch,  Prof.  von  Düring  und  eine  Anzahl  Laien:  Bei  der  erwähnten 
Mannheimer  Versammlung  1917  des  D.G.z.B.  d.  G.-Kr.  sägt  der  Referent 
MÜLLE R-Metz:  .Nur  der  Arzt  kann  abwägen,  ob  im  Einzelfalle  eine 
Meldung  nötig  ist.'  Dann  wird  es  sicher  keiner  tun  -):  höchstens  um 
ein  krasses  Verbrechen  zu  vermeiden!  Die  Meldung  muß  für  alle  Ärzte 
eine  gesetzliche  Pflicht  sein,  genau  wie  jetzt  für  uns  alle  gesetzliche  Pflicht 

')  Dreuw,  I.e. 

')  1B35— 1 905  hat  eikdii  Ära  eetan.  obsdmn  711  Jalire  bngiiai  üe;et;  lu-stsiiJ. 
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ist,  tiefste  Verschwiegen heit  zu  bewahren.  Haedicke'f  empfiehlt  An- 
zeigepflicht wie  bei  allen  anderen  Seuchen;  Schild1)  empfiehlt  Meldung 
an  den  Kreisarzt  und  Überführung  in  ein  Krankenhaus  bei  Nichtbefnlgung 
der  ärztlichen  Maßnahmen.  Bemerkenswert  ist  also,  daß  erst  in  den 
letzten  Jahren  die  Befürworter  der  Meldepflicht  auftreten;  das  entspricht 
aber  genau  unserer  sozialen  Entwicklung  wie  ich  sie  im  Beginne  als 
beeinflussend  für  das  Verhältnis  zwischen  Arzt  und  Kranken  darstellte. 
Es  wird  nicht  lange  dauern,  und  alle  sozial  denkender]  Ärzte  werden 
sich  dieser  Forderung  anschließen.  Ob  nun  die  Meldung  an  ein  in  der 
Hauptstadt  befindliches  Ministerium  oder  Gesundheitsamt  oder  an  eine 
andere  Stelle  gerichtet  wird,  welche  die  Kontrolle  übernimmt,  ist  theo- 
retisch gleichgültig.  Praktisch  scheint  mir  eine  Kontrolle  bei  einer  Zentrale 
etwa  für  Preußen  oder  das  ganze  Reich  ungeheuer  schwer,  namentlich 
bei  dem  häufigen  Wohnungswechsel  der  in  erster  Linie  in  Betracht 
kommenden  jungen  Leute,  Kaufleute.  Offiziere,  Studenten.  Schauspieler, 
Prostituierte  usw.  Offiziere  dürfen  naturlich  nicht  aus  der  Knntrolle  aus- 
fallen, zumal  sie  einen  großen  IVu/cnKit?  belem.  aber  ihre  Meldung 
um)  Kontrolle  muß  von  der  militärischen  I  ritung  aus  vorgenommen 
werden,  so  daß  sie  im  Kähmen  der  ziviler»  Vorschriften  verläuft  Die 
ilnlrn  müssen  genügend  scharf  sein,  um  die  Durchführung  des  Uesrt/es 
zu  fr/wmgrn.  Die  greignrtsir  Stelle  tut-  Anbringung  der  Meldung 
stheint  mir  der  Kinsar/I,  der  ja  .luch  dir  andeien  Meldungen  von  über- 
tragbaren Kianseiirn  rih.ill  und  mehr  sich  /um  so/al  hygienischen  Staats^ 
beamten  entw. ickrit  -.in.-l  bei  genügendem  Gehalte  sich  ausschließlich 
seiner  staatlichen  Tatigkril  widmen  sollte,  nachdem  er  vorher  wenigstens 
10  Jahre  :n  allgemeiner  Praxis  iiigehnicht  hat.. 

-LUs  Gegenstück  zu  der  arüliLhcn  Me I de nl licht  ist  für  den  Erkrankten 
der  Behandlungszwang.  Haben  wir  doch  auch  jetzt  schon  in  den  Seuchen- 
geset/en  Handhaben,  inii  IVismieii.  dir  zu  1  lause  seine  zw  eck  entsprechen  de 
Behandlung  haben  können,  den  Krankenhäusern  zu  überweisen;  ver- 
langen wir  doch  von  unseren  Millionen  Staatsbürgern,  ct.il!  sie  sich  drei- 
mal im  Leben  diT  :iiclit  sehr  nusjetu-h inen  Prozedur  der  Impfung  unter- 
ziehen, um  sich  und  andere  vor  allenfalls  möglicher  Erkrankung  au 
Pocken  zu  schützen!  Der  Kranke  soll  sich  einen  Arzt  nach  seinem  Be- 
lieben auswählen;  die  Ermächtigung  zur  Behandlung  dieser  Krankheiten 
darf  nicht  einen!  Ljcschlnssciicii  Krcifc,  womöglich  von  l'acbarztni  über- 
lassen, Mindern  der  Allgemein  heil  der  Ärzte  anvertraut  werden.  Damit 
wir  d  einerseits  erreicht,  did!  jeder  einen  Arvl  seine- Vertrauens  auswählen 
kann.   Das  Oese!/,  wonach  die  Prüfung  in  I  fallt-  und  Oese  Ii  lechtsk  rank - 


'I  H  iii'd  i  ^  k    .  I.e. 

■I  Schild.  ^uiKoritmllceevIiefehleeht^raiiklieiie,:.  Ar/i.  Mit!lp.H)17,  Nr.M. 
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heilen  als  Pflichtfach  dem  iir/tüchcn  Staatsexamen  ;-ci[;ciü|:t  wird,  isl  ja 
ein  Beweis,  daü  man  dir  Wirhti;;iicil  der  Nerari/iehun;;  ik'r  gesamten 
Ärzteschaft  begreift.  Die  vom  Arzt  dem  Kreisarzt  eingereichte  Meldung 
wird  nun  .111  dif  kontrollierende  Stelle  weitergegeben.  Vorläufig  crl'ti ücn 
ja  die  weniger  Beratungsstellen  diesen  Zweck.  In  Zukunft  wird  hoffent- 
lich das  Fürsorgeamt  in  jedem  Kreise  ins  Leben  treten,  worin  alle  sozial- 
hygieni sehen  Bestrebungen  einen  lebi-ndig!-»  Miilelpunkt  haben  sollen. 
Diese  siud  auf  dem  Lande  mindestens  ebenso  wichtig  wie  in  der  Stadt; 
in  dieses  Fürsorgeamt  gehören  also  nicht  nur  die  Geschlechtskrankheiten 
und  die  v.iii  Ii  n-tt  111  n  11 11 ')  ceri  ISer.it  1111  essteücn  7.uc:','daclileii  I  ie.v.irsdlicilH- 
zciignissc  für  Brautpaare,  sondern  auch  die  Tuberkulose,  die  Pflege  der 
Säuglinge  und  kleinen  Kindern,  die  schulärztlichen  Angelegenheiten  der 
Volksschulen,  Mittelschulen,  Fortbildungsschulen  und  höheren  Schulen, 
Mütterberatung,  Hauspflege,  Krüppel fürsorge,  Wohnungshygiene,  auch 
dir  l'n !■-..! i:aii da  und  Aufklärung  hygienischer  Art  durch  Vortrüge,  Licht- 
bilder usw.,  kurz  alles,  was  jetzt  in  eine  Menge  von  Fürsorgestellen  und 
-ämtem  verstreut  ist.  Hier  müssen  unter  amtlicher  Leitung  auch  die  ver- 
schiedenen privaten  Hcs:rebiiur.eu  vereinig!  und  organisiert  werden,  ähn- 
lich wie  jetzt  :n;  Kriege  die  freiwillige  Krankenpflege  siel)  der  militärischen 
Leitung  einordnet. 

Die  militärärzt  liehe  Behörde,  cur  di  r  i.dau/citdstcn  Zweigs  teile  11  unser  ei 
gewaltigen  militärischen  Organisation,  hat  uns  im  Kriege  öfter  Merk- 
blätter zugesandt  iiherCholera,  Ruhr,  Pocken,  Wullivuisches  Fieber,  Malaria, 
über  Weilsche  Krankheit  usw.,  worin  uns  die  nach  dem  jeweiligen  Stand 
der  Wissenschaft  feststehenden  Tatsachen  mitgeteilt  und  damit  Richtlinien 
für  Vorbeugung  und  Behandlung  gegeben  wurden.    Etwas  Ähnliches 
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Solche  Richtlinien  brauch!  es  natürlich  nicht  nur  für  die  Behandlung 
(•eher:,  stL1  lassen  sich  auch  iiir  die  lirLirteiluiij;  verallgemeinern.  Die  Frage, 
ob  eine  Lues  oder  Gonorrhöe  vollkommen  ge'heilt  sind,  ist  ja  mit  ab- 
siilutur  Sicherheit  überhaupt  mein  zu  beantworten;  es  trib!  ärztliche  Aul"- 
ritiitcn.  die  eine  Syphilis,  welche  nach  uin n:;j.l i.LiL-r  gründlicher  Behandlung: 
uüi  Salcarsau  unil  (Juccksilhcr  ii.'irli  einem  halber:  Jahr  einen  negativen 
Wassermann  i'ibt.  für  geheilt  erklären,  andere  hallen  sie  trotz  aller  nega- 
tiven Wassermänner  für  unlieilbar.  Nun  kann  die  Praxis  sowohl  der  Be- 
handlung wie  auch  der  Begutachtung  sich  mit  Extremisten  und  Quer- 
köpfen nicht  aufhalten;  das  Leben  verlangt  Einschlüsse,  und  so  kann  sehr 
wohl  über  die  Köpfe  der  Theoretiker  hinaus  die  jeweilige-  Anschauung 
darüber  festgelegt  werden,  welche  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Be- 
urteilung, oh  eine  Syphilis  oder  Gonorrhöe  gehellt  ist.  gellen  sollen,  wobei 
gewiß  jedem  einzelnen  Arzte  unhenommen  ist,  sein  eigenes  abweichendes 
Urteil  zu  haben;  nur  muß  er  sich  der  Gefahr  und  der  eigenen,  nun  Miel 
gröberen  und  schwierigeren  Verantwortung  bewulit  sein." 

Doch  verkennt  Dr.  ROTHSCHUH  auch  die  Bedenken  nicht,  die  von 
gegnerischer  Seile  erhoben  werden.  Er  weil!  ihnen  zu  begegnen,  indem 
er  in  seiner  genannten  Schrift  ausführt:  -Bei  dem  Staudpunkt  der  ver- 
schieden urteilenden  Beobachter  ersehen  sich  naturgemäß  Meinungsver- 
schiedenheiten. Es  wird  u.  a.  gefragt,  inwieweit  man  den  bestehenden 
Zustand  für  gefährlich  und  wieweit  eine  Besserung  man  für  möglich  hält. 
Die  meisten  Punkte  sind  von  zwei  bekannten  und  herviarageudeu  Autori- 
täten, Blaschko-Berlin')  und  Stern-Düsseldorf*)  sehr  klar  heraus- 
gearbeitet worden.  Trotzdem  erlaube  ich  mir  anderer  Meinung  zu  seit:, 
vielleicht  weil  ich  in  die  Fortentwicklung  der  Menschheit  nach  der  Seite 
der  sozialen  Verantwortlichkeit  hin  ein  gröliercs  Vertrauen  habe.  Gewiii 
ist  eine  Isolierimg  bei  allen  lniekli"iis'-rai:khei(eii  im  iinVMiijsi-ii  Stadium 
erwünscht:  aber  der  Wunsch  ist  nicht  glatt  durchzuführen:  wir  behandeln 
noch  immer  eine  Anzahl  Typhus-,  Scharlach-  und  Diphtheriefälle  und 
die  meisten  Tuberkuli .st fülle  in  ihren  Wohnungen,  wo  von  einer  voll- 
kommenen Isolierung  mein  die  Rede  sein  kann,  und  l  ausende  von  Bazillen- 
Irägeni  von  Typhus,  Ruhr,  Streptokokken,  mit  Mab™  und  Wolhyniscjiem 
Fieber  Infizierte  laufen  umher.  Aber  diese  Leute  haben  auch  gelernt,  sich 
selber  zu  beobachten  oder  werdci  z,  Ii.  beim  Militär  kontrolliert;  dasselbe 
erwarte  ich  von  der  Meldepflicht  bei  den  Geschlechtskrankheiten.  Er- 
leichternd wirkt  bei  diesen,  daß  eine  zeitige  Meldung  und  Behandlung 
auch  baldiges  Verschwinden  der  luiekliosilät  bedingt  und  das  Neuauftreten 

'|  A.  Blascliko,  Ist  eine  Arv/eicepilieiu  der  (h'sclileeiii-k-.inkheüen  anzu- 
streben? Mitteilungen  der  [>.  (1.  z.  It.  d.  O.-Kr.  1910,  Nr.3n.4. 

'i  Sl  cm;,  l-t  ei  Iii-  Staat  ;k-'ii  In  dr  .irr  (  le  .ei:leilT:|:r:iiil;hril,-[i  uii.nl  k';!  ':  Al'll. 
Mitteilungen  1917,  Nr.  lt. 


Digitized  by  Google 


179 


durch  die  Zwangskni  iroll.'  "i  sehi  fi  ycn  dirnzen  gehalten  werden  kann. 
Also  an  Lire  Isolierung  denke  ich  gar  nicht,  sie  tiame  nur  tur  widei- 
spenshge  Kranke  in  [lelraiht.  wie  ciie  /waogsunptung  hei  Pinken.  Die 
Meldung  soll  siih  natürlich  .lut  alle  Kranken  erstrecken  uid  dadurch  auch 
..!  [.,■■.,:■  '  ve"i'Ulivn.  •'  I  l-.handeln  zu  lassen  Das  Kurptuschei- 
verhol  wäre  duch  mihi  tu  schwer  du'chiuluhrcn :  die  Ausrede  der  Herren. 
daH  sie  nicht  wühlen,  es  handle  sieh  um  eine  Geschlecht  kränkln;!,  ist 
durch  ihr  Bc'limmung  li-ichi  tu  umgehen,  daH  ledt  Frkrankiing  an  den 
Geschtr.  htsorganrn  /u  behandele,  untersagt  bleibt,  <>'>  IVorenr  der  Oe- 
se hie  rhtskran  k  bei  ton  machen  sich  doch  an  den  Geschlechtsorganen  be- 
merkbar. I  .ne  schnellere  und  gründlichere  Behandlung  «ird  sicher  er- 
hielt, wenn  nunmehr  auch  die  private  Klirnlrl  he  ran  feigen  wird,  denn 
Me'deptl-ClH  und  Hohandluiigs/«.ang  soll  sich  ani  alle  erstrecken  Ich 

i..-:il<  <i«i:i   Ii.  II  i  le.reili  11    k-  S'-^'e-  :i    ■  I  .11  nliei.  1 ;  1  j^.  k  ,;i  :i 

heilen  obre  (irund  hefurwonen;  aliei  ihr  Anslec kling  eines  icrhcira!elen 
Mannes  mi|  Im«,  oder  (joniirrhne  isl  heui/uiacr  krine  innere  I  amihen 
angclegenheit  mein-  und  sollle  mm  an)  den  leichtsinnigen  Mann,  dei 
seinen  Geschlechtstrieb  n^chi  einmal  ein  paar  Woehm  bis  zur  Heilung 
jemrr  Inffktian  liehon-schrn  kann,  o-wa  n-.rhr  Kucksicht  nehnien.  als  auf 
die  n  ich  (sahnende,  uns.  huldige  I  rau  u  id  das  ungebnrene  Geschlecht,  das 
ZukunKskapiial  des  Vaterlandes3  [las  will  mir  mchl  r  111  leuchten.  Das 
werden  sich  auch  die  rraucnvcrcinc,  denen  die  Rulle  der  Aulklärung  in 
den  Kreisen  der  reden  Frauen  und  Mädihcn  /utallt.  wohl  nithl  getallen 
lassen  Stern  meint,  die  allgemeine  A nze igep flieht  sei  undurchiuhriiar, 
lerner  schädlich  ;m  Kample  gegen  die  t.rkrankung  und  gefährlich  iür 
den  Ärztcsljnd  Warum  sohle  sie  undurchführbar  sein*  Wenn  sie  erst 
Gesetz  «1.  müssen  mc h  d:t  Ante  ebenso  gut  damit  ahlinden.  wie  mii  der 
/v.  ,:i|<s|  i.c  kr  11  ii"l:i  i.-  .  1. .  11  1  V.  lp:'.,l  -.i  11(1  ei  .:>-■  -  ./i.Jrn  W  Jir.r. 
und  das  Publikum  wird  eben  in  seiner  Gesamtheit  sieh  an  nne  gesund- 
heitliche fieaut^  chtig  11  ,:  gewohl  en  müssen,  wie  d-.e  gan«  Menge  der 
gegen  Krankt.«  1:  \  <.-  ■  ■.rr-ii-:i  -..h.  r  .  1/1  I  >,  1  .-nUfi  I  :kr  (jeschlei  bis- 
kranken  i't  es  nicht  rrnsl  mii  ihrer  Krankheit,  das  beweist  der  ungeheure 
IVojentsaU  der  nicht  genügend  ße'i.in bellen,  und  dir;rnii;cn.  die  es  e.-nsi- 
hah  n-einrn.  brauchen  durch  die  rinn.ahgc  Meldung  keine  Schande  /Ii 
he.  füre  Ilten;  es  hängt  mir  von  ihrer  newissenliafiigkeit  ah,  daH  ihr  Name 
nicht  öfter  hin-  und  hergezerrt  wird.  DafS  die  An zeigepf licht  im  Kampfe 
gegen  die  (k'.-di'edil'ki-ankheileri  schädlich  oder  dein  ärztlichen  Stande 
gefährlich  sein  soll,  scheint  mir  deshalb  undenkbar,  weil  ja  das  Oesetz 
gleichzeitig  den  KeiiiUKiliin.ns/waii);  durch  Ärzte  einführen  und  kur- 
pHi^dn.nsdic  Hdi.mdhiui,",  brieilidle  mul  sniistijri?  FeniMiandlmt);,  sowie 
das  Öffentliche  Anbieten  von  Ärzlen  verbieten  soll.  Der  allergrößte  Teil 
der  Kranken  wird  sich  doch  an  die  Ärzte  wenden,  über  deren  Gewissen- 
IT 
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Mattigkeit  kein  Zweifel  bcsldii;  ük-  jetzt  bestehende  offene  Kurpfuscherei 
werden  wir  nie  unterdrücken,  so  lange  wir  nicht  dafür  sorgen,  dalt  es 
keine  unheilbaren  Krankheiten  mehr  gibl;  über  eine  geheime,  die  gegen 
das  Gesetz  über  die  Anzeigtpf  licht  dauernd  verslielic,  wäre  doch  ein  zu 
großes  Risiko  und  hielte  sich  wohl  nicht  lange.  Alles  in  allem  unter- 
streicht der  Befürworter  des  Diskretionismiis  doppelt,  was  nur  wichtig 
erscheint.  Wir  müssen  uns  klar  machen:  der  Gedanke  einer  lieferen 
Bekämpfung  der  Geschlechtskranken  setzt  sich  ohne  Frage  durch,  mil 
oder  ohne  uns  Ärzte.  Da  sollten  wir  doch  die  Entwicklung  zu  beein- 
flussen und  zu  beschleunigen  suchen.  Und  sollen  wir  als  Ärzte  und 
Staatsbürger  ruhig  zusehen,  wie  sie  unschuldige  Frauen  Lind  Kinder  ver- 
güten und  dem  Staate,  dem  jet/t  jedes  Menschenleben  knsibar  ist.  schwere 
Wunden  schlagen?  »Salus  aegroti  sitprema  Ick  esto«  ist  ein  sehr 
schöner  Satz;  aber  erhabener  ist  noch  der  andere:  »Suprema  lex  salus 
rei  publicae.« 

b)  Die  Handhabung  des  Diskretionismtis,  uargeßhrt  an  einem 
pralltischen  Beispitt. 
Das  Hauptprinzip  des  « Diskret ionismus-  ist  die  für  den  Patienten  und 
Ar/t  gleichwi einige  systemnliicbe  l'.fekretioiisbefolj;!!!!;: ,  die  an  einem 
praktischen  Beispiele  erläutert  werden  mag: 


er  unter  10000  Mark  Einkommen  versteuert-  (in 
geschlechlskranke  Patient  auf  Staatskosten  behandel 


uii-jfcfiilirt  an  einem  praktischen  Falle 


IS1 


gewährt)  Läuft  unter  dem  obigen  Zeichen  kein  Einschreibebrief  ein,  dann 
hat  das  Gesundheitsamt  das  Recht,  nach  weiterem  achttägigen  Zuwarten 
bei  dem  ersten  Arzt  sich  nach  dem  Namen  zu  erkundigen  und  den  Patienten 
unter  Berechnung  einer  sofort  vollstreckbaren  Gebühr  von  10  Mark  um 
die  Einsendung  zu  ersuchen.  Kommt  er  der  Aufforderung  auch  dann 
nicht  nach,  dann  kann  er  zwangsweise  in  ärztliche  Behandlung  oder  in 
ein  Kran ken haus  gebracht  werden.  Kommt  er  dann  immer  noch  nicht 
seiner  Pflicht  nach,  wird  er  in  Strafe  genommen.  Selbstverständlich  kann 
er  den  Arzt  nach  Belieben  wechseln,  muH  aber  den  Einschreibebrief 
immer  an  das  erste  Amt  senden,  damit  keine  Doppelzählung  stattfindet 
Das  Gesundheitsamt  darf  weder  an  das  Gericht,  noch  an  die  Polizei, 
noch  an  sonst  jemand,  an  Behörden  oder  Private  Mitteilungen  machen. 
Alle  Akten  und  Aufzeichnungen  sind  so  zu  verwahren,  dal)  sie  Unbefugten 
unzugänglich  sind.  Ist  der  Patient  von  einem  atiesuerfähigen  Arzt  für 
gesund  erklärt,  der  sich  bezuglich  seiner  Handlungen  der  Kontrolle  des 
Gesundheitsamtes  unterwirft,  dann  schickt  er  ein  Scblu Battest  ein,  ein- 
geschrieben auf  Staatskosten,  und  die  Sache  ist  erledigt  Es  bleibt  also 
alles  wie  bisher,  nur  muH  der  Erkrankte  einmal  in  der  Woche  sich  seiner 
Pflicht  der  Allgemeinheit  und  sich  selbst  gegenüber  erinnern.  Ist  dies 
zu  viel  verlangt?  Wenn  die  Kurie rf reih eif,  d.  h.  das  1869  eingeführte 


Gesetz,  dalt  auch  Niditappmbierte  als  Kranken  behandler  fungieren  können, 
durch  Parlamentsbesch  lull  auch  für  Geschlechtskranke  wie  bisher  erhalten 

um  die  Meldungen  an  das  Gesundheitsamt  richtig  machen  zu  können. 
Hierdurch  würde  auch  eine  Kontrolle  stattfinden,  da  die  Geschlechts- 
krankheiten langdauemd  sind  und  der  Patient  erfahrungsgemäß"  von 

umgekehrt  geht,  und  das  Niehtmclden  zu  gefahrvoll  sowohl  für  den  Arzt 
als  auch  den  Nichtappniliierleri  wäre.   I  Automatische  Meldekontrolle.) 


hr  gehetzt  und  gejagt, 
rger,  auf  Kosten  des 


Schreibebrief)  der  Gesundheit  an  das  Gesundslieitsamt  zu  erbringen.  Da 
sie  aber  —  wie  die  Praxis  ergibt  —  dauernd  krank  oder  krankheits- 
verdächtig  und  besonders  gefährlich  sind,  müssen  sie  den  Nachweis  nicht 
einmal  wöchentlich,  sondern  dreimal  wöcbenllich  erbringen. 

Jeder  deutsche  nlteslierfiihiee,  sieh  der  Kuiitntlle  des  Gesundheitsamts 
unterwerfende  Arzt  darf  sie  auf  Staatskosten  untersuchen  und  attestieren. 
Höhere  als  die  staatlich  festgesetzten  Taxpreise  darf  der  Arzt  nicht  nehmen. 
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insbesondere  nictit  direkte  Bezahlung  von  der  Gewerbsmäßigen  selbst. 
Bei  einer  Erkrankung  müssen  sie  unter  strenger  Strafandrohung  sofort 
vom  Arzte  aus  das  Krankenhaus  aufsuchen. 

Ein  Pflegeamt,  dem  ein  Arzt  und  eine  sozial  ausgebildete  Fürsorgerin 
vorsteht,  kümmert  sieh  um  ihre  sozialen  und  wirtschaftlichen  und  ethisch- 
m  um  Ii  sei  ich  Verhältnisse,  soweit  sie  Jem  Gesundheitsamt  die  Nennung 
ihres  Namens  gestatten  oder  selbst  dem  Pflegeamt  ihren  Namen  und  ihr 
Gewerbe  mitteilen.  Man  erkennt  also  die  strenge  und  reinliche  Schei- 
dung zwischen  der  Polizei  (die  yanz  ausgeschaltet  ist,  lind  sieh,  wie  bei 
jedem  anderer!  Bürger,  nur  im;  die  Aiilreeliteihaltiiii.e  der  Ordnung,  des 
Allstandes  und  der  Sitte  kümmert,  und  die  Huf n I l;h riLj  der  Geseke,  selbst- 
verständlich auch  dieses  neuen  Gesetzes,  eventuell  erzwingt),  zwischen 
dem  rein  mcdi/iiiisch-xiuitärcu  Gesundheitsamt  und  dem  I'ftegeanit,  das 
in  Verbindung  mit  dem  Gesundheitsamt  in  sozialer,  ethischer  und  wirt- 
schaftlicher Beziehung  wirkt  Suum  cuique.  (Jedem  das  Seine.) 

Da  die  Sittenpolizei  (§  361,  6)  beseitigt  wird,  ohne  daß,  wie  falschlich 
geglaubt  wird,  die  gesundheitliche  Beaufsichtigung  der  Prostituierten  ab- 
geschafft ist  (der  Reiehsratsentwurf  Nr.  71  beseitigt  leider  diese  sanitäre 
Beaiifsicliüjji.iHg!),  da  ferner  die  Wohnungsfrage  durch  Verbesserung  des 
Kuppelei  Paragraphen  (§  180)  gesetzlich  neu  geregelt  wird,  so  wird,  wie 

straft.  Hierdurch  ist  nun  die  Gelegenheit  gegeben,  auch  die  Geheim- 

Gewvrhsmä;fige  bc.lrnfl,  es  sei  denn,  dall  sie  sieh  durch  die  schmach- 


lber 


rein  sanitären  Gc-uudbeitsautI  meldet.  Das  Wort  "Unzucht«  ist  durch 
Gesebleelllsvcikelir  in  dem  Anlrai;  Sdiintiatlier  ai-ieklicll  ersetzt,  da 
das  Amt  nur  sanitäre,  keine  moralischen  oder  ethischen  Ziele,  die  dem 
Pflegeamt  überlassen  bleiben,  verfolgt    Ist  der  Sinn  dieser  gewaltigen 


Ärzten  und  Juristi 
lehrung,  Vorträge 

Zwecken,  also  nur 


der  Gewerhsmälfifien  und  dadurch  die  Gesundheit  der  Allgemeinheit 
durch  die  einzige  Forderung,  zwei-  bis  dreimal  wöchentlich  zwangsweise 
einen  Arzt  aufzusuchen,  sicherstellen. 

c)  Der  juristisch  formulierte  Gesetzentwarf  aaf  diskretlonistisdier 
Grundlage. 

Drei  System*.-  iM'rcliäfligen  sieb  naeh  den  vorhergehenden  Eriirienmcen 
mit  der  ataall  idien  liektninditiK  der  wicli  linsten  Verbreiterin  der  Geschlechts- 
krankheilen,  der  l'tnstitiitiot] : 

1.  der  Reglementarismus,  1794  in  Preußen  gesetzlich  eingeführt 
und  bis  heute  bestellend,  dca-scii  Abschaffung  von  der  preiiliiselien 
Laudesveisanmillmg  und  dem  Rerehstai_'saiisselni(l  :H-se!ilc.ssen  isl; 

2.  der  Abolitionismus,  der  kein  positives,  sondern  nur  ein  negative;, 
aber  sehr  wichtiges  Programm  verfolgt,  nämlich  den  Reglemen- 
tarismus abzuschaffen  (abnlescerc  =  abschaffen); 

3.  der  Diskretionismus,  d.  h.  das  System  der  allgemeinen,  gleichen 
diskreten  Anzeige-  und  [iehaiidlungspflidi!  aller  Geschlechts- 
kranken, das  ich  eben  wegen  der  diskreten  Erfassung  den  Dis- 
kret i  o  n  i  im  u  s  nennen  mnelite.  das  die  Voneile  des  At-oliiiomsmus 
ohne  die  Nachteile  der  völligen  Abschaffung  jeglicher  Gesund- 
heitsüberwacliung  der  Prostituierten  hat. 

Der  Diskretion  Ismus  schafft  die  doppelte  Moral  ab  und  erfaßt  nicht 
mir  ille  üeschleciltskianklieitcii,  sundern  auch  einen  grollen  Teil  der  bis- 
her unfaBbarcn  Ucheimprostitul  ioit.  er  eoväiirt  eine  ijcnaue  statisusehe 
Kitisdiahtmg  und  Koulrollc  iiiier  Zu-  oder  Abnahme  der  Geiltet  der 
Menschheit  und  eine  Kontrolle  der  angewandten  Methoden  der  Bekämpfung. 
Im  Folgenden  gebe'  ich  den  Wortlaut  des  von  mir  entworfenen,  von  dem 
Mitglied  der  deutschen  Nationalversammlung  Dr.  Käte  Schu- 
macher dem  Reichstage  übergebenen  Entwurfs  eines  »Gesetzes  zur 
Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  und  zur  Regelung 
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An zeigepf licht  und  10.  Ausschuß  der  Landesversammlung 


der  Prostitution*  wieder,  den  ich  den  Beschlüssen  der  preußischen 
Landesversammlung  vom  25.  Februar  1920  angenafit  habe. 

Diese  Beschlüsse  lauten: 
Nr.  1823.  Verfassunggebende 

PreuHischc  Landesversammlung 
1919/20 

Anlraj;  ilfr.  H).  Aussehusses  (Hevi'ilkenui);s|ii)!itikl. 
Die  verfassunggebende    i'renllische   Landesversammlung  wolle  he- 
schliellen:  Die  Slaatsreirieriui!;  welle  die  Reichsregierung  veranlassen,  zur 
Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  und  zur  Regelung 
des  Prostitutionswesens  mit  möglichster  Beschleunigung  einen  Ge- 

seizenlwtirJ  nad;  f  ol^en den  üeddftspinikteii  vorzulegen: 

1 .  Hera  tu  n  j;;.:.'.e  II  tu:  Ks  ist  eine  ausreichende  Anzahl  von  Berat  ungs- 

Unzucht  ist  zu  beseitigen.  Zur  Bokänipinn.Lr  der  (ieidikThbkrankheiten 
und  zur  Üherwaehmu:  der  rmstitutvin  ist  die  ('islici'ii.:c  Sittenpolizei  umer 
völliger  Loslösung  von  der  Kriminalpolizei  in  ein  ausschließlich  gesund- 
heiiliehcu  und  pfleglichen  /wecken  dienendes  Ami  umzuwandeln,  an 
dem  neben  einem  Arzt  eine  sozial  v<ii-;;ehildeie  f"ürs. >r;:erin  arbeiten  soll. 

'}.  Behandlungspf  licht:  Kür  alle  C  iesdileditskranklieiten  bestellt 
eine  Behandlungspflicht,  wie  sie  im  Gesetzentwurf  des  Reichstiigxuis- 
sdtiissc-  für  licu'ilkeniunspolilik  ics^eeleij.i  ivni'Jni  ist. 

4.  Anieieepflicht:  Ei  ist  eine  Anzeigepflicht  für  alte  ffesdilechtskranken 
ohne  Namensnennung  an  ein  zum  strengsten  Stillschweigen  verpflichtetes 
Gesundheitsamt  einzuführen,  das  die  Kranken  so  registriert,  dafi  ihre  Namen, 
Wenn  nötig  durch  Nachtrage  bei  dem  behandelnden  Arzt,  aus  dem  von  ihm 
zu  führenden  K  ranken  j  du  mal  festgestellt  werden  hinnen.  ■) 

5.  Belehrungspflicht  für  Ärzte  Wer  eine  an  t'iiu'r  mit  AnsleckunLis- 
,L[dalir  verbundenen  Ucschlcclitskrarikheil  leidende  l'crsiHi  ärztlich  be- 
handele oder  milersiieht,  lull  sie  iibcr  Ar:  und  Ai:s1cckLiiH:sl'äliH;keit  ihrer 
Krankheit  sowie  über  die  Strafharkeit  der  im  §  3  des  Reich sgesetzes  vom 
1 1 .  Dezember  IQ  IS  bezeichneten  f  iandUinji  zu  belehren.  Diese  Belehrung 
isi  den  Kiit^orjeptlieluiije:]  zu  erleilen,  falls  der  Kranke  das  16.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  hat.  Hei  der  lielelimtsi:  iol)  auch  auf  die  zivit- 
rechtlidie  Verpflichtung  zum  l'.rsat/  des  durch  weitere  Ansteckung  ver- 
ursachten Schadens  hingewiesen  und  ein  vom  Reich  zu  lieferndes  Merk- 
blatt überreicht  werden. 

l|  Im  Original  nicht  fcttjji'ilrsrckl.  Um  diesen  Ea:irau;r:ä|iSi  4  entspann  sieh 
der  von  den  Demokraten  (?)  Struve  und  Seh loiima im  entfachte  Kampf, 
der  mit  einer  Mederlage  derselben  am  >).  Februar  1920  endete. 
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6.  Behandluugsrecht:  Allgemeine  unentgeltliche  Behandlung  aller 
Geschlechtskranken  unter  Ausschluß  mißbräuchlicher  Ausnutzung.  Die 
Kosten  gehen  zu  Lasten  des  Landes.  Es  darf  kein  Rückgriff  auf  die 
Heimatgemeinde  erfolgen.  Die  Leistung  darf  nicht  als  armenrecht- 
liche gelten. 

7.  Behandlungsvorschriften:  Verbot  der  Fernbehandlung  von  Ge- 
schlechtskrankheiten und  Krankheiten  der  Geschlechtsorgane. 

Verbot  des  unlauteren  Anerbieten?  von  Ärzten  zur  Behandlung  von  Ge- 
schlechtskrankheiten. 

Verbot  der  Ankündigung  der  Fembehaiidlung  von  Geschlechtskrank- 
heiten und  de>  Anerbietens  zur  Fldinndbm;;  v.m  Gesdikrlits kranken  durch 
Nichtärzte,  auch  in  verschleierter  Form.  Verbot  der  gewerbsmäßigen  Be- 
handlung  dieser  Kranken  durch  Nichtärzte. 

Verhol  der  Ankündigung  von  Mitteln,  Gegenständen  und  Verfahren 
zur  Heilung  oder  Linderung  von  Geschlechtskrankheiten,  außer  in  wissen- 
MTkifiliciieii,  ärzdielicn  uiul  pli.i ririLiy sv-ln  i i  Faeli/cil-iebriften  oder  in 
AnkiitKÜH unweit  an  Arzte  und  Apotheker.  Verbot  der  Aussteil  title;  von 
Gegenständen  und  Mitteln  zur  lieh  Endlinie  von  Gesdiledilsliraatl  hei  teil 
an  allgemein  zugänglichen  Orten. 

3.  Gesn  ndheitsuacli  weis:  l'vrv  inen,  die  ijewerhvuäliis;  I  in 'lieht 
treiben,  sind  verpflichtet,  bei  einer  von  der  Kreisbehörde  zu  bestimmen- 
den Stelle  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  sie  unter  regelmäßiger  ge- 
sundheitlicher Beaufsichtigung  eines  mit  den  notigen  Fachkenntnissen 
versehenen,  behördlich  zugelassenen  Arztes  stehen. 

Die  Nichtachtung  dieser  Bestimmung  wird  mit  Gefängnis  bis  711  drei 
Jahren  bestraft. 

Andere  Personen,  die  geschlechtskrank  sind  und  bei  denen  die  Gefahr 
besteht,  daß  sie  ihre  Krankheit  weiterverbreiten,  können  angehalten  wer- 
den, eine  ärztliche  üesdieinigung  über  ihren  Gesundheitszustand  bei- 
zubringen, oder  sich  einer  vorgeschriebenen  ärztlichen  Untersuchung  zu 
unterziehen.  m 

Sie  können,  erkrankt  befunden,  angehalten  werden,  bis  zur  erfolgten 
Heilung  nach  Bedarf  zu  wteikrhnScriile  iirzlhelu-  ÜesdtcinTgtingeu  über 
ihren  Gesundheitszustand  beizubringen. 

9.  Behandlungszwang:  Erkrankt  eine  .Person,  die  gewerbHiiliiliig 
Unzucht  treibt,  an  einer  Geschlechtskrankheit,  so  hat  sie  sich  auf  An- 
ordnung des  Arztes  (siehe  Ziffer  8,  Abs.  11  einer  Behandlung  im  Kranken- 
häuser zu  unterziehen.  Die  Überführung  hat  im  Weigerungsfälle  zwangs- 
weise zu  erfolgen. 

Entzieht  sich  eine  solche  Person  wiederholt  dem  Behaudlungszwang, 
so  kann  die  zeitweilige  Überführung  in  eine  geignetc  Anstalt  angeordnet 
werden.    Auch  bei  anderen  Uesrlileeluskrankcn.  die  verdächtig  sind,  die 
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Krankheit  wcilcriuvcrbrciicn.  kann  die  nchaiidlimi;  zw.  aufweise  kc- 
stallrt  «erden. 

IU.  SlrathcstiuimunuCii.  7ur  Verhütung  der  l.'bcrtrafcunf;  v„„  <jC. 
srhlcchtskrankhciicn  durch  killende  traue»,  »ishcson jere  Amnion,  auf 
tn.-ir.dr  Kinder,  rheusi»  cvcnt-jell  durch  ^csililci  hlskrankc  Kind«  aul 
An-.ir.en  oder  a-iiiiti-  :.ti)ltnde  Fraun:  nie  auch  auf  f'flc  grelle  in  sir.d  die 
Slnfheslimniimgun  de-.  hr.tu.urte1.  eines  (iesettes  im  Kefc.1i»|ituni;  iln 
Geschlechtskrankheiten       Benrhi  des  Iii  Ausschusses  des  Hc;Chstat;es 
Kur  Bcvnlk-ruimsprtilik  l"IS.  Aula«  H      5  i  tu  beachten. 
I  I   Slratharkeil  des  Beischlafes  Orschlerhtskranker 
31  Wer  den  Beischlaf  ausübt,  obwohl  e-  weil*  oder  der.  Umbinden 
nach  annehmen  mnlf,  dall  er  an  einer  mit  Aiisleckungsijriahi  ver- 
bundenen nesrhlcrfitskratikhcit  ledet,  wird  m  t  Gefinym;  bis  ui 
drei  Jahren  tv^raft,  sirtcni  nicht  n.trb  dem  .illueniemen  Straf  ttcsclf 
eine  harten-  Strafe  eintritt 

Die  VerMtsunii  tritf.  soweit  c-s  mcJi  um  Lianen  hn;deb.  nur 
aul  Antrat;  ''in     l>c  Sl-a'vi'itolgunt;  in  d'ei  Monaten, 

b)  Wer  eine  Ehr  eingeht,  obwohl  er  wei:l.  n;'ci  de»  imstande»  nach 
wissen  iniiltie,  dali  er  an  einer  mit  A n -<fc k 1 1 1 i^s.ul-1ji h r  verbundenen 
Ge;dilectilskranklieii  leidet,  ohne  dem  anderen  Khetcil  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  über  seine  Krankheit  Mitteilung  gemacht  zu  haben, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 
Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

12.  Strafbarkcii  der  Verletzung  des  öffentlichen  AnStandes: 
Wer  öffentlich  eine  im/ik'litijy  1  laiidliins:  bce.clit.  die  )[mi:net  ist,  Ärgernis 

Weise  zur  Unzucht  auffordert  oder  sich  anbietet,  wird  bestraft. 

13.  Ausbeutung  des  Amtes  oder  Dienstverhältnisses;  Wer 
eine  weibliche  Person  unter  Ausbeutung  ihrer  durch  Amt  oder  Dienst- 
verhältnis oder  in  ähnlicher  Wetse  begründeten  Abhängigkeit  zum  außer- 
ehelichen Beischlaf  bestimmt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
bestraft.-' 

14.  Strafbarkeit  der  Kuppelei:  Zusatz  zum  §  180  [Reichs -Straf- 
Gesetzbuch.  Straffrei  ist  dir  (kwälirmi;:  von  I  iiiierkuiJt  au  unzuohl- 
treibende  Personen,  wenn  damit  weder  'ein  Verleiten,  Anwerben  oder 
Anhalten  zur  Urwucht  noch  eine  Ausbeutung  der  unzueti (treibenden 
1'rrsiu:  stattfindet. 

Über  die  Gewährung  der  Wohnung  an  Personen,  die  gewerhsmäiti« 
Unzucht  treiben,  sind  Bestimmungen  (vgl.  die  Richtlinien  des  Gesetz- 
entwurfs- des  Reichstages  wir  ltekam|ii..i|-.u.  der  neseiileelitskranklieiten 
^  11,  VI  Ii.  a.i  im  erlasse:),  deren  Ühertrrtitnji  jm  bestrafen  ist. 


Richtlinien  15-  17.    Antrag  Schirmacher  1S7 

15.  Verführung  zur  Unzucht  (Zuhälter):  Wer  eine  weihliche 
Person  dazu  verführt,  aus  dem  Betriebe  der  Unzucht  ein  Gewerbe  zu 
machen,  oder  wer  eine  solche  Person  mit  Gewalt  oder  List  in  einem 
solchen  Zustand,  in  welchem  sie  gewerbsmälitg  Unzucht  treibt,  erhalt, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  bestraft,  auch  kann  auf  Verlust 
der  biiryi.TlidK.vi  Ehren  itvlife,  auf  Ailässiykeil  von  ['«li/eiaiifsiclit  und 
auf  Überweisung  an  die  LaRdrspiili/i-ihehörde  erkannt  werden. 

16.  Fürsorgeverfahren  bei  Minderjährigen:  Minder] ihrige  Per- 
sonen, welche  gewerbsmäßigen  (.iesd'.lcclitsverkehr  betreiben  «der  be- 
gründete Veranlassung  zu  dem  Verdacht  bieten,  daß  sie  solchen  Betrieb 
beabsichtigen,  sollen  zur  Erziehung  besonderen  FürsorEeeinrichtungen 
bis  zur  Erreichung  der  Volljährigkeit,  mindestens  aber  für  zwei  Jahn.', 

17.  Strafaufschub:  Bei  der  Verurteilung  zu  einer  Haftstrafe  auf  Grund 
des  S  361  Ziffer  6  dos  Strafgesetzbuchs  katin  das  Gericht  unier  Be- 
stimmung einer  Frist  beschließen,  daß  die  Vollstreckung  der  Strafe  vor- 
läufig auszusetzen  sei.  Die  Frist  darf  zwei  Jahre  nicht  übersteigen.  Der 
Beschluß  ist  aufzuheben,  wenn  die  verurteilte  Person  den  ihr  auferlegten 
Verpflichtungen  zuwiderhandelt.  Erfolgt  binnen  der  genannten  Frist  keine 
Aufhebung  des  Beschlusses,  so  ist  die  Strafe  erlassen. 

Berlin,  den  23.  Januar  1920. 
[Diese  Richtlinien  widersprechen  sich  in  einigen  wenigen  Punkten.  Dr.  D.l 

Mein  von  Frau  Dr.  Schumacher  beantragter  Entwurf  lautet: 
Drucksache  Nr.  3.  Verfassunggebende 

!)i-ii;~ihi'  NiiliiiiMliLT^crirlllliug 
23.  Ausschuß. 

Frau  Dr.  Schirmacher.  Der  Ausschuß  wolle  beschließen,  der  National- 
versammlung folgenden  Gesetzentwurf  vorzulegen: 
Entwurf  eines  Gesetzes 
zur  BeKämpfunfl  der  Geschlechtskrankheiten  und  zur  Regelung 
der  Prostitution! frage. 

S  I.  t  ii'-i-lilci.-lil-kiaiiklicitcn  im  Sinuc  dieses  Crcscl/cs  sind  Tripper, 
weicher  Schanker  ui;d  S)  [lliilis.  ■■  ■bne  Rücksicht  dürauf,  au  welchen  Kürper- 
teilen  die  Kraiikheitserseheinungen  auftreten. 

§  1.  Wer  an  einer  (.icschlcihiikiankhcil  leidet  oder  den  Umständen  räch 
annehmen  u-iiH.  J..H  er  daran  leidet  -ider  sieh  in  einem  neuen  n.il  Au 
steckungsgelahr  in  himdcnin  Sud.um  .mcr  anMh.incnd  geteilte.;  (je- 
sihlechlskrankhe.l  hetuidtt,  hat  weil  innerhalb  einer  an  gerne  seilen  Frist 
unter  Angabe  se;ncs  rirhiij.cn  Namens  und  Vurveigen  eine  Ausweises 
bei  einem  approbierten.  \«m  zuständigen  Kn-isar,!  als  attcsVcrtariig  (vgl 
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§§  f>  und  !7)  geführten  Ar/t  in  Behandlung  zu  begehen,  andernfalls  et 
zwangsweise  einer  Unlersuchnny  oder  einem  Heilverfahren  unterworfen 
werden  kann.  Der  Antrat:  jiui  Anordnung  einer  L'ntu "such  tili  g  oder  eines 
Heilverfahrens  kann,  falls  Dicht  iicuiigend  begründet,  iiiiVorverfaliren  rechts- 
kräftig abgelehnt  werden.  Anonyme  Antrage  sind  uuslatthafl.  Die  Verpflich- 
tung, die  Hvliarulliiii}!  Iiei  lici/ufnlircn.  trifft  hinsichtlich  g-.'-chlechlskrankci 
Personen,  die  der  Fürsorge  eines  anderen  uiiicistehen,  den  Fiirsoi'gc- 
pfl  ich  tigen. 

S  'i.  Befürchtet  jemand,  an  einer  ( icschledilskrunkbeit  /n  leiden,  so  ist  er, 

berechtigt,  von  einem  alles! ierfäh igen  Arzt  sich  auf  Staatskosten  untersuchen 
zu  lawen.  so  lange,  tu*  d"-ser  in  der  Lage  ist,  den  fletund  atle>tierer.  zu 
kiiinieii  Jnk1  Behandlung  ion  Erkranki  u:;u-  ...  -  i  ,i  ■■.■::'i-f  hweik-,  welcher 
Arl  diese  juch  sein  mögen,  d'jrch  nicht  attisiicrfähige  KfiK  i-.t  verholen 
Wenn  nach  Ans  chi  de  Arnes  der  (ii-'iindhcil-f  astand  des  Kranken 
oder  andere  Kiuständc  unlJcdingt  erfordern,  dal!  ihm  die  Beschaffenheit 
der  Krankheit  vollauf:«  n.'cht  oltenhat  u.  inj.  so  hat  der  Ar«  hei  der  Meldung 
die*  mitzuteilen  unter  Ansaht  der  <  ir.inde  ur.d  des  voraussichtlichen  Zeit- 
punktes, wann  die  Offenbarung  stattfinden  kann.  In  solchen  Fällen  kann 
ausnahmsweise  die  wöchentliche  Meldung  auch  durch  dritte,  z.  El.  dem 


eine  Abschrift  zur  Unterschrift  vorgelegt,  auf  dem  sie  davon  Kenntnis 
nehmen,  daß  sie  darauf  aufmerksam  gemacht  find, 

1.  dafl  sie  noch  an  Syphilis  oder  nicht  völlig  geheiltem  Tripper  leiden, 

2.  dal!  die  Krankheit  voraussichtlich  noch  wen  iridis  .  .  .  Monate  ■ 

3.  daß  es  strafbar  ist,'  wenn  sie  in  irgendwelcher  Weise  andere  der 

■I.  dnli  sie  eine  Erklärung  Li  her  das  Gesetz  ;nr  liekämpiiiiu!  der  t.ic- 
SCh lechtsk ran khi'i teil  richtig  erhalten  haben. 

S  t.  Oer  aiivstii-rliiliij^-  Ar/!  i;ik  ilem  F.rkraiiklen  gegen  IScsrheinigung 
eine  vom  Reich  zu  liefernde  Aufklärungsschrift  und  ein  Merkblatt  über 
dieses  Ueset/.l'c'eliri  ihn  mündlich  iiher  dasselbe,  über  Arl  und  Ansteckiuigs- 
fähigkeit  und  Gefährlich  keil  der  Krankheit.  fr.r  leih  dann  die  Anfangsbuch- 
staben des  Vor-  und  Zunamens,  die  Zahlen  des  Geburtsdatums  und  den 
Aiii"a:ii!Nlmchst;iivn  des  ( icbml-ortc-  di-s  [TkraiiUeii.  smeie  die  Diagnose 
und  sonstige  /.u  beantwortende  liagen  auf  einem  Ftirmnlarkarteiibrief  ein- 
geschrieben dem  zuständigen    direkten  üesundheitSümlJ  mit,  das  auch 
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für  die  stilistische  Meldung  aller  anderen  ansteckenden  Krankheilen  zu- 
ständig ist.  Dieses  seniler  die  Karterihrieit  abschriftlich  wöchentlich  an 
die  Zentrale.  Diese  befindet  sich  in  Berlin.  Für  jede  Provinz,  und  jeden 
selbständigen  Staat  wird  eine    Filiale    des  Uesimdheitsainles  errichtet. 

Die  Belehrung  ist  auch  den  FürsorgqiflicSiligen,  die  das  16.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben.  zu  erteilen.  Bei  der  Belehrung  -ull  muh 


Verwaltungsbezirk  auf  die  Dauer  von  zwei  Jalfren  gewählte,  aus  drei  Kreis- 
ärzten, drei  attesfierfähsgen  Ärzten  Lind  eineiri  unparteiischen  Vorsitzenden 
beslchende  Kommission.  Gegen  eine  Entziehung  der  Attestierfihigkeil 
durch  diese  Kommission  kann  der  betreffende  Arzt  binnen  zwei  Wochen 
nach  Zustellung  des  Beschlusses  Berufung  an  das  aus  acht  Personen  und 
einemVorsiltzenden  zusammengesetzte  Bcnifungsgcrichl  einlegen.  Die  rechts- 
kräftige limzichun.a  der  Alk-stieriabigkeit  wird  üifentridi  bekannt  gemacht. 

Das  Gesundheitsamt  hat  das  Recht,  wenn  in  einer  heiiiiuiiitcu  (kgem! 
iiiriit  genug  aticslicrfähige  Ar/lc  sind,  die  dort  ansä^igi' "  zur  Behandlung 
vdii  Ucsclricrlit-kcaiiklici'.eu  zu  ver[iilithlen. 

Das  ües-tuidlicitsanu,  dem  die  in  Behandlungs-  und  Beratim.gsstuleu 
umzuwandelnden  [Seratting;;  stellen  Liniei-gc  ordnet  sind,  und  seine  Filialen 
dürfen  weder  an  das  Gericht,  mich  an  die  Polizei,  noch  an  sonst  irgend- 
eine Behörde,  noch  an  Private  Mitteilungen  irgendwelcher  Art  über  die 
ihnen  direkt  oder  indirekt  bekannt  gewordenen  Mrtteiliuigen,  Wahrneh- 
mungen, Verhandlungen  und  Tatsachen  machen.  Ahe  Auf/cichn  ngen 
ur.d  Akten  Sind  so  zu  verwahren,  dalt  sie  Unbefugten  unzugänglich  sind 
*  7,  Sämtliche  Personen  (Ante.  Kre.sjrtte,  GehiUen,  Angcstcl.lc.  Svh:e  Kr 
usw.  1  sind  gegenüber  <l  en  Behürden  und  Prualiiersunfn  über  die  ihnen 
Uufdi  ihre  l*.rufliihe  IJligkeil  direkt  oder  indirekt  bekanni  ge «ordere  11 
Verhandlungen.  Wahmehmur,.  1  .  Mille  lungeu  'ind  Tatsachen  zum  Still- 
schweigen verpflichtet.  '  me  gerichtliche  Vernehmung  dieser  Pcr-ur.cn 
iber  diese  Mitteilungen  und  Inurhrn  i=l  unful.i;«ig 

5  ö  Jeder  Erkrankle  hat  innerhalb  der  ersten  vier  1  agc.  atsn  hu-  spälr-ten* 
Mittwuch  abend  einer  jeden  Wnche,  auch  wenn  er  -ich  auf  Keifen  hefiriiel, 
einen  ihm  von  einem  approbierten  Aiy-  jbergehenen,  von  diesem  aus 
gefüllten  gestempelten  und  u  nie  rechliche- ien  fiiiniiilaonäffigcn  Luischre:!-!'- 
brief  mit  der  in  |?  7i  erwähnten  Chiffre  der  Post  zu  übergeben,  und  zwar 
immer  nur  an  die  Adresse  des  im  §  5  erwähnten  Diskreten  Gesund- 
heitsamts«, dem  der  erste  Arzt  die  Meldung  51  gemacht  hat.  und  zwar 
solange,  bis  ein  attestierfähiger  Arzt  den  Betreffenden  für  gesund  erklärt 
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hat  Der  Brief  enthält  die  vom  Arzte  zu  beantwortenden  Fragen  für  das 
diskrete  Gesundheitsamt. 

Jeder  Arzt  ist  auch  berechtig  t.  wenn  du  neschlecluskranker  die  öffent- 
liche Gesundheit  oder  seine  Familie  oder  Dritte  gefährdet,  dem  diskreten 
Gesundheitsamt,  jedoch  nur  unter  genauer  Angabe  der  ( i runde,  den  Namen 
mitzuteilen  dieses  i-l  d   berechtigt,  die  geeigneten  Schrille  Eiir  Ab- 
wendung der  Cn-f;direr:  mit  Hilfe  de*  Pflegeaiules  zu  ergreifen. 

§  1.  Knill  N:chieintrefien  des  im  $5  erwahiuen  tiinschreitiebricle» 
kann  dic-es  Amt  den  Eikrankten  bricfhih  unter  Itciecluiung  einer  >cjfurt 
vollstreckbaren  Gebühr  von  10  Mk.  um  die  Hinsendim,;  de»  Einschreibe- 
brief-, ertlicher,  und  ihn  hei  nochmalige:  Nichuhsend  mg  .urch  die  Polizei- 
behörde auf  seine  Kosten  /wangsweit  rztl.li-r  :v-.,iidlung  /uliilireii 
oder  einem  Kiankcnh.v.isc  ul htm. eisen  lassen  Außerdem  kann  die  eeneh|. 
Ikhe  Verhangung  etiler  Geld-trafe  Ins  zu  11)00  -Mk  oder  einer  Haftstrafe 
hi>  7ii  sechs  Wochen  |?dorli  erst  dann  ertenger;,  wenn  der  frknviklc  dein 
Ersuchen  um  [Einsendung  des  Einschreibebriefes  trotz  Aufforderung  vor- 
sätzlich oder  absichtlich  oder  fahrlässig  nicht  nachkommt. 

§  10.  Die  Portokosten  für  alle  geforderten  Meldungen  trägt  das  Reich. 
Nur  attestierfähige  Ärzte  erhalten  form  nlarniä  lüge  Einschreibebriefe  für 
die  Erkrankten.  Nicht  ein  gesell  riebe  ne  Briefe  gehen  auf  die  Gefahr  des 
Absenders. 

§11.  Ret  Erkrankten,  die  weniger  als  30000  Mk.  jährlich  versteuern 
und  keine  Kassenpatienten  sind,  tragt  der  Staat  die  Kosten  der  Behandlung, 
auch  die  der  Behandlung  auf  Grund  des  5  ü  nach  der  Minimaltaxe,  auch 
die  Knsten  für  verschrieheue  Arzneimittel  und  Gc.gensläridc  der  Kranken- 
pflege. In  besonderen  (-allen  sonstiger  nachweisbarer  Bedürftigkeit,  nament- 
lich hei  Verheiratelen,  findet  ebenfalls  freie  Behandlung  statt.  Es  darf 
bezüglich  der  Kosten  kein  Rückgriff  auf  die  Hcimatsbehörde  erfolgen. 
Die  Leistung  darf  nicht  als  armen  rechtliche  gelten. 

§  12.  a)  §  361,6  StGB,  wird  aufgehoben.  Es  wird  ein  völlig  von 
der  Polizei  losgelöstes  l'i leget; int  eingerichtet,  dem  riehen  einem  Arzt 
noch  eine  im-gcbildele  (T-iviigcrin  vnrgesetzt  s'nd.  Dieses  bescliiiMig-i 
sich  mit  den  sozialen,  wirtschaftlichen,  ethischen  und  moralischen 
Verhältnissen  der  GewerhsiiialSig.-ti.  dv  ilem  Gesundheitsamt  die  Nennung 
ihres  Namens  an  das  l'flege.vmt  gestatten  oder  dureli  das  UesiiriJ(ieil-:i:u: 
sich  daran  Werzlen.  1  ticsen  -tel:t  es  niit  Hat  und  Tut  zur  Seile.  1  >ie  1  'tlegeantts- 
vorslelier  haben  das  Recht,  die  Abteilungen  der  Fürsorge-  und  Erziehungs- 
anstalten zu  kontrollieren,  in  denen  Gewerbsmäßige  untergebracht  sind. 

b)  Dem  §  180  StGB,  werden  die  Worte  zugefügt:  -Diese  Vorschrift 
Findet  keine  Anwendung  auf  das  Gewähren  von  Wohnung  an  Personen, 
die  das  IS.  Lebensjahr  enllendet  haben,  wenn  damit  kein  Ausbeuten  der 
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Person,  der  die  Wohnung  gewährt  ist,  noch  ein  Anwerben  oder  Anhalten 
dieser  Person  zum  gewerb; mal) igen  Geschlechtsverkehr  verbunden  ist.« 

c)  Das  Reichsgeselz  vom  1 1.  Dezember  1918  wird  aufgehoben. 

§  1 3.  Alle  Übertretungen  der  zur  Sicherung  der  Gesundheit,  des  öffent- 
lichen Auslandes  und  der  Ordnung  von  der  Ortspolizeibebördc  erlassenen 
Vorschriften  werden  bestraft.  Bestraf!  wird  ferner,  wer  öffentlich  in  einer 
Weise,  die  geeignet  ist,  den  öffentlichen  Anstand  zu  verletzen,  zum 
Geschlechtsverkehr  gegen  Entgelt  auffordert  oder  sieh  anbietet  oder  Öffent- 
lich eine  sexuelle  Handlung  begeht,  die  geeignet  ist.  Ärgernis  zu  erregen. 
Die  Grundsätze  für  diese  Vorschriften  werden  durch  Rcichsgesetz  geregelt. 

§  14.  Wer  über  18  Jahre  alt  ist  und  gewohnheitsmäßig  gegen  Entgelt  mit 
einer  Mehrzahl  von  Personen,  d.  h.  gewohnheitsmäßig  und  gewerbsmäßig 
Geschlechtsverkehr  ausübt,  auch  wenn  dies  neben  dem  eigentlichen  Beruf 
geschieht,  ist  bei  einer  Strafe  von  mindestens  drei  Monaten  Gefängnis  ver- 
piliclitci  dies  den;  Uesuiulhcits.iml  mitzuteilen  und  laut  ?  !  ü  jede  Woche  drei- 
mal auf  Staatskosten  ein  Attest  einzureichen.  In  allen  öffentlichen  Tanzlokalen 
und  sonstigen  Lokalen,  in  denen  vcinu.'lnngs  weise  Gewerbsmäßige  ver- 
kehren, ist  ein  Auszug  dieses  Gesetzes  durchWandaiiscl]  lag  zu  veröffentlichen. 

Wer  dringend  verdächtig  ist,  daß.  er  gegen  Entgelt  mit  einer  Mehrzahl 
von  Personen  gewerbsmafiig  ( icschlcelitsverkchr  ausübt,  ohne  dali  er  dies 
dem  diskreten  Gesundheitsamt  mitgeteilt  hat,  wird,  falls  der  gewerbs- 
mäßige Verkehr  in  einem  anhängigen  Gerichtsverfahren  rechtskräftig  be- 
stätigt wird,  von  dem  diskreten  Gesundheitsamt  dem  zuständigen  Kreis- 
arzt gemeldet.  Diesem  werden  ebenfalls  a:lc  bisher  wegen  l  iewerbsunzucht 
inskribierten  weiblichen  Personen  und  solche,  die  sieh  freiwillig  melden, 
mitgeteilt  Gewerbsmäßige  unter  IS  Jahren,  auch  solche,  welche  den 
begründeten  Vcrdachr  der  (k-wcrlismfdiigkvit  erwecken,  w-ci  den  vi  im  Gericht 
zwecks  weiterer  Veranlassung  dem  Pilegcamt  überwiesen,  dem  sie  bis  zur 
Erreichung  der  Volljährigkeit,  mindestens  aber  zwei  Jahre,  unterstellt  sind 
und  das  sie  gegebenenfalls  einer  f  ürs:  'rgecrzicbiiugsmisialt  überweist.  I  las 
Gericht  kann  im  Vorverfahren  nach  Prüfung  und  Ikgrundnng  Anträge  auf 
ein  Verfahren  zur  Feststellung  des  gewerbsmäßig  ausgeübten  Geschlechts- 
verkehrs wc:eii  ungenügender  Hcgi'inidung  rechtskräftig  ablehnen.  Die 
Gewerbsmäßigen  bleiben  als  solche  solange  beim  ( icsiiud  heilsam!  nament- 
lich aufgeführt,  bis  sie  i:achwe;slicli  drei  Monate  laug  einem  geordneten 
bürgerlichen  Erwerb  nachgegangen  sind  oder  sonst  glaubhaft  machen, 
dull  sie  keinen  gew-.'rbMi:;'ibigc:i  ncseSilechtsverke'lir  mehr  ausüben.  Den 
sie  behandelnden  Ärzten  ist  verboten,  höhere  als  die  amtlich  festgesetzten 
Gebühren  oder  sonstige  Einnahmen  von  ihnen  zu  erzielen. 

§  1 4 a.  I.  Die  Leitung  aller  Fürsorgeerzieh ungsai stallen  muß  sieh  in 
Händen  eines  Arztes  und  einer  sozial  ausgebildeten  Dame  befinden.  Die 
Arzte  dürfen  nichl  nur  im  Nebennm!  angestellt  sein. 
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2.  Ebenso  müssen  die  Anstalten  für  Idioten  und  Schwachsinnige,  denen 
die  Gewerbsmäßigen  überwiesen  ivadcn  können,  är/Uieb  geleitel  werden. 

3.  Für  kriminell  gewordene  jugendliche  und  Gewerbsmäßige  bis  zum 
18.  Lebensjahre  sind  besondere  Behörden  zu  schaffen,  denen  ein  Arzt 
angehört.  AulSer  dem  Richter  gehört  in  diese  Behörde  ein  1 '.itiayogc.  Nach 
Würdigung  aller  Bedingungen  der  Anlage  und  des  Milieus  im  weitesten 
Sinne  hat  diese  Behörde  zu  entscheiden,  ob  die  straffällig  gewordenen 
Jugendlichen  überhaupt  vor  ein  Gericht  gehören.  In  den  übrigen  Fällen 
ordnet  diese  Behörde  an,  wo  es  die  Verlud  misse  erlauben,  die  Zuweisung 
der  jugendlichen  an  die  Eltern,  Verbringung  in  Erziehungsanstalten  oder 
in  dem  Fall  angemessene  Krankenanstalten.  Für  alle  Jugendlichen  wird 
ausnahmslos  die  bedingte  Verurteilung  gefordert. 

4.  Das  straffällige  Alter  wird  auf  das  18.  Jahr  festgesetzt. 

5.  Die  Verhringung  in  Untersuchungshaft  für  Jugendliche  ist  aus- 
geschlossen. Es  sind  dafür  besondere  Abteilungen  in  den  Jugend- 
erz iehungsaustaHen  zu  schaffen,  in  denen  die  jugendlichen  Gesetzes- 
überireter  sofort  unter  ärztlicher  Kontrolle  stehen. 

'i.  7.ii  Jugendrichtern  dürfen  nur  solche  Riehler  gewählt  werden,  die 
genügende  Kenntnis  in  der  Beurteilung  i  unendlich  er  GesetA'sübcrtreter 
erworben  haben. 

§  1 5.  Die  Gewerbsmäßigen  haben  sieli  auf  Staatskosten  dreimal 
wöchentlich  untersuchen  zu  lassen  und  bis  zu  jedem  Montag,  Mittwoch 
und  Freilag  abend  ein  Gesundheitszeugnis  eines  aiitstieriahigeu  Ar/ies 
an  die  Adresse  des  Kreisarztes  der  Post  zu  übergeben.  Ist  dieses  bis 
Dienstag,  Donnerstag  und  Sonnabend  abend  nicht  eingelaufen,  so  können 
sie  ohne  weitere  Mahnung  zwangsweise  einem  Kranken  hau  sc  oder  Arzte 
auf  ihre  Kosten  zugeführt  und  bei  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger  Nicht- 
ahsendung  des  Zeugnisses  mit  Haft  nicht  unter  6  Wochen  bis  zu 
'.!  Monate:]  bestraft  werden.  Krank  heiundene  <. icwctr'smal'i^e  werden 
■.■ein  Ar/le  ant  Staatskosten,  in  besi  <u deren  dringenden  Killen  leieplmmscli 
oder  telegraphisdt  dem  Kreisärzte  naiucnllieli  mitgeleill.  der  auf  Staats- 
kosten,  auf  Wunsch  auch  auf  ihre  Kosten  die  Überführung  in  ein  Kranken- 
haus anordnet  Die  Nichthefolgung  der  Anordnung  des  Arztes,  ein 
Krankenhaus  unmittelbar  nach  der  Untersuchung  aufzusuchen,  wird  mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr,  jedoeh  nicht  unter  'i  Monalen  bestraft. 

Hei  Uherfülliing  der  kia.ikcnk;iit.«ci  kann  ausnahmsweise  iuiihulali  irische 
fHehandlimg  angeordnet  weiden.  Dies  bi.dem  üesuiKiheilsamt  unter 
fiegründung  mitzuteilen.  Dieser  ist  dann  herecbtigl,  in  eine  Prüfung  des 
Falles  einzutreten.  Arzneimittel  und  Gegenstände  der  Krankenpflece 
«erden  auf  Staatskosten  geliefert 

Die  Gewerbsm  all  igen  haben  jcdenWolmungswechselspälcsiensJTagenach 
dem  Weg/ itj:  dem  bisherigen  und  dem  neu  /ti-lä  Eid  igen  Kivistrzl  zu  melden. 
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Js  1  f > .  Dit'  HiAHThsniiiiii«!'  Heliaiidlmiir  von  ( i h luclitükr.i "kli l' itt:i . 
die  nicht  auf  Onind  eigener  Wahrnehmung  an  der  bcllandelten  Person 
erfolgt  (Fernbehaudlitiigl,  ist  vc  rhu  (eil. 

Personen,  die  die  staatliche  Anerkennung  als  Arzt  (Approbation)  nicht 
besitzen,  ist  jede  gewerbsmäßige  oder  nicht  gewerbsmäliige  Behandlung 
von  Gesch  kell  Iskrankhciicn  verboten,  es  sei  denn,  dali  sie  in  einer  be- 
sonderen Prüfung:  den  Erfordernissen  des  §  17  nachgekommen  sind. 

§  17.  Als  atteslierfäliitfe  Kraukenbehaitdler  werden  ancli  solche  nicht 
approbierte  mit  allen  aus  diesem  Gesetze  erwachsenen  Rechten  und 
Pflichten  zugelassen,  die  vor  einer  besonderen  aus  drei  beamteten  Ärzten 
und  drei  staatlich  zu  berufenden  Kraukciihchandlern  bestehenden .  unter 
einem  unparteiischen  Vorsil/esitieii  t;i  Menden  iviirmiisSMiii  bewiesen  haht-u, 
daß  sie  die  theoretischen  und  praktischen  Kenntnisse  und  die  Einrich- 
tungen besitzen,  die  zur  exakten  Erkennung  der  Geschlechtskrankheiten 
und  ihrer  Ansteckungsgefahr,  zur  Stellung  der  Diagnose  und  zur  Er- 
kennung der  erfolgten  Heilung  nötig  sind.  Über  Verfehlungen  dieser 
rieht  approbierten  l'e^oncu  entscheide!  die  im  §  fi  angegebenen  Kom- 
missionen, die  durch  4  bezw.  6  nicht  approbierte  stimmberechtigte 
attestierfähige  Krankenbehandlcr  verstärkt  werden, 

S  IS.  Unter  dem  Schilde  der  ad'.'st  knalligen  appnjt'krkii  Ärzte  und 
nicht  approbierten  Krankenbchandler  wird  ein  vom  Staate  einheitlich  her- 
gestelltes Emailleschild  mit  roten  Buchstaben  angebracht  mit  der  Be- 
zeichnung: 

a)  attesiierfähiger  Arzt  für  Geschlechtskrankheiten; 

b]  attesikrfahig  für  Ueschlectuskrariklicitci;. 

§  19.  Attestierfähige  Personen,  die  dem  Gesundheitsamt  oder  sonstigen 


irm  Gefängnis  nicht  unter  einem  Jal 
nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
Verfolgung  Iritt,  soweit  es  sieh  um 
ein.  Der  Antrag  kann  bei  Verheil 
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Strafverfolgung  verjährt  in  6  Monaten.  Der  Antrag  kann  vom  Gericht 
im  Vorverfahren  nach  Prüfung  und  Begrün  düng  rechtskräftig  abgelehnt 
werden,  nachdem  der  Antragsteller  vorher  gehört  worden  ist. 

Ist  eine  gerichtliche  Untersuchung  aus  Absatz  I  eingeleitet  und  der 
Geschlechtsverkehr  für  die  fragliche  Zeit  nachgewiesen,  so  hat  das  Ge- 
sundheitsamt auf  Verlangen  des  Gerichts  mitzuteilen,  und  zwar  nur  be- 
jahend, oder  verneinend,  oh  der  lkschuk%!e  zur  Zeit  der  angeblichen  Tat 
als  geschlechtskrank  oder  als  gesund  gemeldet  war. 

§  2t.  Personen  mit  frisch  erworbener,  primärer  oder  sekundärer 
Si  nhilis  dürfen  mindestens  2  Jahre  nach  der  Aii.-ieekimi;.  lio-i  einer  Soaic 
laut  §  20  von  wenigstens  1  Jahr  bis  zu  3  Jahren  Gefängnis,  nicht  ge- 
sddedulieli  verkehren  oLler  heiraten. 

Sie  haben  während  dieser  zwei  Jahre  alle  acht  Tage  dem  nach  §  8 
ziul:int%cii  Amte  t'in  ionmilariiiiiliiKL'i  Gesundheitsattest  einzusenden, 
es  sei  denn,  daß  sie  in  der  symptomfreien  Zeit  durch  ärztliches  Attest 
von  der  Formularein Sendung  für  eine  3  Monate  nicht  überschreitende 
Frist  befreit  sind.  Diese  Frist  wird  unterbrochen,  sobald  bei  dem  Melde- 
pilichtigen  ein  neues  mit  Ansteck n ngsgefa Ii r  verbundenes  Kranklieiis- 
stadium  sich  einstellt.  Nach  Ablauf  der  obigen  zwei  Jahre  ist  nur  dann 
eine  neue  Meldung  alle  acht  Tage  zu  erstatten,  wenn  noch  ansteckungs- 
fähiiie  Kraiikiieiisersdieiniiu^eii  vurlianden  sind  oder  auftreten,  bis  ein 
nneiiiertalilger  Arzt  die  \nsieekuii^sr.idL:liclikeit  verneint.  All  Syphilis 
Erkrankte  haben  für  die  ersten  zwei  Jahre  jeden  Wohnungswechsel  dem 
/.iifli'indi);eii  Gesundheitsamt  mit'.nleilen.  liiiekeumarkseliwindsudu  und 
G'.'l!iii]i'i"WL'idiui!ji  bedürfen  nur  eiulialhjährij'er  fiWklurL:. 

§  22.  Wer  eine  Ehe  eingeht,  obsebon  er  weiß  oder  den  Umständen 
nach  wissen  muß,  daß  er  sich  in  einem  mit  Ansteckungsgefahr  ver- 
bundenen Stadium  einer  Geschlechtskrankheit  befindet,  ohne  dem  anderen 
Elideil  vor  [  in e.eli ml).',  der  r.hc  iihei  seine  Krankheit  MiUi/iluri:  gemaeht 
zu  haben,  wird  mit  Gefängnis  von  wenigstens  1  Jahr  bis  zu  3  Jahren 
bestraft.  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  ßieser  kann  zurück- 
genommen werden. 

§  23,  Das  Halten  eines  Bordells  oder  einer  zu  gleichem  Zwecke  be- 
stimmten Wirtschaft  oder  Anstalt  ist  verboten.    Bis  zum  I.Januar  1921 

§  24.  Es  ist  verboten,  Mittel,  Geernsuhule  oder  Verfahren  zur  Heilung, 
Linderung  von  Gesddedilskrimkheiten.  sowie  von  Krankheiten  oder 
Leiden  der  Uesen  kvlitFiirii.'ine  Jureh  Ar.iii  meen .  Anfiel  Innren,  Films 
oder  auf  andere  Weise  zu  geschäftlichen  Aivekrn  i'iiietillich,  brieflich 
oder  durch  Verbreitung  von  Kek  lau  lese- Ii  ritten ,  Abbildungen  und  Dar- 
stellungen, atie'h  in  verwilderter  hinn,  ;iii/:iikiiiidi^i,ii  oder  anzupreisen 
oder  an  allgemein  ziiKäugl idieu  Urten  auszustellen. 
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Straflos  bleibt  das  Ankündigen  oder  Anpreisen  der  in  Absatz  1  be- 
zeichneten Mittel,  Gegenstände  und  Verfahren  an  Ärzte  und  Apotheker 
und  andere  Personen,  die  .mit  solchen  Mitteln  oder  Gegenständen  er- 
laubterweise Handel  treiben,  und  in  wissenschaftlichen,  namentlich  ärzt- 
lichen und  pharmazeutischen  Fachzeitschriften. 

§  25.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
dreitausend  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  oder  Haft  wird  bestraft: 

1.  eine  Amme,  die  ein  fremdes  Kind  stillt,  ohne  im  Besitz  eines  un- 
milti-lliiiv  vor  Antritt  dci  Sldlmii;  ansevsteilti'u  ärztlichen  Zeugnisses 
darüber  zu  sein,  dali  sie  nicht  an  einer  üe5chleclitsk:\niklicit  leidet; 

2.  wer  zum  Stillen  eines  Kindes  eine  Amme  in  Dienst  nimmt,  ohne 
sich  davon  überzeugt  zu  haben,  dali  sie  im  Besitze  des  in  Ziffer  1 
bezeichneten  ärztlichen  Zeugnisses  ist; 

3.  eine  weibliche  Person,  die  wissend,  daB  sie  an  einer  Geschlechts- 
krankheit leidet,  ein  fremdes  Kind  stillt; 

4.  wer  ein  syphilitisches  Kind,  für  dessen  Pflege  er  zu  sorgen  hat,  in 
Kenntnis  der  Erkrankung 'von  einer  anderen  Person  als  der  Mutter 
stillen  Iä6t,  oder  wer  im  gleichen  Falle  ein  sonst  geschlechtskrankes 
Kind  von  einer  anderen  Person  als  der  Mutter  stillet)  läßt,  r>hne  sie 
über  die  Krankheit  und  die  gebotenen  Vorsichtsmaßregeln  durch 
einen  Arzt  mündlich  unterweisen  zu  lassen; 

5.  wer  ein  geschlechtskrankes  Kind  in  Kenntnis  der  Erkrankung  in 
Pflege  gibt,  ohne  die  Pflegeeltern  von  der  Krankheit  des  Kindes  zu 
benachrichtigen.  Straflos  ist  das  Stillen  oder  Stillenlassen  eines 
syphilitischen  Kindes  durch  eine  weibliche  Person,  die  selbst  an 
Syphilis  leidet. 

§  26.  Kein  Patient  darf  zu  einer  Behandlung  gezwungen  werden, 
wenn  sie  mit  einer  ernsten  Gefahr  iür  Lehen  und  Gesundheit  verbunden 
sein  kann,  und  gegen  die  er  ausdrücklich  Einspruch  erliebt,  solange  er 
seinen  Verpflichtungen  aus  §  2,  8  und  15  nachkommt. 

S  27.  liotuit  wir;!  jeder  vursdt/Iii'lie  "der  iahrlä^iiie  Vergoß  gefeit 
§  2,  §  3  Abs.  1,  §4,  §  9  und  §31  Abs.  2  mit  Haft  biszu  6  Wochen 

oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  M. ; 
gegen  §  7  und  §  2'J  mit  Gefängnis  nicht  unter  1  Jahr  bis  zu  1  Jahren; 
gegen  §  16  und  ■?  24  mit  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr; 
gegen  §  23  mit  Gefängnis  nicht  unter  2  Jahren. 
Bei  Verstößen  gegen  §  2,  §  3  Abs.  I,  §  9,  §  15,  §  19,  §  20,  §  21 
und  §  22  können  bei  Vorliegen  ganz  besonderer  mildernder  Umstände 
die  Strafen  vom  Gerieht  erlasssen  werden.    (Siehe  Kapitel  H.  England.) 
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§  29.  Wer  eine  unbescholtene  weibliche  Person  unter  Ausbeutung 
ihrer  durch  Amt  oder  Dienstverhältnis  oder  in  ähnlicher  Weise  be- 
gründdun Abhängigkeit  zum  Gesell! cch ts verkehr  bestimmt  oder  verführt, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft 

§  30.  Wer  unter  seiner  Adresse  eine  dieses  Gesetz  betreffende  An- 
zeige erstattet,  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dal)  ihm  vom  Gericht  und 
von  sonstigen  Behörden  sille  Zustellungen  und  Briefe  an  eine  von  ihm 
bezeichnete  Adresse  oder  Person  übersandt  werden.  Erst  wenn  er  dann 
nicht  in  den  Besitz  der  Zusendungen  kommt,  dürfen  diese  an  seine 
richtige  Adresse  dirigiert  werden.  Das  Angeben  einer  falschen  Adresse 
oder  U'eliriim;;.  eines  falschen  Namens  (1.!er  Si.mdes  in  beziu;  auf  dieses 
Gesetz  wird  wie  eine  Urkundenfälschung  bestraft. 

§  31.  Der  La  ndeseesetz  gebung  bleibt  es  vorbehalten,  Ausföhrungs- 
bestimmungen  zu  diesem  Gesetze  nach  vorheriger  Beratung  mit  dem 
diskreten  Gesundheitsamte  zu  treffen.  Das  Gesundheitsamt  gibt  halb- 
jährlich auf  Grund  der  Erfahrung-Ii  K:elulink'ii  für  die  Ärzte  und  das 
Publikum  heraus. 

§  32.  Nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  dürfen  vom  Richter  alle  bis- 
herigen ( h-set/f,  Verordnungen  und  Vorschriften,  welche  im!  dem  vor- 
liegenden Gesetz,  mit  den  laut  §  13  durch  Reichsgesetz  zu  regelnden 
Grundsätzen  und  mit  den  laut  §  31  zu  erlassenden  Aiisführuiigshesiim- 
uiuuneii  in  Widerspruch  stehende  besuniTTUuiucu  enthüllen,  nicht  berück 
sichtigl  werden.  Alle  schon  erfolgen  IkstrafuiiKcii  auf  Grund  der  bis- 
herigen §  361,6  und  §  180,6  werden  aufgehoben. 

5  33.  Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  der  Verbindung  in  Kraft. 

II.  Die  beschränkte  oder  bedingte  Anzeig  epili  ritt  oder  das  Anulgeredit 
oder  die  Anzeiget*  illkflr. 

a)  Der  auf  diesem  Prinzip  beruhende  Regiensjigstnttvurf  vom  10. März  20. 

Parlament,  Ubiern  uu.  und  Vnlk  shd  sich  in  Dl-iiIs;-1i[;iilJ  darüber  eini;;. 
da  Ii  /ur  effektvollen  staadidicn  Bekam  pfuiip;  der  UcsdileclHskrauklicilcn 
die  Anzeigepflicht  eingeführt  werden  solle.  Hierbei  scheiden  sich  nun 
die  Geisler.  Die  einen  empfehlen 

1.  die  allgemeine  gleiche  diskrete  Anzeige- u  n  d  Behandln  n  gs- 
pflicht  ohne  Namensnennung  an  ein  zum  strengsten  Still- 
schweigen verpflichtetes  Gesundheitsamt  (preußische  Landes- 
versammlung), die  anderen,  die  Minderheit 

pflicht  des  Arztes,  d.  h.  der  Arzt  teilt  den  vollen  Namen  des 
Geschlechtskranken  der  Oesuudlicitshrhordc  mit.  aber  nur.  wenn 
'dieser  sich  der  Behandlung  entzieht  oder  wenn  er  andere 
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infolge  seines  Berufs  oder  seiner  persönlichen  Verhält- 
nisse gefährdet.'  So  lautet  die  Fassung  des  Itegierungscntwurfes  vom 
10.  März  1920.  DTeser  Regierüngsentwurf  hat  folgenden 
Wortlaut: 

Reichsrat  Drucksache  Nr.  7 1 .  Tagung  1920 

Berlin,  den  10.  März  1920. 
Dem  Reichsrat  wird  der  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten  nehst  Begründung  mit  dem  Ersuchen  ergebenst 
vorgelegt,  die  gemäß  Artikel  69  der  Verfassung  des  Deutschen  Reichs 
erforderliche  Zustimmung  zu  seiner  Einbringung  an  die  Nationalversamm- 
lung erteilen  zu  wollen.  Der  Reichsminister  des  Innern. 
An  den  Reichsrat  Koch 
Entwurf  eines  Gesetzes 
zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten. 

Die  verfassunggebende  Deutsche  Nationalversammlung  hat  das  folgende 
Oesetz  beschlossen,  das  mit  Zustimmung  des  Rcichsrats  hiermit  verkündet 
wird.  §  1.  Geschlechtskrankheiten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Syphilis, 
Tripper  und  Schanker  ohne  Rücksicht  darauf,  an  welchen  Körperteilen 
die  Krankheitserscheinungen  auftreten.  §  2.  Wer  gesell lechtskrank  ist, 
hat  die  Pflicht,  sich  von  einem  für  das  Deutsche  Reich  approbierten  Arzt 
behandeln  zu  lassen.  1'lteru, Vormünder  und  sonstige  Erziehungsberechtigte 
sind  verpflichtet,  für  die  är/tüche  iSehaudlniif:  ihrer  geedi[eclilskrimkcu 
Pflegebefohlenen  zu  sorgen.  §  3.  Die  zuständige  Gesuudheitsbehürde 
kann  Personen,  die  dringend  veidaditi;!  find,  sesehlectifs krank  zu  sein 
uiic  die  ( icselileclnskrankliei;  weiter  ?u  verbreitet),  Inhalten,  ein  von  einem 
beiiiirdlicli  dazu  ermächtigten  And  auser-lelttcs  /enyiiis  über  ihren  Ge- 
sundheitszustand vorzulegen  oder  sich  der  Untersuchung  durch  einen 
solchen  Arzt  zu  unterziehen.  Auf  Antrag  de-,'  untersuchenden  Arztes  können 
solche  Personen  angehalten  werden,  wiederholt  derartige  Gesundheits- 
zeugnisse beizubringen.  Personen,  die  gesell  lechtskrank  und  verdächtig 
sind,  die  Geschlechtskrankheit  weiter  zu  verbreiten,  können  zwangsweise 
einem  Heilverfahren  unterworfen,  and  i  in  ein  Krankenhaus  verbracht  werden, 
wenn  dies  zur  Verhütung  der  Ausbreitung  der  Krankheit  erforderlich  er- 
scheint. Ärztliche  Eingriffe,  die  mit  einer  ernsten  Gefahr  für  Leben  oder 
Gesundheit  verbunden  sind,  dürfen  nur  mit  Einwilligung  des  Kranken 
vorgenommen  werden.  <j  4.  Wer  den  Beischlaf  ausübt,  obwohl  er  an 
einer  mit  Ausleekiui^sgefalir  verbundenen  ( ieveiileelitskranklieit  ieiuVt  und 
dies  weift  oder  den  Umständen  nach  annehmen  muff,  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Jahren  iiesirr.il,  sofern  nicht  nach  den  Vorschriften  des  Straf- 
gesetzbuchs eine  härtere  Strafe  verwirkt  ist.  Die  Verfolgung  tritt,  soweit 
es  sich  um  den  Geschlechtsverkehr  zwischen  Ehegatten  und  Verlobten 
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h;if[>k'-T,  nur  nni  Anira.e  ein.  [  Iii-  Sirateci  Ii  ilgitng  verjähr!  in  sechs  Monaten. 
S  "V  Dii;  Behandlung  von  f  iL-?L-li!L-fln>k~;u lkliL-i  1t:ii  und  Krankheiten  oder 
L fj i tl u n  der  Geschlechtsorgane  ist  tun  den  für  das  Deutsche  Reich  appro- 
bierten Ärzten  gestaltet.  Jede  Behandlung  solcher  Krankheiten,  die  nicht 
:uiF  (iriuid  i-is^-ntT  Walimchmnti;!  erfoigt  II  i  i nl n- Inn li I u 1 1 ist  verboten. 
Wer  einen  anderen  einem  der  im  Absatz  1  enthaltenen  Verbote  zuwider 
behandelt  oder  sich  zu  einer  solchen  Behandlung  Öffentlich  oder  durch 
VcrLnviliiiig  von  Seliriiten,  Abbildungen  oiler  Darstellungen,  wenn  auch 
in  verschleiernder  Weise,  erbietet,  wird  mit  Gefängnis  Ins  /n  einem  Jahre 
und  mit  Geldstrafe  bis  zu  1 0000  Mk.  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft. 
Gleiche  Strafe  trifft  den  Arzt,  der  sich  zur  Behandlung  der  im  Absatz  1 
bezeichneten  Krank  hei  [er  in  unlauterer  Weise  erbietet.  §  6.  Wer  eine 
gcschlechtskranke  l'ersmi  ärztlich  untersucht  »der  behandelt,  sali  sie  liher 
die  Art  der  Krankheit  und  über  die  Ansteckungsgefahr  sowie  über  die 
Strafbarfceit  der  im  »  4  he/dchneten  I  tandlnngcn  belehren  :irnl  ihr  hierbei 
(in  amtlich  genehmigte-  Merkblatt  .mshätuliget:.  Fehlt  dem  Kranken  die 
zur  Erkenntnis  der  Ansleckiitigsgchhi  erforderliche  hinsieht,  so  soll  die 
Belehrung  und  dre  Aiis/iäiiJigiing  des  MiTkhhtts  ;in  denjenigen  erfolgen, 

Person,  die  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  verbundenen  Geschlechtskrank- 
heit leidet,  ärztlich  behandelt,  hat  der  im  §  13  bezeichneten  Beratungsstelle 
Anzeige  zu  erstatten,  wenn  de"  Kranke  sich  der  ältlichen  Behandlung  ent- 
zieht oder  wenn  er  andere  iu'olgc  seines  ilcrtrfs  oder  Seiner  personlichen 
Verhältnisse  besonders  gefährde;.  Kommt  der  Kranke  den  Anweisungen 
der  Beratungsstelle  nicht  nach,  so  hat  diese  der  im  §  3  be/ctdinden  Ge- 
ilt udbeilsbehörde  Kenntnis  zu  gehen.  -s  S.  Wer  als  Beamter  oder  Anjicstelllcr 
einer  Gesundheitsbehörde  oder  einer  Beratungsstelle  unbefugt  offenbart, 
was  ihm  über  Geschlechtskrankheiten  eines  anderen  oder  deren  Ursache 
oder  über  die  sonstigen  persönlichen  Verhallrusse  der  lierei] igten  dienstlieh 
bekannt  geworden  ist,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1 500  Mk.  oder  mit 
Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft  Die  Verfolgung  tritt  nur  auf 
Antrag  ein.  Den  Antrag  kann  auch  die  Gesuudhcitshchörde  stellen, 
§  9.  Wer  Mittel,  Gegenstände  oder  Verfahren  zur  Heilung  oder  Linderung 
von  Geschlechtskrankheiten  öffentlich  oder  durch  Verbreitung  von  Schriften, 
Abbildungen  oder  Darstellungen,  wenn  auch  in  verschleiernder  Weise,  an- 
kündigt oder  anpreist,  oder  solche  Mittel  oder  Gegenstände  an  einem 
allgemein  zugänglichen  Orte  ausstellt,  wird  mit  Gefängnis  bis  ai  sechs 
Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  Mk.  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
bestraft.  Straflos  ist  die  Ankündigung  oder  Anpreisung  dieser  Mittel  oder 
Gegenstände  an  Ärzte  oder  Apotheker  oder  .in  Personen,  die  mit  solchen 
Mitteln  oder  Gegenständen  erlaubterweise  Handel  treiben,  oder  in  Wissen- 
schaft! i  che  n  ärztlichen  oder  pharmazeutischen  f '.ich/citschrtflen.  §  10.  Mit 
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Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  1 0000  Mk.  oder 
mit  einer  dieser  Sinnen  wird  bestraft,  sulem  nicht  nach  den  Vorschriften 
dcsStrurccL'cl/.liiichs  eine  härtere  Strafe  verwirk!  ist,  Leine  weibliche  Person, 
die  ein  fremdes  Kind  stillt,  obwohl  sie-  an  einer  Geschlechtskrankheit  leide! 
lind  dies  weil!  oder  dun  L'uu-läuiieu  nach  annehmen  muli;  2.  wer  ein 
syphilitisches  Krad'fflr  dessen  Pflege  er  zu  sorgen  hat,  von  einer  anderen 
Person  als  der  Mütter  stillen  lallt,  obwohl  er  die  Krankheit  des  Kindes 
kennt  oder  den  L"m ständen  nach  kenne:]  um  Ii;  'S.  wer  cm  sonst  c.cseiilcd'.'s- 
krankes  Kind,  für  dessen  Pflege  er  zu  sorgen  hat,  von  einer  anderen  Person 

Vorsieh ismalitiah nten  durch  einen  Arzt  mündlich  unterweisen  zu  lassen, 
stillen  läßt,  obwohl  er  die  Krankheit  des  Kindes  kennt  oder  den  Umstanden 
nach  kennen  muß;  4.  wer  ein  mit  Krankheitserscheinungen  an  der  Haut 
oder  an  den  SchHiullfultcu  behaftetes  Kind,  tür  dessen  l'flcj;e  er  /n  surfen 
hat,  von  tiner  anderen  Person  als  der  Mutter  stillen  lalii,  ohne  vorher  durch 
einen  Arzt  die  Krankheit  feststellen  zu  lassen ;  5.  wer  ein  geschlechtskrankes 
Kind,  obwohl  er  die  Krankheit  kennt  oder  den  Umstanden  nach  kennen 
muH,  in  Pflege  gibt,  ohne  den  Pflegeeltern  von  der  Krankheit  des  Kindes 
Mitteilung  zu  machen.  Straflos  ist  das  Stillen  oder  Stillenlassen  eines  syphili- 
tischen Kindes  durch  eine  weibliche  Person,  die  selbst  an  Syphilis  leidet. 
§  II. Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mk.  oder  mit  Haft  wird  bestraft:  Leine 
Amme,  die  ein  fremdes  Kind  stillt,  ohne  im  Itcsi'.z  eines  unmittelbar  vor 
Antritt  der  Stellung  ausgestellten  ärztlichen  Zeugnisses  darüber  zu  sein, 
daß  an  ihr  keine  Geschlechtskrankheit  nachweisbar  ist;  2.  wer  zum  Stillen 
eines  Kindes  eine  Amme  in  Dienst  nimmt,  ohne  sieh  dann;  überzeugt  ?u 
haben,  dali  sie  im  llisitzc  des  in  Zitier  !  bezeichneten  Zeugnisses  ist. 
§  12.  Das  Strafgesetzbuch  wird  abgeändert  wie  folgt:  f.  §180  erhält  folgen- 
den zweiten  Absatz;  Das  Gewähren  von  Wohnung  an  Personen,  die  das 
18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  wird  auf  Grund  des  Absitz  1  nur  dann 
bestraft,  wenn  damit  ein  Ausbeuten  der  Person,  der  die  Wohnung  gewährt 
is(  oder  ein  Anwerben  oder  Anhalten  dieser  Person  zur  Unzucht  verbunden 
ist.  II.  §  184  erhält  folgenden  dritten  Absatz:  Straflos  ist  das  Ausstellen, 
Ankündigen  oder  Anpreisen  von  Gegenständen,  die  i.wt  Vcrhnlimy1!  von 
Geschlechtskrankheiten  dienen,  soweit  es  nicht  in  einer  Sitte  und  Anstand 
«erletzenden  Weise  erfolgt.  III.  §  361,  Ziffer  6  erhalt  folgende  Fassung: 


'!  Kein  billig  Hl  Iii  ein;.-.  rr>  .tacerre,  wenn  er  nicht  ntme  Sachkenntnis  ist, 
wird  cs  einer  auf  die  V(U»swi>lll!ahrl  \:;v.h\  be.la.lltei:  Kernel  Ulli;  verübeln,  tiat! 
sie  mit  scharfen  Maßnahmen  in  (•  'J  dem  unlauterem  treiben  zu  Leihe  geht. 
Aber  wem  müßte  es  denn  nicht  auffallen,  dait  gleich  darauf  in  §  12,  [1  der  platte 
l'icrileini;  der  l<e!:itri]ii(!;!iera:er  star!;  hihihar  wirr!.  W  er  nämlich  weilt,  wesche 
starke  Kräfte  iiriScMialkaiiil.-h-nia'  an  dei  lieiarraiiis:  ir.  lancierenden  I-Vorihvlave- 
Industric  beteiligt  sind,  die  keineswegs  ohne  Einfluß  auf  die  gesctzgtbendcrl 
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6.  wer  öffentlich  in  einer  Sitte  und  Anstand  verletzenden  Weise  zur  Unzucht 
auffordert  oder  sich  dazu  anbietet.  6  13.  Im  gari/cii  Reiefisjjerik-Ii:  müssen 
öffentliche  Beratungsstellen  für  Geschlechtskranke  in  aiisrdchender  Anzahl 
vorhanden  sein.  Die  Voraussetzungen  ihrer  Zulassung 
kivis  wi-rdrii  dl  lieh  Aiiäiiiliftiiijjshes!inii]niiL(;fii  kcivücI 


•  Hell 


Uiibni 


Gesetzes  entstehenden  Kosten  regelt  sich 
Gesetz  tritt  am  ...  in  Kraft  Mit  dem  gl< 
zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankh 
(Reichs-Gesetzbl.  S.  1431)  außer  Kraft. 

W  Historisdies  und  Kritisches  über  o 
Anzeigepflic 

Im  Jahre  1835  wurde  in  Preußen,  wie 
derGeschlechtskrankheiten  das  sogenanntt 
dieses  Regulativs  s.  S.  75]  eingeführt,  d; 


und  ihr  Aufgaben  - 
welche  die  Rciehs- 
Die  Zuständigkeit 
»lusfühning  dieses 
echt  §  15.  Dieses 
itt  die  Verordnung 
I.  Dezember  1  giS 


s  Prinzip  der  beschränkten 


putativ«  [Wortlaut  des  §  65 
n  Arzte  eine  beschrankte 

Korruption  Tür  und  Tor 

r  Geschlechtskrankheiten 


inkle  Au/eigepflMit  erwünscht  und  /.war 

unterbricht,  ohne  den  Nachweis  zu  er- 
a\:':.\'  hiv.t: i.-hi:  iiehaiidliiiiii  bi:.cro:->i;n  hat 
l  bringt,  dali  der  Patient  i 


:)  wenn  der  Arzt  erfährt,  dal!  der  Kranke  durch  seine  berufliche  Tätig- 
keit oder  seine  persönlichen  Verhältnisse  eine  erhebliche  Gefahr  für 
seine  Umgebung  bildet.» 


Faktoren  sind,  der  darf  nicht  verkennen,  wk-  durch  S  12,11  der  5  9  eigentlich 
wieder  au  Her  Kraft  geset,!  wirrt.  L.'iui  er  wirrt  auch  wissen,  wer  jene  Kräfte 
repräsentiert  ~  Är/Ie,  die  an  der  La-)[r:- "d , - .  ti .-, ,  ^Mial-I  ndu-iric  interessiert 

„iml  uurt  .lie  Iii;Iu-uH\':i.  die  n  ■  dir  \i,U-  nidn   b.m.'a.  Was 

aber  wird  nun  der  Weisheit  letzter  Schlufi  sein?  —  In  Zukunft  wird  Krclhi  und 
i'letlli  ihre  y  Ii  annmidcrcaden  lit.kan.lliuli^'ii'liiulc  rlil  I  leilinhrel  :■!  VVi  liiiliin,--.- 
kontore  und  Verhütungsmittel  umf irritieren.  Regicruugs  Weisheit!    Dr.  Dreuw. 
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Als  üb  uich;  jeder  Gesddedus  kranke  eine  erhebliche  Gefahr  für  seine 
Umgebung  bilde!  Sowohl  die  denkenden  und  sich  der  Tragweite  be- 
wußten Ar/Ie  würden  siel  i  für  diese  St  Ii ! !  ii  f  i\:  -  und  Hütteklienslt,  ;»]■>  aueli 
die  Patienten  für  diese  Knechtsdiaft  seitens  eventueller  gewissenloser  und 
gewinnsüchtiger  Ärzte  bedanken.  Schon  seit  1835  hat  dieses  «Regulativ« 
zur  Mißwirtschaft  geführt,  so  daß  es  fast  unbegreiflich  ist,  wie' der  Aus- 
schult einen  solchen  Vorschlag  ca.  80  Jahre  später  wiederholen  konnte. 

Kür  den  ■■Diskrelionisnius--  traten  ein; 

1)  Die  luvnlliselie  Lindes  Versammlung  am  25.  Februar  1920,  21  fast 
sämtliche  Frauen  vereine,  3)  der  internationale  Ärztekongreß  1913, 
4)  Amerika  führte  bei  Beginn  des  amerikanischen  Krieges  mit  großem 
Frmlg  die  allgemeine  ein  und  'S1-)  lierliner  Fraiienvereir.e  beantragten 
sie  bei  der  \';i(ii>r:al  Versammlung  usw.  usw.  Für  die  besebränkte  An- 
/ei<;e[>ilieht  entseliied  sieh  [rot/  der  Ab^timmim;'  der  preußischen  Laildes- 
versammlung  das  Reith smmisterium  des  1  Innern  in  dem  Regierungs- 
entwurf  vom  II).  Mär;  1920.  Dieser  Regierungsentwurf  kam  unter 
der  sachverständigen  Beratung  von  Dr.  Struve  und  Prof.  Blaschko 
unter  dem  Dezernenten  Geh.  Reg.-Rat  Dr.  med.  Hamel  zustande.  Ärzt- 
liche Anhänger  der  allgemeinen  Anzeigepf licht  wurden  nicht  hinzugezogen. 
In  der  Begründung  (Drucksache  Nr.  71)  ist  daher  erklärlicherweise  das 
Won  allgemeine  Auzeigepflidit  ■  nieitl  einmal  erwähnt,  so  ab  oh  darüber 
noeh  nie  ein  Won  der  l>i?kti>*i'Hi  st.iUe.eluuden  balle  (vgl.  die  Verhand- 
lungen a)  drslJeieliMaLisamsebus-e!-.  b!  der  preu  beeilen  l.audesvei  Sammlung 
vom  25.  Februar  1920  und  des  Ausschusses  der  Landesversammlung.) 
Durch  die  Bestimmung  vom  20.  Februar  1920  ist  der  Medizinal- 
vertreter Preufiens  verpflichtet,  im  Reichstage  die  allgemeine 
diskrete  Anzeigepflicht,  mag  er  selbst  denken  wie  er  mag,  zu  be- 
fürworten. 

Wenn  die  Berater  der  Reichsregierung  trotzdem  den  Gesetzentwurf 
Nr.  2  empfohlen  haben  und  das  Reiclisministerium  sich  dem  anschloß, 
dann  hätte  man  erwarten  sollen,  dalt  sie  die  Lehren  der  Geschichte  be- 
nieksielitigei:  würden.  !');is  ist  aber  nielit  geselieheu.  Denn  die«'  ■be- 
schränkte« oder  »bedingte  Anzeigepflicht'  war  vom  Jahre  1835  bis  zum 
Jahre  1905  in  Preußen  Gesetz.  Und  das  Resultat?  Kein  Arzt  hat  je  Ge- 
braucii  vmi  dieser  Amcige'Hieiit  oe.uaebt. 

Wir  erleben  es  also,  daß  eine  Regierungsbürokratie  zwar  eine  Anzeige- 
pflicht für  erforderlich  hält,  aber,  falsch  beraten  eine  solche  dem  Reichs- 
tage vorschlägt,  von  der  feststeht,  daß  sie  nicht  gehaudhabl  wird.  Und 
das  ist  vielleicht  die  Absieht  mimdier  Ir.ierersenteu,  die  direkt  oder  indirekt 
ihren  Einfluß  auf  die  Reichsregierung  ausüben,  weil  sie  fürchten,  daß 
ihre  Einnahmen  von  Hunderltausenden  pro  Jahr  mehr  unter  alle  Ärzle 
verleih  werden,  und  dal;  eine  Koiürülle  derselben  einiriti,  wenn  die  all- 
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gemeine,  gleicht:,  diskrete  Auzcigcpflicht  eingeführt  wird.  Dali  aber  die 
bedingte  Anzcigcpflidil  nicht  i'chaudhabt  wird,  beweis:  folgender  [J;issus 
aus  einer  Arbeit  des  Ministerialdirektors  Kirchner,  des  bisherigen  Leiters 
der  Medizinalabteil  niig  in  Preußen,  die  er  in  der  »Zeitschrift  fur  ärztliche 
Fortbildung-,  Jahrgang  1917,  Nr.  II,  veröffentlichte.  Prof.  KIRCHNER 
schreibt  unter  anderem  darin:  Das  vom  8.  Anjrusl  ]S'j5  bis  zum  Jahn: 
|t)()5  in  Preußen  y^h-'iiJe  .Regulativ'  schrieb  eine  |bedingte  Anzeige- 
pflieht  vor,  die  dahin  ging,  daß  die  Anzeige  an  die  Polizeibehörde  nur 
dann  erforderlich  wäre,  wenn  nach  dem  Ermessen  des  Arztes  von  der 
Verteil  Weisung  Llcr  Krankheit  nachteiline  Pollen  für  den  Kranken  oder 
für  das  Gemeinwesen  zu  beiiirchten  siiul.  Diese  An«'k;cpil:chl  war  weder 
Fisch  noch  Fleisch  und  iiüiii  kmnue  damit  nichts  aitlaueen.  Die  Sache 
wurde  dem  Ermessen  des  Arztes  überlassen,  dem  damit  eine  Verant- 
wortung auferlegt  .wurde,  die  er  eigentlich  nicht  tragen  konnte.  Ich 

entsinne  mich  nicht,  jemals  gehört  zu  haben,  daß  ein  Arzt 
diese  Anzeigepflicht  beobachtet  hatte.«  Was  also  70  Jahre  als 
fertiges  Gesetz  in  Preußen  versagte,  das  soll  nach  dem  neuen  Oesetz- 
.■nlwurt  IQvs  Reich  Ueselz  »erden 

Noch  eigenartiger  aber  ist  es.  datl  'nach  dem  Regierungscutwuri  die 
■beschr Jit Ine-,  der  Kurruplion  und  dem  Cjcldsch:ciH.rlum  Tue  und  lor 
öffnende  Anzelgtplhcl  i  seitens  des  Ariles  zunächst  an  die  licratutigs- 
stellcn  Is  S  20  »)  und  von  dort  an  d.e  GeS.indhe.lsbciiürdr,  d  b.  da  diese 
in  dein  Entwurf  der  Regierung  nicht  näher  definiert  ist,  wohl  an  die 
Polizeibehörde  ge.'Cilct  wi'd.  D.c  IteiaUingssteÜeu.  die  mit  einer  bisher 
norh  nie  dagewesenen  behördlichen  und  journalistischen  Reklame  emp- 
fohlen wurden.  Sind  also  der  Kriisilbsalionspunlit  des  neuen  (ieselz- 
entwürfe  l?l  dieses  n.tn  tH.rech|.gt?  Hierauf  gibt  die  amtliche  Stahfli* 
Aulkl.irung.  Denn  an  den  Früchten  wird  man  die  llerat'j  n  gs  - 
stellen  erkennen.' 

Der  Regierungsentwurf  Nr.  71  schreibt  in  der  Begründung: 

"§  13  Beratungsstellen.  Im  Kampfe  gegen  die  Geschlechtskrankheiten 
kommt  den  vornehmlich  von  den  I.  iirulesu'rstchci  i:iii;san-.i;ilten  seit  einigen 
Jahren  begründeten  öffentlichen  Beratungsstellen  für  Geschlechts- 
kranke eine  hervorragende  und  sMiuh:  zunehmende  [iedeuiimg  zu.  Im 
Herbste  191°  bestanden  bereits  122  solcher  Beratungsstellen. 

An  den  Bora  tun  gesteh  et  i  sind  außer  der  einrichtenden  Latidesversiche- 
rungsauslalt  viel  bch  noch  andere  L a ridesvers ich eruugsari stallen  und  Sonder- 
anstalten sowie  die  Reichsvcrsicherungsanstalt  für  Angestellte  beteiligt. 
Die  Beratungsstellen  sind  !meist  in  Verwaltungsgebäuden  von  Landes- 
uTsicliciuiicsanstiiltcu,  Oitski.-uikcii  bsscu  u:iil  *  IH'rversid'cniniisäimcrii, 
in  städtischen  Krankenhäusern  oder  anderen  siädlisehcn  I  >icn-(i;e!:ä'iii!eu 
und  in  Sprechzimmern  der  beratenden  Arzte  untergebracht. 
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Die  Sprachstunden  fand™  im  allste  meinen  für  Männer  und  Frauen, 
zumeist  an  verschiedenen  Wochentagen,  getrennt  statt,  und  zwar  meist 
in  der  arbeitsfreien  Zeit. 

Im  Jahre  1  QtS  wurden  bei  den  Beratungsstellen  insgesamt  33078 
(19141')  Personen  gemeldet.  <D.  h.  also,  es  wurde  1  Patient  pro  Tag 
gemeldet.  Dr.Dr.)  Die  vorzüglichen  Ergebnisse  (!),  die  die  Tätigkeit 
dt/r  iiiTiitiitiHislL'lk-ri  bisher  ^diribt  lui.  i'.dseu  au)  du'  N'iili'.'emligkeit  hin, 
den  Ausbau  der  bestehenden  und  die  Begründung  neuer  Stellen  mit  allen 
Mitteln  zu  fördern.  Sie  sollen  in  Zukunft  das  natürliche  Bindeglied 
zwischen  dem  Kranken  und  dem  Arzte  einerseits  und  der  Ueäimdlieits- 
behörde  anderseits  werden.  §  13  schreibt  deshalb  ausdrücklich  vor,  daß 
im  (ranzen  Rdel^gebiei  i.ftentaeiie  Hei-a[iiu:;.Mcllcn  in  einer  dem  Bedürfnis  ■ 
entsprechenden  Anzahl  vorhanden  sein  müssen.  Die  weitere  Ausgestaltung 
des  Beratungswesens  mui)  naturgemäß  an  die  vorhandenen  bewährten 
Einrichtungen  anknüpfen.  Die  näheren  Vorschriften  hierüber  im  Rahmen 
des  Reichsgesetzes  zu  geben,  erscheint  doch  angängig.  Die  Bestimmungen 
über  Zulassung  und  Aufgaben  der  Beratungsstellen  sind  deshalb  der 
Reichsregierung  und  dem  Reichsrat  vorbehalten«. 

Diese  mit  großer  Reklame  und  Vorschußlorbeeren  für  die  Erfinder 
propagierten  Stellen  sollen  allen  denjenigen  Kranken,  die  sich  freiwillig 
melden  oder  durch  Vermittlung  oder  durch  eigenmächtige  Mitteilung  des 
behandelnden  Arztes  selbst  unter  Brechung  seiner  bisherigen  Schweige- 
pflicht gemeldet  werden,  schriftlich  und  mündlich  von  Zeit  zu  Zeit  daran 
erinnern,  daß  sie  noch  behandlungsbedürftig  sind.  Wohl  die  meisten 
Ärzte  stehen,  abgesehen  von  den  Drahtziehern  dieser  Fehlidee,  auf  dem 
Sbndpiinkt,da6dicBeratuugs^lleuein  uimut/esimdzw.TWmes/wischen- 
glied  zwischen  dem  Arzte  des  Vertrauens  und  dem  Patienten  darstellen 
und  daß  die  Sprechzimmer  der  Ärzte  die  besten  Beratungsstellen  sind. 
In  der  Tat  hat  schon  seit  Jahren  kaum  ein  Arzt  eine  Meldung  gemacht, 
ein  Zeichen,  für  wie  wenig  beachtenswert  die  Ärzteschaft  die  Schöpfung 
l'tof.ülasehkosaio-idn.  Sehr ridElijr  fcliri-.-bt  i.-ii. McJ.-Uiu Prof. LESSER: 

■Die  Einrichtung  der  Beratungsstellen  ist  so  gedacht,  daß  dort  die 
Patienten  untersucht  werden,  Und  dall  dann  die  Kranken  zur  Behandlung 
an  einen  Arzt  oder  eine  Poliklinik  oder  ein  Krankenhaus  gewiesen  wer- 
den, die  gewissermaßen  die  ausführenden  Organe  der  Beratungsstellen 
bilden.  Nach  Beendigung  der  Behandlung  haben  sich  die  Kranken  wie- 
der in  der  Beratungsstelle  einzufinden  und  werden,  sobald  dies  nötig  ist, 
wieder  zur  Behandlung  zum  Arzt  geschickt.  Außerdem  werden  sie  über 
Bedeutung  und  Gefahren  ihrer  Krankheit  orientiert.  Aber  das  ist  doch 
schließlich  nichts  anderes  als  die  Methode,  die  jeder  tüchtige  Arzt  stets 


')  Die  ein  geklammert  m  Zahlen  beziehen  sich  auf  das  Jahr  1917. 
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n  Kranken  anwendet.  Es  ist  dies  so  selbstverständlich,  daß  ich 
weiter  anzuführen  brauche.« 

r  erwähnt  dann  den  Zeitverlust  durch  die  unnötige  doppelle 
Innig,  'Iii'  eventuellen  Meimm^sversehiedenlieiieii  zwischen  hc- 


?i  i(TO  RridissiraiVset/hudieH.  Vorsorge  dafür  zu  ;rcf)"e[], dali  eine  Miltdliin.; 
an  zur  offen  fliehen  Fürsorge  berufene  Behörden,  wenn  das  Schweigen  im 

breitung  von  ansteckenden  Krankheiten,  gebrochen  wird,  als  unbedingt 

.Mi;  Je,  An:i:ilnriu  dieses  Paragraphen  wäre  dem  Bruche  des  Berufs- 
geheimnisses Tür  und  Tor  geöffnet,  ia  es  stände  nichts  im  Wege,  auch 
die  Polizei  als  eine  zur  öffenilidien  Hirsfu-ye  berufene  Behörde  anzusehen, 
was  Lesser  warnend  erwähnt.  Die  Krone  setzte  aber  allem  auf  die  Ideine 
Anfraß  1018  im  Reichstage,  die,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  in  aus- 
weichendem Sinne  beantwortet  worden  ist  Es  wurde  an  den  Herrn 
Kcichskauzler  das  -Vm-innen  gcstdll,  er  solle  sozusagen  der  richterlichen 
Entscheidung  vorgreifen  und  erklären,  daß  der  §  300  (unbefugte  Offen- 
barung von  Private lieimnissen  durch  den  Ar/t)  für  bestimmte  Fälle 
außer  Kraft  Resetzt  sei.  Es  war  dies  eine  neue  Art  der  Benutzung  kleiner 
.■Vi  fragen,  um  ridüerüche  iiutsciieidu  Ilgen  durch  eine  hVgicriin,;  Verklarung 
in  dr.em  bestimmlen  Sinne  zu  beeinflussen.  Seh:  richtig  verwies  die 
l<ci;ieri;ng  die  Antragsteller  darauf,  dali  es  vom  l:in>eft'all  abhinge,  oh 
eine  höhere  Pflichl  den  Arzt  von  der  Schweigepflicht  entbindet,  und  man 
kann  den  Militärbehörden  ebenso  zustimmen,  dali  sie  'nicht  ihre  Zu- 
stimmuug  zu  einer  Zwangsmcldung  an  eine  Einrichtung  gibt,  die  ihre 
Güte  doch  erst  praktisch  beweisen  soll,  die  keine  gesetzliche  Garantie 
für  Diskretion  gibt,  von  der  aber  die  besten  der  Ärzle  glauben,  daf)  sie 
unnütz,  zwecklos  und  nur  zu  Sdierereini  führend  ist.  Wenn  demgegen- 
über ein  Aufsalz  von  interessierter  Seile,  in  Nr.  89  1 9 1 7  des  *  Vorwärts- 
sagte,  dali  ^das,  was  im  Interesse  der  Volksgesundhdl  liegt,  was  namen- 
loses Elend  zu  mindern  geeignet  ist,  nicht  unbefugt  sein  kann»,  so  ist 
der  fieweis  für  die  Nützlichkeit  der  Einrichtung  nicht  nur  nicht  erbracht, 


Oigitized  by  Google 


Das  Sprech zünm er  des  Arztes  =  beste  Beratungsstelle  205 


sondern  hervorragende  Ärzte,  l'arlamentaricr  und  Soziologen  sehen  in 
HeratuiiKSstellcn  keine  Vervollkommnung  des  jetzigen  Zusla udes,  sondern 
das  Oegenteü.  Heule  hat  sich  denn  auch  herausgestellt,  daß  sie  -namen- 
loses Elend  zu  mindern';  nicht  in  der  Lage  waren,  denn  in  Würzburg 
z.  B.  müssen  schon  geschlechtskranke  Kinder  wegen  Überfüllung  bei  den 
Erwachsenen  liegen  imd  die  Geschlechtskrankheiten  haheu  /.  T.  um  das 
achtfache  zugenommen  und  das  Land  bereits  ergriffen.  Die  beste  fk- 
ratuHcsstello  ist  das  Sprechzimmer  des  Arztes,  zu  dem  der  Patient  Vertrauen 
hat  und  Jen  er  konsultiert,  weil  er  auf  Grund  des  S  JOD  Stillschweigen 
der  Polizei  und  sonstigen  »zur  öffentlichen  Fürsorge  berufenen  Behörden» 
gegenüber  erwarten  kann.  Was  hciltt  im  übrigen  ■  im  allgemeinen  Staats- 
interesse'? Blaschko  ist  sogar  der  Meinung,  wer  seine  Berat  im  gssl  eilen 
nicht  anerkenne,  -schädige  dadurch  den  ärztlichen  Stand'!!  Eine  etwas 
eigenartige  Auffassung  und  Überhebung  seitens  des  Mitvaters  dieser  Idee, 
zumal  der  ärztliche  Stand  nichts-  davon  wissen  will! 
Die  ganze  Einrichtung  der  Beratungsstellen  ist,  wie  er  sagt,  nur  (ür  das 


Worten:  •  Sicher  wollen  wir,  wie  Hie  so  richtig  sagten,  kerne  Klagen  Politik 
treiben.    Dann  dürfen  Sie  aber  auch  nicht  sagent  -Für  das  Volk  sorgt 


nicht  zuletzt,  um  die  Kundschaft  nicht  zu  verlieren.  Und  die  Beratungs- 

zwangs-  (eder  Üherredungs-)  Anstalten-  Dabei  erst  noch  mit  tlcin  unge- 
heuren Mangel,  daß  nur  Leute  kontrolliert  und  gemeldet  werden,  die  es 
gestatten,  also  Veniüftigc  und  Gewissenhafte,  die  mindestens,  als  sie  die 
Erlaubnis  gaben,  ein  lucidum  intervallum  (lichten  Augcnblickl  hatten!  Die 
sind  ja  i:i;  In  st>  gelalulid'..  { 'ml  glauben  Sie.  da  Ii  viele  (deren  es  ja  reichlich 
giht),  leichtsinnige  und  schlechte  Menschen  sieh  durt  heiwillig  melden 
lassen?  Ich  glaube  es  nicht!- 

Die  Leser  der  Tagespreise  erhalten,  namentlich  nach  der  einseitiger;,  du  reit 
eine  grillte  I 'ressekam paguc.  zu  der  die  Mittel  der  I).  G.  II.  ü.  find  Staats- 
mittel verwandt  wurden,  inszenierten  Schilderung  der  IVraiini<isstclle:i 
falsche  Heien  eilt"  ng  dieser  Idee,  die  lmiz  des  Leugnen-  seitens  den  Mittäters, 
des  Sozialdemokraten  lilasehkn.  Klas-cnhy.ciieitc  im  wahrsten  Sinne  des 
Wortes  bedeutet. 

Im  Übrigen  bezeichnete  B  Irisch  kn  die  I!erali:ir.^>tehen  im  :  Ärztlichen 
Vereinsblait«  als  einen  Übergang  und  Umweg  zur  Dauerüberwach ung. 
Wo/u  denn  dieser  [imdit/e  und  !<  ristspiel  ige  Umweg? 
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Wie  Block  (Äiztl.  Vereüubl,  1917,  S.  1 123)  mitteilt,  scheint  die  Be- 
ratungsstelle in  f  (annover  wegen  des  schlechten  Besuches  der  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  nicht  sehr  zu  dienen.  Ministerialdirektor 
Kirchner  erklärte  endlich  am  1.  Februar  1910,  daß,  wie  ich  es  immer 
voran sgesagt  hatte,  diese  Idee  völlig  versagt  habe,  da  man  die  Beratungs- 
stellen wenig  besuche.  Und  in  Berlin  wird  -namenlos-  beraten.  Wie  bei 
einer  namenlosen  Beratung  ohne  staatliehe  Machtmittel  die  Dauerbeauf- 
sichtigung  sowie  die  briefliche  Kontrolle  über  den  Patienten  geharidhabt 
werden  soll,  ist  unerfindlich.  Und  dieser  Oaucrinabiiuiigeu  wegen  ist 
das  mit  grolicr  Zcilunüsrekl.?mc  inszenierte  Sysiem  doch  geschaffen  worden. 
Die  neue  namenlose  Methode  stammt  von  den  wirklichen  Kurpfuschern 
inl.l  r)ilH'ii-ii.  ieii(!en  Ar/teil,  die  keine  Namen  wissen  Wüllen,  aber  Nnniniern 
austeilen.  Und  in  Paris  hatte  in  den  Jahren  1910— 1911  ein  "Eleklro- 
therapeuthisches  Institut:  eine  selir  große  Besudisziffcr.  das  Salvareau- 
injektionen  ä  500  Franken  völlig  diskret  in  der  Weise  machte,  dab  der  betr. 
Patient  an  der  Kasse  eine  Nummer  bekam,  die  ihn  später  wieder  iden- 
tifizierte. Ben  Akiba  bat  also  wieder  einmal  recht  behalten.  Auch  die 
namenhise  Beratung  ist  schon  dagewesen.  Auch  ein  berühmter  Berliner 
Spezialant  hat  eine  derartige  Registratur,  die  von  Niehtärzten  bedient  wird, 
obschon  es  die  des  diskreten  Gesundheitsamts  bekämpft. 

Die  Idee  der  Beratungsstellen  kann  als«  eine  praktische  Wirkung  nicht 
erzielen,  da  naturgemäß  sich  nur  solche  melden  oder  melden  lassen,  die 
schon  an  und  für  sich  gewissenhaft  genug  sind,  die  Behandlung  durch- 
zusetzen, während  die  übrigen,  die  Indolenten,  Böswilligen  und  Imbezillen 
ohne  Zwang  sich  nicht  melden  lassen.  Darum  fort  mit  dieser  Fehlidee, 
die  zu  den  größten  i  lalhlicilcri  gehört,  die  ■  Autoritäten  einer  Regierung, 
mit  der  sie  durch  zahllose  itiudcglicdcr  verwachsen  waren,  in  einer  be- 
völkerungspolitisch sii  kritischen  Zeil  cmpichlcti  konnten.  Fort  mit  den 
nutzlosen  und  daher  schädlichen  Beratungsstellen.  An  ihre  Stelle  gehört 
die  gesetzlich  völlig  verankerte  allgemeine,  über  diskrete  Auzcigepflkht 
für  jedermann,  für  das  "Volk"  und  für  die  -Privatpatienten«. 

Die  folgenden  Zeitungsnotizen,  dicdurcli  die  •Politisch-Parlamentarischen 
Nachrichten"  verbreitel  wurden,  ergeben  Klarheit  und  Wahrheit  über  diese 
Beratungsstellen.  Die  P.  P.  N.  verbreiteten  am  20.  November  1 920  den 
folgenden  Artikel : 

»Millionen Verschwendung  durch  die  Beratungsstellen  für 
Geschlechtskranke. 

Das  Mitglied  im  Heinil  zur  Bckdmpfu'iLi  der  Uesehlechlskr.iiikheiten  im 
Wohlfartsministeriuin,  der  Berliner  Spezialarzt  Dr.  Dreuw,  berichtet  über 
Verschwendung  der  auf  Anraten  Prof.  Illasclikos  von  den  Landesver- 
s  ich  er  i]  1 1  g-.'i  nslal  1c  u  l>c/;ihl(en  und  um  der  -Deutschen  Gesellschaft  zur 
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Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  Wie  150000  Mark  Subvention 
jährlich  vom  Reiche  erhalt,  ubschon  sie  die  Krankheiten  zwar  bekämpft, 
aber  nicht  vermindert,  da  sie  auf  rund  6  Millionen  gestiegen  sind!)  und 
von  der  Regierung  empfohlenen  sogenannten  Beratungsslellen  für  Ge- 
schlechtskran hei  ten.  Eine  Behandlung  findet  meist  nicht  statt.  Was  kostet 
noch  Dr.  Dreuw  dem  Staate  eine  derartige  Beratung  an  den  Beratung- 
stellen, an  denen  meist  Günstlinge  der  obigen  Gesellschaft  wie  z.  B.  in 
Berlin  deren  Generalsekretär  Prof.  Pinkus  mit  Gehalt  angestellt  sind? 
Dr.  Dreuw  schreibt  darüber  den  P.  P.  N.: 

Amtlich  wurden  Hü«  in  Deuisrhland  H8  fkr;ituiig*üte!U'n  gezahlt,  hei 
denen  nur  100361  Personen  (bei  sechs  Millionen  Erkrankungen!)  gemeldet 
wurden.  Die  Arzte  beteiligen  sich  kaum  daran.  Demnach  wurden  bei 
jeder  Beratungsstelle  nur  rund  720  Personen  beraten.  In  Westfalen  waren 
16  Beratungsstellen,  diese  kosteten  1919  585000  Mark.  Für  1920  sind 
rund  eine  Million  Mark  dafür  vorgesehen,  das  heifit  alle  zusammen  ver- 
schlingen rund  3  Millionen,  das  heiilt  bei  100000  Besuchern  kostet  jede 
Beratung  rund  70  bis  SO  Mark.  Dazu  kommen  die  noch  viel  höheren 
Kosten  für  Behandlung.  Das  ist  eine  Verschwendung,  die  in  dem  ver- 
armte" Deutschland  geradezu  zum  Himmd  schien  Dabei  erlassen  die 
Landesversicheiuiigen  einen  Aufruf  zur  Sparsamkeit!  Hier  kann  nur  der 
von  der  preulfischen  Landcsvcrsailimlung  liest hlos Jene  DiskrelioiusTmis, 
das  heim  d;c  Bt-'atuni:  u'i.l  U.  I  j  idl.u  g  dur.  i  jeden  deutschen  Arit  Ah 
hilfe  scharfen  In  dem  neurn  Rcgicrungsgcselzeniwuii  zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskran  heilen  sind  aber  die  Beratungsstellen  als  Kristallisation*- 
Punkt  des  ganzen  Gesetze;  festgelegt- 

Den  P.  1'  N.  ging  von  der  Ijndesversicherungsanstali  Wesrialen  am 
20.  Dezember  1920  folgende  Berichtigung  zu: 

»Die  VivüficrilMdiiniL!  ilts  Berliner  Spe/ialarvtes  !  lern]  Dr.  Dreuw  vom 
22.  November  1920  in  den  P.  P.  N.  entspricht,  soweit  sich  die  Angaben 
□uf  die  Beratungsstellen  der  Landesversidiemng^mstalt  Westfalen  beziehen, 
nicht  den  Tatsachen  und  ist  geeignet,  in  der  Öffentlichkeit  eine  gan?  irrige 
Auffassung  zu  verbreiten.  Wir  sehen  uns  daher  gezwungen,  darauf  folgen- 
des zu  erwidern: 

Weder  die  in  dem  Artikel  genannte  Zahl  der  lieralimgssleileu  noch  die 
Höhe  der  dafür  aufgewendeten  Kosten  entspricht  der  Wirklichkeit.  Richtig 
ist  vielmehr  folgendes:  Im  Jahre  1919  unterhielt  die  Landesversicherungs- 
austalt  Westfalen  neun  Beratungsstellen,  die  einen  Kostenaufwand  von 
145532,85  Mark  —  585000  Mark  -  erforderten.  Diese  5S5000  Mark 
sielten  vielmelu  die  Gcsmiiisi  mime  der  der  LamK>versiciieri:iigaiist;il; 
Westfalen  für  die  Beratung  und  Behandlung  Geschlechtskranker  erwachse- 
nen Kosten  dar.  Von  den  neun  Beratungsstellen  wurden  zu  einem  sehr 
großen  Teile  durch  Ärzte  gemeldet  1 0  1  VA  frkraiikic,  sn  dalf  sich  die  Aus- 
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gabt  für  die  einzelne  Btratuncr  auf  d nichschniTl] id.  ( I  i  J  562,S5  :  1  (H  'M  I 
1 4,29  Mark  stellt,  die  zu  dem  von  Dr.  Dreuw  ganz  willkürlich  errechneten 
Dir  rchschiiittsbet  rage  von  70  bis  80  Mark  in  gar  keinem  Verhältnis  stellt! 
Wo  bleibt  da  die  von  Dr.  Dreuw  behauptete  Verschwendung? 

Was  die  Kosten  für  1020  anlangt,  so  sind  auch  da  dem  Verfasser  Irr- 
tümer unterlaufen.  Mit  den  im  Laufe  des  Jahres  1 920  eingerichteten  fünf 

Ueikü  fleiidurl«s-.1ellel:  -im]  liürntieli!  1-1  tSel;'U]U<;ss!ellen  der  l.andes- 
versieheruiig.auitall  Westfalen  lätig.  Die  An>jialn'ii  für  die  14  Beratungs- 
stellen werden  unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  tatsächlichen  Auf- 
gaben auf  250000  bis  300000  Mark  geschätzt,  Bei  der  Beurteilung  dieser 
Ausgabc'isl  aber  die  ganz  außerordentliche  Zunahme  der  Beratungen  und 
die  Steigerung  der  Kosten  infolge  der  Teuerung  in  Betracht  zu  ziehen. 
Der  Betrag  «in  I  000000  Mark  dürfte  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die 
Ue^ut'.tsu mme  seilt,  die  der  Landcsveriidierm^sitistait  Westfalen  durch 
die  Beratung  und  Behandlung  der  Geschlechtskranken  im  Jahre  1920 
zur  Last  fällt. 

Die  Bthrutdhiüg  der  ( ie-ciilecht-kraukeu  erfolgt,  soweit  die  Laudes- 
lersiellerllng-arrslalt  Westfalen  darauf  F.iirJini  hat,  snusilil  tili  reit  t;acliärzie 
als  auch  durch  andere  praktische  Arzte.  Die  Leiter  der  Beratungsstellen 
sind  angesehene,  im  (In  ansässige,  zum  Teil  heamlete  Arzte,  die  sich  des 
grottten  Vertrauens  erfreuen  und  in  keiner  Weise  von  der  Deutschen 
Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  (ieschlcdiiskrankheiten  abhängig  sind.* 

Hierauf  erwiderte  Dr.  Dreuw-Berlin: 
.Meine  Vcrö'fcnilidnutg  vom  20.  November  ir.  den  IM1.  K.  entspricht 
voll  und  ganz  den  Tatsachen.  Sie  verbreite!  keine  'irrige  Auffassum;  ■■ . 
snudern  .dulde:'  die  Nutzlosigkeit  :md  KosN;>ieligkeii  Jei  üla-disi iVdien 
Idee  der  Berauiugs-Ielitn  uielit  einmal  in  ihrem  ganzen  Umfange.  Denn 
in  Gegenwart  des  Herrn  Re^ierun^priisidenten  Hagemeister  schilderte 
vor  200  Personen  Herr  Landesrat  Krass  in  Münster  i.  W.  {der  die  obige 
■■Berichtigung':  den  P.  P,  tv  zusei  lit-k! )  lau;  Mim^cr';.eher  Anzeiger*  vom 
20.  September  1920  die  Wirkung  der  Heraiimgsslcllen,  die  '  beraten«,  aber 
nicht -behandeln- sollen  —  dazu  sind  alle  deutschen  Ärzte  da  — wie  folgt: 
■Lude  1919  waren  bei  insgesamt  1  38  deutschen  und  anderen  Ver- 
sicherungsanstalten 100361  Kranke  gemeldet.  Die  Provinz  Westfalen 
marschiert  mit  1h  Beratungsstellen  an  der  Spitze.  In  den  ersten  dreieinhalb 
Jahre»  ihres  Bestehens  dieser  lü  Stelleu  sind  diese  von  H50Ö  Personen, 
davon  2100  Männer  und  -14111)  [Tauen  auiiresuchl  worden.  Die  Kosten 
dieser  löStellen  beliefert  sich  l'JIS  auf  1 1)0 1100  Mark.  19HJauf  585 000 Mark, 
und  werden  1920  wohl  1000000  Mark  erreichen.-  Diese  Zahlen  habe 
ich  meinen  Berechnungen  (70  bis  80  Mark  pro  Beratung)  zugrunde  gelegt. 
Dali  1  (er:  Krass  (Münster)  jetzt  andere  Zahlen  angibt  alsohen  im  -Munster- 
sehen  Anzeiger-  als  von  ihm  herstammend  veröffentlicht,  mag  er  selbst 
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erklären.  Wären  aber  diese  seine  Zahlen  nicht  richtig  gewesen,  warum 
hat  er  seit  einem  Monat  dem  ■  Münster'schcn  Anzeiger«  keine  Berichtigung 
gesandt?  Um  dreieinhalb  Jahr  lang  zirka  13500  Personen  (die  Ärzte 
meiden  die  Beratungsstellen,  in  ganz  Sachsen  beteiligten  sich  in  drei  Jahren 
nur  oo  (!)  Ärzte  durch  Überweisungen  daran),  wie  der  Name  sagt,  zu 
>beraten",  d.  h.,  ihnen  das  mitzuteilen,  was  sie  bei  der  Langwierigkeit  des 
Leidens  zu  90  Prozent  von  den  uberweisenden  Krankenkassen,  Militär- 
und  sonstigen  Behörden  schon  wissen,  nämlich,  daß  sie  krank  sind,  werden 
nach  den  obigen  Zahlen  Millionen  Mark  nutzlos  geopfert.  16  Beratungs- 
stellen —  zu  Behandlungen  haben  diese  Stellen  keine  Aktivlegitimation  — 
kosten  zirka  eine  Million,  \'.i<  also  zirka  acht  Millonen.  Was  dann  (in 
dreieinhalb  Jah-en  1  :l  51)':.!  Beralnni.'rn)  jede  llerilini!;  kruicie,  habe  ich 
auf  Grund  der  Krass'schen  Zahlen  den  P.P.N.am  20.  November  mitgeteilt, 
mindestens  70  bis  80  Mark.  Und  bei  nur  0  bzw.  14  Stellen  der  neuen 
Krass'schen  Zahlen  muh  viel  mehr.  Herbst  1'Jl1)  oeslanden  laut  amt- 
lichen Berichts  122  Beratungstellen  und  1'IIS  wurden  insgesamt  nur 
33078,  d.  h.  täglich  in  jeder  Stelle  ein  einziger  (!)  Patient  gemeldet').  Und 
Dr.  Hodann  sagt  in  Nr.  I  1920  des  -Archiv  für  soziale  Hygiene«,  das 

'I  Angesichte  dieser  Scheinerfolge  ist  c 


ie  gemeldeten  Personen  nötigenfalls  wieder- 
citgc  an/n  vertrauen.  Die  Antiiirooims:  cr- 
-ratiin(;«stellen  vermeiden  ünHerlicli  nnit  in 
if  die  liesdilcilitskrankheilen.    [1er  Zweck 


iiiilinv.Tdelithcl.  verer.iHe:!.  I  'js  dei:tellie 
durvh  -\ll--lei:i:'IL:ell.  Kil^ililr'j'jll'lil  ^ell, 

ber  die  Oefahren  der  Gesehlechtskrank- 


Dlgitized  by  Google 


210  Beratum-s  stelle ;  keine  Kontrollinstanz 

von  dem  Reich:.;;cMiudhcil^irut^MitL:lk'Ll  l)r.  Nncsle  herausgegeben  wird, 
■■daß  von  4(1  Kranken,  Jii-  der  leitende  Ar/:  einer  BculfuigssH'Ue  für  he- 
handl Liiinsfähitr  erklärte  nur  ein  einziger  nach  der  erste»  Behandlung  den 
Arzt  wieder  aufgesucht,  habe.«  Diese  als  Kon  troll  instanz  für  säumige 
Palienten  erdachten  Stellen  haben  aus  allen  diesen  Gründen  keinen  Zweck. 
Es  ist  daher  auch  im  verarmten  Deutschland  Verse  luve  ndlinE,  für  eine 
Idee,  die  mehr  den  meist  der  privaten  Deutschen  Oescllschan'  zur  Bc- 
kämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  angehörenden  Leitern,  wie  z.  B. 
dem  Generalsekretär  dieser  (.lest  II  schart,  Professor  Pinkus,  Nutzen  bringt, 
Millionen  auszugeben  und  sie  z»m  Kristallisatioiispunkt  des  Regierungs- 
gesetzentwurfs vom  10.  März  1920  zu  machen.  Dieser  sieht  eine  Anzeige- 
wil  Ikür,  d.h.  ein  Aussuchen  der  an  die  Beratungsstellen  anzuzeigenden  Patien- 
ten vor,  wie  sie  schon  im  Jahre  1S35  bis  1 000  in  I'rcufien  Gesetz  war. 
Es  wird  Zeit,  daß  ein  parlamentarischer  Ausschuß,  dem  alsSadivc:'s-:ai!d)gcr 
ein  Gegner  der  obigen  private»  Gesellschaft  angehört,  endlich  die  Zahlen 
prüft.  Erst  dann  wird  sieh  zeigen,  nh  der  Direktor  der  Berliner  Landes- 
versicherungsan  stall  Geh.  Regieritujiral  Freund  berechtigt  ist,  in  einem 
Leitartikel  des  "Berliner  Tageblatts«  Gelder  für  diese  nutzlose  Idee  auf 
dem  We.^e  eine.;  KcichsnotLjcserzcs  zu  f:irdcrn. 

Wenn  man  beurteilen  will,  ob  eine  Neueinrichtung  [angesichts  der 
Rückschläge,  die  viele  enthusiastisch  Sxgrü Ute,  weil  mit  grober  Reklame 
eingeführte  und  mediziuischerseils  geiol-te  Einricbline.:i.-ri  der  Ncn/cii  mit 
sich  gebracht  haben)  genutzt  oder  geschadet  hat,  dann  läßt  man  zweck- 
mäßig an  Stelle  der  Erfinder  und  ihrem  Anhang  nach  einigen  Jahren  die 
Bilanz  reden.  Prof.  Blaschko,  einer  der  Mitväter  und  das  Haupt  der 
Reklame  für  diese  [ieralmigs-Ansialfcn,  schrieb  in  den  Mitteilungen  der 
DGBG.  1918,  Nr.  1,  2,  äußerst  optimistisch  darüber.  Schon  am 
2a  12.  15  verfaßte  er  im  .Berliner  Tageblatt,  einen  Leitartikel  -Eine 
sozial  hygienische  Reform«.    Aber  auch  offiziöse  Mitteilungen  wurden 

Im  Jahre  1918  wurden  insgesamt  33078  Personen  gemeldet.    11528  er- 


gcstellf,  daß  bei  2454  von  diesen  letzteren  eine     elm ni t-i si:c1i!ir:!;  durch  den  ])-- 

Da  auch  hier  7089  Personen  sich  um  die  Aufforderung  nicht  kümmerten, 
kann  nur  der  Diskretkmismus  Milte  bringen.  Etwa  300011  kannten  also  ihr 
Leiden  schon!  .Wozu  also  der  Lärm?  iUuif-er.;-  vcruüciit lichte  Pinkus  in 
den  Mittcil.  der  HUIiC.  ,i„r  ,[■,-  Ki-.-ilIVlif  I ■  my.    [ncffihrutli:  ivr  1  ,-sei  1 

lud.  Pinkus  süllte  in  K'ijic-i hären  Deutschland  neutral  vertreten!  Nach 
Bnmm,  dem  Präsidenten  des  Reichsgcsuiidheitsanits!  (s.S. '216.)] 
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zur  Beeinflussung  der  öffentlichen  Meinung  in  alle  Zeitungen  lanciert. 
Zahlreiche  in  meinem  Besitz  befindliche  Notizen  aus  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften ergeben  eine  Übersicht  über  die  Propaganda,  mit  der  die  gesamte 
deutsche  Tagespresse  wie  nie  zuvor  überschwemmt  wurde.  Die  Blätter 
der  DQBG.  waren  geradezu  angefüllt  mit  l.obeshymnen.  Die  Kritik 
wurde  unterdrückt.  Die  uinf.niiircichäk  Mi.iiiojrraphie  über  die  Beratungs- 
stellen schrieb  im  Archiv  für  soziale  H viridis:  und  Detnoerapliic  (19'JO. 
1.  Heft.  14.  Rand)  Dr.  med.  .MAX  HOL3ANN  (IkriirO  Über  »Die  so/ial- 
hygienische  Bedeutung  der  Beratungsstellen«:  Es  ist  nicht  gerade  ein 
großes  Resultat,  das  aus  seinen  immerhin  sehr  wohlwollenden  Worten 
herausspricht.    Er  seh  reibt: 

>Man  darf  nun  aber  nicht  glauben,  dall  ans  dem  niedrigen  Proienfsatz 
der  erfaßten  Neuerkran  kun  gen  der  Schlu  Ii  auf  die  Un  brauch  barkeit  der 
Beratungsstellen  bereits  gerechtfertigt  wäre.  Denn  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  der  Stellen,  die  Überwachung  einmal  erfaßter  Luetiker,  wird 
durch  diese  Üherleyunj:  <rar  nicht  berührt  und  diese  Aufgabe  war  es 
ja  ursprünglich,  die  in  Hamburg  zur  Verwirklichung  des  Gedankens  der 
Beratungsstellen  führte.  Hatte  doch  Cäsar  Philipp  schon  1914  auf 
Grund  des  Hamburger  Materials  von  1  POS  — 1^12  nachgewiesen,  daß 
Srl  l'rozeii:  aller  l.uctikei  ;uiS5.'e^[iri>cl:i:n  uiijreijiisjeni!  behandelt  werden 
(Münchn.  med.  Wochenschr.  1914,  Nr.  5). 

Eine  Erwägung,  die  eher  einen  bedenklichen  Schiuli  rechtfertigen 
konnte,  ist  die  der  Rentabilität  der  Stellen,  das  Verhall  Iiis  von  Aufwand 
an  Kräften  und  Gehl  /.um  f'rh-a»  in  sraialhygienischer  Beziehung.  Die 
Kosten  der  Beraumysstelle  der  IA  A.  Berlin  hirlrusit'Ti: 

1017  IQ18 
Einrichtung  2015,00  M.     Leitender  Arzt  3000,00  M. 

[.eilender  Arzt  2100,00  „      Ärctl.n  .wissensch.Hilfsarb.]  1 560,00  „ 

Andere  Ärzte  und  wissen-  Bureau  7825,17  „ 

schaftliche  Hilfe  5670,00  „      Miete  1304,33  „ 

Bureau  2157,00  „      Porti,  Papier  32,15  ,. 

Porli,  Papier  I71.nn  „      Untersuch  migen  3210,6(1  .. 

Untersuchungen  Flf-.tm  ..      l-i^/ni/iui^dir l'.inrieliiiiM];    S30.15  „ 

Summe    12844,00  M.  Summe  277u3,20M. 

Die  Kosten  des  Jahres  1917  von  12844  Mark,  abgerechnet  auf  die  Zahl 
der  beratenen  Patienten,  also  2009,  ergeben  auf  den  Kopf  des  Patienten 
ungefähr  6  Mark.  Die  Kosten  des  Jahres  1918,  27763,20  Mark,  be- 
zogen auf  3047  Beratene  ergeben  auf  den  Kopf  des  einzelnen  ungefähr 
9  Mark.  Nicht  eingerechnet  sind  dabei  die  Kosten  der  Behandlung,  die 
die  LVA.  zu  tragen  hat,  da  diese  Behandlung  ja  nicht  im  Rahmen  der 
Beratungstelle  vorgenommen  wird. 

Wenn  man  bedenkt,  daß  die  Kranken  auf  Grund  der  Untersuchung 
nichts  weiter  erhallen,  als  einen  guten  Rat,  so  möchte  einem  das  Unter- 
14- 
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nehmen  nicht  gerade  Ökonomisch  angelegt  erscheinen,  indessen  ist, 
abgesehen  davon,  dal!  neu  ^gründete  Unternehmen  nicht  mit  der  höchsten 
Rentabilität  von  Anfang  au  zu  arbeiten  pflegen,  zu  sagen.  dnli  vielleicht 
iit-r  viili'inl'i^i'  Mangel  nicht  nn  der  Stelle  und  ihrer  löi  rieht  tili);  als  sulrlier 
licc.l.  snndc-ti  darin,  . I.il!  der  Buden  Mir  ihre  Wirksamkeit  ii'uli  nicht  lüti- 
leiclvnd  vorbereitet  ist.  r.rstens  brauchen  wir  jetzt  und  in  Zukunft  eine 
umfassende  Autklartui>;ä:!iöpa^:iiida;  dic^c  wird  das  Verständnis  für  eine 
öffcntlicliL-  geregelte  Überwachung  aller  mit  den  venerischen  Seuchen 
/iisiiiiiiüeiiiiiiiiiieiidcn  t  rafen  wecken  und  vuraiissiclitiith  den  Beratung- 
stellen eine  Zahl  ™n  Besuchern  .utüihicu,  dir  :luc  Hciir;d>ilii.i:  steigern 
dürfte.  Zweiten»  wird  ein  Aushau  der  Stellen  in  iier  Richltiuc.  geboten 
sein,  dal!  wenigstens  in  hcttmcntcii  ballet]  im  vcilksnYgicmschcn  Interesse 
die  llchaudllmg  mit  der  [ Icr.ilim s:  verhiindeu  werden  kann,  ISruhns  hat 
kürzlich  (Verb,  d.  Deutsch.  Ges.  f.  öff.  Oesundheitspfl.,  Berlin  lQig,  Nr.  I) 
darauf  hingewiesen,  wie  wielili^  die  F.rwäynti!;  einer  Kutubiuatiou  von 
Beratung  und  Behandlung  sei;  so  dal)  etwa  an  Orten  mit  Polikliniken 
keine  Beratungstellen  m'itii;  waren,  dasegen  an  anderen  Orten  Beratuugs- 
siel'.en  die  fehlenden  l'ou'klnr ke:i  ersetzen  könnten,  in  einer  form,  die 
sich  auf  Grund  des  Konnexes  mit  den  betreffenden  I  okaliirzicii  ans  den 
jeweils^  besonderen  örtlichen  Verhältnissen  zu  ergeben  hätte.  Vielleicht 
ließt  hier  der  Ansatz  zu  der  fititwickhin g  ilie  sehlielliieh  in  der  Ver- 
wirklichung der  alten  Förderung  des  Erfurter  Programms  ihren  Abschnitt 
linden  durfte,  dnlt  jedem  Bürger  die  Möglichkeit  kostenfreier  ärztlicher 
Behandlung  gewährleistet  sein  soll. 

Jedoch  wäre  es  verfrüht,  über  den  Wert  der  ISerai  im  erstellen  ein  ab- 
schließendes Urteil  zu  fällen.  Nicht  nur  aus  zeitlichen  Gründen:  Die  Neu- 
einrichtungen sind  unter  denkbar  ungünstigen  Verhältnissen  getroffen 
worden,  und  es  liegen  erst  die  Erfahrungen  von  2— 3  Jahren  vor.  Des 
weiteren  ist  es  aber  erforderlich,  da-  bisher  gewonnene  liikl  ilnreh  einige 
Hillen,  welche  die  r.ulicirkhiiig  iier  lirvatimesslcllcu  im  allgemeinen  'ne- 
treff  eil,  abzurunden. 

Uab  die  Bcratting-ssteilen  bei  entsprechendem  Ausbau  z.n  einem  uiafi- 
gebenden  sozialbygiciiischcn  f  aktor  werden  können,  daran  ist  nicht  zu 
zweiieln.  I  iirs  erste  dürfen  wir  in  ihnen  jedenfalls  ein  nettes  Mittel  im 
Kampfe  neuen  die  immer  weiter  um  sieh  greifende  venerische  Verseuchung 
der  Bevölkert mi;  sehen.  Gerade  die  Nachprüfung  der  in  der  Kvedliitions- 
ZL'il  zum  Teil  unkontrolliert  vom  Militär  cntljwtncn  und  mich  ungfnü>:>'ni1 
behandelten  I  ucliker  wird  von  grolltcr  ttu  htiEkcit  sein,  »erden  nicht 
sehneüslens  durchgrcitendc  Malinahmcn  eingeleitet,  s"  wird  ein  er- 
schreckender Anstieg  der  Totgeburten-  und  i'araly-eiikcnc.  auch  m  den 
Undlirht-n  Bezirken,  die  Ful[>e  sein  Wie  uiivervtäud:K  die  Massen  noch 
sind,  darauf  wirft  die  Statistik  einer  rheinkindischtu  Beratungsstelle  ein 
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Licht:  Von  40  Kranken,  die  der  Icilcnde  Arzt  für  bchaiidlnn^sbednrfti!,' 
erküine.  lüit  nur  ein  ein/ieer  nach  der  ersten  Brliandlnii;!  den  Arzt  wieder 
aufgesucht.  Über  allen  anderen  Maßnalimen  stelij  also  die  Forderung 
restloser  Aufklärung  des  Volkes.  Ohne  diese  wird  jede  andere  Unter- 
neh m uni;  l'ruciitloiL-ä  Stückwerk  bleiben.  ■■    (S.  S.  207  a.  208.) 

Sodann  erseliiciien  in  der  " T".-t t:o-s f i r l- f-st-  aus  meiner  Feder  zahlreiche 
Gegcniintizeii,  die  die  rck In i ncl i:iiti.-  Hceiiiibis-uni;  de:-  öffentlichen  Meinung, 
die  namentlich  in  dem  Film  Es  werde  Lieht'  besonders  aufdringlich 
war,  etwas  dämpften,  wenngleich  man  Im  alten  und  .neuen-  Deutschland 
sich  bewußt  sein  müßte,  ttall  MajoriTäten  i:nd  Aiitoritälsintcllisjcrizcii  iiber 
Logik  und  Gründe  wie  bisher  den  Steg  davontragen  würden.  Was  ist 
i  das  Fazit  einer  nunmehr  fast  fünfjährigen,  mit  allen  Mitteln  der 
n  Druck-  und  Filmreklanu-  ditrebeH'iihrlen  Prnpiiganda,  nament- 
lich durch  diejenigen  Dermatologen,  die  indirekt  von  der  DGBG.  zu 
Leitern  dieser  Beratungsstellen  ernannt  waren  und  der  Kreise  um  die  Ur- 
heber (Bielefeld,  Malin,  Blasen  ko,  Pinkns,  NciHcr  iiswj? 

Den  Beratungsstellen  zu  Liebe  wurde  das  wichtigste  Postulat,  die  dis- 
krete Erfassung  aller  Kranken  —  denn  alle  stellen  eine  Gefahr  dar  — 
nicht  nur  vernachlässigt,  sondern  diese  Forderung  wurde  (siehe 
Seite  31 1  usw.)  mit  allen  erlaubten  und  nicht  erlaubten  Mitteln  iin  Interesse 
der  verfehlten  Idee  bekämpft. 

Und  das  Resultat  der  Beratungsstellen  ergibt  die  Statistik:  Schätzungs- 
weise zirka  6  Millionen  Geschlechtskranke ,  kein  Vertrauen  seitens  der 
Ärzte  und  eine  verschwindend  kleine  Besiichszilicr  augesxlits  der  kosten. 
Die  Statistik  beweist  aber  auch,  dali  diese  Bastarde  einer  autoritäts- 
ljüiI  ^eicliäfl-liiclitiiicii  Fluche  l.d^iehlich  an  dei  inneren  /.rbrsiieht  vmi 
selli-l  sich  Miüebivn  wie  Bakterien,  die  sddiefilicii  sieb  selbs;  tüten,  wenn 
sie  den  Nährboden  nlveegrast  Indien.  Aber  auch  rein  praktisch  gesprochen 
sind  diese  Bernl-juin-slellcn,  wie  an  einer::  Beispiele  erläutert  werden  mi« 
unnütz  und  schädlich,  b;  Bonn  befindet  sieb  dieselbe  in  der  Mand  des 
DOBG.-  und  Dermatologie  ■  Professors  Erich  Hoffmann.  Die  Be- 
ratungen bürden  in  den  poliklinischen  Räumen  Mall,  Dri'ii-'.sg^  von  '  s  'S  ■! 
Uhr  wurden  die  .Männer,  Freitags  die  Finnen  beraten.  Ca  70  Männer, 
ca.  1  00  Frauen  sebalzniiL'Swci-e.  Meist  herielen  zwei  Arzte,  die  um  4  Uhr 
fertig  waren.  Es  wurde  gleichzeitig  beraten  und  behandelt  Idaher  der 
Name  fBcrafungs- -Stelle!,  sn  dali  die  Patienten  in  einem  /immer  eine 
Hg-Spritze,  in  dem  andern  eine  Salvarsan spritze  bekamen.  Wie  man  sieht, 
aus  der  Btliar!i!!im.nssie!le  i-i  de  f.uto  eine  von  der  LandesverMdierniig 
auf  Kosten  der  Steneivaliicr  beeilte  Filiale  der  Poliklinik  geworden,  nur 
daß  diese  dem  Staate  neue  Gebühren,  die  zum  Teil  in  die  Hände  der 
von  der  IKiBti.  (wenn  auch  nnininniiir.  von  der  l.nitdo'vcrjidierungt 
ernannten  Leiter  fallen,  die  wiederum  das  Lob  dieser  Institution  singen. 
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In  Berlin  wurde  z.  B.  der  Generalsekretär  der  DGBO.  Prof.  Pinkus 
bezahlter  Direktor,  als  oh  es  in  ganz  Berlin  keinen  zweiten  Arzt  (reichen 
kalte,  zumal  Pinkus  sc:nm  Privaldo^eiit,  Direktor  der  l'rostitnerlell-t  llltf.T- 
suchungsslatioii  und  Generalsekretär  der  DGBCi.  und  Speziatarzt  war. 

Was  derartige:  Konlmllinslitiite.  die  keine  Kontrolle  erzwingen  können, 
zumal  90  Prozent  schon  seitens  der  Kassen  behandelt  werden,  sollen,  ist 
mir  dem  klar,  der  in  Deutschland  die  en>ro  Verbiiutuue,  zwischen  Wasch  l.o. 
DGBG.  und  Krankenkassen  kennt.  In  der  Tat  wundert  man  sich  nicht 
iilit-r  die  Tatsache,  dal]  i  audesver--icherime.suistalü'ii,  Krankenkassen  und 
DGBG.,  alle  '  zusammen,  sich  zum  Schutze  dieser  Blaschkoschen 
Fehlgeburt  zusammenfanden.  Ja  sogardas  Berti  fsgelieimr.is  soll,  wie  rolge.iiele 
Verbreitung  aus  dem  liciehsversich.cnittfisainl  ergibt,  geopten  werdet;: 

■Zur  Ik'käitiiifiinsi  der  <  icselilechtskranklieilen  Int  das  Reiehsverstdic- 
mitsamt  eine  wichtige  ;|rimdsäl.dielie  üiitsclieidniii;  «elrolteii.  Sie  geht 
dahin,  daß  die  Krani-LeiHiiduimg  den  Kassemnitgliedei n  die  l'ilidil  auf- 
erlegen kann,  eine  derartige  Krankheil  der  Kasse  sofort  zu  melden  und 
den  Vorladungen  und  Anordnungen  der  Berat tmgsstellcn  der  Ver- 
sicherungsanstalten zu  folgen.  Es  kann  sngar  von  den  Mitgliedern  ver- 
lang! werden,  nichtVersicherte  Familienangehörige  der  Kasse  zu  melden 
und  sie  /nr  Befolgung  der  Vorlad unge  id  Anordnungen  der  ße rat n Ein- 
stellen anzuhalten.  Das  Versielicrutigiiint  wollte  diesen  Bestimmungen 
die  Genehmigung  versagen,  da  es  an  Zwangsmitteln  fehle,  die  Mitglieder 
zur  Inanspruchnahme  eines  Ar/.les  zu  veranlassen.  Das  Keiclisamt  ist  aher 
der  Ansicht,  daß  es  zur  raschen  und  gründlichen  Heilung  des  verständnis- 
vollen Mitwirkens  der  Erkrankten  selbst  bedürfe.  Es  läge  in  ihrem  Inter- 
esse, nicht  durch  ein  zweckwidriges  Verhalten  den  Heilprozeli  zu  ver- 
zögern oder  zu  vereiteln.  Gerade  diese  Gefahr  berühre  noch  in  höherem 
Malle  die  Allgemeinheit.  Den  verheerenden  Folgen  dieser  Volksseuche 
kann  wirksam  nur  durch  möglichst  rasche  Erfassung  des  einzelnen  Krank- 
heitsfalles entgegengetreten  werden.« 

Gewiß  bedarf  es  des  verständnisvollen  >  Mitwirkens  der  hr krankten, 
aber  hier  ist  von  »Mitwirken'  keine  Rede,  sondern  von  einem  gesetz- 
widrigen Zwang,  von  einer  Klasse nhygiene  schlimmster  Observanz.  So- 
lange eben  nicht  ein  neues  Gesetz  auf  tiiskretionistischer  Grundlage  ge- 
schaffen ist,  haben  die  Krankenkassen  nicht  das  Recht,  Patienten  den 
völlig  privaten  Beratungsstellen  zu  melden.  Überhaupt  seheinen  die  Orts- 
krankenkassen  unbesehen  sich  in  wichtigen  Fragen  leicht  ein  X  für  ein  U 
vormachen  zu  lassen,  indem  man,  wie  es  so  üblich  ist,  die  Bestellung 
eines  Gegners  als  Correferent  nicht  für  nötig  erachtet,  da  die  mächtige 
Gegenpartei  es  versteht,  den  Gegner  als  Outsider,  Sonderling,  Eigen- 
brötler usw.  mit  Hilfe  ihrer  willfährigen  Presse  zu  diskreditieren.  Es 
dürfte  so  leicht  noch  nicht  dagewesen  sein,  daß  ein  Referent,  ein  Uni- 
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versitäfedermataluge  und  Geheimer  Mediziualrat,  als  ein  von  ihm  in  ahl- 
losen Fällen  der  Privaipraxis  angewandtes  zu  prüfendes  Medikament  bei 
den  Ortskran  kenta  cin<:cführt  werden  sollte,  über  die  bis  dahin  ver- 
ursachten Schäden  falsche  Angaben  auf  der  Ortskran  kenkasscntaüu  na  in 
Darmstadt  machte.  67  Todesfälle  durch  Salvarsan  waren  his  1913  selbst 
von  den  getreuesten  Anhängern  damals  zugegeben,  aber  als  es  sich  darum 
handelte,  die  Gefahren  m  dem  Momente  zu  schildern,  als  es  in  Millionen 


:i  Walirl-.cit 
t  'zu  haben. 


folgende  Notit: 

tinseitifc  Verreturiif  1  'eH^chlaiiiir  nur  iler  Kimtnjntrencr  Komcrenz  7«r 
ll('lüni['rimR1lvr  CU-feiili-elii'ikv.iiiHieHfii.  In  K. ■( ..-n h;,-^ n  findet  am  20.  Mai  eine 
Intetnarimuk-  «(eiferen/  iil'ir  i/r.iVi.'ckei  isLhe  .M.'iI  Iii  rill  ine  n  /'.n  Hekiiipipfntl!.'  ai 
iie-l:hlee;ir>kr;uikh1'ilL-riMiüi/ii^n^^-|lut^irl!.li.'s,.-lh-.'v,iiiiln(eiii.iti,>iialenRnlei] 
Kren/.  Das  Deutsche  Rofc  Kren?  harte  sich  [in  den  Präsidenten  liu.mn  des  üeiclts- 

iic:t.  Bt'kiiiniticli  exihsioiriä  in  Deinsehlarid  zwei  Richtungen;  die  eine  istdie.die  mit 
dem  Huden  der  .lüei-nn  in.  n  i>h'i.-|i:n  ih-kielcn  An/ci-'e  ■.nnl  l!i-ll,1ndli:i:|(!,;i|nllir 
steht.  Diese  Richtung,  die  einen  dem  Reieiiflae  v.i  il  i<.-^t.v.,L,ri  üesetzenfwuri 
(Svllirrnaclu'i-1  irciiwj  ec-tril".  hat,  h.d  i::  ecr  ]irci:  H  [  linde? i  eis/iiniiiluni;  die 

SiiK  Lliivrei^eriLt^'tii.  sie  is!  in  der  Schweiz  und  Annita  cinrjcfiüit!  und  winde 
von  der  sc?  lal  d  emok  rat  i  sehen  und  il  putsch  nationalen  Partei  befürwortet,  von  fast 
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Itfisrlimariii  konnten  nlin  1 1  l- i  hesehranklester  Diskussion  ungestört  leden. 
Mein  Thema  lautete:    Die  Vt-rhliid uii^S{*cfali r  des  Volkes«. 

Warum  legt  mau  die  ■)ier;itiini;sslelleu-  nichl  in  die  Sprechen  imn 
aller  Arzte?  ilibiin  sind  es  eKn  v.ie  i-i  Mannheim  keine  lier.iUiiu™stelien 
mehr.  Berät  im  Sprechzimmer  der  Arzt  nicht  billiger?  Denn  dieser  berät 
und  behandelt  gleichzeitig,  während  die  Behandlung  in  Sachsen  2.  8." 
noch  in  508Q  Fällen  von  Krankenkassen,  in  7091  Fällen  von  den  Landes- 
vers icheru  Ilgen,  in  .lr),i  Hillen  von  SondeiAiisLdteu,  in  !<■)!  Rillen  von  ilel 
Rei c hsversi ehern  11  gsaiistatt,  in  .142  von  den  Patienten  und  in  612  von 
sonstigen  Personen  bezahlt  wurden.  Hai  es  denn  noch  einen  Zweck, 
auch  nur  einen  Pfennig  für  dieses  kostspielige  System  Auszugeben?  lind 
die  Begründung  des  Regien ingsentwurfs  hat  den  Mut  in  beziig  auf  diese 
Stellen  von  -vnm'i^lielien  l'rgebnisseu  und  ton  einem  natürlichen  {lh 
Bindeglied  zwiseiien  Kranken,  Ar/t  mid  Gestmdheitshehörde  zu  sprechen. 

der  i;i'Sii:li[e;:  dcnlseheil  rciuenln-MY-eme  iimi  der  flerliiu-r  '  iescllsehaft  flu 
Rassenhygiene  unlerstülzt.  Die  andere  Richtung  ist  die  der  beschränkten  An- 
/ei;:e;iilid]l  njer  der  Ailzei,'eivi;ll;iif  der  A1/I1-,  (In  l'roi.  Blisc!lkrj  Lind 

der  von  ihm  -eleeelen  i  lenNeix-u  ("M-:-fi|Ji-]-.riil  Jnr  II:']:.:liI:1liiij  der  I  ierliieelits- 
krank!n.-ik:i  vcitr.len  iiinl.  Die  in  l'u-n.Ieii  sii'üieirlir  Kiili:iin;;  halle  rinn 
verlangt,  dall  der  Präsident  des  Reich sgesundheitsamtes  in  neutraler  und 
pnrilrilisdiel  Weise  je  i-inen  Vertnüti  der  in  i.lrii  Ri;:i[in:e.en  iiiissinlu-ii  würde, 
iiiia;  die  Mitteilungen  dei  .ein  pm-alcn  Deutschen  (jcsellsclialt  zur  Be- 
kämpfung der  Uesclvecllidniuikludnii   ilit    rdkeinure   gleiehe   und  di'krr-te 


riber  ein  Reell!  d:ir,iu[.dai;  d.e  I  liesen,  \i" 
HeLimiriiin;,  dei  (i,»vlil:vht-fc!..i^heil 
völkeiMiij;  lieka in  11  gegeben  werden. 


cn,  kann  man 
■1  Kopenhagen 
nl  dem  Präsi- 
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Man  kann  es  verstehen,  daö  die  Majorität  der  Landesversanunlung 
nach  lebhafter  Debatte  sich  gegen  die  beschrankte  Anzeigepflicht  ent- 
schieden hat.  Man  hätte  nun  meinen  sollen,  dal!  lül-  Gegner  sieh  diesem 
im  Interesse  der  Allgemeinheit  geFalilen  Ueschluß  gefugt  hätten  und  von 
•der  Propaganda  für  die  .beschränkte'  Anzeigepilichl-  abgesehen  hätten, 
dl  man  doch  von  einem  loyisch  dcukc.nca::i  Menschen  verlangen  muH, 
daß  er  in  einen  Gesetzentwurf  keine  Idee  als  leitenden  Gedanken  hinein- 
bringt, die  70  Jahre  lang  in  praxi  Schiffbruch  gelitten  hat.  Aber  dieselbe 
■Intelligenz-,  die  einen  Semmelweiß  bekämpfte,  einen  Robert  Mayer 
zur  Verzweifln  Iis  trieb,  der  bei  jeder  Kritik  ihrer  unfehlbare!]'  Lei 
stungen  das  Vi'nrl  leider  oft  heitiy  entführt,  der  ein  Galileo  Galilei 
das  »Eppur  si  muove-  (Und  sie  bewegt  sieh  doch!)  zurief,  die  einen 
Bretterzaun  längs  der  ersten  Eisenbahn  aufrichten  wollte  und  Zeppelin 
Für  überspannt  hieb,  diese  -ogeuaunte  gehcimrälhchc  iibeililelte  Kmi- 
nexions-  und  Autoritätsintelligenz,  sie  macht  im  neuen  Deutschland 
Gesetzentwürfe,  die  7(1  Jahre  schon  Gesetz  waren  und  Fiasko  erlebt  haben. 
Daher  hat  diese  Intelligenz  auch  eine  so  grolle  Vorliebe,  der  Anzeige- 
pf liclit  noch  das  Epitheton  omaris  ".beschränkt«  hinzuzufügen.  Sie  will 
zwar,  der  Not  und  dem  Volksgebul  gehorchend,  nicht  dem  eigenen 
Trieb,  eine  Anzeigepflicht,  nur  ist  Bedingung,  daß  sie  »beschränkt'  ist 
d.  h.  rc  vera  nicht  gehandhabt  wird. 

Kaum  hatte  —  was  auf  die  zahlreichen  Gegner  wie  ein  Blitz  aus 
heiterem  Himmel  wirkte  —  die  La  n  des  versa  iimilutig  am  25.  Febr.  1Q20 
die  allgemeine  Anzeigepilichl  beschlossen,  da  erluibe:i  sich  die  Draht- 
zieher der  »DGLiü.  unter  Führung  des  Vorsitzenden  Prof.  Blaschku, 
der  eigens  in  der  Berliner  derm a toi ogi sehen  Gesellschaft  gegen  die  all- 
gemeine diskrete  Aufcigcpilicht  sprach  innl  von  etwa  35  Dermatologen 
die  -beschrankte  beschließen  lieb.  Diese  Soc/ialgcseNschalt  bearbeitete 
darauf  die  Berliner  medizinische  Gese  ll  schall  .  die  ohne  Diskussion  (!) 
sich  auch  für  die  :  Beschränktheit  ■■  aussprach,  und  damit  die  Kegic  Blaseliko 
ihren  vollen  Trumpf  ausspielen  konnte,  wurden  noch  die  Uiüvcrsitäts 
Dermatologen,  auch  solche,  die  vordem  in  Wort  und  Schrift  die  all- 
gemeine Anzeigepflicht  als  conditio  sine  qua  non  erklärt  tjesionck 
und  v.  Zumbuseh)  für  die  Beschränktheit  der  Anzeigepflicht  gewonnen, 
als  ob  das  Parlament  nicht  die  Ue.-ie  der  Derma tohj.ee:]  durchschaute  nach 
dem  Worte  Goethes:  »Mau  merkt  die  Absicht  und  wird  verstimmt.- 
Daher  einen  praktischen  Rat,  Man  entferne  aus  dem  Vorstände,  auch  der 
Ortsgruppen  der  privaten  DOBG.  einmal  alle  ärztlichen  Haut-Sexual- 
kapitalisten, die  doch  unmöglich  den  Ast  absägen  können,  auf  dem  sie 
sitzen  und  mit  Hilfe  der  Gesetzgebung  sieh  iest  ansiedeln  wollen.  Dann 
wird  mau  mehr  die  Geschlechtskrankheiten  eindämmen  als  mil  einer 
Million  Sexualtraktätchen.    Dies  sage  ich  —  ich  bin  ja  selbst  Spezial- 


Digitized  Oy  Google 


1913:  -Da  der  internationale  medizinische  Kongreß  1913  sich 
der  Verheerungen  durch  die  Syphilis  bewußt  ist  und  die  Un- 
zulänglichkeit der  bestehenden  (1835—1905!!  Dr.  Dreuw)  Mafi- 
regeln bedauert,  fordert  er  die  Regierungen  aller  hier  ver- 
tretenen Länder  auf,  ein  System  vertraulicher  Anmeldung  der 
Krankheit  bei  einer  Gesundheitsbehörde  einzuführen,  wo  eine 
derartige  Meldepflicht  hierfür  noch  nicht  bestand!'  Und  wenn 
Blaschko  heute  noch  mehr  Ärzte  —  er  weist  in  seiner  Zeitschrift 
gegnerische  Manuskripte  zurück  -■  chloroformieren  «■ürJc  —  die  sozial- 
hygienischen  Notwendigkeiten  dürfen  -  nicht  im  Interesse  von  einigen 
Tausend  Ärzten  und  der  Sexualkapitalistcn.  sondern  im  Interesse  der 
Gesamtheit  Gestalt  und  Form  bekommen.  Diese  Gestalt  aber  ist  gegeben 
in  dem  diskrctkinisÜHelicri  Gesetzentwurf. 

Die  Berliner  Gesellschaft  für  Rassen hyyieue  falllc  daher  füllende 
Entschließung: 

:-IJic  Berliner  ( ie;ellsrl\m  [irr  Hn~.flL[]li>  erblickt  in  dem  üeser; 

ent'.viirf  der  liei;ierim;(  ;:C!;er!  ili t-H u^ffi k-t  lil-^kT rmkliL itcn  ein'.'  stumpfe  W:l V f i ■ 
im  Kampfe  Heuert  diese  immer  bedroh  Ii  eher  werdenden  Krai:k;ici(cn,  welche 
sich  nur  flehen  die  Gefahren  bei  der  miuderheiui  Kellen  Bevölkerung  richtet 
und  auch  diese  nur  ganz  unvollkommen  erfaßt.  Die  Pflicht  zur  Behandlung 
durch  einen  Arzt  bleibt  durch  die  Unmöglichkeit  einer  wirksamen  Aufsicht 
eine  papierne  Verordnung.  Dahingegen  kann  der  Gesetzentwurf  Schi r- 
macher  als  ein  bedculsamcr  Fortschritt  gewertel  werden.  Die  allgemeine 
An  zei  gepf  1  i  el  1 1  oh  ne  Name  n  sn  em  l  im  g jib  er  n )  it  s  leterM  iigl  i  el  i  ke  i  I  der  Name  us- 
feststellung,  die  Beaufsichtigung  einer  geordneten  Behandlung  durch  die 
Uesundheilshcimnleii  und  die  Möglichkeit,  den  Hogciumritcn  Gefahrdungs- 
Paragraphen  mil  flilfe  der  Anzeige] ifütlit  wirksam  /u  niaehen,  sind  geeignet, 
die  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  weitgehend  einzudämmen.  Die 
Berliner  Gesellschaft  für  Rassen hygienc  lehnt  daher  den  Regie ruiigsentwurf 
ah  und  tritt  für  den  [;ni\vurf  Schinnariier  ein,  dessen  Annahme  sie  im 
Interesse  der  Voiksgesiuidlieit  fordert.«  Die  Mitteilungen  der  DGBG. 
(lid.  IQ,  Nr.  1.2)  knüpfen  au  diese  "Entschließung*  folgende  Bemerkungen: 
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Die.  Hi'iüni.T  Hesel  I  schalt  iiir  f^assfiiliy iritirn1  stnilu;  uns  cliensn  wie 
zahlreichen  anderen  Vereinen,  Zeitschriften  und  Zeitungen  mit  der  Bitte 
um  Veröffentlichung  vorstellende  Entsehlidiun  g  /u.  Wir  kommen  dem 
Wunsche  der  Berliner  Gesellschaft  für  Kapell liyyienv  mii  der  Bitte  um 
Veröffentlichung  ihrer  EntsdilielSiitiii  naeh.  können  aher  unser  Befremden 
iiielu  unterdrücken,  dali  die  Gesellschaft  offenbar  ohne  genügende  iu- 
forniationcn  —  ein  derartiges  Verdikt  über  einen  gar  noch  nicht  einmal 
in  seinem  Wortlaut  völlig  bekannten  Gesetzentwurf  fällt  und  daß  sie 
gleichzeitig  —  ebenfalls  ohne  eine  genügende  Kenntnis')  der  einschlägigen 
Verhältnisse  —  sich  für  den  vom  praktischen  Standpunkt  ans  völlig 
utopisd:en  und  undurchführbaren  Schirmadiersclien  t  iescljciihvuri  ein  - 
-rl/l.  Die  Leser  der  Mitteilungen  weiden  ja  am  den  ve:ieliiedeiieii 
Puhl  ikaiion en  von  Professor  Blaschkn  über  diesen  Gegenstand  (Jahrgang 
Bd.  14  Nr.  3/4  und  Bd.  15  3/4,  Bd.  16  3/4,  Bd.  18  5/6,  Bd.  18  H.  4) 
die  Überzeugung  gewonnen  haben,  dali  eine  allgemeine  Anzeigepflicht 
aller  Geschlechtskranken  nicht  nur  eine  stumpfe  Waffe  im  Kampf  gegen 
die  Geschlechtskrankheiten  darstellt,  sondern  auch  eine  höchst  gefähr- 
liche Waffe  ist.  die  sehr  leicht  gerade  den  eutgegeiigesel/feu  Erfolg 
herbeiführt.  In  Wirklichkeit  wird  fiberall  da,  wo  eine  solche  Anzeige- 
pfiieht  besteht,  nur  ein  Bruchteil  der  Erkrankten  —  in  Amerika  z.  B.  20 
Prozent  —  gemeldet,  und  zwar  ausschlief! lieh  Personen,  die  den  un- 
bemittelten Bevölkcrungsschichten  angehören.  Der  Vorwurf  also,  den 
ganz  ungerechtfertigterweise  die  Gesellschaft  für  Rasse nhygiene  dem 
Regierungsentwurf  macht,  trifft  die  sogenannte  allgemeine  Ati/.eigepllidit 
in  viel  höherem  ,Malk\  Von  allen  Vorschlägen  einei  allgemeinen  Melde- 
pflicht ist  der  Schirmach  ersehe,  der  noch  dazu  die  Reglementierung 
neben  der  Anzeigep'lielu  beibehält,  derjenige,  iler  iiir  die  Gesamtbevölkcrung 
die  drückendsten  I(eslii]i[uurti;eu  enthüll.  s'JiirUidierweiHe  ziijileieli  derjenige, 
der  infolge  seiner  völligen  Undurchführbarkeil  auch  nicht  die  geringste 
Anwartschaft  auf  Realisierung  hat* 

Es  istgewili  nicht  ohne  Reiz,  was  der  Regieningsentwurf  vom  10.  3. 1920 
zur  Begründung  der  beschränkten  Anzeigepflicht  zu  sagen  hat: 
7.  Die  Maßnahmen  zur 'Bekämpfung  der  im  §  1  des  Reiclisgeset/c.s 
vom  30.Juni  1900  (Reichsgeset/bl.  S.  StJö)  aufgeführten  gemeingefährlichen 
Krankheiten  beruhen  im  wesentlichen  auf  der  von  dembehandeln- 
den  Arzte  zu  erstattenden  Anzeige,  wie  auch  die  Landesgesefze 
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zur  Bekämpfung  der  sonstigen  übertragbaren  Krankheilen 
vielfach  die  Anzeigepflicht  eingeführt  haben. 

Sil.-  bat  vnrnclimlith  ili'ii  /weck,  der  Weitermhrei-itnj:  der  Krankheit 
durch  Absonderung  des  Kranken  und  durch  Desinfektionsmaßnahmen 
en igegen wirken  zu  können.  Diese  Gesichtspunkte  treten  im  Kampfe  gegen 
die  Geschlechtskrankheiten  stark  in  den  I  liiitcrgi-utid.  I  licr  handelt  es  sieh 
vornehmlich  darum,  den  Krankel:  :invi'i'/ii«lieli  in  sai.hi:c:iiHi'  är/llielie 
Behandlung  zu  bringen  und  ihre  ordnungsmäßige  Durchführung 
bis  zur  Beseitigung  der  Ansteckungsgefahr  sicherzustellen. 
Für  die  erstere  Forderung,  den  Kranken  dem  Arzte  zuzuführen,  kommt 
die  Anzeigeerstattung  durch  den  Arzt  nicht  mehr  in  Frage.  Für  die  zweite 
Forderung  hingegen,  die  Sicherung  der  ordnungsmäßigen  Durchführung 
der  Behandlung,  wird  man  der  Anzeigepflicht  nicht  ganz  enlraten  können. 
Bei  denuliskreten  Charakter  der  üeschlix'htskranklicilcn  erscheint  es  indessen 
geboten,  den  Anspruch  auf  Wahrung  des  ärztlichen  Berufsgeheimnisses  mög- 
lichst zu  schonen,  weil  sonst  das  Vertrauen  zudem  Arzte  emstlich  gestört  und 
der  Kranke  vielleicht  /um  I  .aicnheliaiidlcr  getrieben  wei  den  konnte.  Niehl  /u 
entbehren  ist  die  Anzcigcpilicht  in  allen  den  Fällen,  in  denen  die  dringende 
Gefahr  der  Übertragung  auf  andere  alsbaldiges  Einschreiten  erfordert.  Der 
Arzt  soll  deshalb  zur  Anzeige  verpflichtet  sein,  wenn  der  Kranke  sich  der 
arztlichen  Hchaudlmtg  und  damit  überhaupt  jeder  gesundheitlichen  Über- 
wachung entzieht  oder  wenn  er  infolge  seines  Berufes  <z.  B.  als  Barbier, 
als  Hebamme  usw.)  oder  infolge  seiner  persönlichen  Verhältnisse  (z.  B. 
leichtsinnige  Lebensführung)  eine  besondere  Ocfahr  für  andere  bildet. 

Die  Anzeige  ist  an  die  im  §  l'j  naher  bezeichnete  licratungsstelle  für 
<  ieschfeclitsknmke  zu  richten,  die  den  Kranken  in  unauffälliger  Weise  er- 
mitteln und  an  seine  Pflichten  erinnern  kann.  Bleiben  die  Bemühungen 
der  läeraumgssti-llc  ergebnislos,  so  ha!  diese  der  ( iesiindlicilshehördc  Kennt- 
nis zu  geben,  die  nach  Lage  des  Falles  die  gemäß  §  3  zulässigen  Maß- 
nahmen ergreifen  kann.  Von  einer  Strafandrohung  gegen  den  behandelnden 
Arzt  ist  aus  den  bei  5  6  erörterten  Gründen  Abstand  genommen.'  Er 
kann  also  machen  Was  er  will. 

Diese  Aufführungen  erweisen  sieh  bei  Lichte  besehen  als  recht  aufecht- 
bar.  Vor  allem  ist  es  gar  nicht  zmreit'eiul.  daß  Absondern üg  mul  Des- 
infektion zu  sehr  in  den  Hintergrund  treten.  Schließt  etwa  Behandlung 
Desinfektion  aus?  Völlige  Absonderung  kommt  bei  keinem  System  in  Be-  ^ 
traeht,  da  eben  nur  die  unmittelbare,  meisl  geschlechtliche,  Berührung  eine 
Übertragung  zur  Folge  li.it.  Aber  in  praktischer  He/ieluni;;  ist  unter  Be- 
obachtung der  §§  2—21  meines  Entwurfs  sowohl  Desinfeklion  wie 
Abs: iiuk  Inns-  eitibegritfcii.  Geradezu  kennzeichnend  aber  ist  da-  seltsame 
Eingeständnis  von  Regierungsseite,  daß  -man  der  Anzeigepflicht  nicht 
ganz  eiltraten  wird  können.     Also  man  begegnet  uns  wieder  mit  Halh- 
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heilen.  Indes,  diese  hi'uiiki.uiscl'c  Schwäche  Wullen  wir  kt-iiu-HKil is  teilen. 
Ein  Jammer  geradezu,  daß  man  mit  dem  »nicht  ganz«  die  volle  Trag- 
weite des  Problems  und  der  Idee  des  Diskretionismus  entweder  nicht  zu 
erkennen  vermag  oder  schlechthin  nicht  erkennen  will. 

Bis  zum  Ausbruche  der  kcvuluiion  wunderte  man  sich  allerdings  schon 
gar  nicht  mehr  über  Kirchners  reaktionäre 't  OcselziiLadierci;  wenn  nun 
aber  im  beschleunigten  Tempo  von  den  homines  novi  in  viel  schlimmerer 
Weist  erarbeitet  wird,  die  als  die  Verantwortlichen  den  Entwurf  71  unter 
dem  Beistand  der  Sachverständigen  Ii  last  Ii  ko,  Dr.  Struve  u.  a.  ins  Keine 
gebracht  haben,  so  bedeutet  diese  Tätigkeit  das  non  plus  ultra  aller  Reaktion, 
denn  damit  li.ir  man  schlechterdings  hloli  einen  alten  7(1  jährigen  Laden- 
hüter wieder  zum  Leben  gebracht. 

Möchten  diese  Autoritäten  doch  einmal  ihr  U (.Vitium is  verraten,  wie  sie 
es  sich  denken,  einen  'Kranken  gemäß  S  1  IS.  213)  unverzüglich  in  sach- 
gemäße ärztliche  lichaiidliiiig  zu  bringen  und  ihre  ordnungsmäßige  Durch- 
führung bis  zur  Beseitigung  der  Ansteckungsgefahr  sicherzustellen«. 

I  lief  wird  der  Anzeisewillkür  ein  I  linlc-ttirehesi  eilen  -cIessch  und  es  ist 
wirklich  schwierig,  keine  Satire  danibc-  zu  schreiben.  Und  was  heißt  es  denn, 
•der  Kranke  begibt  sich  zum  Laienbehandler-?  Wird  diesem  das  Recht  zur 
Behandlung  nach  einem  Oeselze  von  1869  nicht  geradezu  zugestanden? 

Und  wollen  nach  der  Aufhebung  der  Kurierfreiheit  in  diesem  Punkte 
die  Arzte  steil  verpllidilen,  jedem  Huf  l'ul«.-  /u  leisten  und  keinen  Patienten 
abzuweisen'-  Dies  ist  die  Kehrseite  der  Medaille.  Lud  namhafte  Ärzte 
wie  Virchow,  Prof.Jesionek,  Prof.  Flesch  u.  a.  wollen,  daß  die  Nicht- 
a|i|ir(ihieriet)  weiter  als  \  eniil  wirken,  da  in  andern  Staaten  trotz  Aufliebetis 
der  Kutiei  (icdici:  die  \ickta[i|n  i  ibienri:  eist  i »-l  hl  blühen  und  üedeüu-u.  Das 
Vertrauen  Kinn  Sc-^ialarztt  naeli  der  kapitalistischen  Saltarsanreklame! ! 
(s.  S.  286  usf.)-  Als  ob  viele  Arzte,  wenn  man  iiineu  die  Wahl  der  Anzeige 
lall:,  eitlen  reicht»  Patienten,  der  1!!UU  Mark  für  die  SalvaiTaiijpril/c/ahlt, 
•auch  wenn  dringende  Gefahr  der  Übertragung  besteht  und  ein  alsbaldiges 
Einschreiten  erforderlich  macht«,  bei  dem  Kautschukbegriff  dieser  Worte 

getan.    1921  werden  sie  es  auch  nicht  tunä).    'Wenn  der  Patient 

'1  Hierzu  liefert  der  bekannte  Prof.  Dr.  mcd.C.  L.  Schleich  in  seinem  Huchc 
besonnte  Verfiane.cniicit  ,  lierlin  l')21,  einen  be-uuie:.  inleressahlen  Beitrag 
und  nennt  Ministerialdirektor  a.  D.  Kitolincr  einen    höchst  Heilstätten  lan;;- 
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sich  der  ärztlichen  Behandlung  entzieh;  !  Wie  viele  Ar/K-  wcnku 
dann  ■  ;lnvcigci:  ,  "eil n  sie  Nile  ( jehiihret)  verlieren V  Wer  soll  entscheiden, 
ob  er  von  dem  teuren  Dr.  X,  zu  dem  billigen  Dr.  V,  ob  er  von  Cöln  nach 
Düsseldorf  Lf«.- Liit f ] Lf«--i i  ist?  In  Deutschland  midlten  -■  Ironie  der  Demo- 
kratie ,iusE:crec]i[iei  die  »Demokraten*  Schloßmann  (nach  seiner 
■■Bekehrung')  und  Strnve  und  der  Sozial- »Demokrat-  Blaschko  für 
die  von  mir  souviiarintc  Sr\ual-klasseitliy!!ieiic  cintietcu.  Demokratie 
bedeutet  doch:  für  das  Vo!k,  mit  dem  Volk,  durch  das  Volk! 

Der  Entwurf  HUS  enthielt  übe/  die  Anzcige-pflicht  nur  füllende  2  Sätee: 

>  Der  vorließen  de  Gesetzentwurf  befallt  sieh  nidit  erschöpfend  mit  allen 
Maßnahmen,  die  im  Kampfe  gegen  die  ( ieschlecht>kTar,klichcu  in  Heimeilt 
k.-imilien.  l-i  beschränkt  sieh  auf  diejenigen  ISekäuipiungsmiltcl.  deren 
Anwendung  selbst  in  der  jetzigen  Kriegszeit  keine  SchwferigkeHen  bietet 
und  über  eieren  Zweckuiänigkcil  grundsätzliche  Mehuingversdiiedenheiten 
nicht  zu  befürchten  sind.  Aus  diesem  Grunde  hat  beispielsweise  die  von  ver- 
schiedenen teilen  empfohlene  binführun^der  Anzdgepfliclit  i>ci(  ieschlcdits- 
krankheiten,  sowie  die  Forderung  der  Iteil'ri ngung  von  GesundheitszeLig- 
nissen  für  Brautleute  vor  ihrer  fihesehließtmg  keine  Aufnahme  gefunden." 

Nichtsdestoweniger  hatte  Herr  St ruve  mit  dem  1918  eingebrachten  Ent- 
wurf wenig  Glück;  denn  obgleich  er  im  Aussekuli  angenommen  war,  mulSte 
erimHinbliekaui"  die  revolutionären  hreiguissc  gleich  wieder  t.illcn  gelassen 
werden.Dav.il  seil  rieb  Prof.Flesch ,  die  laut  gcäulicrte  Schadenfreude  ß  lasch- 
kos  über  die  Annahme  im  Ausschusse  1Q18  würde  keine  ungetrübte  sein. 

Die  ans  dem  Diskretiouismus  für  Staat  mid  GeM'llschail  sieii  ergebenden 
Notwendigkeiten  lieben  sieb  eben  doch  nicht  so  leicht  beiseite  seiiieben 
und  alsbald  geriet  auch  Herr  B  lasch  ko  in  Betrübnis.  Der  Diskretion ismus 
besitzt  tatsächlich  eine  innere  l.el'enskvait,  dank  welcher  er  sieh  selbst  rasch 
vorwärts  bringt.  Da  kömieu  ihm  weder  die  von  der  bürokratischen  Phalanx 
hcscSu'rniteu  aus  dem  Gesd:lcdt;shelrich  bohe  Profite  erstrebenden  Kapi- 
talisten stärkere  Hindernisse  in  den  Weg  legen,  noch  vermag  die  Büro- 
kratie die  nette  Ordnung  in  ihrem  Sicgeslnm  aufzuhalten.  Denn  die  dis- 
krefinmstischc  Idee  invok'ierl  staatliche  Notwendigkeiten,  die  zu  verhindern 
auf  die  Dauer  keine  Macht  stark  genug  sein  wird.  Auch  die  Sexual- 
kapitalisten werden  arge  I  littäusciinngrn  erleben,  linken  sie  sieh  noch  sn 
sehr  geborgen  wisset:  im  Scholle  ahnender  und  nicht  ahnender  Kümtexions- 
politiker,  und  ad  hoc  angestellte  und  gut  honorierte  Ärzte  auf  ihrer 
Seite  haben.  Was  sagte  doch  Maximilian  Harden  einmal  in  dcr'Zukunft« 
[Nr.  I2,S.  344,  Mahnruf  in  die  Wüste|:  -Jede  Gebärde,  deren  Ziel  Geld- 
gewinn ist  und  die  als  Ausdruck  von  Ücfiihl  mler  Überzeugung  geachtet 
sein  will,  tragt  den  .Makel  der  1 'msiiiuiitiu ;  fluchwürdigerer  als  die  des 
dürren  Hfircheus,  das  den  zernarbten  Kartoffel  bauch  am  Nordhafen  dem 
Ruderstemmer  bläßt*. 
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Die  Begründung  des  Gesetzentwurfs  auf 
diskretion  istisch  er  Grundlage. 


die  Gefährlichkeit  der  venerischen  Krankheit 
jeheuren  Reichweite  und  mit  aller  Deutlich!« 
herausgestellt,  daß  nach  statistischen  Schäl?» 
sechs  Millionen  Personen  luetisch  erkrankt 
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ier  Jugend.   Jeder  vierte  Mensch  syphilitisch 


')  [>W  Münclltmir  Niutsnri  Naiiliritiitci:  iihr.ilun  am  !].  März  H21  - 
Franlftifhs  Vi'CSL'iidHiny.  Das  [i;<n/<Wwlie  luiiysiiiiriiiteiium  verülfent  lieht 
Sueben  äj:]tr-;tiäi'hc  Ahj;.-,1ii::l  lilur  liit  Vi-rhri-iiuiiL:  (Kt  ^lyiiiilis  in  KrailVreieli  ■ 
und  dessen  Kolonien.   Trotzdem  in  allen  Landern  Syphiliserkrankungen  pro- 
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28  pro  10000  der  Bevölkerung  in  Preußen,  d.  s.  etwa  200000  Personen, 
gesdilechtskrank  waren.  Also  wir  kommen  auf  Dr.  LOESERS  Aufsati 
zurück.   Er  sagte  u.  a.: 

krankunj.'rn  ;uif  Lucs  7.L]riiLk'ii Eiihrtii  sind,  welches  lirtii  drr  Insassen  unserer 
p-ydli.V.tisel;eil  Kliniken,  i;esdll(i.ieuer  Ner.eilheilans:alli-n  niLil  Sana Imien  ihr 
Leiden  einer  trüt.er  durdijremadilrn  ^.pirtidiäU'ninfrktiun  i'erdankt.  wie  viele 
Kinder  in  den  SaiißliuRshcinieti  und  Fursorgestelten  Indische  Aszcnde-ivz  haben. 
Als  fiyniikril.ijirn  .ü-Ih-ji  wir  j.i  mii  Ausnahme  (ier  PriiiKirafiekie  au  ilfti  äußeren 
Qenitalien  die  Lues  der  inneren  Genitalien  sehr  selten  oder  gar  nicht,  desto 

und  der  knn^eliitalcn  Lucs  der  Neii^dinrcncn.  Dir  Lues  hatle  sieb  im  Kriege 
ohne  allen  Zweifel  vermehrt.  Eine  Rundfrage  a:i  die  verschiedenen  deutschen 
liLTmnK.ldjiisilini  Ahreilumjrn  er,\ib  —  soweit  überhaupt  verwendbare  Ant- 
w  irlen  einliefen  eint  Ii  eilt  inende  ^uiiahnie  der  ;:u  UuliLimtl  li  n-;  kommenden 
luetischen  l';jlit>:itin:n-[i.  Au!  Tabelle  1  habe  ich  einige  stddle  Verjrleicl'S.'ablen 
/wisebri:  iltn  Jslucn  l'Jl'i  und  1*117  Ihnen  uieLierjiej'elu-n.  Kali  an  rnanrkeii 
dcrmatrilos^idien  Kliniken  dt  Anzahl  dei  Indischen  I'uncntiiinen  Lrn  Jahre 
IU17  r;e;;ennbcr  der  vi.n  1913  sank,  lie^l  "»Sil  daran  wie  mir  ai-rh  Herr 
l'riilessur  JadasS'ilm  früher  rrdllrillr  ,  ilaii  im  Kririrr  eine  (jrofir  Au/aiil 
der  in  Krienshetrieben  beseh  allsten  weiblichen  Aufstellen  in  Krankenkassen 
aufeeunninien  minien  und  niinil  sieb  in  kasseuä'.'tliehr ,  flicht  mehr  wie  früher 
in  poliklinische  Behandlung  begaben. 


zierte  Menseh  ist  dort  syphilitisch 
!  ausscheidet,  so  ergibt  sich,  daß 
tens  jeder  zweite  in  den  besten 
t  ist,  so  daß  also  beim  Eingehen 
ig  entweder  der  Bräutigam  0der 

fiber  Frankreich  sich  ergießende 
cheure  Ausbreitung  der  Syphilis. 

von  dieser  Kranke»  Betrogenen 
tzdem  Paris  und  Marseille  schon 
n.  Em  Laufe  des  Krieges  mußten 
s  sich  irisch  infiziert  hatten,  als 
irden.  Gleichzeitig  mußten  80000 
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liesvifl  drrn  Anstieg«"  der  I  ji  j  in  der  wcibprl-t-ti  Hciiilkcrun|>  ro.iHte  na:ur 
gcmaR  a-.ch  die  Zahl  der  /jctischcn  SchwanRercn  ansie'Ken  S"»e.t  ich  eu>- 
wandlreie  Avskcnn  hek*m.  iei£te  es  s^ch.  dall  m  einrni  feil  dir  Zahl  der 
lueWheii  Nragehareiien  im  Jahn-  1017  urfpcfjhr  gleich  der  im  )ah.e  J01J 
gehlietien  war,  i  einem  hf ir.Khll.chrn  le.le  jedoch  if^  «<h  e.ne  sicher«. 
aKnlclc  /.„nähme  der  hietifche.i  üehuu.n,  eine  um  so  heti  üblichere  Erschei- 
nung, weil  dieser  Kefre.-uibei  eine  p.am  cr.orire  Clebu.tcnahnahme  stand  Sie 
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Gdil;ikri  abnähme  j>t'j;t'(liil)i.TSli;]lt. 
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früher  schon  v.  Winckel  angegeben  hat  den  ich  hier  auf  dieser  Tabelle  an- 
gegeben habe. 

Vergleichende  Statistik  über  Schwangerschaft  und  Syphilis 
ohne  Anstellung  der  Wa.-R. 

v.  Winckel   11377  Geburten,  252  Lues  =  2,2  Projent  ]  (Mütter)' 

ohne  Wa.-R. 

Loeser   39806  Geburten,  606  Lues  =  1,5  Prozent  I  (Kinder) 

(Nach  Reiullalen  an  17  deutscher,  geburlshillliehen  Abteibr.gen  m  Jahre  III  J  1 
hl  fand  I»-.  1 1177  rrehurte n  2,2  l'roicn!  Iuel:s,he  Müller,  ich  [and  'juler 
39SUO  Neugeborenen  1.5  IWrm  luetische  K.r.dcr  Wenn  man  anmmiw,  da6 
ungefnhr  SOIWeni  aller  lun.wh.-c  Wö.  beer  innen  juh  lueti-elie  Kinder  haben. 
sii  summen  die  v.  Wi  nckclsihen  und  ■nemc  Resultate  cenau  uberein.  Ich 
kc-nr.te  Ihnen  nach  llureh„cht  der  Weltliteratur  de:  Ict/icn  ;ehn  Jahre  auf 
diesem  Ce Miele  n*h  viele  andere  Statistiken  anfuhren .  n.chl  hluR  selche 
Deutschlands,  unter  denen  d;c  von  R"£r  an  einem  gruHere-n  Material  der 
h>:hner  f-rauenkl-.nik  a-.ih  Ju  „-h-i.il.  m  ;<•■«.-  i.  racil,  Ich  will  Sir  dan;it  aber 
nichl  >u  lan^e  abhalten  W-.ird.rn  wir  die  im  Jahre  1QH  Reborenen  kongenital 
Indischen  KnriVf  nach  dem  vnn  rtrr  annefebenen  l'nuentijrie  ausrerhnrn. 
,u  kamen  he',  der  damaligen  rith..rlen>alil  vi>n  I8IS506  in  unserem  m:ch  «s- 
/eikleinerien  Vateilande  imr.-.erhin  schon  eine  erschreckend  hohe  Anratu  solch 
unschuldig  helasleter  We.en  Aber  die  ,ia  und  h,r  «ich  «hon  hohe  Zahl  ist 
.mm«  n.ich  ein  fi..m,ner  Selbstbetrug,  da  mir  dam,  d;e  richtige  Anjaiii 
der  k.mgenital  lueliwher.  K.ndcr  frslruslellen  .st.  wenn  auch  mittel  unserer 
stroluEischen  L'niersuchu^KSrnethoden.  mittels  der  Wassermannsrhen  Uraltiun, 
die  I  ucs  aller  rvhwacireren  ?u  erinireln  verMichl^wii« 

hiillTcndr  Angaben  gehen  hierüber  AufschluB 

1113  ;i>17 
Cebnrter.    l.uel.sche  Kmde:    lieu-irten     Luehsche  Kir.der 
(ohne  Wa  R.)  |r-.:t  Wa-R.) 

München  3327         54  (I.K  IW)         2tiKI         60  (3.3  PrOi.) 

(Sänger) 

Rostock   300  4  (1,1  Proz.)  31*1  17  (5,6  Pro?.) 

(Loeser) 

Düweltforl   3SI         21  (5,5  Proz.)  337         25  (7,4  Prot) 

(Pankow)  (mit  Wa.-R.) 

Mit  der  Wa.-R.  ^wurden  im  Jahre  1917  an  den  Frauenkliniken  München, 
Düsseldorf  utid  Rostock  unter  3247  üelrurteii    =23  luetische  Kinder,  d.h. 

In  DtnndiNiini  wiirden  liarurth  in  jedem  Jahre  Imlei  einer  Million;  Kimtlrr, 
die  geboren  werden,  39]  13  konffenital  syphilitische  in  die  Welt  Besetzt  werden. 
Aber  diese  Zahl  —  wenn  sie  auch  teilweise  dem  Kriege  und  sozial  be- 

uiiiridicn  UrolSsl.ictell  [1.1dl  a:uk'r(.'ri  tati  ^iker.  eine  viel  höhere  prozentuale  Kinr 
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über  das  SätiKlingsaltcr  hinaus,  so  ist  der  spiitere  l'm/tiilänl/  der  Mortalität 
immer  noch  erschreckend  hnch,  nach  Müller  starben  um  202  luetischen  Kin- 
dern 4(>  nach  .Inn  ^ .Mi^i irii- -in 1 1 r  r ,  das  sind  ?.?..[!  ['i  ivi.nl.  I  'nii  dieser  Prozent- 
satz ist  noch  relativ  günstiger  all  der  anderswo,  I.B.  der  der  Züricher  Klinik 
mit  47  Prozent  Mrirtaüt.it  unter  den  luiürnitttl  luetischen  Kindern.  Der  Rest 
der  Überlebenden,  der  Hin  Müller  Iiis  H)  Jahren  :meb  der  Gehurt  weiter 
verfolgt  wurde,  ist  dann  noch  den  Gefahren  der  Augenerkrankungen,  der 
Auktionen  der  Nervenkerne,  den  Haut-  und  Schleimhaiilaffektiunen,  wie 
Knochcnei  kra  n  k  im  gen  ausgesetzt,  von  der  s-dlenereii  j  irgend  liehen  Talles 
und  Paralyse  abgesehen. ■ 

Und  in  be/ug  auf  diese  Inrdillwen  Ansteckung«]  empfiehll  in  Vorträgen 
der  DG  BG.- Ortsgruppen  Loeser  .  .  .  .  den  unsicheren  gmltkiL[iltiilistischcn 
Wassermarniismus  der  bei  jeile-ni  (!)  Kitidt  gemacht  werden  soll.  (Siehe  S.  283.) 

Unterlassungen  sind  indes  nicht  ausschließlich.,  ja  nicht  einmal  vor- 
wiegend auf  Seiten  der  Ärzte,  vielmehr  ist  es  die  Reichsregierung,  sind 
es  selbstverständlich  aucli  die  Landesregierungen,  die  viel  versäumt  haben. 
Allen  hat  es  bisher  an  der  nötigen  fctiergic  gefehlt.  Sonst  würde  es  nicht 
zu  erklären  sein,  daß  in  Stadt  und  Land  die  Lnstseuche  gleich  stark 
grassiert.  Sogar  das  platte  Land  wird  von  ihr  mehr  und  mehr  befallen. 
Niehl  /n  Unrecht  macht  man  die  Kinnseuche  für  die  Ausbreitung  von 
Schande  imd  Lister  unter  der  bäurischen  licviilktnug  verantwortlich, 
die  Kinoseuche  mit  den  sog.  =■  Aufklämtigstihn.s  ,  die  die  Lüsternheit 
der  Jugend  anstacheln  und  keinen  andern  Zweck  haben,  als  gewinn- 
süchtigen Spekulanten,  jenen  Wölfen  im  Schafspelz,  die  marodierend 
filier  Lei  che  n  fei  der  neben,  die  Tasche  zu  füllen.  Sie  wissen  nur  zu  gut,  daß 
für  eine  derartige  Aufklärung  die  ländliche  Intelligenz  nicht  reif  genug 
ist  Und  anstatt  den  geistigen  Horizont  dieser  Kreis;'  weilen  zu  helfen, 
sind  es  gerade  die  Kinotiker,  die  hier  zu  brutalen  Seelen  vergiftern  werden : 
sie  tragen  Gift  in  die  entlegensten  Hütten!  frivoler  kann  mau  sich  nichts 
denken  als  eine  Gesellschaft,  die-  selbst  zum  Kampf  wider  den  schlimmsten 
Feind  der  menschlichen  Gemeinschaft,  die  Lustseuche,  aufruft,  sich  mh> 
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hin  ethische  Ziele  «Hzt,  aber  kapitalistische  Neinungen  unterstützt,  und  SO 
zur  Schöpferin  der  Filmseuclie  geworden  ist.  Und  dieses  Unternehmertum 
steht  sogar  hoch  in  der  Dunst  unserer  republikanisch -demokratischen 
Regierung,  erhält  deren  Unterstützung  und  tut  sich  etwas  Besonderes 
darauf  zugute,  ihm  Helfersdienste  bei  den  Film-AusstellLuigcn  zu  leisten. 
Spät  kommt  die  Fiiisicht,  vielleicht  aller  mich  nicht  zu  spät.  Wenn  auch 
die  Behörden  noch  immer  nicht  das  nötige  Mafi  von  Tatkraft  wider  die 
Kinoseuche  aufzubringen  vermögen,  so  treten  doch  sction  private  Orga- 
nisationen tatkräftig  hervor,  nachdem  Richter,  wie  Dr.  Albert  Hellwig, 
vorbildlich  dafür  gewirkt  haben. 

Der  Bilderbühnenbund  deutscher  Städte  (e.  V.)  hat  die  Staatsregierung 
um  Abhilfe  gegen  die  »Aiifklänuijrsiilmc-  ersucht.  »Die  Regierung  unter- 
stützt die  Bestrebungen  der  Deutschen  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten.  <  So  erklärte  im  Berliner  Tageblatt  Geh.  Ober- 
mcdizinalrat  Dr.  Lenz  vom  Wohlfahrtsministcrium.  Kultusminister 
Haenisch  hat  am  20.  4.  20.  unter  U  2.  933  durch  die  Provinzial- 
schulkollegien  die  Lehrerschaft  auf  die  aufklärenden  Filmaufführungen 
der  DüBG.  hingewiesen  und  ihr  die  Unterstützung  sowie  die  Wander- 
ausstellungen empfohlen! 

Oie  IVntsilie  (k>dK-h;i;t  zur  Beküir.piumr  der  GeH-hledttskraiikheitcn 
(DGBG.,  Vorsitzender:  Prof.  Wasch  ko,  Schriftleiter:  Prof.  Felix  Pinkus)  ist 
dir  Urheberin  (.lereriilikapibLstisdier]  ■  Aufklärungs«- und  »Animier« .Filme. 
Sie  trägt  daher  die  Hauptverantwortung  für  diese  neueste  „Kulturtat". 

Mit  groller  Reklame  lud  sie  im  Frühjahr  1917  die  Behörden  Deutschlands, 
die  Hrictis-  111111  Lmidesparlamente.  Vertreter  der  Regierung,  des  Reichs- 
gesundheits-  und  des  Reichsversichenmgsamtes  usw.  zu  einer  Film- 
vorführung ein,  die  den  ersten  Aufklärungsfilm  *Es  werde  Licht« 
zeigte.  Und  die  Reklame  bemächtigte  sich  dieser  Tatsache  mit  ge- 
schickter Regie. 

■  Fs  werde  l.ichl  .  so  nannte  die  OeselK-li;dt  ihren  auf  ihre  Anregung 
von  Richard  Oswald  und  Lupu  Pick  verfaßten  Film.  Wie  es  aber  dank 
der  in  Deutschland  durch  das  böse  Beispiel  der  DOBO.  entstandenen 
Filmaufführung  »Licht  geworden«  ist,  das  zeigen  die  Entrüstungs- 
versammlungen  und  die  parlamentarischen  Verhandlungen  gegen  die 


A ü [klär ini e>iilni'  ein  leider  liereelitiiiie-  ,\lilitr;iueii  entgegen  bringt. 
Selbst  der  Milgriimlrr  der  Gesellschaft,  Senatspräsident  Schmülder.  er- 
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klärt. das  Verhalten  der  DGBO.  für  einen  «Fehlgriff«.  Dies  wird  man 
begreifen,  wenn  man  folgende  Annoncen  betrachtet: 

in  einer  eine  Seite  ausfüllende  Annonce  der  Ka  mute  rl  ich  (spiele  in 
Wilhelmshaven  (-Wilhclmshavener  Tageblatt-  vom  15.4.  1917)  wird 
im  Bilde  eine  grolie  Hand  gezeigt,  die  die  Fackel  der  'Aufklärung« 
hochhält,  und  Tausende  von  Personen  gehen  dieser  Fackel  entgegen, 
damit  ihnen,  d.  Ii.  in  Wirklichkeit  dem  Filmfabdkanien,  »Licht  werde  -. 
Dann  heißt  es: 

•  Der  Film  im  Dienste  der  Aufklärung.  Es  werde  Licht  Ein  her- 
vorragender Kulturfilm,  herausgegeben  mit  Unterstützung  der  Deutschen 
Ciesdlscfiafl  /ur  Heidi nir-umy  der  (iesdiledilskrariUieileti. 

1.  Akt:  Das  Atelierfest.    In  der  roten  Laterne.    Folgen  des  Leichtsinns. 

Ein  unfehlbares  Mittel. 

2.  Akt:  Die  Verlnhtme.    Die  Kellnerin  .ins  der  rolen  Laterne.  Eine 

dumme  Geschichte.    Die  Hochzeit. 

3.  Akt:  Eine  furchtbare  Erkenntnis.  Die  Sünden  der  Väter.  Die  Flucht. 

Auch  die  Mutter. 

4.  Akt:  Erlöst    In  der  Heilanstalt    Die  Aufklärung.    Ein  hoffnungs- 

loser Fall. 

5.  Akt:  Heimkehr.  Sehnsucht  Im  letzten  Stadium.  Es  werde  Licht- 
35  geschlechtskranke  Kassenpatienten  waren  1913  an  der  Ortskranken- 
kasse in  Braunsehweig  und  heute  ca.  3500,  also  das  Hundertfache.  Ist 
das  »Licht«?  Die  rote  Laterne!  Die  Kellnerin  der  roten  Laterne!  usw. 
Kann  man  sich  mr  -Aufklärung-  ein  besseres  Milieu  für  Erwachsene 
und  Kinderdenken?  Keine  Zeitung  Deutschlands  war  verschont  Millionen 
warf  dieser  >Kultur--Film  ab.  Pekuniär-Kultur.  Und  in  der  Presse 
konnte  irtau  lesen: 

•  Daß  die  DGBO.  unter  ihrem  Vorsitzenden  Prof.  Blaschko  dem 
Filmwerk  alle  Untere  ük'.Hk:  ariyeileilien  lielS.  /eisrt,  wie  ernsthaft  die 
Arbeit  zu  bewerten  ist  Der  Film,  den  die  Regie  Richard  Oswald 
mit  Leben  und  Farben  versehen  hat,  bringt  plastisch  gesehene  Ausschnitte 
aus  dem  sorglos-leichtsinnigen  Milieu  der  Studenten  bilde  und  des  Maler- 
ateliers, zeigt  Nächte  in  den  Lokalen  mit  der  roten  Laterne,  führt  in  die 
Praxis  eines  Kurpfuschers,  zeigt  mikroskopische  liluturitursuchungcii  in 
einem  großen  Laboratorium  usw.« 

Die  -rote  Laterne-  als  Attraktion  und  die  durchsichtige  »Salvarsan- 
empfehlung«als  Absicht  unter Cbcrtrd hingen  der  den  Salv:-rsiinoptimismus 
:uit  verurteilenden  \V:iss(Tri;imi.;elie(i  i;|-.iluiner'.iii!nui^.  Auf-  den 
vorliegenden  etwa  200  Zeitungsausschnitten  erwähne  ich  nur  folgende 
Blütenlesen: 

■Heute  nieurtüg  Uli  4  Uhr  dei  ^ewallii;!.'  Kiilinrfilin  zur  Hei-:äin|i(uni; 
der  Geschlechtskrankheiten.  Wem  das  Wohl  seiner  Jugend  am  Herzen 
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liegt,  muß  dieses  Werk  sehen.  Noch  nie  rief  ein  Film  eine  solche  Be- 
geisterung (!)  hervor  wie  dieses  Riesenfilmwerk.  Der  größte  Kulturfilm 
im  Dienste  der  sexuellen  Aufklärung.  Das  größte  dramatische  Werk, 
das  je  gezeigt  wurde.  Jeder  Vater  und  jede  Mutter  soll  diesen  Auf- 
klärungsfilm  ihren  Söhnen  und  Töchtern  zeigen.  Der  erste  große  Kultur- 
film —  fünf  lange  Akte  —  verfaßt  von  Richard  Oswald.  Den  Film 
sehen,  heißt  Wahrheit  lesen.  Ein  kulturhistorisch  wissenschaftliches 
Dokument,  eine  schauspielerische  Glanzleistung.  Der  Film  wurde  in 
Hamburg  acht  Wochen  laue  aufgeführt  und  beherrscht  seit  Wochen  den 
Spielplan  aller  deutschen  Bühnen.  Das  größte  dramatische  Filmwerk 
seit  Bestehen  der  Kinematographie  mit  Unterstützung  der  Deutschen 
Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten.  Wie  überall, 
so  auch  hier  erregt  dieses  Kulturfilm  werk  das  größte  Aufsehen  und 
bildet  das  Tagesgespräch  in  allen  Kreisen.  Der  von  der  Oswald-Film- 
gesellschaft herausgebrachte  Film  verdient  das  Interesse  aller  Kreise, 
denen  die  Gesundheit  unseres  Volkes  (der  Fi  Inifabrikanten)  am  Herzen 
liegt  Verschwiegene  Nächte  in  Nachtlokalen,  Kurpfu  Seherin  m,  mikro- 
skopische Untersuchungen  werden  gezeigt  und  dargetan,  daß  alle  Kreise, 
denen  die  Gesundheit  unserer  Jugend  am  Herzen  liegt,  diesem  Film 
größte  Beachtung  schenken.  Die  Regie  von  Richard  Oswald,  die  Kunst 
von  Bernd  Aldor,  die  Photographie  von  Max  Faßbender  schufen 
mit  Unterstütz  im;;  der  DGBG,  in  gemeinsamer  monatclanger  Arbeit  ein 
Werk  allerersten  Ranges,  das  anzusehen  die  Pflicht  eines  jeden  ist- 
in fast  allen  Annoncen  war  ein  Klischee,  das  mit  dem  Motto  »Es 
werde  Licht-,  einen  Herkules  zeigte,  der  einer  Riesenschlange  mit  fünf 
Köpfen  das  Genick  brach.  Und  das  Resultat:  Es  werde  Licht!  Heute 
das  100 fache  der  Geschlechtskrankheiten  in  manchen  Städten!  In  jeder 
Annonce  stand  natürlich: 

■  Mit  Unterstützung  der  DGBO.  in  allen  Städten  mit  dankbarem  Erfolge 
aufgeführt  und  vom  Publikum  mit  griililcm  Beifall  aufgenommen.  Kulturelle 
Mensclicntdiicksalc  in  sechs  großen  Abteilungen.  Auf  Wunsch  verschie- 
deutlich  wiederholt  Keim-  liivsdiiire,  kein  Vi  Mira«  kann  so  he  lehre  ml 
wirken  als  dieser  große  Kulturfilm  in  fünf  Akten  von  Richard  Oswald. 
Dieser  Aufklärung-  u:id  Zweckfilm  ist  von  liolicui  sitiliciicn  Ernst  ge- 
rragen. Der  Wille,  die  Menschheit  zu  befreien.  Der  Kampf  gegen  das 
Kurpfusehcrtum  bildet  den  ethischen  Zweck  der  Handlung.  Das  von 
Richard  Oswald  und  Lupu  Pick  verfaßte  Drama  zeigt  in  taktvoll 
gestalteten  Bildern  das  Schicksal  eines  Mannes,  dessen  Leichtsinn  ihn 
zugrunde  richtet.  Zugleich  wird  dargestellt,  wie  durch  die  Kunst  des 
Arztes  eine  Heilung  durchaus  möglich  ist  Mit  einer  Warnung  vor 
Kurpfuschern  schließt  das  Werk.  Gehet  hin  und  laßt  euch  vom  Licht- 
bild belehren  und  warnen.  Im  eigenen  Interesse  muß  jeder  das  Film- 
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werk  sehen.  "Die  Jugendvorstellung  fällt  aus,  dafür  "Es  werde  Lichl«. 
Gewiß  mag  mancher  durch  den  ungewohnten  und  abstoßenden  Gegen- 
stand befremdet  werden  und  meinen,  wenn  schon  Jas  Volk  aufgeklärt 
werden  soll,  dann  ist  das  Kino  nicht  der  richtige  Ort  Je  öffentlicher 
der  (In.  desto  wirksame:"  dir  Warnung.  Sic  werden  Staunen  um!  lagen  : 
•So  etwas  huhe  ii.li  noch  uiehl  ^i-^l-Ih-i i.  Itn irdcrlieli  für  I" r/iebuui; 
der  Jugend  zur  weltlichen  Aufklärung.  F. i n i_-  merkwürdig  ernste,  ja  fast 
feierliche  Stimmung  herrschte  in  Berlin  und  München,  als  den  ärztlichen 
Autoritäten  und  Behörden  "  Es  werde  Licht-  vorgeführt  wurde.«  (Ob 
sie  wohl  ahnten,  daß  sie  zur  »Kultur "-Reklame  Staffage  standen?) 

In  grollen  Klischees  der  Annoncen  wird  bildlich  gezeigt:  1.  Die 
Wassermannsche  Blutuntersuchung.  2.  Verwaist.  3.  Folgen  des  Leicht- 
finns.  ■!,  In  der  I  ]eila:ista!t.  ['olc-eudes  Schreiben  wurde  in  den  Annoncen 
(  Hamburger  i-cho  ,  8.  April  I Ol  71  wiedergegehrn  ;   Von  der  1  )eulschcn 

■'•»v.lKhjn    :u'    U<  Unip  j,    J«i  M-  »hc.lrjnlhr-k  n   (iKiU  itt, 

Lessiuglhcaler  cndstetiendcs  Schreiben,  welches  uns  veraublk,  d.is  außer- 
gewöhnliche Filmwerk  nochmals  iiir  eine  Woche  a\  prolongieren:  ■An 
die  Direktion  des  Lcssirtgihcatcrs.  Wir  haben  mit  Bedauern  davon 
Kenntnis  genommen,  dal!  Sic  den  grollen  K^illur film  .Iis  werde  Licht' 
am  Ostermontag  zulei/1  aufführen  wollen.  Wir  halten  es  im  Interesse 
(des  Filmfabri  kanten)  der  Volks  wohl  Fahrt  für  angebracht,  daß  Sie  ,Es  werde 
Licht'  noch  einige  Zeit  zur  Aufführung  bringen,  damit  das  Filmwerk 
dem  Publikum  weitgeheudst  /.ur  Kenntnis  gebracht  wird,  gez.  Deutsche 
Gesellschaft  z.  B.  d.  G.«  Alle  diese  Zitate  sind  den  in  meinem  Besitz 
befindlichen  Annoncen  entnommen.  Ein  Kommentar  ist  überflüssig. 
Gott  schütze  uns  vor  dieser  die  Behörden  zur  Reklame  benutzenden 
Art  der  -Aufklärung-!  Der  nächste  Film  muß  heißen:  »Aufklärungsfiliri 
gegen  die  Aüfkiürungsfilme".  DielXiB(i.  wird  gebeten,  für  ihre  Aufklänmgs- 
sünde  Absolution  wenigstens  dadurch  zu  erwirken,  daft  sie  auch  hierzu 
die  »uneigennützige--.  I'aleiischait  übernimmt.  Dann  wird  es  wenigstens 
allmählich  Licht  —  wenn  auch  nur  über  die  wirkliche  Absicht  des 
pekuniären  Aufklärungs-,  Animier-  und  Kulturfilms  -Es  werde  Licht«. 

Wenn  angesichts  dieser  ialsnehcn  der  Vorsitzende  der  IXH.iO.  I'rof. 
Blaschko  vor  Lehrern  und  das  andere  Mal  vor  Studenti  n  sprach  und 
1  iclilbildcr  zeigte,  über  die  der  Schriftführer  dec  r.csdischatt.  Prof.  Pinkus, 
in  den  Dezemberm Weitungen  der  DGBG.  schreibt:  -Der  vorgezeigte 
Kelehrungsfilm  unterscheidet  sich  wohltuend  von  dem  jetzt  in  manchen 
Berliner  Lichtspielen  gezeigten  sexuellen  ,Animierfilm',  angeblich  auch 
.Aidkläriuigsiihii'  genannt  .  dann  erklimm!  diese:.  Sexual-l'harisäerluni 
wirklich  den  höchsten  Gipfel.  Noch  mehr  aber,  wenn  die  Gesellschaft 
dem  Verein  zur  Bekämpfung  des  Schondfilms  *post  ineubationem«  bei- 
geirelen  ist.     Der  kluge  Manu  baut  vor! 
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Jedermann  sind  die  unter  Mitwirkung  der  DGBG.  entstandenen  sensa- 
tionell wirkenden  Klischee -Abbildungen  in  der  GroHstad (presse  in  allzu 
frischer  Lriiineruiis;.  als  da:(  es  iintwciidiü  wäre,  sie  allesamt  liier  wieder- 
zugeben. Iiei>piclswcise  sind  die  drei  beramders  aufdringlich  gehaltenen 
Inserat-Illustrationen  zu  dem  «Kulturbild«:  Es  werde  Licht  in  der  Tat 
weniger  kulturfördenid,  als  damit  weit  eher  ein  behördlicherseits  unter- 
st-.itztcs  '  wiücnicliafllidRi-  Anreilienuni  liesünstigt  wurde,  das  in  seiner 
Wirkung  die  verderblichste  Animierung  zum  Leichtsinn  mit  seinen  Folgen 
cmclte.  unter  der  Maske  der  ()eiiieiiiiiiu/.i|;keit.  wahrend  der  Millinueii- 
gewinn,  der  in  unsichtbare,  aber  wohl  geahnte  Kanäle  sich  verläuft, 
die  Hauptsache  war.  Sehr  richtig  schreibt  der  »Vortrupp«  in  Nr.  1  1921, 
unter  dem  Stichwort  »Aufkläningsfilme«: 

•  Seit  einer  Reihe  von  Jahren  schon  haben  wir  diese  Filme,  die  unsere 
Jugend  in  angeblich  iieeignefer  Weise  über  die.  Fullen  des  außerehe liehen 
GescMechtsverkehrs,  besonders  über  die  furchtbare  Gefahr  der  Geschlcchts- 
krankheiten  aufklären  sollen.  Die  Filme  kamen  nicht  allein,  sondern 
unter  dem  besonderen  Schulze  hochachtbarer  und  angesehener  Persönlich- 
keiten, und  zum  Teil  auf  Veranlassung  sehr  ehrenwerter  Vereinigungen. 
Dabei  ist  dann  im  Laute  der  Zeil  mancher  ;:inUir)t!C]ide  Name  etwas 
ins  Gedränge  geraten.  Es  ist  nämlich  nicht  er«  seit  gestern  Gewohn- 
heit deutscher  Gelehrter,  gelegentlich  auch  mal  öffentlich  ein  Urteil 
über  Dinge  abzugeben,  von  denen  man  nichts  versteht.  Das  wußten 
zum  Beispiel  seil  Jahren  die  Alhoholgewerbetrei ben den;  nun  wissen  es 
auch  die  FümlabriVapiieri  und  Knillbesitzer. 

Wie  haben  denn  nun  diese  von  bedeutenden  Gelelinen  und  unter 
andern  von  der  Deutsclicn  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten empfohlenen  Aufklärungsfilme  gewirkt?  Geradezu  glänzend 
—  sagen  die  Kinobesitzer.  In  der  Tat  ist  mit  kaum  einem  andern 
Film  ein  io  i;r<iliar; ip.es  Geschah  ijemadil  worden,  wie  mit  den  Asif- 
klärungsi ihnen.  In  hellen  Haufen  lief  man  zum  Beispiel  in  das  be- 
kannte, auf  Anregung  der  oben  genannten  Gesellschaft  verfaßte  Film- 
stück 'Ts  werde  Lieht1.  Wo  sich  da-  Gewissen  virsMhulii'cr  Menschen 
regte  und  da^cucn  am'l:ei;etli1e,  dal!  man  s:ileh  wk!erwärri<;en  Kitsch 
ausgerechnet  der  Jugend  darbiete,  wurde  mit  Entrüstung  entgegnet: 
Bitte,  aber  das  soll  durchaus  nicht  unanständig  wirken,  berühmte  Ge. 
lehrte  wie  Prof.  Blaschko  sagen  doch  .  . .  übrigens  ist  die  ganze  Sache 
von  der  Gesellschaft  /u  Kekäuipfung  der  Geschlechtskrankheiten  ver- 
anstaltet; und  dann  die  abschreckende  Wirkung! 

Über  die  abschreckende  Wirkung  nur  zwei  Zahlen:  im  Jahre  1913 
zählte  die  Ort-kmnkcukassi:  in  lirannscliwei;;  Sb  Geschlechts kranke  Kassen- 
patienten, heute  deren  etwa  35Ü0  Idrcitaiisctidiiinf hundert!!!.  — 

■Die  ich  rief,  die  Geister,  werd'  ich  mm  nicht  los.-   Jetzt,  wo  der 
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Bilderb  [ihnen  blind  deutscher  Städte  die  Staatsregiemng  um  Abhilfe  gegen 
die  »Aufklärungsfilme«  bittet,  möchte  es  natürlich  niemand  gewesen  sein. 
Auch  der  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  ist, 
wie  aus  ihren  Dezembcrmitteilungen  hervorgeht,  die  Erinnerung  an  ihren 
ersten  Schritt  ins  Kinu  sehr  peinlich,  Aher  mir  die  klare  Erkenntnis 
und  das  offene  Bekenntnis,  fehlgegangen  zu  sein,  bieten  einigermaßen 
die  Gewähr  dafür,  dal!  sich  ein  solcher  Reinfall  nicht  wiederhole." 

Das  furchhare  Unglück,  welches  Deutsrliland  aus  dem  Anschwellen 
der  Syphilis,  die  sich  nach  einem  Worte  der  Bibel  fortpflanzt  bis  ins 
vierte  Geschlecht,  droht,  dürfte  dem  Gesetzgeber  eine  Mahnung  sein, 
so  rasch  wie  möglich  unbekümmert  um  alle  von  Interessenten  aufgetürmten 
Hindernisse  die  richtigen  Mattnahmen  zu  ergreifen;  Sonst  droht  uns 
ein  Untergang  wie  Rom  und  Hellas. 

Auch  die  Ausstellungen  der  DGBO.  verfehlen  ihren  Zweck,  sie  erreichen 
fetzten  Endes  das  Gegenteil.  Im  »Medizin.  Korrespondenzblatt  für 
Württemberg  Nr.  -12  vom  I  n.  Okt.  l<m)  sagt  Dr.  Ries  (Stuttgart),  der 
sich  führend  an  der  Stuttgarter  DGBO.- Ausstellung  beteiligte,  wörtlich: 

■  Es  ist  darauf  Redacht  genommen,  das  Publikum  durch  täglich  ein- 
malige Führungsvorträge  von  Fachärzten  aufzuklären  und  —  was  das 
wichtigste  ist  —  auch  zu  beruhigen.  Denn  es  ist  kein  Zweifel,  daß  eine 
große  Reihe  von  Laien,  die  die  Ausstellung  besuchen,  sich  im  höchsten 
Grade  ängstigt  und  zum  Sypliilidophobcn  auswächst.  Es  ist  deshalb 
eine  vornehme  Aufgabe  der  Vortragenden,  das  richtige  Maß  zwischen 
Belehrung  und  Beruhigung  zu  finden.  ...  als  Mifigriif  der  Ausstellung 
muß  es  bezeichnet  werden,  daß  in  dem  Räume,  der  die  Prostitution  auf- 
zeigt, farbige  Abbildungen  vorherrschen,  die  die  ganze  Technik  des  Herein- 
lockens in  das  Bordell,  das  Bekanntwerden  mit  der  Prostituierten  und 
einem  Teil  der  weiteren  Belätijiuiiji  in  alsstolt-.-nder  Form  darbieten.  Solche 
Abbildungen  wirken  auf  das  jugendliche  Gemüt  nicht  ah  schreckend,  son- 
dern eher  anreizend,  auf  den  Erwachsenen  und  Erfahrenen  aber  lächerlich. 
Ähnlich,  wenn  auch  nicht  so  schlimm,  verhält  es  sich  mit  den  Dar- 
bietungen, die  Ar-imierkrieineii,  /ci-ligelagL'  mit  uviolidieu  Persisneu  usw. 
betreffen.  Wenn  derlei  Dinge  ausgemerzt  würden,  bliebe  von  der  Aus- 
stellung noch  genügend  Wertvolles  übrig." 

Wie  aber  die  *Niclitapprabiertcri  =  darüber  urteilen,  mag  folgende  Notiz 
aus  dem  -Zentralblatt  für  Parität  der  Heilmethoden-  zeigen: 

■Was  ;;anz  besonders  unatiüciH-lim  /um  Ausdruck  kommt,  das  ist  der 
heutige  durchaus  ^esdiäftiiche  Charakter  des  Unternehmens.  Aufdring- 
lichste Reklame  für  dfe  Wissenschaftlichkeit  der  Ausstell  mir;  in  allen  Stutt- 
garter und  Provt nzbl alten i ,  hohes  Eintrittsgeld  und  teure  Preise  für  die 
Reklatucschriiteu  der  IXiBG.«  und  —  last  not  least  —  aufU-inglidislt: 
Reklame  in  der  Ausstellung  für  die  approbierte  Ärzteschaft  und  den 
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Medizinismus.  Rücksichtslos  und  in  ekelhaftester  Weise  wird  das  Ge- 
schlechtsleben und  die  aus  dessen  millionenfachem  Mißbrauch  wie  auch 
aus  der  Heihiutahigkeit  der  Ärzte  entstehenden  Leiden  in  Wort  und  Bild, 
in  widerlichen  Moulagen  und  anatomischen  Präparaten  der  Neugier  eines 
zum  beträchtlichsten  Teil  in  Unwissenheit  erhaltenen  und  darum  kritik- 
unfähigen Publikums  ausgesetzt.  Männleiu  und  Weiblein  gewöhnen  sich 
daran,  all  diese  schmutzigen  Laditaten  mit  der  größten  Selbstverständlichkeit 
zu  begaffen,  und  der  Profit,  den  man  nach  Hause  nimmt,  ist  vor  allem 
verstärkte  Abhängigkeit  von  der  Approbiertenschaff,  Angst  und  Mißtrauen 
der  verheirateten  Frauen  gegen  ihre  Männer  und  der  Menschen  im  all- 
gemeinen bei  jedem  äußeren  Zeichen.  d:is  als  Ges.'lixchlskrunkUeit  ge- 
deutet werden  könnte.  Ein  ungeheures  Schwinden  jeglichen  Vertrauens, 
eine  Unmasse  unberechtigten  Verdachtes,  von  dem  sich  unter  Tausenden 
kaum  ein  iingcrcdii  Vtrdäthtigli.T  reinigen  kann,  muß  die  Folge  sein. 
Daß  die  Ledigen  in  nennenswerter  Zahl  aber  durch  eine  solche  Ausstellung 
vom  Geschlechtsverkehr  abgehalten  würden,  halte  ich  für  ausgeschlossen. 
Wohl  aber  wird  die  Phantasie  junger  Menschen  durch  die  Ausstellung 
noch  erhitzter.  Die  farbigen  Bilder  aus  dem  Dirnen-,  Nachtkaffee-,  Bordell- 
leben sind  durchaus  dazu  angetan.  Die  durch  die  Ausstellung  »belehrten* 
jungen  Menschen  werden  sich  auf  unerlaubten  Wegen  besonders  Schlau 
vorkommen.  Auf  den  ausgestellten  Wandtafeln  sind  ja  Sciiutzübcrzügc, 
Fischblasen,  Schutzsalbe  und  zwar  unsichere,  aber  doch  als  Schutzmittel 
gepriesen.  Wenn  einem  dann  doch  etwas  Dummes  passieren  sollte,  dann 
reimt  uiii  ii  Si.-hk'imiyii  mm  Appmbiei'ii'ii ;  de  im  :dlei  icsdik'L'filskmiikiii'ilt'ii, 
auch  Syphilis,  sind  j:;  lieilbn:,  wenn  man  bei  Zeit  zum  Approbierten 
kommt.  Das  wird  den  jungen,  unerfahrenen  Menschen  ante  fesfum  vor- 
gegaukelt. Post  festum  klingt  es  ganz  anders.  Dann  hat  jahrelange  Be- 
handlung und  BeobaeluiiPi;  durch  den  Approbierten  einzusetzen,  und 


untergraben  wie 
ften  Volksfreunde, 


ebenso  wird  es  mit  dem  ;iii:il< .mischen  Jalirmark- museum.  genannt;  -Aus- 
stellung zur  Bekämpfung  der  ( iesdiieduskrankheiteu  «,-tu*ii.  Audi  diese 
ist  weiter  nichts  als  ein  gigantischer  Anschlag  auf  den  Geldbeutel  und 
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die  Gesundheit  des  Volkes.  Iiis  aber  diese  Erkenntnis  durchgedrungen 
iM.  sind  'angst  neue  I  isrh'iigc  Si  llens  di  r  Approbierten  schaff  erfunden 
und  dementsprechend  andre  Netze  gelegt« 

Die  AufkUningsseiiche.  njmenllieh  in  Uestalt  des  I  ilms.  die  un!cr  den 
Auspioien  gewisser  Minntencn  sich  von  J.ihi  zu  Jahr  in  beängstigender 
Weise,  noch  unterstütz!  von  ardlichen  Reknmm.iudeuren  durch  die  Laiide 
wil/l.  steigert  nur  die  Sexualität,  wahrend  es  doch  viel  nützlicher  wAre. 
das  Gewissen  des  Eros  zu  scharfen.  -Di,.-  Sc>ualauikläruuu,ss^uche  erzieht 
nicht  und  weckt  audi  das  erotische  (jewisien  nicht:  sie  macht  es  erst 
recht  krank,  todkrank,  bis  sich  Alle  zum  Schluß  blind  und  lendenlahm 
küssen  und  mit  wilder  üicr  das  Mark  iumhalpuiiktatorisch  aus  ihrem 
Rückgrat  saugen.«  (Frei  nach  Heine.) 

Sehr  wahr  sagt  Dr.  med  Scharpff:  »Von  größler  soziologischer  Be- 
deutung ist  die  Suggestivwirk un g  der  Kinoeindrücke,  die  verstärkt  werden 
durch  die  zeidiclic  Ivm/eutricruiig  der  Vorgange  des  Kinodramas,  den 
dunklen  Raum  bei  völliger  Ablenkung  von  der  Außenwelt  und  eine  Art 
Einengung  des  Bewußtseins.  Die  Wirkung  cnspriclu  einer  Hypnose  mit 
poslhypnotischen  Suggestionen.  Für  jugendliche  Psychopathen  wird  das 
Kino  hierdurch  zur  Verbrech  ersehnt  e.  Die  grub  sinn  liehe  Erotik  verschlech- 
tert die  geschlechtliche  und  allgemeine  Sittlichkeit  des  Volkes  durch  Er- 
regung einer  hcniinungslosd:  Trii-h M :ifli.Erki-it ,  wodurch  die  Kinos  eine 
indirekte  Mitschuld  an  der  Zunahme  der  Geschlechtskrankheiten  und  der 
Zerrüttung  von  Ehe  Verhältnissen  samt  der  damit  zusammenhängenden 
Erzeugung  und  Unterhai  tun  i;  von  Neurosen  trügt.« 

Es  ist  als  oh  der  Urheberin  der  Aufklärungsfilme,  der  DOBG.,  die, 
selbst  vorsorglich  verbreitet,  dem  Verein  gegen  das  Kinniimvcscii  bei- 
getreten zu  sein,  diese  Worte  gewidmet  seien. 

Noch  nie  hat  die  Erotik  solche  Orgien  geleiert,  noch  nie  gab  es  so 
viel  jugendliche  Prostituierte,  wie  in  den  Zeiten  der  Revolution,  wo  die 
sexuelle  Kinoseuche  mitwirkte,  die  Herzen  des  Volkes  zu  vergiften. 

Dali  die  sogenannte  Staatscrucueruug  in  ge;diledu?in< naliselier  Be- 
ziehung die  Zustände  eher  noch  versclummcr;  al-,  gebessert  hat,  he/ragt 
der  am  3.  Marc  1921  durch  WTB.  veröffentlichte  »Erlali«  des  Reichs- 
Präsidenten  Eberl: 

•  Lärmende  Genußsucht  und  sittenloses  Vergniiguu  jrstreihen  machen 
sich  vielfach  rücksichtslos  und  aufdringlich  in  aller  Öffentlichkeit  breit 
in  einer  Zeit,  da  allenthalben  Not  an  uns  herandrängt  und  keine  Hilfe 
genügt,  um  das  Elend  zu  bewältigen.  Auch  die  Veranstaltungen  gut- 

läfit,  die  Wohltätigkeit  bedarf  nicht  des  glänzenden  hestgewaudes  der 
lauten  I  rolilidikeil  in  diesen  Tauen  der  rr-isteii  Sorge;  wer  in  brüderlicher 
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Gesinnung  geben  will  und  wer  fremder  Nor  hülfen  kann,  gebe  im  stillen, 
die  eigene  Würde  und  die  Würde  Deutschlands  verlangen,  daß,  soweit 
nicht  die  eigene  Einsicht  sich  durchsetzt,  die  zuständigen  Behörden  solchen 
Auswüchsen  mit  den  gesetzlichen  Mitteln  entgegentreten.« 

Das  sind  freilich  ernste  Worte,  die  zwar  einer  Klasse  ins  Gewissen 
reden  sollen,  aber,  Hand  aufs  Herz,  hatten  denn  die  sonst  betriebsamen 
Vu:k-:i]iuistfr.  >n<[;ir  siiklic,  die  Förderer  der  Kultur  zu  sein  angaben, 
nicht  so  viel  Pflicht  aufzuwenden,  um  einmal  nach  dem  Rechten  zu  sehen  ? 
Was  haben  sie  statt  dessen  getan?  Wo  der  anständige  sorge nbcdrü ekle 
Bürger  mit  Weib  und  Kindern  darbte,  hungerte  und  unter  der  bittersten 
Kohlennot  fror,  jubelten  und  tanzten  sie  auf  öffentlichen  Bällen,  jene 
Minister,  die  vordem  in  eigener  Not  nicht  Worte  des  Tadels  genug  hatten 
über  den  Luxus  der  Wohlhabenden.  In  ihren  neu  aufgemachten  Salons 
jagte  eine  Soiree,  ein  Tee-  oder  Kunst-  oder  parlamentarischer  Abend 
den  andern.  Und  dies  Beispiel  verdarb  die  Herzen  des  Volkes. 


Bei  jedem  Gesetzentwurf  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten 
erhebt  sich  die  Frage,  ob  nur  approbierte  Ärzte  behandeln  sollen  oder 
ob  die  Kurierfreiheit,  die  ISfiQ  eingeführt  und  fast  von  der  gesamten 
Ärzteschaft,  wie  Virchnw,  Langenbcck,  Gräfe  usw.  gefordert  wurde,  auf- 
gehoben werden  soll  oder  nicht. 

Mein  erster  Entwurf,  den  ich  über  diesen  Gegenstand  der  Preußischen 
Landesversammlting  vorlegte,  enthielt  ein  strenges  Verbot  der  Behandlung 
durch  Nichtapprobierte. 

Ich  habe  aber  nunmehr  den  Entwurf  der  allgemeinen  gleichen  diskreten 
Anzeigepflicht  so  formuliert,  dall  er  anwendbar  ist,  für  den  Fall  der  Bei- 
behaltung und  der  Abschaffung  der  KuricrFrcilicit.  Obschon  es  selbstver- 
ständlich das  beste  wäre,  wenn  weiieri  der  mitijrcii  Vorbildung  in  Diagnose 
und  Technik  nur  approbierte  Är/le  bclmndeln  würden,  muH  der  Praktiker, 
der  die  Politik  als  die  Kunst  des  Möglichen  betrachtet,  für  beide  Fälle 
gewappnet  sein.  Die  Abschaffung  der  Kurierfreiheit  isl  nicht  gleich- 
bedeutend  mit  der  Beseitigung  der  Nichtapprobierten.   Im  Gegenteil! 


sich  bringt.  Diesem  Grundsätze  kann  sich  auch  der  eingeschworene  Ver- 
fechter des  Prinzips  der  Kurierfreiheit  deswegen  nicht  entziehen,  weil  über 
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jedem,  im  übrigen  je  nach  Zeil  und  Verhältnissen  wandelbaren  und 
modifizierbaren  Prinzip  das  Salus  rei  publieae  sieht.  Ob  es  richtig  ist,  die 
Kurierfreiheit  bestehen  zu  lassen  oder  sie  für  das  Gebiet  der  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  aufzuheben,  muß  der  Entscheidung  der  Parla- 
mente nach  dem  Anhören  der  Gründe  pro  et  contia  überlassen  bleiben. 
Aber  wenn  Ärzte  und  Soziologen,  wie  Uulei 'Staat ssekreiär  Oräf,  Abge- 
ordneter Dr.  Beyer,  Professor  Flesch,  Prdfessor  Jesionel  u,  a.  der  Meinung 
sind,  die  N  ich  (approbierten  müßten  unter  allen  Umständen  anzeigepflichtig 
werden,  dann  dürfte  die  alimine  Ablehnung  dieser  Forderung  unberech- 
tigt sein.  Bleibt  die  Kurierfreiheit  bestehen,  so  ist  es  selbstverständlich, 
dall  man  dann  von  den  nicht  approbierten  Kranketiheliaiidlcrn  ein  be- 
stimmtes Maß  von  Kenntnissen  verlangen  muß,  damit  die  im  Interesse 
dcrAllgenicü'.lieit  nützen  statistischen  und  diagnostischen  Auf/cichtiutigen 
für  das  statistische  CiesiuHllidtsamt  richtig  gemacht  werden. 

Fast  die  gesamte  mittlere  Linie  der  Nichtap probierten  hat  sich  für  diesen 
<  iesirlits|iuuki  cntseliirjen.  Nur  —  bei  jeder  größeren  Bewegung  gibt  es 
drei  Richtungen  —  die  äuKciste  Linke  treibt  oder  trieb  Kataslrophen- 
politik.  Der  Wortführer  derselben  ist  oder  war  der  frühere  Syndikus  des 
Zentralverbandes  für  Parität  der  Heilmethoden. 

Snlangc  dieser  bis  Ende  1°2U  der  Syndikus  war.  erschien  in  fast  jeder 
Nummer  des  :  Zentralblatts  für  Parität  der  I  leihtiethodeii«  ein  seitenlanger 
heftiger  A [ :■  i; r i ff  ^cgen  den  Diskrctionismus  und  den  rechten  und  mittleren 
Flügel  der  Nichtapprobterten.  bis  nach  dem  Weggänge  des  Syndikus  der 
Vorsitzende  des  Verbandes,  M.  E.  G.  Gottlieb,  meinen  Entwurf  und  den 
Rc-gicriiugscuhcurf  veröffentlichte,  als  Abdruck  eines  von  mir  in  der  »Con- 
cordia.  Nr. 20— 21  am  I.November  1920  erschienenen  Aufsatzes.  Von 
diesem  Zeitpunkte  an  geriet  in  Nr.  9,  10  und  1 1  von  1921  die  Diskussion 
in  ein  mehr,  sachliches  Fahrwasser,  ja  Üottlieh  gab  dort  eine  Reihe  von 
beachtenswerten  Anregungen,  wie  man  den  einen  oder  anderen  Para- 
graphen meines  Entwurfs  ändern  könne. 

Es  fragt  sich,  ob,  selbst  wenn  das  Prinzip  der  Kurierfreiheit  (fiat  überlas 
curandi,  [im\it  imuidus)  sieh  als  gut  erwiesen  hat.  heute  nicht  eine  Ände- 
rung oder  Einschränkung  auf  einen]  oder  anderem  Gebiet  vonnöten  ist. 
Dies  ist  nach  Auffassung  eines  großen  Teils  der  einsichtsvollen  Vertreter 
der  Kurierfreiheit  der  Fall.  Ich  nenne  nur  den  Vorstand  des  Deutschen 
Verein-  der  Naturhcilkuriiügcu,  den  Deutschen  Hund  do  N.it-.iilieik  ei  ciiie, 
die  Herren  Schirrmeister,  Canitz,  Diekmann,  Müller-Leipzig,  Granzow  u.a. 
Unser  gesamtes  kulturelles  l.chcn  drangt  nncli  einer  Einschränkung  der 
Freiheit  in  ihrer  extremsten  Form:  denn  riie  ■  I  reihen  ■  seil  der  Revolution 
hat  uns  gezeigt,  daß  nur  "in  der  Beschränkung  sich  der  Meister  zeigt-. 
Und  diese  Beschränkung  und  t'itis.'btänkiuig  muH  meines  Erac-hlens  auch 
auf  die  Kurierireiiieii  aiigew;ui',il  werden,  da  eben  die  zügellose  Freiheit, 
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die  in  Wirklichkeit  Unfreiheit  ist,  keine  Berechtigung  liat.  Im  Übrigen  sind 
Kurierfreiheit  Lind  genügende  Ausbildung  der  nichtapprobierten  Kranken- 
behandler  nicht  miteinander  zu  verwechseln.  Der  diskretionistische  Ent- 
wurf ist  derartig,  vorausgesetzt,  daß  das  Parlament  die  Kurierfreiheit  nicht 
aufhebt,  daß  jeder  Patient  zu  irgendeinem  ihm  beliebigen  Arzt  oder 
Kranken  behandl  er  gehen  kann,  der  mit  und  ohne  Salvarsan,  mit  und  ohne 
Quecksilber,  mit  beiden  zusammen,  mit  Luft  und  Licht,  mit  Kräutern 
und  Pillen,  mit  Diät  und  anderen  Mitteln  behandelt.  Er  kann  zu  dem 
Mann  gclicn,  der  sein  Vertrauen  hat,  nur  muß  der  Mann  seines  Ver- 
trauens, wenn  er  für  den  Staat  und  die  Allgemeinheit  wichtige  Anzeigen 
erstatten  soll,  den  Beweis  erbringen,  daß  er  auch  wirklich  in  der  Lage 
ist  auf  Grund  seiner  Kenntnisse  und  Einrichtungen  zum  mindesten  zu 
erkennen,  ob  ein  Tripper,  eine  Syphilis  oder  eine  sonstige  Krankheit  vor- 
handen ist  oder  nicht  Ober  die  Art  der  Behandlung  sagt  mein  Entwurf 
nichts.  Es  herrscht  also  in  der  Tat  in  demselben  volle  Kurierfreiheit  d.  h. 
der  Kranke  kann  sich  mit  einer  Methode  behandeln  lassen,  zu  der  er  ge- 
rade Vertrauen  hat  Der  Vorzug  meines  Systems  und  der  Attestierfähig- 
keit besteht  darin,  dali  der  Vorwurf  der  Abwanderungsgefahr  der  Kranken, 
sei  es  zu  der  einen  .sexual  kapitalistischen  ärztlichen  oder  der  anderen 
Kategorie  von  Behandlern,  in  nichts  zusammensinkt.  Wenn  sich  der  Kranke 
eben  sagen  muß,  daß  er  auf  alle  Fälle  in  diskreter  Weise  gemeldet  wird, 
dann  hat  er  die  Freiheit,  unter  den  Männern  seines  Vertrauens  zu  wählen. 
Keiner,  den  er  aufsucht  schützt  ihn  vor  der  diskreten  und  ihn  in  seinem 
wirtschaftlichen  und  bürgerlichen  Fortkommen  nicht  störenden  Meldung, 
da  er  nur  dann  Scherereien  zu  befürchten  hat,  wenn  er  die  kleine  Mühe, 
vom  Arzt  zur  Post  zu  gehen,  verabsäumt  Dazu  kommt  noch,  daft  eine 
automatische  Kontrolle  der  beiden  Kategorien  von  Behandlern,  der  Ärzte 
und  der  Kranken  behau  dlcr,  eintritt.  Demi  da  die  (.k'sddc-di-.sknmk  heilen 
meist  chronischer  Natur  sind,  so  wandern  die  Kranken  in  der  Regel  von 
einem  zum  andern.  (Mir  sagte  der  Direktor  einer  süddeutschen  Uuiver- 
sitätshautktinik,  da«  zu  ihm  mindestens  50  Prozent  aller  bei  den  dortigen 
Krankenbehandlern  gewesenen  Patienten  kämen  und  umgekehrt;  jeden- 
falls die  Tatsache  des  Wechsels  auch  im  Hinblick  auf  die  verschiedenen 
Methoden  des  Kuricrctis  I  Kurierfreiheit]  steht  für  die  chronischen  Krank- 
heiten fest)  Zeigt  nun,  sei  es  ein  Arzt  oder  ein  Krankenbehandler,  nicht 
an.  i=n  fallt  er  herein,  d;i  sidicrlich  der  Nächstfolgende  die  Meldung  erstattet. 

B.  Zu  den  EinzeWestlmmungen.  (Siehe  S.  187— 197.) 
Die  Erkenntnis,  dafidcrPoli/eislaal  aiif'i  das  lieichsteeltt  nicht  immer  ge- 
bührend achtete,  mnUte  endlich  zur  Katastrophe  führen.  Schon  lauge  vor 
dem  Kriege  regten  sich  scliarfe  Fedem  zur  Abwehr  polizeilicher  Über-  und 
Mißgriffe  wie  auch  ganz  (.lifenkiiriiiiejer  Oese  t/es  Verletzungen.  Prof.  Stier- 
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Somlo  wagte  noch  in  der  Kriegszeit  ein  tri  ersten  fast  schüchternen  Versuch, 
dlcilriuLniissedci  Polizei  als  eine  rmricbtuiiiMleriiiieiitlicheii  Si  c Ii  er  he  i  i, 
nlctll  aber  als  politisches  Organ  genauer  zu  bezeichnen.  Nach  der  ge- 
samten Judikatur  regeln  sich  diese  Befugnisse  gemäß  §  10,  II,  17  des  Allg. 
pr.  Laudrcchts  so,  dal!  die  Polizei  nach  Staats  rechtlichem  Grundbegriff  zwar 
Oelahren  abzuwehren,  nicht  aber  WohlEahrtspflegezu  betreiben  hat, 
jedodt  nIhtüII  im  jiren Hisel ifii  Staatsgebiet  auch  ila,  ivn  das  preußische  Land- 
recht  keine  Oeliung  besitzt;  so  der  Minister  Dr.  DREWS  in  einem  Auf- 
satz in  »Recht  und  Wirtschaft«,  1921/1.  Die  allgemeinen  Zustände  im 
preußischen  Potizciwcscn,  die  selbstredend  nicht  ohne  Einfluß  auf  das- 
jenige der  übrigen  Gliedstaaten  bleiben  konnten,  niuliten  es  mit  sieh 
bringen,  dali  Si'.tliehkeit  inui  Prostitution  fortwährend  Angriffspunkte  der 
Polizeigewati  darboten  und  nicht  selten  eine  unmittelbare  Gefahr  für  das 
Publikum,  insbesondere  der  Frauenwelt  licraufbe schworen.  Die  beiden 
Begriffe  verschwimmen  und  daraus  ergab  sich  von  selbst,  daß  neben 
einer  bedrohlichen  Lockerung  der  allgemeinen  Sittlichkeit  das  rigoroseste 
ethische  Puritanertum  einherging,  um  zu  denunzieren.  Die  Polizei  richtete 
auf  diese  Weise  mehr  Unheil  an,  als  sie  der  Sicherheit  Dienste  leistete. 

Und  wenn  von  den  Riesenziffern  der  großstädtischen  Prostituierten  so 
oft  die  Rede  ist,  dann  sollte  man  doch  niemals  außer  acht  lassen,  daß 
auch  Denunzianten hirii  iiml  ln.'iidilrri-dic  SelniütiVIri  mit  dazu  beige- 
tragen haben.  Doch  i-;'-  imu,ewili,  inwieweit  du-  nein-  |iiru[iisrhr  Starüs- 
grundL'esetz  vnni  '10.  November  1"'JÜ  umgestaltend  auf  das  Problem  des 
Verkehrs  der  <.  iesehleehter  wird  einzuwirken  vermögen.  Demi  die  all- 
gemeine Sittlichkeit  hat  zum  Ziel  und  Ausgangspunkt  die  sexuelle 
Frage,  und  die  PmHtitulkiu  i-l  aus  dein  Liinfaugri'idi.'n  Fiai'.cn  komplex 
lies  sozialen  Problems  schlechthin  nicht  loszulösen.  Angesichts  solcher 
Sachlage  muß  endlich  reiner  Tisch  gemacht  werden  und  die  verstreut 
liegenden  Gesetze  und  Verordnungen  überprüft,  gegebenenfalls  Veraltetes 
ausgemerzt  und  durch  ein  Gesetz  ersetzt  werden,  das  die  Angelegenheit 
alsGanz.'s  im  ("leinui^slx-rdchi'  des  Keirhsrtvlils  bfliandelt,  aiso  prükusch 
die  Richtschnur  bilde;.  I  lalbbdten  (niL^.'ri  nicht,  das  b:ii  dir  Vergangenheit 
zur  Genüge  gezeigt,  denn  wenn  die  Gegenwart  eine  hemmungslose 
Sexual  i*at  darbietet,  so  is;  daran  die  Polizei  hauptsächlich  mit  schuld.  Ver- 
sucht aber  der  neue  Kegieriui^seniiviiri,  da^  I  iikt.it  lilaschkos,  diese  h'rage 
auch  nur  mit  ein  paar  Paragraphen  abzufertigen,  dann  werden  wir 
noch  Schlimmere?  erleben  und  das  Ühtl  wird  sich  ins  Uferlose  ausbreiten. 
Nach  dem  Grundsätze  «Clara  pacta,  honi  amici«  muß  ein  Gesetz  zustande 
;:l-hraclil  werden,  das  den  .An^le^iiii^skini, teil  der  Poli/eibeainteil  standhält 
und  dessen  Überwachung  Ickten  lindes  nidit  gar  in  die  Hände  von  Unter- 
beamten gerät,  die  noch  jedes  Gesetz  zu  Fallstricken  für  das  Publikum 
gemacht  haben,  von  Unicrbeamten,  die  über  elementare  Kascrnenhof- 


Dlgltized  by  Google 


Begründung  di 


241 


bildung  nicht  hinauf scVnini 


einheitlich,  i  hilicr  if[  auch  schon  die  l.jn s;c  ehrcf  ( icf-cixcntwurfe  auf  diesem 
Gebiete  ein  Malistab  dafür,  ob  der  Gesetzgeber  wirklichen  hygieni- 
schen Nutzen  ottcr  hU>f5  Sühnperarheit,  ut  ^liquid  fieri  vidcatur,  will.  Das 
schwedische  Gesetz  (Seite  396]  ücäfrt,  ilall  ein  derartiger  Entwurf  von 
der  gewöhnlichen  Schablone  der  bisherigen  Gesetzgebung  abweichen 
iniill,  dal'  er  nicht  klar  ger.iiL;-  dir  einzelnen  iimbie;'lurcn  Möglichkeiten 
darstellen  kann.  Wenn  /..  Ii.  der  Abgeordnet  SCI  II.OSSMANN  meint: 
die  Menschen,  die  das  alles  Uber  sich  ergehen  lassen,  was  Dr.  Dreuw 
in  Vi  Paragraphen  io:>cliliigc.  will  ik-u  im  IuVIil-i  i-ii  Mali:'  iak  die  Gehim- 
c.-wii.  hur.g  es  bewirke)  verTÜekl".  dann  übersteigt  eine  solche  Kritik  die 
durch  den  Parlamentarismus  und  seiner  linmuiulat  gezogenen  Grenzen 
Diese  Idee  aber  kann  null'  so  »verriiikl- ')  sein,  wie  de:  Geheime  Medi- 
zinalrat SrhloHiraiin  i'ijubt.  denn  l:uli  -einvr  und  Dr.  Sinnes  gewaltiger 
Gegenaktion  wurde  sie  vnn  de;  I'no  Ii  .sehen  Laridesversamir.luii((  ange- 
nommen und  von  der  Berliner  ( lesellsLhalt  iiir  Hasser. Ii ygior.c  als  die 
beste  empfohlen  'Verrückter-  muH  daher  -.chnn  die  Idee  ScIlloBmaiin, 
die  die  'Beschränktheit'  der  Ar.zeigepflicht  empfiehlt,  sein,  da  Sic  bei 
der  Abstimmung  .  .    .  durchfiel. 

Em  <.i<*fii*t?(';ilu'urf  auf  diesem  (tetiicre,  der  muglichsi  umfassend,  kla.- 
und  deutlich  sein  soll,  wrd  nlh-tverstandlich  dem  Man»  der  Zunft,  dem 
BunMukraiCn.  dem  ("icscli  und  Hechle,  wie  emc  ewige  Krankhci:  sich  fori- 
erben,  sowie  dem  S  Ii  I  H  ru,n  n  n  feilen  I  Inns  Dampf  m  alten  Gassen-  ein 
Dorn  im  Auge  sein.  Den  Bürokratm  gilt  die  Form  alles,  der  Inhalt 
weniger.  Uns,  den  praktischen  Hefornicru.  gih  da?  i-iniresultat  alles,  nSm- 
üch  die  Verminderung,  nidii  die  Bekämpfung  der  Krankheiten.  :  Be- 
kämpfen- ist  nicht  identisch  mit  ■■Vermindern«,  in  Deutschland  aber 
mit  »Vermehren«. 

Zu  S  1.  Als  ücschlcchtskranklieileii  bc/ciclinel  mau  in  der  Regel  mir 
die  Syphilis,  den  Tripper  und  den  weichen  Schanker.  Hieruber  sagt  der 
»Enwurf  eines  Gesetzes  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten- 
(Drucksache  Nr.  12871  vom  Jahre  1918  abgedruckt  Seite  303): 


'I  Oer  bisherige  Abgeordnete  Scliliilinuiiui  scheint  nach  dem  Berl.  Tageblatt 
.nicti  außerhalb  dii'i  I'.-trlansi-im--  imv  .i  Petita-  r.i  ■■ein.  I  'aller  werite  er  wegen 
Itcleälhnni.e  eine.  Kn!ler:en   /n   WA  Mk.  liYtLMnfc  im  Mai    10?1  verurteilt. 
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nicht  gehen;  es  sullen  seine  Bestimmungen,  soweit  darin  nicht  ausdri 
lieh  auch  andere  Krankheiten  oder  Leiden  (§•;  3.  II  genannt  wen 
nur  au!  diejenigen  Oe-eldeditskrankhcitcn  anwendbar  sein,  welche  n 
der  Auf IrsssTin;;-  der  :ir/t hellen  Wissenseliait  ah  ansn-ckernle  (ieödilcc 
krankheiten  gelten.  Das  sind  Syphilis,  Tripper  und  Schanker.   Der  [ 


iide  Infektionskrank 


Berührung  syphilitischer  Kranker  einer  Beruf sinfektioT'mil  Syphilis  aus- 
gesetzt Außer  der  unmittelbaren  Übertragung  der  Krankheit  besteht  auch 
die  Möglichkeit  einer  mittelbaren  Infektion  durch  Gebrauchsgegenstände. 
So  kann  die  Syphilis  übertrafen  werden  durch  ärztliche  oder  zahnärzt- 
liche Instrumente,  Rasiermesser,  Kamme,  Schwämme,  Gabeln,  Löffel, 
Triiikgefäße,  Tabakspfeifen,  Blasinstrumente  usw.  Nach  dem  Verschwin- 
den der  ersten  Krankheitserscheinungen  verläuft  die  Syphilis  häufig  ohne 
äußere  Anzeichen  weiter  und  kann  noch  nach  Jahren  schwere  Krankheits- 
erscheinungen (z.  IS.  lfiic:-iciimarksiehv.irHlsLielit  und  ( irhirnerweichung) 
hervorrufen.  Die  Kranklieii  kann  sowohl  vom  Vater  als  auch  von  der 
Multer  auf  die  Nachkommenschaft  vererbt  werden. 

Die  Gonorrhöe  (Tripper),  deren  Erreger  im  Jahre  1879  von  NeiSer, 
Breslau,  entdeckt  worden  ist,  wird  fast  ausschließlich  durch  den  Geschlechts- 
verkehr übertragen  und  änlSert  sich  heim  Manne  zunächst  durch  einen 
eitrigen  Ausfluß  aus  der  Harnröhre.  Namentlich  bei  vernachlassii;ler  Be- 
handlung kommt  es  im  weiteren  Verlaufe  der  Krankheit  ti.  a.  zu  Ent- 
zündungen benaeli  harter  teile,  /..  Ii.  der  Harnblase.  Greift  die  Ent- 
zündung auf  die  Nebenhoden  oder  bei  der  Frau  auf  das  Innere  der 
Gebärmutter  über,  so  kann  /eiiioiru;suniähi.;keit  und  Unfruchtbarkeit  die  ' 
Folge  sein.  Bei  Frauen  bedarf  es  unter  Umständen  schwieriger  Opera- 
tionen, um  die  Erkrankten  u»  dauerndem  Siechtum  zu  bewahren. 

:)  Arbeiten  uns  üeai  Kaisi-ilkhen  ni-siiri(Jhfit*artili',  Bund  'II  S.  5J7. 
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Der  weiche  Schanker  tritt  in  Form  von  Geschwüren  an  den  Ge- 
schlechtsteilen auf  und  führl  häufig  zur  Vereiterung  der  Leistendrüsen, 
[lie  Kränklich  wird  hevvuriJciiUcu  dmcli  einen  von  Ducrtry  im  Jahre 
1889  entdeckten  kellcniiirmiijcu  lla/iilus.  Bei  s,ichi;cmalkr  Behandlung 
t;ihrt  sie  in  wenigen  Wochen  zur  Heilung.  Bei  Veruachllisfie.  ung  l'cs 
Leidens  kommt  ei  jedf.eh  711  Zerstörungen,  auch  zu  brandigem  Zerfall 
der  Gewebe.  Von  dem  weichen  Schanker  ist  der  harte  Schanker  zu 
unterscheiden,  der  die  örtliche  Kr-clidniiii«  der  hc.niuiiciiilcn  Syphilid 
darstellt.« 

Zu  §  2.  Es  ist  jedem  Spezialarzt  die  Tatsache  bekannt,  daß  ein  kleiner 
Teil  der  Geschlechtskranken  sich  lieber  selbst  behandelt  als,  selbst  wenn 
die  Behandlung  ihnen  nichts  kostet,  wie  z  lt.  bei  den  Kassen,  zum  Arzt 
zu  lauten.  Aber  nur  der  Fachmann  kann  das  nichtige  teststellen.  Das  Studium 
sogenannter  populärer  Schriften  verwirrt  nur  und  versetzt  nimmermehr 
jemanden  in  die  Lage,  eine  Diagnose  und  Behandlung  richtig  vorzunehmen. 
Es  sei  denn,  er  nimmt  von  jetzt  ab  regulären  Unterricht.  Daher  ist  es 
Pflicht  der  Bevül iertmg,  anglicht-  des  drohenden  Unterganges  unseres 
Volkes1)  sich  rechtzeitig  von  einem  Srich verstau digeu  behandeln  zu  lassen. 
Indessen  viele  Ärzte  werden  sich  nicht  mit  dieser  Behandlung  belassen 
(Augenärzte,  Anatomen,  Physiologen  usw.),  so  kommt  nur  ein  solcher  in 
Frage,  der  sich  beim  Kreisarzt  zur  Verfügung  gestellt  hat,  ein  sogenannter 
attestierfähiger  Arzt.  Das  Vorzeigen  eines  Ausweises  muli  vom  Arzt 
ebenso  verlangt  werden,  wie  man  von  einem  Kassenpatienten.  WO  Prozent 
der  Bevölkerung)  einen  Schein  verlangt.  Gerade  nach  dem  Kriege  hat 
beinahe  jeder  Erwachsene  einen  Ausweis  bei  sich  oder  kann  ihn  sich 
beschaffen  (Steuerzettel.  Pali,  Mietskontrakt  usw.).  Wo  ein  Wille  ist,  da 
ist  auch  ein  Weg.  Und  ( iesclikvlilskranklu  itcn  sind  Menschenmörder. 
Wenn  der  Regierimgsentwurf  vom  10.  3.  20  von  einer  Strafbestim  mime 
absieht,  ■weil  sie  namciillich  bei  nicht  rechtzeitiger  Inanspruchnahme  des 
Arztes  eine  Quelle  von  Angebereien  und  Erpressungen  werden  könnte«, 
so  trifft  dies  nicht  zu.  Demi  erstens  gehen  dann  die  Böswilligen  nicht 
nun  Ar/t,  und  gerade  wegen  dk>er  llüswilli gen  ist  o'ic  Stra'andrritumg 
am  Platze,  .-wrere.  weil'  niei.-reiis  die  l'mgcbiic.g  mVht,  ob  jemand  krank 
ist  oder  nicht,  auch  nicht,  ob  er  schon  beim  Arzte  war  oder  nicht.  Ein 
Gesetz  mit  beschrankter  Auzeigcpflicln,  wie  das  venu  1 1 .  Dezember  1918, 
ohne  Strafandrohung  hat  keinen  Wert,  weder  der  Arzt  noch  der  Patient 
kümmert  sieh  darum.  Im  übrigen  .ibcr  -oll  ecrade  die  Bevölkerung  dazu 
civo^cu  weiden,  ebenso  ihre  Pflicht  zu  tun,  wie  es  der  Kassenpatient 
tut,  wenn  er  zum  Arzte  mit  einem  Ausweise  geht.  Da  eine  Denuuzia- 

')  Im  einem  Is^ervii     ,  ine!1  Uie  !'.  I'.  N.  (l'.ililKjh-  |i:iiiamen(:llisi',ae 

N:ieh  richten)  ersuchten,  .nr.u]'  ieh  \.  .11;  1  "nt.Tjan-  <U  i  Abctidbncics  (im  eti  die 
(iesdileclltskraliktieik-li  .    In  I  i  .inki  ei.  Ii  jedei  rweili-  fkwrultiene  syphilitisch! 
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tion  durch  anonyme  Anzeige,  wie  sie  der  Polizeiarzt  so  häufig  erlebt, 
manchmal  aus  Rächt-,  Wid  und  Miligiinst.  nicht  verfolgt  wird,  erfahrungs- 
gemäß aber  mit  Namen  gemachte  Anzeigen  wegen  der  Verantwortung 
selten  sind  und  im  Falle  der  ungenügenden  Begründung  diese  schon  im 
Vorverfahren  abgelehnt  werden,  so  ist  jede  Garantie  gegeben,  daß  Er. 
Pressungen  u:ul  Ai'.:_>ebcivici]  Lmm  vin-knmmcn.  Wenn  dann  behauptet 
wird,  der  Name  würde  meist  falsch  aiiergy  Vn.  si>  isi  dies  hei  Ol)  Prozent 
Kriiukenli;i^e!]ini[L.'lifileni  i;idil  ilei  f";il!  und  :x-i  den  übrigen  auch  nicht, 
weil  eben  (§4)  der  Nanu  nicht  genannt  wild. 

Was  die  ;i  u  ge  messe  ne  Frist  hetrifil,  sn  hatte  icti  zunächst  an  drei 
Tage  gedacht,  habe  es  jedoch  vorgezogen,  dies  dem  Richter  im  ge- 
gebenen Falle  zu  überlassen,  da  alle  möglichen  Verzügcrungsmomente 
eintreten  können.  Man  muß  dem  Richter  vertrauen,  datt  er  mit  Genauig- 
keit jeden  Fall  prüft. 

Zu  g  3.  In  Schweden  tS.  308)  wird  jeder  Geschlechtskranke  auf  Staats- 
kosten behandelt,  einschließlich  Arznei.  In  Deutschland  sind  zirka  90  Pro- 
zent  der  Bevölkerung  hei  den  Krankenkassen  versichert.  Die  übrigen 
10  Prozent  können  also  den  Arzt  bezahlen,  wenn  sie  mehr  als  30000  Mk. 
Einkommen  versteuern.  Da  manche  Patienten  sagen  könnten,  sie  hätten 
das  Geschlechtsleiden  nicht  als  solches  erkannt,  so  dürfte  es  zweckmäßig 
sein,  —  da  in  9U  Prozent  aller  Falte  die  Erkrankung  an  den  Geschlechts- 
teilen sich  bemerkbar  macht  — ,  um  diesem  Einwand  zu  begegnen,  alle 
Erkrankungen  an  den  Geschlechtsteilen  nur  durch  attestierfäliige  Ärzie 
behandeln  zu  lassen.  So  würden  möglichst  viele  Arztkategorien  sich  um 
die  Attestierfähigkeit  bewerben.  Denn  nur  durch  die  Beteiligung  des  ge- 
samten Ärztestandes,  nicht  einiger  weniger  Spezialärztc,  die  am  liebsten 
durch  eine  beschränkte  Altzeigepflicht  das  Monopol  des  Sexual -Kapitalismus 
gewahrt  sehen  möchten,  kann  unser  Volk  neu  gesunden. 

Zu  §  A.  Die  Meldung  hat,  um  auch  nicht  entfernt  das  Persönlichkeits- 
recht anzutasten,  nicht  unter  NauicnsucmiuiiL:  zu  crlolgci:.  sondern  beispiels- 
weise unter  Chiffer  A.  K.  17.  3.  74  B,  d.  h.  Arnold  Kremer,  geb.  17.  3. 
74  Breslau.  Da  bei  ein  und  demselben  Amt  selten  die  gleiche  Chiffer 
doppelt  vorkommt,  zumal  eine  Geschlechtskrankheit  festgestellt  sein 
muH,  noch  ehe  die  Mcidtntg  erhallet  wird,  so  ist  eine  Verwechslung 
kaum  möglich.  Ausnahmen  bestätigen  die  Regel.  Diese  Art  der  Meldung 
ist  von  der  Landesversamnilimg  am  '2=1.  2.  Iii)  heschl rissen  wurden.  In 
Amerika  wir,:  sie  (sie  ist  seil  einiger  Zeit  Joel'  m  dei  Schwei/  beschlossen) 
mit  Irfotg  se,r  ,:-ka  .ti  Jahren  geluodlMhi.  -Int?ieh(  4ich  Patient 
ISegei  ak  .->nigc  Wocheo  ('er  liehindlong.  olme  nachweisen  können, 
daß  er  einen  anderen  Am  aulgcfuchi  furtc.  oder  bedroht  e:  irgendwie 
die  öff  entliehe  Sicherheit.  s.i  nuili  oer  Ar/:  Nnintn  und  Adresse  an  das 
Gesund  Ii  ei:  sunt  melden,  das  d.inr  Jen  Iteli.indiutigsJwaiiB  c-nleitct  *  Iii 
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einigen  Staaten  Amerikas  hatte-  die  Main-  Androhung  der  Namensnennung 
ausnahmslos  genügt,  ; >t.-Mortlt ii.-liL-  Zwan  genial)  regeln  zu  erübrigen,  Ein 
Beweis,  daß  der  Diskretion  ismus  sich  praktisch  bewährt,  auch  wo  er 
privat  eingeführt  ist. 

Was  den  Kostenpunkt  betrifft,  so  werde»  die  Kosten  der  Überwachung 
von  rund  48000  Prostituierten  von  Prof.  Friboes  auf  3\>  Milliarde  Mark 
geschätzt  Da  nun  die  völlig  unnützen  und  kostspieligen  Beratungsstellen 
(etwa  711  SU  Mark  eint  Beratung)  und  die  Sittenpolizei  mit  ihren  grollen 
Beamten-  und  Häuseriieer  abgeschafft  werden,  so  ist  die  Last  nicht  allzu 
drückend.  Das  Statistische  ("iesundheitsam:  ■  registriert  zweckmäßig  auch 
die  übrigen  Seuchen,  um  es  völlig  diskret  für  eventuelle  Besucher  usw. 
zu  gestalten.  Dadurch  verbilligt  sich  auch  der  Betrieb.  Im  übrigen  ist 
jeder  gesunde  Mensch  in  Deutschland  das  grollte  Kapital  und  die  größte 
Valutaverbesserung.  Hier  darf  es  wirklich  nicht  auf  den  bloßen  Kosteu- 
punkt ankommen,  hl  der  Tat  mußte  der  Regier  ungsvertretcr  Gottsttin, 
der  in  der  preußischen  Landesversammlung  dieses  Moment  betonte,  sich 
manche  derbe  Zurechtweisung  gefallen  lassen. 

Zu  §  5/6.  Es  wird  eingewendet,  dali  viele  Ärzte  doch  nicht  melden, 
dali  sie  falsche  Meldungen  enthalten,  oder  dem  Patienten  zu  Liebe  so- 
genannte Gefall  igkeitsgutachten  verfassen  würden.  Abgesehen  davon, 
dali  bei  der  chronische»  Art  der  ( jeschlcchbleideu  der  Patient  den  Arzt 
häufig  wechselt  und  der  zweite  Arzt  durch  die  Meldung  den  erste ren  in 
der  Regel  der  Behörde  auch  mitteilen  würde,  so  daß,  wenn  häufiger  von 
einem  Arzt  nicht  gemeldet  würde,  dieser  entlarvt  würde,  soll  noch  über 
derartige  grobe  Verfehlungen  ähnlich  wie  es  die  Revisoren  und  die  Ver- 
trauensärzte der  Krankenkassen  tun,  eine  Kontrollkommission  wachen 
(§§  in,  17,  IS).  Am  diese  Weise  dürfte  es  gelingen,  den  gewohnheits- 
mäßigen Fälschern  das  t  htndwcrk  iti  legen.  !  lall  dies  gelingt,  beweist  die 
■  Kassenrevision  . 

Zu  Absatz  2.  Da  selbstverständlich  der  Zufall  eine  liest immte  Gegend 
ohne  attestierte  Inge  Ar/tc  lassen  konnte,  so  midi,  da  das  Prinzip  durch- 
geführt werden  soll,  die  vielen  Kranken  nur  durch  viele  d.  h.  möglichst  alle 
Arzte,  nicht  nur  durch  die  pam  Spezialarzte  (daher  die  begreifliche  Aiumosilat 

machen,  jede  Genend  mit  genügend  attesiierfähigeuÄrzten  versorgt  werden. 

Zu  Absatz  3.  Da  die  Beratungsstellen  hei  einer  Anzeigepflicht  über- 
flussig sind,  so  sollen  sie  in  flelirnidluiigsslellen  uuigevi anoclt  werden, 
nachdem  sie  auch  sehr  wenig  besucht  werden  und  ihren  Zweck  völlig 
verfehlt  haben.  Von  4(1  Patienten,  die  hehaudlungshcdürftig  waren,  konnte 
eine  Beratungsstelle  nach  Dr.  Hodann  nur  einen  zum  Arzt  bringen.  Die 
übrigen  39  kamen  nicht  wieder.  Ohne  Zwang  geht  es  eben  nicht.  Dieser 
Absatz  J  garantiert  die  volle  Diskretion. 
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Zu  §  S.  Damit  die  Bevölkerung  dun  Termin  nicht  vergißt  (man  be- 
denke Millionen  Geschlechtskranke '|,  Est  es  wichtig,  den  Meldetermin  genau 
festzulegen,  soll  der  Patient  nid»  behaupten,  er  hätte  den  Termin  nicht 
gekannt.  Um  Diippehiiukliiiigeii  >.v,  v(-rmeiden.  gesdiielit  die  Meldung 
bis  zur  Heilung  immer  an  das  gleiche  Gesundheitsamt. 

Zu  Absatz  2.  Wenn  der  Arzt  entdeckt,  daß  er  es  mit  einem  Geistes- 
sdiwadieutidergenieiiigeriiliilidiei)  Meusdicn /u  Um  [ist,  dosen  Zustanddies 
deutlich  zu  erkennen  gibt,  oder  über  den  der  Ar/t  Talsachen  erfährt,  die 
den  Kranken  als  für  die  öffentliche  ( jesimdhetl  besonders  jjtfiihrlich  cr- 
scheinen  lassen,  so  soll  er,  jedoch  nur  unter  Angabe  einzelner  und  triftiger 
Gründe  berechtigt  sein,  dem  diskreten  Oesundheitsamt  Mitteilung  zu 
machen,  damit  dieses  nun  erst  mit  Hilfe  der  Polizei  die  Gefahr  abwehren 
kann.  Selbstverständlich  trägt  der  Arzt  die  Verantwortung  für  falsche 
Meldungen.  Daher  wird  er  nur  dann  Gebrauch  von  dieser  Befugnis 
machen,  wenn  er  sich  durch  Reverse  und  gegeben enfalls  eidesstattliche 
Versicherungen  selbst  den  Rücken  gedeckt  hat 

Zu  §  o.  Es  gibt  kein  Mittel,  jemand  zu  einer  Handlung  zu  zwingen, 
es  sei  denn  durch  Androhung  von  Strafen.  Gesetze  ohne  Strafandrohungen 
sind  erfahrungsgemäß  nutzlos.  Von  zwei  Übeln  soll  man  daher  das 
kleinere  wählen,  das  ist  die  auch  meist  erzieherische  Strafandrohung.  Als 
Strafen  werden  der  Reihe  nach  angedroht  1.  die  Eruicruiig  des  Namens 
durdt  das  Gesundheitsamt,  2.  die  Auferlegung  einer  Gebühr  von  10  Mark 
mit  dem  Ersuchen,  der  Pflicht  nachzukommen,  3.  zwangsweise  Behand. 
lung  auf  eigene  Kosten,  4.  Geld-  oder  Haftstrafe. 

Es  ist  nötig,  dal!  die  Patienten,  die  es  dahin  haben  kommen  lassen, 
zwangsweise  behandelt  weiden,  a,s  hesofn.lers  böswillige  und  renitente 
Personen  die  Anstalt  mir  verlassen  dürfen,  falls  sie  völlig  geheilt 
sind;  denn  in  der  Regel  machen  sie  sich  kein  Gewissen  daraus,  bei 
vorzeitiger  Entlassung  andere  zu  gefährden.  Daher  ist  es  such  wichtig, 
sie  einen  Sdicin  urUcraducihcn  '.u  hs-cn.  damit  sie  lernen,  wie  gemein- 
gefährlich ihr  Verhallen  seither  war.  Denn  eine  sich  ihrer  Pflicht  der 
Gesellschaft  gegenüber  bewußte  Person  läßt  es  soweit  nicht  kommen, 
wird  sie  ja  doch  von  Staatswegen  unentgeltlich  behandelt. 

Zu  §  10.  Es  ist  klar,  daß  das  Reich  die  Kosten  für  die  Meldungen 
übernimmt,  damit  die  Ausrede,  man  habe  kein  Geld  gehabt,  um  die 
Meldungen  zu  befördern,  wegfällt.  In  Schweden  übernimmt  der  Staat 
(Seite  308)  alle  Kosten  auch  für  die  Arzneien. 

Zu  §  1  i.  Ob  der  Staat,  nachdem  »J0  J'm/xril  der  Bevölkerung  schon 
von  den  Kassen  behandelt  werden,  die  übrigen  10  Prozent  wie  in  Schweden 
kostenlos  behandelt,  oder  ob  man  eine  Grenze  von  30000  Mark  festsetzt, 
wird  im  Parlament  noch  zu  erörtern  sein.  Jedenfalls  darf  die  Leistung 
nicht  als  armen redillidi  angesehen  werden. 
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Zu  §  12.  Absatz  t.  Der  §  361,  6  StGB.  (Sittenpolizei)  und  die  Ver- 
fügung vom  11.  Dez.  1918  (S.  305)  sind  durch  die  diskretion istische  Neu- 
regelung überflüssig.  Der  §  1 B0  ist  so  umgeändert,  wie  Ihn  die  Reichstags- 
konimission 1918  nach  lausen  Debatten  beschlossen  hatte.  An  Stelle  der 
Sittenpolizei  tritt  neben  dem  Gesundheitsamt,  das  nur  rein  sanitäre  Auf- 
gaben hat,  das  Pflegeamt  In  der  Drei -Teilung,  (Gesundheitsamt,  Pflege- 
amt, Polizei)  in  dem  Prinzip  »Jedem  das  Seine-  liegt  der  Erfolg  für  die 
Zukunft.  Was  die  Abschaffung  des  S  36 1 ,  (>  und  die  Änderung  des  §  1 80 
betrifft,  so  hat  der  Regierungsentwuri  vom  10.  3.  20  Folgende  Begründung: 

'Die  bisher  übliche,  als  Reglementierung')  bekannte  polizeiliche 
Überwachung  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  hat  sich  in  mancher  Hin- 
sicht nicht  bewährt.  Die  Überwachung  wird  im  allgemeinen  in  der 
Weise  durchgeführt,  daß  die  Dirnen  unter  Sittenpolizei  liehe  Aufsicht  ge> 
stellt,  in  eine  Liste  eingetragen  und  einer  regelmäßigen  polizeiärztlichen 
Untersuchung  unterworfen  werden.  Dieses  Verfahren  hat  sich  haupt- 
sächlich deshalb  als  unzureichend  erwiesen,  weil  ein  großer  Teil  der 
Dirnen  sich  scheut,  mit  der  Polizei  in  Berührung  zu  kommen,  und  sich 
daher  der  polizeiärztlicfk'ii  Untersuchung  entziehen  sucht.  Die  Zahl 
der  heimlichen  Dirnen  ist  aber  in  den  meisten  Städten -erheblich  größer 
als  die  Zahl  derjenigen,  die  der  Polizei  bekannt  und  bei  ihr  eingeschrieben 
sind.    In  Berlin  z.  B.  soll  es  etwa  zehnmal  soviel  heimliche  als  ein- 

aher  erfahr ungsgemärl  am  häufigsten  mit  Geschlechtskrankheiten  behaftet 
Ein  wirklicher  Erfolg  ist  deshalb  im  Kampfe  gegen  die  Verbreitung  der 
Geschlechtskrankheiten  durch  die  Dimen  nur  dann  zu  erwarten,  wenn 
die  Entseuchung  auch  des  heimlichen  Dirnentums  gelingt,  [Wie  soll  dies 
der  Regicrungseutwurf  machen??  Dr.  D.] 

In  Preußen  ist  vor  einiger  Zeit  ein  dahingehender  Versuch  gemacht 
wurden.  Eine  Verfügung  der  zuständigen  Ministerium  1  1  .Dezember  19075) 
beabsichtigte,  die  gesundheitliche  Überwachung  des  Dirnentums  in  eine 
vorwiegend  ärztliche  Einrichtung  umzugestalten.  Zu  diesem  Zwecke 
sollten  überall,  wo  sich  das  Bedürfnis  hierzu  zeigte,  öffentliche  ärztliche 
Sprech  >tuikkm  für  iVrsnr.eri.  die  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben,  ein- 
gerichtet werden.  Den  geschlechts kranken  Dirnen  sulMe  Gelegenheit  zu  . 
unentgeltlicher  ärztlicher  Behandlung  gegeben  werden.  Solange  die 
Dirnen  nachweisen  können,  da»  sie  sich  regelmäßig  einer  ärztlichen  Be- 

■I  Hier  ist  der  Bogifi  -  Reglemcnliening  umgesetzt.  Man  ersieht,  daß  die 
gesunrlm:  Hiebe  wie  -ie  in  *  14  ei::'eile-1  i.l,  tiitn  (nein  davor] 

verschieden  ist  und  daß  es  eine  böswillige  Verdrehung  der  um  Blaschko, 
v.  Düring,  l'inlns  herum  ist,  wenn  -k  t-i-liaisjut-u.  i!;u  Hegk-rncnlk-iung  wiirde 
in  5  14  lieiheli  rillen  ,  um  hei  der  Fl  iiuenbeM  e;! Ii u!:  di-li  edilkrend  jn  willen. 

')  Mimslerinlbl.  lür  die  preußische  innere  Verwaltung  |i)!)3,  S.  14. 
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aufäidiiigimg  mit  er  werfen,  sollten  sie  von  polizeilichen  Maßregeln  befreit 
stur.  F.iiie  Unterste!  Im  lg  Jlt  Dirnen  unter  po i i / e i  1  i eh e  Heaiifsichti^iiiig 
sollte  nur  nach  gerichtlicher  Verurteilung  wegen  Gewerbsunzucht  er- 
folgen, und  es  sollte  alles  geschehen,  uni  den  gefallenen  Frauen  und 
Mädchen  die  Rückkehr  zu  einem  anständigen  Lebenswandel  zu  erleichtern. 

DieHoffnung,  dall  die  heimlichen  Dirnen  den  ärztlichen  I  Intersuchungs- 
stellen  Vertrauen  entgegenbringen  und  bereitwillig  von  der  dar- 
gebotenen Heilbehandlung  Gebrauch  machen  würden,  ohne  mit  der 
Polizei  in  Berührung  zu  kommen,  hat  sich  nicht  erfüllt,  und  zwar,  wie 
angenommen  werden  darf,  in  der  Hauptsache  deshalb,  weil  eine  so  milde 
Handhabung  der  Aufsicht  nicht  mit  den  Vorschriften  im  §  180  und  im 
§  361  Nr.  6  des  Strafgesetzbuchs  in  Einklang  zu  bringen  ist.  Der  §  180 
des  Strafgesetzbuchs  steht  im  Wege,  weil  er  es  den  Dirnen  erschwert, 
Wohnung  zu  finden  und  sie  zwingt,  ihr  unzüchtiges  Gewerbe  im  ge- 
heimen zu  treiben,  um  nicht  der  Wohnung  verlustig  zu  gehen;  der  §  361 
Nr.  6  des  Strafgesetzbuchs  bildet  ein  Hindernis,  weil  er  die  Dirne  nur 
dann  straffrei  lälit,  wenn  sie  sich  einer  polizeilichen  Aufsieht  unterstellt  hat. 

Nach  §  lijtl  des  Strafgesetzbuchs  wird  wegen  Kuppelei  bestraft, 
wer  gewohnheitsmäßig  oder  aus  Eigennutz  durch  seine  Vermittlung  oder 
durch  Oewältrung  oder  Verschaffung  von  Gelegenheit  der  Unzucht  Vor- 


schub  leistet  Als  eine  Handlung,  die  der  Un: 

>ucht  Vorschub  leistet,  ist 

auch  die  Überlas sung  einer  Wohnung  zur  Au 
zusehen.  Ein  Vermieter,  der  Räume  zu  Unzucl 

mietet,  macht  sich  daher  der  Kuppelei  srbukli; 

heitsuiäftifi  oder  ans  mgeumilz  tut.    Das  Talbe 
nutzes  hat  in  der  Rechtsprechung  eine  so  v. 

ciic  Auslegung  gefunden. 

dati  darunter  auch  das  in  der  Erlangung  des 

liegende  Vermögensinteresse  begriffen  werden 

scheid  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.: 
Auslegung  sind  zahlreiche  Bestrafungen  von  H 

■Treiben  der  Dirnen  besonderen  Nutzen  zu  zieht 

Ii,  ferngelegen  hat.  Dieser 

Rechtszustand  hat  in  den  Kreisen  der  Betroffer. 

.genta  und  »1  dn^  gröberen  Zurückhaltung 

führt  Den  Dirnen  ist  es 

dadurch  schwer  gemacht,  überhaupt  eine  Woh 

nung  zu  finden.  Sie  sind, 

um  ihre  Wohnung  nrciit  zu  verlieren,  oft  gcnöti< 
zu  verheimlichen  oder  sich  von  dem  Vermii 

Geht  man  davon  aus,  daß  die  Prostitution,  v 

.eiiigstens  in  den  grollen 

Städten,  nicht  beseitigt  werden  kann,  so  muß  1 

ttan  den  Dirnen  auch  die 

Möglichkeit  geben,  eine  Wohnung  zu  haben  u 

ud  in  dieser  ihr  Gewerbe 

auszuüben.  Sonst  drängt  man  die  Unzucht  auf  dii 

■  Stralte  und  in  die  Familie. 
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Aus  diesen  Gründen  war  sclion  in  dem  Entwurf  eines  Gesct/cs  über 
Abänderung  von  Hcstimm'.inüeu  dcsStratecJci/biichs  usw.  vom2Q.  Februar 
1892  (Drucks-  des  Reichstags,  8.  Leg.-Per.,  I.  Session  1890/92  Nr.  713> 
der  Vorschlag  enthalten,  die  einfache  Wohnungskuppeid  unter  gewissen 
Voraussetzungen  straflos  zu  lassen.  Die  Vorschläge  sind  in  späteren  Vor- 
lagen vom  22.  November  1892  (Drucks,  des  Reichstags,  8.  Leg.-Per, 
II.  Session  1892,03  Nr.  1 1)  und  vom  3.  Februar  1899  (Drucks,  des  Reichs- 
tags, 10.  Leg.-Per.,  i.  Session  1898/99  Nr.  112)  sowie  in  drei  Initiativ- 
anträgen aus  der  Mitte  des  Reichstags  in  den  Jahren  1897  und  1898  er- 
neuert worden,  ohne  zum  Ziele  zu  führen.  Auch  die  Strafrechtskommission 
lui  sief]  in  Übereiristiimmnie;  mit  dem  Vorentwurfe  (§  Ate.  2)  und 
dem  Gesetzentwürfe  ($  24S  Alis  2)  in  gleichem  Sinne  ausgesprochen 
und  in  ihrem  Entwürfe  zu  einem  Deutschen  Strafgesetzbuche  das  bloße 
Gewähren  von  Wohnung  für  straflos  erklärt,  es  sei  denn,  daß  mit  Rück- 
sicht auf  die  Duldung  der  Unzucht  ein  imverli,\!tni?iiiiilSiirer  Gewinn  er- 
strebt wird. 

In  Anlehnung  an  diese  V<irseii![i,;t  bestimmt  der  Entwurf,  dati  die 
Sir.u'vnrscbrift  im  §  180  auf  das  Gewähren  vnn  W<i1mtmg  keine  An- 
wendung findet,  wenn  damit  weder  ein 'Ausbeuten  der  Person,  der  die 
Vt'ohmmi;  gewährt  ist,  noch  ein  Anleiten  dieser  Person  zur  Unzucht 
verbunden  ist.  Die  Vorschrift  bezieht  sicli  nicht  auf  den  Tatbestand  der 
schweren  Kuppelei  (§  IUI  des  Strafgesetzbuchs),  der  ein  Handeln  aus 
Eigennutz  nicht  voraussetzt.  Nur  das  Gewähren  von  Wohnung,  nicht 
das  Überlassen  eines  Raumes  zur  Ausübung  der  Unzucht,  ist  von  der 
Slrafvorschrift  des  S  l SU  niiseeuummen ;  deshalb  bat  es  bezü.Ljieli  der 
sogenannten  Absteigequartiere,  in  denen  nicht  gewohnt,  sondern  zum 
Zwecke  der  Ausühimj::  der  I 'nyiielit  nur  vi  m-ü  hergehend  Aufenthalt  ffe 
nominell  wird,  hei  dem  bisherigen  Ree  Ii  ts/us  laude  sein  liewenden,  einerlei, 


.'ilil  /ur  (iinieht  aufhaken  .iK  atidi  iveelmäliii;  iiusgeheiilet  uvidei 
ehlielllieh  ist  aus  Gründen  des  Juyeinlseliut/i>-  die  Straffreiheit  d< 
t"üli:inrii;:'«-'rrnicter;  auf  die  balle  ix-.eliijukt.  in  denen  l'eirnneii  ü Iii 
8  Jahre  Wohnung  gewährt  wird.    Das  Gewähren  von  Wohnung  3 
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jüngere  Personen  bleibt  daher  wie  bisher  nh  Kuppelei  strafbar,  wenn  im 
übrigen  die  Voraussetzungen  des  §  ISO  vorliegen. 
Nach  §  361  Nr.  6  des  Strafgesetzbuchs  wird  bestraft: 

a)  eine  weibliche  Person,  die  wegen  gewerbsmättiger  Unzucht  einer 
polizeilichen  Aufsicht  unterstellt  ist,  wenn  sie  den  in  dieser  Hin- 
sicht zur  Sicherung  der  Gesundheit,  der  Öffentlichen  Ordnung  und 
des  öffentlichen  Auslandes  erlassenen  polizeilichen  Vorschriften  zu- 
widerhandelt, 

b)  eine  weibliche  Person,  die.  ohne  einer  solchen  Aufsicht  unterstellt 
zu  sein,  gewerbsmäßig  Unzucht  treibt. 

Hiernach  ist  die  Ausübung  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  grundsätz- 
lich strafbar.  Straflosigkeit  tritt  nur  ein.  soweit  die  Dirnen  einer  polizei- 
lichen Aufsicht  unterstellt  sind  und  die  ihnen  gegenüber  erlassenen 
Polizei  vorschritten  befolgen.  Diese  Rechtslage  steht  der  Einführung  einer 
vorwiegend  ärztlichen  Überwachung  der  Gewerbsunzucht  im  Wege;  sie 
gestattet  insbesondere  nicht,  solche  Dirnen  straflos  zu  lassen,  welche  einer 
polizeilichen  Aufsicht  nicht  unterstellt  zu  werden  brauchen,  weil  sie  sich 
freiwillig  der  ärztlichen  Untersuchung  'unterwerfen  und  dadurch  sowie 
durch  ihr  sonstiges  Verhalten  Gewähr  dafür  bieten,  daß  ihr  unzüchtiges 
Treiben  keine  Gefahr  für  die  Gesundheit,  die  öffentliche  Ordnung  und 
den  öffentlichen  Anstand  bilden  werde.  Im  übrigen  hatisich  die  Straf- 
bestimmung als  ungeeignet  erwiesen,  das  Anwactisen  des  heimlichen 
Dirnentums  zu  verhindern.  Wegen  der  Nachteile,  welche  die  Unter- 
stellung unter  polizeiliche  Aufsicht  für  das  bürgerliche  Leben  mit  sich 
bringt,  läßt  sich  erfahrungsgemäß  nur  der  geringste  Teil  der  Dirnen  in 
die  polizeilichen  Listen  eintragen,  die  Mehrzahl  unterwirft  sich  nicht  der 
polizeilichen  Beaufsichtigung  und  treibt,  um  einer  Bestrafen];  zu  ent- 
gehen, die  Unzucht  heimlich.  Um  diesem  Übelstande  zu  begegnen, 
schlägt  der  Entwurf  vor,  die  gewerbsmäßige  Unzucht  als  solche  Straflos 
zu  lassen  und  die  sogenannte  Reglementierung  der  Prostitution  über- 
haupt aufzuheben,  dafür  aber  demjenigen  Bestrafung  anzudrohen,  der  in 
einer  Sitte  und  Anstand  verletzenden  Weise  zur  Unzucht  auffordert  oder 
sich  zur  Unzucht  erbietet.  Diese  Bestimmung,  die  in  gleicher  Weise  für 
beide  Geschlechter  gilt,  sieh;  von  der  hrwriüiitiK  aus,  dal!  die  Unzucht 
ein  Ühcl  ist,  das  sich  durch  sirahl  ■eidliche  und  polizeiliche  Vorschriften 
nicht  ausrotten  läßt,  daß  man  sich  deshalb  darauf  beschränken  muß,  zu- 
nächst den  derVolk^gesendheit  drohcndcei  Gcf.ih reu  cutgegen/u treten,  dann 
aber  auch  durch  Strafe  er;-  e  Ii  rillen  gegen  jede  iirgcrniierrcgciule  Anrcizung" 
zurUn<.ucht  einzuschreiten.  Nchcn  derl  iaitstraic  kuui  gemalt*  302  dcsStrat- 
gcset/buchsaidl  -lierwei-uni'  :ui  isieLaiidespoli/cihehörilc  ernannt  werden. 

Zu  §  13.  Wer  in  Zuknnfl,  [■k-iciigiiltig  oh  der  Cjcwcrbsiinzucbl  er- 
geben oder  nicht,  ob  Mann  oder  Frau,  öffentliches  Ärgernis  erregt  wird 


Dlgitized  0/  Google 


Begründung  des  §  14 


251 


nach  geltenden  Gesetzen  bestraft  Die  Grundlage  des  Gesetzes  soll  zweck- 
mäßig eine  rdclisrcchtlichc  icin,  damit  wir,  wie  bei  den  jetzt  hinsichtlich 
der  Prostituierten  bestellenden  Polizei  Verordnungen  und  Bundesrats- 
verordnungen, die  in  jedem  Gliedstaate  andere  sind,  einheitliches  Recht 


Zu  §  14,  Absatz  1.  {Siehe  auch  die  Begründung  S.82H.)  Dieser 
Paragraph  enthält  den  Begriff  der  >  Prostituierten  <  und  gebiete!,  daß  jede 
Prostituierte,  da  sie  nur  mit  dem  diskreten  Gesundheitsamt  zu  tun  hat, 
sich  diesem  ebenso  meldet  wie  ein  sonstiger  Geschlechtskranker.  Es  geht 
nicht  an,  den  freien  Bürgern  aufzuerlegen,  ihre  Geschlechtskrankheit  diskret 
zu  melden,  daB  aber  die  Prostituierten,  die  nach  meinen  Erfahrungen 
Ständig  als  geschlechtskrank  in  praktischer  Hinsicht  gelten  müssen,  sich 
nicht  zu  melden  brauchen,  wie  es  die  strenge  Richtung  der  Aboliiio nisten 
wünscht,  also  nicht  einsieht,  daß  ihre  Auffassung  nur  zu  Recht  bestand, 
solange  die  prostituierten  unter  einem  Polizei- Ausnahmegesetz,  das  ihre 
Menschenwürde  degradierte,  standen.  Mit  der  -Abschaff ung<  allein 
wird  kein  hygienischer  liflVkt  cr/.ielt.  Und  eine  alle  umfassende  Anzeige- 
pf licht  ist  demokratisch  und  gerecht.  Da  Nachteile  aus  der  Selbstnieldung 
oder  der  Meldung  seitens  des  Arztes  für  die  Prostituierte  nicht  erwachsen, 
so  muß  der  Staat,  der  meines  Erachtcns  die  losgelassenen  Prostituierten 
nicht  in  gesamdhcitlicher  Beziehung  schalten  und  walten  lassen  darf, 
gleichsam  Bürge  sein,  da  sie  ständig  krank  sind,  daß  sie  ebenso  wie 
andere  Geschlechtskranke  dem  Gesundheitsamt  als  solche  bekannt  sind, 
bis  sie  durch  Ergreifen  eines  ehrlichen  Erwerbes  als  Dauererkrankte  nicht 
mehr  gelten.  Ebenso  wie  ein  erkannter  Typhusbazillenträger,  der  dauernd 
Typhusbazillen  absondert,  im  Gesetze  anders  angefaßt  werden  muß,  wie 
ein  nach  sechs  Wochen  geheilter,  so  auch  auf  die  Dauer  erkrankte  Prostituierte. 
Nur  eine  strenge  Strafandrohung  wird  die  Prostituierten  und  die  sonstigen 
Erkrankten  bewegen,  sich  zu  melden.  Denn  wenn  schon  von  40  Patienten 
einer  Beratungsstelle  nach  Dr.  Hodann  (man  muli  dies  immer  wieder  und 
wieder  erwähnen)  bloli  einer  sich  behandeln  ließ,  weil  die  Beratungsstelle 
keine  Gewalt  über  sie  hatte,  so  wird  dies  bei  den  Prostil itierie.n  erst  recht  so 
gehen.  Eine  zügellose  Freiheit,  wie  sie  der  linke  Flügel  der  Abolilionisten, 
die  —  wohlgemcrkt,  in  hygienischer  Hinsicht  —  nur  abbauen,  aber  nicht 
gesundheitliche  (von  allen  anderen  guten  Bestrebungen  sehe  ich  ab) 
Aufbauarbeit  leisten,  will,  liegt  nicht  im  Interesse  eines  Staates,  der  rebus 
sie  stantibus  im  laufe  der  Jakie  tugriinde  j;eberl  niiilile,  wenn  er  die 
Hauplträerr  der  Verl  Heilung  der  Krankheit,  die  Prostituierten,  gesundheit- 
lich völlig  unbeaufsichtigt  lälJI.  Man  sage  mir,  wie  man  eine  kranke 
Prostituierte  ohne  Zwang  heilen  will?  Bisher  wurden  die  Prostituierten 
in  Berlin  zweimal  untersucht,  aber  zum  Arzt  können  sie  meines  Erachtens 
dreimal  gehen  zwecks  Absendung  des  Kartenbriefs.   Der  Aushang  des 
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Gesetzes  i:i  allen  Tuuzlnkalcii  würde,  namentlich  wenn  der  Sluut  syste- 
matisch die  Aufklärung  schalten  würde,  da  Ii  dm  Prostituierten  nichts  ge- 
schieht, es  sei  denn,  sie  müssen  sich  bis  zur  Heilung  behandeln  lassen, 
da/n  beitragen,  die  Furehl  der  Prostituierten,  die  sie  seil  über  hundert 
Jahren  verfolgt,  durch  Vertrauet!  zu  ersetzen.  Die  Befürchtung  Professor 
v.  Dürings,  liier  käme  die  Reglementierung,  d.  h.  ein  diffamierendes 
Polizeiausnahmegesetz,  das  nach  Schmölder  sclilimmer  ist  als  die  Ver- 
bannung nach  Sibirien,  wieder,  ist  unbegründet.  Die  Polizei  bleibt  ja 
gänzlich  ausgeschalte!.  Diese  Art  derdis  kretionären  und  von  jedem  Arzt 
durchzuführenden  Überwachung  bedeutet  für  die  Prostituierte  also  das, 
was  für  andere  Bürger  die  Krankenversicherung  ist  Ohne  polizeiliche 
Aufsicht  gibt  es  keine  Reglementierung  (siehe  S.  82  usw.).  Würde  die  Prosti- 
tuierte, wie  es  in  Schweden  ist,  frei  herumlaufen  können  (siehe  Marcus 
S.  404),  so  (rate  das  umgekehrte  ein  wie  jetzt.  Die  Anzeigepflichl  wäre 
dann  ein  Ausnahmegesetz  gegen  die  anderen  Bürger,  die  sich,  wenn 
krank,  melden  müßten,  wahrend  die  immer  kranke  Prostituierte  (80  Prozent 
derselben  haben  nebenbei  einen  Beruf)  sich  nicht  zu  melden  brauchte,  zumal 
sie,  wenn  sie  als  solche  dem  Gesundheitsamt  nicht  bekannt  ist,  erfahrungs- 
gemäß schon  alles  versuchen  würde,  um,  wenn  akut  krank,  eine  Meldung 
zu  hintertreiben.  Die  Prostituierte  muH  einer  rein  sanitären  Behörde, 
nicht  jedoch  der  Polizei  bekannt  sein.  Daher  handelt  es  sich  liier  nicht 
um  Reglementierung,  sondern  um  eine  rein  sanitäre  Überwachung.  Und 
diese  ist  berechtigt,  bei  jedem,  der  dem  Staate  verderblich  wird.  Bei  den 
Prostituierten  ist  es  selbstverständlich  notwendig,  dall  der  Kreisarzt,  der 
meines  Erachfens  am  besten  auch  der  Vertreter  des  Gesundheitsamtes  ist, 
ihren  Namen  kennt,  damit  er,  falls  sie  das  Krankenhaus  nicht  aufsuchen, 
dem  Befehl  des  Arztes  mit  seinen  Machtmitteln  Geltung  verschaffen  kann. 
Das  Pflegeamt  (siehe  S.  Ii2)  nimmt  sich  der  Minderjährigen  an.  Es 
isi  unerläßlich,  dali  die  behandelnden  Ärzte,  damil  die  au  und  für  sich 
zur  Bestechung  neigenden  Prostituierten  zu  den  Ärzten  in  keinerlei  geld- 
liche Beziehung  treten  dürfen,  von  diesen  kein  Geld  annehmen  dürfen. 
Die  Abrechnung  findet  mit  dem  Fiskus  statt.  Der  Arzt  kann  dann  zu 
den  Prostituierten  in  kein  Abhängigkeitsverhältnis  geraten. 

Zu  §  14a.  Dieser  enthält  Bestimmungen  über  die  Fürsorgeerziehung, 
die  bisher  in  ihrer  jetzigen  ("ji'üalt  vielfach  zur  sittlichen  Entwertung  der 
Insassen  beigetragen  und  sehr  häufig  versagt  hat  In  Verbindung  mit 
den  Pflcgeämtern  und  der  Franc  u  tat  ig  keil  bei  der  Polizei*1)  soll  der 
iirztlidi-suzi.ilc  Ciedansc  in  den  Vordergrund  irden.  ISiclk'  S.  434  ff.|. 
Der  deutsche   Ausschuß  für  Gefäh  rdetenfürsorge  tagte 

')  Irmgard  JJi^L-i .  Die  l-r.mi'iiUtig-.d:  hei  der  Polizei.  Siehe'  Aiurj  l'uniinii. 
F.iiitnhriuiy  in  das  Studium  der  Prostit  Uli  onsf  rage.  Seite  200.  Jon.  Ambras.  Barth. 


Oigiiized  by  Google 


Begründung  des  §  15 


253 


am  25.  September  und  war  von  zahlreichen  Vertretern  aus  den  ver- 
schiedensten deutschen  Städten  beschick!.  An  Stelle  von  Frau  Hell- 
berger berichtet  Frau  Dr.  Lauer,  Köln,  M.  d.  L,  Über  die  Stellung  der 
Preuß.  Landesversammlung  zu  einem  t  jesetjentwurf  «re-ren  die  Geschlechts- 
krankheiten. Referentin  schildert,  wie  stark  der  Widerstand  der  Ärzte 
"egen  die  F.iri(iihrimj.;  einer  Aiui-ififpflicht  yt  u  vseti  sei.  Anerkannt  wurde» 
sei  die  Notwendigkeit,  die  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten mehr  fürsorgerisch  auszugestalten  und  durch  Errichtung  vim 
Beratungsstellen  und  PHegcämfern  die  Tätigkeit  der  Polizei  z.  T.  über- 
flüssig zu  machen.  Dieser  Anschauung  schloß  sich  auch  die  Jenaer 
Versammlung  an,  während  über  die  Frage  der  An/rigepi  licht  auch  liier 
die  Meinungen  geteilt  waren.  (Nicht  »die  Ärzte-,  sondern  die  Mediko- 
joumalisten  machen  den  Widerstand.  Dr.  D-] 

Auf  Grund  des  folgenden  Referats  über  die  Notwendigkeit  eines 
Verwahrungsgesctzcs  wird  eine  Kommission  gebildet,  die  einen  Gesetz- 
entwurf unter  folgenden  Gesichtspunkten  aufstellt:  Zur  Bewahrung  vor 
körperlicher  oder  sittlicher  Verwahrlosung  oder  zum  Schurze  des 
Lebens  oder  der  Gesundheit  können  der  Verwahrung  überwiesen 
werden  a)  Fürsorgezöglinge  nach  Beendigung  der  Fürsorgeerziehung 
und  h)  crilmiindEjik'  Geistes  krank!'  oder  Geistesschwache.  Die  Aus- 
führung liegt  den  Ländern  oder  den  von  ihnen  zu  bestimmenden 
Verbänden  ob.  Träger  der  Kosten  stillen  nicht  die  Gemeinden  sein. 
Beschwerderecht  und  Antragsrccht  auf  Aufhebung  der  Verwahrung 
steht  dem  Eingewiesenen  bei  dem  zuständigen  Amtsgericht  jederzeit  zu. 

Zu  §  15.  Die  Angabe  im  Gesetze  selbst,  daß  bis  zum  Montag,  Mitt- 
woch und  Freitag  Abend  das  Qesundhefttzeugiiis  der  Post  übergeben 
werden  muß,  soll  die  Prostituierte  veranlassen,  d.ili  sie  der  besetz] ichcti 
Pflicht  ebenso  wie  jede  andere  erkrankte  Bürgerin  unbedingt  präzise  — 
das  ist  wichtig  —  nachkommen  müssen.  Durch  diese  Bestimmung  ist 
jeder  Ausflucht  vorgebeugt.  Jeder  Poliwiarzt  weilt,  dal!  die  Pi  osiiluicrleti 
trotz  geschlechtlicher  Erkrankung  ihrem  Berufe  gern  weiter  nach- 
gehen wollen.  Da  Deutschland  wcL.'cn  seiner  Verarnuinr;  demnächst  von 
Prostituierte»  aller  Art  übervölkert  sein  wird  —  in  dem  kleinen  Koblenz 
mußte  ein  Prosiiluicrlcnk^iiikcnhaiis  von  ca.  tiOO  Helten  errichtet  wer  Jen. 
da  ans  «an/  Deutschland  die  vetarnilcti  Mädchen  iv  den  reichen  amerika- 
nischen Suldulen  reisen  —  so  Vau»  der  streut;  alnililii misti-clic  Standpunkt 
dem  yistiudlicillichcu  Schlendrian  dieser  Klasse  von  ( jciucitK'eiähriichen 
gegenüber  nicht  innegehalten  werden.  Mit  Reglementierung,  wie  die 
Gegner  suyccriercn  möchte»,  die  sowohl  die  Aholitionislcn  als  auch  ich 
seihst  ab-cli.ihe.  weil  ic!i  :>rakli'cli;-r  Aholilf' mist.  d.  Ii.  Gcs;cer  der  weilien 
Sklaverei  bin,  Inn  Jiese  ^esnudlieilliclic  diskreic  \  oeiwacliiitiL:  nichts  uu'iir 
gemein.    Eine  völlige  Gleichstellung  aller  Geschlechtskranken 
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muß  erfolgen,  wobei  die  gefährlicheren,  d.  Ii.  die  Prostituierten,  eben 
ihren  höheren  Oefahrengraden  entsprechend  nur  häufiger  ihre  Meldung 
zu  machen  hallen  und  bei  der  Erkrankung  sofort  dem  Kranken  hau  sc  über- 
wiesen werden  müssen.  Der  Arzt  muli  in  solchen  hallen  das  Recht  haben, 
den  Kreisarzt  auf  die  Ucfnlüiii'ü  seiner  Anordnungen  hin  zuweisen,  da 
«rtjlmjn.-.rrmir  Vor*  l*r>.-1Hu».*t--  fp  tm  •,-hn-  SrriKinJr-  -hun»;  [in 
Krankenhaus  aufsucht.  Aholitionisiims  heiiit  Abschaffung  der  polizeilichen 
Sklaverei,  aber  nicht  Nihilismus  dem  Lasier  und  seinen  Gefahren  gegenüber. 
Die  AhfchiifFims;  der  Difiariiiennii.:  des  weihlichen  Geschlechts  ist  durch 

ejalien  des  Aholiti.iuismns  waren  mehr  | '(Inzell er  sanitärer  Natur,  mil- 
der Diskretionismus  schafft  die  Reglementierung  ab  und  sorgt  für  einen 
menschenwürdigen  Ersatz,  ohne  Ausnahmegesetze. 

Zu  Absatz  2.  Die  ambulatorische  Behandlung  war  in  Berlin  schon 
eingeführt  derart,  da»  einige  Prostituierte,  die  weniger  gefährlich  waren, 
wöchentlich  ein  Gesu:ulhci(H«-ii.;uis  einseliiekleii.  Da  aber  der  ominöse 
§  361,  6  (Sittenpolizei)  bestand,  so  war  es  wegen  der  damit  verbundenen 
Polizei-Sklaverei  nicht  möglich,  einen  Erfolg  zu  erzielen. 

Zu  Absatz  1  Die  nur  dem  Gesundheitsamt,  nicht  der  Polizei  be- 
kannten Prostituierten  müssen  natürlich  dem  Gesundheitsamt  ihren  Woh- 
nungswechsel mitteilen,  da  sie  erfahrungsgemäß  von  einer  Stadt  zur 
andern  wandern,  um  sich  der  Krankenhausbehandlung  zu  entziehen. 

Zu  §  15  sei  bemerkt,  'da Ii  Dr.  Markus,  der  Mitschöpfer  des  schwedischen 
Gesetzes  vom  20.  6.  1918  sagt,  dall  die  daselbst  eingeführte  NichtÜber- 
wachung der  Prostitution,  d.  h.  das  laisser  faire,  laisser  aller  diesen  siaats- 
gefährlichen  Personen  gegenüber  in  sanitärer  Beziehung  eine  »Resignation- 
bedeute  und  daß  dies  nur  ein  Kompromiß  gewesen  sei,  daß  es  aber 
weder  unmöglich,  noch  unwahrscheinlich  sei,  ein  solches  System,  das 
sowohl  den  medizinischen  als  moralischen  ästhetischen  AiifonlcrniK'cn 
(dies  System  ist  in  meiner  Dreiteilung:  diskretes  Gesundheitsamt,  Polizei- 
[ausschaltung]  und  Pflegeami  gefunden)  entspricht,  zu  Finden.-  »Daun«, 
so  sii.L[t  er.  dürfte  wahrscheinlich  das  neue  schwedische  Oeselz  durch 
Bestimmungen  in  der  angedeuteten  llicliluiif-  ergänz!  werden.« 

Zu  §  16,  17,  18.  Siehe  Seite  237  und  Seite  239.  Das  sub  §  18  er- 
wähnte amtliche  Schild  des  Arztes  ist  von  Belang,  weil  das  Publikum 
sofort  ein  Merkmal  haben  muß,  welcher  Arzt  gewillt  ist,  Geschlechts- 
kranke zu  behandeln.  Es  dürfte  sich,  da  ein  Reklameverbot  besteht  (§  24) 
vielleicht  empfehlen,  daß  von  Staats  wegen  in  den  Zeitungen  eine  staatlich 
erlaubte  Rubrik  aufgenommen  wird,  in  der  jeder  at!es1ierfät%c  Arzl 
Kernen  und  WVhruini;  -■.wie  seine  Spc/ialräi  ankündigen  darf. 

Zu  §  19.  Fahrlässige  oder  bewußt  falsche  Angaben  müssen  unter 
Strafe  gestellt  werden,  zumal  niemand  bei  der  streng  durch  geführten 
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Diskretion  einen  Grund  hat,  so  zu  handeln.  Damil  jedoch  kein  Denun- 
ziantentum gezüchtet  wird,  soll  von  einer  Kommission  der  dehnbare 
Begriff  >f ahrlässig-  oder  •bewußt«  einstimmig  vorher  attestiert 
worden.        das  ( iul.u  hi.-r  wie  es  runinenlau  vnr  ( ri-rit-lit  j;cliaiid- 

habt  wird,  der  Korruption  Tür  und  Tor  öffnet,  der  Richter  sich  den 
:eeei:.;nclc:)  Gutachter,  ni-iy  er  noch  so  viel  Unsinn  /usaiumcnecscliricocii 
oder  beschworen  haben,  eventuell  direkt  handgreiflichen  Unsinn,  aus- 
suchen und  nur  diesem  Glauben  schenken  kann,  in  soll  eine  Kom- 
mission zuvor  diesen  -ehwcr.vic^etKlcn  Berlin  klären,  so  dali  nach 
menschlichem  Ermessen  kein  Unrecht  geschehen  wird.  Das  hcufiije 
üutachtersystern  le:jt  einem  blöden  Gutachten  eines  Geheimen  Medizinal- 
rates  vielfach  mehr  Gewicht  hei  als  einem  sachgemäßen  Gutachten  »ledig- 
lich eine;  praktischen  lunhctitehenf  Arztes«,  wie  die  Medikojuurnalistcn 
zu  sagen  pflegen. 

Zu  §  21).  Die  Begründung  ist  nuitatls  mutandis  dieselbe  wie  in  dem 
Regierunfisentwurf  1918.  Der  betreffende  Paragraph  2  lautete: 

•Wer  der*  Beischlaf  ausübt,  obwohl  er  weiß  oder  den  Umstanden  nach 
annehmen  mutt,  dali  er  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  verbundenen  Ge- 
schlechtskrankheit leide!,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  bestraf:. 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein," 

■■Nach  geltendem  Rechte  kann  die  Ausühimj;  des  lieiscblafs  durch  eine 
yeschlecluskranko  Person  mir  unicr  dem  ( "icsiclirspunklc  der  vorsätzlichen 
oder  fahrlässigen  Körperverletzung  straf  re clitlich  vennlgf  werden.  Dieser 
liechtsciisund  ist  vielfach'  als  unbefriedigend  bezeichnet  worden,  weil 
dabei  das  Interesse  der  Allgemeinheit  an  der  wirksamen  Bekam pIiiiil:  der 
f  ieschleehlila'ankheiten  zu  .wenig  fjeriicksi einigt  sei.  Es  wurde  vor- 
geschlafen, der  Yerbreiruiiir.  von  <  icsclilcclitski-.inkllcileu  auf  dein  Wege 
einer  Sonde;  voi  sein  in  ge^cn  Geschlechtskranke,  die  in  Kenntnis  ihrer 
Erkrankung  den  Beischlaf  ausüben,  entgegenzuwirken  Schon  im  Jahre 
1  S'V.i  hatte  die  mit  der  Vorbcratuiis.'  der  Vorlage  Ober  Abänderung  von 
Bestimmungen  des  Straf gcscizoiicks  usw.  betraute  Reichstagski Immission 
beschlösset!,  als  §  327a  eine  derartige  Vorschrift  in  das  Strafgesetzbuch 
einzustellen1):  dieser  Vorschlag  wurde  später  mehrfach  wiederholt,  ist 
aber  nicht  Gesetz  geworden').  Neuerdings  hat  sich  der  (16.)  Ausschuß 
des  Reichstags  für  ISevi.ilkcniugspolitik  in  diesem  Sinne  ausgesprochen. 

Wenn  auch  nicht  zu  verkennen  ist.  dali  gegen  eine  solche  Vorschrift 


')  Drucksachen  des  Reichstags,  8.  Leg.-Per.,  II.  Session  1602/93,  Nr.  1T3. 

')  Zu  verElcichen  Druckwellen  Jcs  iie!eii..!ai:s,  0.  Leg.-Per.,  IV.  Session 
180557,  Nr.  MS:  V.  Semitin  W/ns,  xr.  V:  Line  l'll:  10.  U-y.-Per.,  I.  Session 
ISUR.tiHiü,  Nr.  31  und  112:  Sien.  8er.,  W.  Leg.-Per.,  I.  Session  ISQS  tQOO, 
S.  3')52  und  Geheime  Sitzune  S.  1  tf. 


Oigitized  by  Google 


2">(i  li.-riiinliiii,.  ,!.-s  nfiäliiiliiiii.-i>ar;iL;J.iplifii 

gewisse  Bedenken  k-stcbeti.  so  wird  duch  den  üriinden.'ilie  für  die  Fin- 
führung  sprechen,  überwiegende  Bedeutung  beizumessen  sein.  Der  bis- 
herige strafrechtliche  Schutz  gegen  die  Verbreitung  von  Geschlechts- 
krankheiten durch  Ausübung  des  Gcsdileeluseerki'hrs  reicht  zur  wirksamen 
Bekämpfung  dieser  Krankheiten  nicht  aus.  Den  Strafvorschriften  über 
die  Körperverletzung  fehlt  vor  allem  die  abschreckende  und  vorbeugende 
Kraft  auf  diesem  Gebiete,  weil  sie  für  die  Allgemeinheit  nicht  deutlich 
genug  zum  Ausdrucke  bringen,  daß  sie  sich  auch  auf  die  Ansteckung 
mit  Krankheiten,  insbesondere  (im  Gcsd;lccksk™i;diciteii,  brache». 

Außerdem  kann  eine  Bestrafung  aus  dem  vornehmlich  in  Betracht 
kommenden  §  223  des  Strafgesetzbuchs,  da  der  Versuch  nicht  strafbar 
ist,  nur  dann  eintreten,  wenn  der  Geschlechtsverkehr  des  Erkrankten  die 
Übertragung  der  Krankheit  zur  folge  gehabt  hat.  Aber  auch  wo  dies 
der  Fall  ist,  scheitert  die  Verfolgung  vielfach  an  der  Schwierigkeit,  im 
Einzelfalle  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  dem  Geschlechts- 
verkehre des  Täters  und  der  Erkrankung  des  Verletzten  sowie  den  Vor- 
satz des  Täters  nachzuweisen.  Diesem  Übelstande  läßt  sich  nicht  dadurch 
begegnen,  daß  man  den  Ärzten  eine  Anzeigepflicht  auferlegt  Denn 
durch  eine  solche  Maßregel  würde  man  den  Kranken  lediglich  in  die 
Hände  der  Kurpfuscher  (?)  treiben  und  einer  vom  Standpunkt  des  Kranken 
wie  seiner  Umgebung  gleich  unerwünschten  Geheimhaltung  der  Er- 
krankung Vorschub  leisten.  Ein  Erfolg  ist  von  einer  Strafvorschrift  nur 
dann  zu  erwarten,  wenn  sie  schon  die  Gefährdung  mit  Ansteckung  er- 
faßt Deshalb  schlägt  der  S  2  die  Bestrafung  desjenigen  vor,  der  den 
UeisdiUf  ausübt,  obwohl  er  weil!  oder  den  Umstünden  nach  annehmet) 
muß,  daß  er  noch  oder  wieder  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  ver- 
bundenen Geschlechtskrankheit  leidet  Die  Vorschrift  ist  im  Hinblick 
auf  die  Gemeingefährlichkeit  der  Handlung  und  den  gewissenlosen  Leicht- 
sinn  des  Täters  durchaus  gerechtfertigt. 

Ähnliche  Vorschriften  bestanden  im  Generalgouvernement  Warschau' 

—  hier  in  Re^eh rär.kimg  .int  Frauenspersonen,  die  mit  Männern  ge- 
schlechtlich verkehren,  obwohl  sie  wissen,  daß  sie  gcschlechtskrank  sind 

—  (Verordnung  zur  Verhütung  der  weiteren  Ausbreitung  der  Geschlechts- 
krankheiten im  Oslheere,  Verordnungsblatt  Füi  das  General-Gouvernement 
Warschau  Nr.  12  vom  1,  Dezember  1915,  Seite  56),  ferner  in  Norwegen 
und  DSticmark  (Allgemeines  bürgerliches  Strü^eset^iiudi  für  da-  König- 
reich Norwegen  vom  22.  Mai  1902,  5  155,  Allgemeines  bürgerliches 
Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Dänemark  vom  10.  Februar  1866, 
S  181)  sowie  im  Schwei/er  Kanton  Sehiiffliiiineii  ISli MK'c-et/  vom  3,  April 
1859,  §  185),  Auch  der  Regierangsentwurf  eines  österreichischen  Straf- 
gesetzbuchs von  1912  (§  304)  hat  die  Bestrafung  des  Geschlechtskranken, 
der  einen  mit  der  Gefahr  der  Ansteckung  verbundenen  Gcschlechts- 
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verkehr  ausübt,  vorgesehen.  Eine  gleichartige  Bestimmung  ist  in  einer 
dem  englischen  Parlament  während  des  Krieges  zugegangenen  Regierungs- 
vorlage enthalten. 

Das  Schwergewicht  der  Vorschrift  liegt  auf  dem  Gebiete  der  General- 
prävention; bei  dem  diskreten  Charakter  der  geschlech Iiichen  Beziehungen 
werden  die  Fälle,  in  denen  es  bei  der  Gefährdung  durch  den  Beischlaf 
geblieben  ist,  nur  selten  an  den  Richter  gelangen.  Mit  einer  Anzeige 
wird  in  der  Regel  nur  dann  zu  rechnen  sein,  wenn  der  Geschlechts- 
verkehr zur  Ansteckung  geführt  hat.  Aber  gerade  in  solchen  Fällen  wird  die 
Vorschrift  für  die  Praxis  von  Nutzen  sein;  denn  sie  wird  ein  Einschreiten 
in  all  Jen  Fällen  ermöglichen,  in  denen  der  Gesichtspunkt  der  Kürper- 
verletzungwegen der  Schwierigkeit  der  Beweisführung  nicht  zum  Zieleführt. 

Der  §  2  beschränkt  sich  darauf,  die  Gefährdung  durch  Ausübung  des 
Beischlafs  unter  Strafe  zu  stellen.  Weiler  zu  gehen  und  jeden  mit  Strafe 
zu  bedrohen,  der  einen  anderen  in  irgendeiner  Weise  der  unmittelbaren 
Gefahr  der  Ansteckung  mit  einer  Geschlechtskrankheit  aussetzt  (zu  ver- 
gleichen Gegenentwurf  zum  Vorentwurf  eines  Deutschen  Strafgesetzbuchs 
§  274),  empfiehlt  sich  nicht.  Den  praktischen  Bedürfnissen  wird  genügt, 
wenn  der  Hauptfall,  die  Vollziehung  des  Beischlafs,  getroffen  wird. 

Ernstliche  Nachteile  sind  von  der  vorgeschlagenen  Vorschrift  nicht  zu 
befürchten.  Insbesondere  darf  die  Gefahr,  daß  die  Vorschrift  zu  un- 
hegrfindeten  Anzeigen  und  zu  hrpiessungen  führen  könne,  nicht  über- 
schätzt werden.  Die  Mügln  liki  ■:  mI.Iiii  Mi.itrau.'l'^  iWi-ht  schon  je!'', 
da,  wie  ausgt-'iiirl.  i ...  Ii  i;rlMi >:i  k«i  hir  .1"'  Ai-.sit'/kung  durch  den 
Geschlechtsverkehr  als  Kerpen  er  letzung  bestraft  werden  kann.  Klagen 
smd  trotzdem  nicht  laut  geworden,  Uie  Bedenken  weiden  zudem  da 
durch  erheblich  ahf;  (schwächt,  dal!  die  Verfolgung  nur  auf  Antrag  tm 
treten  soll.  Diese  Vorschrift  empfiehlt  sich  zur  Schonung  de'  Privat- 
interrssen  und  im  Hinblick  darauf,  daft  auch  im  gellenden  Rechte  die 
Ansteckung,  soweit  sie  sich  als  einfache  Körperverletzung  darstellt,  nur 
auf  Antrag  verfolgt  werden  kann. 

Der  §  2  verlangt  Ausübung  des  Hcisdilafs  in  Kenntnis  der  geschlecht- 
lichen Erkrankung  und  in  Kenntnis  ik-r  Ansteckungsgefahr  der  Geschlechls- 
kranklieit.  Dem  Wissen  ist  die  Kenntnis  solcher  Umstände  r.leictij;esidlt, 
die  dem  Täler  die  Annahme,  daß  er  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  ver- 
h Lin denen  Gcsch  Icciitskrank  he  it  leide,  a:ifi Hingen.  Antrags  berechtig  ist 
die  gefährdete  Person;  neben  ihr  oder  an  ihrer  Steile  der  gesetzliche  Ver- 
treter entsprechend  der  Vorschrift  des  §  65  des  Strafgesetzbuchs.  Trifft 
—  bei  eingetretener  Ansteckung  —  der  Tatbestand  des  §  2  mit  dem 
Tatbestande  der  Körperverletzung  zusammen,  so  kommt  nach  §  73  des 
StrafccseMnii'hs  dasjenige  Straf  iri-setz  zur  Anwendung,  welches  die 
schwerste  Strafe  androht.« 
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Zu  §  20  Absatz  2.  Dieser  Absatz  soll  es  gestatten,  dem  Verbreiter  von 
Krankheiten  vor  (kridi:  nachzuweisen,  dal!  er  es  war,  der  die  Ansteckung 
bewirkt  hat.  Denn  bistier  behauptete  der  Täter  immer,  der  Angesteckte 
habe  die  An  steckung  bewirkt.  Nachzuweisen  aber  war  nichts,denn  einGono- 
kokkus sieht  bekanntlich  wie  der  andere  aus.  Ist  hei  einer  gerichtlichen 
Untersuchung  jemand  nicht  als  krank  gemeldet,  so  kann  ihm  die  Mit- 
teilung ans  Gericht  nicht  schaden,  ist  er  jedoch" als  krank  gemeldet,  so 
einteilt  er  seiner  Slraic  nicht.  Dieser  Al-js.it/  wird  erzieherische  Wirkung 
haben.  Noch  vor  kurzem  bot  mir  ein  frischer  Syphilitiker  mit  all- 
gemeinem Ausschlag;  5000  Mk.  an,  wenn  ich  ihn  in  drei  Wochen  soweit 
brächte,  daß  er  wieder  verkehren  könne.  Ich  habe  ihn  auf  den  folgenden 
§  21  meines  Gesetzentwurfs  hingewiesen. 

Zu  §  21.  Dieser  Paragraph  soll  die  Auzeigcpuichl  bei  der  trotz  aller 
Salvarsankuren  2-3-4-15  Jahre  lang  ai  1  steck  ungsfäh  igen  Syphilis  regeln. 
Nur  wenn  Erscheinungen  oder  eine  Kurbedürftigkeit  vorhanden  ist,  soll 
gemeldet  werden.  Es  handelt  sich  also  nicht  um  eine  »Reglementierung 
von  der  Wiege  bis  zum  Grabe«.  Der  Vorwurf,  der  Syphilitiker  wäre 
jahrelang  reglementiert,  trifft  also  nicht  z'.i.  Da  jeder  Sy|ihiii-haiil>e  sich 
der  von  ihm  ausgehenden  Gefahren  bewußt  sein  muß,  soll  er  dem  Ge- 
sundheitsamt, das  doch  nur  allein  davon  weiß,  ohne  seinen  Namen  zu 
kennen,  den  Ortswechsel  mitteilen.  Jeder  Syphilitiker  muß  endlich  sich 
bewußt  werden,  daß  er  seine  Pflicht  dem  Staate  gegenüber  erfüllen  muß. 

Zu  §  22.  Dieser  Paragraph  dient  der  Oesunderhaltung  der  Ehe.  Jeder 
Spezialarzt  weiß,  daß  bei  der  heutigen  Gesetzgebung,  namentlich  bei 
einer  Geldheirat,  trotz  bestehender  Syphilis  oder  chronischer  Gonorrhöe 
die  Ehe  geschlossen  wird.  Jeder  der  beiden  ^beschließenden  muß  in 
Zukunft  sieh  dem  anderen  lanl  <iesctz  darüber  offenbaren,  ob  er  kraut. 


Ibe  wie  in  dem  Gesetz- Entwurf 

n,  Händler  usw.  Die  Erfahrung 
von  Ärzten  und  Apothekern  eine 
tkums  verursacht  werden  kann, 
ganz  abgesehen  d;;von.  ilalf  solche  Ankündigungen  nach  Urteilen  der 
ärztlichen  Ehrengerichte  als  siatidesnnwürdij>  anzusehen  ^inil.  Auch  die 
von  manchen  uidu-ltielleti  und  Handelskreisen  hcnirliciic  aufdringliche 
Reklame  für  Gegenstände  der  verschiedensten  An,  denen  angeblich  un- 
fehlbare Heilwirkung  gegenüber  Geschlechtskrankheiten  zukommt,  soll 
durch  dieses  Verbot  getroffen  werden.  Nicht  unerwähnt  darf  dabei 
bleiheu,  daß  hinter  der  \ukhndigung  gcwi-.-er  Mittel  und  Verfaliren  auch 
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der  Anreiz  zitr  KindcsaMrcibmig  sich  Vi.-i'Mccttt.  [n  oft  geradezu  ab- 
stoßender Weise  werden  in  Tageszeitungen,  in  Volksknlcndcru,  in  illu- 
strierten Blättern,  auf  Umschlägen  oder  in  Einlagen  von  Büchern  Heil- 
mittel der  in  Rede  stehenden  Art  jedem  Leser  an  auffallender  Stelle  oder 
durch  hervortretenden  Druck,  womöglich  noch  unter  Zuhilfenahme  von 
Abbildungen,  empfohlen  oder  zur  Empfehlung  der  als  unentbehrlich  be- 
zeichneten Mittel  Dankschreiben  »der  liestäligmigei]  von  zweifelhafter 
Ohubwiirdlgkeil  mit  abgedruckt,  in  denen  geheilte  tvr;i nkt:  oder  Arzte 
den  glänzenden  Erfolg  und  die  vorzügliche  Heilkraft  der  bahrikatc 
bezeugen. 

Es  muß  die  Möglichkeit  offen  gelassen  werden,  daß  die  Mittel  und 
Gegenstände,  die  zur  Heilung  oder  Linderung  von  Oesch  lechts  krank  - 
heilen  sowie  von  Krankheiten  oder  Leiden  der  Geschlechtsorgane  dienen, 
in  diu  Kreisen  bekannt  werden,  die  sich  ihrer  berufsmäßig  bedienen 
oder  sie  in  einwandfreier,  redlicher  Weise  in  den  Verkehr  zu  bringen 
pflegen.  Deshalb  läßt  der  Entwurf  tlas  Ankündigen  oder  Anpreisen  dann 
straflos,  wenn  es  ausschließlich  an  Ärzte  oder  Apotheker  oder  an  Personen 
erfolgt,  die  mit  solchen  Mitteln  oder  Gegenwinden  jrlüuhterweise  Handel 
treiben.  Bei  der  Beschränkung  auf  diese  1'crsoueii  kreise  ist  eine  Schädi- 
gung des  großen  Publikums  ausgeschlossen.  Selbstverständlich  liegt  eine 
solche  Beschränkung  hei  einer  Arikimdit;niiii  in  Ti!s','.'s«nli:ugen  nicht 
vor,  auch  dann  nicht,  wenn  etwa  die  Ankündigung  mit  der  einschränken- 
den Überschrift;  -Nur  für  Ärzte-,  'Nur  für  Apotheker«  u.  dgl.  erfolgen 
sollte.  Daneben  ist  auch  das  Ankündigen  oder  Anpreisen  in  ärztlichen 
Fach zei ischriften  zugelassen,  um  die  Moglichkeil  zu  eröffnen,  daß  die  be- 
zeichneten Mittel  oder  ( legenstünde,  iiiiir.entlieh  -.nlclie  neuerer  Art,  unter 
der  Ärzteschaft  allgemein  bekannt  werden,  von  ihr  geprüft  und  erprobt 
werden  können.  Die  Zulassung  ist  in  dieser  lieg ren.it mg  unbedenklich, 
wei!  ;bei  ärztlichen  Kachzeitschriften  regelmäßig  nur  ein  engerer  sach- 
kundiger Leserkreis  in  Betracht  kommt.  Ein  Bedürfnis,  das  Ankündigen 
oder  Anpreisen  in  anderen  als  ärztlichen  Fach  Zeitschriften  zu  gestatten, 
kann  nicht  anerkannt  werden.  Ebensowenig  besteht  ein  Bedürfnis,  neben 
dem  öffentlichen  Ankündigen  oder  Anpreisen  von  Mitteln  oder  Gegen- 
ständen auch  das  öffentliche  Ankündigen  oder  Anpreisen  von  Verfahren 
zur  Heilung  oder  Linderung  von  Geschlechtskrankheiten  zuzulassen,  da 
es  ausreicht,  wenn  solche  Verfahren  lediglich  durch  wissenschaftliche  Be- 
sprechungen in  den  ärztlichen  Fachzeitschriften,  die  an  sich  erlaubt  bleiben, 
zur  Kenntnis  der  Ärzte  gefangen.  Die  Ausdrücke  -Ankündigen-  oder 
■Anpreisen  !  sind  schon  im  gehende»  Rechte  kl  arg  est  eilt :  wisse  itrvhnfl  liehe 
Erörterungen  fallen  nicht  darunter.« 

Zu  §  25.  Die  Begründung  ist  dieselbe  wie  §  7  des  Gesetzentwurfs 
1918,  wo  es  heißt: 


W  Begründung  der  §§26  und  27 

■  Geschlechtskrankheiten  können,  wie  oben  bereits  ausgeführt  ist,  nicht 
ir  durch  den  Geschlechtsverkehr,  sundem  auch  sonst  durch  enge  körper- 
:lie  IJcrithruiig  üheilrajien  werden,  Line  solche  Möglichkeit  der  An- 
«knnK  mit  Syphilis  liegt  auch  bei  dem  Stil Igcsc hafte  vor.  Es  ist  bekannt 
iß  nicht  selten  Frauen,  die  ein  fremdes  Kind  stillen,  auf  dieses  die 
yphilis  übertragen.  Anderseits  kommt  es  aber  auch  vor.  daß  Kinder,  die 
it  angeborener  Syphilis  behaftet  sind,  gesunde  Ammen  anstecken, 
olchen  Vorkommnissen  sollen  die  im  §  7  vorgesehenen  Bestimmungen 
>rbcugen,  die  in  Ziffer  1  und  2  den  Schutz  des  Kindes,  in  Ziffer  3  den 


Eine  Sonderstellung  nimmt  auch  der  Fall  ein,  in  dem  ein  syphilitisches 
Kind  von  einer  weiblichen  Person,  die  selbst  an  Syphilis  leidet,  gestillt 
wird.  Hiergegen  sind  Bedenken  nicht  geltend  zu  machen,  da  eine  bereits 
infizierte  Person  einen  Schaden  dabei  nicht  erleidet,  wohl  aber  bei  einem 
syphilitischen  Kinde  die  Ernährung  mit  Frauenmilch  unter  Umständen 
Eebensrcttend  wirken  kann. 

tn  Ziffer  4  ist  außerdem  unter  Strafe  gestellt  die  Überlassung  eines 
geschlcchtskranken  Kindes  an  Pflegepersonen,  wenn  dabei  die  Tatsache 
der  Erkrankung  des  Kindes  wissentlich  verschwiegen  wird.  Denn  auch 
durch  den  engen  Verkehr,  der  zwischen  dem  Kind  und  der  Pflegemutter 
sowie  deren  Familie  zu  bestehen  pflegt,  erwächst  die  Gefahr  der  Über- 
tragung der  Krankheit  auf  andere  Personen  im  Pflegeheime.  Darum  ist 
das  Verlangen  durchaus  berechtigt,  dal!,  wer  ein  geschlechtsk rankes  Kind 
in  Kenntnis  der  Erkrankung  in  Pflege  gibt,  diejenige  Person,  welche 
das  Kind  in  Pflege  zu  nehmen  bereit  ist,  vor  oder  spätestens  bei  der 
Übergabe  des  Kindes  hiervon  in  Kenntnis  setzt.* 

Zu  §  26.  Die  groben  Gefahren  der  Salvarsanbchandlung,  an  der  (Prof. 
Hahn)  sechs  Leute  im  Jahre  starben,  fünf  in  Ingolstadt,  vier  bei 

Prof.  Scholtz,  fünf  bei  Prof.  Hoffmann,  zwei  bei  Sanitätsrat  Hammer 
usw.  haben  nach  Ministerialdirektor  Kirchner  Anlaß  gegeben,  daß  in  dem 
Gesetz  der  Volk? beauftragten  vom  I  I.  Dezember  I91S  dieses  Veto  ein- 
gefügt wurde.  Mein  Entwurf  gewährt  volle  Kurierfreiheit.  Nur  dann 
soll  es  dem  Arzte  überlassen  bleiben,  das  Verfahren  selbst  zu  befehlen, 
wenn  jemand  zwangsweise  wegen  Nichterfüllung  seiner  Pflicht  dem 
Kranken  hause  überwiesen  wird,  laiche  S.  237).  Dann  ist  er  selbst  schuld 
daran,  wenn  er  seines  Rechts  auf  Kuri erFreiheit  verloren  geht. 

§27.  Dieser  Paragraph  setzt  die  Steifen  fest,  die  natürlich  beliebig 
geändert  werden  können.  Heim  Vorliegen  besonders  mildernder  Um- 
stände dürfen  die  Strafen  erlassen  werden,'  z.  B.  bei  Verführungen  oder 
wenn  sich  /.  IV  herausstellt,  dall  i'.k  wirtschaftliche  Not  oder  sonstiges 
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schwerwiegendes,  menschlich  entschuldbares  Verhalten  den  oder  die  Be- 
ireffende geleilet  haben.  Man  muß  auch  juristisch  berücksichtigen,  daß 
ein  derartiges  Gesetz  durch  seine  Beziehungen  zur  Medizin,  Sozialhygiene, 


armes,  aber  talentiertes  Mädchen  nicht  zir  fiühni  King,  weil  ihr  das  oben 
angedeutete  Anerbieten  gemacht  wurde.  Ein  von  mir  behandelter  Film- 
direktor  verkehrte  mit  einer  Zirkusdamc.  besam  (iiiiuniln'ie,  aller  noch 
ehe  diese  ausbrach,  verführte  er  eine  junge  Frau,  die  sich  zum  Film  bei 
ihm  meldete,  steckte  sie  an,  sie  bekam  Bauchfellentzündung  und  entrann 


scheuen  die  Folgen.  Der  §30  würde  hier  Wandel  schaffen.  Nur  muß 
verlangt  werden,  daß  bei  einer  solchen  Anzeige  der  betreffende  sieh  legiti- 
miert. Die  Diskretion  mufi  ihm  gesetzlich  zugesichert  werden. 

Zu  j  31.  Die  rrfaltruiisjei!  der  neuen  Kehmde  mulite-it  allen  Beteiligten 
mitgeteilt  werden  als  Wegweiser  für  ihr  Mandeln.  Wichtig  wäre,  wenn 
Ai]sführunp;lK'stiui  mim  gen  füll-  nach  fieralmiy  mit  dem  grolle  F.  rfal  innigen 
sammelnden  -diskretionären  Gesundheitsamt-,  eventuell  auch  nur  mitdessen 
Genehmigung  veröffentlicht  würden.  Die  hurcaukratischc  Verfertigung  von 
Bundesratsverorüiumgen,  w:e  sie  IS.  1  "1)7  der  amuKmlisdie  Miuisteriptl- 
direklor  Kirchner  bnreatikratsdi  bewerkstelligte,  würde  dadurch  saclt- 
versündig  reguliert  werden.  Leider  hat  sich  seit  Kirchners  Abgang  der 
Bureaukratismus  unter  Gottstein  noch  verstärkt. 

§  yi.  Dieser  Paragraph  entspricht  z.T.  dem  5  'Sl  S.  404  des  schwedischen 
Gesetzes.  Er  ist  nötig,  veraltete  Gesetze  endlich  zu  einem  umfassenden 
Sondergesetz  zu  vereinigen.  Die  Abschaffung  des  §  161.  6  und  die  Modi- 
fizierung des  §  ISO  müssen  selbstverstäudlidi  autumatisch  auch  das  Er- 
lassen  aller  Strafen  auf  Grund  der  aufgehobenen  Paragraphen  erwirken. 
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2b2  Anträge  Iiel  reitend  Ül>c:\vci;iui-  ;nr  Verivahuinn 

Zum  Schlüsse  noch  eine  Bemerkung:  Alle  die  Vorwürfe,  die  die  Gegner 
der  diskreten  Meldepflicht  machen,  treffen  in  10  Fächer  Schwere  auf 
die  beschränkte  Anzcigvpf licht  oder  vollständige  Anzeigepflielillosi^keit, 
die  letzten  Endes  mit  dieser  identisch  ist,  zu. 


Unter  Drucksache  Ni.  ITOd:  Keidiä!a>;  (I.  WahliiciMdel  ['Uli  n  haben  trau 
Neu  haus  (Westfalen),  Trimborn,  Mari  den  Antrag  gestellt:  Der  Reichstag 
wolle  beschließen,  dem  Inlccndcn  liese:/entwurf  die  verfassungsmäßige  Zu- 
stimmung i'A  ^uhcll :   Y.  11 :  u'  n  rl  i- 1  n  e  ^  <i  ese  '  7<:   .   fcii.'tn.'l      il  UlH-lwcisiniL; 


a)  in  Fürb0it;eeT7iclii:i:g  stehen,  iiir  -.Iii.'  nadi  Hecii'.lii.'nii!T  der  riirsurye- 
erziehum;,  Ii)  wegen  (ietste.kran'dieii  edi-r  de  ist  es-dnvadie  t-iiiiiiiinitijjt  sind. 
Dil'  L'ln-ru'dsnng  krmr.1  dauernd  min  /tili);  i- 1  f  1  ■  I ; ; (j  1 1 ,  sie  m>II  für  küi/er 

als  ein  Jahr  ausgesprochen  werden. 

S  2.  Die  Überweisung  erfolgt  auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen.  Antrags- 
biTvditigl  -ind:  'Ii  I  ü),  1.  li'-'f  träger  der  riirsorgi'emdiiiriL,',  2.  der  nese!;- 
liehe  Vemeler.  1.  die  lijicin  sende  dt-r  f:]!C|iniU-,  4  da.  lies  Bezirks, 

das  für  die  Einleitung  der  Fürsorgeerziehung  zuständig  war:  zu  1  b)  I.  der 


hören.  Hei  Ühmveisinig-  iv.ll  Amt-  \ve:;eli  sind  die  üli  *  2  -reiiainilni  Au(i:]-,;s- 
berechtigten  zu  hören.  Der  Beschluß  ist  dem  Antragsteller,  dem  zu  Über- 
wdsemleri,  dessen  gesetzlichem  Vertreter  und  dem  zur  Unterbringung  Ver- 
pflichteten zuzustellen. 

§  4.  Gegen  die  Ahlehm;m:  sich:  dem  An'.i  ae;.te!:ci  fr  .wie  dem  zur  Unter- 
biii]gn:ig  Wr|]flie)1'.el!in  gegen  den  IWddufi  ,'inl  Lbvr.veisnng,  dem  zu 
l.ilifriwciscndet  smde  dessen  !'t-c:.'li.liern  Y'ciitk-:  ilA-  s.mirnge  Ilesdmerde 
in.    Dir  softM-tint-  Iksi'hw.-v.le  In;  auisdiielieiide  Wirkung. 

§  5.  Bei  Gefahr  im  Verzug  kann  das  Amtsgericht  auf  Antrag  der  nach 
Sj  2  An;rai:stieredi;  igten,  bevor  die  hntriLindiüini^  nn ■■;'(■  rp-ae:' cm  oder  reclits- 
kläftig  |;e"nidrn  ist.  die  vi  ahiLifiee  1  'lierw -i mi  1  is;  aMioirirn  .  falls  di'r  Antrag 

auf  Entmündigung  und  Bestellung  eine?  vorläufigen  Vor  ids  eingereicht 

und  die  Gründe  des  Antrags  auf  t:ntmüinligr::e.  und  ÜbiTv.  eiimie.  tflonMinlt 
gemacht  sind.  Hei  Alllelmutli;  de.  Antiars  «tt-iil  dein  Anlragsbcreditiiiten. 
bei  Überweisung  dem  zu  Überweisenden  sofortige  Beschwerde  zu.  Der  Be- 
schluß ist  nufznheljn-..  hils  der  Antra;..-  auf  liesidlung  eines  vorläufigen  Vor- 
munds ndi'i  auf  f ".  1 1 L 1 1 1  i  1  n i ; ;  1 ;  1 ! ; ;  al^ewiesen  wird. 
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Staatskasse  . 

§7.  Die 
durch  die  Ls 


übertragen  werden. 

§  S.  Die  Verwahrung  endet  mit  dem  Ablauf  der  iür  sie  bestimmten  FrisL 
Dil  nach  •?  2  .-V n t ra h i h: f ri-t- h t i jr! i- 1 1  rnuic  der  Cbcrwit-tne  können  j.'dei/i'it 
hi'im  Amtsgericht,  das  die  Verwahrung  aiisgesprpclicu  bat,  Antrag  auf  wider- 
rtifliclif  Entlassung  i!es  Ui.'rwLi-seru'n  ;ni.  der  Anstalt,  .1er  er  überwiesen  ist, 
oder  auf  Aufhebung  der  Überweisung  stellen.  Gegen  die  Anordnung  der 
■.liilerrnilicheii  hullassurij;,  .Iii'  Aiiftifliiüiir  der  f  Jln-rwi-isiilip  (liier  die  AhlchtllJrljr 
des  Antrags  sieht  den  in  ij  2  Genannten,  im  Falle  der  Anlehnung  auch  dein  . 
riu'rwivfcricn  lias  Recht  der  Beschwerde  zu. 

Berlin,  den  21.  März  1921. 

Frau  Neuhaus  (Westfalen),  Trimborn,  Mar.. 
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F. 

Die  Deutsche  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten  (DGBG.). 

Soll  die  Entwicklung  und  die  Gegnerschaft  des  Diskretion  ismus  richtig 
eingeschätzt  werden,  dann  ist  es  erforderlich,  die  Tätigkeit  einer 
Gesellschaft  näher  zu  betrachten,  die  in  den  vorhergehenden  Abschnitten 
schon  mehrfach  berührt  worden,  deren  Mitglieder  die  sittliche  Reinigung 
und  Läuterung  der  Gesellschaft  auf  sexuellem  Gebiete  anstreben.  Ein 
Ziel,  das  übrigens  mich  von  anderer  Seite  und  früher  schon  gefördert 
wurde.  Es  erübrigt  sich,  die  Organisationen  solcher  Art  einzeln  zu 

nennen,  bis  auf  diejenige,  welche  offentiat  die  stärksten  niüiercu  Erfolge 
zu  verzeichnen  hat,  weil  sie  bemerken  swerlerweise  am  lautesten  von  sich 
reden  macht.  Gemeint  ist  die  »Deutsche  Gesellschaft  zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten«  mit  dem  Hauptsitze  in  Berlin.  Es  erscheint 
beinahe  keine  Zeitung,  in  der  nicht  fast  taglich  eine  Notiz  über  diese 
Oesellschaft  erwähnt  ist.  Den  Deutschen  geht  der  leider  schon  heinahe 
zweifelhafte  Ruf  voraus,  tiiclitiiie  Organ  isatiirvii  sein-  haben  doch  die 
Promotoren  der  Kriegs  Gesellschaften  zur  Genüge  belehrt,  mit  welcher 
faszinierenden  Genialität  sie  ihre  Arbeit  vollbrachten.  Jedenfalls  nicht 
immer  zum  Wohle  des  Ganzen,  häufig  genug  hingegen  zum  eigenen 
Besten.  Wie  dem  auch  sei,  es  würde  schlechthin  befremden,  wenn  die 
deutsche  Organisationsnraxis  dort  eine  -klaffende»  Lücke  gelassen  hätte, 
wo  das  laisser  faire  —  laisser  passer  unverkennbar  das  schlimmste  Un- 
heil angerichtet  hat:  in  der  Sexualität,  im  Geschlechtsleben,  der  Gesell- 
schaft sowohl  wie  des  Einzelnen.  Und  es  darf  nicht  außer  acht  gelassen 
werden,  daß,  was  die  DGBG.  im  besonderen  angeht,  diese  keineswegs 
eine  Gründung  der  Krie^sjahrc  ist.  Sic  kann  im  nächsten  Jahre  auf  eine 
zwanzigjährige  Lebenszeit  zurückblichen.  Und  man  wird  nicht  leugnen 
können,  daß  diese  Gründung  weder  utopische  Beweggründe  hatte,  mich 
die  Tendenz  der  bis  zur  Trivialität  gesunkenen  Vereinsmeierei  verfolgte. 
Dazu  haben  die  Männer,  die  die  DGBG.  ins  Leben  riefen,  einen  viel  zu 
bedeutenden  Namen  und  Geschäftssinn,  als  daß  sie  ihre  Zeit  und  Kräfte 
mit  leerem  Vcrciitsc.ercdc  veiuödellen.  Die  Gründer  der  Gesellschaft 
waren  allen  voran  die  Herren  Ula-cliko  und  sein  Freund  Neifier.  Der 
erstere  ist  an  dieser  Stelle  öfters  schon  genannt  worden;  er  ist  Titular- 
l'rofessor  und  Spezialist  für  Geschlechtskrankheiten;  auKcrdcm  besitzt 
er  viele  und  ausgezeichnete  Konnexionen,  die  er  für  die  DGBG.  überall 


Digitized  by  Google 


Fehlschläge  der  DOBO. 


265 


gehörig  zu  fmktifi  zieren  weiß,  ja  er  wurde  1919  trotz  Abschaffung  der 
Titel  als  Sozialdemokrat  noch  Geheimer  Sauitats-  und  später  sogar Mcdizinal- 
rat  Der  verstorbene  Neißcr  war  gleichfalls  Professor,  aber  universitatis, 
und  sein  Name  ist  auch  weiteren  Vol kskreisen  bekannt  geworden,  nämlich 
dadurch,  daß  er  bedeutende  Entdeckungen,  z.  B.  die  des  Gonococcus, 
machte,  daß  der  durch  seine  Forschungen  berühmte  Syphilidologe  aber 
auch  kaltlächelnd  die  gewagtesten  Experimente  mit  Pro le tarierendem 
(Syphilisimpf iiiigen)  anstellte  (1900).  Uns  weiter  mit  der  Charakterisie- 
rung der  beiden  Fachgelehrten,  die  die  Konjunktur  vorzüglich  zu 
benutzen  wußten,  zu  befassen,  liegt  für  uns  kein  Grund,  für  die  All- 
gemeinheit kaum  ein  tieferes  Interesse  vor.  Die  Bestrebtingen  der  von 
diesen  ins  Leben  gerufenen  Gesellschaft  sind  in  Statuten  bekannt  gegeben 
worden;  es  darf  vorausgesetzt  werden,  daß  sie  jedermann  in  den  Haupt- 
punkten geläufig  seien,  zumal  die  Gesellschaft  in  ihrer  unermüdlichen 
Tätigkeit  für  weiteste  Verbreitung  ihrer  Organisation  reichlich,  ja  mehr 
als  dies  gesorgt  hat.  Sie  errichtete  alsbald  Ortsgruppen  im  ganzen  Reiche, 
um  möglichst  rasch  ihre  Mitgliederzahl  zu  steigern.  Sie  gewann  auch 
einen  rührigen  Verleger  in  Leipzig,  der  ihre  Sexualaufklärangsliteratur 
millionenweis  vertrieb;  sie  liel!  sogar  Dramen  verfassen  und  übersetzen, 
die  zwar  der  überhandnehmenden  Erotik  Einhalt  tun  sollten,  aber  das 
Gegenteil  zeitigten;  und  last  not  least  wandte  sie  sich  als  zeitgemäßeste 
Veranstaltung  zum  modernsten  aller  Auskunftsmittel,  dem  Sexualfilm  zu. 
Ober  alledem  wurden  Ausstellungen  arrangiert  und  gclehrtc'und  ungelehrte, 
bezahlte  und  niclitbezahlte  Wanderredner  auf  die  Beine  gebracht,  kurz, 
die  Betriebsamkeit  der  beiden  Gründer  Heß  nichts  mehr  zu  wünschen 
übrig.  Ihre  Erfolge  kennzei ebneten  sieb  auch  noch  darin,  daß  die  hervor- 
ragendsten Repräsentanten  der  Wissenschaften  sämtlicher  vier  Fakultäten 
ihr  zuströmten  und  die  heilige  Justiz  neben  vielen  anderen  in  dem  Senats- 
Präsidenten  und  Geheimen  Oberjustizrat  Schill  Öl  der -Hamm  ')  eine  ihrer 
hellsten  Leuchten  hergab.  Nur  sonderbar,  'daß  eine  derart  distinguierte 
Gesellschaft  von  solch'  seltener  Betriebsamkeit,  die  einen  kräftigen  Wider- 
hall im  Kabinett  und  Parlament  zu  wecken  vermochte,  nicht  das  erreicht 
hat,  was  sie  mit  f'.titeiucrler  Aitiilrinnlidiki/it  vci-iiruclitn  hatte.  Ja,  das 

Gegenteil  von  dem,  was  sie  sich  programmatisch  zum  Ziele  gesetzt,  ist 
mittlerweile  eingetreten.  Das  Auwachsen  der  Geschlechtskrankheiten  auf 
schätzungsweise  6  Millionen  Fälle  nämlich,  ist  etwas,  das  im  Hinblick 
auf  die  überlaute  Propaganda  der  DGBG,  beinahe  tragisch  wirkt,  da  Ver- 
gleichungen  mit  Erhebungen  in  den  Jahren  1900  mit  nur  ca.  200000 
in  19IG  auch  bloß  noch  mit  ca.  300000—400000  prozentual  mit  dem 
Wachstum  der_  Bevölkerungsziffer  im  allgemeinen  das  eine  untrügliche 
')  Siehe  meine  Controverse  mit  SchmÖlderim  .Roter/Tag;  1920.  Nr.l  03,122s  141. 


2oG  Kniuu'sirms-  und  Auinriiatsiakiiii 

Ergebnis  liefen:,  daH  keine  Gegenkräfte  vorhanden  waren,  um  wenigstens 
die  Ausbreitung  der  Seuchen  zum  Stillstand  zu  bringen.  Anstalt  dessen 
hat  sie  sieb  seit  Gründung  der  DOBO.  nicht  um  ein  Zehn-,  auch  nicht 
um  ein  Zwanzig-,  sondern  gar  um  ein  Drcilligfaches  und  mehr  aus- 
gedehnt Wir  würden  uns  ohne  weiteres  aber  inil  gutem  ürunde  den 
Vorwurf  der  Voreingenommenheit  gegen  die  genannte  Gesellschaft  zu- 
ziehen, wenn  wir  umuitc-rsuclit  alL*  Schuld  an  diesem  Fehlschlag  ihr  allein 
zuschieben  wollten.  Daß  in  den  letzten  fünf  Jahren  die  Seuchen  zitier 
um  rund  das  Hundertfache  gestiegen  ist,  läHt  sich  allerdings  aus  den 
besonderen  Umständen,  die  Krieg  und  Revolution  gezeitigt  haben,  aber 
nur  zum  Teil  herleiten,  und  man  hätte  gewifl  eine  genügende  Erklärung 
für  die  trübe  Erscheinung  am  Horizonte  der  Kul  (Urgesellschaft.  Allein, 
die  DGBG.,  die  es  sich  zuvörderst  zur  Aufgabe  gestellt,  mit  geeigneten 
Mitteln  der  Seuche  Herr  zu  werden  und  vorgab,  auch  die  richtigen 
Mittel,  nicht  bloli  zu  besitzen,  sondern  auch  anzuwenden,  ist  es  gerade, 
die  getadelt  werden  ituili,  denn  sie  hat  sich  mindestens  in  der  \mvcridung 
an  sich  vielleicht  geeigneter  Mittel  arg  vergriffen,  Wohl  wußte  sie  sich 
mit  vielen  grölten,  namentlich  behördlichen,  Namen  zu  umgeben  und 
ihr  Prestige  durch  riuglii-derung  von  Berühmtheiten  in  den  Verein 
mächtig  zu  heben.  Indessen,  kann  man  bestreiten,  daß  eine  womöglich 
noch  weit  grilliere  Zahl  von  Persönlichkeiten  sich  in  ihre  Reihe  drängte, 
die  wahrlich  das  ethische  Ziel  der  DU1SG.  gleich  von  vornherein  nicht 
innezuhalten  gedachten?  Vielmehr  sahen  sie  in  der  DGBG.  einen  Weg 
zum  mühelosen  Reichwerder  offen.  Dramatiker  und  Filmlib reKisten  be- 
nutzten skrupellos  die  günstige  Gelegenheit  und  scheuten  sich  durchaus 
nicht,  mit  ihren  opuskülen  Vcrsticgcnhcitcn  nicht  allein  die  Mitglieder 
der  DGBG.  hinters  Licht  zu  führen,  sondern  auch  die  Scharen  un- 
erfahrener, leichtgläubiger  Zuschauer  und  Zuhörer  zu  rupfen,  um  nicht 
noch  schärfer  zu  sagen,  zu  neppen.  Es  würde  hier  wohl  angebracht  sein, 
die  aufdringlichen,  schamlosen  Anpreisungen  der  noch  wüsteren  Scham- 
losigkeiten sogenannter  Aufkläningsfilnie,  wie  wir  sie  täglich  in  der  Presse 
und  an  den  weltstädtischen  Plakatsäuleu  zu  Gesicht  bekommen,  des  In- 
teresses halber  zu  reproduzieren :  leider  verbietet  uns  der  gute  Geschmack, 
den  kostbaren  Raum  an  widerliche  Gemeinheilen  zu  verschwenden.  Das 
aber  darf  hier  nicht  unerwähnt  bleiben:  So  vielfach  wie  die  1  ustseuehe 
steh  seit  Einführung  der  DGliO.-Aufklänmgsfilme  und  -dramen  vermehrt 
hat,  so  sehr  vervielfacht  Iiiiben  sich  auch  die  Millionen  derjenigen,  die 
zum  Teil  anfangs  vermögenslos,  sich  an  den  Aufklärungs-Film  der 
Herren  Wascht«)  und  Neißer  geheftet  haben,  um  zu  erwerben,  unbekümmert 
um  die  Folgen  für  die  Gesellschaft,  den  Staat,  die  Volker.  Wir  werden 
nun  .zu  beweisen  haben,  da»  die  DOBü,  in  wto  als  ein  immer  mehr  auf- 
nahmefähiges Reservoir  des  Sexualkapitalismus  anzusehen  ist. 


L'.'l^'I'ZOd  b  v 


Dr.  Kanngießer  iiliü:  ialvarsruiisiiitlie  I  ockemrii;  iIit  Mural  26/ 


Verfänglich  war  schon  ihr  Axiom:  Oehe  hin  zum  Spezialarzt  und  laß 
dir  gleich  in  deinen  ersten  Nöten  ein  paar  Spritzen  —  Salvarsan  geben, 
auf  dar)  du  gesund  werdest  von  jenem  Salvarsan,  das  höchstens  200  Mk. 
pro  Kilo  kostete  und  zu  8000  en  gros,  zu  16000  cn  detail  gehandelt  wurde 
und  die  Einnahmen  der  Spezialisten  vermehrte!  Da  konnte  es  gar  nicht 
fehlen,  daß  in  absehbarer  Zeit  jene  beiden  Elemente,  Dramatiker  und 
Filmkinclikcr,  aui  dem  Plane  auftauchten  und  dem  Spezralarzte  eifrig  in 
die  Hände  und  —  in  beider  Taschen  arbeiteten.  Durfte  man  sich  da  noch 
wundern,  wenn  die  öffentliche  Meinung  sich  alsbald  ablehnend  zu  der 
propagandistischen  Agitation  der  DOBG.  verhielt?  Der  >Reichsbote« 
wenigstens  hatte  so  unrecht  nicht,  als  er  folgende  Sätze  schrieb: 

»Die  Lockerung  der  Moral  durch  haltlose  Heilungs- 
versprechungen. Über  die  Vermehrung  der  Zuchtlosigkeit  und 
Sittenverderbnis,  die  in  Kriegszeiten  an  und  für  sich  schon  um  sich 
greift,  durch  den  künstlich  geschürten  Salvarsanoptimismus  klagt 
der  bekannte  Privatdozent  für  Toxikologie  (üiftkunde)  Dr.  med.  et  phil. 
Kanngießer*.  Soldaten,  Offiziere,  Schauspieler  und  andere  Berufe 
glauben  im  Salvarsan  ein  Heilmittel  zu  sehen,  während  es  in  Wirklichkeit 
die  Syphilis  nicht  heilt  Kanngielicr  sagt  wörtlich;  -Bei  der  Praxis  von 
siehals  »liberal-  und  -demokratisch  -  gebärdenden  Zeitungen,  die  Salvarsan- 
gegner  nicht  zu  Worte  kommen  zu  lassen,  sondern  nur  Salvarsanfreunde 
reden  zu  lassen,  da  wundert  man  sich  noch  darüber,  wie  der  Salvarsan- 
kirchhof  immer  weiter  wird,  wie  die  Syphilis  sich  immer  unheimlicher 
ausbreitet  und  wie  junge  Iturschen,  die  man  vor  sexueller  Frivolität  warnt,' 
frech  entgegnen:  »Die  Syphilis  ist  ja  jetzt  heilbar".  Weichen  Zweck  hat 
denn  überhaupt  jene  ar/Miclic  Aufklärung,  die  die  Syphilis  zwar  in  grellen 
Farben  schildert,  aber  mit  den  paranoiisehen  Worten  endet:  »Wir  heilen 
die  Syphilis.  Ein  paar  Salvarsaneinspritzungen  machen  alles  wieder  gut«. 
Das  ist  keine  prophylaktische  Ethik  mehr,  sondern  das  ist  ein- 
fach Profitschwindel.  Leider  greift  die  Syphilis  erstaunlich, 
um  sich,  ja  sogar  die  nervösen  Folgeerkrankungen,  Rücken, 
marksschwindsucht  und  Paralyse  treten  nach  der  Salvarsan- 
behandlung  früher  auf  als  vor  derselben.  Es  ist  allerdings 
höchste  Zeit,  daß  etwas  gegen  diesen  Optimismus  geschieht, 
damit  wenigstens  dem  Individuum  die  Möglichkeit  des  Schutzes 
vor  der  Verseuchung  gegeben  wird.  Das  aber  geschieht  nicht 
durcIHnteressiertc  Ärzte,  die  mit  der  .Syphilisheilung«  Geld 

der  Wahrheit  die  Ehre  gibt«  Angesichts  dieser  schweren  Anklagen 
eines  ausgezeichneten  Gelehrten  ist  es  kaum  verständlich,  daß  der  DGRG.- 
Anhänger  Spezialarzt  Dr.  Loeb-Mannheim,  wie  in  vielen  Zeitungen  zu 
lesen  sieht,  von  einem  KiickgitHK  dti  Syphilis  durch  Salvarsan  spricht. 
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Selbst  die  Redaktion  des  •Aritlir  •■  •  Vin  blaues*  irnur  dem  l.oebsditn 

Sa'vjiNanoprimi^miis  mchi  icchi.  indem  sie  ichreibt:  •  Hoffentlich  bestätigt 
die  »euere  ilcoliai  i ■. u * i .in  i  i:«t: "~i'>  -r  A^«:cl  :iti  cns  Kullern  über 
die  Erfolge  der  heul ijjrn  Behandlung  der  Syphilis*1).  Natli  der  offiziellen 
Statistik  des Hcrbncr  l'olizeipräsidiumsstiegdic  Anzahl  derNeuerkranktingen 
naeh  der  Salvarsaneinlutinmg  IUI  1  um  mehr  als  Ii)  v  H.  l>ei  t-rühmte 
Herlinci  üniversiiatstoxikologe Professor  Dr. L.  Lew  in  bezeichnet Salvarsan 
als  hedentiirigslDs,  !.;!'*:;!! tiich  und  marktschreierisch.  Es  muß  daher  die 
größte  Verwunderung  hervorrufen,  daß  man  derartige  in  der  Lufl  schwe- 
bende Vermutungen  eines  Arztes  als  positiv  feststehende  »Wissenschaft« 
dem  Publikum  vorführt.  Dr.  Loeb  ist  als  ein  Freund  und  Anhänger  des 
Salvarsanerf Inders  Ehrlich  bekannt.  Aber  da  eine  richtige  Statistik  der 
Todesfälle  durch  Salvarsan  von  der  Regierung  zwar  versprochen,  aber 
bis  jetzt  noch  nicht  erschienen  ist,  so  handelt  es  sich  bei  der  Zeitungs- 
notiz »Die  Abnahme  der  Syphilis  durch  das  Salvarsan",  die  die  Frankfurter 
Dr.  Hanauersche  Korrespondenz  verbreitet,  mehr  um  einem  Wunsch 
von  Dr.  Loch  als  um  bewiesene  Tatsachen.  Nur  diese,  nicht  subjektive 
Wünsche  eines  bestimmten  Ärztekreises  sind  maßgebend". 

Indessen  auch  von  katholischer  Suite  wurden  scharfe  Einwände  laut  So  Hell 
die  EntbischÖf liehe  Kanzlei  in  Freiburg  i.  B.  in  ihrem  amtlichen  Organ  unter 
Od.  27.  Nov.  1916,  Nr.  84(>3  nachstehende  Verordnung  veröffentlichen: 

»Eine  große  Sorge  lastet  auf  dem  deutschen  Volke.  Furchtbare  Ge- 
fahren drohen  demselben  durch  die  weite  Verbreitung  von  Geschlechts- 
krankheiten, die  an  seinem  Lebensmarke  zehren.  Allenthalben  wird  die 
Notwendigkeit  empfunden,  Schutewehrcii  gegen  die  Seuchen  zu  errichten. 
Zu  diesem  Zwecke  hat  sich  die  Deutsche  Gesellschaft  zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  gebildet. 

Wie  anerkennenswert  nun  auch  die  Ziele  dieser  Gesellschaft  sind,  so 
sind  floch  die  Anschauungen,  von  welchen  sie  sich  leiten  läßt,  und  die 
Wt'j.;i'  /Ilm  7iclc  nidit  im  ninkking  mit  dem  christlichen  Sitteitgc-ety.. 

Nach  den  Äulicriiiirjen  der  Wortführer,  wie  sie  sich  in  der  »Zeitschrift 
für  Geschlechtskrankheiten«  finden,  jtitit  l'S  keine  objektiv  feststehenden 
Moralgrundsätie  und  ist  der  voreheliche  Geschlechtsverkehr  an  sich  nicht 

heimer  Beratungsstellen-Systems!  Auch  jetzt  sind  amtliche  undnicM  amtliche 
Luehianer  wider  an  der  Arbeit,  mit  Statistiken  ü  In  Kirchner  die  Abnahme 
und  —  den  Erfolg  der  BckämpCcr  nprioris:iscrt  j.u  sta:istiki?iercn.  Sellen  ver- 
kündete au!  einer  VeitniiniiUirijj  der  Atn'liSeinislFfclu'ri  f-'ndeiMion  der  iiir 
die  DGFKi.  tätige  Dr.  U  wen  st  e  in ,  die  üescIdcchlskMiiklLcitcn  wären  im  An- 
nehmen. !  :■  dürfte  rieh:  Wunder  nehmen,  wenn  cies  uime  Aii7eiec[>lkcl]i 
mich  demnächst  amliii-li  stati-tiki-ierl  würde.  Alte  An/cicht-a  sind  vorhanden. 
Dann  wird  der  ["rftili»  der     l'.rkii-nntnin;    dmv;i  W.  I  .  IV  verkündet, 
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Sodann  werden  als  Hauptmittel  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten sogenannte  Schutzmittel  empfohlen  und  der  Gebrauch  der- 
selben sogar  gefordert. 

In  Konsequenz  solcher  Anschauunger  wird  die  Abänderung  des  Straf- 
gesetzbuches verlangt,  das  den  Verkauf  der  Schukmitte!  bisher  unter 
Strafe  Stellte,  weil  diesellwn  als  Gegenstände  betrachtet  wurden,  welche 
zu  unzüchtigem  Gebrauch  bestimmt  sind. 

Damit  wird  dann  aber  auch  der  Geburten  Verhütung  freie  Bahn  geschaffen, 
das  eheliche  Leben  herab  gedrückt  und  eine  kraftvolle  Existenz  des  deutschen 
Volkes  untergraben. 

Daraus  ergibt  sich  von  selbst,  daß  der  katholische  Klerus 
die  Mitarbeit  mit  der  Deutschen  Gesellschaft  zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  ablehnen  muß  und  daß  die  Mit- 
gliedschaft für  ihn  ausgeschlossen  ist 

Die  ablehnende  Haltung  gegenüber  dieser  Oesellschaft  darf  ihn  aber 
keineswegs  hindern,  einwandfreie  Bestrebungen,  wie  sie  z.  B.  gegenwärtig 
vom  Reichsversicherungsamt  und  den  Krankenkassen  in  die  Wege  geleitet 
sind,  nach  Möglichkeit  zu  unterstützen.  Erzbischöfliches  Ordinariat« 

Beachtet  man  diese  zwei  Auslassungen,  so  wird  man  allerdings  den  Pane- 
gyrikus  des  von  dem  Freunde  Blaschkos,  dem  Ministerialdirektor  Gott- 
stein medizinalpoliliseli  instruierten  Zentrumsministers  Stegerwald 
nicht  verstehen,  der  unter  dum  18.  Okt.  Hm>  im  fn-istsallichen  Regierungs- 
blatt, der  »Deutschen  Allgemeinen  Zeitung,  anläßlich  der  Eröffnung  der 
•Ausstellung  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten'  unier  eben 
der  Ägide  der  DGBG.  u.  a.  feierlich  verkündete: 

•Meine  Damen  und  Herren!  Im  Namen  der  preuBischen  Staatsregierung 


am  Erscheinen  verhinderten  Reichtum!) isters  des  Innem  auch  die  guten 
Wünsche  der  Reidisregierung  übermitteln.  Wir  alle  empfinden  mit  Dank 
und  Genugtuung,  daß  das  reiche  und  einzigartig  Material  des  National  - 
Hygiene-Museums  seinen  Weg  von  Dresden  nach  Berlin  gefunden  hat, 
um  von  hier  aus  den  breitesten  Schichten  unseres  Volkes  vor  Augen  ge- 
führt zu  werden.  Es  ist  just  die  rechte  Zeit,  und  es  ist  hohe  Zeit,  auch 
durch  das  Mittel  einer  gruilzügig  angelegten  Ausstellung  die  Augen  unseres 
Volkes  auf  die  furchtbaren  Gefahren  zu  lenken, die  ihmdurchdieGeschlechts- 
krankheiten  drohen.  Der  Krieg  und  die  Kricgsfolgen,  namentlich  die 
übereilte  Demohilniacluing,  haben  das  alte  bösartige  Geschwür  der  Gc- 
schlechtskrankht'iii'ii  an  '.mserm  Vnlkskörper  vergrölSert  zu  einem  Aussatz, 
der  uns,  wenn  wir  ihn  weiter  irijssen  lassen,  an  dem  Lebens  nerv  packen 
würde.  Die  Ursachen  des  Übcrhandnehmcns  der  Geschlechtskrankheiten 
sind  bekannt;  indessen  darüber  zu  Hagen  und  über  all  die  niederziehen- 
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egerwuld  übet  Sexual  au  Utlarung 


den  Erscheinungen  zu  zetem,  führt  zu  nichts.  Ich  gehe  daher  darauf 
nidil  ein.  leb  lieiiriißc  er  vielmehr,  d.ili  inigeaclitci  aller  Schwierigkeiten 
und  Hemmungen  die  berufenen  und  bewährter  Streiter  im  Kampfe  dieser 
Volksseuche  den  Mut  nicht  sinken  lassen,  sondern  allenthalben  mit  Ent- 
schlossenheit planmäßig  und  emeut  zum  Angiff  vorgehen. 

In  der  Tatsache,  daß  heule  diese  AnssIdliiriL;  eri'iifnel  werden  konnte, 
dürfen  Sie,  namentlich  die  Deutsche  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der 
Gcschlcclitskrüiiklicitcu.  einen  lirfdlj;  Ihrer  1  ii^lK-rii;<.-:i  Aiiiklanirinsarbcil 
sehen.  Ich  hin  im  Zweifel,  oh  man  vor  10  oder  15  Jahren,  in  einer 
Veranstaltung  wie  der  heutigen,  das  nötige  Verständnis  in  der  großen 
Öffentlichkeit  gefunden  hätte.  Aber  gerade  dieses  Verständnis  ist  eine 
der  wichtigsten  Vorbedingungen  fiir  eine  wirksame  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten.  Denn  sie  sind  wie  ein  schleichendes  Gift,  das 
der  Menschen  nicht  wie  der  Typhus  und  die  Cholera  von  heute  auf 
morgen  zu  Boden  wirft,  ihn  nicht  so  leicht  wie  die  Tuberkulose  zur  Bett- 
ruhe zwingt,  und  die  dennoch  diesen  Seuchen  in  ihren  Schädigungen 
der  Volkskraft  in  nichts  nachstehen.  Nur  wenn  der  Kranke  mit  Verständ- 
nis allen  Weisungen  des  Arztes  auch  dann  noch  nachkommt,  wenn  er 
selbst  keinerlei  Beschwerden  mehr  durch  diese  Krankheiten  verspürt,  nur 
dann  sind  nachhaltige  Erfolge  zu  erzielen.  Um  dieses  Verständnis  m 
wecken  und  711  heben,  ist  diese  Ausstdliinj.'  sicherlich  ein  vor/.iiejiclirs  Mitlei. 

Namens  der  Rcichsrq;ieniue.  und  der  preu  Iii  sehen  Slastsri'üieniut;  danke 
ich  allen  Veranstaltern  für  die  große  Arbeit,  die  sie  im  Dienste  und  zum 
Besten  unseres  aus  vielen  Wunden  blutenden  Volkes  hier  geleistet  haben. 
Ich  wünsche  dem  Unternehmen  einen  vollen  Erfolg,  und  gebe  dabei  gern 
die  Versicherung  ab,  daß  die  Behörden  des  Reichs  und  Preußens  Ihren 
Bestrebungen  auch  fiirderhin  jede  mögliche  Unterstützung  und  Förderung 

In  das  gleiche  Horn  stießen  dann  noch  außer  ihm  der  sächsische  Ge- 
sandte und  ein  Vertreter  des  Oberbürgermeisters  von  Berlin.  Rcichs- 
versichenmg,  Wohlfahrtsministeriuui.  Kultusminister  -  alle  traten  für  die 
DGBG.  ein,  dank  der  Konnexionen  B  lasch  kos.  Das,  ach  nur  zu  sinnfällige 


Plan  als  der  bessere  Teil  erwählt  schien,  fliese  Zuschrift™  dunklen  mich 
um  so  beachtlicher  als  sie  von  besonders  urteilsfähigen  und  welterfahrenen 
Männern,  Senatspräsidenten  und  Universitätslehrern,  kamen.  Ungeachtet 
aller  K"ntrovi;r=e  scheute  sich  der  Vi irsil/ende  der  DGBG.  nicht,  in  einer 
ihrer  Jahresversammlungen  zu  erklären,  dar!  die  propagandistischen  Prak- 
tiken der  Gesellschaft  Gutes  und  nur  Gutes  bewirkt  hätten.  Er  gab  einen 


Digitized  by  Google 


Proletarial  und  lilassenhygieimduT  FxMliilii>nisi:ni5  271 


kurzen  Überblick  über  die  gegenüber  der  wachsenden  Ausbreitung  der 
Geschlechtskrankheiten  geleistete  Arbeit.  Dem  Bedürfm?  tiadi  sexueller 
Aufklärung  sei  die  Deutsche  Oesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten durch  intensive  Aufklärungsarbeit  unter  innigem 
Konnex  mit  den  maßgebenden  Regierungsstellen  gerecht  ge- 
worden. Ihr  Aufklärungsmaterial,  Liditbilder,  Lehrfiln»  und  ihre  Wander- 
ausstellungen unterstützen  diese  iäestrebungen. 

Der  Generalsekretär  der  DCiBCi,  Prof.  Pinkus,  ein  Salvarsanist,  setzte 
allem  die  Krone  auf.  Er  schilderte  eingehend  die  Aufkläningstätig- 
keit  der  Gesellschaft  vermittelst  Massenvortriige,  Vorträge  vor  den  ein- 
zelnen  Berufsgruppen  und  den  Gewerkschaften  im  ganzen  Reiche. 
Durch  enge  Fühlung  mit  den  Landcsversichcrungsanstalten,  den  Kranken- 
kassen, .k'iii  Laudcsaussclmll  für  hygk-iüsehe  Volkshelclrrimg  wurde  der 
Kampf  gegen  die  Geschlechtskrankheiten  in  breiter  Front  aufgenommen. 
Auf  Anreyun.!:  der  Ucsellsdiafl  veranstaltete  ferner  das  Zentralinstitiit  für 
Erziehung  und  Unterricht  einen.  Lehrgang  zur  Einführung  in  die  Sexual- 
pädagogik für  die  Lehrerschaft.  Auch  die  Abhaltung  kurzfristiger  Ärzte- 
kurse in  der  Frühdiagnose  und  Frühbehandlung  der  Geschlechtskrankheiten 
wurde  auf  Veranlassung  der  Gesellschaft  im  ganzen  Reiche  in  die  Wege 

Denn  hier  erscheint  der  Wulf  im  Schafspelz.  Niemand  würde  etwas 
gegen  volkstümliche  Aufklärung  zu  sagen  haben,  wenn  man  nicht 
wüßte,  daß  dieselbe  häufig  als  Mittel  zum  Zweck,  dem  •anerkannten« 
Heilverfahren  dient.  Salvarsanismus!  Werden  die  Gegner  von  zu  früh 
•anerkannten«  Verfahren  auch  zur  •Aufklärung«  zugelassen?  Siehe  Kopen- 
hagen! Siehe  Köhl!  Die  Betriebsamkeit  der  Herren  lief  letzten  Endes 
auf  Klassenhygiene  hinaus,  gegen  welche  gerade  diejenigen  wirken 
sollten,  die  von  der  DGBG.  heiß  umworben  werden:  die  sozialistischen 
Gewerkschaften,  kurz  das  Proletariat.  Sehend,  welche  Gefahren  den 
unteren  Volksschichten  von  seilen  der  sexual  kapitalistischen  Agitatoren 
drohte,  entschloß  ich  mich  in  der  demokratischen  -Berliner  Volkszeitung« 
unter  dem  21.  Oktober  iq|Q  und  am  16.  November  1919  zwei  kurze 
Artikel  .Fort  mit  der  Klassenhygiene!'  zu  veröffentlichen,  dem  die  Schrift- 
k-iliim?  ilimsdh  obendrein  ein  zustimmendes  Uvleitworr  iiiityab.  Ich 
führte  an  dieser  Stelle  u.  a.  aus: 

»So  wie  es  die  1  lemsche  i.icsel  Ischaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten bisher  gemacht,  dnl)  sie  mit  dem  .Aufklänings'fÜni  ,Es  werde 
Licht',  der  mit  anreißerischer  Reklame  unter  Benutzung  der  Einladung 
anscheinend  nichtsahnender  Behörden  in  keiner  Weise  zur  Verminderung 
der  Geselilechls  krank  heilen  hei  getragen  hat.  kann  es  nicht  weitergehen. 
Der  von  dieser  Gesellschaft  Lüisgdieridt  ( Iplinsismus.  der  wieder  auf  der 
Ausstellung  derselben  zum  Durchbruch  kommt,  als  könne  die  Syphilis 
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durrh  eine  einzige  Kur  geheilt  werden  (v.  Wassermann  spricht  in  allen 
Tageszeitungen  von  etwa  100  Prot,  sicherer  Heilung'!,  hat  das  grollte  l.'nhcil 
angerichtet,  da  der  Laie  in  diesen  (»Ingen  sich  -agl:  .Mir  kann  ja  nichts 
passieren  Siecke  ich  mich  an,  dann  macht  es  nichts,  in  IU0  f'riizcnl  lti«j 

glieder  auf  diesen  Optimismus  hin  sich  gegenseitig  an-tcckten  Obsihnn 
Sie  wiiHlcn.  OaH  verschiedene  weibliche  Mitglieder  syphilitisch  erkrankt 
wann,  lebten  «  m  f'romiscuität,  da  sie  glaubten,  eine  Spritze  Medizin 
und  dann  sind  wir  geheilt. 

Den  gmHten  Fehler  aber  begeht  die  Gese  II  Schaft,  indem  sie  die  dis- 
krete Frfassung  aller  Geschlechtskranken  bekämpf!  unter  Angabe  vurt 
Gründen,  die  nicht  nur  nicht  stichhaltig,  sondern  direkt  hjr  logisch 
denkende  Menschen  vei wunderlich  sind  * 

Daini!  war  das  volksverderbliche  Wirken  der  L>t»liti.  einigermaßen 
trettend  gekennzeichnet.  Wie  zu  erwarten  war.  reagierte,  vermutlich  ein 
OHiziOS.iS  rrn  Ministerium  für  Volkswohlfatirt,  aut  diese  Ausfuhr unjiCn  an 
derselben  Stelle,  und  an  Stelle  der  privaten  DOBO. 

Die  »Berliner  Volkszeitung«  vom  4.  November  1919  schrieb  unter 
dem  Stichwort: 

Korrekt  bis  in  den  Tod:  W.  T.  B.1)  schreibt  offiziös:  -Der  Spezialarzt 
für  Haut-  und  Geschlechtskrankheiten,  Dr.  Dreuw,  macht  in  einer  Tages- 
zeitung (in  der  .Vulkszei  tutig')  neuerdings  wieder  Propaganda  für  ein 
von  ihm  ausgearbeitetes  System  für-  die  Durchführung  einer  allgemeinen 
Anzeigcpf licht  hei  Geschlechtskrankheiten.  Da  er  sich  hierbei  als  Mitglied 
des  Beirats  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  und  zur  Regelung 

')  Der  Officiosus  scheint  aus  der  Geschichte  nichts  gelernt  zu  haben: 
WoKfscheE  TEtegraprienburetu,  2Z  Februar  1Q14:  .Halbamtlich  wird  ge- 
niL-UlL-t:  Dil-  Anslie-slingei]  des  lliesij;en  Arztes  Dr.  Drni«  /Ii:  Sülvar sanfraaf 

Kreisen  eine  unliebsame  Unsieherheit  jjeweekt,  weil  der  Oennrinte  allgemein 
als  l'olizeiarzt  bezeichnet  wurde.  Dr.  Drenw  i,r  niemals  mit  ,1,-r  ll,arl,,i!„ng 
.-iHjjLTiieijier  gei.lindlieitlictu-r  Krüzen  hei  dem  l'oli/eiliräsidimil  befallt  gewesen, 

Sitten polizei liehen  Untersuchung  betraut  sind..  23.  Februar  1914  f  -  Dr.  Dreuw 
ersucht  uns  um  Verbreitung  fülgcridii  Milteilling:  Die  von  \V.  T.  U.  verbreitere 

rechtigt,  diesen  Titel  zu  führen.  Dies  beweist  unter  anderem  der  Umstand, 
Jatt  it:iE  Königliche  Polizeipräsidium  eii:  lieneiuiiigimg  des  Königlichen  Mini- 
steriums des  Innern  im  Jahre  1911  Hrn.  Dr.  Drenw  Auftrag  erleilt  hatte,  auf 
der  Dresdener  lIvL'icne-Aussiellnii)!  :nL  Namen  de.  l'nli/eirjri'isidiuins  eine 
Ausstellung  im  veranstalten,  für  welche  der  uffi/ielle  Titel  vi u geschrieben  war: 
Projekt  einer  Mustereinrichlen!;  für  |>.  .h/cNir.-llidie  I  'nlei  ¥iiclnin;:eii,  ausgestellt 
veim  Königlichen  Pnli/cipiäsiiliiiin  nach  Angaben  tun  l'oli/eiar/t  Dr.  Dreuw. 

Dr.  Dreuw  ist  auch  mit  der  Bearbeitung  gesundheitlicher  Fragen  beim 
Berliner  Ptiliiei|sästdtitin  betraut. 
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der  Prustilutioiisfraije  im  Ministerium  iiir  Volt swi >liliatirt  bezeichnet,  so 
sei  zur  Vermeidung  von  Irrtumern  dazu  bemerkt,  dal)  Dr.  Dreuw  in 
dieser'  Mitteilung  lediglich  seine  eigene  Ansicht  vertritt.  —  Kommentar 
überflüssig!«  Dr.  Dreuw  ■bezeichnet«  sich  nicht  so,  sondern  er  war  es 
durch  die  Berufung  des  Ministers  tatsächlich. 

Auf  diese  durchsichtige  Weise  suchte  man  von  den  iu  den  Aufsätzen 
erwähnten  Tatsachen  abzulenken. 

Man  steht  vor  einem  Rätsel.  —  Sachliche  Aufschlüsse  in  einer  Tages- 
zeitung bringen  die  Gegner,  oder  besser  die  Sendboten  der  Klassen- 
hygiene augenblicklich  in  Harnisch  und  verlangen,  widersprechend,  ge- 
hört  zu  werden,  was  die  genannte  Berliner  Volkszcitung  mit  den  Worten, 
•  Kommentar  überflüssig«  denn  auch  tat.  Aber  die  Frage  ist  dann  nicht  mehr 
SO  sehr  schwer  zu  beantworten,  wenn  mau  die  Grundidee,  die  treibende 
Kraft  der  erlauchten  Gesellschaft  im  Kerne. erfaßt  hat.  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  daß  die  Salvarsanisten,  d.  h.  in  erster  Linie  diejenigen,  die  das 
Arzneimittel  im  Wege  der  Oriiliindustrie  herstellen,  gleichsam  einen  Hort 
für  die  Salvarsantherapic  notgedrungen  brauchen,  um,  offen  gesagt,  nicht 
wirtschaftliche  Konjunkturpolitik  treiben  zu  müssen;  denn  für  die  phar- 
mazeutische Grulfindtistrie  eilt  dasselbe  wie  iiir  jeden  anderen  Industrie- 
zweig, nämlich  die  Stabilisierung  der  Erzeugerpolitik,  damit  der  bekannte 
Grundsatz  von  der  richtigen  Regelung  zwischen  Angebot  und  Nach- 
trage möglichst  nicht  ins  Schwanken  gerät.  Solange  es  sich  nicht  um 
iotbringende  Mittel  handelt  ist  daneben  j;i  scldiclSlicli  -  ■  rebus  sie 
stantibus  —  nichts  einzuwenden.  Aber  beim  Salvarsan  stirbl  jeder  500. 
bis  1000.  Patient  und  jeder  20.  wird  leberkrank  und  viele  andere 
werden  vorzeitig  paralytisch.  Und  Salvarsan  ist  ein  zu  prüfendes 
neues  Mittel.  In  der  Tat,  würden  denn  die  Höchster  Salvarsan- 
Aktien  steigen,  wenn  die  Nachfrage  nach  dem  Eh  Mich  sehen  Präparat 
wesentlich  geringer  wäre  als  das  Angebot  desselben?  —  Niemals.  Nun, 
früher  besorgten  diese  |[rmid-[iMiclic  Regelung  die  privilegierten  Apo- 
theker. Im  Zeitalter  der  Massenfabrikation,  des  Massenbetriebs,  wie  ihn 
die  Historiker  Fcrrcro  und  Karl  Lamprecht  als  warnendes  Menetekel  ge- 
schildert, reicht  diese  Alisat/uuclle  nicht  mehr  aus.  Starke  Mittel  sind  not- 
wendig geworden  und  mit  bewundernden  Blicken  sehen  Ärzte  und  Apo- 
theker, aber  auch  Staat  und  Gesellschaft  die  Bäume  der  e<trem- kapital  isti- 
schen Salvarsan-lndustrie  in  den  Himmel  wachsen,  dank,  ja  dank  allein  der 
vehementen  AuiklrinmeMäliiikrit  von  Vereinen  ä  Li  Deutsche  Gesellschaft 
zur  tiekämpf un f.  der  <  ie.ichleditsk  kiiciicii.  Und  wenn  sie  auch  gesetz- 
lich lauter  und  einwandfrei  i-t,  so  dali  auch  sie  von  sieh  sagen  dürfte,  was 
im  Prozeß  der  Münchener  Medizinischen  Wochenschrift  IHofral  Spatz) 
gegen  die  Blätter  für  Biologie  (Medizinalrat  Dr.  Bachmann)  mit  scharfer 
Betonung  gesagt  wurde,  diese  Art  der  Propaganda  schiil/t  die  harmloseren 
Dreuw.  Scigil-lferolaUon.  "  18 


Oigitized  by  Google 


.irsaiisctil 


lieh  desavouiert.  Das  nrntlioli  yesehiil/lc  *aiHTkannk-  Heilverfahren«! 
Die  um  den  Fachmännern  der  I.KiBt  j.  .ürfli-scntlicl!  verbreitete  Behaup- 
tung, mit  welcher  -iL-  sich  hinter  Wassermann  und  umgekehrt  stellen,  daK 
eine  Salvarsanbchandhing  etwa  drei  Wochen  post  infedioiicm  Aussieht 
auf  etwa  KU)  l'nvenl  I  IcilerfiiU;  bfite.  knnuul  beinahe  einer  akademischen 
Bonneterie  gleich.  Ich  möchte  Iiier  auf  eine  besonders  gründliche  Ab- 
handlung des  OberssihjiirzU-ä  Dr.  med.  Max  von  Nieten  in  Dresden  ver- 
weisen, die  in  Nr.  10  des  44.  Bandes  des  »Reichs-Mcdizinal -Anzeigers« 
abgedruckt  ist.  Der  Verfasser  kritisiert  einleitend  die  Sclintllarheilsmethi  nie 
der  Fortbildung  und  Aufklärung  und  sagl  dann  weiter: 

■  Es  ist  einfach  unverständlich,  wie  in  zwölf  Stunden  dieses  Problem 
beim  besten  Willen  und  Auffassungsvermögen  des  Lernbegierigen  ihm 
beigebracht  werden  soll,  ein  Problem,  an  dem  die  medizinische  Wissen- 
schaft nunmehr  über  vier  Jahrhunderte  sich  abmüht,  ohne  auch  nur  eine 
ein.eenraben  sichele  lia.is  unwiderleglicher  Beweise  und  untrüglicher 
laKaclien  für  den  Kernpunkt  desselben,  die  SyptuliSheilharkcit  geschaffen 
/U  haben.  Man  weilt  in  der  I  at  nicht,  worüber  man  weh  ir.ehi  wundem 
soll.  üt>cr  die  MliiSH.n,  der  sich  ti»  kompetent  hallende  f  achleiite  der 
dii  majnrum  genlium  et  impcraiorum  mc<!  ziiiae  gleichwohl  die  Syphilis 
.mit  einer  Sicherheit  vu.)  nahe/..  KIU  v  1 1 "  heilen  i»  können  behaupten. 
Oder  über  die  auber..nientl:<he  l.e.ehiylaui.ij.'keit 'I  der  .nnsera  plobs  medi 
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hobenen,  einseitig  beurteilten  Beobachtungen  in  unleugha rem  Widerspruch 
stehen,  orthodogmatisch  für  ausgemacht  und  infaHibel,  was  noch  weit 
davon  entfernt  ist  und  nicht  einmal  die  ersten  Stadien  primitivste!  Knm- 
missiGnsberaLmgen  hinter  sich  hat, 'gesell weiße  denn  zur  Proklamation 
urbi  et  orbi  reif  ist,  oder  gar  zum  Schule  machen  geeignet  und  gut  genug 
wäre.  Die  drei  Hauptaiigclptmkte  der  Sypliilid.ilngic  -■  von  dem  übrigen 
Teil  der  Venerologie  sei  hier  abgesehen  —  Ursache,  Diagnose  und  Heil- 
barkeit der  Syphilis  werden  durchgehend  viel  /u  k::clil  ge nuuuuen  und 
sind  dabei  die  schwerst  lösbaren,  rätselv: illsten  wissenschaftlichen  i'rn- 
bleme  und  Aufgaben  der  Medizin  und  Sozialhygiene.  Nicht  da«  man 
sich  dabei  mit  dem  .Ignorabimus'  zu  bescheiden  hätte  —  das  hieße  der 
Forschung  den  Bankerott  erklären  — ,  wohl  aber  ist  der  Standpunkt  ge- 
bührend zu  respektieren,  der  auch  diesbezüglich  Jus  ,Fs  bleibt  ein  Erden- 
rest zu  tragen  peinlich'  rückhaltlos  anerkennt.  Statt  dessen  erhält  der 
lernbegierige  Mediziner  pränumerando  einen  dreifachen  Glaubens- 
artikel vorgepredigt:  Keine  Syphilis  ohne  Spirochäten,  keine 
Syphilisdiagnose  ohne  Wassermann,  keine  Syphilisheil  Ii  ng 
ohne  Salvarsan.  Dieses  Kredo,  bei  dem  1  und  3,2  eigentlich  über- 
flüssig machen,  hat  er  zu  bekennen,  darauf  soll  er  in  zwölf  Stunden  fix 
und  fertig,  hieb-  und  stichfest  .■in gepaukt  werden,  eigene  Denkarbeit  und 
Nachprüfung  überflüssig,  I  lärctikcr  und  Andersgläubige  werden  nicht  ge- 
duldet abeant!')  Dabei  ist  so  ziemlich  das  Gegenteil  das  Richtige  und 
weil  nicht  nur  unwiderleglich,  sondern  wohl  begründet,  weit  eher  zum 
Anspruch  auf  Rechtgläubig  keil  berechtigt.  Syphilis  ist  absolut  un- 
heilbar, ob  mit  oder  ohne  Salvarsan,  ob  mit  .Frühbehandlung'  und 
.abortiv',  oder  in  späteren  Stadien  .iiLtertniUicteud'  nach  allen  Regeln  der 
Kunst  kuriert,  ihre  progressive  Diathese  ist  mit  unseren  jetzigen  Mitteln 
nicht  zu  verhindern,  eine  .Sterilisation'  des  von  ihr  betroffenen  Organis- 
mus, d.h.  eine  völlige  innere  Dcsiulekli' >u  unmöglich.  Ich  frage  die  an- 
scheinend über  Irrtum  und  Kritik  erhabenen  berufenen  Instanzen,  wie 
sie  die  Sicherheit  auch  nur  eines  einzigen  radikal  geheilten  Syphilisfalles 
untrüglich  beweisen  wollen,  geschweige  denn  die  ,uahezu  100  v.  H.' 
solcher  Heilungen  selbst  bei  Inangriffnahme  des  ersten  Stadiums  der 
Syphilis.  Wie  sich  Wassermann  dazu  stellt,  wenn  erstens  bei  seinem 
wiederholt  und  an  verschiedenen  naiulinilei;  Instituten  unabhängig  von- 
einander negativem  Ausfall  Rezidiv  und  haklcWilogische  IShiiiuiterKuchimfr. 
genau  wie  bei  gründlichst,  mehr  wie  gründlichst  lege  artis  mit  Salvarsan, 
mit  und  ohne  Qnecksi Iberassistenz  .geheilten1  Luetikern  kurze  Zeit  selbst 
nach  der  .Frühbehandlung'  den  Fortbestand  bzw.  das  Umsichgreifen  der 

')  Prof.  Blaschko  verlegte  sofort  zur  Zeit  der  wissenschaftlichen  Schnell- 
sohlerei  als  guter  Kraijunktiirkcnncr  im  Verlag  vor.  ("Ii.  Ambrosius  Barth  einen 
Leitfaden  ?nr  Selm  eil  hei  hing  in  etwa  1 00  Prozent  für  seine  Kurse, 
18* 
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Diathesc  nachweisen,  zweitens-,  wenn  it  hei  kl  in  isch -suiti  i  i>tisch  unzweifel- 
haft matiiie-tcr  Syphilis  iu-;.;ativ  nusfälli,  .paradox'  isi,  wie  man  sich  dann 
euphemistisch  ausdrückt,  drittens,  wenn  er,  wie  Mendig  nachwies,  nicht 
nur  bei  Gonorrhöe  ohne  Syphilis! nfektion,  sondern  im  normalen  Puer- 
perium sich  positiv  erweist.  Steht  die  Materia  docendi  nicht  unumstöß- 
lich  fest,  dann  bekenne  mau  freimütig,  dal!  unser  Wissen  Stückwerk  und 
unsere  Weisheil  Finialt  ist,  oder  lerne  um,  forsche  weiter,  ignoriere  nicht 
unbequeme  Gegenargumente.  Neben  der  pädagogischen  Seite  hat  der 
Gegenstand  noch  eine  weit  beile-iitsanuTc  sanitäre.  Die  Lehre  hat  in  ihrer 
jetzigen  Form  über  die  Schule  hinaus  werbetätige  Kraft  auf  noch  weniger 
selbständig  denkende  und  kritische  Kreise:  die  leidende  Menschheit,  die 
dank  der  verkehrten  (ipliiuisliselleu  Richtlinie  in  iler  Seuialirage  bereits 
anfängt,  den  Wassermann  -  Kultus  mit  seinem  Kredo  nachzubeten,  von 
Syphilishcilung  zu  sprechen  und  damit  den  wahren,  furchtbaren  Ernst 
der  Sexualmisere  nicht  nur  zu  verkennen,  sondern  sich  einem  gottstraf- 
liehen  Schlendrian  in  der  Prophylaxe  und  einem  bedenklichen  Leichtsinn 
in  der  Scxtialcthik,  dem  i'all.idiuin  der  Moral  hinzugeben.  Dafür  sind 
die  aus  der  Irrlehre  der  Medizin  auf  diesem  Gebiet  voreilig  gezogenen 
und  iils  mi/weiielhaite  Talsarhen  pmkhmierleu  Tniijsi-hliisse  mit  in  erster 
Linie  verantwortlich.  Novit,  reriim  ordo  «asdtur.  Möchte  dieses 
Geistes  der  Reorganisation  und  Reform  auch  der  Mediziner,  vom  be- 
rufenen Professor  bis  zum  klinischen  Fuchs,  einen  Hauch  mehr  ver- 
spüren! Wir  vergeben  uns  nichts,  wenn  wir  wahrheitsgemäß  und  uffen- 
kmidie;  die  Lücken  unseres  Wissens  und  die  Grenzen  unserer  Kompetenz 
und  Kraft  bekennen.  Im  Gegenteil  wird  dadurch  nicht  nur  das  Ansehen 
des  Standes  wieder  gewinnen,  das  beste  Gegengewicht  gegen  das  Kur- 
pfuschertum  geschaffen,  das  in  hoc  puncto  nicht  nur  immer  im  Laien- 
praktikerkreise  zu  suchen  isi,  ja  wir  haben  den  Vorteil  und  mit  uns  unsere 
Patienten,  wenn  wir  unreife  Frühgeburten  nicht  für  au  sget  ragen  e  Kinder 
ausgeben.  Die  Gcschlcchtsleidcn  sind  der  Cherub  des  Sittetigesetzes  und 
das  verletzt  oder  mißachtet  niemand  unbestraft.  Es  gibt  kein  absolutes 
Heilmittel  der  Syphilis  und  nur  ein  zuverlässiges  Vorheu gungsmittel  dieser 
Megäre  gegenüber;  die  Keuschheit.  Das  sollten  Be  rat  im  gsan  stalten  und 
Merkblätter  mit  ehernen  Lettern  der  armen  Menschheit  in  ihren  sozialen 
Geschlechlsniilcii  und  -Sünden  nachdrücklich  und  rückhaltlos  als  Leitsatz 
fürs  Leben  von  früh  auf  immer  wieder  einprägen,  das  sollten  nicht  nur 
die  Medizin  Studierenden,  sondern  vor  allein  auch  die  dozierenden  Arzte 
sich  vergegenwärtigen  und  gesagt  sein  lassen.  I  tami.  aber  auch  nur  dann 
ist  eine  wirksame  llekämpfimg  der  (ieselilet  litsleiden.  der  traurigen  Deka- 
den/misere  der  Menschheit  und  eine  Hehuiij;  des  lief  gesunkenen  Morjl- 
niveaus  zu  erwarten.  Der  ärztliche  Verband  für  Sexualethik  ist  hierfür 
ein  besserer  Lehrmeister  als  die  kurzfristigen  Kurse  von  Spezialisten  und 
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die  Werbetätigkeit  für  Theorien,  welche  (las  wahre  Wesen  ihrer  Disziplin 
völlig  verkennen.  Rmim  novus  ordo  nascitur,  oriatur  ctiam  nobis  et 
nobiscum!« 

»Die  Behauptung1)  v.  Wassermanns,  mit  einer  Sicherheit  von  etwa 
100  Prozent  die  Syphilis  abortiv  heilen  zu  könne»,  ist  von  ihm  in  der 
gesamten  Tagespresse  verbreitet  worden.  Diese  Behauptung  entspricht 
nicht  den  Tafsachen,  schon  deshalb  nicht,  weil  die  Exstirpation  des 
Primäraffektes,  ja  weil  die  Amputation  des  Penis  an  der  Wurzel  un- 
mittelbar nach  dem  Erscheinen  des  Primäraffelrtes,  also  schon  im 
ersten  Stadium,  den  Beweis  liefert,  daß  auch  bei  negativer  W.  R. 
die  Allgemeininfektion  schon  eingesetzt  hat  In  Nr.  47,  1918  der 
,Med.  Klinik'  werden  bereits  die  Fälle  erwähnt,  die  nach  dieser  an- 
geblieh hundertprozentigen  Heilungsmethodik  ungeheilt  geblieben  sind. 
Felis  l'inkus,  einer  der  begeistertet:  Salvnrsananl  langer,  mahnt  daher  zur 
Vorsicht  Es  handelt  sich  um  zwei  Patienten,  die  abortiv  behandelt  wor- 
den waren,  Wassermann  war  allmonatlich  bzw.  alle  zwei  Monate  negativ. 
Trotzdem  stellte  sich  nach.2'/s  bzw.  3Jahren  sekundäre  Lues  ein.  Eine 
Reinfektion  —  nach  der  Monographie  von  Muller  aus  der  Fingerschen 
Klinik  halten  von  etwa  400  Reinfektionen  nur  etwa  18  einer  kritischen 
Würdigung  stand  —  war  ausgeschlossen.  Nai-hdcm  Salvarsan  allein  ver- 
sagt, nachdem  es  mit  Quecksilber  zusammen  die  Syphilis  nicht  definitiv 
heilen  konnte,  eine  Methodik,  nach  welcher  man  beweisen  kann,  daß  ein 
auf  riakterinziditjt  zi:  prüfendes  Produkt  vorzüsjlicli  desinfiziert,  wenn 
man  vorher  noch  Karbolsäure  zusetzt  —  erfand  man,  um  das  in  allen 
Zeitungen  des  In-  und  Auslandes  (siehe  meine  Bücher  und  Abhandlungen  t 
Die  Salvarsangeialir.  Zum  Kesseltreiben  der  Salvarsanistcii.  Der  Heilwert 
des  Salvarsan  usw.)  propagierte  Salvarsandogma  zu  halten,  als  bequemes 
Akzept  auf  die  Zukunft,  das  Dogma  von  der  abortiven  Wirkung  des  Sal- 
varsans,  nachdem  vor  dem  Kriege  die  Fachpresse  die  gegnerischen  Manu- 
skripte zurückgeschickt  und  während  des  Krieges  die  Zensur  (siehe  Land- 
tags vcrli  an  diu  u  gen  -  Abgeordneter  Braun),  die  Veröffentlichungen  ver- 
bot. Wie  schlimm  muH  es  mi!  der  Freiheit  der  Salvarsauwissenschafl  und 
der  Glitt'  derselben  stellen,  wenn  für  medizinische  /eituii gen  die  Zensur 
bereits  am  17.8.17.  ein  von  mir  der  ,Allg.  Med.  Zentralzeitung'  über- 
sandtes  und  von  dieser  schon  gesetztes  Manuskript  .Salvarsan  im  Lichte 
der  t.kgucr'  mit  Jen  Worten  verhnt  ,/nr  Veröffentlichung  nicht  geneh- 
migt laut  Fnl>clieidiing  des  Krie^srniuisleriiuiis,  Medi/inalableiluni'  [■'.. 
Sanitatsamt  der  militärischen  Bildungsinstitule.'  Und  dieser  rein  sachliche 
Aufsatz  wurde  geschrieben,  weil  die  .Med.  Klinik'  Nr.  12,  1917  im  Inter- 

'|  Obschoil  /Ii:  Eiegilirldimg  der  N'i ltwi-nd iirkt-i:  dieser  KmSL'  diese  Tie- 
liauptune  in  den  inspirierten  Notifcn  der  Fachpresse  uberall  erwähnt  wurde, 
lehnte  sie  diesen  Artikel  Dr.  Dreuws  ab. 
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esse  des  .Ärztlichen  Standes'  endlich  eine  Klärung  der  Angel egen heil 
Forderte,  die  natürlich  ohne  die  gegnerische  Darstellung,'  nicht  möglich 
ist.  Da  die  Regiei-tingsberaler  am  Salvarsau  hier  und  da  pekuniär  inter- 
essiert sind  oder  waren,  können  sie  als  unherangene  Beurteiler  nicht  gelten. 
Ich  habe  systematisch  meine  Salvarsanmamiskripic  den  Redaktionen  der 
medizinischen  Fach  presse  /.ngesandt.  Allgemeine  Ablehnung.  Malte  die 
Krrtikn n tu« Iii i kIilji i;  schon  ihre  bedenklichen  l  ullen  für  Deutschland  i" 
politischer  Beziehung,  da  der  ganze  Weltkrieg  bei  Zulassung  der  Kritik 
anders  verlaufen  wäre,  so  ist  diese  in  der  Wissenschaft,  die  sich  voraus- 
■einini'.slij-  nennt,  eine  K'.iMiirschaildc.  Solange  aber  ilie  Aivte-eliai!  sieh 
von  den  hell' leiten  Antüritäleu  au  Stelle  von  Tatsachen  Dogmen  unter  An- 
ive  ebikieten  Totscliweigcsvstems  für  gnill- 

kapital istische  Medizinproduktc  gefallen  lälit,  können  derartige  Behaup- 

verlangt,  daß  für  seine  Erfindung  Tag  und  Nacht  tätige  Wassermann - 
untersuchungsämter  eingerichtet  werden  und  die  Ärzte  systematisch 
salvarsangedrillt  werden  mit  Hilfe  des  Ärzte -Vereinsbundes,  der  mein 
liuch  ,Die  Salvarsau  c;ciahr'  selbst  mein  einmal  in  dem  Annoncenteil  an- 
zeigen läßt,  angeblich,  weil  er  es  ,mit  den  hygienischen  Bestrebungen 
des  Ärzte-Vereiusbuudcs  nicht  in  Fhiklang  zu  bringen  vermag',  mit  Hilfe 
der  ebenfalls  die  Propaganda  fördernden,  den  Gegner  aber  mundtot 
machenden  DOBG.  und  des  Rcichsausschusses  für  das  ärztliche  Fort- 
bildungsweseu,  dessen  Organ  ebenfalls  mein  .Manuskript  zurückgesandt 
hat.  Da  Herr  Wassermann  durch  die  gesamte  Tagespresse  die  obige 
■falsche  Behauptung  verbreiten  ließ,  habe  ich  folgenden  offenen  Brief 
durch  die  Tagespresse  an  ihn  gerichtet: 

Öffentliche  Aufforderung  an  Herrn  Geheimrat  v.  Wassermann 
»  ™n  Dr.  Dreuw- Berlin. 

Nach  dem  .Berliner  Lokal-Anzeiger'  vom  28. Januar  MUS  hielt  auf  der 
Tagung  des  ,Waffenbrüderlächen  Ärztekongresses'  (26.  Jan.  1918)  der  Ent- 
decker der  Wassenua  mischen  Reaktion  eine  Rede  über  die  .Heilung  der 
Syphilis',  in  dtr  es  wörtlich  heißt: 

•  Bereits  vor  dem  Kriege,  noch  mehr  aber  im  Fddzuge  selbst,  hat  sich 
ergeben,  daß  der  syphilitisch  Kranke  nur  innerhalb  einer  ganz  bestimmten, 
unter  Umständen  sogar  nur  wenige  Tage  dauern  den  Zeit  mit  fasl  legel- 
miilligcr  Sicherheit  vollständig  ausgeheilt  Herden  kann.  Wird  innerhalb 
dieser  kurzen  Frist  eine  spezifische  Behandlung  energisch  eingeleite: ,  so 
kann  die  Krankheit  örtlich  beschränk!  und  weitere  Folgen  für  den  Kranken 
sowie  jede  Gefahr  ihr  andere  beseitigt  werden.* 

Ich  fordere  Herrn  v.  Wassermann  auf.. wein  er  der  Syphili-vcrllüllings. 
meihode  mit  Sak'arsan  ein  derartige-  unbegrenztes  Vertrauen  entgegen- 
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bringt,  sieh  von  einer  Kommission  von  Ärzten,  der  auch  ein  Salvarsan- 
gegner  angehört,  mit  Syphilis,  wie  dies  bei  der  Cholera  Pettenkofer 
machte,  bevor  er  seine  Behauptungen  aufstellte,  impfen  und  nach  drei 
Wochen,  sobald  bei  ihm  die  ersten  Spirochäten  nachgewiesen  werden, 
dann  die  für  andere  so  warm  empfohlene,  >sicher  wirkende«  Verhütungs- 
methode bei  sich  anwenden  zu  lassen;  denn  er  hat  ja  gar  nichts  zu  be- 
fürchten. Entweder  Herr  v.  Wassermann  nimmt  es  ernst  in  dieser  wich- 
ligen  f'r;ige,  dam:  wird  er  den  Mut  lialxvi,  tiie  ul'iLu.T  KoiLsetpien/ru  zu 
ziehen,  oder  aber  er  weigert  sich,  dann  weiß  das  in  Sachen  Salvarsan 
schon  so  oft  getauschte  Publikum,  was  es  von  derartigen,  die  Moral  ge- 
fährdenden und  das  Volk  verseuchenden  (25  Prozent  mehr  Fälle  im  Heere 
seit  der  Salvarsan- Einführung),  hypemptimistiseheu  Phantastereien  zu 
halten  hat.«   Herr  v.  Wassermann  schwieg. 

Solange  Herr  v.  Wassermann  sielt  über  die  von  ihm  aufgestellte  Be- 
hauptung, die  zu  den  unglaublichen  BeeinflussLiigsvcrsuchen  der  Regie- 
ruugsorgane  fähren  muH,  ausschweift1!,  solange  ferner  die  medizinische 


Versammlungen  hineintragen,  der  hesser  innerhalb  der  Fachpresse  aus- 
getragen wird.  Wie  sehr  aber  allein  der  Beschluß  des  Abgeordnetenhauses, 
einmal  durch  eine  paritätische  Kommission  die  Salvarsanan  gelegen  he  it 


schritt  hin  wegen  dieser  liehriuptiiiii;  erschien  in  Nr.  17  die  Antwort.  Als  Be- 
weis für  die  !  kilurif!  in  e-rwa  UM  Pro/t-nl  der  i  ,-lle  iiilirl  W.  die  hier  und  rla, 
namentlich  in  Warschau  von  dem  fast  über  iOÜ  Prozent  Heilung  konstatie- 
renden Fritz  Lesser  beobachteten  Reinfektionen  an,  die  völlig  willkürlich 
konstruiert  sind  und  auf  die  der  helniulelle  Patient  ducli  niclil  warten  kann. 
Hiähcr  waren  die  neeiuiven  \V.  K'.,  die  die  Heilung  beweisen  sollten,  nun- 
mehr die  ReirifekliüiH'n,  rlereii  (;eisli;(L'i  Uilieiier  Renario  in  Nr.  6,  1018  des 
Archivs  für  physikal.  Therapie  geschildert  ist.  Anne  exakte:  Wissenschaft, 
wie  wirs:  tlu  niiillrilier;!  I.Jieie  lillelirlieiieil  Kiick/iitisj.'eieellle  charakterisieren 
die  moderne  evakle  nr.il  v.  ■r:ui--el'-.u^;-.diif e  Wissrrischail  .  die  iell  in  Nr.  S 
u.  0  der  Jahre  1016  u.  1Q17  in  demselben  Archiv  gebührend  beschrieben  habe. 
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blolt  prüfen  zu  lassen,  auf  gewisse  Kreise  gewirkt  hat,  beweist  der  erwähnte 
Börsenbericht  der  Frankfurter  Zeitung  vom  5.  März  1918:  »Höchster 
Farbwerke  lustlos  auf  die  [ .  n M d  1  ;l jj>f rii rt c tli  i: k en  über  5alvarsan  preise*, 
wobei  bemerkt  sei,  dal!  der  Regieriingsvertrcler  Kirchner  in  der  Kommis- 
sion die  wahrheits widrige  von  mir'in  einer  1 s,.  ständigen  Audienz  beim 
Minister  Dr.  Drcws  ridiliggeslclhc  Behauptung  aufstellte  und  durch 
W.T.Ii,  und  N.  A.  Zig.  verbreiten  Hell,  Saivarsan  koste  deswegen  etwa 
8000  Mk.  pro  Kilo,  weil  das  Ausgangspn-dukl  Atoxyl  1000  Mk.  pro  Kilo 
koste.  In  Wirklichkeit  kostete  es  aber  vielleicht  50  Mark. 

Wenn  bei  dcrartigfeststehcndeuTaisaclieu  Stilist  hohe  kegierungsvertreter 
derartig  danebenhauen,  was  will  mau  dann  von  den  Behauptungen  Wasser- 
manns sagen,  die  sich  nicht  nachprüfen  lassen  und  die  doch  blot)  ein  Akzept 
auf  die  Zukunft  sind,  und  die  zu  dem  Resultat  fuhren,  daß  der  durch  den 
Salvarsamiptimismiis  geschürte  Leichtsinn. der  sdum  vordem  Kriege  2b  l'io/. 
mehr  Syphilis  im  Heere  auftreten  hell  und  svhou  vor  dem  Kriege  die  Syphilis 
in  den  Krankenhäusern  um  111(1  Prozent  steigen  lieli.  noch  gröller  wird. 

Alles  in  allem  genommen  kann  daher  v.ji  der  kritiklosen  -Aufklärung« 
einer  durch  Mundtotmadnmg  der  (iegner  einseitig  gedrillten  ärztlichen 
Lehrerschaft  nur  gewarnt  werden,  zumal  die  Verbreiter  derartiger  Theorien. 
Ehrlich  und  Wassermann,  tüchtige  Bakteriologen  und  Serologen  sein 
mögen,  aber  in  der  Syphilidologie  nicht  die  praktischen  Erfahrungen 
sieh  aneignen  kuniilet:,  die  (abdeichen  vor.  ihrer  Yatcrsdiäfll  zu  einer 
kritischen  Würdigung  dieser  für  die  Volksgesnndheit  so  wichtigen 
Frage  und  für  dit  Bezeichnung  -Autorität«  unbedingt  nötig  sind.  Die 
Wa.-Methode,  die  nach  Heller  und  Freudenberg  In  etwa  60  Prozent 
aller  Fälle  drei  verschiedene  Resultate  ergibt,  ist  kein  Fundament,  um 
darauf  die  Behauptung  zu  stutzen,  die  der  Erfinder,  der  immer  Partei 
ist  und  der  am  besten  sich  aus  der  Diskussion  fernhalten  würde, 
aufstellt.  Die  an  gezeigten  Kurse  >iiul  daher  als  ein  Mittel  zu  bei  rächten, 
den  durch  Unterbindung  der  Kritik  schon  einseitig  beeinflußten  prakti- 
sd'.cn  Ärzten,  die  kerne  7. eil  haben.  che  gegnerischen  Sehrilten  zu  studieren, 
ein  Dogma  ein /u  hupten,  aii  majorem  gloriam  autoritativ.  I  Inlcnlcsscn  fand 
im  Minisierium  des  Innern  am  1.2.  IQ  die  Salvarsankoitferenz  statt,  zu 
weL'hcr  ich  im  Auftrage  des  Kuitiisinini-leiv  liin/ui:ezi igen  war.  Hier 
mußte  von  Wassermann,  offiziell  von  mir  gefragt,  zugeben,  dal!  seine 
Methode  kein  Kriterium  zur  Beurteilung  der  Heilung  darstellt,  dafi  wir 
überhaupt  ein  solches  nicht  haben.  Mit  dieser  offiziellen  Feststellung 
fällt  dlller  das  Märchen,  daß  eine  abortive  Heilung  mit  100  Prozent 
Sicherheit  möglich  wäre.  Hier  erklärte  v.  Wassermann,  ein  Primäraffekl 
sei  bei  negativer  Reaktion  noch  keine  Syphilis!!1)   Von  Wichtigkeit  war 

')  F-r  sagte  wörtlich:  tili  Mensch,  der  einen  Primärafiekt  hat,  ist  nicht 
krank.     Man  sieht,  in  den  Augen  der  ndinilei  n;üsseu  sieh  die  Tatsachen 
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auch  die  Feststellung  von  dem  Toxikologen  Lewin,  daß  nach  pharma- 
kologisch -  toxikologischen  Grundsätzen  wir  zu  einer  Maximaldosis  von 
0,01  Salvarsan  Iv.w.  0.04  Neosa  Ivarsan  käme»,  was  Ufr  ebenfalls  geladene 
Pharm akol oge  Hcffter  bestritt.  Derartige  Auffassungen  erfahrener  Toxi- 
kologen lassen  doch  das  Verhalten  der  Siaatsregiemug.  jeden  Arzt  zehn 
Jahre  lang  ohne  Festsetzung  einer  Maximaldosis  Dosen  von  0,3  bis  1,0 
nach  seinem  Belieben  zu  geben,  in  einem  eigenartigen  Licht  erscheinen. 
Und  die  Art,  wie  sie  Salvarsantodesfälle  zu  vertuschen  sucht,  habe  ich 
entsprechend  in  der  Sitzung  selbst  gekennzeichnet. 

Mir  wurde  drei  Tage  mir  der  Sitzung  am  I  Febr.  IQI9  eine  amtliche, 
schon  im  August  IVI8  gedruckte  Salvarsan- Denkschrift  vertroulirh  über- 
reicht und  »anhcimgesleuV,  an  der  Sitzung  teilzunehmen  Ich  fragte  «>■ 
fort  telefonisch  beim  Ministerialdirektor  Kirchner  an.  ob  ich  einige 
meiner  Anhänger  mitbringen  dürfe  Abgelehnt'  Vor  der  Sitzung  bat  ich 
mündlich  und  schriftlich  ums  Wort  zur  Geschäftsordnung.  Abgelehnt1 
Als  ich  dann  in  der  Sitzung  nachweisen  wollte,  dalt  die  in  der  Denk- 
schrift erwähnten  wenigen  SalvarsantoJesfälh'  durch  eine  geschickte  •Aus- 
wahl der  befragten  Arzte«  zustande  gekommen  seien,  wurde  mir  das  Wort 
entzogen.  Ich  bezeichnete  diese  Art  als  Vergewaltigung  bei  der  Lösung 
dller  wisseiisdiafdid:eri  Frage.  Seihst  eine  [X-rsi'inlielie  Bemerkung  wurde 
mir  nicht  gestattet.  Es  waren  offenbar  und  absichtlich  außer  mir  nur 
Sa  Ivarsan  freunde  —  etwa  40  an  der  Zahl  —  aus  ganz  Deutschland  auf 
Staatskosten  herangezogen  worden,  wenn  man  von  l'rof.  Lewin  absieht, 
der  kein  Salvarsangegner  im  engeren  Sinne  ist.  Ich  habe  deshalb  mit  der 
Begründung,  daß  hier  ein  ausgesuchtes  -KonventikeU  und  nicht  die  all- 
gemeine Ärzteschaft  gefragt  sei,  Einspruch  gegen  jede  Beschlußfassung 
erhoben.  Man  sah  daher  auch  von  einer  schon  begonnenen  Beschluß- 
fassung über  sieben  vorbereitete  Punkte  all. 

Ich  habe  wegen  der  offenkundigen  amtlichen  Mundtotmachung  und 
wegen  der  Verdrehungen  der  Tatsachen  Protest  erluihei).  Die  Unter- 
drückung der  Wahrheit  auch  durch  die  medizinische  Fachpresse  erfordert 
unbedingt  das  Eingreifen  der  Kegierung. 

Meine  Besehwerde  über  das  Verhalten  Kirchners  hatte  folgenden,  durch 
W.T.  B.  verbreiteten  Beschluß  zur  Folge:  -Die  halbamtlichen  Nachrichten 
über  den  .Rücktritt'  des  Clieis  der  Mcdizinalubtolüng  im  Ministerium  des 
Innern,  Minis.leriakiiixk-.nr  Kirchner,  entspreelien,  wie  wir  dem  Jag'  ent- 
nehmen, nicht  ganz  den  Tatsachen.  Oeheimrat  Kirchner  ist  vielmehr  durch 
einen  Beschluß  des  Zentralrates  seines  Amtes  enthoben  worden.  Der 
Zentralrat  beschloß  am  27.  Februar,  der  Minister  iniige  darauf  hinweisen, 
.daß  für  einen  Herrn  wie  Kirchner,  der  als  starkes  Hindernis  in  der  Ent- 
nach  den  Theorien  und  Hypothesen  (nicht  umgekehrt)  richten.  Circulus 
vitiosus  et  pelitio  prineipii! 
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Wicklung  der  freien  Wissenschaft  zu  betrachten  sei,  es  keinen  Platz  mehr 
als  Ministerialdirektor  im  heuligen  Volksstaat  gebe/'  Ferner  wurde  be- 
schlossen, dar!  dieses  Dezernat  vom  Minister  des  Innern,  Hirsch,  -im 
Sinne  der  Ausführungen  des  Ministers  in  der  I  Kl.  Sil/um;  vom  1.  Mär/. 
1918  im  Abgeordnetenhaus'  besetzt  werde,  und  daö  ein  auf  dem  Boden 
der  heutigen  Zeit  stehender  wissenschaftlicher  Beirat  dem  Ministerialdirektor 
sofort  zur  Seite  gesetzt  werden  solle.  Unter'diesen  Umständen  hat  es 
Ministerialdirektor  Kirchner  vorgezogen,  seinen  Abschied  zu  nehmen.. 

Qhschon  er  und]  am  IX  Mär/.  IfllO  in  der  -Deutschen  medizinischen 
Wochenschrift*  schrieb,  er  sei  .nur  seinem  vorgesetzten  Hern;  Minister 
und  sich  selbst  verantwortlich«,  wurde  doch  die  Situation  so  deutlich, 
dalt  das  »Berliner  Tageblatt«  schon  am  IQ.  März  1919  schrieb,  »er  habe 
seine  Geschäfte  bereits  niedergelegt  und  sich  von  den  Beamten  seines 
Ressorts  verabschiedet«. 

Unter  der  Überschrift  »Das  System  Kirchner«  verurteilte  der  Kreisarzt 
Medizinalrai  Dr.  [Wimann  (Hamm  i.  W.)  mit  dui  schärfsten  Worten  die 
Staatliche  Unlcrdi  ückimgspulilik  in  Nr.  1 14  der  -Deutschen  Warte«,  um 
»das  alte  Gebäude  der  dem  Einstur/  nahen  Medizin  künstlich  zu  stützen«. 
Wie  Bachmann  berichtet,  hal  die  medizinische  Fachpresse  ihre  Leser  über 
den  Abgang  Kirchners  im  Unklaren  gehalten.  Sie  will  eben  nicht,  dafi 
die  Ärzte  in  Sachen  Salvarsan  die  volle  Wahrheit  erfahren.  Wie  lange 
läflt  sich  die  Ärzteschaff  dieses  Täuschungssystem  noch  gefallen?  Und 
obschon  elwa  40  Anhänger  des  Salvarsans  auf  Staatskosten!  zusammen 
mit  den  Vertretern  der  Fachpresse  und  der  Behörden  ans  ganz  Deutsch- 
land erschienen  waren,  ist  in  der  Fachpresse  kein  zusammenhängender 
Bericht  über  die  adit^i'imlie.c  Sitzur.g  erschienen.  Wie  hatten  die  Berichte 
gelautet,  wenn  man  vollständig  »unter  sich«  hätte  bleiben  können,  wenn 
man  die  sieben  Punkte  ohne  weitere?  hätte  annehmen  kennen.  Von  mir 
eingesandte  Berichtigungen  über  die  Irreführungsversuche  der  nur  kurzen 
Notizen  wurden  abgelehnt,  von  der  »Berk  klin.  Wochenschrift«  mit  der 
Bemerkung,  ihr  Presse referent  wäre  vorzeitig  weggegangen,  daher  habe 
sie  keine  Veranlassung,  das  zu  veröffentlichen,  was  nachher  passiert  wäre. 
So  arbeitet  das  Presse- Ring- Syst  cm. 

Von  der  Medizinalabteiltmg  aber  ist  es  wunderlich,  dalt  sie  nach  den 
furchtbaren  Wirkungen  des  Optochins  dessen  Frfinder  Morgenroth  (siehe 
das  Archiv  für  physikalische  Therapie  1918  Nr.  6)  das  erste  chemothera- 
peutische Institut  »von  Staatswesen*  eingerichtet  li;il.  Soden  die  Augen  der 
Deutschen  noch  weiterhin  chemotherapeutisch  ^'blendet  werden?  Diesmal 
unter  staatlich-republikanischer  Aufsicht?  »O,  eine  edle  Himmelsgabe  ist 
das  Licht  des  Auges  —  Alle  Wesen  leben  vom  Lichte,  jedes  glückliche 
Geschöpf  —  Die  Pflanze  selbst  kehrt  freudig  sich  zum  Lichte.«  Wer 
gibt  den  ehern otherapeutliisch -experimentell  erblindeten  Soldaten,  deret- 
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wegen  Optochin  in  der  Armee  verboten  wurde,  ihre  Augen  wieder? 
Soll  dieses  Schandsyslem  zum  republikanischen  Slaalsprinzip  erhoben 
werden?  Sind  die  Augen  der  Zivilisleii  opti>ehinsidKTer  als  die  der 
Soldaten?  Herr  Qortsfein  hat  das  Wort.  Szene  in  meinem  Sprechzimmer; 
Privat beamtenwitwe,  Mutter  zweier  völlig  gesunder  Kinder.  Der  f leidige, 
strebsame  und  völlig  gesunde  Manu  wird  eingezogen.  Er  hatte  vor 
20  Jahren  Syphilis.  Er  wird  wegen  eines  anderen,  damit  nicht  zusammen- 
hängenden Leidens  ins  Lazarett  Friesack  gebracht.  Durch  Zutail  macht 
man  die  Wassermannsche  Blutuntersuchung.  Positiv!  Der  Kranke  wird 
in  einer  Salvarsansprit/c  gezwungen.    I"-  wehrt  sich  mit  I  landen  und 

Füßen;  er  erinnert  sich  seiner  Frau  und  Kinder.  Hilft  nichts!  Resultat: 
Zwei  Tage  darauf  tot  an  Salvarsanvcrgiftung!  Witwe  erhält  34  Mark 
monatlich!  Sie  ist  in  diesen  teuren  Zeiten  dem  Wahnsinn  nahe,  in 
demselben  Lazarett  sollen  noch  drei  ähnliche  Hille  pariert  sein. 

Diese  Tatsache,  deren  ich  viele  erlebt,  werfen  die  Frage  auf:  Ist  das 
Vertrauen  zur  Wasserinannsclicn  Blutimteräiicluing  berechtigt?  Nein.  Die 
Blutprobe  ist  entweder  positiv,  negativ  oder  fraglich.  Ist  sie  positiv,  so 
ist  in  eitlem  hohen  l'mzeiisal/  Syphilis  vnrliaiuk-11  gewesen.  Oh  die 
Syphilis  nneh  Ja  ist,  weil!  niaii  nicht.  Schiekt  :h;ui  dasselbe  Blut  in  drei 
Teile  geteilt  an  drei  verschiedene  Institute,  so  enthält  man  in  60  Prozent 
solcher  Fälle  verschiedene  l;esultale.  Ist  sie  negativ,  so  beweist  das  gar 
nichts,  denn  morgen  ist  sie  vielleicht  wieder  positiv.  Ob  ein  Fall  geheilt 
ist  oder  nicht,  das  besagt  die  Blutprobe  uiclil.  Daher  wurde  sie  bei  der 
Bei  Huer  Sittenpolizei  nicht  ungewandt.  War  sie  jahrelang  negativ,  wird  sie 
plötzlich  wieder  positiv.  Beweis  Dr.  Boas:  Zwei  Leute  werden  anfangs 
der  Krankheit  zur  Unterdrückung  der  Syphilis  mit  Salvarsan  plus  Queck- 
silber behandelt.  Drei  Jahre  lang  negative  Reaktion.  Plötzlich  bekommt 
der  eine  nach  drei,  der  andere  nach  dreieinhalb  Jahren  wieder  Erschei- 
nungen der  noch  schlummernden  Krankheit.  70-  und  80jährige  Männer 
haben  häufig  positive  Reaktion.  Die  Tatsache,  Jali  sie  SD  Jahre  alt  wurden, 
ist  der  beste  Beweis,  dail  sie  geheilt  «raren,  während  der  Wasserjnanu 
völlig  irreführt.  Ein  Patient  bekam  52  Salvarsan spritzen.  Trotzdem  hat 
er  bald  negativen,  bald  positiven  Wassermann. 

Die  Institute  verdienen  zwar  sehr  viel  Geld,  aber  sie  züchten  direkt 
Neurastheniker  und  Leute,  die  glauben  krank  zu  sein,  obschon  sie  es 
nicht  oder  nicht  mehr  sind.  Für  kritisch  denkende  Ärzte  ist  in  vielen 
l  allen  für  die  reststelhnie..  aber  nicht  für  die  Heilung  der  Krankheit  die 
Blutprobe  von  großer  Wichtigkeit.  Wenn  es  in  Herlin  >Auloritäten«  gibt, 
die  mit  Wassermann  plus  Salvarsan  jährlich  mindestens  200000  Mark 
einnehmen,  dann  haben  diese  ein  Interesse  daran,  die  neuen  Methoden 
zu  loben.  Wassermann -Optimisten ! 

Eine  kritische  und  unparteische  Beratung  der  Regierung  ist  daher  von- 
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iiöten.  Die  Regierung  sollte  anordnen,  daß  die  Blutprobe  zu  geringen 
Preisen  nur  ir,  staatlichen  Instituten  gewacht  würde. 

1.  weil  die  Methode  vielfach  verschieden  ist  in  den  Privalinsliiutiu, 

2.  weil  der  uietdletic  [ieigcRdunack  ein  wissensdiafllidies  Sdiicbcrticn 
unter  autoritativer  Führung  gezüchtet  lud,  das  in  bi'Vdlkcnmysptilitisctier 
Hinsicht  die  Existenz  des  Staates  gefährdet. 

Dr.  HEINRICH  BOING  schreibt  in  Nr.  20,  1921,  der  -Berliner  kli- 
nischen Wochenschrift«: 

•Nr.  12  dieser  Wochenschrift  enthält  einen  Bericht  über  drei  Fälle  von 
angeborener  Syphilis  aus  dem  großen  Fried  rieh -Waisen  hau  sc  in  Nurrmti'ls' 
bürg,  welche  beweisen  sollen,  daß  .energische  und  konsequent  durch- 
geführte Kuren  auch  bei  verschleppten  l  allen  dieser  Erkrankung  sich 
lohnen  und  mit  Erfolg  durchgeführt  werden  können'.  Leider  aber  er- 
gibt eitle  unbefangene  Prüfung  der  drei  Krankengeschichten  nichts  anderes, 
als  dafJ  die  beim  Beginn  der  Kuren  positive  Wa.-R.  am  Schluß  der  Kuren 
negativ  geworden  ist,  während  der  ganze  klinische  Befund  der  behandelten 
Kinder  keinerlei  Veränderung  aufweist.  Letztere  Tatsache  wird  von  der 
Verfasserin  des  Berichts  selbst  festgestellt  in  den  Zustandsbildem,  die  sie 
für  jedes  Kind  am  Beginn  und  am  Ende  der  Kuren  in  kurzen  Sätzen 
gezeichnet  hat. 

Diese  Sätze  lauten  z.  B.  für  den  zweiten  Krankheitsfall  folgendermaßen: 
1.  Zustand  vor  Beginn  der  Kur:  Margarete  P„  geb.  12.  März  1907,  auf- 
genommen U.September  1914:  Lippenrhagaden,  Hutchinsonzahne,  herab- 
gesetzte Intelligenz,  noch  Gruppe  II;  2.  nach  den  Kuren:  Lippenrhagaden, 
Hulchinsonzähnc,  herabgesetzte  Intdlige;]?..  Gruppe  II,  seelische  Ent- 
wicklung normal.  —  Danach  besteht  das  einzige  Plus,  welches  das  zweite 
Zustandsbild  enthalt,  in  dem  7usat/:  seelische  Lntwicklung  normal;  dieser 
Zasiti/  ist  aber,  abgesehen  von  seiner  /wcideuti.nkcit.  schon  deshalb  ohne 
Bedeutung,  weil  die  seelische  f'ntwickliinj:  de-  Kinde*  im  ersten  Zustauds- 
bilde  mit  keiner  Silbe  erwähnt  ist. 

Aus  dem  Vergleich  beider  Zustandsbilder  kann  ;dsn  kein  anderer  Schluß 
gezogen  werden  als  der.  dal!,  mit  Ausnahme  des  negativ  »nn irdenen 
Wassermann,  nach  fünf  Jahren  energischer  lldiainlliiny  alles  beim  alten 
geblieben  ist.  Durch  welche  Mittel  diese-  Ziel  erreicht  worden  ist,  lehrt 
folgender  Auszug  aus  den  Aufzeichnungen  der  Berichterstatterin: 

Die  Behandlung  dauerte  vom  23.  Februar  1915  bis  zum  2.  Januar 
1919,  d.  h.  ungefähr  4  Jahre,  ohne  Eiurechrrung  von  zwei  prophylak- 
tischen Kuren,  die  vom  15.  April  1919  bis  7.  Februar  1920  vorgenommen 
und  am  5.  Mai  1920  mit  einer  Provokationsin}ektion  beendet  wurden. 
In  diesen  fünf  Jahren  kamen  zur  Verwendung:  ü.o1)  g  Kalomel  in  57  In- 
jektionen, 27,4  g  Ncosalvarsan  in  80  Injektionen,  045,0  g  graue  Salbe  in 
32  Wochen  Schntierkur  und  99,0  g  Jodkali  in  8  Wochen.  Als  Erfolg 
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dieser  zweifellos  energischen  und  beharrlichen  Behandlung  kar.n  lediglich 
verzeichnet  werden,  daß  die  Wa.-R.  vom  13.  Juli  Mi  1  S  bis  20.  Mai  1  'f2U 
bei  sechsmaliger  Untersuchung  iie.nntiv  blieli.  wahrer»!  sie  in  den  vorher- 
gehenden Jahren  beständig  schwankt,  ja  einmal  sogar  nach  Beendigung 
der  Kur,  am  19.  Oktober  1917,  positiv  ausfiel,  obgleich  sie  beim  Beginn 
dieser  Kur  negativ  gewesen  war. 

in  Behandlung,  Verlan!  und  Ergebnis  die  beiden  andern  Fälle.  Beim 
dritten  Fall  wäre  vielleicht  noch  hervorzuheben,  daß  die  Wa.-R.  trotz 
dreier  energischer  Kuren  vom  26.  April  1916  bis  28.  Juli  1917  positiv 
blieb,  dann  am  27.  Februar  1918  negativ,  am  18.  September  1918  aber 
wieder  positiv  wurde,  um  endlich  vom  24.  April  1919  ab,  d.  b.  nach 
sechs  Kuren,  dauernd  negativ  zu  bleiben.  Bei  den  früheren  fünf  Kuren 
dagegen  war  die  Reaktion  beim  Beginn  jeder  einzelnen  Kur  stets  positiv, 
sei  Iis:  wer]  tl  sie  am  Sehl  u  IS  der  ^rhcreeeiangenvii  Km  ni'yativ  gewesen  war. 

ich  will  hier  nicht  daran!  eingehen,  in  welch  sonderbarem  (iegensai^ 
diese  Kurerfolge  stehen  zu  dem  Enthusiasmus,  mit  welchem  vor  wenigen 
Jahren  die  neue  Ära  der  Syphilisbehandlung  Ehrl  ich -Hata  begrüßt  wurde, 
denn  Irren  ist  menschlich;  aber  gestehen  muß  ich  doch,  dali  mir  die  An- 
sprüche, welche  in  Rummelsburg  au  die  Therapie  der  Syphilis  gestellt 
werden,  sehr  hesclicideii  /n  fein  scheinen.  Demi  nach  einer  fünfjährigen 
intermittierenden  Kur  ä.  la  Fournier  und  Neißer  am  Schluß  ein  kli- 
nisches Bild,  das  sich  von  dem  Bilde  bei  Beginn  der  Behandlung  in 
nichts  anderem  unterscheidet,  als  daß  die  Wa.-R.  negativ  geworden  und 
etwa  ein  Jahr  lang  negativ  geblieben  ist,  das  ist  doch  ein  Ergebnis,  das 
nur  von  einem  extremen  therapeutischen  Optimismus  als  bedeutsamer 
Erfolg  gedeutet  werden  kann.  Ja,  wenn  damit  zugleich  der  positive  Be- 
weis erbracht  wäre,  daß  der  Kranke  nunmehr  von  seiner  Syphilis  wirklich 
geheilt  und  vor  einem  Rückfall  L;esi'hü(/t  seil  Das  aber  werden  selbst 
die  entschiedensten  Verehrer  der  Wa.-R.  nicht  zu  behaupten  wagen!  Ist 
sie  doch  weder,  hei  positivem  Ausfall,  ein  siclieres  deichen  für  Syphilis, 
mich,  hei  negativem  Ausfall,  ein  solche*  für  die  Freiheit  von  Syphilis. 
Ich  muß  es  deshalb  für  unzulässig  erklären,  von  der  Wa.-R.  nicht  nur 
die  Diagnose,  sondern  auch  die  Therapie  abhängig  zu  machen.  Es  ist 
aber  nicht  nur  unzulässig,  sondern  auch  geiührlich.  Die  Gefahr  bestellt 
darin,  dali,  bei  positiver  Wa.-R.,  auch  ohne  klinischen  liefund  systematische, 
antiluetische  Kuren  vorgenommen  werden,  die  Leben  und  Gesundheit 
des  Behandelten  in  hohem  Malie  hedrohen.  Dafür  habe  ich  aus  jüngster 
Zeit  zwei  positive  Beweise,  die  mich  tief  erschüttert  haben  und  haupt- 
sächlich veranlassen,  diesen  Aufsatz  zu  schreiben. 

Ende  1919  konsultierte  mich  ein  30  Jahre  alter,  intelligenter,  den 
besseren  Ständen  angehüriger  Herr,  der,  nach  eigener  Angabe  syphilitisch, 
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seil  ]  l/i  Jahren  von  drei  Berliner  Ärzten,  darunter  einem  bekannten 
Spezialisten,  mit  sehr  energischen  Hg-  und  Salvarsankureu  behandelt 
worden  war.  Dabei  hatte  sich  sein  Befinden  allmählich  so  verseil lectitert, 
dali  er  sich  wiederholt  mit  Selbstmordgedanken  trug;,  um.  wie  er  tagte, 
seinem  unerträglichen,  physich  und  seelisch  zerrütteten  Leben  ein  Ende 
711  machen.  Die  genaue,  wiederholte  I 'incr-udiitiig  ilo  Patienten  l- r it ; i i • , 
daß  an  ihm  auch  nicht  die  gcruig-lc  Spur  einer  trüber  bestandenen  L  ues 
aufzufinden  war:  ebenso  ergab  die  Anamnese,  dali  er  niemals  in  seinem 
an  häufigem  illegitimer.  I icscklcc:itsccrkel:r  reichen  Leben  irgend  ein  ;uif 
Lues  deutbares  Symptom  am  Glied,  an  der  Haut,  an  den  Schleimhäuten 
und  den  Drüsen  wahrgenommen  halte.  Meine  Frage,  wariiin  er  sieh  denn 
jibcrlr.nip:  habe  untersuchen  lassen,  beatltwoncte  er  dahin,  dali  seine  Ehe 
unfruchtbar  gewesen  sei  und  er  eine  Abnahme  der  Polenz  wahrgenommen 
habe.  Alle  drei  Ärzte  hatten  ihn  auf  Lues  untersucht,  alle  drei  die  Wa.-R. 
positiv  gefunden,  ihm  verstellen,  dali  so  die  Diagimsc  Syphilis  vollkommen 
gesichert  sei,  und  demgemäß  die  Behandlung  durchgeführt.  Dasselbe 
Schicksal  wie  er  hatte  seine  Frau:  auch  bei  ihr  gab  es,  aulier  gewöhn- 
lichem Fluor  albus,  keinen  klinischen  licitind.  aber  positive  Wa.-R.  lind 
so  wurde  auch  sie  einer  eingreifenden  air.ilneüsehcu  Kur  unterworfen, 
mit  denselben  Folgen  des  physischen  und  seelischen  Zusammenbruchs. 

beide  Kranke  waren  so  fest  von  dem  syphilitischen  Charakter  ihres 
Leidens  überzeugt,  daß  es  mir  sehr  schwer  geworden  ist,  sie  davon  zu 
überzeugen,  dali  die  Diagnose  Syphilis  in  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
nicht  begründet  sei:  dagegen  waren  sie  durchaus  damit  eiiivei>l:indi-n. 
eine  andere  Therapie  einzuschlagen.  Ich  iilieiwiv;  sie  daher  einem  Arzt 
der  physikalisch-diätetischen  Schule  und  hatte  nach  Verlauf  eines  halben 
Jahres  die  Genugtuung,  dali  beide  sich  mir  als,  wie  sie  sagten,  neuge- 
borene Menschen  vorstellen  konnten,  Iiis  heute  sind  sie  auch  gesund 
geblieben  und  namentlich  keinerleisyphiliiisclic  Lrschei nun gen aufgetreten.- 

Nachdem  die  medizinische  Fachpresse  ;!,  wie  ich  es  gewohnt  war,  mir 
meine  Manuskripte  zurückgeschickt  halte,  wandle  ich  mich  an  die  Tages- 
und  gegnerische  Presse.  Schon  aber  erhob  sich,  wie  Kultusminister 
Haenisch  im  Hamburger  Echo  schrieb,  der  Chorus  und  rief:  »Kreuzigt 
ihn,  er  geht  ja  an  die  Tagespresse,  ja  sog.tr  der  .Naturarzt'  veröffentlicht 
seine  Gedanken!  Hütet  Euch,  Ihr  Kollegen!.  Und  man  glauhic.  Hei  mir 
liegen  etwa  10  Mannskripte,  die  sieh  seil  sechs  Jahren  angehäuft  Italien 
und  alle  noch  der  Veröffentlichung  harren.  Und  dieses  System  nennt 
sich,  wie  der  Hauptrufer,  der  Redakteur  der  »Deutschen  medizinischen 
Wochenschrift«,  Professor  Schwal  he,  ein  Vertreter  dieses  Systems,  fort- 
während  einer  erstaunten  und  lüchtsahiiendcii  Ärzteschaft  and  dem 
Kultusminister  Haeniscli  zuruft:  »Voraussetzung-Klose  Wissenschaft «.  Als 

')  Ans   Blätter  für  Volksaufktärung- ,  1920,  Nr.  10. 
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ich -auch  während  des  Krieges  trotz  Zensur  und  Eitiziehungsgefahr  nicht 
nachließ  (siehe  Archiv  für  physikalisch  diätetische  Therapie  1 VM  7  Nr.  7  8). 
das  korrupte  System  zu  geißeln,  als  dann  die  Kommission  des  Abgeord- 
netenhauses im  März  1918  nach  der  walirht-its.wsi.il igen  Beratung  des 
Ministerialdirektors  anläßlich  der  Beschlußfassung  über  meine  Petition 
eine  paritätische  Prüfungskommission  einzusetzen,  im  Vertrauen  auf  die 
Autorität)  und  »Wahrheitsliebe«  eines  preußischen  Dezernenten  »Übergang 
zur  Tagesordnung-  beschloß,  da  erhob  sieh  in  der  medizinischen  Fach- 
presse ein  Geheul  der  Freude.  Aber  es  dauerte  nur  einige  Tage.  Denn 
nach  meiner  mündlichen  Aufklärung  des  Ministers  Drews  und  den  Vor- 
würfen über  Kirchners  Un Wahrhaftigkeit  in  der  Presse  sowie  durch  Zu- 
schriften an  die  Abgeordneten  sahen  diese  endlich  ein,  daß  Kirchner 
sie  irreger  ühri  halte  und  beschlossen  fast  eiristminiiii  das  Äußerste  was 
es  gab,  nämlich  »Berücksichtigung«  und  auf  Wutisch  des  Ministers 
schließlich  »Erwägung«  meiner  Petition.  Kur  die  »Freisinnigen'  wollten 
nicht  einmal  eine  Prüfung  der  Frage.  Die  medizinische  Presse  widersetzte 
sich  zwar  der  beschlossenen  Kommission,  trat  aber  für  eine  unterdessen 
in  Köln  von  Privatärzten  gegründete  »Privatkominission -■,  bei  welcher 
die  Gegner  bis  heute  nicht  einmal  gehört  worden  sind,  warm  ein. 

Diese  private  Salvarsau -Kommission,  unter  dem  Vorsitz  von  Professor 
Moritz  und  dem  Bonner  Salvareanisten  Professor  Erich  Hoffmaiin 
gebildet,  hat  in  Nr.  11/20  der  »Deutschen  medizinischen  Wochenschrift« 
des  Professor  Dr.  Julius  Schwalbe  vom  It.  März  1920  zur  Entlastung 
für  das  Salvarsau  mitgeteilt,  daß  die  von  der  Kommission  befragten 
182  Ärzte  und  Institute  ihr  nur  über  zwölf  sichere  Todesfälle  bei  225000 
Einspritzungen  berichtet  hätten.  Verfallt  isl  das  Referat  von  dem  Kölner 
Professor  Dr.  Mcirowski,  der  ein  halbes  Jahr  später  in  Nr.  36  der 
Münchner  Wochenschrift  1020  erklärte,  daß  die  sogenannte  Ahorliv- 
heilung  der  Syphilis  durch  Salvarsau  sich  als  ein  Märchen  erwiesen  habe. 
Seihst  im  Anlange  der  Syphilis  einsetzende  reichliche  Salvars-iuht-handliiiig 
von  10  bis  2U  Spritzen  hatte  die  Patienten  nicht  geheilt,  die  Spät- 
behandlung  dann  erst  recht  nicht! 

Diese  Kölner  Statistik  von  nur  zwölf  Todesfällen  bei  182  befragten 
Ärzten  ist  der  größte  Humbug,  um  keinen  schärferen  Ausdruck  zu  ge- 
brauchen, den  man  je  gewagt  hat,  einer  (nicht)  denkenden  Ärzteschaft 
und  einem  der  .exakten  Wissenschaft'  vertrauenden  Publikum  aufzutischen, 
t'in  stslehes  veiiiiihteiitir^  Urteil  muß  ich  natürlich  begründen. 

Professor  Scholtz,  der  Dermatologe  der  Königsberger  Universität, 
gibt  zu,  vier  Menschen  durch  Salvarsanvergiltung  verloren  zu  haben. 
Professor  Erich  Hoffmann  in  Bonn  (der  übrigens  der  Kölner 
Kommission  angehört),  hatte  fünf  von  ihm  zugegebene  Salvarsantote  zu 
verzeichnen.    Professor  von  Z  u  in  b  u  s  c  h  in  München  gibt  drei  Salvr.tr- 
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santote  in  seiner  Klinik  zu,  Professor  H  a  h  n  -  Haniburg  sechs  Todesfälle. 
In  Ingolstadt  erkrankten  von  21  behandelten  Soldaten  13  schwer  an 
Salvarsanvergiftung.  Hiervon  starben  fünf.  Am  Krankenhaus  in  Hannover 
starben  drei.  Dr.  Herzog  (Leipzig!  hatte  drei  Todesfälle  usw.  usw.  Hätte 
also  die  Kölner  Privatkontos  tssioti,  die  aus  zwölf  Ärzten,  darunter  kein 
Gi'l'ikt.  bestand,  sich  mir  an  diusc  sechs  Institute  und  Ärzte  gewandt, 
so  hatte  sie  schon  23  Todesfälle  nur  bei  diesen  sechs  Ärzten  registrieren 
können.  Die  IS2  Ärzte  müssen  also  nach  einem  bestimmten  Prinzip  ad 
In ausgesucht  worden  «'in.  Mit  dieser  exakten  Fi-sIsIl'IIum.i;  dürfte  dieser 
statistische  Humbug  genügend  illustriert  sein,  zumal  dieser  >  Kommission, 
jedc  Aktivlcgitimatiori  für  eine  unparteiische  l'riifun;?  fehlte.  So  hatte  sie 
es  denn  a-.nli  trtit/.  der  öffeudicher;  IVesscan griffe  wohlweislich  ver- 
mieden, einen  Safer«! nj^ner  aidzu nehmen.  An  mich,  der  ich  doch  auch 
etwas  Material  halse,  hat  sie  sich  nicht  gewandt.  Da  die  182  Arzte 
225000  Einspritzungen  machten,  jeder  Patient  aber  bis  zur  Heilung 
mindestens  bis  zu  25  üiiispritzungcn  erhall  (icls  kenne  solche  mit  50  bis 
60  rinspril/un^er.  ohne  I  leilimj.;!.  m  handelt  es  sieh  ■  -  die  Zahl  der 
Personen  wird  in  der  Kölner  Statistik  verschwiegen  —  wenn  man  durch- 
schnittlich bis  zum  Ende  derj<nreii  20  Einspritzungen  annimmt,  um  etwa 
10000  Personen.  Selbst  wenn  bloli  12  (?)  Todesfälle  beobachtet  wären, 
würde  auf  etwa  1000  behandelte  Personen  eine  sterben  durch  die  Kunst 
des  Arztes!  Wer  denkt  da  nicht  an  Molieres  Komödie,  in  der  er  schilderte, 
wie  Gil  Blas  schwer  erkrankt  in  einem  Ort  liegen  blieb  und  sich  gerettet 
dünkte,  weil  dort  kein  Arzt  war.  Dabei  heilt  Salvarsau  nicht  dauernd, 
sondern  nur  symptomatisch  und  nur  zusammen  mit  Quecksilber,  und 
das  nach  Professor  Scholtz  nicht  einmal  schneller  als  Quecksilber  allein. 
Danach  ist  Brunnenwasser  ein  Desinficiens,  wenn  —  man  noch  Karbol 
hinzufügt 

Nun  hatte  ans  1,  Mär/  I91S  das  Abgeordnetenhaus  die  Einsetzung 

einer  paniätiichcii  Kommission,  aus  d;ei  Gegner  id  drei  Anhängern 

des  Salvarsans  bestehend,  fast  einstimmig  gegen  den  Willen  der  damaligen 
Med izinalverwa Kling  beschlossen.  Diese  Kommission  wurde  von  der 
medizinischen  Fachpresse  ücwallig  bekämpft,  d.h.  die  Hc-hihcriii  der  vor- 
aussetzmsesloscii  Wissen  schalt  w  im  sc  1'.  Ii:  Leine  objektive  Prüfung.  Und 
im  Börsenberichte  der  Frankfurter  Zeitung  hieß  es  am  4.  März  1918:  die 
Höchster  hukiiiticn  seien  lustlos-  wegen  Salvarfniikominission!  Also 
schon  eine  iseubalc  IViibmg  bewirkt  I  ustlosigkeit.  In  dieser  IsYkämpfunp; 
tat  sich  besonders  Professor  Schwalbe  hervor.  Aber  die  sofort  hinterher 
sieh  bildende  Kölner  Privatkomtisission  wurde  von  der  Fachpresse  ebenso 
gewaltig  hervorgehoben,  liesorders  beteilige  sich  daran  wiederum  die 
obige  "I  kutsche  medizinische  Wochenschrift«.  Seit  vier  Tagen  war  sie 
im  ik'Sitz  des  Rcsultafcs  der  Kölner  Kommission  und  Sofort  war  der 
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Aufsaß  am  II.  März  1920  in  Druck  gegeben.  Seit  vier  Monaten  lagerte 
bei  ihr  aber  die  geradezu  vernichtende  Statistik  des  Berliner  Ante 
Sanitätsrat  Dr.  Silberstein,  der  die  Salvarsantodesfälle  aus  nur  zwei  Zeit- 
schriften bloß  von  einem  Jahr  gesammelt  hatte.  Diese  Zusammenstellung 
der  Todesfälle  wirkte  furchtbar  auf  jeden  Arzt.  Obschon  der  Abdruck 
nach  langen  Verhandlungen  endlich  trulz  der  Ahlehiiungsversuche  von 
Professor  Schwalbe  (dem  Redakteur  der  .Deutschen  medizinischen 
Wochenschrift*)  vor  vier  Monaten  versprochen  war,  ging  dann  prompt 
das  Manuskript  zurück  mit  dem  Bemerken:  Nach  dem  Eintreffen  der 
■völlig  unparteiischen«  Kolnet  Statistik  erübrige  sich  die  Veröffentlichung. 
Dazukommt  noch,  dati  Schwalbe,  durch  das  Manuskript  des  Arztes  auf 
die  Kölner  Kommission  aufmerksam  gemacht,  sich  schnell  an  diese 


Kommission?  Warum  sofort  darauf  (!)  die  private  Kölner?  (Höchster 
Farbwerke  lustlos!)  I  lerr  Kirchner  sabolierti'  sie  einfach,  wie  er  auch  eine 
vom  Eriiliorcn  Rcidi-Iag  beschlossene  Pniüin-sbrnimissioii  auf  anderem 
Gebiete  einfach  sabotiert  hat,  damit  eben  keine  Gegner  zu  Worte  kämen. 
Das  erlaubt  man  sich  in  wissenschaftlichen,  also  neutralen  Kragen.  Unter- 
dessen haben  wir  nun  die  -Revolution*  gehabt  und  an  Kirchners  Stelle 
trat  Herr  Ministerialdirektor  Onttstcin.  Im  Anfange  des  Jahres  1920  [ragte 
ihn  im  Parlament  der  Abgeordnete  Dr.  Beyer,  Arzt  und  Ministerialreferent 
für  Psychiatrie,  warum  er  nicht  die  am  1.  März  1918  beschlossene 
Salvarsankommission  berufen  hätte.  Antwort:  Von  dieser  Kommission 
wäre  ihm  und  seinem  Referenten  (G.  R.  I.ent/.l  nichts  bekannt,  wie  dieser 
ihm  während  der  Beyerschen  Rede  erklärt  hätte.  Tatsache  aber  ist 
folgendes:  G.  R.  Lenlz  war  hei  der  Abstimmung  über  diese  Kommission 
airi  ;.  Mar?  l'Hg  (!)  im  l'arlatnente  nigegen.  It  hat  darüber  sogar  eine 
etwa  100  Seiten  starke  Broschüre  »Salvarsandenkschrift.  mitverfallt,  die 
im  Ministerium  erschienen  ist.  Ich  personlich  hatte  in  zwei  Eingaben  an 
Herrn  Ministerialdirektor  Gottstein  vor  einigen  Monaten  bzw.  Wochen 
ausdrücklich  petitioniert,  die  Kommission  endlich  einzuberufen.  Also 


Ib.-, 


lies 


miterrichtet  ist  und  die  Nk-lil;,|>[>mlmrien  K-sser  beschlagen  sind  Wenn 
die  .Deutsche  medizinische  Wochenschrift,  des  Herr  Professor  Schwalbe, 
wie  der  obige  Fall  zeigt,  die  Gegenseite  in  so  eklatanter  Weise  unter- 
drückt —  mir  hat  er  alle  Salvarsanmanuskripte  seit  zehn  Jahren  zurück- 
geschickt- dann  schreit  eine  derartige  Behandlung  einer  Frage,  bei 
welcher  es  sich  um  Menschenleben  handelt,  direkt  zum  Himmel,  nament- 
lich bei  einem  Produkt,  dessen  Wucher  ja  bekannt  ist.  Und  wie  mir 
erging  es  auch  dem  obigen  Arzt  Dr.  Silherstein,  so  erging  es  dem  Ab- 
geordneten Dr.  Beyer,  so  erging  es  Dr.  Schanz  (Dresden),  und  wie  vielen 
vielleicht,  von  denen  man  nichts  erfahrt!  >  Voran  ssetzungsl  ose  Wissen- 
schaft« nennt  dies  in  beinahe  jeder  Nummer  Herr  Schwalbe,  der  die 
obige  -Statistik-  getreu  seiner  Tradition  vor  jeder  Ketzer-Kritik  schützt. 
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Krankenhäusern  schön  1914,  75  Prozent  Nichtheilung  nach  Professor 
Hübner  schon  1917,  50  Prozent  mehr  rückfällige  Erkrankungen  der  Pro- 
stituierten nach  der  Einführung  des  Salvarsans  1912,  5  Prozent  Erkran- 
kungen an  Sa  Ivarsan -Gelbsucht,  I  Todesfälle,  wenig  Heilung  nach 
Professor  Meirowski,  jedes  25.  in  Deutschland  i;t  linrt  rn'  Kind  syphilitisch! 
{Wo  hleiht  hier  die  versprochene  Steril  isienmg  und  Heilung?!'  Paralyse 
und  Tabes  gewaltig  vermehrt!  Durch  das  neueste  Silhersalvarsan  wurden, 
abgesehen  von  zahllosen  tödlichen  Arscn-Hautvergif  tunken,  in  letzter  Zeit 
drei  Leute  getötet  (Fälle  von  Professor  Riecke,  Dr.  Hoffmann,  Professor 
Behring);  ein  21  jähriges  Mädchen  wurde  durch  in  der  Haut  sich  nieder- 
schlagendes Silber  dauernd  schwarz  gefärbt.  Im  Heichsgesundheilsanit 
hat  sich  eine  Sa  Ivarsan  komm  ission  gebildel,  von  der  jedoch  ich  als 
Salvansangegner  absichtlich  ferngehalten  werde. 

Alle  diese  Tatsachen,  die  so  recht  die  wirklichen  .Erfolge«  der  DGBO. 
erläutern,  sollten  auch  die  von  sehen  der  Gesellschaft 
der  Geschlechtskrankheiten  und  seitens  der  Sex ualkapita listen  ii 
Salvarsan  narkotisierte  Regierung  endlich  erwachen  lassen. 

Die  Ärzte  interessiert  wohl  ,1ns  Verhalten  der  medizinischen  Fa 
die  beständig  leugnet,  und  zwar  wider  besseres  Wissen,  daß  £ 
gegnern  die  Veröffentlichung  ihrer  Arbeiten  verwehrt  würde. 


~Wir  müssen  die  leichtlcrtiiit-  llcluiipiimg.  ilüll  Jen  Salvarsatigcgiicni 
die  Veröffentlichung  ihrer  Arbeiten  in  den  medizinischen  Fachzeitschriften 
verwehrt  würde,  die  die  betreffenden  Abgeordneten  ohne  eigene  Prüfung 
Herrn  Dreis w  blindlings  nachgesprochen  haben,  als  eine  glatte  Unwahr- 

I»  .r  Iwa'.i-  hmrii  • 

Fin  weitere;-  Kommentar  criiln  igt  sich,  wenn  ich  folgende  Briefanschriften 
veröffentliche  und  auf  das  Urteil  des  Münchner  Schöffengerichts  verweise: 

■München,  I3.januar  191 1.  Es  tut  mir  leid,  von  Ihrer  Kritik  des  Auf- 
satzes von  Ehrlich  ,Die  Salvarsanthcrapie'  keinen  Gebrauch  machen  zu 
können  .  .  .  Ich  finde,  daß  Flirtich  doch  etwa*  mehr  Rücksicht  beanspruchen 
kann  und  kann  mich  aus  diesem  Grunde  nicht  zu  der  Aufnahme  Ihres 
Artikels  entschließen.      gez.  Münch,  med.  Wochenschrift.  Dr.  Spatz.« 


Sie  wissen,  wie  ich  ihn  beurteile,  in  unser  Blatt  zu  bringen. 

■    s;ez.  Münch,  med.  Wochenschrift.   Spatz. ■ 
Nachdem  die  M.  in.  W.  dann  bis  1915  eine  Reihe  weiterer  Arbeiten 
(sogar  Krankeugcscliiclilk'ii  über  Todesfälle  ohne  Kommentar  beschrieben. 
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Antrag  auf  ein  Salvarsan- Reich  sv  erbot 


also  rein  neutral)  ah  Kelch  nt.  schrieb  sie  am  ').  März  l'J15,  sie  zöge  es  vor, 
-auf  weitere  Beiträge  aus  meiner  f-'eder  zu  verzichten  ntul  gäbt  mir  daher 
(Ins  Manuskript  .Über  Dauer  —  und  Abortiv  Wirkung  des  Quecksilbers 
und  Salvarsans'  mit  Dank  zurück.  Der  Sache  geschieht  dadurch  kein 
Schaden,  denn  es  gibt  ja  genug  andere  medizinische  Zeitschriften,  in  denen 
Sie  Ihre  Ansichten  den  Ärzten  bekanntgeben  können.« 

Aber  auch  diese  lehnten,  wie  auf  Verabredung,  systematisch  ab,  sogar 
die  Aufnahme  einer  Anzeige  über  mein  Buch  >Die  Salvarsan  gefall  r«. 

Deutsche  med  .Wochen  schritt,  1 4,  September  1 1)  1  o.  <Zu  einer  allgemeinen 
Abhandlung  über  Salvarsan  steht  Ihnen  ein  für  allemal  meine  Wochen- 
schrift nicht  zur  Verfügung,    gez.  Schwalbe.« 

Annoncenexpedition  R.  Mosse,  14. Juni  1915.  »Auf  Ihr  Schreiben  vom 
27.  teilen  wir  Ihnen  nach  Rücksprache  mit  der  Redaktion  der  .D.m.W.', 
der  .Münch,  med.  Wochenschrift'  und  der  .Berliner  klin.  Wochenschrift', 
sowie  des  ,Är/tf.  Verc-'nshlatk's'  mit,  da  II  dieselben  Ihr  Inserat  betr.  Ihr  Buch 
.Salvarsangefahr'  abgelehnt  haben,« 

Hierdurch  wird  der  immer  geleugnete  Zusammenhang  zwischen 
Annoncen-  und  redaktionellem  Teil,  mc  l'll  l  im  Machen  der  I  hrraneu- 
tischen  Monatsheft t  Prof.  Meiibnor  schr:eh.  kl-.pp  und  klar  erwirken. 

Dieser  Auszug  ist  mir  ein  verschwindender  Bruchteil  all  der  Ableh- 
nungen der  Fachpresse. 

Mein  Archiv  enthalt  Hände  übel  dieses  Thein.i  Wie  'ange  iiiuh  läßt 
wh  die  Ärzteschaft  dieses  System  gefallen5 

IX-r  preufiisehe  Kultusminister  Hämisch  sprach  daher  im  l'-ir Linien I 
von:  -Wissenschaft  und  üt-chatt*.  •  Veriiidtistnahsicruiur  der  Meduin*. 
■.skrupelloser  Ausbeutung! ,  von  >l  cichen'tcinen  durch  den  Sjlvarsan- 
schwinde!*,  von  -dunklen  Zusammenhangen •  usw. 

Au1,  allen  diesen  Gründen  habe  ich  Mille  Ma:  1921  in  Verbindung  not 
SaniLUsrat  IV  Leo  Silberstein  t  Herl  m- Schömberg)  heim  Reichs 
gesundheitsamt,  beim  Preu Bischen  Wohlf art smin isterium, 
heim  Reichstage  und  bei  der  Preußischen  I.andcsversammlung 
den  Antrag  gestellt,  (in  Verbot  der  Salvarsanbehandlunfl  zu  bewirken, 
wenn  die  Regierung  nicht  sofort  eine  Maximaldosis  festsetzt.  In  der 
Begründung  nahmen  wir  auf  die  hier  folgenden  furchtbaren  Perspektiven 
Üezug,  die  im  Kider  M.iriiiclf/.'ireK  sich  eröffne:  Italien.  Auf  ( irurul  seiner 
Erfahrungen  hat  Prof.  Oennerich-Kiöl  ein  Buch  die  -Die  Syphilis  des 
Zentralnervensystems«  geschrieben,  aus  dem  wir  in  folgendem  auszugs- 
weise zitieren: 

»S.  I  und  2.:  Die  Erwartungen,  welche  dem  Salvarsan  im  besonderen 
in  der  Heilung  der  Syphilis  des  Zentralnervensystems  entgegengebracht 
wurden,  sind  leider  nicht  ganz  in  firfiilliing  gegangen.  Einmal  bleibt 
es  dem  Praktiker  nicht  vcrsüiiiJlicli,  weshalb  sich  schon  in  den  frischen 
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Luesstadien  trotz  energischer  und  bester  Salvarsanbehandlung  schwere 
Veränderungen  am  Zentralnervensystem  einstellen  und  unaufhaltsam  weiter- 
entwickeln. In  fachärztlichen  Kreisen  hat  man  sogar  von  einer  Reiz  Wirkung 
des  Salvarsans  auf  die  mcningcale  Infektion  gesprochen  und  glaubt  sie  als 
Ursache  für  die  häufigen  Friiherk  rankungen  des  Zentralnervensystems  an- 
schuldigen zu  sollen.  Nach  den  früher  (1916)  veröffentlichten  Statistiken 
kann  es  in  der  Tat  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Häufigkeit  der 
meninjiealen  Syphilis  in  lIltjiII  ^meinen  Praxi  s  seit  Einführung  des  Salvarsans 
und  zwar  vorwiegend  infolge  '.Hinlänglicher  Anwcndutijr  zugenommen  hat. 

S.  6:  Nach  Allgemeinbehandlung  mit  Salvarsan  zeigt  sich  eine  Be- 
schleunigung der  metaluetischen  Prozesse. 

S.  7 :  Daß  eine  energische  intermittierende  Qu  eck  si  Iberbehandlung  zum 
Ziele  führen  kann,  ist  durchaus  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 

S.  1 1 Die  intravenöse  Behandlung  hat  trotz  ausgiebigster  Durch- 
führung der  Salvarsanbehandlung  nicht  zum  Ziele,  im  Gegenteil  zur 
Metalues  geführt. 

S.  1  7:  Es  fällt  vor  allem  auf,  dafj  der  Lmtrilt  der  .Metalues  bei  den  mit 
Salvarsan  behandelten  Fällen  gegenüber  den  früheren  Erfahrungen  mit 
Quecksilber- Behau d hing  nicht  unerheblich  beschleunigt  ist. 

S.  122:  Für  die  Anwendung  des  Suhoceipitalstiches  bei  schweren 
Rückenmarkscrkrankungen  finde!  man  die  Patienten  so  leicht  nicht  geneigt 

S.  125:  In  etwa  40  Prozent  der  Lues  latens-Fälle  ist  mit  dem  Vorhanden- 
sein meningealer  Endzündimgsi'iirgän;;!-  zu  rechnen. 

S.  137:  Die  intravenöse  Salvarsanbehandlung  führt  nur  zum  Schein- 
erfolg. Nach  zwei  bis  drei  fahren  kann  mit  Sicherheit  aui  sehr  ernste  cere- 

S.  146:  Im  f  rii  Ii  Stadium  der  Sipliilis  konmicii  sr<it<  al  lei  bester  Salvarsan- 
behandlung gar  nicht  selten  schwere  meningeale  Endzündungsvorgänge 
zustande,  welche  nur  durch  rechtzeitige  endolumbalc  Behandlung  an 
weiterer  l.-.uuvick'iuig  verhindert  werden  ki'innen.  (Ihne  sie  ist  entweder 
ein  Nenroreeidie  "der  uaeli  längerem  dimiiischcn  Verlauf  eine  Lues 
cerebrospinalis  oder  Metalues  mit  Sicherheit  zu  erwarten. 

S.  117:  Die  iniravein'ise  Salvarsanhehandkiue:  der  Neurorecidive  ist 
sofort  angezeigt. 

S.  148:  Alle  hiesigen  Erfahrungen  weisen  darauf  hin,  dalf  die  un- 
gesäumte endolumbale  Behandlung  bei  allen  Formen  des  Neurorecidives 
in  jeder  Hinsicht  die  zweck mäiiigste  Methode  ist.  Eine  Vorbehandlung 
mit  Quecksilber  oder  Salvarsan  vor  der  endolumbalen  Behandlung  hat 
sich  indessen  als  nicht  notwendig  herausgestellt.« 

Aus  den  hier  angefahrten  Leitsätzen  Gennerichs  ist  zu  ersehen,  dalf 
die  bisher  geübte  intravenöse  Salvarsaiihehaiidlung  nicht  nur  nicht  versagt, 
sondern  im  Gegenteil  äußerst  schädigend  gewirkt  hat. 
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In  den  Veröffentlichungen  Dr.  Silbersleins:  -Quecksilber  oder  Sal- 
varsan?« (Ärzll.  Rundschau,  12.  Juni  1920  Nr.  24)  sowie  »Technik  und 
Praxis.  (Zeitschr.  für  physik.  und  diäter.  Ther.  ]g20  Bd.  24)  haben  wir 
auf  die  Gefahren  der  Salvarwnbehandhint;  aufmerksam  gemacht. 

Aus  der  neuesten  Literatur  erwähnen  wir  nur  folgende  Schädigungen 
und  Todesfälle: 

Rindfleisch -Dortmund:  2 Todesfälle  nach  en  dol  umbaler  Salvarsan- 

injekfiori  hei  zwei  körperlich  rüstigen  Paralytikern, 
von  Lücker- Plattling:  1  Fall  von  Gehiniödem  nach  Neo  salvarsan  inj. 

(M.  m.  W.  1/10  20). 
P.Nicaud(Pr.med.  1920  Nr.  33):  8  Fälle  von  Früh-,  16  von  Spätikterus 

nach  Salvarsan  und  Neosalvarsan. 
Herzog  (Med.  Ger.  Leipzig  27.  Januar  1920):  Todesfall  an  Encephalitis 

hämorrhagica  nach  Salvarsanbeliandlung. 
Sinn  (Th.  M.  H.  1.  April  1920):  1  Todesfall  an  Encephal.  hämorrhagica 

nach  Silbersalvarsan. 
Schollz-Königsberg:  2  Neurorecidive,  Encephalitis,  schwere  Dermati- 

tiden  nach  Silbersalvarsan. 
Reif  (Katharinenhospital  Stuttgart)  Oktober. November  1919:  4  Encephalit. 

Fälle,  darunter  zwei  Todesfälle  nach  Neosalvarsan. 
Siemerling-Kief  (19.  Februar  1919)  hält  die  endolumbale  Behandlung 

für  nicht  ungefährlich. 
Pette-Hamburg  (20.  April  1920):  Die  Häufigkeit  früh  cerebraler  Störungen 

bei  Lues  hat  seit  Einführung  des  Salvarsans  zweifellos  zugenommen. 
Hauser-Ludwigshafen  1921 :  »Nach  6,6g  Allsalvarsan Tod  nach  6 Stunden.« 
Jacobi:  2  Todesfälle  nach  endolumb,  Injektion  1921. 
Martin  Mü I ler- Haselbach:  1  Todesfall  nach  0,4  g. 
Hahn-Hamburg:  6  Salvarsan -Todesfälle  im  Jahre  1919. 
He  uck- München  (23.  Februar  1921):  Die  Endresultate  der  Silbersalvarsan  - 

behandlung  lassen  zu  wünschen  übrig, 
von  Nofthaft:  Zu  aussctiüe  II  liehen  Sa  Iva  rsank  Liren  ist  man  heute  noch 

nicht  berechtigt 

Med.  Kl.  Prof.  Dr.  Minkowski:  (M.  m.  W.  1920  Nr.43):  2  Todesfälle 

ana  plastisch  er  Anaemie  nach  Salvarsan. 
Ver.  f.  wissenschafll.  Heilkunde  26.  Januar  [920:  Prof.  Scholtz: 

»Die  Indikationen  zur  Anwendung  der  Sa Ivarsan -Therapie  werden  viel- 
fach zu  weitgehend  gestellt.  Zur  rein  symptomatischen  Behandlung  der 
Syphilis  würden  wir  das  Salvarsan  kimin  nötig  haben,  da  auch  Quecksilber 
die  Erscheinungen  nllcr  Stadien  vielleicht  mit  Ausnahme  der  beginnenden 
Aortitis  fast  ebenso  prompt  beseitigt.« 

Wenn  Gennerich  bei  einem  Material  von  vielen  Tausenden  von 
Patienten  ein  derartig  vernichtendes  Urteil  über  die  jetzt  übliche  intra- 
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venöse  Salvarsan  behaudlung  ausspricht,  so  genügt  es  niclit,  wenn 
innerhalb  einiger  wissensei lafllicher  Vereint  die  ["ram-  diskutiert  wird  oder 
der  eine  oder  andere  in  den  wissenschaftlichen  Zeitungen  und  in  der 
Presse  sich  äußert,  sondern  es  ist  zu  fordern,  dali  ein  Verbot  der  bisherigen 
Methodik  erfolgt,  namentlich  da  das  Salvarsan  sich  in  der  Haut  (Neger- 
bildung), Leber,  Lungengefällen  und  Geh  im  kapillaren  in  vielen  Fällen, 
wie  die  Sektionen  ergeben  haben,  niederschlägt  und  nach  Jahren  erst 
seine  unheilvolle  cummuliercnde  Wirkung  auch  in  bezug  auf  Paralysen- 
entstehung  ausübt.  Wie  im  übrigen  Gennerichs  Feststellungen  auch 
von  anderen  Ärzten  bewertet  werden,  beweist  folgende  Notiz  der  Wiener 
Ärztezeitung  >Die  Kunst  des  Arztes«.  Sie  schreib!  über  Gennerichs  Buch 
am  1.  März  1921: 

>Gennerich  hat  bei  8000  Soldaten  die  Aufsehen  erregende  Tatsache 
festgestellt,  dafi  die  im  frischen  Sekundärstadium  mit  Salvarsan  und  Queck- 
silber behandelte  Syphilis  in  84,7  Prozent  noch  eine  krankhafte  Rücken- 
marksflüssigkeit  aufwies,  die  nur  mit  Quecksilber  behandelte  nur  in  30 
Prozent,  die  unbehandelte  nur  in  59,5  Prozent  der  Fälle.  Demgegenüber 
sah  Gen  «er  ich  auch  ein  häufigeres  und  früheres  Auftreten  von  Paralyse 
und  Gehirnsyphilis  bei  den  mit  Salvarsan  in  ausreichenden  Dosen  be- 
handelten Fällen.  Hierzu  bemerkt  Prof.  Finger  (Wien)  in  der  .Wiener 
Klinischen  Wochenschrift»  Nr.  4  (1921):  »Gennerichs  Broschüre  ist 
eine  grofie  und  schwere  Anklage  der  üblich  kombinierten  Quecksilber- 
Salvarean-Behandlung  bei  allgemeiner  Frühsyphilis.  Sie  provoziere  in 
enormer  Häufigkeit  syphilitische  und  spätsy  politische  Prozesse  des  Zentral- 
nervensystems, sei  ahereinmal  entstandenen  Prozessen  gegenüber  fast  völlig 
machtlos.  Finger  müsse  daher  neuerlich  die  Frage  zur  Diskussion 
stellen,  ob  es  überhaupt  zweckmäßig  sei,  Salvarsan  bei  sekundärer  Syphilis 
zu  verwenden.«  Wenn  Gennerich  trotz  alledem  nach  dem  Gesetze 
der  Trägheit  von  94  Prozent  Heilung  bei  der  Früh  Syphilis  spricht,  so 
haben  die  zahlreichen  unterdessen  bekannt  gewordenen  ungehcilten  Fälle 
von  Prof.  Meirowslcf,  Dr.  Boas,  Prof.  Finger,  Dr.  Freymann, 
Prof.  Wechselmann,  mir  und  anderen  Autoren  ergeben,  daß  kein 
ernsthafter  Forscher  mehr  an  dieses  die  Moral  verderbende  Märchen  glaubt. 
Erst  verbreitete  man  100  Prozent  Heilung  bei  der  sekundären  Syphilis, 
und  als  sich  dieses  al-  glatte  Unwahrheit  herausstellt!-,  wurji-  mit  ili'isi'lheu 
eisernen  Stim  —  um  die  Entlarvung  hinauszuzögern  —  behauptet,  100 
Prozent  Heilung  hei  der  primären  Syphilis,  ^o  gewann  man  Zeit  gegen- 
über der  drohenden  Katastrophe.  Dazu  das  Glas-Wasserfehfer-Märchen. 
Und  jetzt  behauptet  C  Bruck  sogar,  die  lebensgefährlichen  Arsenver- 
giftungen der  Haut  (Dermatitis  arsenicatis)  bedeuteten  einen  Cesundheits- 
prozeÖ  auf  Grund  einiger  negativen  Blutproben.  Die  Logik  der  Salvarea- 
nisten  ä  la  Bruck  stellt  eben  alles  auf  den  Kopf,  was  bisher  vernünftig 
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war.  Man  kann  zwar  feststellen,  ob  eine  Syphilis  wahrscheinlich 
nicht  geheilt  ist,  wenn  die  Wassermannsehe  lilutuntersuchung  noch 
positiv  ist,  aber  nicht,  ob  sie  geheilt  ist,  wenn  sie  nämlich  negativ  ist; 
denn  die  negative  beweist  nichts. 

Die  Gefahr  einer  Verblödung  Deutschlands  bei  etwa  6  Millionen  Ge- 
schlechtskranken besteht  also. 

Darum  fort  mit  diesem  furchtbaren  sprechzimmerfüllenden  Produkt 
einer  skrupellosen  Geschäftsmachc !  Das  Heil  des  Volkes,  nicht  die  ge- 
füllten Sprcch/.iinmcr  und  dk'  Aktien  der  GrnliiudustriL'  sind  die  Haupt- 
sache. Dal!  dk  Ycrbliklungsiicrahr  besieht,  beweisl  ein  Ausspruch  des 
bekannten  Hamburger  Forschers  auf  diesem  Gebiete,  des  Professors 
N  oii  ii  e  .  der  ebenfalls  für  möglich  hüll,  dai;  die  l'aralvse  durch  die  graben 
Sah'arsau-,  d.  h.  Ars-cnmengcn  beschleunigt  und  befördert  wird.  Wenn 
aber  eine  Autorität  wie  Nonne  auch  nur  an  diese  Möglichkeit  denk't,  so 
besteht  die  l'fikht  des  Staates,  eine  derartige,  wenn  auch  nur  wahrschein- 
liche Katastrophe  durch  Festsetzung  einer  Maximaldosis  und  durch  ein 
Verbot  der  Zwangsbehandlung  und  der  Rückcnmarksahzapfungen  und 
-Einsprititiugcn,  die  Gennerich  bei  den  armen  wehrlosen  Soldaten  zu 
Tausenden  gemacht  hat,  eventuell  durch  ein  Sa Ivarsan verbot,  zu  verhindern. 

Die  nicht  nur  ungemein  klaren,  sondern  auch  Fesselnden  wissenschaft- 
lichen Darlegungen  von  Niessens  lassen  kaum  noch  Kaum  für  weitere 
Wide rlegm ige u  von  Anschauungen  und  Lehrmci  innigen,  die  zu  popu- 
larisieren gerade  die  DGBG.  als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  ansieht. 
Es  gibt  in  der  Tat  nur  ganz  wenige  Vertreter  der  Syphilidologie,  die  mit 
mehr  Sachlichkeit  und  Eindringlichkeit  den  Standpunkt  der  freien  wissen- 
schaftlichen Forschung  verteidigt  haben,  wie  dieser  Dresdener  Arzt:  denn 
in  der  Tat  ist  Heilung  ausgeschlossen,  solange  das  pathologische  Gebiet 
nicht  vollständig  erforscht  ist,  wie  dies  eben  bei  der  Syphilis  der  Fall  ist  — 
trotz  Wassermann,  trotz  Ehrlich. 

Und  bald  stellte  sich  (Prof.  Hühner')  heraus,  daß  751'rozcnt  der  behan- 
delten Fälle  ungehcHt  blieben,  dasselbe,  was  Gennerich ])  bei  84,7  Prozent 
an  den  Kieler  Matrosen  feststellte.  Prof.  Wechselmann,  Prof.  v.  Zeissl 
und  andere  Monopolisten  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1910  aber  hatten 
100  Prozent  Umschlagen  der  vorher  positiven  in  die  negative  Wasser- 
m ann sehe  Reaktion  •konstatiert«. 

Als  sich  nun  dieses  aktienvermchrende  und  die  öiientiiehe  .Moral  ver- 
derbende Dogma  als  unwahr  herausstellte,  da  machte  man  es,  wie  beim 
Zusammenbruch,  um  Zeit  zu  gewinnen,  üblich,  man  stellte  eine  neue  Be- 
hauptung in  tust  jrdei  Nummer  der  Millioiieupn ip;ts;aiida  auf.  nämlich: 

■)  Hübner,    Miinchener  media  Wochenschrift,  1916  .  No.  28. 
')  Gennerich,     Hie  Syphilis  des  zknlialnciiensysttins  .  Verlag  Julius 
Springer  1921. 
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Wenn  Du  in  einem  späten  Stadium  nach  der  Krank  he  ^Übertragung  Dich 
mit  Salvarsan  behandeln  lälit,  so  tritt  keine  sichere  Heilung  ein,  aber  mit 
etwa  100  Prozent  Sicherheit,  wenn  Du  etwa  drei  Wochen  n?.di  der  Infekfimi 
in  Behandlung  mit  Salvarsan  kommst.  Man  schickte  mit  diesem  Dogma  die 
•Autorität«  V.  Wassermann  vor,  diese  wurde  in  die  gesamte  Tagespresse 
lanciert,  die  von  ärztlichen  -Mitarbeitern«  dirigiert,  die  Worte  von  »Autori- 
täten- abdruckt,  die  gegnerische  Meinung  einfacher  Doktoren  dagegen 
kaum.  Man  schlug  so  (frei  Fliegen  mit  einem  Stillage.  Zunächst  wurden 
Millionen  Salvarsanam  pullen  mehr  umgesetzt,  da  aber  das  Dogma  von 
Wassermann,  Blaschko  u.  a.  so  frisiert  wurde,  daß -auch  die  W.  R. 
noch  seronegativ  sein  mußte,  so  wurden  Millionen  Reaktionen,  S  20—40 
Mark,  gemacht  Und  die  Erfinder  dieser  neuen  Lehre  kamen  mit  Bild 
in  alle  Zeitungen,  wodurch  die  ^Autorität-  stieg.  Hierdurch  gewann  man 
die  Spezialärzte,  die  viel  Einnahmen  erzielten.  Jene  Dermatologen,  die  bei 
den  Beschlüssen  gegen  den  die  Patienten  gleichmäßig  verteilenden 
Diskreliouisuuis  einstimmig  sid:  den  Protesten  Blaschkos  anschlössen. 
Man  rechnete  so:  Stellt  sich  —  wie  unterdessen  Meirowski,  Boas  u.  a. 
nachgewiesen  nahen  das  ganze  '  DU  Prozent-Dogma  als  verfehlt  heraus, 
dann  hat  man  wieder  zwei  In- drei  Jalire  Zeit  gewannen.  Hann  findet  sidi 
schon  wiedereine  neue 'Attraktion,  a  la  Friedman  n,  Verjöngungsrummel 
nsvv  :  die  die  Aufmerksamkeit von  dem  Gewesenen  ablenkt.  Realpolitik!  Sieh 
aui  den  Boden  der  Tatsachen  stellen!  Man  lud  auf  Staatskosten  die  Ärzte 
zu  » kurzfristigen  Kursen«  ein,  um  Deutschland  dadurch  vor  dem 
Sexualniin  zu  retten,  dali  man  sie  lehrte,  im  Anfange  Salvarsan  ein- 
zuspritzen. Blaschko  verfaßte  sofort  ein  Buch,  behielt;  -Anleitung  zur 
Frühdiagnose  und  Frülibcliaiidlung  der  (.icsdileclilskranklieiten*  mit  einem 
Vorwort:  -Je  mehr  sich  die  Erfahrung  (!?!'-)  betätigt,  daß  die  Syphilis 

bei  ihrem  ersten  Entstehen  im  Keime  (!)  erstickt  werden  kann  « 

F.r  selbst  gab  derartige  -kurzfristige  Kurse«  gegen  Entgelt.  Die  ge- 
samte Organisation  der  DüBG.  und  der  Keichsausschult  für  das  arztliche 
Forthildniigswcieti  würden  in  den  Dienst  dieses  eiiiiriiglirlicii  Dogmas 
gestellt,  das  Wohlfahrtsministeriuni,  an  dessen  Spitze  ein  hervor- 
ragendes Mitglied  der  DGBO.,  Gottstein,  berufen  wurde,  unterstützte 
die  Bestrebungen  und  das  Reich,  das  soviel  Geld  hat,  stiftete  1 50000  Mark 
jährlich  für  die  DGBG.  —  und  die  Geschlechtskrankheiten  stiegen  wie 
das  Wasser  der  Sintflut,  je  mehr  Sex ualtrakf Stehen  auf  Kosten  des  Reichs 
gedruckt  wurden,  da  die  Bauern,  die  früher  nichts  wufiten,  erst  recht  durch 
den  Hinweis,  die  Syphilis  wäre  nicht  gefährlich,  sich  ansteckten.  Und 
dann  drückt  man  ihnen  vorher  ein  im  Gesetzentwurf  vom  10.3.20 
staatlich  sanktioniertes  Prophyladicum  in  die  Hand.  Wie  dieses  Dogma 
in  der  gesamten  Presse  verbreitet  wurde,  zeigen  die  Zeitungsausschnitte, 
die  ich  seit  Jahren  systematisch  und  kartüthekiiiäliig  sammele.    Auch  auf 
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IcKiskiuirbirlieiii  Gebiete  hat  diu  Gesellschaft  keine  ein/i^e  eigene  fiiliR'iuK*, 
die  Geschlechtskrankheiten  vermindernde  Idee  gehabt.  Ihre  Vorschläge 
waren  i»  SdiArdcu,  Dänemark  usw.  Ifinysi  in  i Lit-  l'ra.iis  iibcij;eiiihi1. 
Ihre  Idee  der  Beratungsstellen  (Blaschko)  hat  Scliiffliruch  gelitten  (siehe 
5. 207  ff.)  Die'  von  ihr  mit  Hilfe  einer  Sachverständigenkommission,  von 
der  sie  alle  ernsten  Gegner  streng  fernhielt,  die  also  eine  ad  hoc  gesiebte 
Kommission  war,  aufgestellten  Grundsätze  bekämpften  die  Erfassung 
aller  Patienten  durch  die  Behandlung  und  erreichte  im  Jahre  1918 
nicht  einmal,  dal!  ihre  fast  gelreue,  wenn  auch  durch  Reglementierung 
verschlechterte  Kopie  der  Grundsatze  Gusetz  wurde,  diu  Schweden  schon 
am  18.  J iii-i i  1Q18  gesetzlich  festlegte,  obschon  hier  keine  GBG.  bestand, 
die  in  Deutschland  mehr  von  sich  redete  als  handelte.  Obschon  ein  Mit- 
verfasser (Dr.  Markus)  des  schwedischen  Gesetzes  erklärte,  dieses  Ge- 
setz sei  wegen  seiner  negativen  Haltung  der  sanitären  Beaufsichtigung 
der  Prostitution  gegenüber  unvollkommen,  begnügte  sich  diese  Sachver- 
ständigenkommission von  DGBGs.  Gnaden  damit,  die  guten  Gedanken 
dieses  Gesetzes  getreulich  zu  kopieren  und  die  Verbesserungen,  die  ich 
als  Anhätiger  des  Diskretionismus  zur  Diskussion  stellte,  zu  sabotieren 
und  totzuschweigen,  und  dabei  zu  verbreiten,  mau  wäre  ein  Diskussions- 
organ  für  alle  Meinungen. 

Ich  habe  geglaubt,  diese  kritische  Einleitung  an  die  Spitze  dieses  Ka- 
pitels setzen  zu  sollen,  da  sie  mit  dem  kontrastiert,  was  über  die  Früchte 

der  DGBG  sie  selbst  und  ihre  Presse  verbreitet.1)  Wir  müssen 

verlangen,  dali  eine  solche  Gesellschaft,  die  vom  Staate  subventioniert 


')  Mitteilungen  und  Zeitschrift  der  DüEMi.  r'liigsi/iirift  über  sich  selbst-. 
Leipzig.  Jnh.  Ambrosius  Barth.  flcmerJ.1  sei,  ilrtli  iler  Vorsitzende  Ulaschko 
ein  Vetler  von  Rudolf  Mossr  (Herüber  T.i-H>biO,  .(er  nenemlsekretir  Prof. 
Felis  Hin  kos  ein  Veiter  von  Paul  ehrlich  ist. 
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So  vergiftet  sie  die  öffentliche  Meinung  und  die  Moral.  Eine  solche 
Gesellschaft  isl  eine  öffentliche  Gefahr,  sie  stellt  ein  Geschwür  dar,  das 
eine  Blutvergiftung,  eine  Sepsis  der  gesamten  Nation  zu  werden  droht. 
Nur  ein  Aufschneiden  der  Eiterbeule  kann  Rettung  bringen.  Denn  iBe- 
kämpfung«  unterstellt  die  emste  Absicht,  alle  Mittel  anzuwenden  und  jede 
andere  kritische  Meinung  zu  Worte  kommen  zu  lassen,  um  durch  ernst- 
gemeinten Kampf  etwas  zu  erreichen.  Das  Ziel  dieses  Kampfes  ist  eine 
Verminderung  der  Geschlechtskrankheiten.  Jedes  Geschäft,  jede  Gesell- 
schaft, jede  Körperschaft  macht  nach  Jahren  eine  Bilanz.  Denn  mit  der 
Absicht,  etwas  zu  erreichen,  oder  mit  dem  Vorgeben  ist  es  nicht  getan. 
Am  30.  April  1900  wurden  in  ganz  Preußen  die  venerischen  Krankheiten 
bei  Männern  festgestellt  und  man  fand,  daß 

in  ganz  Preußen  auf   10000  Ein*.  28 

in  Berlin  auf   10000    „  142 

in  Städten  über  100000  Einw.  auf  .  .  10000  „  100 
in  Städten  über  30000  Einw.  auf  .  .  10000  „  38 
in  Städten  unter   30000  Einw.  auf  .    .    10000     „  4b 

in  der  Armee  auf  10000    „  15 

venerisch  Erkrankte  kommen.  Wie  lautet  nun  die  Bilanz  in  Deutschland? 

1.  1000  =  vielleicht  200000  Geschlechtskranke  in  Deutschland 

2.  1916  =        „       400000  „  „  „ 

3.  1920  —  ca.  6  Millionen 

(Noch  in  Nr.  5/6,  Seite  83  der  Mitteil,  der  DGBG.  schrieb  Pinkus  als 
Generalsekretär:  »Die  Ausführung  all  dieser  weitgreifenden  Fürsorge- 
maßregeln  läßt  eine  wirkliche  Besserung  erhoffen.«}  Sechs  Hauptgründe 
sind  schuld  an  diesem  Versagen: 

1.  Der  von  der  DGBG.  mit  Unterdrückung  der  freien  Wissenschaft 
beförderte  großkapitalistische  Salvarsanoptimismus,  der  eine  Prämie 
auf  den  Leichtsinn  ausstellte. 

2.  Die  durch  ein  unverstandliches  Totschweigesystem  in  ihren  Blättern 
bekämpfte  sanitäre,  diskrete  Erfassung  aller  Geschlechtskranken.  (All- 
gemeine, gleiche,  diskrete  Anzeige-  und  Behandlungspflicht.) 

3.  Die  durch  eine  Aufklärungsmanie  mittels  sexueller  Traktätchen, 
Wandervorträge,  Ausstellungen,  Theateraufführungen  usw.  erst  recht  ent- 
fachte Libido  sexualis.  (Bekanntlich  haben  die  Medizinstudenten,  obschou 
sie  »aufgeklärt«  sind,  einen  hohen  Prozentsali  an  Sexualerkrankungen.) 

|  Ücheimel'rnstitution30l'roz. 
Studenten  25  l'roi. 

 |  KaufleutcT6  Proz. 

|  Arbeiter  0  Pro*. 
Soldaten  4  Proz.   
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4.  Durch  die  ltiditsimiigi',  die  tilfeiillichc  Moral  vergiftende  Erfin- 
dung des  Sejiual-Films  »Es  werde  Lieht«,  der  als  erster  »Aufklärungs«- 
ftlm  tk'ii  Grund  im  den  sugeuannteti  Animieitilms  (Die  Prostitution  I,  II, 
usw.)  legte,  die  im  Anfange  der  Revolution  bei  dem  von  der  DGBO. 
zum  Millionär  groligezüchtetcn  Sexual-Filmarrangeur  Hichard  Ost wald ') 
erschienen  und  den  Unwillen  der  gesamten  Kulturwelt  erregten  und 
Deutschlands  Filmindustrie  schädigten. 

5.  Durch  die  verfehlte. Idee  der  'Beratungsstellen*,  bei  denen  1921 
jede  Person  dem  Staate  ca.  70  Mark  kosten  wifd,  wodurch  im  Bunde 
mit  Nr,  2  jede  wirkliche  Erfassung  sabotiert  wurde, 

6.  Durch  das  System  der  Konnexions-  und  Autoritätsförderung  anstatt 
die  wissenschaftliche  Wahrheit  vorn  Iissetzlings  los  durch  das  -Audiatur  et 
altera  pars«  erforschen  zu  lassen,  von  wem  sie  auch  komme. 

Dazu  kommt  neben  allen  diesen  Punkten  als  causa  movens  der  Krieg 
und  die  Revolution,  Aber  Krieg  und  Revolution  wurden  in  ihrer  un- 
glückseligen Wirkung  durch  1  —  6  unterstützt.  Die  Gesellschaft  war  ein 
Teil  von  jener  Kraft,  die  das  Oute  angab  zu  wollen  und  das  Böse  schuf. 

Die  Gesellschaft  beurteilt  sich  selbst  natürlich  anders.  Wer  isl  die 
Gesellschaft?  Ein  Vorstand,  ein  geschäftsführender  Ausschuß  und  Orts- 
gruppe iidtl egiertc.  Der  Vorstand,  der  jährlich  eine  Milglie der- Versamm- 
lung arrangiert,  besorgt  im  übrigen  die  Geschäfte  der  Geseltchaft,  er  ver- 
bündet sich  mit  dem  II  linf.'Uiri  kamen  :  Richard  ( Ist  wald  ('Es  werde 
Licht«)  und  steht  seine  Haupttäligkeit  darin,  in  der  Öffentlichkeit  nicht 
nach  dem  Prinzip  des  Franzosen  Gamlietia  -Immer  daran  denken,  nie 
davon  reden«  sondern  umgekehrt  »Immer  davun  reden»,  die  Psyche  des 
Volkes  mit  Sexualvorstellungen  derartig  zu  sättigen,  dalt  ein  Scherzbold 
zur  Zeit  der  Salvarsanhausse  meinte:  »Man  fragt  nicht  mehr,  wie  gehts, 
somiem  , Haben  Sie  schon  eine  Syphilis  gehabt,  haben  Sic  schon  Salvar- 
san  angewandt,  waren  Sie  schon  in  ,Es  werde  Lieht?'  Haben  Sie  schon  den 
berühmten  Sexual professorXVZ  konsultiert?'«  Überall  in  ihren  Traktätchen, 
die  zu  Millionen  ins  Volk  geworfen  wurden,  hieli  es;  Die  Syphilis  ist  im 
Aiif;ingss:;uliiim  sicher  heilbar.  Geht  nur  zu  einem  Spezialarzt.  Dann 
kann  Euch  nichts  passieren. 

Wenn  aber  die  Gesellschaft  in  ihren  Traktätchen  und  bezahlten  Vor- 
tragen die  Schuld  hauptsachlich  auf  die  Demobil  machung  schieben 
möchte,  so  soll  nicht  geleugnet  werden,  daß  diese  sehr  viel  zur  Ver- 
mehrung der  ticsdilcclUskraiiUiciien  beigetragen  hat.  Aber  durch  die 
erwähnten  Gründe  war  die  Heimal  und  die  Krappe  sein  in  während  des 
Krieges  vergiftet,  wie  der  folgende  Vortrag  ergibt: 

')  Nichard  Oshe.lhl  SHTi-iM  eine  Wiiiliniin,;  vnn  ( :.n:i:iny;is  Memoiren  vor. 
Ks  isl  ivir  gl' sehen,  (ia  II  die  Aich  ahmen  tüi  diesen  *  irollülin  in  den  hislnri-Icheil 
Orten  erfolgen.    (Zeitungsnotiz  vom  24.4.21.) 
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•Naturhistorisch-medizinischerVerein  zu  Heidelberg.  Sitzung 
am  17.  Februar  1920.  Herr  Gans:  Die  Ansteckungsquellen  der  ge- 
schlechtskranken  Heeresange  hörigen  im  Kriege  und  im  Frieden.  Von 
]  000  Soldaten,  die  während  des  Krieges  mit  einer  Geschlechtskrankheit 
angesteckt  wurden,  litten  740  an  Tripper,  260  an  Syphilis,  also  ein  Ver- 
hältnis von  3:1,  was  einer  Zunahme  der  Syphilisinfcktionen  entspricht. 
Ledig  bzw.  verwitwet  oder  geschieden  waren  69,2  verheiratet  30,8  ":u. 
Die  Ansteckung  erfolgte  in  38,1  "  „  im  Heimatort,  in  351  Fällen  =  35,l  % 
in  der  Garnison,  in  12,6  "  u  auf  Urlaub  und  in  14  °/o  im  Felde.  Mit 
anderen  Worten:  Das  Besatzungsheer  war  mit  73,2  " «,  das  Feldheer  mit 
26,8  °/u,  davon  aber  die  kämpfende  Tmppi-  nur  mit  14  °/g  beteiligt.  In 
86%  aller  Fälle  erfolgte  also  die  Infektion  in  der  Heimat, 
Garnison  oder  auf  Urlaub.   Die  Ursache  der  zunehmenden 


Zwaugsbehandlung  cv.  Evakuierung 
und  durchführbar  war.' 

Am  17,Oktober  1919  und  am  18. Oktober  1921  Hei 


n  des  Groß- Berliner -Verband es  für  das 
Kcttnngswi.-S4.-n  Lk-siiifiik-ren  lällr.    Dil-  n.:kli-l4-  l<4-üinii;:.-u-lk'  la-findd  sigh 

 De:iSi:!ii;  <  it«f  ll^tluii  inr  l!i;k;iiri|iii]ii<r  dtr  i  irsdiltcritskranklieiitn  '), 

WilhelmstraBe  45.  (Anschlag  der  DOBO.  in  den  Bedürfnisanstalten.) 
Wenn  man  bedenkt,  dall  die  IScdiirfnisanstaltcn  von  der  gesamten 
männlichen  Bevölkenmg,  also  auch  von  Knaben  vom  zartesten  Aller  an, 
besucht  werden,  so  kann  man  sich  dem  Bedenken  nicht  verschließen,  daß 
dieser  Hinweis  auf  die  Phantasie  des  heranwachsenden  Jungen  eine  sehr 
verhängnisvolle  Wirkung  ausüben  muH.  Verschiedene  Mütter  heran- 
wachsender Knaben,  die  von  dieser  beabsichtigten  Propaganda  gehört 
hatten,  haben  sich  an  midi  gcwundi,  um  ilin-r  Empörung  darüber  Aus- 
druck zu  geben  und  mich  zu  bitten,  Einspruch  dagegen  zu  erheben.  Bei 
der  letzten  Aiisschufi-Sitzimg  der  DGBG.  habe  ich  mich  dieses  Auftrages 
"TSÜhV'§  12,  I!  des  Regieningsentwurfs,  Seile  1W. 
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entledigt  und  zum  Ausdruck  gebracht,  mit  welcher  Besorgnis  und  Em- 
pörung die  Mutter  durch  dieses  Vorgehen  erfüllt  werden.  Meine  Ein- 
wendung machte  aber  auf  die  anwesenden  Herren  gar  keinen 
Eindruck,  es  wurde  nicht  einmal  darüber  debattiert,  sondern 
ich  wurde  nur  mit  der  Bemerkung  abgewiesen:  -Man  kann  es 
nicht  allen  Leuten  recht  machen«. 

Gewiß  kann  man  es  nicht  allen  Leuten  recht  machen,  aber  bei  einer 
midien  Mallregcl  sollte  man  sich  doch  fraßen,  ob  das  angepriesene 
Mittel  wirklich  von  so  grolier  Bedeutung  für  die  Gesundheit  ist,  dall  es 
die  moralischen  Gefahren,  die  mit  dieser  Ankündigung  verbunden  sind, 
aufwiegt.  Ich  kann  vollkommen  '.Ii'.-  Gefühle  der  betreffenden  Mütter 
verstehen;  auch  mir  ist  es  ein  unerträglicher  Gedanke,  das  unsere  heran- 
w.un-vlideii  Ji:n«i-u  tlnrvli  diese  An  liii  rul  ig  im;;  i!;iraui  liinpjrwit'srn  leerden, 
da»  der  außereheliche  Geschlechtsverkehr  etwas  so  Alltägliches  und 
Selbstverständliches  ist,  daß  die  Stadt  ihre  Rettungsan stalten  zum  Zwecke 
der  Desinfektion  bereit  stellt.   Man  kann  es  sich  so  recht  vorstellen,  wie 

Kameraden  midi  dem  Sinne  helra^ei;  und  veu  diesen  in  gewil!  off  sehr 
zynischer  Weise  atifyfkliirt  werden.  Dieses  l'inkat  steh!  in  einem  ent- 
schiedenen Widerspruch  z.li  den  Ii  est  reh  im  gen  der  [)GBÜ.,  die  dahin 
gehen,  die  Jugend  vor  dem  aiilicrdtelidii'u  ( iesehleclitsverkehr  zu  warnen. 
Sehr  mit  Recht  bezeichnete  Professor  Dr.  Flesch  einst  die  Empfehlung 
der  persönlichen  Prophylaxe  als  ein  »Kapitulieren  vor  den  Geschlechts- 
krankheiten", :iichl  als  eine  fickanipiiing  cIcrvLÜiuii 1  >.  Allerdings  füßte  er 
hinzu,  dall  wir  angesichts  der  weiten  Verbreitung  der  Seuche  zu  dieser 
Kapitulation  gezwungen  seien.  Für  uns  Frauen  ist  es  aber  ganz  besonders 
schmerzlich,  in  diese  Kapitulaiiiin  einzuwilligen,  statt  auf  die  ethische 
Beeinflussung  zu  vertrauen. 

Um  die  Gefahren  der  Gesellschaft  kennen  zu  lernen,  mögen  nur  fol- 
gende Aufsäße  erwähnt  werden,  die  nur  einen  Bruchteil  meiner  Zeitungs- 
ausschnitte darstellen: 

1.  Die  Fortsein  ilte  des  l  Hvuwschen  Svslcms.  Aufsatz  jus  der  Deutschen 
Tageszeitung  Nr.  660  vom  28.  Dezember  1917. 

2.  Vi.lkerkrieg  und  Volksgesundheit.  Pmf.  Strllnianii  (Magen)  in  Deutsche 
Tageszeitung,  24.  November  1016. 

3.  Bevölkerungspolitik,  von  Kurt  Reimers.  Die  Gegenwart  1920,  S.  238. 

4.  Paul  Bauhölzer:  •Grenzen  der  Schweigepflicht«.  >  Ausslei  hin  gs- 
rummel«.  1 020,  Nr.  5  u  des  Zentralblattes  für  Parität  der  Heilmethoden 
(Verlag:  Heidelberg). 

[■lu'riririis  .  /i-Ü-diFÜI  (ur  lii  k.'irii:>f;irie 
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Die  DQBO.  ist  eine  Förderin  der  .Klasseuhygieue<,  ein  Wort,  das 
ich  geprägt  habe,  um  so  recht  die  Bestrebungen  des  Vorsitzenden  zu 
schildern,  der  seit  vielen  Jahren  Sozialdemokrat  ist,  aber  das  Programm 
der  einheitlichen  Volkshygicne  Iiis  aufs  Messer  bekam pfl.  Trotzdem  träumt 
man  vom  sozialen  Fortschritt. 


Anhang  zu  Kapitel  F. 

Unter  der  Ägide  der  DGBO.  kam  noch  1918  folgender,  bereits  im  Aus- 
schuß im  Prinzip  mit  kleinen  Änderungen  angenommener  Gesetzentwurf 
(Drucks.  Nr.  1287.  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Bekämpfung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten)') zustande,  der  glücklicherweise  kurz  vor  der  Ge- 
nehmigung durch  das  Plenum  des  Ki.ii.iisirii.-s  infolge  der  Revolution 
illusorisch  wurde.  Sonst  hätte  die  DGBG.  das  Verdienst,  noch  1018  laut 
§  5  die  Reglementierung  ge;et/lich  veranker!  /u  haben.  Die  f-'rauen- 
bcwcgimg  durfie  die  nötige  l.du'c  daraus  ziehen,  was  sie  von  den  legis- 
latorischen Grundsätzen  der  DGBG.  zu  erwarten  hat.  Der  beinahe  Ge- 

•Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden,  Deutscher  Kaiser,  König  von 
Preußen  usw.  verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesrats  und  des  Reichstags,  was  folgt: 

§  1,  Geschlechtskrankheiten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Syphilis, 
Tripner  imd  Schanker,  nhne  Rücksicht  darauf,  au  welchen  Körperteilen 
die  Krankheitserscheinungen  auftreten. 

§  2.  Wer  den  Beischlaf  ausübt,  obwohl  er  weili  oder  den  Umständen 
naell  annehmen  muH.  dah  er  au  einer  mit  Ansteckungsgefahr  verbimdenen 
Geschlechtskrankheit  leidet,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  be- 
straft.   Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

§  i.  Die  Behandlung  von  (.ics.'hleditskranklicik'u  und  Krankheiten  oder 
Leiden  :1er  ( iesdiledikorgniic.  die  nicht  aul  ( in  nid  eigene:-  Wahrnehmung 
au  der  /u  behandelnden  Per-ou  erfolgt  ( Fcmhehandking),  ist  verholen. 
Persiiueu,  weldie  die  staatliche  AiiiTsi-iinnrig  ak  Ar/t  (Approbation)  nicht 
besitzen,  ist  auch  jede  andere  Behandlung  der  im  Abs.  1  bezeichneten 
Krankheiten  oder  Leiden  verboten,  sofern  die  ISclnuidlimg  gewerbsmäßig 
erfolgt.  Wer  einem  der  in  Abs.  1,  2  enthaltenen  Verhole  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  zehn- 
tausend Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft.  Ebenso  wird  be- 
straft,  wer  sich  zu  einer  Behandlung,  die  ihm  nach  Abs.  1,  2  verholen 

')  Es  sei  verwiesen  auf:  I.  Reichstagsdrucksache  Nr.  W2,  WA  1017-  1.  Teil. 
2.  HeichstagHliorrcklur,  11.  Teil.  (Durch  die  Revolution  wurde  die  Herausgabe 
der  bereits  gesetzten  und  gedruckten  Korrektur  verhindert.) 
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ist,  öffentlich  oder  durch  Verbreitung  vor  Schriften,  Abbildungen  oder 
Darstellungen,  wenn  auch  in  verseil  leierler  Form,  erbietet. 

§  4.  Es  ist  verboten.  Mittel,  Gegenstände  oder  Verfahren  zur  Heilung 
oder  Linderung  von  Geschlechtskrankheiten  sowie  von  Krankheilen 
oder  Leiden  der  üeschleelitsorjratie  niiendieit  »der  diireh  Verbreitung 
von  Schriften,  Abbildungen  oder  Darstellungen,  wenn  auch  in 
verschleierter  Form,  anzukündigen  oder  anzupreisen  oder  solche  Mittet 
»der  Gegenstände  ;m  ( >rtLii .  diu  allgemein  zugänglidi  sind,  auszustellen. 
Zuwiderhandlungen  werden  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und 
iiiil  Geldstrafe  bis  /u  dreitausend  Mark  »der  mit  einer  dieser  Strafen  be- 
straft. Straflos  ist  das  Ankündigen  oder  Anpreisen  der  iin  Abs.  I  be- 
zeichneten Mittel  oder  Gegenstände  an  Arzte  oder  Apotheker  oder  an 
Personen,  die  mit  solchen  Mitteln  oder  Gegenstanden  erlaubterweise 
Handel  (reihen,  (der  in  ärmlichen  Ladi/eiisdtritfeii. 

S  i.  Weihlieiie  Per^rifieEi,  die  yewerbsiiiallig  Unzucht  treiben,  können 
einer  gesundheitlichen  Beobachtung  unterworfen  und  zwangsweise  auf 
das  Vorhandensein  von  ( iesehled-t;kra:tkbeiteii  ar/tlieb  nntersneln  werden. 
Leiden  sie  ;jn  einer  Uesdtleelilskrankheil,  so  körnten  s:e  zwangsweise 
einem  Heilverfahren  unterworfen,  insbesondere  andi  in  ein  Krankenhaus 
überführt  werden,  wenn  dies  zur  wirksamen  Verhütung  der  Ausbreitung 
der  Krankheit  erforderlich  erscheint.  Die  Aufbringung  der  entstehenden 
Kosten  regelt  sich  nach  Landesrecht. 

8  f>.  Das  StiiitKts.ctz!>udi  wird  abgeändert  wie  folgt:  I.  Als  •!  180a 
wird  folgende  Vorschrift  eingestellt:  Die  Vorschrift  des  8  ISO  findet  keine 
Anwendung  auf  das  Gewähren  von  Wohnung  an  Personen,  die  das 
18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  wenn  damit  weder  ein  Ausheuten  der 
Person,'  der  die  VX'nliinirii:  i;ewiiltrt  ist,  noch  ein  ■\iilialten  diejer  Person 
zur  Unzucht  verbunden  ist.  2.  Im  8  361  erhält  die  Nr.  n  folgende 
Fassung:  b.  eine  weiblidie  Person,  die  eewerbsmäiiig  Unzucht  treibt, 
wenn  sie  die  /nr  t  ^mwllimg  der  geuerh.mä  lügen  I  !n/ndil  erlassenen 
Vorschriften  übertritt.  Die  Vorschriften  erläßt  der  Bundesrat;  soweit  der 
Kmulvsial  -nlehe  Vorselnifien  nieln  erialll,  können  sie  von  der  obersten 
Laiidesbehördc  oder  der  von  ihr  bestimmter]  iieltörde  erlassen  werden. 
3.  Im  §  362  Abs.  2  wird  als  Satz  3  folgende  Vorschrift  eingestellt:  Im 
Falle  des  §  361  Nr.  6  ist  die  Überweisung  an  die  La  Ildespolizeibehörde 
auch  dann  zulässig,  wenn  die  Strafe  gemäfi  §  73  auf  Grund  eines  anderen 
Gesetzes  zu  bestimmen  ist. 

§  7.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
dreitausend  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  oder  mit  Haft  wird  be- 
straft: 1,  eine  Amme,  die  ein  fremdes  Kind  stillt,  ohne  im  Besitz  eines 
unmittelbar  vor  Antritt  der  Stellung  ausgestellten  ärztlichen  Zeugnisses 
darüber  zu  sein,  dafi  sie  nicht  an  einer  Geschlechtskrankheit  leidet:  2.  eine 
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weibliche  Person,  die,  wissend,  daß  sie  an  einer  Geschlechtskrankheit 
leidet,  ein  fremdes  Kind  stillt;  '(.  wer  ein  syphilitisches  Kind,  für  dessen 
Pflege  er  zu  sorgen  hat,  in  Kenntnis  der  Erkrankung  von  einer  anderen 
Person  als  der  Mutter  stillen  läßt;  4.  wer  ein  geschlechtskrankes  Kind 
in  Kenntnis  der  Erkrankung  in  Pflege  gibt,  ohne  die  Pflegeeltern  von  der 
Krankheit  des  Kindes  zu  benachrichtigen.  Straflos  ist  das  Stillen  oder 
Stillenlasserl  eines  syphilitischen  Kindes  durch  eine  weibliche  Person,  die 
selbst  an  Syphilis  leidet. 

§  8.  Das  Gesetz  tritt  am  1918  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Miri-lislcifii'Hhämiiuen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Kaiserlichen  InsiegeU 

Gegeben  den  1918. 

(Siegel.) 

2.  Die  Verordnung  der  Volksbeauftragten  vom  II.  Deiember 
11)18  zur  Bekämpf u Ii y  der  Ge-eliiechtskranMienen  lautet: 

§  1.  Geschlechtskrankheiten  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  Syphilis, 
Tripper  und  Schanker,  ohne  Rücksicht  darauf,  an  welchen  Körperteilen 
die  Krankheitserscheinungen  auftreten. 

§  2.  Personen,  die  geschlechtskrank  sind,  und  bei  denen  die  Gefahr 
besteht,  daß  sie  ihre  Krankheit  weiter  verbreiten,  können  zwangsweise 
einem  Heilverfahren  unterworfen,  insbesondere  in  ein,  Krankenhaus  Über- 
führt werden,  wenn  dies  zur  wirksamen  Verhütung  der  Ausbreitung  der 
Krankheit  erforderlieh  erscheint  Ärztliche  Eingriffe,  die  mit  einer  ernsteren 
Gefahr  für  Leben  oder  Gesundheit  verbunden  sind,  dürfen  nur  mit  Ein- 
willigung des  Kranken  vorgenommen  werden. 

Die  Aiifbriiicuttt;  der  entstehenden  Kosten  regelt  Sich  nach  Lindesrecht. 

§  3.  Wer  den  Beischlaf  ausübt,  obwohl  er  weiß  oder  den  Umständen 
nach  annehmen  muß,  datl  er  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  verbundenen 
Geschlechtskrankheit  leidet,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  be- 
straft, sofern  nicht  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetz  eine  härtere  Strafe 
eintritt.  Die  Verfolgung  tritt,  soweit  es  sich  um  Ehegatten  und  Verlobte 
handelt,  nur  auf  Antrag  ein. 

Die  Strafverfolgung  verjährt  in  sechs  Monaten. 

§  4.  Wer  eine  Person,  die  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  verbundenen 
Geschlechtskrankheit  leidet,  ärztlich  untersucht  oder  behandelt,  soll  sie 
über  Art  und  Atisleckuii^slahiijkeit  der  Krankheit,  snwie  über  Strafte)  rkeit 
der  im  §  3  bezeichneten  Handlung  belehren. 

Diese  Verordnung,  von  Blaschko  als  Reich  sachverständiger  in  den 
ersten  Revolutionstagen  inauguriert,  hat  auch  nicht  den  geringsten  Ein- 
üull  auf  die  Verminderung  der  Geschlechtskrankheiten  gehabt.  Sie  ent- 
hält ein  Anzeigerecht  in  §  2.  Sie  ist  der  Typ  einer  bedingten  Anzeige- 
pflicht. Nur  machen  die  Ärzte  kaum  Gebrauch  davon,  ebenso  wie  in 
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den  Jahren  1835  bis  1905.  Ein  Anzeige-recht  ist  eben  ein  Messer  ohne 
Schrift.  Olis-.h'ii:  der  Stivinkk-nuiKi-.Lt  Blnscliko  Jamals  der  Berater  der 
damals  omnipotenten  Volks  beauftragten  war,  kam  dieser  Torso  heraus, 
der  iv  it-  rslk-  Yoi  'schla™e  ISlnschkos  die  <  jeschleeluskranklicitcu  vorne 
bekämpft  und  hinten  vermehrt.  Sehr  richtig  sagt  daher  Flesch  und 
Rothschuh,  daß  in  der  Frage  der  Anzeigepfücht  das  Verhalten  der 
I  lütSü.  L.'cradez'.i  unverständlich  wäre  mui  d.iti  ciiuiial  die  /eil  kämt,  wo 

"i.  Die  liier  und  da  in  der  fK.iliti.  \i-i bicitck'  Meinung.  Prot.  lvkscli 
habe  als  erster  [QOi  die  allgemeine  An/eigepilicht  angegeben,  is!  un- 
richtig. Denn 

a)  Auf  dem  /weiten  internationalen  Kongreil,  Brüssel  IMU2,  machte 
Schrank  bereits  diesbezügliche  Vorschläge.  Alicr.  wie  «-hon  hervor- 
gehoben,  nur  eine  Verbindung  in  Form  eines  Kontroll  Systems  von  diskreter 
allgemeiner  Anzeige-  und  ßehandlungspt'lieht,  der  sogenannte  Diskretio- 
nismus ist  in  der  Lage,  das  Ziel  zu  erreichen. 

Schrank  führte  aus: 

•  1.  Die  Ärzte  werden  verhalten,  alle  in  ihre  Behandlung  getretenen 
syphilitischen  oder  venerischen  Kranken  zur  Anzeige  zu  bringen.  .  .  . 
Auch  ist  in  der  Anzeige  die  Provenienz  der  Erkrankung,  sowie  die 
Beschäftigung,  das  Alter,  der  Stand  und  das  Geschlecht  des  Kranken 
ohne  Namensnennung  desselben,  wie  auch,  ob  derselbe  im  Orte  seßhaft 
oder  /.n gereist  ist.  anzuführen. 

2.  Die  ärztliche  Behandlung  der  syphilitisch  oder  venerisch  Erkrankten 
erfolgt  unentgeltlich  von  seifen  des  Staates.  .  .  . 

1.  Die  venerisch  fkkrauktcn  sind  mit  allen  übrigen  Spital  kranken  gleich- 
gestellt zu  halten.  Der  mfamierende  Charakter,  der  diesen  Kranken  an- 
haftet, muH  wegfallen. 

4.  Jeder  Arzt  ist  verpflichtet,  syphilitisch  oder  venerisch  Erkrankte,  die 
bei  Gewerben,  welche  mit  der  Bereitung  oder  Verabreichung  von  Eßwaren 
beschäftigt  sind,  und  die  in  seiner  ärztlichen  Behandlung  stehen,  der 
(k'wcrbcbchiirde  anzuzeigen.  .  .  . 

Syphilitisch  oder  venerisch  erkrankten  Kindern  ist  der  Schulbesuch 
so  lange  untersagt,  als  sie  nicht  durch  ein  ärztliches  Zeugnis  nachweisen, 
dar!  ihre  Krankheit  die  Infektion  :  Iiis  k<  1  i  erlorcn  hat.  .  .  . 

6.  Alle  Personen,  welche  mit  einer  syphilitischen  oder  venerischen 
Krankheit  behaftet  sind,  haben  sich  sofort  in  ärztliche  Behandlung  zu 
begeben ;  wenn  sie  dies  nicht  wollen,  so  sind  sie  berechtigt,  zu  verlangen, 
daG  sie  auf  öffentliche  Kosten  in  den  Ordbiationsan stallen  oder  in  den 
öffentlichen  Spitälern  behandelt  werden.  Treten  derlei  Kranke  in  keine 
ärztliche  Behandhing,  oder  ist  das  Verhalten  derselben  derartig,  dalt  die 
Übertragung  ihrer  Krankheit  auf  andere  Personen  in  sicherer  Weise  nur 
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durch  ihre  Absonderung  vermieden  werden  kann,  oder  hallen  sie  die  zur 
Verhinderung  der  Ansteckung  gegebenen  Vorschriften  nicht  inne,  so 
müssen  sie  zur  Kur  in  ein  Krankenhaus  gebracht  werden.  Wenn  nach 
der  Heilung  der  Krankheit  bestimmte  Gründe  vorhanden  sind,  die  ein 
Rezidiv  befürchten  lassen,  so  kann  der  Arzt,  welcher  die  kranke  Person 
behandelt  hat,  dieser  anbefehlen,  daß  sie  sich  zu  einer  bestimmten  Zeit 
Wieder  vorstellt  oder  das  Zeugnis  eines  autorisierten  Arztes  darüber  bei- 
bringt, daß  ein  Rezidiv  nicht  eingetreten  ist,  oder  daii  sie  bei  diesem  Arzte 
in  weiterer  ärztlicher  Behandlung  steht 

7.  Di:1  .mi  öffentliche  Kosten  zur  Behandlung  syphilitischer  oder 
venerischer  Krankheiten  in  ein  Spital  eingelegten  Kranken  dürfen  dasselbe 
nicht  früher  verlassen,  bevor  der  Arzt  sie  entläßt 

8.  Die  Polizei  hat  das  Recht,  eine  Frauensperson,  die  nicht  unter  polizei- 
licher Kontrolle  steht  und  sich  dein  begründeten  V  er  Jacht  aussetzt,  ihren 
Lebensunterhalt  durch  Unzucht  zu  verdienen  oder  mit  mehreren  Männern 
in  geschlechtlichen  Verkehr  zu  stehen,  wenn  sie  die  Erlaubnis  gibt,  oder 
wenn  sie  gesteht,  die  Prostitution  geheim  auszuüben,  von  einem  hierzu 
bestellten  Amtsarzte  geschlechtlich  untersuchen  zu  lassen  und  hat  sich, 
wenn  sie  venerisch  krank  befunden  wird,  den  Bestimmungen  für  venerisch 
Kranke  zu  unterwerfen. 

Wird  die  Untersuchung  von  einem  weiblichen  Amtsarzte  vorgenommen, 
so  entfällt  die  obenerwähnte  Erlaubnis. 

9.  Die  Polizei  hal  das  Recht,  Personen  männlichen  üechlechts,  welche 
verdächtig  sind,  mit  Syphilis  oder  Venerie  behaftei  zu  sein,  und  deren 
Lebenswandel  besonders  geeignet  erscheint,  diese  Art  Krankheit  zu  ver- 
breiten, der  zwangsweisen  Unlctsnchiuif;  /u/iifülircii,  falls  diese  nicht 
ein  Attest  von  einem  vertrauenswürdigen  Arzte  über  ihren  Gesundheits- 
zustand aufweisen  können. 

10.  Jede  Amme  muß  ein  von  einem  hierzu  bestimmten  Amtsarzt  aus- 
gestelltes Gesundheitsattest  haben,  ohne  welches  sie  nicht  stillen  darf . .  . 

Kinder,  welche  venerisch  krank  oder  verdächtig  'sind,  dürren  nur  von 
ihrer  eigenen  Mutter  gesäugt  werden;  ebenso  darf  eine  Amme,  welche 
weiß  oder  vermutet,  daß  sie  venerisch  krank  ist,  das  Kind  einer  anderen 
Frau  nicht  säugen  

11.  Zur  Verhinderung  der  Weiterverbreiiung  der  syphilitischen  und 
venerischen  Krankheiten  durch  die  unlcr  Kontrolle  stehenden  Prostituierten 
gelten  die  speziell  hierfür  erlassenen  Verordnungen.« 

12.  Jeder  Arzt,  welcher  eine  venerische  Person  ärztlich  behandelt,  und 
welcher  Kenntnis  oder  Verdacht  hat,  daß  die  erkrankte  Person  durch 
ihren  Beruf  oder  ihre  Aufführung  andere  dem  Kontaghim  aussetzt,  hat 
der  Behörde  die  Anzeige  zu  erstatten.  Die  Behörde  kann  in  solchen  Fällen 
über  die  zwangsweise  Behandlung  in  einem  Spitale  verfügen.  Dasselbe 


308  Prof.  Merks  Vorschläge  einer  Anzeigepflicht  1 902 

bann  die  Behörde  auch  verfügen,  wenn  die  häuslichen  Verhältnisse  derart 
ungünstig  sind,  daß  ohne  eine  große  Gefahr  der  Übertragung  die  Kur 
im  Hause  nicht  durchgeführt  werden  kann. 

13.  Jeder  Arzt  ist  verpflichtet,  wenn  er  eine  venerisch  kranke  Person 
untersucht  oder  behandelt,  sie  aul  die  juridische  und  moralische  Ver- 
antwortlichkeit aufmerksam  zu  machen,  welcher  sich  dieselbe  aussetzt, 
wenn  sie  jemandem  das  venerische  Kontagium  mitteilt  oder  denselben 
hierdurch  der  Gefahr  aussetzt.  Der  Arzt  hat  diesem  Kranken  auch  die 
Mitte!  anzugeben,  dieses  zu  vermeiden.  Er  hat  auch  den  Kranken  auf 
die  kontagiösen  Rückfälle,  wie  auch  auf  die  Konsequenzen  dieses  Leidens 
für  seine  Nachkommenschaft  aufmerksam  zu  machen  und  ihm  anzuordnen, 
seinen  Gesun  tili  eil  szustand  sehr  häufig  untersuchen  zu  lassen.  Über  das 
Erwähnte  werden  gedruckte  Informationen  durch  die  Ärzte  an  die  Kranken 
verteilt.  Diese  Drucksache  wird  vom  Staat  beschafft. 

14.  Den  Personen  männlichen  Geschlechts,  welche  bereits  das  18. Lebens- 
jahr zurückgelegt  haben,  sind  von  seilen  der  Schulleitungen,  Genossen- 
schaften, Gewerkschaften  usw.  beim  Eintritt  gedruckte  Belehrungen  über 
Erkennung  und  Vorbeugung  der  syphilitischen  und  venerischen  Krank- 
heiten einzuhändigen.  In  den  Kranken kassenbü ehern  der  Kassen  mitgliedcr 
ist  eine  Belehrung  über  derlei  Krankheiten,  wie  der  Hat,  im  Erkrankungs- 
falte  sobald  als  möglich  sich  der  arztlichen  Behandlung  zu  unterziehen, 
aufzunehmen.  .  . . 

15.  Personen,  ob  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts,  die  in 
wissentlichem  syphilitischen  oder  gonorrhoischen  Zustande  einem 
liesrhlccliisverkehr  sich  liiiij;elxTi  urifi  die  he  teil  igten  Personen  hierbei 
iiifizitRu.  sind  ähnlich  wie  Personen,  die  sich  einer  absichtlichen  körper- 
lichen Beschädigung  schuldig  gemacht  haben,  zn  bestrafen. 

1 6.  Die  Übertretungen  oder  Unterlassungen  dieser  Bestimmungen  sind, 
weuti  ^ic  nicht  unter  das  Straf  tieftet/  fallen,  wie  .liniere  [xili/eiliclie  Ver- 
liehen lies  Landes,  wi]  sie  he  fangen  worden  sind,  zu  ahnden.« 

b)  Merk  (Innsbruck)  hnl  ebenfalls,  wie  der  iuk'.iiidc  Aufsatz  in  der 
»Münch,  med.  Wochenschrift«  ergibt,  schon  19,02  dieselbe  verlangt: 

•Die  Anzeigepflicht  bei  venerischen  Krankheiten  ist  leicht 
durchführbar! 

Blaschko  äußert  sich  in  der  13.  Sektion,  Diskussion  Nr.3  des  17. 
internationalen  medizinischen  Knrii:resses  in  London  1Q13: 

.Eine  generelle  Anzeigepflicht,  wie  sie  hei  den  übrigen  Infektions- 
krankheiten als  Ausgangspunkt  für  alle  weitereu  prophylaktischen  Maß- 
nahmen geübt  wird,  ist  bei  den  venerischen  Krankheiten  aus  verschiedenen 
Gründen  nicht  durchführbar.  (Selbst  in  Norwegen  und  Dänemark,  wo 
eine  solche  für  Patienten,  die  auf  öffentliche  Kosten  und  in  öffentlichen 
Krankenhäusern  verpflegt  werden,  besteht,  fehlt  sie  für  die  Privatklientel.)' 
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In  Österreich  bereitet  sich  ein  neues  Epidemiegesetz  vor.  Selbst- 
versländlich  soll  dasselbe  auch  auf  die  venerischen  Krankheiten  Bedacht 
nehmen.  Der  oberste  Sanitätsrat  beantragte  in  dem  Gesetzentwürfe  die 
Anzeigepflicht  für  venerische  Krankheiten  nicht. 

Das  ist  der  zweite  Grund,  warum  ich  noch  einmal  auf  meine  Vor- 
schläge zu  sprechen  kommen  möchte.  Es  seien  also  meine  jetzigen 
Bemerkungen  zum  Teil  auch  als  eine  Ergänzung  zu  meinen  Angaben 
aus  dem  Jahre  1902  aufgefaßt. 

Was  die  Technik  anbelangt,  so  steilen  mir  hiefiir  Erfahrungen  zu  Gebote, 
die  ich  vor  vielen  Jahren  im  Grazer  Stadtphysikate  erworben  habe,  wo 
ich  einige  Zeit  freiwillige  Dienste  leistete  und  speziell  bei  der  Bekämpfung 
von  drohenden  Blattern-  urftl  Masern epidemien  wesentlich  mithelfen 
konnte.  Ich  habe  die  dortigen  Einrichtungen  als  äußerst  nachahmens- 
wert kennen  gelernt  und  meine  Vorschläge  beruhen  wohl  auch  zum 
Großteil  auf  der  Annahme,  daß  andere  Ämter  in  gleicher  Weise  vorgehen. 

Für  jede  der  ansteckenden  Kranklieitu:i  sind  daselbst  einzelne  Bücher 
in  Verwendung,  die  sich  im  Laufe  der  Jahrzehnte  natürlich  zu  Bänden 
reihten.  In  diese  Bücher  werden  die  einzelnen  Anzeigen  genau  ein- 
getragen. Welch  enorme  Arbeit  das  mit  sich  bringt,  kann  nur  der  er- 
messen, der  beispielsweise  während  der  seinerzeitigen  großen  Influetlza- 
epidemien  die  Eintragungen,  die  täglich  vorgenommen  wurden,  selbst 
nachgesehen  hat,  oder  sie  gar  seihst  besorgen  muffte.  Aufter  dem  Namen 
und  dem  Alter  ist  auch  der  anzeigende  Arzt  genannt;  es  ist  ferner  zu 
ersehen,  ob  der  Erkrankte  zugereist  war,  ob  also  die  Erkrankung  in  der 
Stadt  Graz  selbst  erworben  wurde. 

Mein  Vorschlag  ging  nun  dahin,  für  die  venerischen  Krankheiten  drei 
neue  Bücher  anzulegen.  Eines  für  die  Gonorrhöe,  ein  zweites  für  die 
Syphilis  und  ein  drittes  für  die  Helkosen.  Letzteres  Buch  wird  natürlich 
zuweilen  Fälle  von  Ulcus  Simplex,  zuweilen  auch  solche  von  beginnender 
Syphilis,  oder  von  vorgeschrittener  gummöser  Syphilis,  wahrscheinlich 
auch  von  nicht  deutlich  erkannten  Sckundiirfällcn  enthalten. 

Von  einer  Anzahl  von  Kranken  wird  die  Anzeige  mit  vollem  Namen 
geschehen  können,  so  ganz  sicher  z.  B.  bei  Arrestanten.  Wahrscheinlich 
aber  auch  hei  Spitalskrankeu ;  zumindest  von  solchen,  die  in  öffentlichen 
Krankenhäusern  auf  öffentliche  Kosten  verpflegt  werden.  Die  Nennung 
des  Namens  verbürgt  natürlich  die  Verhütung  einer  Doppel  Zählung. 

Alle  anderen  Kranken  —  und  das  ist  das  Wesentliche  und  Durch- 
führbare meines  Vursi'lilnj.'is  können  aber  vor  der  Behörde  in  einer 
Weise ge kennzeich net werden,  daßerstens  Doppelzählungen  hintangehalten 
werden'  ;v.'eiii-ris,  die  IVrs'.mfji  gckeiin/eieliriet  sind,  uluie  daß  Hin.« 
ihren  Namen  oder  Beruf  erführe;  und  drittens  kann  für  sie  eine  Ein- 
reihung gefunden  werden,  so  daß  man  sie  sofort,  ohne  ihren  Namen  zu 
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kennen,  in  eine  gewisse  Fi^'oslcllni  kann,  die  ähnlich  wie  die  alphabetische 
Einreihung  der  Namen  eine  leichte  Auffiud barkeit  gewährt.  Die  Methode  be- 
ruht auf  der  einfachen  Annahme,  dati  von  denjenigen  Personen,  die  an  einem 
bestimmten  Tage  oder  in  einem  bestimmten  Orte  geboren  werden,  kaum  je 
in  einem  zweiten  Orte  zwei  wegen  venerischen  Krankheiten  zur  Anzeige 
gelangen  werden.  Ein  Beispiel:  Von  den  am  26,  April  1890  zu  Pruggern 
bei  Gröbmmg  in  Steiermark  geborenen  Personen  dürften  in  der  Bezirks- 
hauptmann Schaft  Schwaz  im  Jahre  1913  kaum  mehr  als  eine  Person 
wegen  venerischer  Erkrankung  zur  Anzeige  kommen.  Um  das  Unter- 
bleiben von  Doppelzählungen  nach  dieser  Methode  an  einem  Beispiele 
festzustellen,  habe  ich  im  Jahre  1902  von  zwei  Parallelklassen  eines 
Gymnasiums  —  also  ziemlich  EleichaKriBe'PeTSOOen  und  noch  dazu  des- 
selben Geschlechtes  —  die  Daten  gesammelt  und  bei  77  Schülern  glich 
nicht  eine  Angabc  der  anderen.  Es  waren  beispielsweise  wohl  zwei  Schüler 
am  IG.  Januar  1890  geboren,  der  eine  aber  in  Graz  und  der  andere  in 
Wien.  In  größeren  Städten  kann  überdies  noch  der  Geburtsbezirk  zu 
einer  Unterscheidung  verhelfen. 

Die  Einreibung  —  an  Stelle  der  alphabetischen  —  könnte  also  im 
Buche  zunächst  nach  den  12  Monaten  erfolgen.  Diesen  würde  (auf  ver- 
schiedenen Seiten!  der  Monalsla^  folgen,  dann  auf  derselben  Seile  das 
Geburtsjahr,  der  Gebnrtsbezirk  und  das  Geschlecht. 

Der  Index  würde  aber  statt  der  Einteilung  in  Buchstaben  eine  Ein- 
teilung nach  den  12  Monaten  und  deren  Tagen  (365  Seiten)  geben. 
Selbstredend  ist  einer  neugierigen  Seele  die  umständliche.  Möglichkeit 
gegeben,  durch  Vermittlung  des  Pfarramtes  he  rauszu  bringen,  wie  etwa 
das  männliche  Kind  heißt,  das  am  22.  Juni  1887  zu  Grubbach  bei  Riegers- 
burg  in  Steiermark  geboren  wurde  und  das  im  Jahr  1913  mit  Tabes  beim 
Slailtpliysikate  Olunil/  angezeigt  wnr.lt.  M'fi  praktisch  dürfle  sielt  dieser 
Fall  wohl  nicht  ereignen. 

Ich  wiederhole  aus  meinen  Mitteilungen  des  Jahres  1902,  daß  ich 
blennorrhoische  Augciiaffektioticn  von  dieser  Statistik  ausschlfill.  daß  ich 
genau  begründete,  warum  ich  mir  die  Anzeigepflichl  in  den  drei  ge- 
nannten Kategorien  am  zuverlässigsten  vurstelle  und  habe  an  Beispielen 
erörtert,  wie  etwa  die  betreffenden  Drucksorten  auszusehen  hätten. 

Prof,  Dr.  Ludwig  Merk -Innsbruck.« 
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Reichsgesundheitsamt,  Kultusministerium, 
•Gottstein -Blaschko  u.  a. 

n'sche  Kongreß  vom  Jal 
laft  der  ganzen  Welt  tei 
■jr  folgenden  Beschluß: 
e  Kongreß  sich  der  Verl, 

■llkl'it  (W  bestellenden  >> 


vertraulichen  Anzeigepf  licht  auf. 

Anhänger  der  diskreten  Anzeigepf  licht  sind:  die  .Aboli Monistische 
Föderation«,  der  .Berliner  Verein  zur  Forderung  der  Sittlichkeit«,  die 
deutschen  Frauen  vereine,  der  MiiricrieiierarziliHie  Verein,  zahlreiche  andere 
Korporationen.  Ferner  verlangen  diese  zahlreiche  Juristen,  Ärzte,  Par- 
lamentarier und  Soziologen.  Es  seien  aus  der  großen  Zahl  nur  die  folgenden 
erwähnt:  der  Vertreter  der  Hasseuliysrinie  und  Kassaihiolo^ie.  der  Heraus- 
geber des  Archivs  für  Rassen  biologie,  l'rivatdozcnt  Dr.  Lenz,  l'rivatdozcnl 
Dr,  Christian,  Dr.  Winsen,  die  meisten  Naturheilvereine  Deutschlands,  der 
Staatsminister  Sivkiivich.  der  bekannte  Kölligs  berge:  Sexualforscher  Prof. 
Kafematni.  der  Scliriitslcller  Lrieh  Schhikjer.  der  her  vorragende  Juriiii  nur" 
dem  Gebiete  der  Srxii:dsresc!7.s:dii:ii<;,  <xv  Verfasser  des  Vorentwurfs  eines 
Gesetzes  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten,  Geti.  Justizrat  Prof. 
Dr.  Mitter  maier  von  der  Gielk-uer  Universität,  der  Miincliener  Professor 
für  Dermatologie  ProF.v.  Z umbus-cii .  ik-  ( iielier.er  l.iuverii::H;-[Jermatoioge 
Prof:  Jesionek,  der  Frankfurter  Frauenarzt  Prof.  Flesch,  der  Aachener 
Bade-  und  Hautarzt  Dr.  Rotscluth,  der  Verfasser  der  Flugschrift:  »Die 
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ärztliche  Meldepflicht  ht-i  Gcsclilechtssmn kl leiten,  der  Herausgeber  der 
Münchener  medizinischen  Wochenschrift,  Hofrat  Dr.  Spatz,  die  Ärztinnen 
Dr.  Wygodzinski,  Dr.  Kaufmann  und  Dr.  Eva  Moritz  u.  a.  m,  die  Frauen- 
rechtlerinnen Anna  Pappril/.  Kalltariua  Scheven, die  Mil<:liciler  der  National- 
versammlung Dr.  Käthe  Schirmacher,  Frau  v.  Gierke,  Frau  Schröder  und 
die  meisten  weihlichen  Abgeordneten,  die  Mitglieder  der  preuß.  Landes- 
Versammlung  Dr.  Beyer  und  bleibender,  der  l.'uterstaatssekretär  im  Wohl- 
fflhrtsmi  nisten  um  Graef,  der  Berliner  Stadrvcrordneicnvoisteher  und  Mitglied 
der  preuß.  Landesversammhmg  Dr.  Weyl,  ferner  Prof.  v.  Düring,  Dr.  Rohleder, 
Dr.  Kiefer,  samtliche  Mitglieder  der  sozialdemokratischen  Partei  und  der 
unabhängigen  sozialdemokratischen  Partei,  zahlreiche  Vertreter  des  Zen- 
trums, ck'r  deutschen  Volksnarki  u.a.  I.i/cutiat  Mumm,  l'rof.Mcrck.  Geheimrat 
Hartmann,  M.  d.  N.  u.  a.  m.,  femer  die  preußische  Landesversammlung. 

Gegen  die  diskrete  Erfassung  alkr  I:r  krankten  sind  eigentlich  nur  die 
auf  dem  Titelblatt  der  > Mitteilungen«  der  Deutschen  Gesellschaff  zur 
Ikkänipfiiii!.rdcrrjesdileelitskrank-Iiei[eiiaii)ictülirlcii  I  Icranseebcr  dieser  Mit- 
teilungen: a)  Prof.  Ria  sei  iko,  b)Dr.Slruve,  el  Ministerialdirektor  Kirchner  a.D. 
mit  ihrem  Anhang.  Charakteristisch  ist,  daß  sowohl  in  der  Zeitschrift 
wie  in  den  Mitteilungen  der  obigen  Gesellschaft  das  System  der  allgemeinen 
gleichen  diskreten  Anzeige-  mul  Hella  udliin.e.sr>fli  cht  seit  fünf  Jahren  weder 
erwähn!  mich  referiert  ist  und  sogar  eingesandte  Manuskripte  iiher  dieses 
Thema  zurückgewiesen  werden,  unschön  die  Zeitschrift  behauptete,  ein 
Diskussion Mjrsr.u)  für  alle  einschlägigen  Prägen  zu  sein,  ja  sogar  ihre 
Mitglieder  nach  dieser  Richtung  hin  zur  Mitarbeit  einlud.  Eine  solche 
Kam;ifesvveiM-  in  wissenschaftlichen  ^o/ialhye.icnisclicli  und  für  den  Staat 
-u  iv ich ligen  Plagen  lichtet  >ich  von  helbsl,  sie  bedarf  keines  Kommentare 

Mit  welchen  Mitteln  Ministerialdirektor  a.  D.  Kirchner  und  sein  Anhang 
die  diskrete  An  zeige  pf  licht  in  seinen  Schriften  zu  diskreditieren  suchten, 
mag  ein  Auszug  aus  einem  Aufsalze  aus  der  Zeitschrift  für  ärztliche  Forl- 
bildung 1917  S.  287  ergeben,  der  lautet:  .Wir  halten  es  nicht  für  angängig, 
die  Geschlechtskranken,  che  sich  vertrauensvoll  an  den  Arzt  wenden,  zur 
Kenntnis*  der  Polizei  zu  bringen.-  Da  bei  der  diskreten  An  zeige  pfli  cht 
das  gerade  Gegenteil  der  l'all  isi,  da  vielmehr  da  -  vi  in  der  IXil'i  i.  •■]ii[i|"ohlene 
System  der  .beschränkten-  Anzeigcpflicht  die  Kranken  nach  Willkür  und 
ohne  gesetzliche  Vorschriften  der  Polizei  und  anderer  Behörden  je  nach 
dcm'Belieben  des  behandelnden  Arztes  überweist,  so  ist.es  wirklich  un- 
verständlich, wenn  von  früher  so  hoher  Warte  herunter  versucht  wurde,  die 
diskrete  Anzei.gcpf  lieht  in  .lern  erwähnten  Aufsätze  Kirchners:  »Nene  Wege 
zur  Bekämpfung  der  übertragbaren  Geschlechtskrankheiten«  herabzusetzen. 

Das  Schicksal  jeder  neuen  Idee  ist  beinahe  das  gleiche;  da  Ideen  sich 
nicht  einfach  ci schlafen  lassen,  verficht  man,  sie  mit  Schweifen  zu  über- 
geben.   Man  darf  indes  nicht  ungerecht  sein:  dein  am  Althergebrachten 
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haftenden  Menschengeiste  fällt  es  gar  schwer,  sich  Neuem  zu  erschließen. 
Die  Ablehnung  gegen  den  Fortschritt  kann  sich  bisweilen  bis  zu  dem 
Grade  bösartigster  Niedertracht  steigern,  und  dabei  scheuen  sich  die  Wider- 
sacher des  Neuen  durchaus  nicht,  sich  das  längst  abgetragene  Mantelchen 
derauf  die  Volks  wohl  fahrt  bezüglichen  Gerechtigkeit  umzuhängen.  Niemand 
hat  das  schlimmer  am  eigenen  Leibe  erfahren  müssen  als  der  Verfasser 
dieses  Buches.  Darüber  zu  schreiben,  muß  für  eine  andere  Gelegenheit 
aufgespart  bleiben.  Man  wird  es  schlechterdings  für  kaum  glaublich  halten, 
zu  welch  unlauteren  Mitteln  die  Gegner  meiner  Idee  griffen,  um  sie  vor- 
schnell zu  begraben.  Nichts  ist  ihnen  letzten  Endes  geglückt  Im 
Gegenteil,  sie  haben  verdutzt  zusehen  müssen,  wie  trotzdem,  ja  verhältnis- 
mäßig rasch  >das  Gute  sich  Bahn  gebrochen«  hat  Nun  zu  den  Tatsachen. 
Bereits  seit  1915  habe  ich  die  Öffentlichkeit,  wie  schon  erwähnt,  über  das 
Wesen  des  Diskretion ismus  durch  die  Tagespresse  unterrichtet,  denn  die 
führende  medizinische  Fachpresse  verhielt  sich  ablehnend,  ja  sie  verschloß 
sich  dein  Aufkommen  des  Systems. 

Und  dieses  Totschwcigcverhaltci!  wird  auch  dadurch  nicht  wahrhaftiger, 
dar)  einer  dir  riilirisistcn  tSc\ii,'Jpolitikcr,  der  Prof.  Dr.  Alfred  lilaschko, 
sich  fi>]L!CTii!es  Mottn  gesetzt  hiit: 

■•[eh  veiinlyc  nicht  eine  einseitige  Riciituni;,  wundern  die  von  mir 
geleitete  Zeitschrift  /.  B.  d.  ü.  ist  citi  Diikusiioiiiür«;in  für  alle  auf- 
richtig auf  diesen  Zweck  gerichteten  Bestrebungen.« 
So  Herr  Blaschko  in  der  Z.  z.  B.  d.  G.,  1915,  Nr.  9. 

Die  Tatsachen  sprechen  gegen  papierne  Devisen!  Vergeblich  wird  man 
in  den  Blättern  der  DGBG.  nach  Angaben  über  meinen  Diskretionisiuiis, 
geschweige  nach  Arbeiten  von  mir  selbst  suchen. 

Ein  solches  Verfahren  ist  denn  auch  der  klarste  Beweis  für  die  Güte 
der  boykottierten  Saehe  an  und  für  sich.  Wäre  sie  schlecht,  dann  würden 
fite  Geciter  iie  nicht  totzuschweigen  trachten,  sondern  war  mit  dem  Feder- 
kiel sezieren  und  an  Arm  und  Beinen  amputieren.  Ein  solcher  Versuch 
aber  ist  bei  einer  guten  Sache  gefährlich.  Sie  gibt  dem  Gegner  Gelegen- 
heit zu  antworten  und  aufzuklären.    Und  das  soll  vermieden  werden. 

Mein  Buch  -Friseurhygicne«  mulite  herhalten,  gleichsam,  um  daraus 
eine  vergiftete  Waffe  gegen  die  Anzeigcptlicht  zu  schmieden.  Denn  hier- 
über berichtete  statt  über  den  Diskretion  ismiis  die  "Zeitschrift  /..  Ii.  d.  G> 
die  .Frisenrliygient"  Sellien  ihr  wieht^rr  als  ein  neues  System  /.  II.  d.  Ii. 
Indes,  auch  hier  vergebliche  Liebesmüh.  Es  war  verfehlt,  nachträglich  eine 
Arbeit  in  Mißkredit  zu  setzen,  die  ihre  gute  Wirkung  gehabt  und  ihren 
Segen  Jahre  hindurch  gespendet  hat.  Das  Buch  erlag  ihrer  Tücke  ebenso- 
wenig wie  mein  diskretionisiisehes  System.  Dagegen  belehrt  mein  Brief- 
wechsel, wie  wenig  meine  Gegner  wissenschaftlich  gefestigte  Überzeu- 
gungen zu  achten  wissen. 
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Da  die  DGBG.  ebenso  wie  die  führende  medizinische  Fachpresse 
seit  1915  bis  1921  das  System  des  Diskretionismus  durch  Rücksendung 
meiner  Manuskripte,  durch  Nichtaufnahme  der  Referate  und  durch  Boykott 
den  Mitgliedern  und  Ärzten  nicht  zur  Kenntnis  bringt,  auch  über  die 
Parlamente  besohl  ii  ssc  über  dieses  System  tanm  «der  verschwommen  oder 
gar  nicht  beriehtele  [alles  natürlich,  wie  die  Ab-Iimmuug  am  25.  Februar  1 920 
ergibt,  umsonst],  so  ist  der  scharfe  Kampf,  den  die  äußerste  Linke  der 
nichtapprobierten  Heilkundigen  —  selbstverständlich  aus  denselben  ego- 
istischen Motiven,  als  die  der  äußersten  Rechten  der  Approbierten  führt, 
zweifellos  offener  und  ehrlicher  als  das  seit  zehn  Jahren  verüble  Tot- 
seh weigesv stein  dei  'Voraussetzungslosen«.  Vor  Gegnern,  die  den  Kampf 
offen  und  ehrlich  führen,  auch  den  schärfsten,  kann  man  Respekt  haben, 
vor  der  führenden  medizinischen  Fachpresse,  die  entweder  aus  gedeckter 
Stellung  vergiftete  ('feile  nhschieiit  und  dabei  d:is  VX'uri  :'viii;iussetzL[]is;s- 
lose  Wissenschaft-  fortwährend  im  Munde  führt  oder  mit  den  noch  ver- 
werflicheren Waffen  der  Irreführung  ihrer  Leser,  sn/usagen  -von  hi  nie  i'- 
heimn--  kämpft,  ist  jeder  parkunentarisehe  Ausdruck-  /u  schade 

In  der  Tat  konstatierte  das  Münchener  Schöffengericht  am 
9.  März  1921,  dal)  die  Fachpresse  10  Jahre  meine  Saivarsan- 
mauuskripte  zurückgeschickt  habe,  vielleicht  zum  Schaden 
der  Entwicklung  der  freien  Wissenschaft, 

Wie  es  mit  der  "Voraussetzungslnsigkeit'  aussieht,  ergibt  die  folgende 
firiefabschrift: 

Einschreiben  Berlin,  15.  Februar  1917. 

Vorstand  der  deutschen  Oesellschaft  zur  Bekämpfung 
der  <ieschlcc;itski-ankhcücri 

Berlin. 

In  §  2  und  3  Ihrer  Satzungen  heißt  es,  »es  sei  Aufgabe  der  DGBG. 
der  zunehmenden  Verbreitung  ;icrl  iesclilcchlskrankheilci:  im  deutscht  n 
Volke  entgegenzuarbeiten  durch  Förderung  wissenschaftlicher  Arbeiten 
und  durch  Unterstützung  aller  Hestrehi mgcn,  welche  geeignet  sind, 
eine  Abnahme  dieser  Erkrankungen  zu  bewirken».  In  Nr.  9  1915 
Ihrer  Zeitschrift  fordert  der  Herr  Vorsitzende  »zur  Teilnahme  an  der 
Diskussion  auf.  Ja  sie  ein  I  lisknssiiiiisnrgaii  für  ille  e  Ii  vi  i  eh  die  Wahr- 
heit suchender]  Kämpfer  .-ei-.  Ich  habe  daraufhin  der  RcJakdon  ein 
Manuskript  geschickt,  das  sich  mit  meinem  System  der  Behandlung 
der  Geschlechtskrankheiten  (Anzeige-  und  Behandlungspflicht)  und 
im  unmittelbaren  Zusammenhang  hiermit  mit  der  Zwangsbehandfuiig 
der  Geschlechtskrankheiten  hcialil,  da  ieli  als  SacliverMändigcr  des 
sogenannten  Frankfurter  Salvarsanprozesses  Gelegenheit  hatte,  Er- 
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lahrungen  nach  dieser  Richtung  hin  zu  sammeln.  Unter  allen  mög- 
lichen Vorwänden  verweigert  aber  die  Redaktion  die  Veröffentlichung 
eines  Aufsatzes  üher  die  Zwangsbehandlung  und  über  die  Bewertung 
des  Salvarsans.  Es  ist  nicht  einzusehen,  welche.-  Interesse  die  völlig 
neutrale  Gesellschaft  an  der  einseitigen  Beleuchtung  und  datier  an 
der  einseitigen  Förderung  dieser  noch  völlig  strittigen  Frage  haben 
sollte.  Da  der  Herr  Redakteur  Ihrer  Zeitschrift  Prof.  Dr.  Felix  Pin'kiis 
ein  naher  Verwandter  des  Salvarsanerfi rtders  ist,  so  liegt  die  Oerahr  ' 
nahe,  dali  er  befangen  ist.  Ich  bemerke  noch,  daß  die  Redaktion  zuerst 
meinen  Aufsatz  über  Zwangsbehandlung  als  für  die  Zeitschrift  passend 
befunden  hatte  und  sich  nachträglich  eines  anderen  besonnen  hat. 

Ich  bitte  als  Mitglied  der  Gesellschaft  um  gefällige  Mitteilung 
Ihrer  Entscheidung  in  dieser  Angelegenheit 

Mit  ausgezeichneter  Hochachtung 
gez.  Dr.  Drcuw. 

Daraufhin  erfolgte  keine  Antwort,  ein  Zeichen,  dali  die  Phrase:  »Dis- 
kusstonsorgan für  alle  ehrlich  die  Wa  hrh  ei  t  suchenden  Kämpfer- 
eitel war.  Und  eine  solche  Hesel Isdiuft  ist  die  Mouopolhcraterin  der  demo- 
kratischen Reichsregien  mg,  als  ob  das  Wort  'Demokratie*  zweckmäßig 
mit  »Monopol«  übersetzt  würde. 

Man  sieht  also,  es  liegt  System  in  dem  Boykott  meiner  ideen  und  Arbeiten. 
Für  jeden  denkenden  Menschen  ist  es  über  klar,  dall  dieses  klägliche  Tot- 
schweige System  letzten  Endes, wenm-t  alssolcheierkanntw-irJ.nu-dcn  Beweis 
liefert,  da(t  ich  mich  auf  dem  rechten  Wege  befinde.  "Die  schlechtesten  Früchte 
sind  es  nicht,  woran  die  Wespen  nagen*  und:  »Viel  Feind',  viel  Ehr7.« 

5'lt  Jahre  lang  hatte  die  DOBG.  mein  System  niemals  erwähnt,  1921 
trat  sie  mil  einem  Auszug  ans  meinen  Gc setz esvorsch lägen  hervor  und 
rekapitulierte  alle  Entschließungen  sämtlicher  Dermatologen  im  Anschluß 
daran.  Natürlich  wurde  mein  Name  als  Urheber  des  Gedankens  ver- 
schwiegen. In  so  ziemlich  jeder  Nummer  wurde  Blaschko  oder  ein 
anderer,  zum  engsten  Kreise  Gehöriger  vorgeschickt.  Der  Aufmarsch  der 
Interessenten  aber  war  mit  zu  viel  Regie  gemacht  und  da  man 
ihre  Absicht  merkte,  wird  man  leicht  verstimmt.  Der  Beschloß  der 
Landes  Versammlung  vom  25.  2.  20  halte  nämlich  die  Faktoren,  die  sich 
dank  einer  ii  herein  gekommenen  Toi„eliweiget;ikiik  in  Sicherheit  gewiegt, 
urplötzlich  aus  ihrem  Traum  aufgeschreckt.  Sogleich  begab  sieh  Blaschko 
zu  der  vcrionwortlii-lien  Stelle,  machte  dor.  ernste  Vorhaltungen,  weil  sie 
vermeintlich  nicht  mit  genügender  Energie  dagegen  gesprochen,  bearbeitete 
auf  ministeriellen  parlamentarischen  Bierabenden  die  eingeladenen  ärzt- 
lichen und  nichlärztlichen  Abgeordneten,  kurzum,  es  scheint,  als  ob 
v.  Bunge  nicht  Unrecht  hatte. 
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Und  hätte  Moliere  unsere  damals  noch  nicht  politisierenden  Derma- 
tologen schon  gekannt,  er  hätte  sich  sicherlich  über  die  gelähmten  und 


Patienten  eines  ein  neues  Mittel  prüfenden  Autoritär- Dermatologen 
lustig  gemacht. 

Nach  der  gleichen  Vorschrift  arbeiteten  die  »Deutsche  medizinische 
Wochenschrift',  die  »Münchner  medizinische  Wochenschrift', 
die  mein  System  in  einer  kleinen  Variation  sogar  als  einen  Gedanken 
des  »Münchner  Ärztlichen  Vereins-  veröffentlichte,  tili-  »Medi- 
zinische Klinik«  und  außer  anderen  auch  die  »Berliner  klinische 
Wochenschrift'.  Allein  die  chinesische  Mauer  der  kollegialen  Fach- 
presse war  nicht  so  hoch,  daß  sie  mit  meinen  Veröffentlichungen  in  der 
Tagespresse  nicht  zu  durchbrechen  gewesen  wäre. 

Auch  dieMiielrinalriHien  in  Sachen  meiner  vorn  KuliusnimistL'r  Haen  i  seil 
selbst  beantragten  Professur  »Staatliche  Bekämpfung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten« werden  mich  nicht  abhalten,  im  Gegenteil  be- 
stärken, den  Kampf  fortzusetzen ,  pn>  stieiitin  et  veritatc,  unbekümmert  um 
die  in  meinem  Aufsatz  (Blatter  für  Volksauf  Mäniiig,  Nr.  Kl,  Oranienburg) 
»Dekadenzerscheinungen»  gcniiiicmi  charakterisierten  Verleumdungen') 
der  Berliner  medizinischen  Fakultät, 


;)  t'vi  diese*  Verk'iirinliin!,T-^y<1e:n  in  Cresrall  :ini[]icher  Kelieiiner  Uutai  hleu 
der  Nachwell  zu  aherlielern,  viTiiiu'ril'.ielu'  ich  hiermit  das  mir  durch  Zufall 
in  die  Hände  Bekommene  geheime  ,  mit tclalter lieh  anmutende  Schriftstück 
und  fordere  da,  Kultusministerium  zum  dritten  Male  öffentlich  auf,  die  Ver- 
fasser der  Verleu  nid  ungeti  (siehe  Literaturverzeichnis)  zur  Rechenschaft  zu  ziehen: 


An  den  Herrn  Minister  (nr  Kunst,  Wissenschaft  und  Volksbildung. 
Der  Herr  Minifttt  liat  die  Med.  Fakultät  Linter  l.\  1.  SOÜS  aufgefordert,  sich 

melliodcn  C!  Dr.  a'iit  .lern  (iehide  der  J I ;m  1-  inui  (h-scliU-fhtskraiiklieilen 
sowie  über  die  wissenschaftlichen  Leistungen  des  Herrn  Dr.  Dreuw  zu  äufiern. 

Herr  Iii  Ore-.iw  ist  besonder*  bekam!  geworden  durch  seinen  Kamp!  gegen 
die  Salvorsananwendung  eer  Syphlis.  gegen  dre  er  sich  schon  tu  emer"Zeil 
gewandt  har.  wo  ungünstige  t  rlahr  ungi  n  ruh  kaum  nirlagen  Kr  hat  dann 
turtgejf!''  alles  Material  und  vemimilhchr  und  nachgewiesene  Nachteile  des 

Mittel-,  eilng  und  parieiis..li  z'.isa  pngptrairpn  und  ■.e.ncn  Standpunkt  vor 

allein  in  der  I  agespre«-.c  vertreten,  so  daü  ei  auch  hei  den  Praktikern  und 
fielehneii,  d.e  dem' Milte;  slc|ir.<eh  oder  gar  [ablehnend  gegenüberstanden, 
/  •■i:mi:iiiii;  -.:■:■  \mi,<  in. hl  hat  finden  «.innen. 

Die  <nn->iq>i-s  (alilreicr.cn  Vei  ilteni  ich  -y  •■  des  IJr  fheu»  beziehen  >ieh 
auf  technische  Dinge,  wie  Anwendung  um  HN;  spat  ein.  Ausspülen  von  K*- 

nülcn.  tinnchtungen  des  pol ii e .. rzl liehen  I   su:hurigsiimmci:,  Apparate 

im  Meil.ir.g  ile:  Irnputen?    Schun  die  Tilel  dir  Arbeiien  zeigen.  daN  nugends 


vor  den  Blicken  der  das  Kra 


Ärzte  versteckten 


Abschrift. 

Med.  Fakultät  der  Kgl.  Fricdr.-Wilh.  Univers. 
Tagebuch  237. 


Berlin,  31.  Jan.  1919. 
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Ich  werk'  der  Fakultät  hiermit  t'iffcnlEfLh  vnr,  und  habe  das  bereits  in 
meinen  amtlichen  Eingaben  zur  Wahrnehmung  meiner  [uferessen  getan, 
deretwegen  neben  der  Wahrung  öffentlicher  Interessen  auch  dieses  Buch 
gesell  riehen  wird,  Ja  Ii  sie  ein  .notorisch  "und  unwahre«  Tendenz-  und  Ver- 
leumdungsgutachten über  mich  abgegeben  hat.  Ich  werfe  dem  Kultus- 
minister Haenisch  und  seinen  Raten,  Becker,  Wende  usw.,  vor,  daß  sie, 
nachdem  ich  sie  auf  die  Verleumdungen  aufmerksam  gemacht,  seit  zwei 
Jahren  nicht  die  nötigen  Schritte  zur  Klarstellung  getan  haben,  obwohl 
man  dies  als  Staatsbürger  vcrlnm;c-ri  kann. 

1.  Das  Gulacliicn  beschält  igt  nirfi  nicht  mit  einem  Wort  mit  dem 
Thema  >Moderne  Prostitutionsbekämpfung«  oder  •Staatliche  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten«.  Dies  ist  schon  auffallend,  weil  ich  auf 
diesem  Gebiete  mich  besonders  beschäftigt  habe. 

2.  Dii:  Mitteilung,  ich  hülle  mich  ".egen  da>  Salvarsan  gewandt,  «lum 
zu  einer  Zeit,  wo  ungünstige  Erfahrungen  noch  kaum  vorlagen,  ist  un- 
wahr. Ich  habe  am  10.  Dezember  1910,  als  Ehrlich  wegen  Gemein- 
gefährlichkeit die  damalige  Methode  aufgehen  mußte,  den  ersten  Vortrag 
(also  die  erste  V'cröl(e'mliclnu:t;)  darüber  gehalten  unter  Anführung  von 
etwa  30  selbsterlebten  schwersten  Körperschadi  jungen. 


grundlegende  Fragen  der  ärztlichen  Tcciiiiii  anciiächla^cit  find,  sondern  nur 
MÜtei]imi:e:i  Übel  Klei!U!fkeili-ll  des  leclini-f lu-n  Ri-tiieho  <;ein:Lilit  werden, 
wie  sie  etwa  von  einem  Kli::iMdier  oder  [.,,[.. .mt-i^t-n.v.NH^nd  ii:  Wa„d- 
anfchlägen  oder  ir.  /.nsciiriiten  an  Hilfsar;;c  oder  Laboranten  übli;h  sind. 

Auch  die  tlierjpeiiti-elu'ii  AtilieilunjoTi  Dr.  Hreuu's  beziehen  sich  immer 
mir  aut  kieim-  Änderungen  bekannter  l]n-rii [u-li riscl i e r  Methoden,  /.  I!.  andere 
Zusammensetzung  von  Salben.  Die  sogenannte  Ibeliv/sclle  r-oriasissalbe  ist 
nur  eine  kleine  Änderung  einer  von  rk-lili'iif  in  Jnl>eiicld  angesehenen  Methode. 

Eine  große  Arbeit  des  Dr.  Dreuw.  in  der  er  eine  angeblich  neue  Ftaar- 
erkraiikuue  bei  Schulkindern  beschrieb  (Alopecia  p.ireimacidala,  j.Wniutsheite 
lur  piiltt  Dnmal.rlogie.  11111)1,  jeigt,  dar!  es  ihm  an  unsieu'scharmchvn  fiiiir.ii- 

ht".|.  O'.rlr:'  l-V  ■"■■Ii:  h.-  V.  -  :.  l.-s,  :■■   Iii.,.    .  .h-  I  .'  Ii-eu*. 

hch.  daH  ei  sich  in  ke.neoi  haVc  aia  e.e  ■'  u  k-i..n„,i.  v.uiijem  um  via- 
schicdenc  rille  von  Favus.  I  r.rhr.phylic,  Alopet,*  jreala.  Haarausfall  un.l 
Narben  um!  hilcrherde  n  handrllr.  ü;e  Di  Dreu»  m  einem  genicinjauien 
KrankhciL-bild  ✓  u-ammengeworien  hat!.  . 

Fs  soll  mchl  geleugnet  weiden,  dal)  Di  Dien«  ein  eifriger  und  betrieb- 
sjmir  S|>:mlaiil  ■«  und  oig3msat.>iische5  Talent  besitzt,  wovon  er  nament- 
lich aut  der  ltjeieneaus.stcllung  in  Uresden  Zeugnis  abgelegt  hat.  Ahei  die 
oben  angeführten  Taisarhea  sind  rimh  derartig,  dall  d  e  FakuFat  es  ai.f  das 
entschiedenste  ablehnen  muH,  ili-i  Absieht  zuzustimmen.  Herrn  D.-  Dreu»  m 
irgendeine  Virnmdung  rrui  der  Universität  m  hr  ngen. 

Cnlrfsihrilt-  Dekan  und  f'mfessiMen 
His.  Franz. 

(Ein  Dermatologe  war  nicht  in  der  Fakultät   Dr.  D.) 
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tiin  üegengu  (achten  slatt  vieler 


3.  Die  Kl- ha li piu dl;,  meine  technischen  Lrfhiduiigen  (patentiert  in  allen 
Ländern)  .«den  •■mr  jM ii:oilu rtt;c n  über  Kleitii Ljkc itc J i  des  technischen  Be- 
triebes, wie  sie  etwa  vim  einem  t.ahoratLiriiimsvorsiand  in  Wa n da n seh  lagen 
oder  in  Zuschriften  an  I  lilfsärzte  oder  L.ih iraiilcn  üblich  sind',  ist  eine 
wider  besseres  Wissen  aufgestellte  Behauptung,  denn  so  besehränkl  sind  die 
internationalen  Patentämter  nicht.  Man  merkt  die  Absicht  und  wird  ver- 
stimm!. Hie  -  Technische  Rundschau  .  die  Beilage  /.um  licrltiu']-  Tage- 
blatte-,  deren  Mitarbeiter  ich  bin,  hat  in  einem  von  mir  verfaßten  Appell 
an  die  Techniker  Wahrheit  und  Klarheit  verlangt.  Aber  nichts  ist  ge- 
schehen. 

4.  Die  Behauptung,  dir  in  allen  dmnatohi^iseheri  Lehrbüchern  des 
In-  und  Auslandes,  auch  in  französischen,  international  anerkannte,  seit 
zwanzig  Jahren  von  mir  in  die  Wissenschaft  eingeführte,  vim  dieser  als 
-Dreuwsche  Salbe",  von  Prof.  Lassar  als  •Novum-Salbe«'bezeichnete, 
Salbe  gegen  Schuppenfl echte,  die  Millionen  von  Menschen  glücklich  ge- 
macht hat,  sei  nur  eine  »kleine  Änderung  einer  von  Eichhoff  In  Elber- 
feld angegebenen  Methode«,  ist  eine  Verleumdung.  Trotz  meiner  durch 
den  Kultusminister  an  die  frakultat  gerichteten  Aufforderung,  irgendeinen 
Beweis  hierfür  zu  erbringen  oder  die  Fichhoffschc  Methode  zu  nennen, 
trotz  der  Bitte  des  Vorstandes  der  sozialdemokratischen  Fraktion  an  den 
Kultusminister,  diese  Prüfling,  die  in  zwei  Stunden  zu  machen  ist,  da  sie 
keiner  wissenschaftlichen  bors  diu  Ilgen  bedarf,  zu  ctlecli geu ,  ist  dies  seit 
zwei  Jahren  nicht  geschehen,  weil  es  eine  aus  der  Luft  gegriffene  Ver- 
leumdung ist,  die  vielleicht  nur  deswegen  aufgestellt  worden  ist,  weil 
man  glaubte,  das  Gutachten  käme  mir  nicht  zu  Gesicht.  Hierin  liegt  die 
Gefahr  für  die  Gelehrten  und  den  Wiederaufbau. 

5.  Die  Behauptung,  die  von  mir  1910  entdeckte  neue  Haarerkrankung 
sei  kejrte  neue  Erkrankung  und  sei  als  solche  nicht  anerkannt,  ist  unwahr. 
Die  von  der  Stadt  Berlin  eingesetzte  Prüfungskommission,  bestehend  aus 
Professor  Jose  p  h  und  als  Vertreter  der  Regierung  Geheimen  Medizinal  rat 
Weilienborn,  haben  die  f-",tllc  offiziell  besichtigt  und  als  neue  Krankheit 
anerkannt,  in  der  Schweiz,  in  der  Türkei  und  in  Deutschland  ist  sie  von 
hervorragenden  Forschern  als  neue  Entdeckung  anerkannt  und  in  meinem 
Vortrage  im  Berliner  Rathause  1910  wurde  sie  von  den  Berliner  Schul- 
ärzten ebenfalls  anerkannt. 

Das  folgende  Gr  Lienen  (achten  Idern  Minister  wurden  sechs  liberreidtt  !l 
aus  der  Universitätsklinik  für  Hautkrankheiten  in  Gießen  seitens  des 
Direktors  Prof.  Dr.Jesionek  vom  23. 8.  19  widerlegt  die  Verleumdungen: 

Mit  gutem  Gewissen  kann  ich  bestätigen  t.  daff  ich  es  für  einen  glück- 
lichen Gedanken  halte,  eine  solche  Profcssur  zu  schaffen;  2.  daß  ich  es 
begrüße,  wenn  Dr.  Dreuw  mit  der  Professur  betraut  wird.  Ich  wüßte 
keinen  Facli Vertreter  zu  nennen,  von  dem  ich  mir  eine  gleich  energische 
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Urleil  des  »Archivs  für  physikal.  Therapie' 


und  gleich  sachverständig  Vertretung  verspräche.  Worauf  es  mir  in 
dieser  Sache  ankomm:,  isl,  dali  endlich  einmal  'iclbcwnllt  und  energisch 
Positives  geschaffen  werde.  Dazu  scheint  Dr.  Dreuw  mir  der  rechte 
Mann  zu  sein;  3.  was  Dr.  Dreuws  wissenschaftliche  Arbeiten  betrifft, 
in  kann  ich  keine;;  Anhaltspunkt  finden,  der  mich  berechtigte,  Dr.  IHemv 
die  Befähigung  zur  Kekleidung  einer  medizinischen  Professur,  insonder- 
heit der  obengenannten  abzusprechen. 

Das  -Archiv  Rh  physjkal.  diSt.  Tlierapie-  schreibt  in  Nr.  8.  1920: 
»Wir  haben  im  Archiv  1917  Nr.  5  einen  Teil  von  Dreuws  tech- 
nischen Erfindungen  veröffentlicht  und  müssen  gestehen,  «eine  in  der 
ganzen  Welt  anerkannte  Technik  der  polizciärzllichcu  Untersuchungen 
und  das  in  unserem  Archiv  angegebene  neue  Prinzip  der  in  allen  Ländern 
patentierten  >  Endo-Edomassage"  als  eine  Kleinigkeit  zu  bezeichnen,  wie 
sie  ein  Laboratoriumsvorstand  in  Wand.™ schlagen  für  Laboranten  macht, 
ist  das  Unerhörteste,  was  wir  bisher  gehört  haben.  Wir  erinnern  nur 
daran,  daß  Dr.  Dreuw  auf  der  Dresdener  Hygieneausstellung  1911  eine 
lediuiselie  Ausstellung  vcraustaltele,  die  die  Überschrift  lrui>:  Projekt 
einer  Musterausstellung  für  polizekirztliche  Untersuchungen,  ausgestellt 
Vinn  Königlichen  l'olizeipräsidium  in  Berlin  nach  Ansahen  von  l'olizei- 
arzt  Dr.  Dreuw.-  Die  Technik  dieser  Ausstellung  war  so  hervorragend, 
dafl  das  Berliner  Polizeipräsidium  nach  den  Ideen  Dr.  Dreuws  technisch 
reformiert  wurde  (Fischers  med.  Verlas,  Berlinl,  dali  der  (.  jcsiitidlicilsr.it 
von  Cincinnali  sich  schon  1912  an  Dr.  Dreuw  um  »guidance  and  in- 
formalion«  in  diesen  technischen  Fragen  wandte  und  der  Chefarchitekt 
des  Sultans  zusammen  mit  Exzellenz  Prof.  Dr.  Nourredine  (Januar  1914) 
zu  Dr.  Dreuw  kamen,  um  sich  über  diese  technischen  Neueinrichtungen 
Vortrag  halten  zu  lassen,  dali  Dr.  Dreuws  Arbeiten  auf  diesem  Gebiet 
ins  Japanische,  (von  der  japanischen  Regierung)  ins  Fnglischc  und  Fran- 
zösische übersetzt  wurden,  kurzum  international  ebenso  wie  die  •Dreuwsche 
Salbe<  anerkannt  wurden.  Nur  die  Berliner  Fakultät  (gez.  His-Franz) 
erklärt  beide  Erfindungen  für  Kleinigkeiten  und  Entlehnungen,  um  zu 
verhindern,  daß  beim  Neuaufbau  des  korrupten  Deutschland  das  Wort 
wahr  werde:  »Dem  Tüchtigen  freie  Bahn.«  Man  fürdttet  eben  den  Zu- 

fis  ist  wichtig  hervorzuheben,  d.ilt  der  Ücncralscsretär  der  DliBG. 
den  deutschen  Standpunkt  auf  der  Kopenhagrner  Konterenz  am 
20.  Mai  1921  im  Einvernehmen  des  Roten  Kreuzes  mit  dem  Präsidenten 
des  Reichsgesundheitsamts,  Geh.  Rat  Dr.  Bumm,  klarzulegen  beauftragt 
war.  (legen  die  ganz  einseitige  Wahl  dieses  Herrn  habe  ich  nicht  ver- 
fehlt, bei  Geh.  Rat  Bumm  am  30.  April  1921  persönlich  meine  begründeten 
Bedenken  zu  äufiern.  Das  Ergebnis  dieser  Unterredung  und  das  Ver- 
halten Bumms  erhellt  aus  den  später  abgedruckten  Briefen,  die  im 
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Zusammenhang  mil  der  S.  215  reproduzierten  Zeitungsnotiz  ein  klares 
Bild  über  die  Tendenzen  des  Präsidenten  geben,  da  am  30.  April  1921 
noch  kern  Vertreter  ernannt  war  und  zwei  Anhänger  der  DG BG.- Richtung 
(Pinkus  und  Galewski)  von  Bumm  vorgesehen  waren.  Am  3.  Mai 
teilte  das  .Rote  Kreuz<  (Ausländsabteilung}  mir  mit,  dal)  Bumm  definitiv 
Galewski  und  Pinkus  gewählt  habe.  Am  4.  Mai  erschien  die  S.  215 
reproduzierte  Notiz. 

Am  2.  Mai  1921  erbat  Bumm  etwas,  was  nach  den  ihm  mitgeteilten 
Tatsachen  eine  Unmöglichkeit  war,  wahrscheinlich,  um  den  Schein  zu 
erwecken,  als  handele  er  neutral.  Aus  seinem  Schreiben  gellt  hervor,  dail 
er  trotz  der  ihm  mitgeteilten  Grande  schon  die  Wahl  eines  Parteimannes 
.in  Stelle  eines  neutralen  Beamten  Betroffen,  dal',  er  gar  nicht  gewillt  war, 
einen  solchen  zu  wählen.  Sein  Verhalten  ist  so,  als  ob  man  einen  Sozial- 
demokraten beauftragen  würde,  auf  einem  Kungresse  die  deutsch  nationale 
Partei  politisch  mit  zu  vertreten.   Er  schrieb; 


Abschrift. 


Der  Präsident  des 
Rciclisgesimdlieitsamtcs.. 
Nr.  11  2043/21. 


n  Roten  Kreuz. 


Da  iti  den  Kreisen  der  Saduvi stiUidii'.cn  die  Anbellten  über  die  Mittel 
und  Wege  der  Bekämpfung  der  Ocsclileehtskrauklieiteii  vielfach  von  ein- 
ander abweichen,  erscheint  es  mir  erwünscht,  daB  auf  der  Kopcnhagcucr 
Konferenz  nicht  nur  die  Auffassung  der  Deutschen  Gesellschaft  zur  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten,  sondern  auch  andere  Richtungen 
und  Vorschlüge  'um  Ausdruck  kommen.  Ich  bitte  dulier,  Herrn  Professor 
Dr.  Pinkus  zu  ersuchen,  in  Kopenhagen  nicht  nur  über  diejenigen  Maß- 
nahmen zu  referieren,  welche  der  Deutschen  Gesellschaft  als  zweckmäßig 
erscheinen,  sondern  auch  diejenigen  Anregungen  und  Entwürfe  zu  er- 
wähnen, die  von  anderer  Seite  vorgebracht  worden  sind. 

gez.  Bumm. 

Gleichzeitig  versicherte  Dr.  RÖSCHMANN,  der  mit  Gehalt  angestellte 
ärztliche  Wanderreduer  und  Filmdeklarator  der  DGBü.  etwas,  was  nach 
dem  ganzen  Verhalten  der  DGBG.  meiner  Richtung  gegenüber  nicht 
den  Tatsachen  entsprach: 
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Rotes  Kreuz  und  C 
Abschri 

Deutsche  Gesellschaft 
zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten. 

Andas         Zentralkomitee  von.  Roten  Kreuz. 

Ausländsabteilung.  Charlottenburg. 

Wir  erlauben  uns  Ihnen  mitzuteilen,  daß  Herr  Professor  Pinkus  auf 
der  Internationalen  Konferenz  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten 
in  völlig  unparteiischer  Weise  über  alle  Maßnahmen,  die  bei  uns  in 
Deutschland  getroffen  worden  sind  oder  getroffen  werden  sollen,  um 
die  Geschlechtskrankheiten  einzudämmen,  berichten  wird.  Es  vertritt 
auch  die  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  in 
diesen  Fragen  keinen  einseitigen  Standpunkt,  sie  legt  sogar  grölten  Wert 
darauf  alle  Ansichten  zusammenzufassen  und  zu  Wort  kommen  zu  lassen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung  die  Geschäftsstelle: 

gez.  Dr.  Roeschmann. 

Daraufhin  entschied  v.  Winterfeldt  im  Sinne  Bumms  laut  folgen- 
dem Schreiben,  das  am  12.  Mai  bei  mir  eintraf: 

ZentralkomiieederDeutschenVereine     Cecilienhaus,  den  10. Mai  1941. 
vom  Roten  Kreuz.  Berlin -Charlottenburg, 

Betr.  Tgb.  Nr.  1775-  Berliner  StraÖe  137. 

Dr.  med.  Dreuw.  Berlin  W. 

Bezugnehmend  auf  Ihre  Benachrichtigung  vom  4.  Mai  1021  und  die 
Ihnen  im  Cecilienhaus  gegebenen  Auskünfte  erlaube  ich  mir  Ihnen  in 
der  Anlage  die  Abschriften  eines  Schreibens  des  Herrn  Präsidenten  des 
Reichsgesundheitsamtes,  sowie  einer  darauf  bezüglichen  Mitteilung  der 
Deutschen  Gesellschaft  /nr  Htkämpfimg  der  Geschlechtskrankheiten  zu 
übersenden,  aus  denen  Sie  entnehmen  wollen,  dali  seitens  des  Reichs- 
gesundheitsamtes  für  eine  Vertretung  aller  in  Deutschland  herrschenden 
Ansichten  gesorgt  ist. 

Das  Deutsche  Reite  Kreuz  ha!  sich  entschlossen,  die  Nordische  Rotkreuz- 
koniiTi'ii/  nach  Mal'LMbe  seiner  Miltel  beschicken,  tili  es  sich  ikiri  um 
eines-  seiner  Arbutf.ncliicle,  um  diu  Ikfcämpfune;  vmi  Seuchen  und  Volks- 
krankheiten  handeln  wird.  Die  Regelung  seiner  Vertretung  durch  Sach- 
verständige hat  es  aber  durchaus  dem  zuständigen  Reiehsgesundheitsamt 
überlassen,  da  es  nicht  in  der  Lage  ist,  fach  wissenschaftliche  Entscheidungen 
dieser  Art  zu  treffen. 
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Am  1 2.  Mai  morgens  übermittelte  ich  Herrn  v.  Winterfeldt  fc 
telephonisch  diktierten  Protest:  , 

AndenH.ra,  Bwll..  IHM  IML 

Vorsitzenden  des  Zentralkomitees  der  Vereine  vom  Roten  Kreuz. 
(Telephonisch  übermittelt.) 

Ich  erhöhe  hierdurch  folgenden  Protest: 

Prot.  Pinkus  hat  als  Generalsekretär  der  DGBG.  systematisch  die  in 
l'rcnlfeu  sicgrcidic  Richtung  (im  Prinzip  festgelegt  hl)  Antrag  Schir- 
macher),  die  trotz  der  heftigsten  Widerstände  und  der  Gegenaktion  der 
DGBCi.  insbesondere  durch  deren  ('icuernlsefcrctar  und  <  'licfvcdakteiir 
Pinkus  vom  Parlamente  angenommen  wurde,  (am  25.  Februar  1921) 
nicht  nur  bekämpft,  sondern  er  hat  durch  Verweigerung  meiner  Manu- 
skripte und  durch  eine  fünfjährige  lotsdiwcigetaktik  des  Dreuwschen 
Diskretion  ismus  in  den  Blättern  di  r  [10  BG.  sich  als  ungeeignet  erwiesen, 
in  unparteiischer  Weise  auf  einem  internationalen  Kongresse  diese  Frage 
als  Vertreter  Deutschtands  zu  behandeln.  Ich  erhebe  hierdurch  erneut 
Protest,  daß  nur  dieser  Herr  und  eventuell  sein  Gesinnungsgenosse,  der 
Vorsitzende  der  sächsischen  Landesgmppc  der  DGBG.,  Prof.  Galcwski, 
als  Vertreter  dorthin  geschield  wird.    Die  Mitteilungen  Jc>  Präsidenten 

Bumm  vom  2.  Mai  1921  [am  30.  April  erhob  ich  bei  ihm  mündlich 
Protest]  sind  daher  nicht  diskutabel.  Noch  weniger  die  Mitteilungen  der 
DGBG.  vom  7.  Mai  1921.  Der  Präsident  des  ROA.  hat  m.  E.  und  nach 
dem  Erachten  meinei  preutuJe  seines  Annes  nicht  in  neutraler  und  pari- 
tätischer Ii  ml  nur  der  Sattle  dienender  Weise  gewaltet,  wie  ihm  in  der 
Presse,  insbesondere  von  den  PPN.  am  4.  Mai  vorgeworfen  wurde.  Ith 
beantrage  in  letzter  Stunde,  dal!  auch  ein  Vertreter  der  in  Preußen  sieg- 
reichen Richtung  Schirmacher-Dretiw  zusammen  mit  Herrn  Pinkus 
oder  ein  neutraler  Beamter,  der  die  Gewähr  gibt,  daß  er  allen  Richtungen 
gerecht  wird  und  Aufklärung  auch  von  der  Gegenseite  entgegennehmen 
kann,  nach  Kopenhagen  geschickt  wird.  Ich  kann  nur  annehmen,  daß 
das  Rote  Kreuz  über-  die  einschlügen  Verhältnisse  und  die  Wichtigkeit 
dieser  Frage  nicht  so  unterrichtet  ist,  wie  es  im  Interesse  der  Sache  liegt. 
Ich  bemerke  noch,  daß  mir  die  Einsicht  in  die  Thesen,  die  die  —  ich 
betone  --  private  DGBG.  im  Auftrage  des  Roten  Kreuzes  für  Korten- 
lugen  aufgestellt  hat.  sowohl  vom  ( Iteilienli.ui-  (Ausländsabteilung)  als 
von  der  DOBO.  nicht  gestattet  wurde,  zumal  ich  Mitglied  der  DGBG. 
bin.  Den  deutschen  Sachverständigen  wird  es  also  verwehrt  ih  die 
Pinkussche  Sexunl ■Uehchmvisscii-.chait  hinsieht  zu  nehmen  und  Vor- 
schläge nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  zu  machen. 

Dr.  Dreuw, 

rtieni.ili;..ei.Milelii':l  Je-  Heinils  zur  Ht-k.iiiijiiiiiij;  iiei  OesehlceVit'.kiariHieiltil 
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Daraufhin  wurde  mir  mittags  telephonisch  mitgeteilt,  dem  Protest  sei 
nicht  stattgegeben  worden. 

Kur?  vor  dem  vermutlichen  Einbringen  des 'neuen  Gesetzes  im  Reichs- 
tage hat  Prof.  Blaschko  ein  medico-politisches  Glaubensbekenntnis1) 
über  die  Anzeigepflicht  abgelegt,  das  icti  —  die  Argumente  Blaschkos 
werden  von  seinem  Konzern  kritiklos  nacli geplaudert  —  nur  zu  wider- 
legen brauche,  so  dall  dann  auch  die  Argumente  aller  übrigen  Gegner, 
die  in  verba  Blaschko  schworen,  widerlegt  sind. 

Am  23.  Oktober  fand  die  18.  Jahresversammlung  der  DGBG.  statt. 
Verlauf  wie  immer:  Nach  der  Hinler-Kiilissmarbci;  des  Vorstandes  während 
eines  Jahres  «.mlen  die  treuen  mittels  Unterdrückung  der  Knltk  einzeilig 
denkenden  Mitglieder  »überzeugt", dem  Programm  ?u7U  stimmen.  Wiederum 
ein  Jahr  Ruhe  für  die  Akteure.  Unter  dem  Stichwort  »Di-r  Gesetz- 
i-ntwuif  Mir  Bekämpfung  der  ( lese hlec htskrao klic .ten •  h.ell 
Blaschko  einen  Vortrag,  der  durch  die  Propagandaahieduiig  der  DGBG 
und  Korrespon den 7b nivalis  in  der  gesamten  Tages  und  f'achpresii'  äulSersl 
lobend,  meist  unter  Nichterwähnung  der  Dikussinnsredner.  die  für  die 
allgemcinr  Anrr  ige  »flicht  eintraten,  eruahol  wurde  Hlnsrhko!  Blaschko' 
Blaschko!  Die  Propaganda  ist  in  dieser  Gesellschaft  /um  System  erhoben. 
Mono;  Volkswuhl  fahrt.  Nächstes  Kesultat:  indirekte  Erwähnung  der  Sexual  - 
-Koryphäen«.  Endresultat.-  ea.  sechs  Millionen  Geschlechtskranke.  Alle 
Broschüren  um  1  l'ilms  ermahnen,  /um  Ar/t  |lies:  rti  den  in  den  Broschüren 
erwähnten  Spe/ialärztciij  'Ii  gehen,  Resultat:  Grolle  Institute  in  Berlin 
und  in  der  Provinz. 

Die  Herren  um  Blaschko,  namentlich  Gottstein,  Lentz,  Hamel 
usw.  [siehe  die  Verhandlungen  des  Wohl  hl  irlsm  in -Sterin  ms- Hei  ratsl  waren 
nicht  wenig  bestürzt,  als  ich  den  mir  zufällig  in  die  Hände  gefallenen 
Gesetzentwurf  kurzer  Hand  im  März  1920  der  Presse  übergab.  Seitens 
der  Regierun  gsbureatikralie  sollte  die  Öffentlichkeit  einige  Wachen  vor 
dem  Einbringen  mit  dem  Entwurf  überrascht  werden,  so  dar)  keine  Zeit 
iür  eine  genügende  Dinelidcnkiuii;  seitens  derjenigen  war,  iiir  die  die 
Gesetze  letzten  Endes,  doch  gemacht  werden,  das  Volk. 

Auf  diese  Weise  kam  auch  Blaschko  zu  seinem  ungewollten  Recht, 
als  der  hinter  den  Pcichskiilis'-cii  arbeitende  Spiritus  wktci  des  Entwurfs, 
die  Argumente  der  Gegner  /u  -entkräften  -.  Diese  Entkräftung  kam  in  alle 
Zeitungen  und  wurde  wörtlich  in  den  Mitteilungen  der  DOBO.  abgedruckt 
und  in  form  eines  Soudcrabdriickei  massenweise  vertrieben.  Sonst  hätte 
mau  die  Gesct/cs|):m'gi-:iphou  nicht  erwähnt.  Demi  es  officio  sind 
sie  unbekannt. 

')  Der  Oesetzentwurf  mir  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  .  Vor- 
trag, gehalten  an  der  18.  Jahresversammlung  der  DfiBO.  am  23.  Oktober  1920 
von  Prof.  A.  Blaschko.  Berlin  1920,  J oh.  Ambr.  Barth,  Leipzig. 
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Blaschko  meinle  am  23.  Oktober  1920: 

•Man  kann  sagen,  daß  in  jedem  Paragraphen  des  Gesetzentwurfs  die 
Arbeit  der  SacliveritüiidiKL'ttliommissioiien  zu  spüren  ist;  Iiis  au  f  wenige 
Punkte  ist  alles  das  darin  enthalten,  was  seitens  der  Sa  eil  verstand]  gen - 
kommission  gewünscht  und  angeregt  worden  war.» 

In  diesen  Worten  liegt  die  ganze  Oberhebung  der  wirkliehen  Gesetees- 
macher  auf  diesem  Gebiet.  Was  diese  Hinterkulissenarbeit  einer  dreimal 
gesiebten  Kommission  produziert  hat,  das  haben  die  Herren  Referenten 
im  Reichsministerium  des  Inneren,  Dammann  und  Hamel,  getreulich 
auf  Rcichskosien  zu  Papier  gebracht  als  'Gesetzentwurf«.  Die  »wenigen 
Punkte«  sind  eben  das,  was  diejenigen  gesagt  hätten,  die  vor  der  Siebc- 
und  der  gesiebten  Kommission  ausgeschlossen  waren,  was  aber  doch  die 
preußische  Landesversainmlutig  zum  Beschluß  erhoben  hatte,  sehr  zum 
Leidwesen  der  Akteure. 

Blaschko  meinte  dann: 


•  Für  ein  Gesetz  bleiben  nur  vereinzel 

nzende 

Aufgaben  übrig:  die  organisatorischen 

Zwangs-  un< 

1  Straf- 

maßregeln,  die  in  den  Fällen,  wo  die  and 
einspringen  müssen.  Und  weiter:  ein  solc 

eren  Mittel  ve 

nur  den  Rahmen  für  diejenigen  Verwaltuni 

die  dann  nachher  auf  Grund  dieses  Gese 

izes  im  Reiche 

und  in 

den  einzelnen  Ländern  von  den  versclii 

edenen  Verwa 

Itungs- 

körpern,  Gemeinden,  Kassen,  Versicheri 

jngsanslalten. 

Wohl- 

fahrtsämtern  u.a.  m.  getroffen  werden  müs 

seu  und  in  de 

nen  das 

im  Einzelnen  zur  Ausführung  gelangt,  w 

as  ein  Gesetz 

zur  Be- 

kämpfung der  Geschlechtskrankheiten  i 

zügen 

andeuten  kann.  Mit  diesen  beiden  Einschränkungen  bitte  ich 
Sie,  den  neuen  Gesetzentwurf  zu  beurteilen.« 

Also  das  Gesetz  soll  den  •Rahmen  für  Verwaltungsmaßnahmen«  bilden, 
d.  h.  es  soll  so  unvollständig  und  unklar  gehalten  werden,  datt  die  Ver- 
waltungskörper, die  wiederum  mit  den  Ortsgruppen  der  privaten!  DGBG. 
verwachsen  sind  ((int (stein  ')       151a  seil  ko      Kreisärzte),  es  wie  W actis 


')  liellsteiri  hielt  Jas  Referat  auf  d f-ii  beelükei  uni;spi>lili.ehea  Konerfll 
im  Mai  1<l2i       Köln  über  ■  Beraiiiiigsstcllrn  .    Senat  spräsideut  Schmölder 

schilderte  ;'l  ac  1  :(li  ihn  n     iiiiliiürticlie:  und  angi  .  heiles  Mitglied  der 

privaten  DGBG.,  dci  Gedanke  lajte  nahe,  tlali  dieses  Mitglied  nicht  dulde, 

ÜUBü.  ausübe',  an  de;  Gottstciu  als  Mit^ied  selbst  rcjren  Anteil  nähme. 
ISehmölder  meinte,  was  nicht  der  Fall  war,  ich  wäre  Oottstein  unter- 
geordnet.  Ich  war  ihm  in  der  Kritik  und  auch  in  meiner  Eigenschaft  als 
.Miljjlu'il  des  Beirats  /,.ir  lielannpinnj;  der  GesChleiMskranUieiteu  im  Wohl- 
(ahrlsiiiinislerimu  koordiniert.]  Die  Auflassung,  ein  Ministerialdirektor  solle  die 
Kritik  seine;  I "iitei^eberien  an  einer  privater  Gesellschaft  unterdrücken,  weil 
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kneten  und  wie  Kautschuk  ziehen  können.  Resultat:  Die  DGBO.  als  von 
Interessenten  geleitete  private  Institution  hat  das  Oesetz  gemacht,  die 
DGBG.  führt  es  re  vera  aus.  Ich  habe  S.  361  nachgewiesen,  daß  ein  Ge- 
setz  auf  diesem  komplizierten  Gebiete  von  der  bisherigen  deutschen  kurz- 
gefaßten Gesetzesschah  lone  abweichen  und  so  umfassend  und  genau  wie 
nur  möglich,  wie  z.  B.  das  schwedische,  sein  nsuli.  Bei  der  allgemeinen 
Anzeigepflicht  verwirft  Blaschko  die  -organisatorischen  Zwangs-  und 
Straf rnaßregel in,  bei  dem  Regie™  ngsbasiard  aber  .müssen  sie  einspringen«. 
Quod  licet  Blaschko,  non  licet  Dreuw. 

Nachdem  er  dann  die  Reglementierung  verworfen,  meint  er: 
•Das  Gesetz  kennt  keine  eingeschriebene  Kaste  von  Prostituierten  mehr, 
es  trifft  mit  seinen  Vorschriften  alle  diejenigen  männlichen  und  weiblichen 
Geschlechts,  welche  in  gesundheitlicher  Heziehung  eine  Gefahr  für  die 
Allgemeinheit  sind.   Es  wendet  sich  gegen  die,  welche  verdächtig  sind, 


brutaler  polizeilicher  Akt,  sondern  bestellt  aus  einer  Reihe  gesundheits- 
polizeilicher Maßnahmen  wie  bei  den  anderen  Infektionskrankheiten, 
3.  das  Gesetz  befaßt  sich  nur  mit  der  hygienischen  Überwachung,  es 
bringt  keinerlei  Einschränkung  des  übrigen  Lebens  der  zu  überwachenden 
Personen,  4.  das  Gesetz  beschränkt  sich  auch  nicht  auf  eine  kleine  Gruppe 
eingeschriebener,  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  überwiesenen  Personen, 
strudeln  es  triül  alii:  diejenigen  Pen« wen  männlichen  und  weihlichen 
Geschlechts,  die  als  gesutidheitsgefährlieh  erkannt  werden,  5.  das  Gesetz 
legt  ferner  die  Überwachung  in  die  Hand  des  Arztes,  der  nicht  wie  die 


■r  selbst  regen  Anteil  d 


verständlich  in  ei-irr  ik'iiuAiaiisi'litn  Republik.  IIa  ich  vom  Minister  in  den 
Beiralgewähltwar,  damit    h  n  nd  Gewissen  debattieren 

darauf  wurde  die  beste  Desinfektion  eine.  H.iu-es  ist  die.  dal!  man  es 
ansteckt       der  r.[nu/e  I5eir.it  au!  limpiehlunj;  linttsteins  aufgelöst. 

1  Der  Gesetzentwurf  der  Ueiiicrnn-  ist  ni'j/iell  noch  nicht  veröffentlicht. 
Aber  der  private  Herr  Blaschko  erwähn:  die  ! 


e  vera  den  Entwurf  Blaschko. 
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Polizei  nach  einem  bestimmten  »Reglement«  handelt,  sondern,  wie  bei 
allen  anderen  Krankheiten,  auf  Grund  des  klinischen  Krankheitsbefundes, 
der  Infektiosität  des  Falles,  der  persönlichen  Zuverlässigkeit  des  Kranken 
in  jedem  Falle  individualisierend  vorgeht,  die  Häufigkeit  und  Dauer  der 
Untersuchungen,  die  Art  der  Behandlung;  jedem  Falle  anpassend.  Wir 
haben  also  eine  grundverschiedene  Überwachung  gegenüber  dem  bis- 
herigen System,  (las  eigentlich  doch  weiter  nichts  war,  als  eine  Fleisch- 
beschau und  ein  Abstempeln  der  Ware,  Nim,  wird  denn  die  Polizei 
ganz  ausgeschaltet?  Das  kann  sie  ja  gar  nicht,  weil  auch  späterhin  die 
Polizei  Aufgaben  zu  erfüllen  haben  wird,  die  ihr  gar  nicht  abgenommen 
werden  können.  Sie  wird  sogar  eher  noch  strenger  vorgehen  können, 
als  bisher,  wo  man  angesichts  des  vielfach  recht  offen  und  schamlos  be- 
triebenen Prostitiltionsmarktes  oft  gar  nichts  da vi  in  bemerkte,  daß  die 
Polizei  irgendeine  Wirksamkeit  entfaltete.  Der  Amerikaner  Flexner, 
Jet  in  sehr  einteilender  Weise  das  l-'rfistititiionsweseii  und  die  Regle- 
mentierung in  fast  allen  etirt irischen  OrolSsiädtcn  studiert  hat,  erklärte 
denn  auch  s.  Zt.,  daß  er  in  dem  äußeren  Bild  der  Großstädte  keinen 
Unterschied  zwischen  den  Orten  mit  und  ohne  Reglementierung  habe 
finden  können.« 

Mit  diesen  Worten  Flexners  bewirft  Blaschko  sein  eigenes  Kind. 
Denn  wenn  tatsächlich  krasser  Abolitionisnuis,  wie  ihn  der  Regierungs- 
entwurf darstellt  (die  Abolitionisten  Anna  Pappritz  und  Katharina 
Scheven  sehen  in  Blaschko,  der  m.  E.  ein  abolitionistischer  Wolf  im 
Schafspelz  ist,  einen  Förderer  ihrer  Sache,  die  aber  mit  dem  von  Blaschko 
bekämpften  Diskretioiiistiuis  ergänzt  werden  muH,  da  der  Abolilionisnius 
d<Ji:li  letzten  Endes  nur  ~alisd:;iht.)  und  Reglementierung  nach  Flexner 
in  praxi  dasselbe  hygienische  Resultat,  d.  :i.  «rar  keüis.  erreichen,  dann  muß 
man  Maretise  Recht  gehen,  der  sei i;t ,  drill  dieser  auch  in  Schweden  taine 
de  mieux  eingeführte  n-itl  abolilionisliscke  /ust:nid  des  hygienischen 
l.lisscr  faire,  laisser  passer  dann  eigiiu'L  werden  soll,  wenn  etwas  Besseres 
da  isL  Das  ist  der  Diskretionismus.  Daher  soll  das  neue  deutsche 
Gesetz  das  schwedische  zu  übertreffen  suchen  und  elwas  Originelles 
schaffen,  nicht  das  Negative  einfach  imitieren.  Abolitionisnius  und  Dis- 
krefionismus  ergänzen  einander. 

Wie  dielexBlaschko-Hamel-Struve  die  »Gesundheitsgefährlichen« 
(das  sind  doch  allell  erkennen  will,  wenn  der  Arzt  sich  diese  aussucht, 
vergaß  Blaschko  seinen  in  verba  Blaschko  dressierten  Zuhörern  zu 
sagen.  Die  Hauptsache  ist  für  ihn:  »Die  Überwachung  liegt  in  den  Händen 
des  Arztes*.  Als  ob  Ärzte  bessere  .Mensehen  waren  wie  andere,  als  ob  der 
Konkurrenzkampf  von  etwa  5— 80UU  kaum  beschäftigten  Ärzten  nicht 
auch  'ii  Konzessionen  zwange  fsieiie  v.  Bunge  .S.  ii5l.  Die  Über- 
wachung muß  in  den  Händen  eines  unabhängigen,  diskreten, 
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Ulüchkn  beschäftigt  -ich  dann  mit  dt;  allgemeinen  An/eigepflichl, 
die  er  nach  allen  Regeln  zerpflückt  und  verdreht. 

Bei  der  m  17  .al  hygienischen  Bedeutung  dir  die  Zukunft  des  deutschen 
Volkes,  namentlich  abei  ho  der  reklamehahen  Art.  mit  der  diese  Schein- 
argumenle  verl.ie.tel  werden,  sehe  ich  mich  w  ran  lallt,  sie  einzeln  zu  wider- 
legen. Iih  habe  sie  .m  folgenden  mit  Zahlen  (I  "12)  «erstehen,  um  auf 
diese  Weise  die  leeren  Behauptungen  und  rctliorisclien  Suggest-.vfragcn 
-  von  Beweisführung  ,st  keine  Hede  <u  w.derlegcn.  Diese  711  w.der- 
leeenden  Behauptungen  habe  ich  gesperrt  drucken  lassen! 

Blaschko  sagte: 

■Weiter  bringt  das  Gesetz  eine  beschränkte  Anzeigepflicht,  auf  Grund 
deren  die  Ärzte  diejenigen  Kranken  der  GcsundlieilsbehBrde  zu  melden 
haben,  die  sich  der  Behandlung  entziehen  oder  die  andere  besonders 
gefährden.  Aber  es  bringt  keine  allgemeine  Anzeigepflicht  für  alle  Kranke. 
Die  allgemeine  Anzeigepfiicht  wird,  wie  Sie  wissen,  seit  einigen  Jahren 
von  den  verschiedensten  Kreisen  in  sehr  lauter  und  energischer  Weise 
gefordert,  sie  ist,  man  darf  es  wohl  sagen,  zu  einem  Modeschlagwort 
geworden.  Die  Forderung  selbst  liegt  ja  sehr  nahe.  Die  Anzeigepfiicht 
ist  bei  allen  gemeingefährlichen  Infektionskrankheiten  eingeführt  und  sie 
ist  ja  erst  gestern  auf  der  Tagung  des  Zentralkomitees  zur  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  für  die  Tuberkulose  gefordert  worden,  obwohl  ja  auch 
(1)  schon  bei  der  Tuberkulose  sich  Bedenken  dagegen  erhoben 
haben.  Ganz  anders  aber  liegen  die  Dinge  bei  den  Geschlechtskrankheiten. 

/.»nächst  m»  Ii  mau  fielt  i  inner  vergegenwärtigen,  das  die  (2)  Anzeige  - 
Pflicht  keine  Maßnahme  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten  ist,  sondern  bestenfalls  nur,  wie  bei  anderen  Infektionskrank- 
heiten, die  Vorbedingung,  der  Ausgangspunkt  für  die  eigentlichen  Be- 
kampfiings-,  Abwehr-  und  Verliütun.gsmalinahiuen  Sern  kann. 

Ist  sie  das  nun  auch  hei  den  Gesehleclilskranklierteti ?  Da  müssen  wir 
uns  zunächst  fragen,  wie  weiden  denn  die  Oefchleeliiskiankheiltn  verbreitet? 


kehren?  (4)  Dieser  Geschlechtsverkehr  spielt  sich  im  Ge- 
heimen ab  und  er  läfit  sich  durch  kein  Mittel  verhindern, 
vor  allem  können  wir  wegen  des  geheimen  Charakters  dieses  Verkehrs 
nicht  wissen,  wer  ihn  ausübt,  wer  nicht.  Professor  Flescll  hat  nun 
eemeuu,  die  fielifimhaltitng  der  Geschlechtskrankheiten  sei  ein  Vorurteil, 
dem  wir  uns  nicht  beugen  dürften.    (5)  Nun  von  Geheimhaltung 
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der  Geschlechtskrankheiten  ist  ja  gar  nicht  die  Rede,  sondern  von 
der  Tatsache,  daß  der  Geschlechtsverkehr  sich  nicht  öffentlich  abspielt. 
Das  war  schon  bei  den  Naturvölkern  so  und  wird  hoffentlich  immer  so 
bleiben.  Die  Folge  dieser  Tatsache  ist  eben,  dali  (6)  wir  —  von  einzelnen 
Personen  abgesehen  —  nicht  wissen  können,  wer  die  Geschlechts- 
krankheiten verbreitet  und  daft  wir  infolgedessen  —  wiederum  von 
einzelnen  Personen  abgesehen  —  keine  Verhütiiiigsnialinahmen  ergreifen 
können.  Also:  nach  der  Richtung  können  wir  auf  dem  Gebiete  der  Be- 
kämpfung der  (jesddeL'litski-aiiklieitL'n  iiburlianpl  nicht  vorgehen.  Was  kann 
man  denn  sonst  tun?  Man  kann  dafür  sorgen,  daß  der  Kranke  be- 
handelt wird.  (7)  Ja,  die  meisten  Kranken  tun  das  ja  ohnehin, 
und  wenn  bei  einer  allgemeinen  Meldepflicht  jemand  angezeigt  wird, 
(8)  muß  er  schon  in  Behandlung  stehen,  sonst  könnte  er  ja  gar 
nicht  angezeigt  werden.  (9)  Weiter  soll  dafür  gesorgt  werden, 
daß  er  in  Behandlung  bleibt.  Aber  das  kann  die  allgemeine 
Anzeigepflicht  auch  nicht  erzielen.  Eingreifen  kann  die  Behörde 
doch  erst,  wenn  der  Kranke  noch  einmal  —  eben  weil  er  sicti  der  Be- 
handlung entzogen  hat  —  gemeldet  wird.  Wozu  denn  da  der  ganze 
überflüssige  Wust  von  erstmaligen  Meldungen,  die  gar  keinen  Wert  für 
die  Bekämpfung  der  Gefell  lei'htskiaii  11  leiten  kibeit,  (10)  es  genügte 
doch,  die  Säumigen  anzuzeigen,  wie  es  der  üe^el/eiitwiirE  verlangt. 
Da  ist  nun  gesagt  worden,  man  fcann  dem  Arzt  die  Entscheidung  nicht 
überlassen,  (ll)  die  Ärzte  würden  die  reichen  Leute  nicht  melden 

fürchten  die  Verantwortung  und  die  Vorwürfe  der  Patienten,  die  sie  ge- 
meldel  lullen.  ( I  2)  Nun,  da-  wäre  ja  bei  einer  al  I  i;e  meinen  A  u  zeige  - 
pfl  icht  genau  so  der  Fall,  denn  auch  da  geht  es  ohne  eine  Meldung 
der  Säumigen  nicht  ab.  (12)  Da  ist  man  nun  auf  den  geistreichen 
Ausweg  geraten,  nicht  der  Arzt  soll  die  Meldung  erstatten, 
sondern  der  Patient  solle  sich  selber  wahrend  der  ganzen  Be- 
handlungsdauer zweimal  wöchentlich  bei  der  Gesundheits- 
behörde  melden  und  sobald  diese  Meldung  ausbleibt,  dann  solle  die 
(iesuiidlteitsbehi'irdL'  urihdireilei!. 

Jeder,  der  einmal  einen  Blick  in  die  ärztliche  Praxis  getan  hat,  weil!, 

dali  das  .nerade/u  eine  Uli .l; eil e ue r  I i dl  kei t  ist.  Zunächst  schon 
psychologisch.  Glaubt  man  wirklich,  dali  die  Patienten  wochen-  oder 
monatelang  diese  (13)  Selbstdenunziation  einreichen  werden?  Und 
weiter,  was  wird  denn  in  den  Tausenden  von  Fällen,  wo  der  Patient  mal 
aus  irgendeinem  Grunde  —  er  ist  (14)  erkältet,  er  ist  verreist,  er 
hat  irgendeine  andere  wichtige  Abhaltung  —  die  Sprechstunde 
versäumt?  Und  weiter,  (15)  jeder  Fall  ist  doch  ein  individueller; 
ich  bestelle  einzelne  Kranke  täglich,  andere  ein-  oder  zweimal 
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wöchentlich,  dann  erst  wieder  alle  drei  bis  vier  Wochen  zu  mir.  Wie 
soll  denn  diu  Behörde  das  alles  erfahren  und  berücksichtigen,  und  vor 
allem  wozu  soll  sie  sich  denn  derart  in  alle  Einzelheiten  |ed es  einzelnen  von 
hunderttausenden  Fällen  mischen?  Ich  will  und  kann  aut  alle  die  un- 
geheuerlichen Konsequenzen  einet,  solchen  Apparates,  der  nicht  nur 
völlig  überflüssig  »nd  sinnlos  wäre,  sondern  noch  da/u  (16t  im- 
gefällt  Millionen  verselilingen  würde,  muht  eingehen.  117)  Aber 
ein  solcher  Apparat  kann  ja  gar  nicht  funktionieren.  Die  Patienten 
würden  in  allerkürzester  Zeit  in  einem  Orte  die  (18)  minderwertigen 
Ärzte  herausfinden,  von  denen  sie  keine  Meldung  zu  befürchten 
halten.  Es  würde  eben  dann  Ärzte  'tgeben,  die  nie  einen  Tripper,  sondern 
nureine  »Harnröhrenentzündung«,  nieSyphilis,  sondern. Hautkrankheiten«, 
»Halsgeschwiire-  oder  dal  diagnostizieren  —  (10)  vor  allem  nie  nach 
dem  Namen  ihrer  Kranken  fragen,  sie  unter  bloßer  Nummer  führen, 
oder  sie  zur  Angabe  falscher  Namen  geradezu  animieren  würden.  Vor 
niir  liegt  hier  das  Rezept  eines  solchen  Annoncetirs  aus  dem  Jahre  I91G 
>für  Patient  2039«.  Sie  sehen  also,  derlei  war  schon  ohne  das  Gesetz 
üblich.  Die  Geschlechtskranken  selbst  haben  von  jeher  die  Neiituns:  zur 
Anonymität  gehabt.  Nur  ein  Beispiel.  Vor  drei  Tagen  kam  ein  Patient 
von  auswärts  'u  mir,  de»  ich  seil  zwei  Jahren  an  Lues  behandle.  Es  war 
notwendig,  ihm  das  Resultat  der  IJliitiiiitersiidiini}!  !>rie  flieh  nachzuschicken 
und  da  sagte  er;  tja,  ich  heilie  gar  nicht  so  und  so,  ich  habe  Ihnen 
seinerzeit  einen  falschen  Namen  angegeben,  aber  (20)  jetzt,  wo  ich  sehe, 
wie  diskret  mein  Leiden  hier  behandelt  wird,  kann  ich  Ihnen 
ja  meinen  richtigen  Namen  nennen«.  Wir  wissen  gar  nicht,  wie- 
oft  das  geschieht.  Wir  erfahren  das  ja  nur  durch  Zufall  und  Sie  können 

was  für  ein  Sdileiddianild  mit  Lebensmitteln  in  den  Ki irjjsjahn.T.  ge- 
trieben wurde;  in  Punkto  Geschlechtskrankheiten  würde,  davon 
können  Sie  überzeugt  sein,  ei»  noch  viel  intensiverer  Schleich- 
handel Platz  greifen.  Und  das  würde  natürlich  eine  wirksame  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten  vi'illig  illusorisch  machen.') 


')  Und  den  Teil  der  Ärzte,  den  er  wahrheitsgetreu  iiier  schildert,  den 
Spezialärzten.  die  ivie  er  selbst  liroULinitali^bscli  eingerichtete  Massen-lnstituic 
haben,  will  er  das  alisi .lubsCsdie  Vertiijjiiin^redit  bei  der  hesdirii:iklen 
Anze ige pf licht  Heben.  Was  die  Annnnccnrc  durch  bezahlte  Annoncen  machen, 
das  machen  die  -Cniyphaen    mdueln  duicli  filmnouzer.    Reklame.    I>r  l>. 

')  Zürn  Beweise  tür  die  l>:irch!ühiba:ktit  der  a  Ige  meinen  Meldepflicht  wird 
immer  aut  die  Staaten  hingewiesen,  wo  sie  eingeführt  ist  und  ■ausueieehntt 
iunktion.i-ren  soll  Nun.  .1aK  in  1  ipix>- Dermoid  d.e  lllierwr.ch.mg  tun  e.n 
paar  Dutzend  P.rnonen  durrhfuhrtiar  ist.  will  Kh  gar  tuM  bezweifeln  Ahtr 
wer  zahW  die  r,ichicemc!d(ien  Mite  und  vor  allem,  he-ch ranken  iah  die 
Meldungen  nicht  auf  das  -gewohnliche  Volk   und  \\:rseli<>m;Ti  die  Hesitzenden? 
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Sieht  man  sich  die  Gesetzesvorschläge  der  Anhänger  der  allgemeinen 
Meldepflicht  nun  aber  genauer  an,  so  kommt,  wie  der  Volksmund  sagt, 
»das  dicke  Ende«  nach.  (21)  Am  Ende  dieser  Anzeigepflicht  sind 
immer  die  schwersten  Strafbeslimmungen  und  Zwangsmall- 
regeln, und  vor  allem  findet  sieh  (22)  die  alte  Reglementierung 
der  Prostituierten  und  die  Reglementierung'  der  übrigen  Be- 
völkerung noch  dazu!  Das  ist  die  allgemeine  Anzeigepflicht!!  Man 
sollte  denken,  daß  das  (23)  Widersinnige  einer  solchen  Forderung 
jedem  Menschen  ohne  weiteres  einleuchten  sollte.  Aber  nein! 

(24)  Die  Reklametrommel  für  diese  Sache  ist  In  einer  so  un- 
geheueren Weise  geröhrt  worden,  daß  die  Presse,  die  politischen 
Parteien  und  leider  auch  die  gesamte  Frauenbewegung  auf  den  Wechsel  - 
balg  —  anders  kann  ich  ihn  nicht  bezeichnen  —  hereingefallen  sind. 

(25)  Sie  setzen  sich  hinweg  Über  die  Urteile  aller  Sachverstän- 
digen, der  Berliner  Dermatologischen  Gesellschaft,  der  Ber- 
liner Medizinischen  Gesellschaft,  der  Deutschen  Dermatolo- 
giseben  Gesellschaft,  der  Entschließungen  der  Universitäis- 
professoren  für  Dermatologie  —  aller  derjenigen  Leute,  die  täglich 
beruflich  mit  solchen  Dingen  zu  tun  haben.  Aber  es  handelt  sich  eben 
um  ein  (26)  populäres  Schlagwort  und  das  wirkt. 

(27)  Weniger  phantastisch  sind  die  Vorschläge  des  Kollegen 
Flesch.  Er  hat  das  große  Verdienst,  diese  Frage  schon  vor  15  Jahren 
auf  dem  Münchener  Kongrel!  unserer  Gesellschaft  angeschnitten  zu  haben. 
(28)  Aber  Flesch  macht  ja^uch  keine  detaillierten  Vorschläge; 
wie  man  im  Einzelnen  die  Sache  durchführen  kann,  sagt  er 
nicht.  Kollege  Flesch  Stützt  Bich  immer  auf  die  Meldung  der  Kranken 
bei  den  Krankenkassen,  zu  denen  ja  ohnehin  schon  80  Prozent  der  Be- 
völkerung gehören.  Nun,  (29)  erstlich  sind  es  nur  40  Prozent, 
das  ist  aber  Nebensache,  außerdem  werden  die  Kranken  wohl  in  Fränk- 
ing a.  M.  und  vidkidii  sonst  noch  liier  und  da  den  Krankenkassen  ge- 
meldet, in  den  meisten  anderen  Städten  ist  das  nicht  der  Fall,  da  werden 
nur  die  Arhritsiinfäliigeti  ütinddd.  (3U)  Aber  auch  in  Frankfurt 
kann  von  -Meldung,  im  Sinne  einer  Anzeige  nicht  die  Rede 
sein,  die  Ärzte  schicken  allwöchentlich  die  Krankenscheine 
aller  von  ihnen  behandelten  Kranken  und  zwar  der  Kranken  jeder  Art, 
nicht  nur  der  Geschlechts  kranken,  nebst  Diagnose  ein;  diese  Scheine 


Und  Amerika''  Nun,  die  Erfolge  der  An/ueepiUchi  s:nJ  in  allen  amerika- 
niBclicu  Staaten,  »n  ;.ie  i'hiLiiiiihri  ist,  di-niit  klügln/Iii;,  di?  Zahl  der  gemeldeten 
r.illc  ist  sii  minimal,  i!aU  i-s  ivirllidi  drien  hi^uJeiiiwerlci;  Grad  von  Opli- 
misriHiE  hcilente:,  liier  von  einem  Erfolg  zu  sprechen.  Durch  unsere  Kranken- 
kassen und  Beraliinjjssli'lli-n  m-fahrni  11ml  irfnssen  wir  hellte  schon  einen 
unendlich  griiliereii  Hruchu-il  alli-r  Kranken.    (Pnil.  Rlnsclikiis  Fußnote.) 
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dienen  nur  dazu,  um  die  Höhe  des  ärztlichen  Honorars  zu 
bestimmen;  neuerdings  werden  sie  ancti  am  Quartals-  oder  Jahresschluß 
zu  statisli sehen  Zwecken  verarbeitet,  (31)  niemals  aber  kümmern 
sich  die  Kassen  um  die  Diagnose  oder  betrachten  sie  etwa  als  Grund- 
lage für  irgendwelches  Einschreilen.  (32)  Wie  kann  man  eine  solche 
einfache  Aufstapelung  von  statistischem  Massenmatcrial  als 
•Meldung-  bezeichnen  und  sie  mit  der  Meldung  bei  einer  G  es  undheits- 
behörde  vergleichen,  einer  Meldung,  die,  um  wirksam  zu  sein,  doch 
dauernd  kontrolliert  werden  müßte  und  (33)  an  deren  letztem  gar  nicht 
einmal  so  fernem  Ende  Zwangs-  und  Strafmaßnah men  aller  Art  sieben1). 

Nun  ist  Ja  gegen  eine  solche  —  praktisch  namenlose  —  (34)  Anzeige 
zu  statistischen  Zwecken  nicht  das  geringste  einzuwenden,  sie  ist  ja 
von  Ncißcr  und  mir  seit  Jahren  gefordert  worden,  und  voraussichtlich 
wird  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Arzt  dem  Kranken  zu  überreichende 
Reletinmj;skarte  mit  einem  Abschnitt  versehen  sein,  der  vom  Arzt  aus- 
gefüllt und  (35)  am  Jahresschluß  der  Gesundheitsbehörde  ein- 
gereicht werden  soll.  Aber  warum  besteht  denn  Herr  Flesch  so  sehr 
auf  der  »allgemeinen«  Anzeigepflicht?  Nun,  er  meint,  jeder  Geschlechts- 
kranke stelle  eitle  •  Infektionsquelle*  dar,  und  da  wir  gegen  die  Meldung 
der  lufefctiiiriSLjiidleii  niclils  einzuwenden  halten,  si>  mii[ite:i  wir  eiiifiulitli 
auch  Anhänger  der  allgemeinen  Meldepflicht  sein.  (36)  Nun  für  die 
Ermittlung  der  Infektionsquellen  sind  wir  selbstverständlich; 
sie  hat  sich  —  wenn  sie  auch  in  vielen  Fällen  versagt  —  doch  vielfach 
als  sehr  /.weckiolÜLV  erwiesen,  so  im  Heere,  in  der  Zivilbevölkerung  in 
Schweden,  in  Zürich  u.a.m.;  (37) aber  wenn  ich  von  einem  Kranken 
zu  erfahren  suche,  durch  wen  er  infiziert  ist,  und  den  Infi- 
zierenden der  Gesuudheitsbehörde  bzw.  einer  Beratungsstelle 
melde,  so  ist  das  doch  ganz  etwas  anderes  als  die  Meldung  des 
Kranken  selbst.  (38)  Der  von  mir  Gemeldete  ist  wirklich  eine 
Infektionsquelle  gewesen,  er  hat  jemanden  infiziert,  (39)  aber  man 
kann  doch  nicht  von  jedem  Geschlechtskranken  ohne  weiteres 
annehmen  —  ja,  die  Statistik  spricht  deutlich  dagegen  — ,  daß 
er  seine  Krankheit  weiter  verbreiten  wird,  geschweige  denn,  daß 
man  von  ihm  sagen  dürfte,  er  hat  sie  weilerver breitet.    Hut  wird  das 

■)  Was  es  he.tt".  a-js  den  er  er  Im  äff  ig  nnlaulinden  Krankru-M-j-ge n  ü-r 
GcschirrhiskMnkheiien  aus/uMindem,  nahen  •«  \<-u:  :n  Berlin  a-]jlll,ch  euer 
S'ali'tii  grmerkr.  die  wir  ulier  die  Verbreitung  iler  (ietchlichlskiankheilen 
■n  den  Ai^enn-men  <  >rtsk rar. lenk asser.  zahlend  de-  Jahres  IUI ;  ausuevuhn 
haben  (33)  E-  war  dm  uns  die  Bor.s  <eni  ner  «c:sr  ,  n  K  lorlen  Sirken 
auf  i-,ncm  Wagei  legeluhil  und  der  K.:lltRe.  de.  die  Slal--.uk  beaibeilete. 
brauchte  hUiH  iui  statistischen  Uearaei-uni;  des  Malcnals  nut  einer  Schreib- 
hilft-  [k-.'iviirlel  Jalu.  FSt'i  suk-lu-m  Massen  man™  I  !sl  die  gennue  Überwachung 
der  Einzelfälle  eben  ausgeschlossen,    (Prof.  Blaschkos  Fuflnote.) 
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Wort  Infektionsquelle»  in  doppelter  Bedeutung  gebraucht  (40)  Und 
weiter:  warum  (ahnden  wir  denn  bei  anderen  Infektionskrank- 
heiten nach  den  Infektionsquellen?  Doch,  umeine Weiterverbreitung 
der  Krankheit  durch  sie  zu  verhüten!  Das  können  wir,  wie  oben  aus- 
geführt, bei  den  Geschlechtskrankheiten  nicht,  (41)  wir  müssen  uns 
damit  begnügen,  sie  durch  Behandlung  unschädlich  zu  machen. 
Aber  die  Gemeldeten  stehen  ja  schon  in  Behandlung,  ihre  Aufstöberung 
als  Infektionsquellen  für  die  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  als 
erforderlich  zu  bezeichnen,  ist  also  auch  aus  diesem  Grunde  ein  irre- 
führendes Scheinargument  Aber  Herr  Flesch  meint:  'Feststellen  möchte 
ich  schon  hier  nur  das  eine,  daß,  welcher  Art  diese  Maßnahmen  auch 
sein  mögen,  in  der  Anzeigepflicht  keine  Lücke  offengelassen  werden  darf, 
durch  die  einzelne  Kranke  oder  Gruppen  von  Kranken  den  als  nötig  er- 
achteten Maßnahmen  entzogen  werden  könnten«  (Zeilschrift  f.  Bek.  d. 
Geschl.-Krh.  Bd.  17,  Heft  9,  S.  264). 

(42)  Nun,  wer  bei  den  Geschlechtskrankheiten  auf  eine -lücken- 
lose« Meldung  hinaus  will,  ist  verloren!  Eine  solche  wird  man 
nie  erreichen,  und  wer  sich  darauf  versteift,  wird  viele  Enttäuschungen 
erleben.  Übrigens  sagt  Flesch  selber  einmal:  »Es  erscheint  selbstverständ- 
lich, dar!  (43)  wer  genügende  Garantien  für  eine  durchgeführte 
ärztliche  Behandlung  gibt  ■ —  das  festzustellen  wäre  Sache  einer 
in  das  Meldeformular  aufzunehmenden  Bemerkung  des  behandelnden 
Arztes  --,  von  jeder  behördl  ichen  Maßnahme  verschont  bleibt«!! 

(44)  Ja,  da  niul!  ich  doch  s.ijicu :  r-ine  solche  allsieinunc  An/,i'i!>ep(lich1. 
die  dem  Arzt  anheimstellt  zu  entscheiden,  oh  der  nder  jener  seiner  Patienten 
Garantien  für  eine  durchgeführte  Behandlung  bietet,  ist  gar  keine  all- 


Meldung  von  einer  Tatsache  —  nämlich  des  Fortbleibens  des 
Patienten  aus  der  Sprechstunde  —  abhängig  zu  machen? 

Aber  selbst  das  geht  vielen  Ärzten  zu  weit.  (46)  Die  Ärzte  fürchten 
einen  Bruch  des  ärztlichen  Berufsgeheimnisses,  der  in  der  Praxis  bedenk- 
liche Folgen  haben  könne.  Nun,  ich  bin  anfänglich  auch  gegen 
jegliche  Meldung  gewesen;  aber  ganz  wird  sich  eine  solche 
wohl  kaum  umgehen  lassen.    Freilich  muli  die  Meldung  mit 
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der  allergrößten  Diskretion  und  keinesfalls  gleich  an  eine 
Behörde  oder  ein  Gesundheilsamt  gehen,  sondern  an  eine 
möglichst  unverfängliche  Zwischeninstanz.  Und  diese  bietet 
sich  uns  nun  in  Gestalt  der  schon  seit  längerer  Zeit  überall  im  Reiche 
bestehenden  Beratungsstellen.  Das  hat  auch  der  Gesetzgeber 
eingesehen  und  er  hat  die  Beratungsstellen  als  Meldestellen  ausersehen. 
Sie  erfreuen  sich  in  der  Bevölkerung  allgemein  eines  grollen  Vertrauens, 
sie  haben  sich  durch  ihre  beratende  und  fürsorgerische  Tätigkeit  dieses 
Vertrauen  in  wenigen  Jahren  in  so  hohem  Malie  zu  erwerben  gewußt, 
daß  sie  tatsächlich  (47)  die  geeignetste  Zentralstelle  auch  für  die 
Überwachung  der  säumigen  Patienten  abgeben  werden.  Übrigens 
üben  sie  diese  Funktion  hier  und  da  jetzt  schon  aus.  (47)  Bei  der  Orts- 
krankenkasse Frankfurt  a.  M.  besteht  eine  solche  Beratungs- 
stelle für  Geschlechtskranke.  Der  Arzt  meldet  der  Krankenkasse 
den  säumigen  Kranken,  dieser  erhält  dann  von  der  Kasse  eine  unauffällige 
Mitteilung:  »Sie  werden  gebeten,  in  Kassenangelcgenheiten  in  den  nächsten 

Tagen  zwischen  10 — 1  Uhr  sich  auf  der  Kasse,  Zimmer  Nr  melden 

zu  wollen«.  Von  dort  werden  sie  zu  ihrem  Arzt  oder  zu  einen]  anderen 
Facharzt  gewiesen.  Nun  ist  das  in  einem  Orte  wie  Frankfurt  möglich, 
da  diu  meisten  S[nv.iitlisien  im  näheren  Umkreis  der  K;issc  wohnen.  In 
einer  Riesenstadt  wie  Berlin  wäre  das  nur  einzuführen,  wenn  jederzeit  ein 
Arzt  auf  der  Beratungsstelle  anwesend  wäre. 

Noch  praktischer  als  das  Frankfurter  System  scheint  mir  das  Mann- 
heimer. US)  Die  badische  Landesversicherungsanstalt  hat  die 
Beratungsslellen  in  das  Sprechzimmer  der  Mannheimer  Ärzte 
verlegt,  so  daß  jeder  Arzt  seine  Kranken  zunächst  seihst  überwachen 
und,  wenn  sie  ausbleiben,  auf  den  offiziellen  Mahnformularen  der  Be- 
ratungsstelle wieder  zu  sich  zu  zitieren  hat.  Dadurch  wird  jede  Zwischen- 
instanz  ausgeschaltet  und  die  volle  Diskretion  gewahrt.  (Dieses  Zu-sich- 
Zitieren  war  bisher  in  der  Privatpraxis  nicht  möglich,  da  sich  der  Arzt 
dem  Verdacht  ausgesetzt  hätte,  seinen  pekuniären  Vorteil  zu  verfolgen.) 
(49)  Erst  wenn  der  Kranke  auf  wiederholte  Mahnungen  nicht 
erscheint,  wird  er  der  Beratungsstelle  gemeldet.  Das  Mannheimer 
System  hat  sich  bisher  ganz  ausgezeichnet  bewährt  und  scheint  uns  auch 
das  Vorbild  liir  die  zukünftige  ("iestaltnnj;  des  Melde  Wesens  abzugeben. 
(501  Freilich  war  der  Mannheimer  Erfolg  auch  ntir  dadurch 
.:i.M;  ith.  <!..!■  I  V  A  ll,.:vn  ,1,-r,  V,  /  ■.■>.  ' ,:  >  I,:. 
trollierten  l  all  fünf  Mark  zahlte.  Denn  m.i  dieser  fortlaufenden 
Kontnillr  i;i  eine  fliehe  Fülle  vur.  Sihrvibartjeit  verbunden,  daß  schon 
bei  einer  Zahl  von  <>l)()-  -MX»  hinlaufend  überwachten  Kranken  der  Ar« 
ohne  Assistenten  hm.  eine  Schreihhille  mein  auslummt.  Billig  isl  also 
die  Überwachung  jedenfalls  n.ehL   (II)  Der  t  in»  urf .  daß  es  sich 
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hier  nur  um  Kassenkranke  handelt,  > wenn  wir  uns  auf  die 
beschränken,  so  haben  wir  wieder  eine  Klassengesetzgebungs 
isi  nicht  stichhaltig,  denn  wer  die  heutige  Kassen  praxis  mit  der  Ein- 
kommensgrenze von  15000  Mark  kennt,  weiß,  daß  die  Versicherung 
keineswegs  hloll  Arbeiter  ergreift,  und  wenn  diese  Grenze  jetzt  auf  20 
oder  gar  30000  Mark  heraufgesetzt  werden  soll,  so  bleiben  wenig  Leute 
übrig,  die  nicht  zu  den  Versicherten  gehören,  besonders  nicht  in  den 
Jahren  von  18—35,  denen  90  Prozent  der  Geschlechtskranken  zuzurechnen 
sind.  Aber  (51)  nach  dem  Urteil  det  Mannheimer  Ärzte  ist  das 
System  ohne  weiteres  auf  die  übrige  Klientel  anwendbar;  bestimmt  doch 
auch  der  Gesetzentwurf  die  Ucniünu^stcilui  zu  Meldestellen  iüt  die  (je- 
saiuthevölkciiiUL;  von  Klassen «rsetzgehung  kann  al-o  gar  keine  Hede  ■•ein. 

(52)  Ich  fasse  also  zusammen:  Den  Geschlechtsverkehr  Ge- 
schlechtskranker können  wir  niemals  verhüten.  ivir  können  auch  niemals 
alle  Infektionsquellen  lückenlos  treffen.  Wir  müssen  uns  also  damit  be- 
gnügen, einmal  reielilielie  und  gute  Hchaiialim  gsgelegenheit  zu  schaffen, 
dann  aber  dahin  zu  wirken,  dafi  diejenigen,  die  sieh  der  Behandlung  ent- 
ziehen, dieser  wieder  zugeführt  werden.  Auch  das  wird  nur  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  möglich  sein.  Es  wird  immer  Leute  geben,  die  sich  trotz 
aller  yeset/lichen  Malaiinnen  dieser  ileliandluni;  /u  entziehen  wissen 
werden,  und  auch  da  muß  ich  wieder  sagen:  wer  in  dem  Wahn  lebt, 
hier  lückenlose  Resultate  erhalten  zu  können,  der  wird  bittere  Enttäu- 
schlingen  erleben.  Man  muH  das  Erreichbare  anstreben.  Das  ist  natürlich 
nicht  im  Sinne  der  ungestümen  Neuerer,  die  alles  Alle  umstürzen  und 
alles  von  Grund  auf  neu  aufbauen  möchten.  Ich  glaube  vielmehr,  wenn 
man  auf  deti  gegebenen  Organisationen  weiterhauend  unter  Berück- 
sichtigung der  realen  Verhältnisse  und  unter  Berücksichtigung  der  Psycho- 
logie der  Menschen  vorwärts  sehreilet,  sc  ist  [las  ein  gangbares  und  zweck- 
mäßiges Vorgehen.  Und  dafür  soll  uns  das-  Oese;/  die  liahn  frei  machen. 
Die  Hauptarbeit  bleibt  dann  immer  noch  der  verständnisvollen  Zusammen- 
arbeit der  staatlichen  Vcrwakuiii^kdrper,  der  Versicherung -organe  und 
der  organisierten  Ärzlcschait  vorbehalten.  Was  hierbei  herauskommen 
wird,  hängt  natürlich  davon  ab,  ob  sich  diese  Organe  freudig  in  den 
Dienst  der  neuen  Organisation  stellen  werden.  Ein  gewisser  Widerstand 
wird  zweifellos  von  dem  Beharrungsvermögen  der  bisher  mit  der  Prosti- 
tutiousiiherwachiiug  bclraulen  l^li/.eivcrwaltirngen  zu  erwarten  sein. 
Viele  von  ihnen  können  sich  gar  nicht  vorstellen,  wie  es  ohne  Regle- 
mentierung möglich  sein  soll,  Ordnung  zu  halten.  Aber  geht  es  denn 
in  Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  England,  Holland  und  der  Schweiz 
nicht  ebensogut  ohne  Reglementierung?1)   Man  ist  bei  uns  in  Deutsch- 

•)  Eine  ebenso  anschauliche  als  kritisch  cnrdklac'iilc  Schilderung  der 
Prostitution  «Verhältnisse  in  allen  europäischen  Staaten  mit  ihrer  Einwirkimg 
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land  immer  noch  zu  sehr  von  der  Überlegenheit,  ja,  »Mustergültigkeit 
der  heimischen  Zustände«  überzeugt  Aber  der  neue  Enlwurf  ist  doch 
in  allen  seinen  Teilen  so  sehr  von  modernem,  wissen  seh  afllichcni  Geiste 
erfüllt,  daß  sich  seine  Tendenz  allen  Widerständen  gegenüber  siegreich 
durchsetzen  wird.« 

Auf  diese  ■Blaschko- Argumente«  ist  Folgendes  zu  erwidern: 
Wenn  der  »Diskretionismus«  oder  das  Modeschlagwort  von  der 
sogenannten  »Allgemeinen  gleichen,  diskreten  Anzeige-  und  Behand- 
ln ngsp  Mi  cht«  (die  letztere  BehandlungspNidit  erwähnt  Blaschko  nicht, 
um  quasi  argumentieren  zu  können  und  meine  Vorschläge  als  nicht 
bestehend  wie  der  Vogel  Strauß  zu  übergehen,  er  spricht  und  argumentiert 
nur  gegen  die  •allgemeine  Anzeigepflicht')  so  bekannt  geworden  ist,  so 
ist  itiL-s  ein  un^ewi>lhcs  Lob  für  unsere  ohne  jede  Mittel  arbeitende 
Propaganda,  während  Herr  Blaschko  mit  150000  Mark  Reichsunter- 
stützung und  einer  Organisation  sowie  einein  grolien  Bureau  usw.  usw. 
arbeitet.  Es  ist  die  Macht  der  Idee,  die  sich  durchsetzt,  trotz  der  m.  E. 
verpulverten  i  50000  Mark,  die  die  fiureaukratie  verantworten  muii.  Aber 
schon  Goethe  sagte:  »Die  Gegner  einer  neuen  Idee  schlagen  nur  in  die 
Kohlen;  diese  springen  umher  und  zünden  da,  wo  sie  sonst  nicht  gewirkt 
hätten.«  So  flogen  die  Funken,  die  der  Diskrctionismus  aufwirbelte,  in 
die  entlegensten  Orte,  und  heute  gibt  es  keinen  Flecken  im  Deutscheu 
Reiche,  wo  man  nicht  davon  spricht  Anstatt  das  System  des  Diskretion  ismus 
Punkt  für  Punkt  zu  widerlegen,  nennt  Blaschko  seinen  Zuhörern  keinen 
einzigen  Paragraphen  desselben  und  sudit  durch  einige  rethorische  Fragen 
und  Ausruf u ngssüt/e  sowie  dmvli  Sei  ilatiwi  irre,  wie  »Ungeheuerlichkeit- 
über  den  Mangel  an  tatsächlichemWiderlegungsmaterial  hinwegzutäuschen. 
Dabei  verschiebt  er  die  Fragestellung,  wählt  gar  nicht  zum  Beweisthema 
gehörende  Fragen,  die  er  dann  lang  und  breit  widerlegt.  Es  ist  nötig, 
diese  Irreführung  in  dner  sn  wichtigen,  ja  der  wieliliijsterr  f-'rn-^e  /u  er- 
wähnen, um  zu  zeigen  wie  gering  Herr  Blaschko  die  Logik  seiner  Leser 
einschützt,  jener  Blascli  ku,  der  überhebend  seil  rieb,  derjenige  Ar/.t  beginge 
eine  Sünde  gegen  seinen  Stand,  der  lilaschko's  Beratungsstellen  bekämpfe. 
Der  Dünkel  der  behördlich  mit  150000  Mark  unterstütze  11  lilnsellko- 
Institution,  die  sich  als  monopolisierter  und  privilegierter  Sexual -Nebe nstaal 
dünkt,  glaubt,  ohne  dieses  private  Unternehmen  dürfe  der  Stjuit  kein 
Sexualgesetz  machen.  Daher  auch  in  der  Rede  die  Anspielung:  »bis  auf 


auf  die  niFeiUliclien  Sitten  eliem-n  «  ie  /IIb!  die  I  h;;ie:>e  ijihl  Jas  wenige  Wodieri 
vor  dem  Kriege  in  New  York  erschienene  Buch  Abraham  Flcxncrs  ^Prostitution 
in  Europ«  .  Huren  das  gmliarlige  Entmfgenkmiiniirn  des  Hurcau  of  Social 
Hygiene  New  York  sind  wir  in  die  Lage  versetzt,  dem  deutschen  Leserkreis 
dieses  wertvolle  Wer-:  ileeiruehsi  r.i  eniurri  er  schwing  liehen  Preise  in  deutscher 
Sprache  111  gänglich  zu  machen. 
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wenige  Punkte  ist  alles  im  Rcgieruiigscnfwurf  (der  vielfach  als  'Gesetz" 
bezeichnet  wird,  z.  B.  S.  2  »Was  das  Oeselz  neu  bringt:«)  enthalten,  was 
seitens  der  Sachverständigenkommission  gewünscht  und  angeregt  worden 
war.«  Kunststück'  Der  geheime  G  c  setz  es  nia  eher  ist  ja  Blaschko  und 
seine  DGBG. 

Es  war  nötig,  dies  zu  erwähnen,  um  die  grundlegende  Rede  und  Arbeit 
Blaschkosin  ihrer  Tendenz  und  Tragweite  als  den  Verzweiflungsversuch 
eines  Ertrinkenden  zu  erkennen. 

Zu  ].  Bei  der  Tuberkulose  erheben  sich  keine  Bedenken  gegen  die 
An  zeige  pflicht,  denn  sie  ist  in  Frankreich  und  anderen  Staaten,  wo  aller- 
dings kein  Logiker  ä  )a  Blaschko  agitiert  —  eingeführt. 

Zu  2.  Die  Anzeige pfiieht  soll  nach  Blaschko  keine  Maßnahme  zur 
ß.  d.  S.  sein.  Die  Anzeigepflicht  ohne  Behandlungspflicht  ist  ein  Messer 
ohne  Schaft.  Das  Sdiait-Mcsser.  von  dem  aber  Blaschko,  ohne  es  seinen 
Zuhörern  zu  sagen,  heimlich  den  Schaft  genommen  hat,  zeigt  er  denselben 
und  sagt:  Seht,  das  ist  ja  nur  die  Vorbedingung,  damit  man  schneiden 
kann.  Hätte  er  ihnen  den  Schaft  am  Messer  gezeigt,  dann  hätten  die 
Zuhörer  sofort  erklärt  Ja,  damit  kann  ir.jn  ja  schneiden.  Daher  dürfen 
«ie  vun  Dn.uv.-s  ausgearbeitetem  System  nicht-  erfahren.  Das  sind  die 
Zauberkünste,  mit  denen  tnut  wissensch  irtlich  modernem  Geist«  bewiesen 
wird,  dab  die  Beschränktheit  »der  Anzeigcpfhchl  nn  unter  Berücksichtigung 
der  Psychologie  der  Menschen  ganghans  und  fwickmaRiges  Vorgehen 
ist.«  Und  von  dirsrr  Zauberkunst  ist  ausgerechnet  die  Ahnliticinistin 
Katharina  Scheven  so  begeistert,  daß  sie  tn  Nr.  2  1021  des  Abolition  ist 
den  gedruckten  Vortrag  Blas.chkos  zum  Preise  von  80  Pfennig 
mit  folgenden  Worten  in  einer  Annonce  empfiehlt:  »Die  Schrift  des  be- 
kannten Führers  isi  die  beste  Orient  ieniiu.;  Iii r  die  klimmende  Gesetzgebung. 
Verfasser  unterwirft  die  verschiedenen  Gesetzesvorsehläge  einer  scharfen 
Kritik,  die  immer  (!)  den  Nagel  auf  den  Kopf  trifft.« 

Zu  3/4.5.  Anstatt  zu  erklären,  Dreuws  Entwurf  denkt  sich  die  Sache 

so,  dal)  und  anstatt  diesen  dann  zu  widerlegen,  stellt  Blaschko 

die  Frage.  ob  man  vn  Ii  indern  könne,  daß  gesililedillidi  Kranke  verkeilten? 
Ja,  welches  System  kann  dies  denn  verhindern?  Die  beschrankte  Anzeige- 
pflicht?  Er  hätte  auch  fragen  können,  ob  man  verhindern  könne,  daß 
gestohlen  wird  oder  Juli  es  ipe/ialär^tc  gibt,  die  ansehen,  die  (icsdilechts- 
krankbeiten  zu  bekämpfen,  in  Wirklichkeit  aber  daran  denken,  wie 
bringst  du  die  vielen  Patienten  ausgerechnet  in  deine  Sprechstunde? 
Durch  den  Diskretionismus  findet  Überwachung  in  diskreter  Form  und 
daher  auch,  wie  ich  Seile  2tS  bewiesen  habe,  Ül-crwaclrimg  des  Ge- 
fidlleclitsverkerns  insofern  s(;,ir,  dal'.,  wenn  jeinrnu]  angesteckt  worden  ist, 
der  Täter  nicht  so  leicht  die  Schuld  auf  den  andern  schieben,  d.  h. 
den  Spieß  umdrehen  kann.    Herr  Blaschko  lese  daher  zuerst  einmal 
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meine  Gcsei,-.cSY(>r?c]il;ii:c,  insbesondere  die  SS  1  —  21,  S.  IST  und  trage 
diese  seinen  Zuhörern,  die  von  dem  Entwurf  Seh  i rmacher- Dreu w 
nichts  erfuhren,  vor,  dann  hat  er  die  Antwort.  Und  wenn  er  die  Vorschlage 
nicht  anerkennt,  dann  widerlege  er  sie,  aber  nicht  mit  durchsichtiger 
Dialektik  und  Sophistik,  sondern  mit  Widerlegung  der  in  den  Paragraphen 
Lind  di'r  hVjjriiruiimsr  (Sehe  2 '!').)  ailfieiüliTieu  Tatsachen. 

Die  Geheimhaltung  wird  durch  mein  diskretes  System  gewährleistet. 
Durch  das  System  der  Beratungsstellen  mit  dem  Anhang  ihrer  von  der 
DG BQ.  eingesellten  ärztlichen  Leitung  (Pinktis)  in  Verbindung  mit  einem 
ärztlichen  Denmi/iriti(m*svsteiM  aber  wird  -it  i;cbr»cheii  (S.200  ff.).  Da!i  der 
Geschlechtsverkehr  sich  nicht  öffentlich  abspielt,  braucht  Blaschko  doch 
nicht  zu  beweisen.  Aber  er  soll  beweisen,  daß  die  Geheimhaltung,  die 
•brennende  Scham»  Struvcs  durch  sein  System  besser  gewährleistet  wird 
wie  durch  den  Diskretionismus,  der  in  der  Tat,  wie  der  Name  sagt,  das 
Berufsgeheimnis  wahrt  und  den  Patienten  vor  Indiskretionen  schützt.  Da 
Blaschko  das  nicht  kann,  stellt  er  teere  Phrasen  und  Behauptungen  auf. 

Zu  6/7.  Blaschko  konstatiert,  »daß  wir  nicht  wissen  können,  wer  die 
Geschlechtskrankheiten  verbreitet«.  Bei  seiner  »beschränkten«,  allerdings 
noch  weniger  wie  bei  der  »allgemeinen«,  denn  bei  letzterer  werden  die 
Bösewichte,  über  denen  das  Damoklesschwert  der  Bestrafung  immer  hängt, 
sich  hüten.  Daher  ist  auch  seine  rolyeiüiu:  uiirichliy,  man  könne  hier 
nichts  machen.  Daher  müsse  man  für  rieliaiulhmi:  surfen.  Vom  Staat, 
d,  Ii.  den  Personen,  die  die  Mcdi/malhehörde  darstellen,  wird  aber  die 
Mcdiode  der  Salvarsanhchandlung  p rotteten,  die  nach  Gennerichs  Prü- 
fung an  8000  Soldaten  84,7  Prozent  Nichtheilungen  oder  nach  Hübner 
75  Prozent  macht,  während  die  von  mir  empfohlene  Hg-Methode,  die 
nur  30  Prozent  Nichtheilungen  macht,  boykottiert  und  ihr  Anhänger  als 
Outsider,  weil  dieser  eben  recht  hat,  es  aber  nicht  behalten  soll,  auch 
behördlicherseits  stigmatisiert  wird.  Die  geheime  Regie! 

Nun  behauptet  Blaschko  trotz  gegenteiliger  Erfahrungen,  die  meisten 
Kranken  ließen  s-iels  ohnehin  behandeln.  Gewiii,  einmal,  auch  zweimal, 
aber  dann  ergibt  die  Statistik  Philip,  dali  °t)  Prozent  sich  der  Behandlung 
entziehen.  Dali  der  Patient,  der  nach  Blaschko  ja  in  den  meisten  Fällen 
sieh  freiwillig  in  llohanilliuu;  begibt,  -dum  aus  Am'St  und  Furcht,  nun 
auch  in  der  Behandlung  durch  die  'allgemeine  diskrete'  bleibt,  leugnet 
Blaschko,  ohne  Gründe  dafür  anzugeben,  Blaschko  lese  daher  einmal 
die  von  mir  entworfenen  I 'araej-aplieu  durch,  und  er  wird  scheu,  das  Ziel 
wird  erreicht,  wie  Dr.  Christian  in  der  »Sozialen  Praxis«,  Dr.  Cattani 
{Zürcher  Ztg.»,  Prof.  Kafemann  (Ärztl.  Rundschau)  u.  a,  konstatiert  haben. 
Also  nicht  lecic  Ann n'ital-  hcluupl'.mLicri.  Mindern  lo^h'die  Wider !es»n nee n 
des  gesamten  Symplonicnkomplcxcs  meines  Systems  kann  ich  anerkennen. 
Er  meint,  die     beschränkte     An/ci^eplliciit  -eines  CieseVeulwurfs  jic- 
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nügc.  Wie.  wird  nicht  gesagt,  ti a i i  dies  nicht  der  Füll  ist.  merkt  allmahlig 
jeder  logisch  denkende  Mensch. 

Herr  Blaschko  nenne  mir  eine  juristische  Mallnalime.  mitlels  der  man 
jemand  von  etwas  Unerlaubtem  abhalten  kann,  es  sei  denn  durch  Straf- 
androhung? Wenn  aber  das  Erfassen  des  Übeltäters  durch  ein  System 
erleichtert  wird,  so  wirkt  dieses  System  erzieherisch  und  so  -können  wir 
auch  auf  diesem  Gebiete  erfolgreich  vorgehen«. 

Zu  8.  Der  Patient  muli  erzogen  und  gezwungen  werden,  nicht  bloß 
zum  Arzt  zu  gehen,  sondern  die  Behau  dliiue.  nicht  zu  unterbrechen.  Das 
ist  der  springende  Punkt.  Nach  dem  ersten  Besuch  beim  Arzt  arbeitet 
der  Diskretionisimis  als  iiiilotiKiiischc  Kontrolle .-  über  die  Sophistik 
Blaschkos  will  beweisen,  wenn  der  Patient  schon  in  Behandlung  ist. 
dann  braucht  er  nicht  mehr  angezeigt  zu  werden.  Aber  dann  setzt  ja 
erst  die  Kontrolle  des  Gesundheitsamts  ein,  daher  muH  dieses  doch  er- 
fahren, wer  kontrolliert  werden  soll.  Da»  aber  Konlroilc  nötig  ist  -  wie 
Blaschko  meint,  durch  das  Mannheimer  System  —  gibt  er  durch  die 
Empfehlung  dieses  Kontrollsystems  ja  selbst  zu. 

Zu  o.  Selbstverständlich  kann  die  allgemeine  Anzcigepflichl  »die  Be- 
handlung nicht  erzwingen«.  Aber  Blaschko  verschweigt,  da»  dies  durch 
die  Kombination  -allgemeine,  gleiche,  diskrete  Anzeige-  und  Behand- 
lungspflicht-. (Diskret ionism  us)  geschieht.  Der  Patient  wird  nicht  noch 
einmal  vom  Arzt  gemeldet,  wie  er  falschlicb  darstellt.  ~i . ndi  rn  als  Staats- 
bürger bat  der  Patient  seihst  die  Verantwortung  wie  jedem  anderen  Ge- 
setze gegenüber,  daß  er,  nicht  sein  Arzt,  den  Nachweis  erbringt,  daß  er 
das  Oesetz  befolgt.  Daher  wirkt  das  Gesetz  erzieherisch  und  steigert 
da.-  Vcrautwisrllltlgsgelühl  des  Bürgers. 

Zu  10,  11,  1Z  [{laschko  meint,  es  genüge,  die  Säumigen  durch  den 
Ar/t  von  ball  zu  Fall  anzeigen  zu  lassen.  Als  ob  dies  die  Är/te  auf  Grund 
des  Regulativs  S  S3'J5  und  der  Verfügung  vom  11.  12.  18  jemals'  getan 
hätten.  Ernsten  Protest  aber  muß  ich  gegen  die  Verdrehung  Blaschkos 
einlegen,  wenn  er  sagt:  »Da  ist  .man  auf  den  geistreichen  Ausweg  ge- 
kommen, nicht  der  Arzt  soll  die  Meldung  erstatten,  sondern  der  Patient 

Ausdrücklich  steht  in  meinem  hinwarf,  dal;  der  Ar/1  die  erste  Mel- 
dung machen  muH,  daß  er  verantwortlich  dafür  cctuaelit  wird.  Dann  erst, 

Verantwortung  dalin  seihst  trugen,  ..hl'  ei  seine:  siaatsbüi ge'aeheu  Pflicht 
nach  dorn  mt. 

Zu  13.  Das  Wort  .Selbstden  tinziation  ■  anstatt  -Erziehung 
zur  Pflicht-  oder  .Verantwortungsgefühl«  und  das  Wort  .Un- 
geheuerlichkeit- kennzeichnen  die  Mentalität  Blaschkos.  Von 
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Driiunzie'en  iil  keine  Rede  Fbrnsowenig  wie  die  polizeiliche  Anmeldung 
oder  die  Anmeldung  ili'i  Steuer  eine  Srlhsldcn  un^iatinti  ls(.  Und  was 
das  Wort  >  ungeheuerlich-  betrifft,  so  erwähnte  Rlaschkri  dies  viermal 
in  seinem  Kcleral  im  Beirat  des  Wohltahris.i:umsleriiims.  ddin^  aber,  al- 
ich  in  Jen  iiäch*>len  Sitzungen  antwortete,  war  Blasehku  für  immer 
in  den  Sitzungen  verschwunden.  I.'ngelieuerliih  ist  es.  i-in  S>slein  der 
KnrruptiOn  und  der  ArTtediktatur  zu  empfehlen. 

Zu  H  Ist  der  Patient  erkaltet,  so  si-hickt  er  c  n  änlli;he=  Artest  ein. 
ist  er  verreist,  ebenfalls  Das  ist  doch,  da  i!er  Stnt  es  bezahlt,  kein  Kunst- 
stück, zumal  er  .i.lil  Tage  Zeit  dallit  hat 

Zu  Ii  Wenn  Blaschko  die  Patienten  .illc  Tage  drei.nul  bestell), 
sii  hat  dies  doch  mit  dem  Attest,  dali  sie  dann  der  Itchonic  einmal  wntht-nt- 
lieh  einschicken,  nie  hu  zu  tun  Dann  lassen  «ie  sich  selbst  rmd  tiei  wörliLiit- 
lieh  sieben  Besuchen  hei  l'iof.  Blaschko  aitc-tiei  en .  dalf  sie  noch  in 
Behandlung  sind,  werfen  dies  Attest  in  den  Briefkasten  und  alles  ist  er- 
ledigt- Isl  dies  ein  «Einmischen  in  alle  Einzelheiten  jedes  einzelnen  von 
hunderttausend  Fällen?« 

Zu  16.  Was  die  ungezählten  Millionen  betrifft,  so  wird  das  System 
des  Diskretionismus  billiger,  wie  das  jetzige.  Die  teuren  Beratungsstellen 
werden  abgeschafft,  die  teure  Sittenpolizei  (3  Milliarde  nach  Frieboes) 
auch  und  der  Arzt  bekommt  mehr  Patienten  und  kann  zufrieden  sein. 

Zu  17/18.  'Aber  ein  solcher  Apparat  kann  ja  gar  nicht  funktionieren', 
sagt  Blaschko.  Warum  nicht?  Die  Antwort  Blaschkos  lautet:  »Die 
Und  beim  System  Blaschko? 
retionismus  ist  dies  viel  zu  gefährlich  wegen  der  automatischen 
Kontrolle  und  wegen  der  in  meinem  Entwurf  gemachten  Sicherungen. 
Herr  Blaschko  scheint  zu  seinen  Kollegen  noch  weniger  Vertrauen  -  er 
«Tailgenieincri      üm  hat'en,  als  ich  zu  den  fpesial-ar/lüctien  Vorsitzen- 


IJiskretiiinismus,  weil  eher1,  jeder  yi-nieldel  werden  nin.'i.  sehr  gefährlich 

Großbetrieb  ja  auch  eine  Kartothek  für  dicl'atienten.die  bei  einer  besonderen 
Kassiererin  euriiei  gehen  ■  ■  und  später  dort  zahlen  müssen.  Ob  dieses 
System  die  Diskretion  so  schützt,  wie  der  ohne  Assistenten,  ohne 
Kassiererin,  oline  tiehülei'  und  .Massen  hefich  rein  individuell  arbeitende 
Spezialarzt,  sei  dahingestellt  Dan  mal  hier  und  da  ein  Patient  —  Aus- 
nähme:!  liesläiigen  die  Kegel  einen  lalsihen  Nainei;  mnnt,  kam  ir  sich 
heute  erlauben  Heim  fl!.kTelM>ni-inns  wäre  es  -irafbai  Dali  das  aber 
die  Rege!  si  n  w  urde,  das  ist  t:iic  von  cjt-tj  ungeheuer:  ithen  Übertreibungen, 
die  Blaschko  deswegen  Sich  erlauben  konnte,  we  I  ir  Vnr  einem  Audi- 
loiinni  spraib.  de:r.  durch  coic  Tnhchwcigeiakilk  m  semen  Blattern  der 
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Diskretion  ismus  völlig  unbekannt  war.  Und  was  er  über  Amerika  sagt, 
ist  unrichtig,  denn  das  Mriston  nredical  Journal  berichtet  nach  Dr.  Fische  r- 
Def  oy  (s.  S.421 )  i!as  gerade  ( irei-nleil  Die  Krankenkassen  und  Jicratti  um- 
stellen erlassen  gar  keine  Kranken,  weil  sie  keine  Machtmittel  haben,  die 
Patienten  bis  zur  Heilung  zu  beobachten.  Dies  kann  nur  eine  Zentral- 
stelle, eine  zentrale  Instanz,  nicht  der  geldlich  und  durch  sonstige  Be- 
ziehungen mit  dem  Patienten  verbundene  Arzt. 

Zu  2t.  Der  Gesetzentwurf  Blasen  ko-Hamel -St ruve1)  enthält  Straf- 
bestim mim  Ren  schwerster  Art,  dilti  es  unangebracht  ist,  diese  einem  anderen 
System  vorzuwerfen.  Ohne  solche  —  das  sagt  Blaschko  selbst  — 
»organisatorische  Zwangs-  und  Slrafmaßnahmen'  lädt  sich  ein 
böswilliger  Verachter  der  Volkshygiene  ehen  nicht  fassen.  Wie  will 
Blaschko  aber,  da  nach  Dr.  Hodann  von  40  Patienten  seiner  Beratungs- 
stellen nur  einer  den  Rat,  sich  behandeln  zu  lassen,  befolgte  und  90  Prozent 
Syphilitiker  sich  der  ordentlichen  Behandlung  entziehen,  die  Patienten 
erfassen?    Mittels  seiner  -beschränklcn'? 

Zu  22,23/24.  Herr  Blaschko  weiß  ganz  genau,  was  Reglementierung 
ist,  wenigstens  sollte  er  es  wissen.  Ein  Ausnahmegesetz  gegen  eine  be- 
stimmte Klasse  und  die  Einschreibung  auf  Grund  der  Polizeiwillkür. 
Der  Diskreti'inisnius  schafft  diese  ab  und  ersetzt  sie  durch  eine  völlig 
diskrete  IScaufsiduifjunu.  aller  Schichten.   Li  ist  dir.  kl  bösartig  und  fahr- 


zeigen an  die  Polizei,  obschon  auch  nicht  die  Spur  einer  polizeilichen 
Anzeige  in  Frage  kommt. 

Man  sollte  meinen,  Blaschko  oder  seine  Anhänger  würden  das  Wider- 
sinnige und  Beschämende  seiner  eigenartigen  H.mdlim j;sweise  einsehen. 
Die  gesamte  Frauenbewegung,  die  Presse,  die  politischen  Parteien,  die 
Rassen  hygieniker  sehen  allmählich  ein,  daß  das  System  Blasch  ko-Hamel  - 
Struve  ein  undurchführbarer  und  den  Volks  Interessen  nicht  gerecht 
werdender  Entwurf  ist.  Man  merkt  die  Absicht  und  wird  verstimmt 
»Wenn  Ihrs  nicht  fühlt,  Ihr  werdet's  nie  erjagen.» 

Zu  25  und  26.  Und  nun  die  Urteile  der  Dermatologen.  Als  ob  man  auf 
diese,  durch  die  Regie  »Blaschko—  Berliner  Dermatologische  Gesellschaft« 

')  St  r  Ii  VC  wurde  w.'S;.-li  fieim-i  undeai.  .[-.raU  bellen  Si-itens|>iiiui>c  als  detmi- 


nen  gleichen  Erfassung  m  1 1  irr  Kranken  bekämpft,  ist 

i  n]eeei!;i  w.ddi.  l).i>   Vnlk  ,  für  das  im  Gegensatz 
ilie  AiJSii.iliriieiLiiti'.iite  ilei   lic  rar  Hilfsstellen  cin- 
.inTkt  schlielllicli  Joch  de-  l'iirtets  Kern. 


Digiti  zed'öy  Google 


341 


hervorgerufene  liitcrc^seiivcrli'euuiyeu  auch  nur  etwas  noch  gebe.  Ja, 
merkte  man  nicht  so  sehr  die  plumpe  Art  dieser  Entsc hl ie Bungen,  die 
sich  mit  einem  pseudowissenschaftlichen  Volkswohlfahrtsmäntelclicn  um- 
geben, während  der  Pferdcfuli  der  Standesinteressen  zu  kraß  hervorlugt, 
dann  könnte  der  Hinweis  auf  diese  plötzlich  wie  auf  Befehl  und  Verab- 
redung zustandegekommeucn  -\ujseiiscbait!iclicii'  Entschließungen  (siehe 
Seite  217)  einer  nicht  einmal  .Lautierenden  Arwichaft  noch  Lmdmck 
machen.  Die  sy-ltmatisdie  Unterdrückung  gegnerischer  Anschauungen 
dressiert,  aber  «lieht  nicht  die  Ar?1e.  die  heiin  besten  «'.Nun  mihi  er- 
kennen können,  wie  man  sie  mißbraucht-    Die  Kcgie  machte  sogar  aus 

Univeniititrpr.ilL-is.ircn.  die  viirhcr  Saulus.  dann  Paulus  wurden,  wiederum 


Zu  27.  Nun  wendet  sieti  Masch ko  zu  demjenigen,  dem  die  Akteure 
am  liebsten  die  Priorität  zuschanzen  möchten,  zu  Prof,  Eicsch.  (1902  be- 
fürwortete schon  Schrank  und  Merk  die  Anzeigepflicht.    Kiesen  war 

.  Ii.  tatsächlich  Klcsch's  Haupt  verdienet 
—  Blaschko  sagt:  »Er  macht  keine  detaillierten  Vorschläge;  wie  man  im 
Einzelnen  die  Sache  durchführen  kaiin,  das  saßt  er  nicht.«  Dieses  negative 
Verdienst  gefällt  dem  Akteur  der  'beschränkten'  deswegen  besonders, 
weil  derartige  Vorschläge  ihm  ungefährlich  sind  und  zu  greifbarer  (wie 
der  Kaufmann  sa<n)  Ware  nicht  führen.  Die  [jiil'iihnms;  der  ticschlcvhts- 
krankheiten  in  das  Seuchengesetz  ohne  diskretion istische  Sicherung  ist 
eine  Utopie. 

Zu  29,  30,  31  und  32.  Nim  die  Meldung  bei  den  Krankenkassen! 
Die  Angestellten  der  Kassen  wissen  jede  Diagnose  und  jeden  Namen. 
Das  ist  der  springende  Punkt,  ebenso  wie  die  Zentralzettelregistratur  im 


Therapie  und  in  der  Üerlincr  Tagespreise,  ohne  dati  Blaschko  erwiderte, 
wie  folgt:  -Ich  möchte  jedoch  nodi  auf  folgende  Punkte  hinweisen:  Wenn 
ich  auch  mi'iiiiM.ei::;  :iUV-/i.it  den  Nachweis  erhri-ner  kann,  d.ili  ich  den  Kampl 
::e!;en  du-  Snlv.ii-iiii  hei  vh-IUtcIi:  Iii  et  ich  4  Iiis  =.  stiindincr 
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wert  des  Salvarsans*,  Archiv  für  physikaldiiitctisclic  Therapie  8  9,  I Q i 7 
und  1018.) 

Geradezu  ungeheuerlich  aber  is(  die  Aufforderung  des  Reiclisversiche- 
ri]!it;sanites  nn  die  Krankenkassen,  schon  heute  ohne  jede  diskretlonistische 
Sicherung  die  Kran keil bissen m itirlicder  eleu  Beratungsstellen  zu  melden. 
Also  eine  fasl  allgemeine,  aber  keine  gleiche  und  keine  diskrete  Melde- 
pflk-hl  -  für  das  Volk.  F"iir  dk-  Privatpatienten  sor.gvn  nach  lilaschko 
die  Spezialärzte.  Das  ist  der  springende  Punkt. 

Dali  die  Krankenkassenmcldtine  eine  Maldinis;  im  Sinuc  ci:icr  Anzeige- 
wäre,  ist  lliclll  beb.'Hrptct.  lieb.uijik't  ist,  liali  diese  Meldungen  1.  indiskret, 
2.  daft  es  solche  sind,  die  die  Krankheit  zur  Kenntnis  der  Krankenkassen- 
beamten  bringen.  3.  da  Ii  diese  Indiskretion  mit  der  momentanen  Gesetz- 

Ailvit  lediglich  im  allgemeinen  Interesse  führe,  um!  dail  mir  dieser  Kampf 
im  Gegensatz  zu  Herrn  iflasc  hko  nur  finanzielle  Einbußen  in  der  Praxis  und 
sogar  den  Verlust  meiner  i'nli/.eiar/t-tdle  gekostet  hol,  so  seien  auf  der 
amltmi  Seile  die  folgenden  Tati-aeln-n  der  ötfeiitlirlikes!  nicln  v.'iviuliallen. 
aus  denen  hervorgeht,  wk:  es  mit  [Irr  r  zeigen  nnl/i'.'l..eit  der  lantcsleii  Sal- 
varsans p  ritz  er.  insbesondere  des  in  der  Krankt.  Zeitung  so  harmlos  schreibenden 
V:-.|si'„-erulea  iler  Oeuischen  (le.ellscllafl  /nr  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten Blaschko  bestellt  ist.    Nach  einwandfreier  Bekundung  ha 


sich  jedesmal  etwa '  ,—]  2  Minuten  mit  ihm  hcselüftigi.  Nichtsdestow 
blieb  der  Patient  nngelicilt  (positive  W  asserman  nsche  Reaktion),  s 
lilaschko  ihm  noch  eine  (Jueckirlhrrknr  fdnpp-:!  genaht  halt  sicher 
ordnen  wnlhe.  ['er  Patient,  dem  die  lleiliing  /ilgeMCllel  t  war,  verachtete 
jedoch,  da  ihm  diese  doppelle  Kur  doch  allzu  teuer  vorkam.  Blaschko  macht 
täglich  zwischen  [U  bis  Ii  Saliamneu^pi  ii/uneen  diireh^'lindthch  n  II!  Mark 
und  zahlreiche  Wasser  mann  sehe  kVaktiumm  Ji.rchschiiitSxl«  /.n  211  Mark, 
häufig  noch  mit  einem  Kimsnltalions-/iisehl,ig  von  10  Mark.  Kurztim,  rechnet 
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gebung  kontrastiert.  Ob  diese  Meldung  den  Zweck  hat,  das  ärztliche 
Honorar  zu  bestimmen  oder  Statistiken ')  zu  inachen  —  eine  Meldung 
ist  es,  und  darauf  kommt  estrot?,  aller  Gedanken-5altomortalesBlasch!ios an. 

Die  Sophistik  und  Dialektik  Blaschkos  besteht  eben  darin,  den  An- 
schein zu  erwecken,  als  ob  die  Meldung  bei  den  Krankenkassen  keine 
Meldung  wäre. 

Zu  34.  Nun  will  Blaschko  auf  der  Be  I  eh  rtmgs  karte,  die  natürlich  den 
Patienten  juristisch  zu  nicht.-  verpflichtet,  eine  An/ei«;  namenloser  Art 
auf  einem  Abschnitt  am  Jahrcsschluli  durch  der  Arzt  machen  lassen.  Dann 
kommen  eben  die  »Säcke«  voll  Material,  wenn  der  Arzt  dies  Oberhaupt 
macht,  das  sonst  täglich  um]  wöchentlich  bearbeitet  wird,  zustande.  Man 
ersieht,  Blaschko  Lind  Genossen  wollen  zwar  eine  Anzeige  der  Patienten, 
aber  im  Unter  bcwn lltsein  «rauben  sie  sich  als  Interessenten,  diejenige  zu 
befürworten,  die  wirklich  kontrolliert  und  die  l'iitienleu  aus  den  DGBG.- 
[nstitute.il  allen  Ärzten  zuführt.  Felix  qui  rerum  potuit  cognoscera 
causas!  (Vergil.t 

Zu  35,  3b  und  37.  Wiederum  beschäftigt  sich  Blaschko  mit  den  ne- 
gativen Vorschlägen  des  I  kirn  Fleseh,  der  einfach  die  Geschlechtskrauk- 
iieiteu  ins  Sfiicliiii:ji-el/  überführen  will.  Dali  ein  Gesetzentwurf  Scliir- 
macher  mit  32  wohldurchdachten  Paragraphen  besteht,  dessen  Prinzip 
von  der  Landesvcrsanmilnig  angenommen  wurde,  das  braucht  die  ge- 
siebte Schar  seiner  Zuhörer  nicht  zu  wissen.  Ohne  daß  sie  diese  Para- 
graphen kennen,  sollen  sie  sie  verurteilen.  Wäre  es  nicht  so  diabolisch, 
diese  zum  System  erhobene  Tiilschweiiie-Mcthode,  man  wäre  versucht, 
sie  der  verdienten  I  äelieri iehkeil  unter  Stillschweigen  /v  überlassen. 

Sehr  richtig  sagt  Flesch,  wenn  die  Blaschko  jünger  nach  den  Infektions- 
quellen Dritter  hemmschnüffeln,  die  sie  als  Ärzte  eigentlich  gar  nichts 
angehen,  so  als  ob  der  moderne  Sexualarzt  ein  republikanischer  Potizei- 


lüascllkri  !,  (ni:iLlrii.  Hein  dismeieil  uesarulhe.f^ni:  viril  (!],:  Arlml  im  t!e- 
saniltn  Ueiel,  Irlich  nl,-,!^,  und  man  i-rjuehi  :,n  tla„Pll.uei,  de,  Zentrale  nur 
(las  F.l/l!  /Ii  wellen.  I  lud  i!:e  Ki.-.'t"  «  erden  Ab-rliafiiin;;  Jei  ^ilteap.  ill/ei, 

der  verschwendiTiF.c!:e:-,  Ue>aiime.-ki:i]i  sit  viel  i;rrii!gi.<r  wie  heute  sein. 
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Behandlung  allen  Warnungen  zum  Trotz  koitierten.  Dann  wäre  der  eigene 
Patient  plötzlich  »Infektionsquelle«  geworden,  ob  Blascliko  den  wohl 
anzeigen  würde? 

Ich  fürchte  nur,  dal)  v.  Bunge,  Oräf  und  Weyl  recht  haben,  daß 
reiche  Leine  sich  dieser  ärztlichen,  mikunb-ulliertcii  und  deswegen  nicht 
besseren  und  sicheren  Kontrolle,  weil  sie  vom  Arzte  ausgeht,  mit  bekannten 
Mitteln  regelmäßig  entziehen  werden.  Und  die  Abschnitte  namenloser 
Art  werden  dasselbe  Schicksal  erleiden. 

Gewiß  berichtet  man,  dal!  das  hVniittciti  der  Infektionsquelle  sich  in 
Schweden  usw.  bewahrt  habe.  Aber  lial-cu  die  lSlajchkuiaucr  ärztlicher- 
seits kann  man,  da  die  arztliche  Wissenschaft  keine  exakte  ist,  alles,  aber 
auch  alles  beweisen.  \i-iis  eben  den  IKiiit  i.-A  kl  einen  und  ~  l'iihiern-  sein  /.» 
statten  kommt  —  nicht  auch  bewiesen,  daß  1°J0:  100  Prozent  Umschlag 
der  Wassermann-Reaktion  durch  Salvarsan  bewirkt  wurde,  als  das 
Mittel  den  nuini>;;rilisicv!cn  Arzien  Hunderttausende  brachte,  ehe  es  frei- 

zur  100-Prozent-Heilung  »verfaßt*  und  die  Ärzte  in  dieser  Methode 
»kurzfristig«  unterrichtet? 

Was  aber  besayl  plötzlich  lullende  durch  die  Herlincr  Volkszcitung 
verbreitete  Notiz:  »Völ  liger  Z  u  sa  in  nie  n  Ii  nie  Ii  der  Salvarsan- 
wissensctiaft.i    (Gefahr  einer  Vethhulune  des  demsehen  Volkes.) 

■■Ilckauutlich  stellte  das  Miiuclicucr  scUöften.nerirht  vor  »mvcin  fest,  dal! 
die  Salvarsan gegner  fast  10  Jahre  laug  von  der  medizinischen  Fachpresse 
boykottiert  wurden  sind.  Jcbt  lu-nkn  erscluil:.-riidc  TiilSiichcn  au^,  Kiel 
bekannt,  die  ein  Eingreifen  der  Mcdizhüdbchoulcii.  insbesondere  die  Ehr- 
berufunE  der  seit  3  Jahren  sabotierten,  vom  Parlament  beschlossenen 
paritätischen  Salvarsan  Prüfungskommission  erforderlich  machen.  8000 
während  des  Krieges  von  dem  Salvarsanfrcimd  Oberstabsarzt  Professor 
Gennerich  im  Kieler  Manne-I  a/arcit  behandelte  Soldaten  erweisen  sich 
trotz  ausreichender  Salvarsanbe  band  hing,  wie  mittels  der  Blutprobe  fest- 
gestellt wurde,  in  84,7  Prozent  als  ungehcilt.  Bei  Auwendung  der  von 
l')r.  !>rt  n  w  empfohlenen  und  angewandten  .Melhudik  blieben  bloli 
30  Pm/em  im^ehcilt.  Damit  ist  der  Sicy  in  diesem  I D-jährigen  Kampfe 
auf  Seite  Dr.  Dreuws.  Er  warnte  in  seinen  Aufsätzen  immer  vor  einer 
wahrscheinlichen  Verblödung  der  Patienten  durch  das  viele  Arsenik,  das 
im  Salvarsan  enthalten  ist  (30  Prozent).  Auch  dies  hat  sich  leider  bestätigt. 
Denn  Professor  Gennerich,  dessen  Mitteilungen  gewaltiges  Aufsehen 
machen,  hat  so  häuftet  und  iftili/.eiiii;cs  Aiiilivlen  von  Verblödung 
(Paralyse)  und  Rückenmarkschwindsucht  bei  den  Soldaten  festgestellt,  daß 
ein  anderer  Salvarsa na n hänge),  der  bekannte  Universitätsdermalologe 
in  Wien,  Professor  Finger,  schreibt:  ,Durch  diese  Umstände  wäre 
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möglicherweise  die  weitere  Anwendung  des  Salvarsans  bei  der  Syphilis 
in  Frage  gestellt'«. 

Kann  man  ausgerechnet  zu  diesen  Blaschkoianem  Vertrauen  haben? 
Sinti  das  die  Staatsorgane,  die  Jon  Inkktiri  rituellen  [indischen  wellen? 

Zu  38/3g/40.  Und  nun  kommt  wieder  der  Sophist  Blaschko.  Er 
meint  die  Infektionsquelle  —  die  ausgerwlinel  Blasi'liko  ersclinüffelt 
habe  habe  sicher  mfi/iert,  der  Patienl  aber  noch  nicht  Das  wäre  doch 
etwas  anderes.  Erstens  bestreitet  der  Frulmu Helle  ;n  den  meisten  fallen, 
dall  er  es  gewesen  ist,  7wei!e:n.  was  heule  niiht  i-.r.  kann  morgen  sihun 


hindert  doch  nniit,  d.ilt  wir,  wenn  wir  es  hei  den  Geseriledil:kranklici*r, 
(was  heim  Diskretion  isimis  nicht  miK-dniKt  n»t'li  ■«)  3-Kh  einfuhren,  dort 
auch  dasselbe  wie  hei  anderen  K.anklie-iM  tun,  nämlich  die  (in  diesem 

Falle  diskrete)  An^Tptl.dil  nrfdliien    Was  der  .Inte-,  quelle-  reelit 

ist.  rmiB  der  .An«-iKepf:ithn  hilhg  sein.  Nur  .>!  der  A.,1  ilann  nicht  der 
Konirnlleur.  soi.dem  die  neurale  tnstaiu. 

Zu  41.  Nun  will  Blaschko  die  Krankheiten  durch  Behandlung  un- 
schädlich machen.  Alle  DG BG.- Broschüren  künden  das  Dogma  an,  gehe 
zum  Arzt,  besuche  den  Spezialarzl,  mir  ja  diesen,  aber  nicht  die  Kon- 
kurrenz, am  besten  —  wie  man  in  den  Films  und  Aufklärimgssc  Ii  ritten 
zwischen  den  Zeilen  lesen  kann  —  die  Reklame- Wissen  schattier  [.Ordnung, 
und  du  wirst  mit  Sillvavsaii-f.hiedfsilher  gesund.  ( ien  nericll  wies  mich,  dafi 
man  nicht  gesund,  aber  blödsinnig  wird.  Und  Mcirowski,  Boas  u.a.,  dali 
auch  die  sogenannte  Abortivkur  versagt  hat.  Und  !'i  ivatilniem  Pin  kus, 
der  Vetter  E  h  r  I  i  c  h  s.  Geschäftsführer  der  DGBG-  Vorsteher  der  Berliner 
Beratungsstelle  und  des  ['riistitiikncnneliandluiigs-Kranlieuliaiises  —  du 
lieber  Oott,  was  so  ein  Mann  nicht  alles  macht,  nicht  alles  kann  —  erklärt, 
er  kann  die  weibliche  Gonorrhöe  so  wenig  heilen,  daß  'er  den  armen 


Zu  41/42M3,  Der  Kritiker  konnte  nun  nicht  mehr  registrieren.  Und 
wieder  muli  hlcsch,  der  -Negative  ■■  lierlial:en,  nur  iivlil  die  positiven  Vor- 
schläge des  Antrages  Seh irmachcr-Dreu vi.    Die  »lückenlose 
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Zu  45.  Nunmehr  erklär!  Blaschko  als  sein  Programm: 
•Der  Arzl  soll  nicht  melden  mit  nureiner  Ausnahme,  wenn 
der  Patient  aus  der  Sprechstunde  wegbleibt«. 

Jetzt  endlich  kennen  wir  das  vor  seinen  Zuhörern  und  den  Vertretern 
der  Rehöi'deu  aiilLicstclile  TV< .!;r;in:iii  des  -l(eidissaclivcrs:äudi;>en..  Das 
also  ist  des  Pudels  Kern.  Da  nun  kein  Geringerer  als  Goethe  gesagt  hat; 
■Dem  Ar/!  -.eivnln.  driiii  il.n-ti  einmal 


sti  liegt  es  nicht  lern,  sich  vorzustellen,  aus  welchem  (iruiide  zahlreiche 
Ärzte,  die  ja  heim  System  I  llaseh  ki>  völliu.  unkontvi  illirv:  sind,  die  Meldung 
cr-ialic:i  würden. 

Dieses  zur  Korruption  führende  System  will  der  'Reichssach verständige« 
tum  Gesetz  erhohen  wissen  mit  einer  Zwischeniuslatiz,  den  Beratungs- 
tellen, denen  ;n  Merlin  /.Ii.  der  Generalsekretär  der  iXiliG.  präsidiert 
und  in  iit-r  J 3 r i > -,m : l /  andere  Leuchten  dieser  privaten  Korporation. 

Zu  46.  Nun  meint  Blaschko,  selbst  das  Liinire  vielen  Ärzten  zu  weit. 
Ich  kann  mir  die  Gründe  denken.  Weil  der  ehrliche,  biedere,  praktische 
Arzt,  der  in  Dentscliiatid  noch  nicht  ausbist. >ihen  h,  dieses  S>stcm  und 
seine  Akteure  auiä'n;;!,  /:.\  durcliseiia;ien.  Denn  die-  wäre  eine  glatte  Durch- 
breelitmj;  des  [iiTLiisgcliciinnisses  aus  Gründen,  die  die  ärztliche  Korrup- 
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lution  darstellte,  anli revolutionär  zur  Staarseinrichtung  und  als  rein  revo 
lutionäre  Bewegung  Illusorisch  machte,  so  möchte  der  Paulus  Blaschko 
die  Anzeigepflidit  als  klares  Programm  dialektisch-sophistisch  verwässern. 
Daher  -die  unverfängliche  Zwischeninstanz-,  die  ich  S.  203  tf,  als  'Unver- 
fänglich« genügend  chara kter i sie rt  habe.  Dies  soll  auch  der  »Gesetzgeber - 
(lies  Blaschko  und  Konsorten)  eingesehen  habe».'  Die  Beratungsstellen 
sollen  sich  des  ^röltten  Vertrauens  erfreuen,  dabei  wollen  die  Ärzte,  ab- 
gesehen von  den  daran  interessierten  Sexual isten,  nichts  davon  wissen 
(siehe  S.  209). 

/n  47.  Jü  sogar  mit  den  Krinkenka-v,.-»  suli  cii-sr  imniti/e  Institution, 
wie  in  Frankfurt,  verquickt  werden.  Nur  ja  nicht  den  direkten  von  mir 
angegebenen  Weg,  die  krumme  Linie  ist  für  diese  Akteure  der  kürzeste 
Weg  zwischen  zwei  Punkten.  Der  Arzt  meldet  der  Kasse,  diese  überweist 
die  Meldung  dem  Arzt,  dieser  meldet  im  circulns  vitiosus  wieder  der 
Kasse  usw.  usw. 

Zu  48,  49.  Da  sich  dieses  System  nicht  bewahrt  haben  soll,  so  em- 
pfiehlt Blaschko  das  Mannheimer  (lies  Dr.  Loeb  [siehe  S.  26811.  Hier 
liegt  die  Beratungsstelle  in  jedem  Sprechzimmer  eines  Arztes.  Also  Sprech- 
zimmer wird  mit  Beratungsstelle  übersetzt.  Die  Armut  kommt  von  der 
poverte  (Fritz  Reuter).  Nur  soll  der  Arzt  an  Stelle  meines  diskreten  Ge- 
sundheit 


mischen,  eine  Antwort  auf  seine  .Zitierung,  zuteil  weiden  hissen,  die  ihm 
die  Feder  das  zweite  Mal  aus  dei  Hand  nähme.  I  :[iil  wenn  dann  die 
Beratungsstelle  (lies:  wiederum  Arzt)  käme,  dann  würde  auch  diese  das 

Aber  was  ist  dies  System  denn  letzten  Endes,  als  ein  unzulänglicher 
Versuch  einer  (in (diskreten  Anzeigepflidit,  nur  daß  der  Beratungsstelle 
die  Funktionen  übergeben  werden  zum  Zwecke  einer  indiskreten  Meldung. 
Blaschko  redet  hier  der  diskreten,  allerdings  indiskret  verwässerten  An- 
zeigepflicht, ohne  es  zu  wollen,  das  Wort.  Denn  wenn  er  den  Beratungs- 
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i  ihm  auf  eine  oder  mehrere  Verstörte  gegen 
und  der  Logik  nicht  an.  Die  Hauptsache 
Ganzen,  sondern  wie  kann  inan  das  eigene 
.o-Kaufmann«,  wobei  der  letztere  als  Präsi- 
;rsicherungsamts  der  zwar  Gelobte  aber 

en  die  Mannheimer  Ärzte,  die  anfangs  nicht 


registriert  wurden.  Was  da  die  Kontrolle  des  juristisch  völlig  ohnmächtigen 
■\rztes  ikil-Ii  miII,  ist  im  verstand  lieh.  I  "iul  wenn  [ilaseliko  meint,  diese 
K lasse nkon trolle  lasse  sich  auch  auf  die  Privatklientel  übertragen:  Nun, 
an  einer  anderen  Stelle  meinte  er,  für  das  Volk  die  Beratungsstelle,  für 
die  Privatpatienten  der  SpezialarzU 

7.u  51.  1  1 1 n I  wenn  ilii-  ,\l;iiiiiln'inu'r  Kpe/inl-Ar/te  diese  diskrete  Au/eige- 
pflii'lit.die  ilris  /<-:itr;!li_- 1  ie-iiiullii'i:sinil  als  KoiitHillinsiüii/  in  das  Zimmi-i  des 
Interessenten,  genannt  Arzt,  verlegt,  loben,  dann  haben  sie  keine  Ahnung 
davon,  dali  jeder  deutsche  Hinter  verlangen  kijiiii,  von  jemand  kontrolliert 
zu  werden,  der  nicht  in  geldlichen  Beziehungen  zu  ihm  steht.  Hann  wäre 
allerdings  die  Sozialisierung  der  Ärzte  die  nächste  notwendige  Folge. 
Allerdings  in  einem  Zeitaller,  wo  Ehrlich,  der  Salvarsanerfinder,  als  un- 
eigennützig in  der  gesamten  Fachpresse  geschildert  wurde,  aber  heimlich 
am  Salvarsan  interessiert  und  Sachverständiger  in  eigener  Sache  war,  wo 
der  Nachfolger  Ehrlichs,  Prof.  Kolle,  seinem  wissenschaftlichen  Gegner 
Geld  anbietet  ans  den  Händen  de?  Salvar.arkapiüls  /um  /wirke  der 
>neutralen-  Priifung,  wo  ein  Kultusminister  ihm  die  Kosten  der  Reise 
ans  denselben  Fonds  bezahlen  wollte,  zwecks  Miculralcr-  Prüfung,  braucht 
man  sich  nicht  zu  wundem,  wenn  der  be/.dilte  Aizt  gleichzeitig  arm 


Biaschko-Hamel-Struvcl  das.  was  Klassenhygieite  in  des  Wortes  wahrster 
Bedeutung  ist,  dies  nicht  dafür  halten  oder  wenigstens  so  tun,  als  ob  sie 
diese  Klassen hygiene  nicht  erkannten.  Wer  weiti,  wie  derartige  »Urteile, 
einer  bestimmten  Ärztegruppe  zustande  kommen,  wer  die  Geschichte  der 
Mediknpulitik  und  der  ärztlichen  Zauberkunst  keimt,  der  verliert  das  Vcr- 
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trauen  zu  Leuten,  die  100  Prozent  Heilung  konstatieren,  wenn  sie  mono- 
polisierte Krankenbehandler  zu  Rekordpreisen  sind,  und  später  stellen  sich 
84,7  Prozent  Nichthcilung  als  Resultat  heraus.  Dem  braven,  tüchtigen 
gewissenhaften  Arzt  klimmen  in  grollen  Fragen  mittels  einer  gesiehten 
Presse  ä  la  Spat/ -Schwalbe  icider  die  Triebkräfte,  die  ihn  irreführen, 
nicht  zum  Bewußtsein,  Diu  S;audesvcrciE:c.  die  durch  den  Ärztcvercins- 
bund  wiederum  verherznut  sind,  sollten  endlich  Front  machen  dagegen, 
dafi  mau  das  System  1835  wieder  im  Jahre  1921  einführen  will.  Was  aber 
kann  man  von  einem  Blatt  wie  dem  »Ärztlichen  Vereins  Watt*  verlangen, 
das  die  Annonce  meines  Buches  "Salvarsangefahr»  verweigerte,  »weil  es 
mit  den  hygienischen  I!)  ftcsirchungen  des  deutschen  Ärzte  Vereinsbundes 
nicht  in  Einklang  zu  bringen  sei«.  Arme  Hygiene!  Armer  Bund! 
Ich  verweise  Blaschko  auf  San.-Rat  Dr.  Rothschuh: 
»Warum  haben  wir  denn  hei  allen  anderen  ansteckenden  Seuchen  so 
Vorzügliches  errungen?  Weil  wir  sie  melden  müssen  und  sie  isoliert 
werden!  Warum  ist  der  Kampf  Heyen  die  Geschlechtskrankheiten  bisher 
ein  Kampf  gegen  Windmühlen?  Weil  wir  sie  nichl  melden  und  nicht 
isolieren!  Gerade  weil  in  kurzdauernden  akuten  Seuchen  die  Isolierung 
den  Behandlungszwang  ersetzt,  muh  in  den  chronischen  Geschlechtskrank- 
heiien  der  lichariiHi:u  yszwaug  dir  Isolierung  ersetzen.  Nur  durch  Melde- 
pflicht und  Behaudlungs/wang  können  wir  dieser  Hydra  die  Kii|>tc  ab- 
schlagen. Erst  dann  kommen  die  Beratungsstellen,  eine  gro  Ii  artige,  aber 
bis  jetzt  in  der  Luft  schwebende  Idee,  auf  festen  Boden  und  erhallen 
reichliehe  und  dankbare  Arbeit.  Was  nutzt  denn  die  freiwillige 
Meldung?  Der  Mann  geht  auch  zum  Arzt  und  läßt  sich  behandeln; 
natürlich  solange  es  ihm  palft;  wenn  er  meint,  gesund  zu  sein,  fragt  er 
den  Teufel  nach  Arzt  und  Beratungsstelle,  frst  wenn  letzteres  gesetzliches 
Kontrollorgan  wird  und  aui  Orund  eines  Gesetzes  in  Verbindung  mit 
den  Ärzten  die  Kranken  nicht  aus  den  Augen  läßt,  beginnt  die  neue  Zeit 
in  der  Bekämpfung  der  Geschlechts krankh eilen.  Selbstverständlich  müssen 
auch  die  Ärzte  eine  Kontrolliste  führen  und  für  ihre  Arbeit  entschädigt 
werden.  Aber  darin  ist  doch  die  Landesversicherung  bisher  immer  groll- 
zügig  gewesen;  warum  auf  einmal  das  furchtbare  Mißtrauen  mancher 
Kollegen?  Ein  Schaden  für  den  Ärztestand  kann  nur  entstehen,  wenn 
ein  Meiderecht  statt  einer  Meldepflicht  beliebt  werden  sollte:  wo  soll  der 
Arzt  die  Grenze  ziehen?  Nur  dann  wird  die  Gefahr  eintreten,  die  von 
manchen  über  Gebühr  befürchtet  wird,  dafi  unsaubere  Elemente  des 
Ärztestandes  im  trüben  fischen,  Herren,  deren  Gewissen  eben  so  elastisch 
ist  wie  die  Grenzt:  /wischen  zuverlässigen  und  unziHcrlÜHSige:!  Patienten. 
Besteht  die  Meldepflicht,  so  wird  all  diesen  Elementen  sehr  bald  das  Hand- 
werk gelegt.  ISrhandluugsi-waug  ist  ru  ilwrudie,  als  Knrrclal  der  [wenigstens 
in  den  späteren  Stadien)  uniögliclu'ii  Isolierung  ;  wo  letztere  ohne  besondere 
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Härle  durdifiibrbar  ist  oder  im  alleemciuen  Interesse  erwünscht  (Prosti- 
tuierte und  ähnliche  Seiiclicnverhreilcriiiiicu),  ist  sie  vorzuziehen.  Der 
Behandlungszwane  ntuli  natürlich  für  den  -lijukier  Meier»  derselbe  sein 
wie  für  den  -Arbeite"  Schulze*,  il;irin  wird  in  wenigen  Jahrzehnten  der 
Alp  der  Geschlechtskrankheiten  von  uns  gewichen  sein,  und  wir  werden 
über  eine  Generation  lächeln,  die  der  Gittschk-in  ge.  dieser  Seuche  mit  Nadel- 
stichen zuleibe  ging,  statt  ihr  energisch  den  Kopf  zu  zertreten.« 

Und  in  der  -Deutschen  Allgemeinen  Zeitung«  vom  31,3.21 
lesen  wir: 

•  Privatdozent  Dr.  Christian  ruft  in  der  «Sozialen  Praxis-  die  öffent- 
liche Meinung  auf,  Regierung  und  Reichst;!!;  /ur  Aufnahme  des  Kampfes 
gegen  die  Gesell lechtskran h heilen  zu  zwingen.  Die  Deutsche  National- 
versammlung hat  es  hieran  fehlen  lassen,  obwohl  ihr  zwei  einschlägige 
Gesetzentwürfe  {einer  der  Regierung  und  ein  Antrag  Sch  irmacher) 
Vortagen;  der  neue  Reichstag  aber  ist  auf  diese  brennende  gesetzgeberische 
Aufgabe  mich  nicht  7t:nicl;arki>mmen.  |-.rsdiein;  die  Mahnung  Ch  rist  i  a  r;s 
deshalb  sehr  berechtigt,  so  verdient  seine  Empfehlung  des  von  der 
Preußischen  Ulidesversammlung  am  25.  Februar  1920  beschlossenen 
Vorgehen?  darum  Israeli  um-:,  weil  letzteres  hinsichtlich  der  Anzeigepflicht 
einen  [lraktisdiei].  Mm  Dr.  Drein1,  schon  seit  1  ul  b  propagierten  Mittcf- 
weg  beschritten  wissen  will. 

Die  Preubisi'he  I  andesversnmiiihmg  lial  damals  i-.in  der  Ueiclisregierims; 
die  f: ii rS >l  i 1 1 1 rl.Lü  eine?  (icset/ciltw  urh-  vc'aingi.  iluivl:  den  eine  allgemeine 
Ai:7cigc[)tl:dil  für  Geschlechtskranke  ohne  Namensnennung,  aber  mit  der 
Möglichkeil  der  Name  iisfestste!  hing  im  Falle  der  Übertretung  von  Vor- 
schriften, Behandlungszwarig  und  Schaffung  von  Aufsichtsbehörden  ein- 

ntir  Arzte  und  snkli.'  Kran  neu hebandler  zugelassen  werden,  die  sich  über 
«einigende  Kenntnisse  ans gewiesen  hüben  und  auch  sonst  zuverlässig  er- 
scheinen. Sie  haben  alle  Geschlechtskranken  zu  registrieren  und  unter 
einer  Chiffre  (Anfangsbuchstaben  von  Vor-  und  Zunamen  nebst  Geburts- 
datum) der  Gesuudhcitsheht.rde  zu  melden,  auf  deren  Verlaufen  aber 
den  vollen  Namen  preiszugeben.  Die  I  iesundheitsbehörde  verlangt  von 
den  Krauten  die  all  wödieiitl  lebe  l:.  iiisend  um;  einer  ür/l  bellen  Hesel  leinie.uii.e 
der  Hehaiidbuig  auf  Staatskosten  Iiis  /um  Nachweis  des  emlgüMigeu  Er- 
löschens der  Austcekimgs-fahigkcii:  nm-  wetut  diese  Vorschriften  nicht 
heiol;:t  werden,  ist  es  ihr  gestattet,  den  Namen  des  betreftrnden  Kraulen 
von  dem  meldenden  Arzte  zu  erfragen  und  Zwangsmittel  anzuwenden. 

Den  Vorteil  dieses  Verfahrens  beurteilt  Christian  folgeildennalien: 
.1  )ie  begreifliche  Ni  i gitug,  die  Lrkraiikimg  geheim  zu  i iahen,  wild  geachtet, 
wenn  die  Vorschriften  über  geordnete  Behandlung  und  die  Vermeidung 
der  Weiterveiselite|i|iun;:   muegcliahcu    werden.     I  iewisscnlose  Kranke 
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können  jederzeit  stallt  werden,  irgendwelche  Pinyrifff  in  die  Wahl  dt?s 
Arztes  werden  vermieden,  auch  das  Vertrauensverhältnis  zwischen  Arzt 
und  Patient  bleibt  ungestört,  sulange  die  gesetzlichen  V Urschriften  nicht 
übertreten  werden.  Der  sogenannte  Gefährdungsparagraph,  der  den 
("iesclitcdiisvcrkehr  heim  Vorhandensein  i'ih;-[  [r^^lmifr  I  teschlcddskrauk- 
heiten  verbietet,  gewinnt  auf  diese  Weise  erst  eine  gewisse  Bedeutung, 
weil  mit  Hilfe  der  Festste!  In  na  der  Bekaiidhuigsinddungeii  das  Bewußt- 
sein der  Ansteckimgsfähigkcit  nachweisbar  ist.  So  mirli  es  gelingen,  die 
Kette  der  Ansteckungen,  die  man  früher  nur  an  einem  Punkte,  nämlich 
bei  der  ein  t-t-triii;vi  ivi  i  l'i  o-lilutii  in,  elf  »wen  konnte,  an  vielen  Punkten 
zugleich  anzugreifen.' ' 

Mehrais  ein  Jahr  ist  seitdem  IrudUlos  verstrichen.  I  kr  i X  u tsdien  Nation al- 
versamml ung  lagen  im  f-'nilijalir  zwei  I  ic-ctzcnl  würfe  gegen  'b"e 

Geschlechtskrankheiten  vor,  der  eine  von  Dr,  K.  Schumacher  (Nr.  3 
derReichstagsdrucksnchcn),  schloß  sich  eng  an  die  Leitsätze  der  Preußisch en 
Nalionalvcrsammlung  an,  d.  h,  er  war  auf  der  sogenannten  diskreten  all- 
gemeinen Anzeigepflicht  aufgebaut,  der  andere,  von  der  Regierung  ein- 
gebrachte Entwurf  (Nr.  7  I  der  Reidistagsdrucksachcuh  sali  die  stigtuamue 
beschränkte  Anzeigepflicht  vor,  d.h.  er  stellte  es  den  Anten  frei,  diejenigen, 
die  ihuei:  geeignet  erschienen,  an  die  (.ic^imdiieitshelwrde  zu  meiden. 
Es  gehört  nicht  allzuviel  Erfahrung  dazu,  um  sich  darüber  klar  zu  werden, 
daß  es  dann  nur  zwei  Sorten  von  Ärzten  geben  würde,  nämlich  solche, 
die  niemals  Kranke  anzeigten,  und  solche,  die  einifie  Male  leichtfertige 
Patienten  angezeigt  hätten,  dann  aber  niemanden  mehr  anzuzeigen  hätten, 
weil  Geschlechtskranke  nicht  mehr  zu  ihnen  in  Behandlung  kämen. 
Übrigens  hat  in  Preußen  eine  derartige  bedingte  Anzeigepflicht  für  Ge- 
schlechtskranke von  1835  bis  1905  bestanden,  ohne  daß  ein  einziger  Fall 


Volksgcsundhcit  vergeudet  wird.  Hie  Sachlage  ist  soweit  geklärt,  dali  sie 
als  spruchreif  angesehen  werden  kann.  Wenn  die  Regierung  und  die 
Volksvertretung  ihre  PfliHil  auf  diesem  <  iehiete  uietii  begreifen.  SO  müssen 
sie  von  der  öffentlichen  Mümling  hierzu  gezwungen  werden." 


Anhang  zu  Kapitel  F  und  G. 


Das  in  diesem  [1ill-!h.-  über  (Iii.-  Answüensc  de?  Sexual  kapitalismus  Gesagte 
betrifft  nicht  den  ganzen  Ärztestand,  auch  rieht  den  ganzen  Spezial- 
atvlesland.  Dieser  steht  dafür  viel  /n  hoeh.  Aber  er  ueili  durch  die  Siuhf- 
technik  der  Presse  viel  zu  wenig  von  diesen  Zuständen.  Der  Ärztesland 
ist  viel  zu  erhaben,  als  daß  ei  die  freimütige  Kritik  an  den  Auswüchsen 
eines  interessierten  Speiialislciiuims  und  des  Salvarsanismus  nichf  vertragen  ' 
würde.  Kr  wird,  wenn  er  es  erfährt,  schon  Hemedur  eintreten  lassen.  Der 
erste,  der  diese  Krilik  übte,  war  Prot,  von  Ii u n ge- ffasel.  Die  in  der 
Landesversammlung  erfolgte  Berufung  auf  Bunge  (S.  4581  veranlaßt  die 
Herren  Prof.  Bruck,  Prof.  His  und  Blasen ko  im  »Roten  Tag«  Nr.  260, 
1920,  das  Wort  gegen  von  Bunge  zu  ergreifen.  Sofort  erhob  sich  das 
Medico- Journalisten  tum  ä  la  Julius  Hirundo  und  der  Anhang  des- 
selben, Bernardus  Passer  usw.,  das  den  'Club  der  Voraus- 
sctzLingslosen  ■  gebildet  hat.  Meine  Erwiderung1  wurde  vom  -Tag« 
abgelehnt.  Hier  folgt  sie: 

•Zunächst  irrt  Bruck  schon  in  tatsächlicher  Hinsicht  in  sofern,  als  er 
Prof.  von  Bunge  in  seinem  Aufsatt  im  »Tag-  seil  zehn  Jahren  tot  sein 
läfit,  da  Professor  von  Bunge  mir  persönlich  noch  vor  etwa  einem 
Vierteljahr  seine  1  UÜ(!  neu  aufgelegte  litviiciiiire  "Die  Ausrottung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten. (Leipzig,  C.  W.  Vogel,  1Q20)  übersandte. 

ungen,  soweit  diese  die  Bekämpfung  durch  Zwangsintcruicruiig  jedes 
gesell  lechtskranken  Patienten  in  ein  Krankenhans  betrifft,  auch  seiner  Anti- 
.ilkuliol.'iulTiissiiri)!.  Alm  das  Ii  in  der!  mieh  uielit.  ytgen  die  Verunglimpfung 
dieses  selten  ideal  denkenden  ca.  7t  jährigen  Gelehrten  einzutreten,  den 
im  Parlament  am  25.  2.  20  schon  der  demokratische  parlamentarische 
ZwischenmannderDGBü.,Dr.Struve,  verunglimpfte,  nachdem  Unterstaats- 
sekretär Gräf  und  Abgeordneter  Weyl  sthmi  die  Interessiertheit  der  Ärzte 
durch  Zilieni n g  des  von  Bungeschen  Ausspruchs  erwähnt  hatte.  Daß  ■ 
eine  solche,  in  ihrer  Wahrheit  sclhslversliiitdliclie  Hellauf  '■Hing  von  der 
Interessiertheit  der  Ärzte  bekämpft  wird,  ist  ein  Zeichen,  daö  man  die 
baiialslen  Wahrheiten  uidd  mehr  vei  ir;igt.  I  in  Stand  oder  ein  Staat,  der 
eine  selbstversläiidliehc  Kritik  niehl  duldet  oder  verträgt,  ist  faul  und  dem 
Untergange  geweiht.  In  der  Politik  —  siehe  die  Meinungsunterdrückung 
im  Kriege  —  ist  es  nicht  anders.  Dies  sollten  sich  die  ärztlichen  Standes- 
vercine  gesagt  sein  lassen.  Das  sieht  auch  allmählich,  wie  er  schreibt  sogar 
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Beispiel  Deutschlands  spricht  Hände.  Nach  Sein ipenhuncr  verderben  Inter- 
essen auch  unhewullt  das  menschliche  Denken,  ebenso  wie  der  Stand  der 
Brauer,  wenn  er  gerecht  urteilt,  es  den  Antialkoholikern  nicht  verargen 

Alkoholfrage  und  begünstige  als  Interessent  dieBestrebungeri  zur  Erhöhung 
des  Alkoholumsatzes,  ebenso  darf  der  Stand  der  Ärzte  diejenigen  Arzte 
nicht  tadeln,  im  Gegenteil,  ihnen  dankbar  sein,  die  mit  Kinsctzung  ihrer 
Person  und  ihrer  Imputation  im  bekümmert  um  all  die  Widerwärtigkeiten 
dem  Stande  sagen,  ei  solle  seihst  Jai'iii'  sotgeit,  dali  Interessenten  höchstens 
eine  beratende,  aber  niemals  eint  führende  Rolle  in  eigener  Sache,  die  sozial- 
hygienisch  frisiert  wird,  spielen.  Ein  Stand,  der  dann  ausgerechnet,  wie  es 
Prof.  Bruch  macht,  wiederum  den  Millionen-Interessenten  vorschickt  und 
diesen  um  Gutachten  ersucht,  begeht  einen  großen  Fehler.  M.  E.  sollte 
jeder  Interessent  es  von  selbst  ablehnen,  als  Outachter  in  einer  Sache  zu 
innreren,  die  ihm  .Millionen  ein  gebracht  hat.  Wir  erlebten  es,  daß  Ehr- 
1  ich  im  Salvarsanprozcli  als  Outachter  seiner  eignen  Sache  vereidigt  wurde 
zur  Zeit,  als  er  in  der  gesamten  Presse  als  -unbeteiligt-  geschildert  wurde. 
Und  einige  Wochen  darauf  mußte  er  zugehen,  daß  ihm  Lizenzen  auf  dem 
Umwege  über  das  Speyerhans  zugesandt  wurdet:.  Millionen!  Ks  ist  sein 
Hecht,  solche  zu  beziehen,  aber  er  soll  nicht  als  Sachverständiger  in  eigener 
Sache  auftreten  und  sich  als  -uneigennützig«  von  der  -Münchner  med. 
Wochenschrift-  feiern  lassen.  So  sehen  wir,  daß  in  den  zwei  Gutachten 
des  -Tag-  der  angeblich  nach  Bruck  seit  zehn  Jahren  bereits  tote  Prof. 


als  oh  das  Kultusministerium  einen  ihm  unbequemen  Salvarsan geirrter 
Parlament  apostrophiert  oder  ein  hervorragender  Jurist  von  -leider 
heftig-  spricht),  obschon  Prof.  His  sicher  weiß,  daß  von  Bunge  z 
nicht  zehn  Jahre  aber  seil  einigen  Wochen,  wie  in  der  Presse  gemeldol, 
ist  und  sielt  nicht  wehren  kann,  liutige  würde  sonst  diesem,  der  mit  i 
zusammen  in  Hasel  an  der  l  iniversiiSt  und  vielleicht  mil  ihm  verfeindet  v 
mitgeteilt  haben,  daß  Herrn  His  offen  in  der  gesamten  Presse  bewis 
wurde,  da  11  -,-r  ein  vei  ülTciilliclues  l-jkiilt.'iisgitladtten  mit  unter-eii rieben  : 
verfaßt  hat,  das  notorische  Verleumdungen  über  einen  Kandidaten  entl 
möglicherweise  weil  man  vermutete,  e-  bliebe  geheim.  Kr  würde  ihm 
sagt  ttai'en.  dall  v-iue  imkeren  Uailjuiilnrschungen  ihn  nicht  gerade  : 
destillieren,  in  solchen  Fragen  als  Sachverständiger  zu  fungieren. 
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andere  '(ititachler-  gegen  von  Bungt-,  tt lasch ko.  wird  von  Prof  Bruck 
ah  .wahrh.ilt  verdienter  I  eiter  der  (KiltCi.-  geschildert  Da  dii-s  ein  Urleil 
■51.  daß  mi;  (teil  obigen  Tatsachen  —  die  THilKi  hat  zur  Verminderung 
der  Geschlechtskrankheiten  nicht-  beigetragen,  im  Gegenteil  zur  Ver- 
mehrung -  nicht  uhercinsiinunl.  so  können  nur  die  Tatsachen  sprechen, 
vuii  denen  sien  einige  m  meiner  Broschüre  •Wissenschaftlich  ■  kulturelle 
Dekadenzerschemunger:  im  .Ilten  inj  neuen  Deutschland  Bianer  für  Volks- 
aufklärung. Oranienburg.  Nr.  10.  1920-  zusammengestellt  habt  und  aul 
die  irh  erneu'  verweist-.  Uh  sehe  mich  aber  veranlaßt,  an  dieser  Stelle  ru< 
Fhte  des  tapferen,  eben  verslr»  beiu-n  Kämjifers  und  S>lifitfr>  Pm*.  von 
Bunge,  dessen  Wissenschaft  liehe  I  eislungen  auf  dem  Gebiete  der  Phy- 
tmlogic  die  eine;  Mi-,  Blflscbko  und  Bruck  lumiweit  überragen, 
mitzuteilen,  da«  es  nmner  die  Art  derjenigen  war,  die  um  Hilfe  von 
Organisationen  (filaschko)  und  K«nne«inr;en  (Blockt  und  väterlichen 
Beziehungen  Ulis)  saturier!  und  Obertilell  Sind,  auch  uenit  das  poh- 
tische  l'rogTsinm  die  Titel  verwirrt,  von  ihrem  uneigennützig  kämpfenden 
Gegnern  zu  sprechen  als  vnn  ■  wissenschaftlichem  Sonderling  und  Figcn 
bröller.  der  keine  Atmung  von  den  wirklichen  VeiMllnissen  hau-  Aus 
diesem  Aufsalz  ersieht  jedoch  der  mm  mir  in  Nr  1-1.  49.  Vi  und  1 14  des 
Tag*  bereits  charakterisierte  Herr  ■  Saeh  verstand  ijrc-  Blaäcliku,  dali  nicht 
jeder  Mensch,  der  diu  Verhältnisse  kennt.  das  einsehen  muH,  was  er  sagt.* 
Ich  stehe  seit  20  Jahren  in  der  Bewegung  der  DGBQ.  drin,  habe  gegen  die 
organisierte  Opposition  Blasen  kos  und  seiner  Gesellschaft  ilureh  Hn>- 

schüren,  persönliche  Überredung,  Zeitungsnotizen  usw.  die  Abgeordneten 
sturmreif  gemacht,  daß  sie  am  25.  Februar  1920  die  von  den  Interessenten 
im  Parlament  mit  allen  erlaubten  und  unerlaubten  Mitteln  bekämpfte  all- 
gemeine gleiche  diskrete  Anzeige-  und  Behandln  ngspflicht  annahmen 
und  weiß,  daß  es  möglicherweise  Gegner  gibt,  die  den  Diskret ionismus 
auch  deswegen  bekämpfen,  weil  er  eine  gerechte  Verteilung  der  Patienten 
erzielt,  die  aus  den  Händen  der  durch  die  Films,  Broschüren  und  -Auf- 
klärungs" dienst  ki'msilidi  gesdiaivrien  Autoritäten'  dann  in  die  Behand- 
lung aller  deutschen  Ärzte  kommen.  Die  Oppositionsbeschlüsse  setzten 
sofort  nach  dem  25.  Februar  1  920  ein  a)  von  den  ärztlichen  Interessenten, 
den  Dermatologen  in  Berlin,  Breslau  und  den  UiiiversitätsdemialO logen, 
vnii  Lienen  zwei  mi.liui  da*  OppoMiinnjiTiianifeSi  iinleisdii  ieben,  obschon 
sie  jahrelang  für  die  diskrete  Auzeigepflidit  gekämpft  hatten;  b)  von  den 
im  Lande  herumziehenden  Interessenten  der  andersten  Linken,  der  ■  Nictn- 
approbierten«,  die  her  einer1  diskreten  An/eij;i  |iiiieht  liin'hteir,  dal!  sie  dann 
Kenntnisse  für  die  Meldung  aufweisen  müssen,  die  sie  nicht  haben  und 
durch  ihre  Vnrhikhine.  nie  bekommen  werden.  Derjenige  Teil  der  Nieht- 
approbierten,  der  sich  dem  Nachweis  dieser  Kenntnisse  unterziehen  will, 
tritt  energisch  dafür  ein.  Les  extremes  se  touchent.  Ich  bezweifle  nicht, 
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daß,  wie  Blaschko  gegen  v.  Bunge  als  Verdienst  hervorhebt,  die  Spezial- 
ärzte  •Vorträge  halten  vor  Arbeitern,  Schülern,  Eltern  usw.-,  aber  ich 
zweifle  auch  nicht  an  der  Wahrheit  des-  erwähnten  Schopeiihaiic-rsdien 
Zitats  und  an  der  Talsache,  daß  niemand  den  Ast  absägen  wird,  selbst 
wenn  er  innerlich  will  —  Ausnahmen  bestätigen  die  Regel  — ,  auf  dem. 
er  sitzt.  Und  diese  Gutachter  ä  la  Hlascliko  werten  dann  dem  toten 
Gegner,  der  uneigennützig  in  diesen  Fragen  kämpfte,  »Verblendung 
und  Fanatismus«  vor.  Ich  habe  mich  genötigt  gesehen,  zur  Wahrung  der 
Ehre  eines  so  ideal  denkenden  Kämpfers,  wie  Prof.  von  Bunge,  diese 
Zeilen  zu  schreiben.  Ein  seit  30  Jahren  Bunge  persönlich  kennender 
bekannter  Berliner  Schriftsteller  schildert  in  einem  Briefe,  in  dein  er  mir 
seine  Entrüstung  über  die  His- Blaschko  sehe  Verunglimpfung  ausdrückt,  von 
Bunge  als  Bahnbrecher  in  der  chemischen  Physiologie  als  selbstlosen, 
lauteren  Charakter,  der  keine  Spur  von  Verblendung  oder  Fanatismus  ge- 
zeigt, dessen  Lehrbuch  der  Physiologie  ein  Meisters.!  iick  sei.  Ein  Berliner 
Professor,  Bruck,  der  von  Bunge  seil  zehn  Jahren  tot  schildert,  obschon 
er  vor  einigen  Wochen  noch  lebte,  sollte  im  »Tag«  über  von  Bunge  da- 
her am  besten  schweigen,  Er  Scheint  ihn  seit  zehn  Jahren  zu  wenig  studiert 
zu  haben,  um  ihn  be-  und  verurteilen  r.i  können.  Ich  empfehle  den  Herren 
Iiis,  Bruck,  Blaschko  zu  lesen,  was  über  von  Bunge  gesehrieben  haben: 
das  Archiv  für  Physiologie,  Schmidts  lahrhüdicr,  die  Wiener  medizinische 
Presse,  die  Sozialistischen  Monatshefte,  Fortschritte  der  Medizin,  die 
ChrisIlicheWelt  (A.  Hamack)  und  das  Jahrbuch  für  Philosophie,  dann  werden 
sie  beschämt  ob  Ihrer  Verunglimpfung  das  Haupt  senken.  Wenn  Professor 
Bruck  ihn  aber  zitiert,  soll  er  nicht  aus  dem  Zusammenhang  greifen,  sondern 
folgendes  mitteilen,  was  von  Bunge  schrieb  und  das  völlig  zulrifft: 
»Wenn  bisher  zur  Verhütung  der  Geschlechtskrankheiten  noch  so  gut 
wie  gar  nichts  getan  wurde,  so  erklärt  sich  dieses  daraus,  daß  das  Volk 
sich  auf  die  Regierung  verläßt,  die  Regierung  die  Ärzte  fragt  und  die 
Ärzte  kein  rechtes  Interesse  an  der  Ausrottung  der  Geschlechtskrankheiten 
haben.  Die  Ante  sind  Menschen,  wie  andere  Menschen.  Sie  sind  nicht 
schlechter,  sind  aber  auch  nicht  besser,  ich  will  nicht  behaupten,  daß  die 
Ärzte  das  Fortwüten  der  Geschlechtskrankheiten  wünschen.  Das  wäre 
teuflisch.  Aber  die  Mehrzahl  der  Ärzte  will  nicht  ihre  Zeit  und  Kraft 
opfern,  um  das  eigene  Geschäft  /Ii  sdiSdigen  und  da-  isl  menschlich. 
Deshalb  soll  das  Volk  sollet  die  Sache  in  die  !  land  nehmen  und  vor  allem 
von  der  Regierung  die  Heranbildung  eines  medizinischen  Beamtenheeres 
fordern,  welches  nicht  interessiert  ist  an  dem  Kurieren,  sondern  an  dem 
Verhüten  von  Krankheiten.  Den  Anfang  dazu  könnte  hei  der  Anstellung 
der  medi/hiisthcn  Professoren  die  littfiiigiuiK  bilden,  daß  sie  kein 
Honorar  von  einem  Patienten  annehmen  dürfen.  Dafür  müftte  ihr  Gehalt 
steigen  mit  dem  Gesundheitszustand  des  Volkes.« 
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Aber  das  ist  es  ja.  Die  Professoren,  die  Sesual  ein  nahmen  von  einer 
halben  Million  jährlich  haben,  denken  ja  Kar  nicht  daran.  Das  ist  mensch- 
lich. Den  Ärztestand  aber  erinnere  ich  an  die  Worte,  die  neulich,  als 
die  Frankfurter  theoretischen  und  praktischen  Interessenten  in  Jen  Thera- 
peutischen Monatsheften*  den  Göttingcr  Professor  Med. -Hat  Lochte  an- 
griffen, weil  er  »bei  eine  künstliche  Ncgcrhild  untf  bei  einem  jungen  Mäd- 
chen durch  Silbersalvarsan  berichtet  hatte.  Der  Angegriffene  schrieb:  -Die 
Wissenschaft  kann  leicht  den  Staub,  mit  dem  sie  auf  dem  Markte  des 
Lebens  befleckt  wird,  abstreifen.  Es  ist  Sache  des  gewissenhaften  Arztes, 
die  Augen  nvhl  weil  offen  zu  halfen.  Lutet  auguis  suh  herha.  Mein  Ruf 
an  die  Behörden  im  -Tag«  und  an  die  Ärzte  lautet  daher:  >Selzt  die 
Interessenten  als  Siidivcrst:i]uti«e  ah,  suitsl  L-rstirbt  unser  Deutschland  an 
der  Syphilis!*  Aber  die  Sachverständigen  bringen  ihnen  genehme  Per- 
sonen in  die  Iti'lu'uJeii,  verliiiuk':"ii,  dml  mmvclite  Naturen  luueiiikiiniiiiri: 
und  stutzen  sich  dann,  wenn  sie  angegriffen  werden,  in  derPresse('Tag*) 
auf  die  flohen  lieziciiuiwit  zur  .MeduinaloL- Hörde.  Ciivulu;  eiliosissimus' 

1  )ie  Ar/Icsihafl  dürfte  iiucli  f.  'Inender  flerirlu  mieie^ieieu.  de-sen  Scliänll 
zeigt,  wohin  der  Weg  der  Medizin  geht: 

U.  L  K.  9292.  Berlin,  den  29.  November  1919. 

An  den  Herrn  Minister  Für  Wissensehaft,  Kunst  und  Volksbildung. 

Laut  Schreiben  des  Herrn  Ministers  vom  17.  Mai  (U.  I.  K.  9292)  war 
ich  auf  Wunsch,  im  Auftrage  und  auf  Kosten  des  Ministeriums  vom 
25.  Juli  1919  bis  zum  3.  August  1919  zu  dem  Institut  für  experimentelle 
Therapie  nach  Frankfurt:!.  M.  gereist,  »um  mich  dort  an  Ort  und  Stelle 
eingehend  über  die  Art  und  den  Stand  der  dortigen  Arbeiten  über  das 
S.lle.irsan  und  seine  Heilwirkungen  zu  unterrichten-'. 

Der  Leiter  des  Instituts,  Herr  Geheimrat  Kolle,  zeigte  mir  eine  Reihe 
von  Tierversuchen ,  die  natürlich  für  die  Frage,  ob  das  Salvarsan  beim 
Menschen  derartig  wirkt,  dali  die  Schädigungen  in  keinem  Verhältnis  zu 
dem  effektiven  Nutzen  stehen,  von  untergeordneter,  ja  von  keiner  Be- 
deutung sind.  Einige  Stunden  besuchte  ich  die  Klinik  des  Herrn  Geheim- 
tat Herxheimer,  des  Herrn  Prof.  Dreyfuß,  des  Herrn  Prof.  Raeke 
und  hatte  jeden  Tag  mit  einer  Reihe  von  Ärzten  und  Professoren,  die 
Herr  O.  R.  Kolle  dorthin  bestellt  hatte.  Diskussionen.  Ich  war  au  den 
obigen  Tagen  täglich  etwa  5-  n  Stunden,  abgesehen  von  den  Arbeiten 
und  Eiesprech  litten  außerhalb  Lies  Instituts,  täh'i;  und  habe  mir  meist 
Während  der  Unterhaltungen  im  Institut  stenographische  Aufzeichnungen 
gemacht. 

Nach  meiner  Rückkehr  habe  ich  in  einem  längeren  Vortrage  dein 
Herrn  Minister  über  das  Ergebnis  meiner  Reise  Bericht  erstattet  und 
möchte  nicht  versäumen,  als  kurzes  Resume  dieses  Berichtes  die  folgenden 
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kurzen  Mitteilungen  an  das  Ministerium  zu  senden,  nachdem  meine  Reise 
und  die  sieh  daran  anschließenden  Konferenzen  zu  einem  gewissen  Ab- 
schluß gekommen  sind. 

Ich  habe  dem  Herrn  Minister  in  dem  obigen  Vortrage  mitgeteilt,  daß 
mein  Urteil  über  das  Salvarsan  nach  wie  vor  ablehnend,  ja  vielleicht  nach 
der  Reise  noch  ablehnender  ist.  Denn  auf  meine  lütte  an  Herrn  O.  R.  Kolle, 
mir  •'im-  zfiisiiimrieiislellnuy  aller  in  der  L  ileratnr  erwähnten  Salvarsaii- 
schädigun^en  zu  zeigen,  erklärte  er,  da  Ii  sie  eine  derartige  Zusammen- 
stellung nicht  hätten.  Auch  ein  Versuch,  die  vielleicht  noch  zahlreicheren, 
nicht  veröffentlichten  Todesfälle  und  Schädi!>nrjHCii  systematisch  zu  eruieren, 
ist  nach  den  Erklärungen  Kolles  nicht  angestellt  worden.  Der  Herr 
Kultusminister  hat  bereits  in  seinen  Schriften  und  Reden  gegeißelt,  daß 
eine  s-oictu-  Sammlung  auch  Seiten:-  der  Medi/iiirdahleiluiig  bisher  nicht 
gemacht  oder  veriiff entlicht  worden  ist.  Die  Versuche  des  Ministerial- 
direktors Kirchner  nach  dieser  Richtung  hat  er  als  eine  Irreführung  der 
öffentlichen  Meinung  bezeichnet.  In  der  Min  ister  Ialkiniterenz  am  J.  Februar 
habe  ich  an  Hand  der  sogenannte  n  Salvarsan -Denkschrift  des  Ministeriums 
des  Innern  den  Nachweis  erbracht,  daß  diese  'Denkschrift-  eine  «Tendenz- 
schrift' mit  zahlreichen  Unterschlagungen  vieler  bekannter  Salvarsan- 
schadigungen  und  Salvarsantooesfälle  ist.  Durch  das  Unterlassen  dieser 
Zusammenstellung  ist  bewiesen,  daß  die  Behauptungen  der  Salvarsan- 
anhänger,  die  Schädigungen  seien  so  gering  an  Zahl,  daß  man  sie  prak- 
tisch vernachlässigen  könne  —  sie  erwähnen  zum  Vergleich  immer  die 
Chloroformnarkose  —  /um  mindesten  leichtfertige  Behauptungen  in  einer 
so  ernsten  Sache  sind.  M.  E.  hätte  das  staatliche  Institut,  an  dem  so  viele 
Arzte  und  so  viel  Hilfspersonal  tätig  sind,  zum  mindesten  eine  Person 
anstellen  müssen,  die  täglich  die  in  der  Literatur  und  durch  sonstige 
Mitteilungen  bekannt  gewordenen  Schädigungen  registriert  hätte. 

An  Stelle  des  Salvarsans  und  Neosalvarsans  heahsid.li:-l  man  nun  das 


-teilt,  nieiit  die  neciguetc  Instanz.,  um  diese  Prüfung,  die  Sichtung  der 
einlaufenden  Briefe  und  die  Auswahl  de- Silher-alvai  ~:u i ;n m  u  en  unparteiisch 
unter  Registrierung  aller  eben  nur  eruierbaren  Schädigungen  zu  machen, 
lassen  es  erwünscht  erscheinen,  dall  dar.  Institut  iti  frankfurt  von  der 

')  Siehe  Geh.  Rat  Prof.  His,  Berliner  Tageblatt  ,  30.  Nov.  igio,  Nr.  310 
[las  Fried  mann  sehe  Mittel;  Die  l'riifUTij:  darf  nicht  ran  Frfinder,  fiundern 
muß  von  einen;  Aiiücliiili  eerrnidi  werden-. 
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Kultusministerium  dazu  bewogen  wird.  Diese 
ir  die  von  dem  Abgeordneten  hause  fast  ein- 
stimmig beschlossene,  bisher  eigentümlicherweise  aber  nicht  einberufene 
paritätische  Salvarsan Prüfungskommission  machen.  Sodann  aber  ist  es 
eigentümlich,  daß  der  jetzige  Ministerpräsident  Hirsch,  der  diese  Kom- 
mission beantragt  hat,  /war  sagte:  »Salvarsangegncr  dürfen  von  den  Uni- 
versitäten nicht  femgehalten  werden-,  dail  aber  mit  Erfolg  seitens  der 
Salvarsanan hänger  das  Ministerium  daran  gehindert  wird.  (Vergleiche  die 
Akten  U.  1.  5026  und  den  Fakullätsbericht  N.  237  an  das  Ministerium) 
und  zwar  unter  Mitteilung  notorisch  unwahrer  Angaben  seitens  der  Fa- 
kultät. Im  übrigen  wurde  für  den  Nachfolger  Kirchners  in  dessen  Ab- 
berufungsurkundc  die  Bedingung  gestellt,  dal)  er  nach  diesen  vom  Minister- 
präsidenten auigcslcllxn  limndsätzen  der  Salvarsanparteilosigkeit  gewählt 
werden  müsse. 

Dali  es  aber  an  der  Zeil  ist,  die  Prüfung  dieser  Frage  aus  den  Händen 
der  direkten  und  indirekten  Interessenten  herauszunehmen,  mag  folgende 
Mitteilung  ergeben,  die  nach  meinen  während  der  Unterhaltung  auf- 

l-   -tu   i-  ■'■■/<  ■      .  h.  .i  *.       ii  Hsrr  <  i>h-.mut  k  ..II.  ml'i  luli 

1QI9  mir  machte:  Er  war  der  Meinung,  das  Salvarsan  müsse  gut  sein, 
denn  Cii.  10  000  Arvtf  wendeten  es  an  (was  ich  ab  durch  journalistische 
Massensuggestion  und  Unterdrückung  der  Gegner  durch  die  Fachpresse 
und  durch  die  bei  manchen  Ärzten,  z.  B.  Prof.  Blaschlio,  über  100000 
Mark  betragende!]  Salvarsanciunahmen  und  noch  andere  Gründe  erkläre), 
er  warnte  vor  weiteren  scharfen  Angriffen  gegen  das  Salvarsan,  weil  es 
in  enormer  Weise  die  Valuta  verheuere,  ■::.;.;■!  in  dieser  Kichtuug  lieinalie 
das  einzige  Activum,  das  wir  in  Deutschland  noch  hätten  und  wenn  es 
mir  —  wa-  er  für  nicht  uiriglich  liielt  —  gelingen  wurde,  das  Salvarsan 
zu  stürzen,  dann  würde  vor  Freude  Carnegie  mich  zum  Professor  einer 
der  ersten  amen" bin i sehen  Universitäten  berufen.  Dazu  käme  noch,  dal! 
durch  Salvarsan  die  sehr  hohen  Kosten  des  Speyerhauses  (ca.  1 00000  Mark) 
bestritten  würden. 

[eh  habe  diese  Aulfa^simg  registriert,  ohne  darauf  näher  einzugehen, 
habe  sie  mündlieh  dem  Herrn  Minimier  vorgetragen ,  und  halte  mich  für 
verpflichtet,  sie  dem  Ministeriuni  mitzuteilen,  um  eben  zu  beweisen,  daß 
die  Lösung  derartiger  diiii/iler  Wissenschaft!  icher  Fragen  am  besten  in 
völlig  neutrale  Hände  gelegt  wird.  Denn  mit  Valuta  verquickungen  lassen 
sich  wissi:r]>cliaitlicli-lliera]'i'iU:sdR  Fragen  uiclil  l'"i-eu.  insbesondere  iiiehl, 
ob  Salvarsan  heilt  oder  nicht,  ob  es  tötet  oder  nicht.  Dies  ist  nur  möglich 
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an  Ikterus  (Gelbsucht)  nach  Salvarsanan  wen  düng  erkrankten,  von  diesen 
13  an  der  ganz  schweren  Form  der  "Akuten  gelben  Leherairnphif  und 
daß  von  diesen  fünf  starben.  Dr.  Sinn  berichtet,  daß  in  Bonn  bei  dem  die 
Technik  hervorragend  beherrschenden  Professor  Erich  Hoff  mann  bisher 
bereits  lünf  notorische  Salvarsantodtsfätle  beobachtet  wurden.  In  Leipzig 
wurden  vor  kurzem  drei  Salvarsansektionen  durch  Dr.  Herzog  gemacht, 
im  Lazarett  in  Fricsack  starb  der  Ernährer  einer  Familie  kurz  nach  der 
gegen  seinen  Willen  ihm  aufgezwungenen  Injektion,  weitere  drei  Fälle 
sollen  dort  vorgekommen  sein.  Dr.  Fischer  in  Berlin  verlor  etwa  eine 
Stunde  nach  der  Einspritzung  einen  Patienten,  —  kurzum,  ich  will  nach 
dieser  Richtung  Inn  nur  diese  paar  Berichte  aus  der  letzten  Zeit  in  diesem 
kurzen  Resume  erwähnen,  bemerke  jedoch,  daß  eine  Anzahl  von  mir  zu- 
gehenden Briefen  nicht  veröffentlichter  Salvarsanschädcn  mit  erschütternder 
Tragik  das  Elend  schildern,  das  der  Salvarsanoptimismus  hervorruft. 

Sollte  dem  Ministerium  daran  gelegen  sein,  auf  Grund  meiner  steno- 
graphischen Notizen  und  meiner  Spezialst udien  ein  umfangreiches  Gut- 
achten zu  erhalten,  so  stelle  ich  ergebend  anht  im,  dies  einzufordern.  Immer- 
hin aber  habe  ich  geglaubt,  obschon  ich  keinen  Auftrag  zu  einem  schrift- 
lichen Bericht  hatte,  nachdem  die  Verhandlungen  mit  meinen  Gegnern 
nunmehr  bis  /n  einem  gewissen  Ahscldtdi  gelaTiijt  sind,  dem  Kultusmini- 
sterium einen,  wenn  auch  nur  kurzen  Bericht  zu  erstatten,  nachdem  es  mir 
den  Auftrag  erteilt  hatte,  »jetzt  mich  in  Frankfurt  selbst  über  die  dortigen 
Arbeiten  Ober  das  Salvarsan  und  seine  Heilwirkungen  zu  unterrichten'. 

Nach  meiner  Rückkehr  aus  Frankfurt  wurde  ich  von  dem  vortragenden 
Hut  und  Persunalrefeiitrii  f: j r  uiedi/ii:isdie  Ti Li Lir-pr^fcssur- Verleihung, dem 
Chemiker,  Herrn  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Krüß  zum  21.  August,  in  sein 
Amtszimmer  telephonisch  gebeten.  Herr  Q.  R.  Kolle  aus  Frankfurt  war 
aiidi  dort.  \ni  Sdilusse  der  L'nti'iTedung  bot  er  mir  mit  Zustimmung  des 
Li.  R.  Knill  an.  mir  zur  Lrricntiiriu'  eines  privaten  S:ilViirsi[tipriifuMgsinäti- 
tutes  2ÜU0O  bis  25000  Mark  jährlich  aus  Fonds  des  Frankfurter  Spcyer- 
üatises  zur  Voi f il y 1:11  W  stellen.  Ich  erklärte,  mir  bei  der  Plötzlichkeit  lies 
Angebots  die  Sache  zu  überlegen.  Am  18.  Oktober  wurde  ich  dann  tele- 
phouisch  um  '  'j4  Uhr  in  das  Arbeitszimmer  des  Herrn  Geh.  Obermedizinal- 
rates Lentz  ins  \Vnlilialimmmislerium  gebeten.  Hier  erneuerte  G.  R. 
Kolle  sein  Anbieten  mit  den  Worten:.  'Fr  wolle  mir  helfen«.  Ich  erklärte, 
dal!  ich  als  selbständiger  Ar/:  und  Mciscli  der  Urft-  nielit  bedürfe  und 
dall  ich  bedauern  müsse,  von  meinen  (ieguern  eine  Oe[dunlersliit/un|T  für 
ein  privates  Institut  zur  S:dia:sau[>riiH]ii^  amii-limen  zu  können.  Ich  hätte 
es  abgelehnt,  als  mir  vom  Herrn  Kultusminister  das  Anerbieten  gemacht 
worden  wäre,  dk  Studienreise  nach  Frankfurt  auf  Kosten  des  Speycrliauses 
zu  machen,  ich  müsse  es  nach  reiflicher  Überlegung  erst  recht  ablehnen, 
ein  solches  Angebot  zu  akzeptieren.  Wenn  der  Staal  auf  Staatskosten,  wie 
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hei  der  Heise  nach  brankiurl.  mir  ein  [iisiin:i  zm  Vcriii.aini.a  sccllcn  wölk', 
Mi  nehme  ich  dies  an,  aber  nicht  aus  den  Händen  meiner  (.iegner.  Herr 
.Geheimrat  Kol  le  erklärte,  darin,  dall  lt  der  Mcdi/iiinlablcilnne.  ans  brnnls. 
des  S[icye'riiaiises  /.Ii  eiern  obiger;  Zwrcli  eine  Sin  mm.-  zur  Veriikoina  stellen 
wolle,  Herr  (i,  R.  Lentz  erklärte,  mit  Herrn  Ministerialdirektor  G  utlstoi  n 
über  dieses  Angebot  sprechen  zu  wollen  und  ich  solle  mich  ihm  gegen- 
über später  dazu  weiter  äuliern.  Ich  muh  es  aber  auch  ablehnen,  selbst 
wenn,  was  ich  nicht  glaube,  Herr  Ministerialdirektor  Oottstcin  dieses  An- 
gebot akzeptieren  würde,  auch  nur  in  indirekte  geldliche  Beziehungen  zu 
meinen  Gegnern  zu  treten. 

Mein  Kamp!  gegen  das  Salvarsan  ist  nur  dureb  ri'io  schliche  hlrwa- 
gungen  diktiert,  und  wenn  ich  mich  nach  langem  Bedenken  entschlossen 
habe,  dem  Anerbieten  des  Kultusministeriums  zu  der  Frankfurter  Reise 
Folge  zu  leisten,  so  glaube  ich  in  kritisch  wissenschaftlicher  Hinsicht  — 
nur  diese  kommt  für  mich  in  Frage  —  der  Sache  selbst  schon  einen  Dienst 
geleistet  zu  haben,  wenn  hierdurch  an  Stelle  der  bisherigen  Prüfung  durch 
Interessenten  schließlich  die  vom  Ah.aeordneterihansc  fast  einstimmig  be- 
schlossene Prüfung  durch  eine  -Paritätische  Salvarsanniiittmaskonutiis-sioii. 
treten  sollte,  che  das  Silbers.1lvars.111  ohne  jede  staatlich  fixierte  Maxitnal- 
dosis  freigegeben  wird.  gez.:  Dr.  Dreuw. 

Oeh.-Rat  Kollc  bietet  Ihnen  einen  nie  In  wöchigen  Studienaufenthalt  im 
Spcverhaiis  in  brankfurt  a.  M.  an.  Alle  Ko=ten  der  Heise  uml  des  Aufenthalts 
werden  von  dort  getragen,  ohne  dal!  daran*  tiit  Sie  -  (las  versteht  sich  ga.17 
von  selbst  die  allermirukstcrl  Verpfhenlunacn  erwachsen.  Sie  sollen  dort 
ganz  objektiv  im  Laboratorium,  am  Tierversuch  usw.  das  Mittel  prüfen  können. 

Sie  schreiben  unil  ich  bitte  Sie  dinierend,  diesen  Vorsrhla.a  an/uuehnicn.  Iiis 
dabin  rate  icli  Hillen,  wessen  der  konteren/  am  Smniiiberid  i.ci  war  dies  die 
iabntsaiikonfeiciif  int  Ministerium  des  Innern  vom  1,  bebruar  I1V>)  keinerlei 
Schritte  zu  unternehmen.    Berlin,  7,  Februar  1919.  gez.:  Haenisch.' 

Dr.  Dreuw  hat  das  Anerbieten,  auf  Kosten  semer  (k'L'ner  nach  Frankfurt 
zu  reisen,  rni:  fiili-r-tei:;;  abgelehnt  uinl  ist  dann  auf  Kosten  des  Staates,  wie 
er  es  verlangte,  anfahren.  Als  [)r.  (Ire im-  dann  eine  Stelluria  /II  seinem 
Bericht  vom  Kultus-  und  Wnfilfiillrt-iilirnsler'i:  III  eil  langte,  wurde  keine  £c- 
iKiiemen.  Her  Kiiiliisiuiuisler  Haenisch  lieii  verömnlkäcn,  uaäi  in  V.e-i.l  - 
ri um  (!:  im  Ants2iuii]:cf.:.::  des  üclicimrat  Knill  l'tof.  Dr.  Kolle  dem  Dr,  Dreuw 
die  erwähnten  2rj!l!l)  Mk.  jährlich  angeboten  habe,  damil  Hr.  Dreuw  sieh  für 
seine  Poliklinik  eiacn  Assistenten  (den  er  schon  hallt!)  hallen  solle,  der,  so- 
lanac  Dr.  Dreine  ein  (jeaner  sei.  am"  ciacae  Vera  nl  wert  una  die  Sahai-an- 
belrandl-.mii  n  Dr.  Dienws  P:.|ikluik  machen  solle.  1'nr  die  dadurch  ciKsIcIhii- 
den  Unkosten  habe  Kolle  Dr.  Dreuw  die  ohie.cn  JMIDO  MI;,  jährlich  aus  dem 

da  Ii  Dr.  Dreuw  nicht  mehr  In  der 'bisherigen  form  der  Polemik 
die  Diskussion  führe,  wohingegen  Geheimrat  Kolle  bemüht  sein 
wolle,  Dr.  Dreuw  die  ihm  seit  längerer  Zeit  verschlossene  medizi- 
nische Fachpresse  wieder  ;u  eröffnen. 
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Die  Gesetzgebung  anderer  Lander 

Insbesondere  das  neueste  üeseb.  viim  20.  Juni  1916  in  Schweden 
und  vniri  11.  Osduher  lUTKi  in  Däiitinarli  und  das  Abkommen  über 
die  Anzeigepflicht  in  Amerika]. 

Auf  S.  1  15  dieses  Buches  ist  aus  dem  Gutachten  »Strasburg«  zitiert, 
.  daß  im  Augenblicke  der  Veröffentlichung  das  Oesetz  als  solches  durch 
die  »eigene  Kraft  und  Schwere,  erfüllt  vom  eigenen  Geiste,  oft  klüger, 
oft  weniger  klug  als  sein  Schöpfer,  oft  reicher,  oft  ärmer  als  dessen  Ge- 
danken, oft  glücklicher,  oft  unglücklicher  im  Ausdrucke'  wirkt.  Daher 
gilt,  wenn  irgendwo,  dann  in  der  Gesetzgebung  das  Wort:  »Clara  pacta, 
boni  amici«.  Nur  ein  auf  Kenntnis  der  Fortschritte  des  eigenen  Landes 
und  anderer  Länder  aufgebautes  und  aus  der  Gesetzgebung  der  anderen 
lernendes  System,  nicht  einige  Paragraphen  können  dem  Vaterlandc  dienen 
und  nutzen.  'Willst  Du  Dich  selber  verstehn,  sieh'  wie  die  andern  es 
treiben«  sagt  schon  der  Dichter. 

Das  neueste  und  vollständigste  Gesetz  [31  Paragraphen  =  die  zeigen, 
datl  nur  ein  umfassendes  Sondergestitz,  nicht,  wie  die  neuen  deutschen 
Vorschläge  (15  Paragraphen),  ein  Torso  angebracht  ist!  wurde  am 
20.  Juni  1Q18  in  Schweden  erlassen.  Wenn  ich  dieses  Gesetz  in  den 
Vorderer  und  stellt,  rii  deswegen,  weil  aiieh  dieses  (.'leset/  die  1  lililosigkeit 
der  modernen  [häufig  sexiialkapitalistiscli  beeinflußten]  Gesetzgeber  für 
die  Lösung  der  sanitären  staatlichen  Überwachung  der  Prostitution  und 
der  Geschlechtskrankheiten  zeigt  Dr.  MARKUS,  den  ich  (S.404)  wörtlich 
zitiere,  sagt  in  seinem  Kommentar  zu  diesem  Gesetz,  an  dem  er  selbst 


der  Überwachung  der  Prostitution,  die  »Reglementierung«  derselben. 
Diese  Pn-A's  trat  ileranif;  in  den  Vorderer;]  nd,  dali  sie  nicht  nur  die  Be- 
zeichnung des  Komitees  abgeben  mußte,  sondern  auch  der  Mehrzahl  der 
einzelnen  Aidleriini[e:i  in  der  Sacht,  die  von  Anus  \>.ei;en  und  in  der 
Presse  abgegeben  wurden,  ihre  färbe  verliehen  bat.  In  den  langwierigen 
und,  gelinde  ausgedrückt,  lebhaften  Debatten,  die  während  der  Jahre  1911 
und  1012  in  der  Gesellschaft  Schwedischer  Är/.tc  vorkamen,  wurde  auch 


mitarbeitete  (Ztschr.  z.  B.  d.  G.  Nr. 

»Die  unverhältnismäßig  wichtigste  de 
bei  der  Arbeit  an  dem  Zuwegebringen  l 
Hellenen  iuilicrst  heiklen  Antrabe  geltend 


S.3I]: 


iedenen  Fragen,  die  sich 
jptablen  Lösung  der  ge- 
l,  ist  natürlich  die  Frage 
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der  hauptsächliche  Stroit  um  dieselbe  ausgekämpft,  dagegen  herrschte  in 
den  meisten  anderen  Fragen  Einigkeit  oder  traten  nur  relativ  kleine 
Meinungsverschiedenheiten  zutage.  Um  so  merkwürdiger  mutf  es  daher 
wirken,  daft  bei  der  endgültigen  Entscheidung  auf  dem  Reichstage  diese 
Frage  nicht  einmal  Gegenstand  einer  Debatte  wurde,  vielmehr  nach  Dis- 
kussion über  einige  relativ  weniger  wichtige  Details  der  Regierungsvorlage, 
in  hauptsächlicher  Übereinstimmung  mit  dem  ursprünglichen  Komitee- 
Vorschlag  beschlossen  wurde.  Die  Erklärung  hierfür  dürfte  wohl  darin 
liegen,  daß  keine  von  den  Behörden  oder  Privaten,  die  sich  für 
die  Beibehaltung  einer,  sei  es  auch  modernisierten  und  huma- 
nisierten Reglementierung  ausgesprochen  hatten,  trotz  guten 
Willens  und  rechtschaffener  Bemühungen,  einen  positiven 
diesbezüglichen  Vorschlag  machen  konnte,  der  medizinisch 
wirksam  und  gleichzeitig  von  den  moralischen  und  sozialen 
Mißlichkeiten,  die  demselben  unleugbar  anhaften,  frei  wäre. 
Freilich  äußerten  sich  solche  Autoritäten  wie  die  Majorität  der  Oesellschaft 
Schwedischer  Arzte'),  das  Gesundheitsamt  der  Stadt  Stockholm  und  die 
Herren  der  Medizinal  Verwaltung,  welche  ihre  Reservationen  ausgesprochen 
harten,  für  die  Notwendigkeit  einer  sanitären  Überwachung  der  Prostitution. 
Aber  die  angewiesenen  Wege  zeigten  siel)  hei  näherer  Prüfung  als  nicht 
gangbar,  sofern  man  etwas  Positives  erreichen  wollte,  das  Aussicht  auf 
den  Beifall  der  Behörden  gehabt  halte,  in  deren  Hand  die  endgültige  Ent- 
scheidung lag.  In  der  Reglcmctiticriingsfragc  waren  die  Meinungen  der 
gesamten  Ärzte,  zumal  dcrGcschlechtskrankheitsspczialisten,  so  verschieden, 
daß  sowohl  die  eine  als  die  andere  Auffassung  sich  auf  medizinische 
Autoritäten  berufen  konnte.  Unter, solchen  Umständen  war  es  leicht  vor- 
auszusehen, dafl  die  im  voraus  gut  bearbeitete  öffentliche  Meinung  gegen 
die  Beibehaltung  der  Reglementierung  infolge  dieser  medizinischen  Un- 
einigkeit des  weiteren  mehr  und  mehr  an  Starke  gewinnen  und  bei  der 
endgültigen  Entscheidung  bestimmend  werden  würde.  Auch  sehen  wir, 
daß  unter  den  offizieller  Gutachten,  die  bei  der  Vorprüfung  der  Angelegen- 
heit der  Regierung  vorlagen,  nur  die  Reservanten  der  Mediziualbeliörde 
sich  für  eine  verbesserte'  Reglementierung  aussprachen,  während  die 
Komitcemajoritiit.  dessen  Rcservanlen  und  die  Medizinalverwaltung  ent- 
schieden Abstand  von  derselben  nahmen. 

Vom  medizinischen  Gesichtspunkt  aus  hat  das  Gesetz  uns  das  Höchste 
gewährt,  was  von  Regierung  und  Reichstag  zu  erhalten  möglich  war. 
Nach  meiner  persönlichen  Meinung  wäre  es  wünschenswert 

■)  Der  Diskretionismus*  war  damals  noch  nicht  bekannt.  Auch  in  Schweden 
sieht  man,  (lall  die  Ar;te  gegi-ri  i-iv.i-  Ahsclntfimn  Ji  r  Keclemcutieriuig  sind. 
Leider  merkt  man  hei  ar/llicheii  AbsImimiiiHien  vn  sein  das  Inlcn-sst  der  Zunft 
(impf frage,  Salvarsanfruift-,  Diskretiiinisiims]  heraus,  leider! 
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gewesen,  wenn  es  auch  besondere  Bestimmungen  über  sanitäre 
Kontrolle  der  Prostitution  in  großen  Städten  enthalten  hätte; 
indessen  ist  es,  wie  oben  hervorgehoben  wurde,  bisher  nicht 
möglich  gewesen,  einen  praktisch  durchführbaren  Entwurf 
vorzulegen,  der  Aussicht  hätte,  bei  den  Staatsgewalten  Beifall 
zu  finden.  Unter  solchen  Umständen  hat  man  resignieren  und  einst- 
weilen auf  Malinahmen  solcher  Art  verzichten  müssen;  es  ist  indessen 
weder  unmöglich  noch  unwahrscheinlich,  dal)  ein  solches  System,  das 
i.(«.i:h:  nitilif  nt  r,  ,1  -  .Uli  i  :m;r.il>ilu-:i  und  itni-c  nn  An!:i;di-ri,ni;cr; 
entspricht,  ausfindig  gemacht  werden  kann,  und  dann  dürfte  es  vielleicht 
nicht  unmöglich  sein,  ilas  heutige  Gesetz  durch  Bestimmungen  in  der  an- 
gedeuteten Richtung  zu  ergänzen  • 

Dien:  r.rgänzung  bringt  der  S  155  beschriebene  Dis kret ion ism us. 
Man  sieht  aber,  datl  auch  in  Schweden  das  Wort  von  Dr  Cattani  sich 
bewahrheitete,  datt  der  moderne  Staat  hill  und  ratlos  zwischen  Reglemen- 
tierung und  Ahcilitiunismus.  lals  oh  es  krinen  Mittelweg  gäbet  hin- 
und  herpendelt  Dieser  sogenannte  moderne  Staat  fällt  dann  ■  les  extremes 
sc  touclient  —  von  einem  Extrem  ins  andere,  überläßt  alles  der  weiteren 
•  Entwicklung-,  unter  der  man  versteht,  daß,  wenn  die  Karre  im  Sumpl 
drin  steckt,  dann  wiederui-i  im  /ul:.H,:r,(«)r;t,i:  Tr  i::  erkunste  macht,  an- 
statt von  vumhcrein  ganze  Arbeit  zu  lei'ten  In  Deutschland,  dem  lande 
der  Auturitäls  inte  lügenden,  die  seit  der  Revolution  «ich  verdoppelt  haben, 
sind  die  Hemmungen  am  grüßten.  Hier  denkt  man  in  Regicrungsk  reisen 
-  ■  das  Parlament  wurde  durch  unentwegte,  selbst  von  Dr  STRLJVF  zu 
gegebene  Pressebeeintlussung  seitens  der  Diskretionen  aufgerüttelt  ■ 
nicht  an  emen  fortsehnn.  Diese  Art  der  Entwicklung  hegt  am  mudernen 
Parlamentarismus,  einer  mehr  zum  Reden  als  zum  Handeln  geneigten 
Institution,  die  so  arbeitet,  il.il>  eine  den  Parlameubgüttern  ergebene  und 
von  diesen  abhängige  Presse  und  mit  diesen  in  halb  Verbindung  stehende 
Organisationen  —  in  Deutschland  die  »Deutsche  Gesellschaft  zur 
Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten«,  die  nicht  etwa  auf 
Grund  der  Vermehrung  der  Krankheiten  seit  ihrer  Tätigkeit  den  Ehrentitel 
I).  (i.  7.\\v  Verminderung  (eher  zur  Vermehrung)  d.  G.*  fuhren  darf  — 
die  sngcTiamilc  öffentliche  Meinung  dureh  private  und  sn^ar  Staats- 
zuschüsse täglich  in  Films,  Annoncen  usw.  so  bearbeitet,  daß  die 
Parlamentarier,  |die  wiederum  durch  bezahlte  Agenten  in  Deutschland 
fast  täglich  »orientiert-  werden]  zu  willenlosen  Sklaven  dieser  meist  von 
Interessenten  geknechteten  öffentlichen  Meinung  werden.  Resultat  in 
Deutschland:  Heule  ca.  scclis  Millionen  ( i e sc hk-cltts kranke!  Interessen 
verderben  auch  imheuulit  lurtcli  Scliopenliam'i  I  das  iir/tliche  Denken.  In 
Deutschland  aber  beraten  —  um  einen  Vergleich  zu  wiederholen  —  die 
lir.uie;  die  (.leset .'«eher,  die  ein  Oerel;  liegen  den  Abusus  spirituosomm 
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beschließen  sollen.  Und  der  Alkoholgebrauch  steigt  dabei,  ebenso  wie 
die  C j ose h lc eil tsk m rs k L <  1  unter  der  staatlichen  llckämpiimi;  von  Mäm lern 
wie  Blaschko,  Neificr,  Wassermann  usw.,  altes  SexLialniiliinnäre, 
gestiegen  sind.  So  sehen  wir  denn  auch,  daß  hei  der  Abschaffung  der 
Reglementierung  auch  in  Schweden  die  Ärzte,  namentlich  die  beamteten 
•Abstand  nahmen.«  Daher  soll  der  Gesetzgeber  auf  das  Votum  von 
Interessenten  wenig  geben. 

Dank  der  Agitation  der  von  der  Mrs.  Joseph  ine  Butler  im  Jahre  1875 
gegründeten  »Internationalen  abolition istischen  Föderation- 
[Abolition- Abschaffung]  hat  sich  in  fast  allen  Ländern,  in  denen  die  Re- 
glementierung noch  besteht,  der  Gedankt-  festgesetzt,  da«  sie  unnütz  und 
daher  abzuschaffen  sei  In  Deutschland  wurde  die  aholitinnislische  Be- 
wegung durch  den  »Deutschen  Zweig  der  abolitionistischen 
Föderation",  denen  besonders  die  Kämpfen nnen  für  die  Frauenrechte, 
Frau  Katharina  Scheven  (Dresden)  und  Fräulein  Anna  Pappritz 
(Berlin)  siegreich.  In  der  Tat  beschloß  nach  langen  Kämpfen  am  25.  Fe- 
bruar 1920  das  preußische  Abgeordnetenhaus  dir  Abschaffung  der  Re- 
glementierung, Kaum  war  dieser  Beschluß  aber  gefallt  da  trat,  dank  der 
Minierarhcit  subalterner  l.)ieii=1:uifbisimg,  das  ( ic-srentei!  ein.  Die  folgende 
Zeitungsnotiz  vom  20.  Oktober  1920  ergibt,  dali  der  ParlanientsbeschluB 
vom  25.  Februar  1920  einfach  sabotiert  wurde.  [In  Deutschland  hat  die 
■  Revolution"  dämlich  vergessen,  subalterne  Leiter  der  Sittenpolizei  in 
ihren  gottähnliclieii  Miichdiefngnissen  zu  bescli  ranken. | 

-Mit  der  Bitdung  der  neuen  Stadl  ;:enicirulc  ISerim  ist  auf  dem  <  Schiele  iler 
Sittenpolizei  eine  einheitliche  Gestaltung  in  der  Weise  eingetreten,  dafi 
nunmehr  eine  ticsainlsiltcnpolizci  üruli- Berlins  bestellt,  die  sämtliche 
20  Polizeiämter  umfaßt  Diese  Gesam (Sittenpolizei  zerfällt  in  örtliche 
Sittcupolizeisleilen.  Die  örtliche  Sittenpolizei  für  den  fiereich  der  Poütt'i- 
äinler  Berlin-Milte.  Ticrgarlcn ,  Wcddini; ,  Prenzlauer  Toi,  Friedrithshaiii 
und  Hallcsches  Tor  ist  im  Polizeipräsidium  Berlin  -aehbeh  und  räumlich 
ziisaiiiincrigiv.ii.nen.  Die  örtliche  Sittenpolizei  für  (  fiarlnttenhnrg,  Kerlone 
herg.  Neukölln,  I .iehrenberj.  Spandau  und  'Treptow  tiefindet  ■■'eh  sachlich 
und  räumlich  bei  jedem  der  ein/einen  l'oli/eiälnler.  Wilmersdorf  wird  in 
dieser  Hinsicht  mit  Schöneberg  vereinigt.  Bei  den  Polizeiätnieni  Weifien- 
sce,  Köpenick,  l(eiiiic"~endori,  Teitlpelhof.  Panknw,  Sh'gülz  und  Zehlelidort 
wird  eine  besondere  örtliche  Sitrenpolizcistclle  nicht  eingerichtet.  Sic  er- 
ledigen die  wenigen  Vorkommnisse  im'  dem  l.ietiiet  der  ( ieweriisun/ncht 
von  Fall  zu  Fall,  nötigenfalls  unter  Inanspruchnahmi1  der  ärztlichen  i  Inlcr- 
siLchiiriy-rimielUnugen  der  '"■■n  lieben  Sirieupob/eistelle  im  Polizei  Präsidium 
Hcrtiri  oder  desjenigen  näelist:.:etege:ien  Poli/-.iands.  bei  dem  eine  besondere 
örtliche  Silk'iipolizeistelle  besieht. 

Die  im  Polizeipräsidium  Berlin  geschäf  tsmälii  sie  Sittcnpolizeislelle  ist 
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Stunde  der  Reiilemeniiermt"  lald  »cschlasen,  wie  in  anderen  Ländern. 

ANNA  PAPPRITZ  schildert  das  Vorseti  reiten  des  .Abolitionismus« 
in  den  einzelnen  Ländern  wie  folgt,  wobei  bemerkt  sein  mag,  daß  mit 
dem  »Abschaffen«  es  allein  nicht  getan  ist.  Nicht  sanitärer  Abbau  allein, 
sondern  Konstruktion  muH  die  Losung  sein. 

-Amerika.  Die  Stadt  Newyork  hatte  im  Jahre  1901  eine  Kommission 
von  15  Bürgern  eingesetzt  mit  dem  Auftrage,  die  sittlichen  Verhältnisse 
des  In-  und  Auslandes  zu  studieren,  mit  K-sonderer  Berti  clÄetniguuL:  der 
Reglementierung  der  Prostitution  in  den  großen  europäischen  Städten,  um 
auf  Grund  dieses  Materials  Reformvorschläge  zu  machen,  auf  welche  Art 
die  Stadtverwaltung  von  Newyork  am  sichersten  .das  grölite  soziale  Obel« 
bekämpfen  könnte.  Die  Fünfzehnerkomin  ission  hat  das  Resultat  ihrer  Nach- 
forschungen in  einem  Buche ')  niedergelegt,  dessen  Lektüre  vtm  dem  grollten  ■ 
Interesse  ist  für  alle,  die  sieh  mit  dem  Studium  dieses  Problems  befassen. 
Da  die  Kommission  auf  (mnut  des  Stintiu:iis  der  Statistik-  sich  in  keiner 
Weise  für  oder  Heuen  das  System  det  UetJerrieruierimL'.  aiis/uspreclieri 
vermochte,  stellte  sie  —  wie  es  in  dem  Berichte  lieilit  —  -die  Frage  der 
Reglementierung  vor  das  Forum  der  Moral,  des  gesunden  Menschen- 
verstandes und  der  Logik-,  und  alle  drei  Faktoren  beantworteten  die  Frage 
nach  der  zveccklielien  Ausführbarkeit  einer  Re.^eirientieinne  un;i  nae1! 
der  Möglichkeit  eines  günstigen  [irfulaes  mit  einem  '-Nein!  -. 

Trotz  des  ablehnenden  Urteils  dieser  Kommission  hat  der  Staat  New- 
york einige  Jahre  später  mit  I  lilfe  des  Ri!izci"erichtsgesetzes  (Inferior  Cour 

'I  Tlio  social  e  vi  I.  A  lejinnl  |>it-|\m-d  muli-r  Sit«-  .lin-elii  -n  nf  iFil-  Comiltee 
of  Fifteen.  Putnams  Sons.  New  Vork  1W2. 
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Law)  die  Reglementierung  du  geführt  Um  diese  Mafinnlune  lobte  der 
Kampf  der  öffentlichen  Meinung,  bis  das  Appel lalionsgerkht  von  New- 
vork  die  Reglementierung  für  verfassungswidrig  erklärte.  Der  erste 
Schritt  zur  Einführung  der  Reglementierung  in  Amerika  muUtc  also  zurück- 
getan  werden. 

Die  Käser  nicruug  der  Prostitution  ist  aber  in  Amerika  sehr  verbreite:: 
bestimmte  Stadtviertel  werden  den  Prostituierten  als  Wohnsitz  angewiesen, 
sie  hei  Den  nach  den  Latenten  der  Hantier  >  Rutlichtviericl  (red-lij|bt- 
districts).  In  anderen  Vierteln  weiden  öffentliche  Häuser  nicht  geduldet. 
In  Newyork,  Chicago,  San  Franzisko  gelten  diese  Viertel  als  »Sehens- 
würdigkeiten-. Eine  ärztliche  Überwachung  ist  mit  dieser  Kascrnicrung 
nicht  verbunden.  Der  Vorsitzende  der  »American  Purity  Alliance-,  Dr. 
O.  E.  Janney,  spricht  sich  aber  auch  über  diese  Form  der  Kasernierung 
sehr  ungünstig  aus;  die  Wirte  legen  große  Summen  für  die  Ausstattung 
solcher  Häuser  an,  was  sie  nicht  täten,  wenn  sie  Kündigung  und  Beun- 
ruhigung befürchten  miittten1).  Die  Polizei  stand  häufig  im  Einvernehmen 
mit  diesen  Wirten,  die  zum  groben  Teil  Kuppler  und  Mädchen  bändlet 
schlimmster  Sorte  sind.  Einige  sensationelle  Pro/esse,  die  Schlaglichter  am" 
diese  schmachvollen  Zustände  warfen,  erregten  von  neuem  die  Öffentlich- 
keit und  veranlaliten  John  D.  Rockefeiler  jun.  zur  Gründung  des 
■Büros  für  soziale  Hygiene«  im  Winter  191 1').  Beim  Eintritt  in  die 
Arbeit  hielt  das  Büro  es  für  eine  Forderung  von  fundamentaler  Bedeutung, 
das  -soziale  Übel-  in  Amerika  und  in  Europa  sorgfällig  zu  studieren. 
Herr  George  S.  Kneeland  hat  mit  einem  Stabe  von  Oehilfen  im  Auf- 
trage des  Büros  eine  gründliche  Untersuchung  über  die  Prosfiltitiunt- 
verhältnisse  in  Newyorii  angestellt.  Diese  Untersuchung  erstreckte  sich 
nicht  nur  auf  die  Prostitutionsmärkte  und  auf  die  Hospitäler  und  Poli- 
kliniken, sondern  umfallt  die  Geschichte  von  zirka  '21100  Prostituierten. 
Zu  gleicher  Zeit  hat  das  Büro  Herrn  Abraham  Flexuer  auf  eine  Studien- 
reise nach  Europa  geschickt.  Beide  Herren  haben  die  Resultate  ihrer 
Forschungen  in  zwei  Bücher»  niedergelegt1'  '(.  Auf  Grund  dieser  Studien 
hofft  das  Büro  demnächst  einen  praktischen  Plan  zur  Bekämpfung  des 
sozialen  Übels-  vorlegen  zu  können.  [>nH  dieser  Plan  auf  abolilioiii- 
stischiT  Grundlage  beruhen  wird,  gehl  aus  dem  ganzen  Ton  der  Bericht- 
erstattung hervor. 


•)  Prof.  Dr.  Friedrich  Bierhoff,  Newyork,  Die  Prostitution sf rage  in  New- 
vi. ik  .  /eilsrtiriftl.lH'k^i'K.fuivdi'ine-ebk'cliiskrankheiteFI.Ik!.  10.  H,  U.lWi.'lO. 

')  Vgl,  den  Bericht  von  John  D.  Rockelelle  r  jun-fm  Abolitionist. ,  Jahr- 
gang XII,  Nr.  4. 

•I  Kneeland,  Commercuu  Prosmutton  in  New  York  City.  New  Vork,  The 
Century  Co.  1913. 

')  Fteiner,  Prostitution  in  Ettrope.  t-henda  1914. 
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Auch  eine  in  Chicago  tagende  Kommission  ist  auf  Grund  eingehendster 
Studien  zu  dem  Schhißergebnis  gekommen,  jede  Reglementierung  zu 
verwerfen '). 

Belgien.  In  Belgien  ist  die  Reglementierung  der  Prostitution  durch  das 
Gesetz  den  Gern  ein  de  Verwaltungen  überlassen.  Die  Bemühungen  der 
Abolitionisteu  auf  Abänderung  des  Gesetzes  blieben  erfolglos;  seit  1899 
richtet  sich  ihr  fiestrebeu  iiai.pts;iehlidi  auf  die  Bekämpfung  des  Mädchen- 
handels, durch  den  die  öffentlichen  Häuser  der  belgischen  Grolistitdte  Ver- 
smar werden.  Auf  dem  Brüsseler  Koiigrcli  der  'Snciete  de  prophvhxie 
saniüiirc  et  moralc^  im  Jahre  1002  sprachen  sich  verschiedene  belgische 
Delegierte  für' die  Abschaffung  der  Reglementierung  aus.  Während  Brüssel 
unter  deutscher  Verwaltung  stand,  wurde  die  Reglementierung  nach  deut- 
schem Muster  geregelt,  zugleich  sind  aber  umfassende  Fürsorge  maßnahmen 
zum  Schutze  der  gefährdeten  und  gefallenen  weiblichen  lugend  in  die 
Wege  geleitet  worden;  verschiedene  deutsche  Frauen  haben  sich  in  den 
Dienst  dieser  Sache  gestellt.  Als  erste  hat  Frl.  Dr.  Marie  Elisabeth 
Lüders,  als  Angestellte  bei  der  Zivil  Verwaltung  von  Brabant,  diese  Für- 
sorgemaßnahmen  in  Brüssel  organisiert. 

Dänemark.  Dänemark  ist  -  nach  Norwegen  —  das  Land,  in  dem 
dasabolflfonisrische  Prinzip  die  Gesetzgebung  am  weitgehendsten  beeinf  lullt 
hat.  Nachdem  bereits  vor  mehreren  Jahren  die  öffentlichen  Häuser  durch 
Verordnung  verboten  worden  waren,  hat  der  dänische  Reichstag  durch 
ein  Gesetz  vom  30.  März  1906  (das  im  Oktober  desselben  Jahres  in  Kraft 
trat)  die  Reglementierung  der  Prostitution  aufgehoben.  Das  Ge- 
setz1) hat  aber  nicht  nur  das  negative  Programm  der  Abolitionisten  er- 
füllt, sondern  auch  in  hohem  Malte  ihre  positiven  Vorschläge  ver- 
wirklicht (vgl.  den  Artikel  von  Dr.  jux.  Alix  Westerkamp).  Zuerst 
machte  sich,  besonders  von  sehen  der  dänischen  Ärzte,  eine  lebhafte 
Agitation  gegen  das  Gesetz  geltend  (wohl  zum  großen  Teil  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen);  es  wurde  behauptet,  die  Geschlechtskrankheiten  hätten 
seit  Einführung  des  Gesetzes  erheblich  zugenommen.  Es  stellte  sich  aber  - 
heraus,  daß  diese  Nachricht  auf  einen  Fehler  der  Statistik  beruhte,  da  irr- 
tüm  lieber  weise  eine  Düppel  /all  hing  der  Krau  kenliau-paheiilei:  stattgefunden 
hatte.  Auf  dem  letzten  luterriatHinaleii  Kuiigreli  der  Abulitiouisiiseiien 
Föderalion  in  Portsmouth,  im  Juni  1914,  konnte  der  dänische  Arzt 
Dr.  Lomholt  berichten,  daß  die  Wirkungen  des  Gesetzes  in  jeder  Weise 
günstig  seien. 

Auf  der  Mygie neauss teil ung  in  Dresden  1911  hatten  die  deutschen 
AhJilitionislen  bereis  auf  ^mlSeu  Wandtafeln  graphisehe  Darstellungen 
HnChicago.  Central ufii.v.  ItfiVfVst Murin. ePii.aneagn. 
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.Hi'L'vii  1  Jn>i1tlii-hkril  Uli l1  .üt-Ki'ri  Cii-iclili-L-lilsknnitlit.'iU'!]  auf/i:rufeu  -). 

Frankreich.  Frankreich  ist  nicht  nur  das  Vaterland  der  Reglemen- 
tierung, sondern  das  Land,  in  dem  sie  am  rigorosesten  L;chaiul]ialit  wurde 
und  die  Willkiirherrschaft  der  Polizei  die  schlimmsten  Hinten  trieb.  Kein 
Wunder,  daff  die  Werbetätigkeit  Mrs.  Butlers  gerade  in  Paris  auf  frucht- 
baren Boden  fiel.  Es  scharten  sich  eine  Anzahl  mutiger  Männer  und  Frauen 
um  Mrs.  Butlers  Fahne,  allen  voran  Ives  Guyot  {der  frühere  Staats- 
minister), Mmc.  Avril  de  St.  Croix  und  Dr.  Fiaux,  die  bis  zum  heutigen 
Tage  die  eifrigsten  und  geschicktesten  Vorkämpfer  des  Abolition ismus 
liliehen.  Dies  kkiiie  MSukliel:  ahi ilitii ni'^.liselier  Strviler  mmiH'lile  aber 


')  Diese  Tafeln  sind  auch  im  kleinen  Vorniat  erhältlich  in  Jim  VitI.ibc-  Uor 
alM.Ntionistisdieri  VI  ut;li!:itl  i-r,  lln-sdcn-N.  Angcliknslr.  23. 

*)  Pankhurst,  Chrislabcl  L.  L.  D.  Tito  creat  scourge  and  Imw  tn  ctiJ  it. 
London  1913.  E.  Panhhnrst  Lincolns  Inn  tioiipf  Kinfisway  W.  C. 
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keine  Bresche  in  das  System  zu  schlagen.  Einen  neuen  und  lebhaften  Auf- 
schwung hal  die  Föderation  in  Frankreich  erst  genommen,  seitdem  die 
fahrenden  akademischen  I  ehrer  die  allgemeine  Stimmung  dei  leitenden 
Kreise  im  .ibo'.itionistischen  Sinne  berinfliiBlen.  Dazu  kamen  Sensationelle 
Millg.-iffe  der  Puli/ei.  die  die  Empörung  der  Allgemeinheit  eTegten.  In 
den  32  Jahren  von  1871  igol  «,nd  m  Paris  sitlen  polizeilich  arretiert 
wiidin  J 25 000  flauen  und  sittenpo-./e.tith  eingeschrieben  155000. 
in  den  letzten  Jahren  waren  d.e  Durch schnitte  00000  und  0000:  J5% 
der  Eingeschriebenen  verschwinden  spurlos.  Da  d:e  Wirkungen  dieses 
Systems  auch  in  sanitärer  Hinsicht  den  gewünschten  Lrlolg  entlthrlen. 
so  iah  die  Regierung  die  Notwendigkeit  ein.  iu  Reformen  zu  schreiten. 

Im  Jahre  1001  wurde  unter  dem  ,\1.m>terum  Waldeck  •  Rousseau  die 
erste  au llerparla men lar ische  Kommission  /um  Studium  des 
Piostitulionsproblems  eingesetzt,  deren  Arbeit  keinen  Abschluß  nach 
autten  erhielt.  Die  /  weile  K omni issmn  trat  im  lahre  1903  unler  Minister 
Combes  zusammen.  Sie  bestand  aus  14  Abgeordneten,  7  Senatoren, 
3  Pariser  Gerne  iiulevertrelern,  5  Provin/Tn-.crhiir}>ermeisleru,  dem  Polizei- 
präsidenten von  Paris,  einer  Anzahl  Staatsräten  (("onsei!  J'Etiil,  ti.  Ii.  oberstes 
Verwaltungsgericht),  Raten  vom  Appell-  und  Kassationsgericht  in  Paris, 
Ärzten,  Professoren  der  juristischen  und  medizinischen  Fakultäten  und 
einigen  Abolition! sie n,  darunter  eine  Frau:  Mme.  Avril  de  St.  Croix. 

Zur  Erörterung  standen  folgende  drei  Berichte:  a)  Prof.  A.  Fonrnier: 
■  Verteidigung  der  Reglementierung-;  b)  Dr.  med.  Augagneur:  »Kritik 
der  Reglementierung«;  c)  Abgeordneter  Paul  Meunier:  *Die  Sitten- 
polizei in  Paris*. 

Mit  welcher  Gewissenhrdti^koil  diese  extraparlametilarisdie  Kommissirin 
arbeitete,  beweist  der  Uinstand,  dall  die  Beratungen  erst  nach  drei  Jahren 
zum  Abschlufl  kamen.  Dr.  Fiaux  hat  die  Ergebnisse  in  einem  äußerst 
interessanten,  dreibändigen  Werk1)  niedergelegt. 

Es  ist  natürlich  ausgeschlossen,  diese  Ergebnisse  in  ihren  Einzelheiten 
wiederzugeben.  Betont  soll  jedoch  werden,  dafi  alle  Beschlüsse,  die  gefallt 
uurden.  auf  .ibnliliiiidstisi.'her  lies  1s  fußten.  Abgelehnt  wurde  die  Re- 
glementierung und  die  Bestrafung  der  Prostitution;  verworfen 
wurden  die  öffentlichen  Häuser  und  gefordert:  Umgestaltung  des 
gesamten  Krankenwesens,  Bestrafung  der  Anreizung  zur  Unzucht.  Be- 
strafung der  Kuppelei,  Verbot  des  Prostiltitionsbctriehes  (debauche  collec- 
tive|  und  Umgestaltung  der  straneelitliehcn  Behandlung  Jugendlicher. 

Das  Studium  des  ('lauschen  liuthe-  ist  ;in  Herst  lehrreich.  Das  reichhaltig 
zusammengetragene  Tatsacheninaleiial,  die  HeiViinnin-seliliige  und  ihre  Be- 
gründung kiiiiiii-n  zur  Unterlage  für  alle  Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  dienen. 

'|  Dr.  Fiaux,  1 ::.  poliee  ile.  naenr.  ilev.iat  la  erniiriii-si.il]  eitrapailametitaire. 
Tome  l,  II,  III,  Paris,  Felix  Alcan  1907. 

Dtcu.,  feu.il-Revri.nl«..  24 
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Die  Ergebnisse  der  Beratungen  der  extraparlamentarischen 
Kommission,  die  ursprünglich  in  ihrer  überwiegenden  Majorität  aus 
i'u-civc  listen  Uce;lcmcn1aristcn  bestand,  er!' rinnen  den  schlafenden  Beweis 

gesetzt  werden'  ist  natürlich  äuflerst  zweifelhaft. 

Holland.  Dank  der  lebhaften  Propaganda  der  Abolitionisten  —  be- 
sonders h:it  sich  ccr  frühere  Präsident  der  Internationalen  Aholi'mnisti 
mIii-ii  löderatiein,  Pastor  Pierson  in  Zeiten,  in  dieser  1  lin^icht  grolle 
Verdienste  erworben  —  wurden  nach,  und  nach  in  Holland  die  öffent- 
lichen Häuser  nicht  nur  geschlossen,  sondern  ihr  Besuch  verboten. 

Die  betreffenden  Paragraphen  der  Polizei Verordnung  von  Amsterdam 
vom  20.  II.  1902  lauten1): 

§  183:  »Es  ist  verboten,  eine  Einrichtung  zu  treffen,  um  anderen  aus 
<  rcwumsiichtt  ieLei;ciihcit  yu  neben.  uuziiclLikrc !  l.-uui  1 1 1  n^ci )  vi  ;r/imeluiicil  . 

§  184:  »Es  ist  verholen,  eine  derartige  in  Art.  183  bezeichnete  Ein- 
richtung zu  besuchen,  nachdem  ihre  Schlieltung  durch  das  Oese«  befohlen 

Die  Männer,  welche  im  yciieimuii  ein  verbotenes  llordcll  besuchen, 
werden  also  nicht  bestraft,  weil  sie  eine  unsittliche  Handlung  begehen, 
sondern  weil  sie  einer  Hesel  ?! iclicu  Vcro-dunne.  7i".vidc"haudclu. 

Die  Stadt  Amsterdam  mulllc  infolge  dieser  Verordnung  einen  erfolg- 
reichen Rechtsstreit  mit  dem  Besitzer  des  Maison  Wemthal  durchfechten, 
der  mit  Hilfe  seiner  Frau,  die  in  Paris  ein  gleiches  1  laus  führte,  einen  aus- 
gebreiteten iMiktclietiliimdel  irieb. 

Audi  die'  Pcc  lerne  ritieru  nj  wurde  nach  und  nach  in  verschiede  neu 
Städten  a  bgesch  a  ff  1.  und  es  wurden  laiinclihmeeii  e.cli')ireti,  um  die 
är/lliclu  lieliarnüici!;  ( icschicchlskranker  mö;d  ichsl  /u  ei  leichtern. 

Zuerst  waren  alle  tliese  Malirec;elu  mir  durch  Oe nie t n deverord - 
nungen  herbeigeführt,  wodurch  eine  grolle  Ungleich  mä  lligkeit  in 
der  Belum  dl  im;:  dieser  f-rasren  entstand,  aber  im  Juni  I<)1  I  trat  ein  Gesetz 
in  Kraft,  das  die  Reglementierung  aufhebt,  die  öffentlichen  Häuser 
verbietet  und  scharfe  ficslimuiiiu^cu  :.:e;[eu  Kuppler  und  Zuhälter  erfüllt. 

Italien.  In  Italien  lichtetet)  sich  die  lies!  lehmigen  der  Abolilionisten 
in  erster  Linie  auf  die  He  käu:  [>f  :iu  j:  den  Mädchen  handels,  der  dort 
grolle  Dimensionen  anccnotmueii  hat.  In  Genua  sollen  jährlich  über  1  20 U 
Mädchen  ausgeführt  \f erden.  Das  von  einer  wohlhabenden  Dame  ge- 
-griindete  >Asilio  Mariuccia«  soll  den  armen  Geretteten  als  Zufluchtsstätte 
und  Durchgangsstation  dienen.  In  Turin  trat  im  Jahre  1904  ein  "Bund 
~~ ')  Rutgeis,  Dr.  med.  J.  (Haag),  Skizzen  aus  Holland.  Zeitschrift  für  Be- 
kriinphng  ih  r  1  ie;:c])lrLlil-;irai:k':Liit<':i.  l'iil'i 
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zur  Hebung  der  öffentlichen  Sittlichkeit-  ins  Leben,  unter  dem  Vorsitz  von 
Professor  Betta/zi.  der  die  Ue^lenicuticnm;!  als  unmoralisch  und  soziale 
L ^ n yt^re t-l  1 1 f (rk ei t  gegen  die  Frau  <  verurteilt.  — 

Einem  Bericht  des  Professors  Dr.  Santuliqu  i  do,  General  ins  pektor  der 
iiltViltliclirn  ( iisiindhcit  in  Koni.  über  .iii  von  der  Regierung  irclroftcncn 
MnliiiiLlimir;  /nr  liekanipl'un;.'  der  venerischen  Krankheiten  culnchmen  wir 
ii>l;;rndc  Tal.suclleli  : 

In  Italien  gibt  es  keine  öiTenilielieii  t-En y^'-ü-h riL-1  n- jii-i i,  der  Polizeiaufsicht 
liiuerslellleri  lVuslhuierieii  mehr,  der  St jULt  erkennt  ilir  ("k-wertie  ai-o  pich: 
mehr  an.  Die  öffentlichen  Häuser  sind  3  Unding  nicht  :> Ii  geschafft  worden, 
.sondern  werden  von  der  Helmute  ejeduldet  und  1 1  nu-rl i c-<ft-n  besonderen 
Yoischrifkr  -ii  he/ug  ai:i  ihre  1  :ij;e,  liaimeisc  niul  I  .inriivitnii.i!,  um  den 
IV.volitieiiioieii  Siriicrhril  / 1 1  gewährleisten.  Die  Mädchen  sind  aher  gau/ 
frei.  Die  Itordcllwirtr  dürfen  sie  nntt-r  keiner  I  ■  ■■  i"  1 1 1  und  keinem  Vorstände 
Keßen  ihren  Willen  in  ihren  I  läusern  festhalten.  Die  Bewohnerinnen  dieser 
Häuser  sind  periodisch  wiederkehrenden  Untersuchungen  unterworfen, 
jedoch  nicht  von  feiten  der  Polizei,  sondern  von  Ärzten,  die  von  den 
Pachtern  oder  Insa-sinnen  gewähli  und  von  der  Hehörde  bestätigt  worden 
-ind  Die  Bcnördv  taehält  sich  alleiding:.  das  Recht  e<)'.  die  Mädchen  dunh 
ihn.-  eigenen  Arzte  vun  Zeit  tu  Zv.i  uiilctviiihen  m  \jvtn.  Die  erkrankten 
Mädchen  mu—en  eine  ausreichende  Siclitrheil  bieten,  ihn  selbst  hu 
eine  gewivrf-nh.itu  IVIn  i;:  i.ry  Sn-ge  :r„gcn.  andemlalls  werden  sie  bis 
t:i  ihrer  Hc:laiij>  in-,  Krankcr.h.r.:-^  .,1  '  v      V  -  -en  vtr|)fle(Tt. 

Was  die  ijffer.il  11  he  l'ioph> laue  der  veiitruLhen  Krankheiten  betrifft,  sei 
hai  ,he  ne.ie  t.esetzgvlv.int;  folgende  (  iruiiiisjtie  aufgestellt  UneiilHelll.che 
,ir/il;(he  l)etian^h;n(;  für  alle  linbeii'ittellen.  Err  chlung  von  Polikliniken 
iiir  Geschlechtskranke  in  allen  gröliereu  Städten  und  Industriezentren;  Ein- 
richtung von  Syph ilisabyilurmen  in  allen  Krankenhäusern.  Um  das  I ätig- 
keitsgebiet  dieser  Krankenhäuser  zu  erweitern,  gewährt  der  Staat  den 
Kranken,  die  auswäre  wohnen,  freie  Hin-  und  Rückfahrt  auf  der  Eisen- 
bahn. Die  Knillken  müssen  mit  der  grollten  Schonung  und  Diskretion 
behandelt  werden.  In  Italien  müssen  alle  Ärzte  einen  Kursus  in  Syphilo- 
graphie  und  Dermatologie  durchmachen  und  eine  besondere  Prüfung  in 
diesen  Fächern  ablegen.  Die  italienische  Regierung  ist  zu  ihrem  jetzigen 
System  nicht  auf  dem  Weg.-  der  Theorie  gekommen,  sondern  durch  die 
unhaltbaren  Zustände,  die  das  I'olizcNjsteui  lieibeigefühn  halte'). 

Einige  Jahre  später,  auf  der  Internationalen  Konferenz  der  Abolitiuiiisti- 
schen  Föderation  in  Portsmouth  im  Juni  1914  konnte  Santoliquido 
berichten,  daß  dieses  System  sich  in  den  zehn  Jahren  seines  Bestehens  be- 
währt habe,  indem  die  Gcschkchlskriuikheitcn  seil  seiner  Durchführung 

')  Vgl.  den  Bericht  vnn  Prof.  Santoliquido  im  'Abolition ist-,  Jahrgang 
VIII,  Nr.  2. 
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im  ganzen  Laude  abgenommen  haben.  Au-  dem  dort  gleichfalls  c 
Bericht  lies  Direktors  des  bircm  liehen  I  icsiindhcilsanm>  in  lüilien,  llrl.nl- 
rario,  ging  jedoch  hervor,  dal!  die  noch  ruinier  bestehenden  Bordelle 
einen  verhängnisvollen  FiufluH,  besonders  im  Hinblick  auf  den  Mädchcn- 
handel  ausüben. 

Norwegen.  In  Norweger,  liegen  die  Verhältnisse  g'.uz  ähnlich  wie  in 
Dänemark,  und  die  ahnliuoiiistisehc  Bewegung  i-I  zu  dem  gleichen  Resultat 
gelangt.  Nacli  dem  Berieht  von  M.  Qodal,  Generalsekretär  der  nor- 
wegischen Sittlichkeits vereine  auf  dem  Kongresse  der  Internationalen  Aboli- 
fionistischen  Föderation  in  Dresden  1004,  wurden  die  öffentlichen 
Häuser  1884  geschlossen  und  die  Reglementierung  1888  ab- 
geschafft. Die  Überwachung  der  .Geschlechtskrankheiten  liegt  seit  dieser 
Zeit  in  den  Händen  der  ärztlichen  Hein  irden.  Dil  '  iesuridllcitsstatistik  be- 
weist, d.ili  die  ncsurulhcitslagc  in  heilig  auf  die  venerischen  Krauklieileu, 
trotz  alfer  Schwankungen,  im  allgemeinen  eine  bessere  geworden  ist.  Seit- 
dem es  in  Norwegen  nicht  mehr  gegen  die  Reglementierung  zu  kämpfen 
gilt,  haben  sieh  die  Atiolitionisteu  hauptsächlich  mit  ficstrehimgen  zum 
Schutze  der  Jugend,  vor  allem  mit  der  Bekämpfung  des  Mädchenhandels 
befaßt  Seit  1902  fiel  auch  die  5t raf bestimm  ung  gegen  die  gewerbs- 
mäßige Unzucht,  so  daß  heute  nur  ein  Gesetz  gegen  Kuppelei,  Bordell- 
wirtschaft  und  Vagabondage  besteht 

Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krankheiten 
verpflichtet  Jeu  Arzt,  alle  Hille  von  Geschlechtskrankheiten,  ohne  Namens- 
nennung, aber  unter  Angabe  ites  Gesihlechls,  Alters  und  womöglich  der 
Ansleckungsuuelle  zu  statistischen  Zwecken  anzumelden.  Die  als  An- 
steekungsq uelle  angegebene  Person  wird  durch  die  Gesundlieitsbeliörde 
aufgefordert,  sieh  im  Gesundheitsamt  zur  ärztlichen  Untersuchung  vor- 
zustellen oder  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  sie  anderweit  in  ärztlicher 
Behandlung  ist.  Nur  wenn  dieser  Aufforderung  nie hi  nachgekommen  wird, 
kann  polizeiliche!  Zwang  ausgeübt  werden  und  eine  Überweisung  auf 
öffentliche  Kosteil  ins  Krankenhaus  angeordnet  werden.  Doch  kann  diese 
Verfügung  nur  auf  Veranlassung  des  Gesundheitsamtes  «eschenen,  heriihi 
auf  gesetzlicher  Grundlage  und  trifft  beide  Geschlechter  in  gleicher  Weise. 
Ferner  sieht  das  Gesetz  die  Bestrafung  der  venerischen  Ansteckung  und 
der  »Gefährdung'  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  vor  und  enthält  Straf- 
bestimmungen zum  Schutze  von  Pflegeeltern  und  Pflegekindern.  Der 
Übertretung  des  -Gesetzes  sucht  man  vorzubeugen,  indem  man  den  Patienten 
Merkblätter  aushändigt  und  sie  eine  Erklärung  unterschreiben  läßt,  daß  sie 
einen  Abdruck  der  betreffenden  Paragraphen  des  StGB,  empfangen  haben  '). 

')  Hansteen,  E.H.  (Kristiania),  •  Prostini tionsverhältiüsse und Qeschlechts- 
kr.niltii'üeii  in  N"ivu-i;en  -  /tilsehrii:  i.  IVkaii.piuie  Jcr  ( iescblcihtskranklieilei]. 
Bd.  X.  lieft  -t,  Uiprig  HJ.».  j.  ,\.  Harth. 
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Ru  Bland.  In  Ruliland  hat  der  Mädchenhandel,  den  das  russische  Ge- 
st-l  /  nicht  hesirait.  kolossale  iliTiieiisionui  ,i!i;ciiommtn.  Er  wird  besonders 
von  polnischen  Juden  betrieben,  die  jährlich  Tatisende  von  Mädchen  nach 
Amerika  verschleppen.  Auch  blüht  in  Rußland  selbst  das  Bordellwesen, 
und  die  Jagd  auf  die  Prostituierten  geht  in  der  brutalsten  Weise  vor  sich. 
Aul  Grund  einer  Eingabe  des  Vereins  "FnuienschutZ'  hat  die  Regierung 
(191:1)  ein  Komitee  gegründet,  bestehend  ans  Sttdtnhgeordneten,  Ärzten 
und  Mitgliedern  des  Vereins  »Frauenschutz«,  das  verpfliditd  ist,  in  Peters- 
burg und  Moskau  den  polizeilichen  Rundgingen  beizuwohnen,  um  auf- 
iiip.is.seri.  die  Fronen  nicht  titinijligi'r'.veis.v  festgenommen  und  die 
Arretierten  anständig  behandelt  werden.  Eine  der  wichtigsten  Aufgaben 
dieses  Aufsichtskomitecs  ist  der  Schutz  der  Minderjährigen  vor  dem  ver- 
derbenden Einfluß  der  Lasterhöhlen.  Die  auf  der  Straße  oder  in  den  ge- 
heimen Lusthäusern  gefundenen  Minderjährigen  müssen  isoliert  und  an 
die  Wohllätigkeitsanstalten  abgeliefert  werden.  (Aus  nissischen  Zeitungen 
entnommen.) 

Schweden.  Die  schwedische  Regierung  setzte  1903  ein  Sach- 
verständigenkomitee  ein,  um  Untersuchungen  darüber  anzustellen, 
durch  welche  MaBregeln  die  Verbreitung  der  ansteckenden  Gesdilerltls.- 


ernannt.  Obgleich  beim  Beginn  der  Arbeiten  die  erstgenannten 
rren  von  der  Notwendigkeit  der  Reglementierung  überzeugt  waren, 
l  sie  sich,  je  mehr  sie  sich  in  das  Problem  vertieften,  doch  ver- 
einen, eine  Forderung  der  Reglementierung  nach  der 
l  fallen  zu  lassen.  Wir  haben  also  in  Schweden  dasselbe  he- 
.  was  hen-its  die  ^iilierp,'irl;imentsri;clie  Kommission  in  Frankreich 
verschiedenen  Studienkommissionen  in  Amerika  gezeigt  hatten; 
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Die  Zustände  in  der  Schwei; 


Schwei/.  Das  neue  Sdiwcizci ■  Strafge^et/lnidi  -elijeli'  sich  eng  an  das 
seil  1897  in  Kraft  befindliche  Züricher  Strafgesetz  an,  welches  keine  regle- 
mentierte I  Tii-titifni  Anerkennt,  das  I  lallen  von  Bordellen  und  den  Mädchen 
llantltl  lltil  schweren  Strafen  hclegl  und  mir  die  gewöhnliche  1'rostitlltion 
zwischen  Erwachse  11.-11,  welche  auf  freier  l  Iberciukimft  heruht,  straflos  iäftt, 
während  es  alle  ihre  kriminellen  und  skandalösen  licgleitersdidnuugon, 
wie  Vergewaltigung,  Kuppelei,  Vcrsinli  gegen  den  öl'l'eru  liehen  Anstand, 
Verbreitung  unsittlicher  Schriften  mit  verhältnismällig  schweren  Strafen 
befegt.  Verführung  numk  rjahriger  Mädchen  unter  15  Jahren  wird  als  Not- 
zucht geweriel  und  ist  mit  Zuchthausstrafe  bis  zu  tl)  Jahren  belegt,  die 
sogar  beim  Versuch  der  Verführung  verwirkt  wird  und  bis  zu  15Jahreu 
erhöbt  werden  kann,  wenn  der  Tod  der  mißbrauchten  Person  oder  eine 
bedeutende  Schädigung  der  Oesundbeil  die  Folge  ist.  Ebenso  wird  die 
Verführung  eou  ['ficgdicfnlilcncn  zur  Unzucht  mit  Zuchthaus  bis  zu 
5  Jahren  bestraft. 

Audi  der  .Milihrniicli  d-.-r  gesdilorhll  idieii  I  'ncrfimrenheil  Minderjähriger 
über  15  Jahren,  die  Ausnutzung  der  Notlage  oder  der  Abhängigkeit  einer 
Person  zu  Unzuchtzwecken  wird  mit  Gefängnis  nicht  unter  einem  Monat 
bestraft,  Prostituierten  gegenüber  beschränkt  sich  das  Gesetz  darauf,  ihnen 
das  Anlocken  oder  sich  Anbieten  an  öffentlichen  Orten  bei  Haftsfrafc  zu 
verbieten  und  im  Wiederholungsfalle  Ausländerinnen  über  die  Grenze  zu 
weisen,  bei  kanlou^mgerinucn  die  Umerhrmg  nng  in  eine  Korrcktions- 

Helikteu  die  \V:,lil  zwischen  Ueidstolc  oder  Gefängnis  nicht  gestattet. 
I  lagegen  nimiiit  das  ( icsetz  [ogrsclienccise  Atistand  von  dem  S  I  Ti  des 


und  Iralcn  im  Jahre  imn  mit  einem  luitialivanlrag  auf  Abänderung  des 
StGIS-  an  den  Kantonalrat  heran.  Der  Antrag,  welchem  der  Name  >Sitt- 

Iiäuser  (auf  je  1  Ofloo"  Einwohner  sollte  ein  öffentliches 'naus  kommen). 
Zur  Begründung  wurde  unter  anderem  charakteristisch  erweise  angeführt. 
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Verbol  tfcr  ölfentlidien  Hünser  in  Spanien 

■  es  sei  im  [iileivsse  des  h-ui:deu  Verkehrs  .  Die  Prcvsc  hukainnhe 

ausnahmslos  die  von  unbekannten  Ciniiim  ansuchende  [nilfauvc. 

Prof.  Dr.  Oscar  Wyli  veröffentlichte  einen  Aufruf,  in  dem  er  seine 
Kollegen  aufforderte,  geijen  die  Wiedereinfuhr  min  der  »vor  sechs  Jahren 
beseitigten  miltclalterliehcn  Finrichtuu!;  der  Bordelle«  zu  stimmen.  Von 
den  2'JO  Är.'.tc'i,  welche  den  Aidrd  beantworteten,  lieben  l 'IS  sitzen  (Iii: 
Wic,!ure'iiti'ilirun<;  tri-ftimnit.  Als  es  am  j] .  I.  ;UU-1  cur  Volksabstimmung 
k.im.  winde  diu  Initiative  mit  enirin.-kend._T  Majiiriläi  von  49598  gegen 
18010  Stimmen  abgelehnt. 

Nur  in  Genf  bestellt  das  Bördel  Isystem  weiter.  Im  Genfer  Rat  wurde 
1906  wieder  einmal  die  Frage  der  f.i>rde:lc  /ur  F.or.erimg  (rebracht.  Der 
Staatsrat  brachte  Vorschläge  ein  zur  Säuberung  der  Straßen  vom  Prosti- 
tution sverkehr  und  zur  Bestrafung  de»  Zuhältertunis.  Die  Abolrttonistet! 
hatten  bereits  vorher  einen  Liesdilnli  mit  Anschaffung  der  ["olcran/li äuser 
durch  gebracht.  Dieser  Beschluß  wurde  auf  Betreiben  des  Staatsrats  mit 
511  gegen  ST  Stimmen  wieder  verworfen. 

Es  ist  merkwürdig,  dalt  gerade  in  Genf,  dem  Sitze  des  Sekretariats  der 
Internationalen  Abolitionistischen  Föderation  und  ihrer  Schweizer  Führer 
M.  de  Morsicr  und  M.  Je  Me Liren  ,;ic  aholitioiii-tische  Kewe,;i:iisr.  noch 
nicht  das  Ziel  erreicht  hat,  das  in  der  gesamten  übrigen  Schweiz  zum 
Prinzip  erhöhen  wurde. 

Spanien.  In  Spanien,  wo,  wie  in  Frankreich,  das  offiziell  geduldete 
Bordellsystem  sehr  verbreitet  war,  wurden  durch  ein  königliches  Dekret 
vom  Jahre  1910  die  öffentlichen  Häuser  verboten.  Man  sucht  sie 
durch  Absteiget] na nicre  (maison  de  i.inssci  tu  ei-vt/cn.  d:c  inner  Mltcu- 
polizeilicher  Kontrolle  stehen.  Das  neue  Reglement  enthält  ferner  Be- 
stimmungen, welche  die  Verführung  von  Mädchen  unter  55  Jahren  er- 
schweren sollen  und  Strafandrohungen  für  Verletzung  des  öffentlichen 
Auslandes.- 

Da  in  den  meisten  I  andern,  namentlich  in  brankrvich,  Deutschland  usw. 
die  Regien lentierung  noch  besteht  und  ein  Ersatz  derselben  noch  nicht 
gefunden  ist,  sb  erwähne  ich  im  Folgenden  in  extenso  nur  die  m.  F.,  nicht 
genügenden  Versuche  in  Dänemark,  Norwegen  und  Schweden,  eine 
Änderung  der  Wehlen  Sklaverei  herbeizuführen.  Die  ausführliche  Fr- 
v/alimni^  langer  ''pe/ial^esel/e  ist  aber  ;i:ich  ikswegcn  v  nn  Wich  linken, 
nm  der  Stümperei,  die  mau  in  1  ten Isi  li lau d  mit  sieben  mageren  Paragraphen 
(S.303)  machen  wollte  und  wieder(S.  1 97)  machen  will,  vor  Augen  zu  halten, 
ila.i  n;i  eine  ru^füiu liehe,  hi«  ins  Fin/elnc  l: oi i e : i : I eL  S|ie/:iilHi^e!^.uel)uiii;, 
die  sich  von  der  bisherigen  juristischen  he-ninlierung  wegen  der  Fic-cii- 
artigkeit  der  Themas  lossagt,  zum  Ziele  führen  kann.  Das  Gesetz  muß 
klar  und  deutlich  sein  und  nicht  den  AusführiinEsbcstimmuiigen  alles 


a)  Das  dänische  Gesetz  vom  1 1.  Oktober  1906  lautet: 

§  I.  Jede  polizeiliche  Reglern entierung  lies  Unzuchtsgewerbes  wird 
aufgehoben.  Geyen  denjenigen,  der  ein  solches  Gewerbe  treibt,  ist  die 
Polizei  berechtigt,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  Vaga- 
bondage  einzuschreiten.  Jedoch  soll  der  Zwangsbefehl,  der  in  diesem 
Gesetz  (vom  3.  März  1 8f>0  5  2)  vorgesehen  ist,  nur  nach  vorausgegangener 
Verwarnung  erlassen  werden. 

Der  §  2  des  Gesekes  vom  3.  März  1860  über  die  Strafe  von  Land- 
streicherei und  Bettelei  lautet; 

Von  jedem,  von  dem  man  wdif,  dal;  er  kdn  Vermösen,  keine  Erwerb; 
quelle  oder  Stellung  hat,  die  genügend  Sicherheit  dafür  bietet,  daß  er 
seinen  Unterhalt  bestreite,  ohne  der  Allgemeinheit  zu  schaden,  kann  die 
Polizeibehörde  Auskunft  darüber  fordern,  wie  er  sich  unterhält.  Erweist 
sich  die  Erklärung  des  Betreffenden  entweder  au  und  für  sich  oder  nach 
angestellter  Untersuchung  unbefriedigend,  so  hat  die  Polizeibehörde  ihm 
den  Auftrag  zu  erteilen,  sich  einen  gesetzmäßigen  Erwerb  zu  suchen  und, 
sofern  er  sich  nicht  seiht  Arbeit  verschaffen  kann,  ihm  solche  anzuweisen, 
wobei  die  Hilfe  der  Armenverwaltung  in  Anspruch  zu  nehmen  ist.  Die 
Polizeibehörde  kann  dabei  Bestimmungen  treffen,  die  sie  instand  setzen, 
überwachen  zu  können,  ober  wirklich  den  von  ihm  angegebenen  oder 
ihm  überwiesenen  Erwerb  sucht.  Die  Polizei  darf  namentlich  vorschreiben, 
sich  zu  bestimmten  Zeiten  vorzustellen  und  die  nötige  Auskunft  zu  erteilen. 
Die  angeführten  Anordnungen  sind  ins  Polizciprotokolt  einzutragen  mit 
ausdrücklicher  Angabe,  daß  der  Betreffende  auf  dieder  Übertretung  folgende 
Strafe  hingewiesen  wurde.  Derjenige,  welcher  die  ihm  gegebenen  An- 
weisungen vernachlässigt,  ist  als  Landstreicher  zu  betrachten. 

§  2.  Wer  in  einer  Weise  zur  Unzucht  auffordert  oder  eine  unsittliche 
Lebensweise  derartig  zur  Schau  trägt,  dali  das  Austandsgefühl  verletzt  und 
iiffciitlidics  Ärgernis  erregt  wird,  oder  falls  Umwohnende  belästigt  werden, 
wird  mit  Gefängnis  oder  unter  erschwerenden  Umständen  und  im  Wieder- 
holungsfälle mit  Zwangsarbeit  bestraft.  Liegen  mildernde  Umstände  vor, 
so  kann  statt  Gefängnis  Geldstrafe  verhängt  werden. 

Derselben  Strafe  verfallt  die  Frau,  die  Unzucht  als  Gewerbe  betreibt, 
wehn  sie  eine  erwachsene  Mannsperson  oder  ein  unmündiges  Kind,  das 
über  2Jahre  alt  ist,  bei  sich  zu  Hause  hat,  oder  zu  unzüchtigem  Zweck 
flesuch  von  Mannspersonen  unter  ISJahren  empfängt 

Für  denjenigen,  der  bisher  wegen  eines  der  hier  angeführten  Vorkomm- 
nisse weder  bestraft  noch  verwarnt  war,  kann  eine  von  der  Polizeibehörde 
erteilte  Warnung  anstatt  der  Strafe  treten.  Jedoch  darf  eine  Verwarnung 
nicht  stattfinden,  wenn  dei  Hesel]  u  kl  igte  ein  richterliches  Urteil  verlangt. 

§  3.  Es  ist  verboten,  ein  Bordell  zu  halten.  Derjenige,  welcher  dieses 
Verbot  übertritt,  wird  mit  Besserungsstrafe  oder  Zwangsarbeit  oder  Ge- 
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fängnis  bei  gewöhnlicher  Gefängnis  kost  bestraft.  Derselben  Strafe  verfällt 
derjenige,  welcher  sich  der  Kuppelei  schuldig  macht. 

Wer  Gewinns  halber  Personen  verschiedenen  Geschlechts  Unterkunft 
gewährt,  um  dort  Unzucht  zu  üben,  oder  wer  Zimmer  vermietet,  die  nicht 
zu  dauerndem  Aufenthalt  dienen,  sondern  nur  um  Gelegenheit  zur  Unzucht 
zu  geben ,  oder  wer  Frauen  unter  ]  8  Jahren ,  die  durch  Unzucht  Erwerb 
suchen,  bei  sich  aufnimmt,  wird  mit  Gefängnis  bestraft.  Im  Wiederholungs- 
fälle kann  die  Strafe  auf  Besserungsstrafe  bis  zu  2  Jahren  erhöht  werden. 

Es  ist  verboten,  sich  durch  Bekanntmachung,  durch  das  Aushängen  von 
Schildern,  Versenden  von  Beschreibungen  usw,  an  das  Publikum,  an  un- 
bekannte oder  unbestimmte  Personen  mit  Verkaufsanerbietung^n  solcher 
Gegenstände  zu  wenden,  die  geeignet  sind,  den  Folgen  des  Beischlafs  vor- 
zubeugen. Übertretungen  werden  usw.  gestraft. 

§  4.  Dieselbe  Strafe,  die  im  §  181 ')  des  allgemeinen  bürgerlichen  Straf- 
gesetzes vorgesehen  ist,  kommt  bei  denjenigen  zur  Anwendung,  welche 
unter  den  im  besagten  Paragraph  genannten  Verhältnissen  mit  ihrer  Ehe- 
hälfte körperlichen  Umgang  haben,  sofern  diese  dadurch  angesteckt  worden 
ist  und  binnen  eines  Jahres  nsch  dessen  Kenntnisnahme  Anklage  erhebt 

Wer  sich  nach  dem  §  181  des  allgemeinen  bürgerlichen  Strafgesetzes 
oder  der  obenstehenden  Bestimmung  straffällig  macht,  ist,  wenn  eine  Über- 
tragung der  Krankheit  auf  einen  anderen  stattgefunden  hat  und  dieser  nichts 
von  der  vorhandenen  Ansteckungsgefahr  wuHtc,  nicht  nur  verpflichtet,  dem 
Angesteckten  die  mit  der  Heilung  verbundenen  Kosten  zu  ersetzen,  sondern 
auch  für  die  durch  die  Krankheit  verursachten  Leiden  und  Verluste  Ersatz 
zu  leisten. 

§  5.  Personen,  welche  an  einer  Geschlechtskrankheit  leiden,  sind  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  Mittel  haben,  die  Kosten  ihrer  Heilung  selbst  zu 
bezahlen  oder  nicht,  berechtigt  zu  verlangen,  auf  öffentliche  Kosten  be- 
handelt zu  werden;  andererseits  sind  sie  verpflichtet,  sich  einer  derartigen 
Kur  zu  unterziehen,  wenn  sie  nicht  beweisen  können,  dal!  sie  sich  in  an- 
gemessene privatarzlliche  Behandlung  begeben  haben.  Sind  die  Verhält- 
nisse der  erkrankten  Personen  derart,  dali  sich  die  Übertragung  der  Krank- 
heit auf  andere  Personen  nur  durch  Absonderung  sicher  vorbeugen  lälit, 
oder  befolgen  sie  nicht  die  ihnen  zur  Vorbeugung  der  Ansteckung  ge- 
gebenen Vorschriften,  so  sind  sie  zur  Kur  in  ein  Krankenhaus  zu  bringen. 
Die  Entscheidung  ist  nötigenfalls  vom  Ämtmann  (in  Kopenhagen  vom 
Polizeidirektor)  unter  Berufung  an  den  Justizminister  zu  fällen  und  die 


')  §  181  des  Strafgesetzes.  Wer  weitl  oder  vermuten  muH,  daß  er  mit  einer 
vcntrisclitii  Krankheit  behaftet  sei  und  ( lesciiledithverkelir  mit  einem  anderen 
übt,  wird  mit  Gefängnisstrafe,  oder  unter  erschwert eri  Umstärulen  n;i(  Zwiings- 
,-irbcit  bestraft.  (Diese  Bestimmung  entspricht  dem  von  uns  gewünschten  Oe- 
tä  h  rtl  u  ng  s  naragraph  c  n , ) 
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F.rfiilluug  der  Vcipflidiluiig  t.inu  durch  <  jcldsuatcu ,  eventuell  durch  die 
Polizei  erzwungen  werden. 

Wer  eine  feste  Annen uiuerstid'uui.'  und  an  einer  ( icsdilcchtssirankhcit 
leidend  hcüiiiden  wird,  muH  zur  Kur  in  ein  Krankenhaus  aufgenommen 

§  6.  Wenn  e-  bei  Behandlung  der  K'ankcil  oder  am  Schiuli  derselben 
aus  Rücksicht  am"  die  AiiskcLur.gsgci:ihr  im  notwendig  erachtet  wird,  dal! 
der  Patient  fortdauernd  beaufsichtigt  wird,  soll  diesem  vom  Ante  der 
Aufing  erteill  werden,  sieh  ihm  zu  bestimmten  /eilen  vorzustellen  oder 
ihm  einen  schriftlichen  Beweis  zu  liefern,  ila:l  seine  Behandlung  tun  einem 
anderen  autorisierten  Arzt  übernommen  sei.  Formulare  zum  Gebrauch  für 
einen  derartigen  Auftrag  können  von  dem  I)  et  reffen  den  Amlsarjt  bezogen 
werden,  liclolgt  der  Betreffende  diesen  Auftrag  nietlt.  oder  will  der  Ar/1 
ihn  nicht  länger  behandeln,  und  zcigl  er  trotz  Aufforderung  keinen  schrifl- 
Ikhen  Beweis  vor,  daß  seine  Behandlung  von  einem  anderen  Arzt  über- 
nommen sei,  so  ist  im veiv ii;: Hill  dein  heu-eii  enden  öffentlichen  oder  visi- 
liereiidcn  Ar/1  Anzeige  zu  «-statt™,  der  dann  den  Betreffenden ,  in  ÜIht- 
cir.siiumuingmu  den  Bestimmungen  des  ^  1  i.  insKonstifationslokal  vorladet. 

S  ;".  f:s  ist  l'f lieht  eines  jeden  Arnes,  der  jemanden  wegen  Geschlechts- 
krankheit untersucht  oder  behandelt,  ihn  auf  die  Ansleckltngsfähigkcit  der 
Krankheil  und  die  gerichtlichen  böigen  aufmerksam  zu  machen,  falls  er 
jemanden  ansteckt  oder  der  Ansteckung  aussetzt,  sowie  den  Betreffenden 
besonders  zu  warnen,  in  den  Ehestand  zu  treten,  so  lange  eine  Ansteckungs- 
gefahr vorhanden  ist.  formulare  iiir  Mitteilungen  hierüber  können  von 
dem  betreffenden  Amtsarzt  der  Stadt  bezogen  werden. 

§8.JederAr/tltaliudcn  wöchentlichen  Berichten  an  den  Stadt-  oder  Kreis- 
arzt ausdrücklich  zu  bescheinigen,  dal!  er  die  Bestimmung  des  vorigen 
Paragraphen  befolgt  habe,  sowie  anzugeben,  wie  vielen  Personen  er  die 
in  §  6  erwähnte  Anordnung  erteilt  habe. 

Übertretungen  der  Bestimmungen  in  SS  0.  7  und  Absatz  1  dieses  Para- 
graphs  werden  mit  Geldbußen  bis  zu  200  Kr.  bestraft.  Wer  dem  be- 
treffenden Arzt  einen  falschen  Namen.  Stadl  oder  Wohnung  angibt,  wird 
nach  §  1  "ir.  des  Strafgesetzes  hestaft, 

S  Mit  Syphilis  behaftete  Kinde,  dürfen  nur  von  der  eigenen  Mutter 
gesäugt  werden.  Auch  darf  keine  Amme,  welche  weift  oder  vermutet,  dalf 
sie  von  der  Krankheit  befallen  sei.  das  Kind  einer  anderen  brau  säugen. 
Versehen  hiergegen  werden  mit  der  im  ^  I  Sl  de-  allgemeinen  bürgerlichen 
,stralgcse(/es  bestimmten  Strafe  belegt,  wobei  die  Schuldige,  wenn  sich  die 
Krankheit  weiter  verbreitet,  nicht  nur  verpflichtet  sein  soll,  den  Erkrankten 
die  mit  der  Heilung  verbundenen  Ko-Icn  /u  er-hnien,  sondern  sie  auch 
für  die  durch  die  Krankheit  verursachten  Leiden  und  Verluste  zu  ent- 
schädigen. 
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Dieselbe  Ersatzpflicht  trifft  denjenigen,  der  ein  Kind  in  Pflege  gibt,  von 
clem  er  weili,  (lall  es  von  einer  Gcsclilccluskraukheit  cr;;r:lien  sei.  odei 
im  Grund  /um  Verdacht  vorliegt,  dali  es  au  imi:  hi -k-iit-n  K;;t:i k 1 1 i-sl  leide, 
oder  wer  ein  einer  solchen  Kranken  verdächtiges  Kind  in  Pflege  gibt,  ohne 
daß  die  Pflegeeltern  oder  die  Amme,  bevor  die  Unterbringung  stattfändet, 
davon  in  Kenntnis  gesetzt  sind,  dali  das  Kind  krank  oder  verdächtig  sei, 
und  davon,  welche  Ansteckungsgefahr  damit  verbunden  sei.  Eine  derartige 
Unterbringung  ist  nicht  erlaubt,  wenn  dadurch  andere  Kinder  einer  An- 
steckungsgefahr ausgesetzt  sind.  Auf  die  l  'lu-rtrviuiii;  findet  die  llesiniuiuing 
de-  '2.  Sat/.c-s  im  [.  Stücke  entsprechende  Anwendung. 

Diese  Bestimmungen  gelten  aueii  den  öffentlichen  Behörden,  welche 
Kinder  zur  Pilcyc  und  zum  Aufsaugen  unterbringen. 

Ein  Kind  ist  als  der  Syphilis  verdächtig  zu  betrachten,  selbst  wenn  sich 
an  ihm  kein  Anzeigen  derselben  gefunden  hat,  wenn  eins  der  Ellern  sich 
vor  weniger  als  7  Jahren  Syphilis  zugezogen  hat  und  wenn  noch  nicht  drei 
Monate  i:udi  ücr  üeiiu/i  vergangen  sind. 

§  10.  jeder,  der  eines  im  '2.  Satz  der  >!§  1 ,  2,  4  oder  0  dieses  Gesetzes 
oder  im  *  181  des  allgemeinen  bürgci  liehen  S'.ratgcsctzcs  behandelten  Ver- 
sehen beschuldigt  wird,  kann  :uil  Aufn nvcrtiug  der  Polizei  mit  seiner  aus- 
dr  -ii  etlichen  Fumilliguii!;  cinci  ärztlichen  l  .:i:tci>ikl;img  unterzogen  werden. 
Im  Falle  der  Weigerung  bestimmt  das  Gericht  dur.-b  Urteil,  sofern  es  die 
Hesel) uld inline  aU  genügend  begründet  findet,  daii  die  Untersuchung  ohne 
f-üiwilliguug  stattfinden  soll. 

Sil.  Die  im  i  IN  erwähnten  ärztlichen  Uiitcrsucliuiic.cn  sind  an  dem 
von  der  Polizei  best  im  inten  Orte  vom  betreffenden  Stadl-  oder  Kreisarzt 
oder  von  einem  hierzu  besonders  angenommenen  visitierenden  Ar/t  vor- 
zunehmen. Frzwuiigviic  Uiitcrsurluuij.'  M  —  wenn  der  lielrefiemie  uiebl 
ausdrücklich  darauf  verzichtet  von  einem  Arzt  des  ideidicil  Geschlechts 
ik'-:-  IkticITcndeii  vorziiriclMue:i.  voievn  cir  solcher  in  der  belreffcuden 
Stadt  oder  dem  ärztlichen  Distrikt  oder  in  so  unmittelbarer  Nähe  praktiziert, 

treffende  Amt  gewillt  ist.  Untersuch  im  gen  dieser  Art  zu  übernehmen.  — 

gcsc'zl  ist,  welche  zur  gleiche:!  / eil  und  an)  bleichen  ( Irl  mücrv.irli:  wird, 
und  auf  I  Kr.  für  jede  der  füllenden,  sowie  eventuell  Krfördcruujesver- 
gültmg.  Für  die  Ausstellung  der  Bescheinigung  über  den  Untersuchungs- 
befund findet  keine  besondere  Bezahlung  Statt. 

5  12.  Die  öffentlichen  oder  visitierenden  Ärzte  haben  außer  dem  Vor- 
nehmen der  angeführten  ärztlichen  Untersuchungen  auch  sonst  zu  unter- 
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suchen  und,  wc rm  es  nöug  ist  und  dIur-  Aufnahme  in  ein  Ki-;m'ii','tiliiius- 
geschehen  kann,  jeden  zu  behandeln,  der  sieh  an  einer  Geschlechtskrankheit 
leidendansieweiiottLuiciiicvvicseiiwird.  Es  darf  tiieriürdeni  Patienten  keine 
Verein  mg  abgefordert  oder  von  ihm  entgegen  gen  oi  innen  werden.  Die 
Vergütung  erfolgt  aus  öffentlichen  Mitteln  nach  den  obigen  Bt-slhn rn m i i. 

In  Kopenhagen  muß  immer  für  eine  genügende  Anzahl  visitierender 
Arzte  gesorgt  sein,  die  täglich  zu  einer  he  st;  irrten  Zeil  in  den  verschiedenen 
Teilen  der  Stadt  nach  den  näheren  Bestimmungen  der  Sanitätsbehörde 
Sprechstunden  halten  sollen. 

§  13.  In  jedem  Tallf,  wu  der  öffentliche  oder  visitierende  Arzt  aus  Rück- 
sicht auf  die  Ansteckungsgefahr  es  für  nötig  halt,  hat  er  unter  Benutzung 
der  dazu  bestimmten  Formulare  den  Betreffenden  anzuweisen,  sich  zu  den 
näher  zu  bestimmenden  Zeiten  einzufinden. 

Die  Erfüllung  dieser  Anordnung  soll  eventuell  durch  Zwangsgeldstrafen 
erzwungen  werden,  die  von  dem  Amtmann  (in  Kopenhagen  vom  Polizei- 
direktor) unter  Berufung  an  den  Justizmiuisttr  auferlegt  werden  und,  wenn 
dies  nicht  fruchtet,  durch  die  Meldung  an  die  Polizei. 

§  14.  Wer  auf  öffentliche  Kosten  in  einem  Krankenhaus  zur  Behandlung 
für  Geschlechtskrankheiten  aufgenommen  ist,  darf  das  Krankenhaus  nur 
mit  ärztlicher  Erlaubnis  verlassen.  Übertretungen  dieser  Bestimmung 
werden  mit  Offüiigiiis  hei  gewöhnlicher  (icfiingiitskosl  Iiis  zu  21)  Tagen 
Uder  einfachem  Gefängnis  bis  zu  I  Monat  bestraft. 

§  15.  Die  Polizei  kann  Hotel wirlen,  Gastwirten  oder  Wirten  verbieten, 
Frauen  zu  beherbergen,  die  nach  dem  §  2  dieses  Gesetzes  bestraft  sind, 
sowie  derartige  Frauen  zur  Unterhaltung  oder  Aufwartung  der  Gäste  zu 
benutzen. 

Übertretungen  des  Verbots  werdet!  inil  Strafen  bis  zu  100  Kr.,  Gefängnis 
bei  gewöhnlicher  Gefüngriiskost  bis  zu  2  Monaten,  oder  mit  Zwangsarheil 
bis  zu  3  Monaten  bestraft  Ist  der  Betreffende  bisher  nicht  bestraft  oder 
gewarnt,  so  kann  eine  von  der  I 'nii/cibeiiördt  genehme  Verwarnung  an 
Stelle  der  Strafe  treten.  Jedoch  kann  eine  Verwarnung  nicht  gegeben 
werden,  wenn  der  Beschuldigte  ein  richterliches  Urteil  verlangt. 

§  16.  Enthält  Bestimmungen  über  das  Verhaiidlungsverfahren. 

§  17.  Der  Ausdruck  -  OescilledlbknmAkcib  in  diesem  Gesetz  schlielil 
die  in  der  Ärzte  Wissenschaft  als  Syphilis,  Gonorrhoea  und  Ulcus  venereum 
bezeichneten  Krankheitsformen  in  sich. 

§  18.  Betrifft  die  Zeil  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  und  der  Aufhebung 
früherer  Gesetze. 

Über  dieses  dänische  Gesetz  sagt  Dr.  jur.  ALICE  WESTERKAMP: 

In  Dänemark  ist  am  1 1.  Oktober  IQ-Ob  ein  Gesetz  über  die  Bekämpfung 
der  Öffentlichen  Unsittlich  keil  und  venerischen  Ansteckung  angenommen 
worden,  das  hier  in  mehrfacher  Hinsicht  interessiert. 
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a)  Was  die  Rcglciiicriucnuig  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  anlangt,  sn 
bestimmt  §  1,  Satz  I:  »jede  polizeiliche  Reglementierung  des  Unzucht- 
gewerbes  wird  aufgehoben. s  Salz  2  erklärt  jedoch  die  Bestimmungen  des 
Landstrcichergesetzes  vom  3.  Marz  1860  auf  die  Prostituierten  für  anwend- 
bar. Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  S  2  dieses  Gesetzes:  =  Von  jedem,  von 
dem  man  weil!,  daß  er  kein  Vermögen,  keine  Erwerbsquelle  oder  Stellung 
hat,  die  genügend  Sicherheit  dafür  bietet,  dall  er  seinen  Unterhalt  bestreitet, 
ohne  der  Allgemeinheit  zu  schaden,  kann  die  Polizeibehörde  Auskunft 
darüber  fordern,  wie  er  sich  unterhält.  Erweist  sich  die  Erklärung  des  Be- 
treffenden entweder  an  und  für  sich  oder  nach  angestellter  Untersuchung 
luiiie'i'icdineiul,  so  hat  die  Polizeibehörde  ihm  den  Auftrcijj  zu  erteilen,  sieh 
einen  gesetzin ä Ii igen  Erwerb  zu  suchen  und,  sofern  er  sieh  nicht  seihst 
Arbeit  verschaffen  kann,  ihm  solche  anzuweisen,  wobei  die  Hilfe  der 
Armenverwaltung  in  Anspruch  zu  nehmen  ist.  Die  Polizeibehörde 

überwachen,  ob  er  wirklich  den  von  ihm  angegebenen  oder  ihm 

schreiben,  sich  zu  bestimmten  Zeiten  vorzustellen  und  die 
nötige  Auskunft  zu  erteilen.  Die  angeführten  Anordnungen  sind  ins 
Polizeiprotokoll  einzutragen  mit  ausdrücklicher  Angabe,  dali  der  Betreffende 
auf  die  der  Übertretung  folgende  Strafe  hingewiesen  wurde.  Derjenige, 
welcher  die  ihm  gegebenen  Anweisungen  vernachlässigt,  ist  als  Land- 
streicher zu  betrachten.« 

Eine  Strafe  steht  auf  gewerbsmäßige  Unzucht  nur  in  den  in  §  2  des 
Gesetzes  vom  11.  Oktober  1906  ausdrücklich  erwähnten  Fällen:  »Wer  in 
einer  Weise  zur  Unzucht  auffordert  oder  eine  unsittliche  Lebensweise  der- 
artig zur  Schau  trägt,  dall  das  Anstandsgefühl  verletzt  und  öffentliches 
Ärgernis  erregt  wird,  oder  falls  Umwohnende  belästigt  werden,  wird  mit 
Gefängnis  oder  unter  erschwerenden  Umstünden  und  im  Wiederholungs- 
fälle mit  Zwangsarbeit  bestraf  i.  Lieizi-n  mildernde  Umstände  vor,  so  kann 
statt  Gefängnis  Geldstrafe  verhängt  werden.  —  Derselben  Strafe  verfälll 
die  Krau,  die  Unzucht  als  Gewerbe  betreibt,  wenn  sie  eine  erwachsene 
Mannsperson  oder  ein  unmündiges  Kind,  das  über  zwei  Jahre  alt  ist,  bei 
sich  zu  Hause  hat,  oder  zu  unzüchtigem  Zweck  liesuch  von  Mannspersonen 
unter  18  Jahren  empfängt.  —  Für  denjenigen,  der  bisher  wegen  eines  der 
hier  angeführten  Vorkommnisse  weder  bestraft  noch  verwarnt  war,  kann 
eine  von  der  Polizeibehörde  erteilte  Warnung  anstatt  der  Strafe  treten. 
Jedoch  darf  eine  Vcrwnmuiie;  nicht  -lanfiuden,  wenn  der  Beschuldigte  ein 
richterliches  Urteil  verlangt« 

Dazu  kommt  §  10  desselben  Geselz es,  wonach  jeder,  der  gewerbsmäßig 
Unzucht  treibt  und  unter  die  oben  zitierte  Bestimmung  des  Landstreicher- 
gesetzes fällt,  oder  der  gegen  §  2  des  Gesetzes  von  1906  verstößt,  -auf 
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Aufforderung  der  Polizei  mit  seiner  ausdrücklichen  Einwilligung  einer 
ärztlichen  Untersuchung  unterzogen  werden  kann.  Im  Falle  der  Weigerung 
bestimm!  ilii-  <  rericlu  durch  l  Irle'l,  sofern      ilk'  ['„  M'liuldignug  gcmigvni: 

In  Zusammenhang  hiermit  steht  schlicUlich  S  Ii:  Die  f'nlizei  kann 
I  lulclwirten.  <  rnFl wrrtL-:l  oder  Wiren  verbieten,  brauen  >v.  hth.'ihi  i -t-ii, 

UiHcrlialhtng  oder  Aufwartung  der  Gäste  zu  heuut/eu.  —  Übcrlrcluugcii 
ilts  Verbots  werden  mil  St^ifin  bis  /n  1  [)n  Kronen.  Gefängnis  bei  gew  1 1 1 1 - 
lieber  Uciängn^kost  bis  /u  zwei  Miniatcn  oder  mit  Zwangsarbeit  bis  zu 
drei  Mututcti  bestraft.  Ist  der  betreffende  bisher  nicht  gc-trafi  oder  gewann, 
;-o  kann  eitle  vnii  der  I 'olize'hcho-ile  gege-bene  Verwarnung  cu  Melle  iler 
Strafe  ;rctcn.  jedoch  kann  eint  Verwarnung  nicht  gegeben  werden,  wein; 
der  ItcschnUiigV  ein  'ä'itcrl  idie^.  Urteil  verlangt.' 

h)  Auf  die  Kuppelei  bezieht  sich  S  3,  I  und  2  des  Gesetzes  von  1506: 
Ks  isl  verboten,  ein  Hordel;  zu  halten.  Derjenige,  welcher  dieses  Gebot 
übertritt,  wird  mit  Ijcssenitigssti-dc  oder  Zwangsarbeit  oder  Gefängnis  bei 
gewöhnlicher  <  iciängniskosl  bestall,  derselben  Strafe  verfallt  derjenige, 
welcher  sieh  dt-r  Kupin-lfi  schuldig  inaeiu.  Wer  Gewinns  ballier  Per- 
sonen verseb iedei teu  Ge-clikrlits  Unterkunft  gewähr!,  tun  dort  Unzucht 
zu  üben,  oder  wer  Zimmer  vermietet,  die  nicht  zu  dauerndem  Aufenthalt 
dienen,  sondern  nur  um  Gelegenheit  zur  Unzucht  zu  geben,  oder  wer 
Frauen  unter  18  Jahren,  die  durch  Unzucht  Erwerb  suchen,  bei  sich  auf- 
nimmt, wird  mil  ( ieiängüis  bestraft,  hti  Wiederholungsfälle  kann  d:e  Strafe 
auf  iScsseuuigsstrafe  bis  /.n  zwei  Jahren  erhob!  werden1!... 

el  nie  venerische  Infektion  wird  ditreli  5  131  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Strafgesetzbuches  getroffen:  »Wer  weift  oder  vermuten  mufi,  dalf 
er  mit  einer  venerischen  Krankheit  beiladet  sei  und  Geschlechtsverkehr 
mit  einem  anderen  übt,  wird  mit  Gefängnisstrafe,  oder  unter  erschwerten 
Umständen  mit  Zwangsarbeit  bestraft." 

nazu  bestimmt  §  4  des  Gesetzes  von  1906,  dal!  dieselbe  Strafe  den- 
jenigen trifft,  der  unter  den  Voraussetzungen  des  §  181  mit  seinem  Ehe- 
gatten geschlechtlich  verkehrt,  sofern  dieser  dadurch  angesteckt  worden 
ist  und  binnen  eines  Jahres  nach  erlangter  Kenntnis  Anklage  erhebt«.  Eine 
Schadensersatz^  Mi  cht.  die  sich  nicht  nur  auf  die  mit  der  Heilung  verbundenen 
Kosten  erstreckt,  sondern  auch  Ersatz  lür  die  durch  die  Krankheit  ver- 
ursachten beiden  und  Verluste  imifalil,  wird  durch  ^  4,  2  festgesetzt,  •so- 
fern der  Angesteckte  nichts  von  der  vorhandenen  ;\ii-teek;iiig?geialir  wul'üe  . 

Die  Übertragung  einer  Geschlechtskrankheit  auf  anderem  Wege  als  durch 
geschlechtlichen  Verkehr  wird  in  § ')  behandelt:  'Mit  Syphilis  behaftete 

I  nie  Annahmt  coli  l'i'^litiiieitcv  :„■  ;utailu.'v  Mirt,T-:ru-n  ist  rieaill.ich 
straffrei. 
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Käiiün  dürfen  mir  von  der  eigenen  Mutlrr  gesäugt  werden.  Audi  darf 
keine  Amme,  welche  weil!  oder  vermutet.  da:i  sie  von  der  Krankheit  be- 
fallen sei,  das  Kind  einer  .Indern  f:rau  Ziagen.  Die  Strafe  ist  die  des  j  I  S  ! 
St*. i  15.  Gefängnisstrafe,  unter  erschwerten  Umständen  /wam'sarbeit 
die  Schadenersatzpflicht  ist  die  des  §  4,  2  des  Gesetzes  von  1 Q06.  »Dieselbe 
Frsa;/.pfiiclu  iritfi  denjenigen,  der  ein  Kind  ir;  Pflege  gibt,  von  dem  er  weiß, 
da  Ii  es  von  einei  <  ieschlcehbknnikheit  ergriffen  sei,  oder  wo  Grund  zum 
Verdacht  vorliegt,  daß  es  an  einer  solciicii  Krankheit  leide,  oder  der  ein 
einer  solchen  Kianklieit  verdächtige;  Kind  in  Pflege  gibt,  ohne  dali  die 
l'tlegcchcrn  oder  die  Amine,  bevor  die  1  'nterhriuguiii;  stattfindet,  davon  in 
Kenntnis  gese-t/t  sind,  (lall  c:as  Kind  krank  ndei  verdächtig  sei.  ur.d  davon, 
welche  Ansieck  •■  g-ce-  il  :  im  i -.;  . t  r I ■■  i .-..:« ;i  .  m-  i'Im-  ist  eine  derartige 
Unterbringung.  "Wenn  dadurch  andere  Kinder  einer  Anstel»!  ingsgi  iv.u 
ausgesetzt  find'.  Die  Strafe  i*:  wiederum  die  de-  §  IX\  StGB,  «»ic*  Be- 
stimmungen gelten  auch  den  olfenthehen  Behörden,  welche  Kmiler  /ui 
Pflege  oder  tum  Aufsaugen  unterbringen  -  Km  Kind  ist  als  der  Syphilis 
verdächtig  iu  bei ra einen,  seihst  wenn  s.ch  an  ihm  kein  Anzeichen  derselben 
gefunden  hat.  wenn  ein  hllernteil  sich  vor  weniger  als  siehen  Jahren 
Syphilis  zugezogen  nJt  "fii  wenn  nuch  nicht  drei  Monate  nach  der 
Geburt  vergangen  sind.- 

d)  Es  klimmen  ferner  in  Betracht  die  Bestimmungen,  die  der  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  durch  ärztliche  Beobachtung  und  Behandlung 
dienen,  klier  ist  zunächst  wichtig  die  sdioti  oben  erwähnte,  in  §  10  des 
Gesetzes  von  l'IUO  gegebene  Möglichkeit  einer  ärztlichen  Untersuch ung, 
die  entweder  mit  ausdrücklicher  Einwilligung  Oes  lietreffenden  oder  im 
'  Falle  seiner  Weigerung  —  infolge  gerichtlichen  I  :rieils  stattfindet.  Außer 
den  ohen  erwähnten  Kategorien  kann  diese  Untersuchung  stattfinden  bei 
denen,  die  einen  anderen  der  Gefahr  der  Anslcckung  mit  einer  Geschlechts- 
krankheit aussetzen.  Uber  die- Vornahme  dieser  Untersuchung  bestimmt 
§11:  Die  in  $  10  erwähnten  Uiitersilcllilegcn  sind  au  dem  von  der 
Polizei  bestimmten  Ort  vom  betreffenden  Stadt-  oder  Kreisarzt  oder  von 
einem  hierzu  besonders  angenommenen  visitierenden  Arzl  vorzunehmen. 
Erzwungene.  Untersuchung  ist  —  wenn  der  Betreffende  nicht  ausdrücklich 
darauf  verachtet  —  von  einem  Arzt  des  gleichen  Geschlechts  des  Be- 
treffenden vorzunehmen,  sofern  ein  solche:  in  der  betreffenden  Stadt  oder 
dem  ärztlichen  Distrikt  oder  in  so  unmittel  barer  Nähe  praktiziert,  dall  kein 
Aufenthalt  von  Bedeutung  dadurch  verursacht  wird,  und  der  betreffende 
Arzt  gewillt  ist,  Untersuchungen  dieser  Art  zu  übernehmen.« 

Neben  der  ärztlichen  Untersuchung  steht  die  ärztliche  Behandlung, 
unter  Umständen  die  zwangsweise  Behandlung  in  einem  Krankenhause. 
§  5  sagt  darüber:  -Personen,  welche  an  einer  Geschlechtskrankheit  leiden, 
sind  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  Mittel  haben,  die  Kosten  ihrer  Heilung 
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selbst  zu  bezahlen  oder  rieht,  berechtigt  zu  verlangen,  auf  öffentliche 
Kosten  behandelt  zu  werden;  andererseits  sind  sie  verpflichtet, sich  einer 
derartigen  Kur  zu  unterziehen,  wenn  sie  nicht  beweisen  können,  daß  sie 
sich  in  angemessene  privatärztlichc  Behandlung  hegeheu  haben.  Sind  die 
Verhältnisse  der  erkrankten  Personen  derart,  daß  sich  die  Übertragung  der 
Krankheit  auf  andere  Personen  nur  durch  Absonderung  sicher  vorbeugen 
läßt,  oder  befolgen  sie  nicht  die  ihnen  zur  Vorbeugung  der  Ansteckung 
gegebenen  Vorschriften,  so  sind  sie  zur  Kur  in  ein  Krankenhaus  zu  bringen. 
Dil'  l'iilsrhcidung  ist  nötigenfalls  vom  Amtmann  (in  Kopenhagen  vom 
Poliztidirektorl  unter  Berufung  an  den  Justizminister  zu  fällen,  und  die 
Erfüllung  der  Verpflichtung  kann  durch  Geldstrafen,  eventuell  durch  die 
Polizei  erzwungen  werden.  —  Wer  eine  feste  Armen  Unterstützung  bezieht 
und  an  einer  Geschlechtskrankheit  leidend  befunden  wird,  muß  zur  Kur 
in  ein  Krankenhaus  aufgenommen  werden.» 

,  Es  ist  ein  außerordentlich  gesunder  Gedanke,  der  Berechtigung,  auf 
öffentliche  Kosten  behandelt  zu  werden,  die  Verpflichtung,  sich  dieser 
Behandlung  zu  unterziehen,  gegenüberzustellen.  Ihr  wird  Nachdruck  ver- 
liehen durch  §  14  des  Gesetzes  von  1906:  -Wer  auf  öffentliche  Kosten  in 
einem  Krankenhaus  zur  Behandlung  wegen  Geschlechtskrankheiten  auf- 
genommen ist,  darf  das  Krankenhaus  nur  mit  ärztlicher  Erlaubnis 

verlassen,  Übertretungen  dieser  Bestimmung  werden  mit  Gefängnis  bei 
iicevoliuliclier  Geüineu^kost  bis  zu  20  Tagen  oder  einfachem  Gefängnis 
bis  zu  einem  Monat  bestraft« 

Eine  Zwangsüberwachung  steht  §  6  vor:  >Wenn  es  bei  Behandlung 
der  Krankheit  oder  am  Schluß  derselben  aus  Rücksicht  auf  die  Ansteckungs- 
gefahr iiir  notwendig  erachtet  wird,  dal!  der  Patient  fortdauernd  beaufsichtigt 
wird,  soll  diesem  vom  Arzte  der  Auftrag  erteilt  werden,  sich  ihm  zu  be- 
stimmten Zeiten  vorzustellen  oder  ihm  einen  schriftlichen  Beweis  zu  liefern, 
daß  seine  Behandlung  von  einem  anderen  autorisierten  Arzt  übernommen 
sei.  Formulare  zum  Gebrauch  für  einen  derartigen  Auftrag  können  von 
dem  betreuenden  Amtsarzt  bezogen  werden.  Befolgt  der  Betreffende  diesen 
Autlras  nklil  oder  will  der  Ar/1  nicht  langer  helnudelu.  und  zeig!  er 
im:/.  Auffordern  Hj.;  keinen  schriftlichen  Beweis  vor,  daß  seine  Behandlung 
von  einem  anderen  Arzte  übernommen  worden  sei,  so  ist  um-er/iiglich  dem 
betreffenden  öffentlichen  oder  visitierenden  Arzt  Anzeige  zu  erstatten,  der 
dann  den  Betreffenden  ....  vorladet.' 

I'ine  weitgehende  A  n  f  k  I  ;i  rt!  u  i\  '  pf  1  i  e  h  I  des  Arztes  -einen  Patienten 
«!-;;eiu'iher  konsultiert  ^  7  :  ■iT<  i-l  Pflicht  eines  jeden  Ar/tcs,  der  jemanden 
wegen  Geschlechtskrankheit  untersucht  oder  behandelt,  ihn  auf  die  An- 
steck ungsfäh  igkeit  der  Krankheit  und  auf  die  gerichtlichen  Folgen  aufmerk- 
sam zu  machen,  falls  er  jemanden  ansteckt,  oder  der  Ansteckung  aussetzt, 
sowie  den  Betretenden  besonders  zu  »'amen,  in  den  Ehestand  zu  treten, 
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solange  eint-  Ansteckungsaeiahr  v-nrliaiidcn  ist.  |-'r>ruuilarc  für  Mit- 
teilungen hierüber  können  von  dem  betreffenden  Amtsarzt  der  Stadt 
bezogen  werden«. 

Übertretungen  der  durch  §§  6  und  7  sowohl  dem  Patienten  wie  dem 
Arzte  auferlegten  Verpflichtungen  werden  mit  Geldstrafen  bis  zu  200 
Kronen  bestraft. 

§  12  handelt  über  diu  Pflicht  dir  öffentlichen  (Hier  visitieren  Jen  Arzte 
zur  Vornahme  der  angeordneten  Untersuchungen,  sowie  zur  Untersuchung 
iitul  Behandlung  jedes  Gesclilechlskrauken,  der  sieh  an  sie  wendet  oder  an 
sie  gewiesen  wird.  ^Es  darf  hierfür  dem  Patienten  keine  Vergütung  ab- 
gefordert oder  von  ihm  entgegengenommen  werden.*  Die  Vergütung  ist 
in  §  II  zweite  Hälfte  geregelt.  . 

Oer  öffentliche  oder  visitierende  A-'l  kann  nach  §  !'!  des  Gcsel/es  von 
1006  den  Erkrankten    in  jedem  Fülle,  in  dem  er  es  ans  Rücksicht  auf  die 

Formulare  anweisen,  sich  zu  den  näher  zu  bestimmenden  Zeiten  einzufinden. 

Die  Erfüllung  dieser  Anordnung  soll  eventuell  durch  /.wangsgeld  strafen 
er'\viins;ei:  werden,  die  von  dein  Amtmann  (in  Kopenhagen  dem  Polizei- 
direktor)  unter  Berufung  an  den  Jnstizmiiii-tcr  auferlegt  werden,  und,  wenn 
dies  nicht  fruchtet,  durch  Meldung  an  die  Polizei.« 

FLEXNER  schreibt  L  c.  dazu: 

■  Im  Gegensatz  zu  der  energischen  Annahme  des-  rreiwilligkcitrcrutid  ■ 
sat/.cs  (Italien:;)  trägt  die  lühnsche  Politik  noch  gewisse  Spuren  eines  polizei- 
lichen Systems.  Es  ist  vorbehalten  z.  B.  das  Recht  zwangsweiser  Unter- 
suchung im  Falie  Frauen  wegen  professioneller  Prostitution  verhaftet 
worden  sind;  das  dänische  Gesetz  gibt  ferner  der  Polizei  Vollmacht  zu 
zwangsweisem  Vorgehen  bei  venerischer  Erkrankung  usw. 

Die  dänischen  Gesetzgeher  waren  augenscheinlich  zu  ängstlich,  um 
energisch  vorzugehen.  Einerseits  waren  sie  sich  ganz  klar  darüber,  daß 
Regulation  verfehlt  sei,  nicht  allein  deshalb,  weil  sie  Männer  gar  nicht  und 
auch  verhältnismäßig  nur  wenige  Frauen  traf,  sondern  auch,  weil  das 
Zusannncnkoppeln  vi  in  Krankheit  mit  eventuelle*  Strafnarkeit  dahin  führe, 
die  Krankheit  zu  verheimlichen.  Sie  sahen  ein.  daß  mau.  tun  die  Gesnnd- 
heitsverhältnissc  der  Allgemeinheit  v.a  bessern,  an  das  fnlercsse,  an  die 
Intelligenz  ;ler  Patienten  Selbst  appellieren  müsse;  sie  müßten  gelehrt 

werden,  da  Ii  sie  ihrer  selbst  und  nicht  der  am!e:vn  wegen  bei  delf  werden, 

und  daß  die  Behandlung  von  Wissenschaft!  fctu-m  Hei-lc  geleitet,  frei  und 
für  jedermann  zugänglich  sein  müsse.  Aber,  wenn  man  der  Polizei  auch 
nur  die  allergeringsten  Keelue  einräumt,  nie  ist  es  dann  ausgeschlossen, 
dal!  man  am  Peglemenlin'iii'e  zurückgreift,  welche  hauptsächlich  nur  für 
Frauen  anwendbar  ist      eine  [Jolitik,  welcher  wir  unüberbrückbare  Be- 


tatistischc  Eteweisfiiliiuri^  (,li:u  Aiv/t i^L-pflicht  unmöglich 
r  gibt  (nach  Neilter)  ffil^cnde  Tabelle: 


Kranh  I  Krai 
hetimilr.Tie  lx>(iin< 


Hill 


780 


741) 


160 


364 


117 


133 


unii  bemerkt  dazu:  Fünf  Jahre  hindurch  hallen  1749  Personen 
unterlassen,  sich  wegen  venerischer  Krankheit  behandeln  zu  lassen, 
nachdem  sie  von  ihren  Ärzten  entlüden  wurden  waren;  1310  von  ihnen 
waren  Männer.  439  Frauen.  Es  scheint  deshalb,  daß  Männer 
weniger  kl  Ii K,  einsieht  ii;  iiiilI  iiev.e.-.eiiti.ir  in  .Ii'!  Verl  ni  Willis  n.\i'eliu;ilik>er 
und  freiwilliger  Behandlung  sind,  als  Frauen.  Jedes  Geschlecht  kann 
natürlich  imstande  sein,  unheschränkl  Ansteckung  zu  verbreiten:  Frauen, 
indem  sie  eine  Menge  Männer,  Männer,  indem  sie  eine  Menge  Frauen 
anstecken.  Wenn  deshalb  (wie  es  bei  der  Reglementierung  geschieht) 
zwangsweise  medizinische  lintersneliutiK  und  Hehandliinir  nur  bei  einem 
ücschccht  angewandt  wird,  so  müllte  sie,  imeli  I  iusieht  Kop-'iili.iüemr 
Ziffern, eher  bei  Männern  als  bei  Frauen  angewendet  werden.  Denn  Zwang, 
wenn  er  erwünscht  ist,  würde  besser  bei  dem  Geschlecht  zur  Anwendung 
kommen,  welches  den  geringe"  Gebrauch  von  der  freiwilligen  ISehatid- 
lung  macht. 

Was  die  Zahl  der  nns;c/ci«trii  Krankheiten  "anlaiiül,  so  bewegen  sie  sich 
in  Kopenhagen  in  Wellen '),  wie  aus  Inl^eiKler  Tabelle  ersichtlich  ist: 
pro  IOuUO  Einwohner: 
Gonorrhoe     Ulcus  venereu m  Syphilis 
1867-1871  ......    141  63  4<J 

1872-1S76    157  5g  37 

1877-1881  -   113  43  37 

1882-1886    214  50  55 

ItWV    lü'i!  .....    15-,  28  38 

lüüJ-li-oo           .  .    ILM)  Ii  35 

1897-1W1    130  21  49 


'|  Fs  sei  wiederholt  bemerk!,  dar!  ohne  disfcrete  Ati/eieepilicht  alle  Se«ual- 

i  I  III  I  III  1,1  alle  hat,  lütiRt 

wie  lit'ini  Ar/t  vielfiii1!'.  ■.-■■Ii  iler  i;-eieiiiL'!i!eii  lYijji;ij;:iii(l:i,  tiieh!  niii  einer  Ver- 
liLi-lir'.ini'  ,iii  irivelile.-libkiaiil.il, i'.n  ..Ii.    ([)r.  Drcaw). 
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1908    142  26  56 

Es  iil  also  unzulässij;,  die  Steigerung  der  Zahlen  in  den  letzten  zwei  Jahren 
ai:i  das  neucCifscU  zu  beziehen.  ItüIut  «i ml  die  Zjlilk'ri  midi  Ih'iIut  iiewcscn  ; 
auch  die  erweiterte  Gelegenheit  zu  unentgeltlicher  Behandlung  hat  ohne 
Zweifel  eine  Steigerung  der  Anzeigen  herbeigeführt,  ohne  daß  deshalb  not- 
wendigerweise eine  Mehrung  der  Krankheitsfälle  vorhanden  ist.  Grölicrc 
Bedeutung  kann  man  vielleicht  den  mn  l'orrtoppi  da  n  mitgeteilten  Zahlen 
der  in  die  Spitäler  aufgenommenen  venerischen  Patienten  beilegen,  und 
hier  scheint  es  wirklich,  daß  die  Entwicklung  in  den  letzten  Jahren  in 
falscher  Richtuni;  seht.  In  die  Abteilungen  für  ücsclucclitskninkheitcn  der 
städtischen  Krankenhäuser  zu      •ricn Ikll^lji  wurden  aufgenommen: 

1905    804  Männer  1774  Weiber 

1906    658     ,.       1031  „ 


Diese  Zahlen  scheinen  zu  zeigen,  dal!  die  Weiher  sich  der  Behandlung 
entziehen,  so  daß  dadurch  die  Ansteckungsgefahr  vergrößert  wird  (Münch- 
med.  Wochenschr.  1909,  S.  1203). 

PONTÜl'PiDAN  berichtete  auf  dem  Internat  med.  Kongreß  zu 


id  und 
■ist  alte 
I  doch 


waren  die  technischen  Schwierigkeiten  f;ir  eine  v,-irks.nn  vorbeugende  medi- 
zinische Untersuchung  so  augenscheinlich,  d.ili  selbst  die  strammsten  An- 
hänger vorbei  igen  der  Kniitrollc  davon  abseilen  mußten.  Sie  gaben  das 
alte  System  mit  sehr  wenig  Bedauern  auf,  und  das  Gesell;  vom  30.  März 
1906  wurde  bewilligt. 

Wie  ist  nun  seither  die  Sachlage? 

Die  Ärzte  behandeln  ihre  Kranken  meistens  geradeso  wie  vorher;  sie 
Kranken  zu  behalten.  Sie  beschränken  ihre  Macht  auf  Fülle,  welche  als 
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i'ine  besonders  gefährliche  Sorte  anzusehen  sind:  Ha  Ihprosiit  Liierte,  Zu- 
hälter und  andere  unsaubere  Subjekte.  Natürlich  kommen  solche  Fälle 
meist  in  der  Hospitalpraxis  und  in  den  öffentlichen  Sprechzimmern  vor. 
Und  mit  dieser,  allerdings  nicht  vorgesehenen  Einschränkung  scheint  das 
(leset',  indem  es  s'ch  auf  den  medizinischen  Standpunkt  stellt.  rauz  Rufen 
Erfolg  ?u  haben. 

Wir  Mediziner  müssen  nur  einen  festen  Standpunkt  gegen  die  Polizei 
und  die  Gerichtshöfe  einnehmen,  wiche  immer  verlanget:,  dal!  das  Gesetz 
'als  eine  neue  Art  polizeilicher  Überwachung  anzuwenden  sei.  Dieselben 
Liul'liisse  haben  dazu  geführt,  immer  mehr  die  Anwendung  von  Strafen 
einzuführen,  welche  seit  1  <)!)rj  immer  mehr  zugenommen  haben  und  meistens 
Liegen  die  [Tauen  ucrichtet  simi.  Hier  haben  ebenfalls  die  Ar/tc  einen 
tüchtigen  Wider. taiul  geleistet  und  neuere  Angriffe  dieser  Art  haben  nach- 
gelassen. Iii  ist  i!i  :n  amtlichen  Stande  m  verdanken,  \eeleher  Iren  au  seiner 
allen  Auifassim:;  festhält,  dali  die  Anwendung  sehr  seliarler  Maßregeln 
soweit  wie  nur  möglich  .-ml  solche  l-'idle  /u  beschränken  .«ind,  wo  solch 
strenges  Vorgehen  von  Nutzen  sein  kann.  Wäre  anders  verfahren  worden, 
so  unterliegt  es  keinem  Zweifei,  dali  die  Kranken,  al igescli reckt  durch  die 
Zwang^mallre^eln  des  Uesct/e;.,  einfach  nicht  ir.eiir  die  Arzte  aufsuchen 
und  deren  Behandlung  soviel  wie  möglich  vermeiden  würden,  geradeso 
wie  es  die  Prostituierten  vorher  machten,  da  sie  die  polizeiliche  Ein- 
mischung, zw-augsweise  1  h ispitalbchandluue.  usw.  fürehten. 

Der  Teil  des  Gesetzes,  welcher  darauf  hinzielt,  die  Kranken  über  die 
Art  ihrer  Krankheit  und  die  Gefahr  der  Ansteckung  usw.  aufzuklären,  hat 
fjuten  Erfolg  gehabt  und  jedermann  ist  damit  zufrieden.  Dasselbe  könnte 
von  den  MaSrcgeln  gesagt  werden,  welche  es  den  Kranken  erleichtern, 
freie  ambulatorische  oder  Hospitalbehaudlime.  r.\  bekommen.  Wir  haben 
in  Kopenhagen  12  Stellen,  wo,  teilweise  auch  abends,  zuverlässige 
Männer  jeden  Tag  konsultiert  werden,  und  Frauenärzte  speziell  nur 
für  Frauen.  Kopenhagen  hat  mehr  als  300  Hospitalbetten  für  venerische 
Kranke,  welche  gewöhnlich  voll  besetzt  sind  -  die  doppelte  Anzahl 
von  London. 

Wenn  Sie  nun  meine  Ansicht  wissen  Wullen  über  die  sanitären  Resultate, 
welchedie  Unterdrückung  der  Staatskontrolle  zeitigt,  da  diese  Kontrolle  durch 
MaBregeln  mehr  allgemeiner  Natur  ersetzt  wird,  so  bin  ich  um  eine  abschlie- 
ßende Antwort  verlegen,  da  die  Zeit  der  Beobachtung  noch  zu  kurz  ist.  Persön- 
lich bin  ich  der  Meinung,  dal!  die  Dinge  sich  bis  jetzt  sehr  wenig  verändert 
haben,  so  wen  ig.da  Hei  n  Unterschied  statistisch  gar  nicht  erwiesen  werden  kann. 

Deshalb  glaube  ich.  dali  die  Staats  Kontrolle,  insofern  sie  Reglementierung 
der  Prostitution  mit  Zwangsmallregeln  in  sieh  sehlielit,  nur  sehlechte  Dienste 
leistet.  Zwang,  Schroffheit  und  Strafe  haben  und  werden  niemals  in  dem 
Krieg  gegen  die  venerischen  Krankheiten  Erfolg  haben.  Alles  muß  den 
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Ärzten  überlassen  bleiben,  welche  erfolgreich  gegen  andere  endemische 
Krankheilen  gekämpft  haben  und  hier  auch  dasselbe  leisten  werden,  wenn 
man  ihnen  allein  die  Verantwortung  überläßt.  Wenn  wir  das  Vertrauen 
unserer  Kranken  erwerben  können,  so  sind  wir  besser  fähipf,  untren  Weg 
/.n  verfolgen,  riml  bereits  scheint  es  :n:f  diese  Wci'c  möglich  zu  -ein,  Lim 
ein  Beispiel  an/idiilircn.  die  ke,inbiniei le  S:sl vm ^Liiheliiiudlmig  eiri/uiiiliren, 
welche,  wie  ich  hoffe,  rnelir  [fir  das  brjöscheii !!  der  S>pliilis  tun  wird,  als 
alle  Staatskonlrollc  (.'der  Zwaiigssystcnic. : 

Dr.  SVEND  LOMMOLT  (Kopenhagen!  berichtet  über  die  Prophylaxe 
der  venerischen  K ra n k I: e if e n  in  1  n  emarv  /ir  Pi  iTismodli  anl  dein 
Abolilionistischcn  Kongreß  1014: 

In  Kopenhagen  werdt  n  jet/1  auf  (innid  de-  (ic-el/o,  diili  jeder  venerische 
Kranke  das  Recht  lud.  sich  unciitgehlicli  beliandehi  zu  lassen,  60°/a  sämt- 
licher venerischen  Fidle  auf  öffentlich!.'  kosten  behandelt.  (Kopenhagen  hat 
jetzt  ungefähr  eine  liaibe  Million  LiiineolnicrJ  Viir  Fünftel  aller  venerischen 
Fälle  Dänemarks  befinden  -dch  in  Kujn-rihasjen.  Daselbst  ist  aneli  die  lii'üeu- 
zahl  jetzt  so  verstärkt  (auf  240),  daß  ein  Bett  auf  1500  Einwohner  kommt 
(überhaupt  kommen  acht  Hospital  betten  auf  1000  Einwohner).  Die  Tat- 
sache, daß  so  viele  venerische  Kranke  sieb  in  Hi^pitalbebandbin.L!  begeben, 
ist  natürlich  von  eniliter  licdeidmis;  mit  Iii  z:ig  auf  die  Verhütung  v  eilerer 
Infektionen.  Freilich  kann  nicht  geleugnet  werden,  dali  daihrrcb  .■-ehr  grobe 
Unkosten  erwachsen.  Auch  isl  damit  r.\:  rechnen,  dall  iiiiinihe-  junge 
Mädchen  ihireh  Ikriiln  uug  mit  min.aTwi-riigcri  riemeiiteii  im  HospihI 
auf  schlechte  Wege  gerät. 

Neben derl  fuspikilbch  .ilung]x'Stclileinciiiiciirgcldichc.amlnila;ixi;cbc. 

Dieselbe  wird  durch  12  Ärzte,  darunter  zwei  weibliche,  die  in  verschiedenen 
Distrikten  der  Stadt  ihre  Sprech  stünden  halten,  ausgeübt. 

Was  die  im  Oeselz  von  1906  vorgesehenen  Zwaugsnia  [kegeln  betrifft, 
so  legt  das  Gesetz  jedem  Geschlechtskranken  die  Verpflichtung  auf  (unter 
Strafandrohung),  ärztliche  Hilfe  und  Behandlung  zu  suchen.  Diese  Be- 
stimmung ist  aber  im  Publikum  sehr  wenig  bekannt  und  ist  lür  kaum 
jemand  der  Beweggrund,  är/lliclie  Milte  iuil/u -neben.  Übrigens  ist  diese 
Bestimmung  nicht  von  geringem  praktischen  Wert,  soweit  sie  Kranke,  ihre 
Behandlung  und  die  geforderten  Vorsichtsmaßregeln  betrifft.  In  Jahre  1912 
wurden  nicht  weniger  wie  457  Männer  und  170  Frauen  durch  die  iautiäis- 
polizei  zwangsweise  der  M  ospitalbdtandlung  zugeführt.  Die  Befürchtung, 
daß  durch  diese  Maßregeln  da.  Vernähen  de:  Patienten  zu  dem  Arzt  et- 

■)  hn  *;hkfhter  l'n.phn1  Zirka  0  Millionen  <;ci(!llc;hW,l■Jnke,  L'nd  I.e. 
iÄKXi  Soldaten  m  K.ei  Kirfjen  mns  i.,1(f(li.iüer  SaivaojnanwenduiiK  «4.7 
Pio/em  ungeteilt.  N*;h  l'o.l  llunnei  Pioienf  lHu  J.e  Todesfälle 
t'%.1,  I  ebeieiki  anklagen  S  l'nvent,  Ijhirtngen.  r.fhlind'jngrn,  Pnijlysen- 
ver-trehrung    l.'nrt  .n  Fiarli:e.,li  |dei  /»r:tt  Erwachsene' 
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schlittert  werden  konnte,  kann  nicht  aulrecht  erhalten  werdet 
beweist  die  grolle  Zahl  von  Patienten,  die  sich  in  Behandln! 
dal!  die  Strafbestimmungen  sie  nicht  abschrecken. 


fälle,  darunter  57  Fälle  vu.:  Syphilis,  IwigCMdk.  Lim-  regelmäßige  Kontroll- 
iiiitersndum  «  sdiliclil  sich  aber  nielit  an  diese  l'e-;tslel  hingen.  (Iii;  meisten 
dieser  einmal  aufgegriffenen  und  hchaiidelicTi  hauen  kommt  nie  wieder 
zu  ärztlicher  Behandlung  oder  erst  nach  vielen  Jahren,  und  auch  dann 
immer  wieder,  weil  sie  als  Vagabund  innen  aufgegriffen  und  bestraft 
wurden.  Der  sanitäre  Wert  dieser  ganzen  Maßregel  ist  sicherlich  nicht 
sehr  groß,  wenn  auch  zugegeben  werden  muH,  dal!  von  Zeit  zu  Zeit 
recht  vcrtiaeh lässige  Svphili;- fälle  der  är/llielien  Uchiiiultiirn;  zugeführt 
worden  sind. 

Noch  eine  dritte  Qruppc  von  Bestimmungen  bezieht  sich  auf  die  Über- 
tragung der  Krankheit.  Bekanntlich  soll  jede  Person,  die  weill  oder  Grund 
hat  zu  der  Annahme,  geschleclitskrank  zu  sein,  und  mit  anderen  Personen 
geschlechtlich  verkehrt,  bestraft  werden.  Über  den  Wert  dieser  Straf- 
bestimmung ist  heilig  gestritten  worden.  Manche  Wullen  sie  ganz  ab- 
schaffen wegen  der  ^mLen  praktischen  Schwiei  igkeiieu,  sie  (lurehziifiihren, 
woraus  natürlich  eine  sehr  ungleiche  I  latidhabiing  und  ein  sehr  geringer 
Wert  resultiert. 

Nach  meiner  Erfahrung  ist  das  aber  nicht  der  Fall.  Natürlich  werden 
viele  Patienten,  die  an  dieser  chronischen  Krankheit  leiden,  die  Anordnung 
nicht  befolgen,  aber  andererseits  vermeiden  doch  viele  unter  dem  Druck 
der  Gesctzesbesl  hu  mutigen  geschlechtlichen  Verkehr,  oder  befolgen  zum 
mindesten  alle  Vorsichtsmarircgvln.  die  eine  Kiaukhcitsülicrlragung  ver- 
hüten könnten.  Zur  Kenntnis  der  Behörde  sind  nach  dieser  Richtung  hin 
im  Jahre  19  12  nur  50  Falle  gekommen,  von  welchen  36  verurteilt  wurden. 

Die  Hauptfrage  ist  nun:  Hat  die  Abschaffung  der  Reglementierung 
irgend  wie  den  gekirnten  /u-niid  versehUvhletl  und  hni  da:-  neue  System 
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Das  norwegische  Gesetz.  Historisches 


mit  Bezug  auf  den  Gesundheitszustand  Verbesserungen  ho  rh  ei  geführt? 
Ich  beantworte  die  erste  Frage  mit  'Nein-,  die  zweite  Frage  mit  »Ja-, 

Vom  diskret  io  nistischen  Slatii<|)unku-  ans  ist  das  dänische  Oesetz  eine 
Halbheit  Ich  gebe  NE  ISSER  völlig  Recht,  wenn  er  erklärt,  daß  er  als 
Re glumentar ist  in  dem  Gesetze  eine  linier  der  Maske  des  Abolitionismus 
auftretende  Reglcmen tierang  sieht.  Nur  die'  Dreiteilung  (diskretes  Ge- 
sundheitsamt, Pflegeamt  (siehe  S.  81)  und  die  Polizeibefugnis 
lediglich  zur  Durchführung  dieses  wie  aller  anderer  Gesetze]  kann  Ordnung 
in  dieses  Onus  bringen.  Das  dänische  Gesetz  räumt  der  Polizei  zu  viel 
Rechte  ein,  jener  Polizei,  die  immer  die  Hund  nimmt,  wenn  man 

ihr  den  kleinen  Finger  reicht.  Daher  int  es  vom  di.skrctiimistis.heri  Stand- 
punkte ans.  der  die  Polizei  völlig  ausschaltet,  der  jede  Diskretion,  soweit 
es  mit  der  ('csiiudhcitsiordcriing  sich  verträgt,  gewährt,  abzulehnen. 

b)  Das  norwegische  Gesetz. 
HANSTEEN  schreibt  I.e.  darüber  [nach  einer  Mitteilung  von  Neißer] 
in  der  Zeitschrift  z.  B.  d.  G.: 

Iiis  1SS4  existierte  in  Norwegen  in  den  grillieren  Städten,  hntAlcil)  yc- 

und  geduldetes  Borde llwesen;  außerdem  bestand  rcgelmäliigc  Prävenliv- 

ki  Hl  trolle  der  einge^llliclirui-n  Profil  liierten  ;  KiarlkeilhsilshdliilltlhtriS!  auf 
öffentliche  Kosten. 

SSS-l  S;'li]icliung  sämtlicher  liordelk-. 

IÜ87  Aufhebung  der  Inskription,  wie  jeder  regelmäßigen  Prävcutiv- 


1902  Aufhebung  der 
madigen  l  'ii/neltt.  Nur  d 
die  Kuppelei  ist  noch  bei) 
dein  Vagabnudeugesel,',  di> 


i ngen  gegenüber  t 


krankheilen  ganz  der  Polizei  em/ogen  und  iu  die  I  laude  der  Gesundheits. 
h.h..rdeti  gelegt   Doch  <u:d  ..:i,!.m.  imil.  m.hrtlrh  üe-;ci/esv..i. 

lagen  /u-  Kr'Omn-'-mg  iiie/tfll  iln  l  n-schl<  chtskrarikheiieii  gemacht,  .iber 

Seit  Ih76  sind  die  Arzie  ir  Chri-iun  ,i  zur  ohligatoriiilien  Anmeldung 
aller  FälY  um  (jescIücliii-ir.iiikhciivTi  bviin  Gc-undhcitsaint  verpflichtet 
Die  Anmeldung  gev/hn-hr  imiS  folgendem  f-iirmular: 


g  der  Ansteckungsherde 

Anmeldung  der  Ansteckungsq uelte  bei  der  Oesundl 

7  Krankheil  

Des  Kranken 

Aller-  - 

Bürgerliche  Stellung  

Wohnung  (Straße  und  Nr.)  

Wann  angesteckt?  

£  Ursache  der  Krankheit: 

nacbRcwiescn  wciccn  kiitmci:.  51111- 
E  liir.-  MiHiirhkritcii  rw.   

g  Maßnahmen: 

|     diegetroifen  sind,  um  die  Verbreitung 


Anmerkung: 
Hier  wird  ai^cfiiiin.übiJniKiiurruieii 
des  Oes  und  hei  tsa  mies  als  wünsch  tn  s- 
Werl  0:1  L  i-  ndlu-endig  iini>  i/sdlen  wink 
und  was  der  behandelnde  Ar/i  simsr 
£U  he  merken  hnt.  Iii  bell  en"  der  l'nei- 
penlkratikueiteri  i-oll  der  Name  der 
I  k-hiiiiiinc,  die  bei  dem  Wnchenbetl 
assistiert  hat,  angeführt  werden. 


des  angesteckten  Kranken  nicht 
;  Anstedtungsquelle  angegeben 
gung  des  Angesteckten.  Die  in 
n  werden  durch  die  Gesundheils- 


SUCllUll) 


arzies  7.11  erbringen.  WirJ  dieser  AiiffurdiTiiiij;  nicht  inchHCkottimtn,  so 
Linn  das  Gesundheitsamt  der  aiinceiijtcn  Infektions- (Juelle  polizeilich 
nachforschen  und  dem  Arzt  des  Gesundheitsamtes  zuführen  lassen.  Ist 
die  betreffende.  I'crs"»  krank  und  ansteckend,  so  kann  sie  üni  Grumt  des 
allgemeinen  (. iet.iLiiiltieils.nes.i'l/es  auf  i'iifenllrelie  K'is'.en  11 11  Krankenhaus 
gebracht  werden. 

Aber  diese  Zwatii^uiuersnil)  Linien  sünuen  nur  von  Fall  zu  Fall  bei  be- 
stimmt genannten  Infektionsquellen  vnii-e  wimmert  werden,  oder  wenn 
wegen  intimen  ZlisiiimiieulclK-iis  mit  ("icselileclilsknmken  eine  erfolgte  An- 
steckung mit  Walirsi.lieiiiliclike'1  Mü.urielmieu  ist.    Irgend  eine  Piiventiv- 
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kontrolle  von  Prostituierten  oder  eine  über  den  Einzelfall  hinaus  geltende 
Vorladung  kann  unter  Bezugnahme  auf  das  Gesetz  nicht  stattfinden. 

Nur  die  auf  Anordnung  des  Gesundheitsamtes  ins  Krankenhaus  auf- 
genommenen Patienten  werden  auf  öffentliche  Kosten  behandelt;  doch 
kann  in  Christiania  jeder  unentgeltlich  heim  Gesundheitsamt  sich  unter- 
suchen und  eventuell  auch  sich  behandein  lassen. 

Die  Ärzte  und  Krankenhäuser  haben  die  Verpflichtung,  die  Geschlechts- 
kranken auf  die  große  Verantwortung  aufmerksam  zu  machen,  die  ihre 
Krankheit  ihnen  auferlegt. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  mm  ncsnn.llieit-.imle  den  Ärzten  wie  den  Kran ken- 
liäuseru  eine  Zahl  tun  Merkblättern  /iijiestvllt  worden,  «eiche  die  Be- 
stimmungen des  Strafgesetzbuches  betreffend  die  Geschlechtskrankheiten 
enthalten,  und  die  den  Kranken  beim  Abschluß  der  Behandlung  ausge- 

Dieses  Merkblatt  hat  folgenden  Wortlaut: 

■Dii'  Aufmerksamkeit  wird  auf  nachstellende  Paragraphen  des  Sirai- 
gcsct/hiiclis  hmgefeitet: 

§  1  55.  Wer.  wissend,  daß  er  an  einer  ansteckenden  Geschlechtskrankheit 
leidet,  durch  geschlechtlichen  oder  unzüchtigen  Verkehr  jemand  ansteckt 
oder  der  Ansteckung  aussetzt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Jahren  bestraft. 
Mit  derselben  Strafe  wird  derjenige  bestraft,  der  dazu  mitwirkt,  daß  jemand, 
von  dem  er  weili  oder  vermutet,  dnli  er  ;m  einer  ansteckenden  Geschlechts- 
krankheit leidei,  auf  uhciii^cn  miue  Weise  eine  andere  Person  ansteckt  oder 
der  Ansteckung  aussetzt. 

§  358.  Mit  Geldstrafe  oder  Gefängnis  bis  zu  b  Monaten  wird  bestraft, 
wer,  ohne  auf  die  Ansteckungsgefahr  aufmerksam  zu  machen, 

1.  ein  Kind  in  l'llci;e  briiiL;',  das  an  aiistcekeiidcr  Syphilis  leide;,  inlei 
jemand  zur  Pflege  eines  solchen  Kindes  annimmt,  oder 

2.  obwohl  er  weiß  oder  vermutet,  daß  er  an  ansteckender  Syphilis  leidet, 
Dienste  im  Hause  anderer  nimmt  oder  in  solchem  Dienste  bleibt  oder 
ein  fremdes  Kind  in  Pflege  nimmt  oder  dazu  mitwirkt. 

Mit  derselben  Strafe  wird  der  liesirafl,  der  zur  Pflege  eines  Kindes  jemand 
annimmt,  von  dem  er  weit!  oder  vermutet,  dali  er  au  anleckender  Syiihilis 
leidet,  oder  dazu  mitwirkt.« 

Den  Geschlechtskranken,  die  in  Krankenhäusern  oder  auf  Veranlassung 
des  Gesundheitsamtes  ambulatorisch  behandelt  werden,  wird  bei  ihrer  Ent- 
lassung ein  Blatt  zur  Unterschritt  vorgelegt,  auf  dem  sie  .'u  erklären  Italien, 
daß  sie  darauf  aufmerksam  yeniachl  worden  sind: 

1.  daß  ich  an  Syphilis  leide, 

2.  daß  meine  Krankheit  noch  wenigstens  .  .  .  jähre  ansteckend  ist. 

3.  daß  es  strafbar  ist.  wenn  ich  in  irgend  weither  Weise  andere  der  An- 
steckung aussetze. 
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4.  daß  Ich  einen  Abdruck  der  §§  155  und  358  des  Strafgesetzbuches 
empfangen  habe. 

Das  Unterst' Ii reibe Ii  dic.-er  lirkliinniy  ist  freiwillig,  und  es  kommt  vor, 
—  In  der  privaten  Praxis  kommen  diese 
<t  Anwendung. 

eil,  Unter- 
suchungen usw.  betrifft,  so  hcriclttei  darüber  IfANSTI  I ;\  folgendes; 

Im  Jahre  l'lüb  b/ie.  1107  machten  unter  1889  bzw.  1567  angemeldeten 
Kranken  162  b/w.  130  Angaben  über  die  Infektionsquelle,  In  1 14  bzw.  103 
Fallen  wurde  die  lide^tiniisuueMe  auch  wirHii.li  jctumleii.  )  Mann  imü 
10  Frauen  muftlen  polizeilich  geholt  werden,  weil  sie  der  Einberufung 
nicht  nachkamen.  Poli/cilirli  in-  Kiankeniinirs  «de^i  winden  2  Männer 
und  I  Frau  bzw.  5  Männer  und  (i  Frauen. 

Die  I  tanstee[;sclie  Abhandlung  >l  ni  dem  Zwecke  geschrieben  worden, 
um  einen  Beitrag  zur  Lösung  der  Frage  zu  bringen,  ob  durch  die  Auf- 
hebung der  Re^leinciilterun;;  im  kdirc  SSS-1  sieh  r-tatishi-th  eine  Änderung 
in  der  Verbreitung  der  ( ier-eiiheli^kriinldlehei;  nachweisen  iielio.  I  lanstceii 
glaubt,  dalt  das  tatsächlich  beobachtete  Steigen  und  l  allen  der  Firkrankungs- 
ziffern  keinesfalls  von  der  Kontrolle  bzw.  dem  Aufhören  der  Kontrolle, 
sondern  »wesentlich  auch  von  anderen  baktorcn  ahlia:i!'ii:-  sei.  und  ich 
glaube  dal!  er  dr;rhi  recht  hat. 

Was  die  Prostitution  selbst  betrifft,  so  glaubt  er,  dalt  die  Stralicnprosti- 
Itiiiilll  in  Clll-isti.'Niia  seil  der  Aufhebung  der  Kcylcmeutieruu!!  aulfäliis-ct' 

Hierzu  bemerkt  NEISSER: 
Das  IHiw'CLnsche'licsel/  iiat  tollende  s^robe  Vory i:j;c  vor  dem,  (;e.i:en- 
h artigen  deutschen  Verfahren: 

1.  Der  Stoff  ist  durch  Oesetz  geregelt. 


darauf  hiiitfcwie.eu  werden,  dall  in  Norwegen  (Iii-  ^eitindepaai  Infektions- 
quellen polizeilich  nur  bei  besonderer  Widersetzl  ich  keil  gegen  die  An- 
ordnungen des  ncsiiudhcitsamtes  gelabt  werden,  wahrend  bei  uns  die  Qe- 


Zwangsmittel  gegen  GeiTieinsirfälirlii-lii: 


395 


fahr,  daß  alle  gemeldeten  Mädchen  inskribiert  werden,  aucli  viele  Männer 
abhält,  die  Namen  der  Madchen  zu  nennen. 

5.  Das  Strafgesetz  bedroht  nicht  nur  die  Gesundheitsscliiidi  gutig,  son- 
dern auch  die  Gesund  he  itsgefährdung. 

(i.  Dil-  iiiientgdllidic  ficlwtKiliiiiji.  'ü''  die  zwangsweise  ins  Kranken- 
haus aufgenommene  IYrs;.in.-:i  vorgesehen  ist.  ist  in  Norwegen  nicht  besser 
als  bei  uns.  In  Deutschland  kann  wohl  jedermann  im  entgeltlich  unter- 
sucht und  behandelt  werden. 

7.  Die  Verteilung  des  Aufklänmgsblatts  ist  sicherlich  von  großem 
Nutzen.  Selbst  wenn  die  betreffende  Person  die  Unterschrift  verweigert, 
läßt  sich  doch  ein  protokollarischer  Vermerk  festlegen,  daß  Kenntnis- 
nahme erfolgt  ist.. 

Mii  Bezug  ;un"  Punkt  f)  üiui  7  moelitc  ieb  uamenllieh  die  niel'.ideutrdien 
Reglementierung;"". -Gegner  daran;  hinweisen,  ilali  'Iii1  allgemeinen  lie- 
kämpfiingsnialire.geln.  die  sie  an  Stelle  der  Kcgleuieiitierimg"  verlangen  und 
von  denen  sie  —  mit  Kccht  —  sich  grofieu  Nul/en  verspiei-hen,  in  Deutsch- 
land in  reichlielister  Weise  beieils  diiveligeü'iliri  -iiid.  Nirgends  gibt  es  so 
viel  Spezialabteilung.-!:  und  Pi ilrkliiiikeu.  nirgends  ist  so  reichlich  für  un- 
eutgeltliehc  Lruersiiehung  und  Itclinudiiuie;  gesorgt,  nagend-  wird  so  viel 
für  allgemeine  Belehrung  iu:d  Aufklärung  ;:»h  l:[,  n  ie  im  Deutschen  Kcich. 

Aber  gerade  deshalb  kann  ich  nicht  einsehen,  warum  man  nicht  für  ge- 
wisse Kreise,  die  teils  aus  Unerfahrenheit  und  Trägheit,  teils  aus  ver- 
bredie^i-eher  Wkierspeu-ligkeit  gesuudlieillieli  feinen g:-iabr:  iel)  sind  und 
bleiben,  mein  oder  weniger  starke  Zwangsmittel  viirseheu  soll.  Das  eine 
schlicht  meiner  Überzeugung  naeh  das  andere  mein  Ulis. 

Ganz  zufrieden  scheint  man  aber  mit  dem  seit  I S87  eingeführten  System 
nicht  zu  sein.  Wenigstens  erselieiut  es  auffällig,  dal!  man  1  '101,  w  ie  schon 
erwähnt,  versueht  llat.  ein  neues  Hesel/  zur  Hesämpimig  elvi  Ge.scllledlls- 
krankheiien  und  eler  uff  entliehen  Unsiltlichkei;  einzuführen. 

teil  gebt  nachstehend  die  hauptsächlichsten  l'unkle  des  Gesetze;  wieder: 

I.  Das  Gesundheitsamt  lial  einen  oder  mehrere  Ärzte  zu  ernennen,  welche 
die  sich  bei  ihnen  wegen  bestellender  oder  vermuteter  Geseltlechtskrank- 
heit  Meldenden  zu  untersuchen  und  zu  behandeln  haben. 

II.  Personen,  die  der  Ameizimg  ,-ur  l.a;zueht  angeklagt  sind,  oder  solche, 
die  wissen,  dali  sie  sypl; iiitisch  sind,  können  drrreli  die  Polizei  gezwungen 
werden,  sieh  einer  arztliehen  l.'igcrsudiuug  zu  unterwerfen,  wenn  sie  eine 
Stelle  als  Dicrrstbotc  armelimen  oder  in  derselben  verbleiben,  ohne  die 
Arbeitgeber  von  ihrer  Krankheit  zu  hcuachriditrget'.  oder  welche,  obgleich 
sie  syphilitisch  sind,  eine  Stellung  als  K iuderpilc^erin  ae;;eiiiimiuen  hallen. 

III.  Personen,  die  in  sehr  intimen  Beziehungen  mit  Geschlechlskranken 
gelebt  und  der  Gefahr  der  Ansteckung  ausgesetzt  waren  (das  sind  also  alle 
sidi  prostituierenden  Mädchen!  N.)  können  gezwungen  werden,  sieb  einer 
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ärztlichen  Untersuchung  zu  unterwerfen,  sie  niii Ilten  denn  gerade  von  einem 
für  diesen  Zweck  beamteten  Arzt  eine  Bescheinigung  erbringen  können. 
Ebenso  sind  Personen,  die  als  ansteckend  gemeldet  sind,  zu  behandeln. 
Iii  Iii'  solche  (Vesdil  kann  jedoch  eine  gerichtliche  Entscheidung  über  die 
Notwendigkeit,  sich  Unteraichen  zu  lassen,  innerhalb  zweier  Tage  verlangen. 
IV.  Der  Staat  hat  darüber  zu  wachen,  daß  jeder  Syphilitiker,  wenn  das 


Sauitälsaml  es  verlangt,  ii 


n  Hospital  aufgeno 


V,  Jeder  Kranke,  der  nicht  genügend  für ) 


Y'iirsdinrk'ii  nicht  bei' 
werden,  wo  er  bis  zur  v 
jeder  Anstcekiiii^süeiahr 
können  immer  auf  ihret 
tili  t  l[>-pii;d  ani  fifffiiilii 
VI.  tin  nid.;  echeilt 


;orgt  und  die  gegebenen 


Eintritt  ins  Hospital  gezwungen 
oll  komme  neu  Heilung  und  bis  zum  Verschwinden 
zu  verbleiben  hat.  Mit  Sypliilis  behaftete  Personen 
Wunsch  durch  Venn  Ittel  ung  des  Sanilalsanits  in 
:he  Kosten  aufgenonimen  werden. 
lt  Syphilitiker,  der  das  Hospital  vetljllt.  ist  dem 
Der  Kranke  kann  ge/.wiiiiMCJi  werden,  sich  zu 
in  zur  aivtlirhei:  I  "utcrsucluiri.^  cin/uiiiidcii  oder 
slhaht'ii  Behandlung  bei  einem  anderen  Ar/t  zu 
mutig  kann  also  eine  regelrechte  Prävetitivkontrollc 
igten  Aufsichtsbehörden  ernsthaft  wollen.  N.l 
dem  Sanilätsamt  die  Krankheitsfälle  und  die  An- 


XIII.  Wenn  ein  Kranker,  dessen  Krankheit  noch  besteht  oder  bei  der 
ein  Rückfall  zu  fürchten  ist,  die  Behandlung  aufgibt,  hat  der  Arzt  den  Fall 
dem  Sanitatsamt  zu  melden. 

XVIII.  Das  Gesetz  vom  O.Juni  1806,  welches  sich  auf  die  unversorgten 
Kinder  bezieht,  ist  auf  die  Mädchen  von  16— 18  Jahren  anzuwenden,  wenn 
der  Verdacht  eines  iiusiltliclieii  I  eheriswandels  heslflit. 

XXL  Die  Untersuchung  von  Trauen  und  Mädchen  ist,  wenn  irgend 
möglich,  durch  Ärztinnen  oder  in  üegenwart  einer  Beamtin  vorzunehmen. 

XXIII.  Enthält  Bestimmungen  üher  die  im  wesentlichen  unentgeltlichen 
Behandlungen. 

Wie  man  siebt,  bat  dieser  ( Ir-cl/eutwuri  schon  viel  mehr  rcglciuenla- 
ristische  Züge,  als  der  bestellende. 

Schweden. 

Gesetz,  betr.  Ma  itn  -i  Ii  meu  [je gen  die  Verbreitung  von 
Geschlechtskrankheiten.  Vom  20.  Juni  1018. 
Am  20.  Juni  1018  wurde  in  Schweden  ein  Gesetz  zur  Bekämpfung  der 
üesclil.chlskrankheiieii  eingeführt,  das  keine  sanitäre  Überwachung  der 
Prostitution  vorsieht.  Dr.  KARL  MARKUS,  der  Direktor  des  Kranken- 


I  i'iT  ~ ed  u,- 
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hauses  SL  Ufiran  zu  Stockholm  Ist  der  Meinung,  daH  hierin  eine  Resig- 
nation ließt  -ind  daK  es  »weder  unmöglich  noch  -.in  wahrscheinlich  ist 
da  II  cm  solche  Systi  in.  das  sowo  il  den  medizinischen  als  murahschen 
und  ethischen  Anforderungen  entspricht,  ausfindig  gemacht  «.erden  kann. 

und  dann  dürfte  es  vielleicht  nicht  uti  »ich  sein,  das  neue  schwedische 

Gesetz  durch  Hc-r  n  ii.n  ,;t  i  i->  ,\r  nvr- '.Ii n'cwn  Richlung  zu  ergänzen  ■ 
Diese  beslimmungi  n  lind  in  Deutschland  durch  den  Antrag  f»r.  Sch"- 
macher  im  Reichstag  der  Verwirklichung  nahe  gekommen,  nachdem  das 
preußische  Parlament  am  25.  Februar  I Q20  die  Richtlinien  dieses  [Entwurfes 
angenommen  haL  Das  schwedische 
Wir  Gustav,  von  Gottes  Gnaden  I 
daß  Wir  in  Übereinstimmung  mit  dei 
in  Gnaden  folgendes  zu  verordnen: 

&  I,  Als  Geschlechtskrankheiten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  Syphilis 
(Lues),  einfache  venerische  Wunde  (Ulcus  molle,  weicher  Schanker)  und 
Tripper  (Gdnorrhöe).  jedoch  nur  so  lan^t-,  als  diese  Krankln-iien  sich  in 
einem  ansteckenden  Stadium  befinden. 

Eine  Geschlechtskrankheit  ist  als  in  ansteckendem  Stadium  befindlich  zu 
betrachten.  snlanßeErscheiiiungenvcjnAnsteLkunjrsfähiKkeit  vorhanden  sind 
oder  ein  erneutes  Hervortreten  solcher  Erscheinungen  zu  befürchten  ist. 

§  2.  Dir  Maliiialmieii  zur  Hekampfnii:!  der  liest  Idee  litskranklieileTt  liegen 
unier  Aufsicltt  der  Gesundheitsbchürde  in  einer  Stadl,  wo  ein  Stadtarzt 
vorhanden  ist,  diesem  ob  oder,  wenn  mehrere  Stadtärzte  angestellt 
sind,  dem  ersten  von  ihnen,  und  an  anderen  Orten  dem  ersten  Provinzial- 
arzt  des  Regierungsbezirkes. 

tu  Stadien.  w<i  SUdtarzle  vorhanden  sm.!.  «arn.  «rnn  es!ür  nötig  erachtet 
wird,  von  der  Stadt  bcsonitenr  Arzt  beauftragt  wt-rden.  an  Stelle  di> 
zuständigen  Stadtarztes  die  bezeichnete  T.lligkei  auszuüben  Em  solcher 
Arzt  wird  von  dein  Onsecsimdhei:s.iml  emannl.  das  außerdem  seine  Dienst- 
anweisung aufstellt  und  die  Aufsicht  über  seine  Diensttat  igkeit  fuhrt. 
I;in  solcher  Arzl  wird  in  d.esiin  Gesetz  Cesimdheitsinspeklor  genannt. 
M:l  Gesundhcilshchörde  im  Sinne  dieses  Gesetzes  isl  .n  einer  Stadl, 
wo  ein  Stadlarzt  vorhanden  .:.  .!..«  nitsgesundheits.unl  und  an  arideren 
Urten  die  zuständ  j,v  I' min/  .  -i^i. -i,ng  ginieini. 

S  ^  Jeder,  der  von  einer  Geschlechtskrankheit  hefarcu  ist,  ist  vcrpllii  biet, 
sirh  der  erforderlichen  .Irzll-.chen  Behandlung  zu  unterziehen,  suwic  die- 
jenigen Vorschriften  zu  befolgen,  die  ihm  von  dem  Arzt  hinsichtlich  der 
Behandlung  der  Knnkheil  mW:  zur  Verhütung  mei  ft'c  ilerv et  breit  un  g 
erteilt  werden 

*)  i    lief  jrchtu  jt  i  ..nd.  v     i- 1  i  i  <  ••  •  il  .  I  ;-ki:.-ikt  i  ■  befallen  zu  sein. 

u  lassen,  Falls 


II  fSciiviiuidui  im^ustdl 
uii'.IJflf^i;  bedarf,  li:it  kosti 
äaiikenliiiusmi  gemäli  c 


R  S  4  er- 
inztatarzt, 


Von  der  Vi'ipili:  Iiiijii«.  l'nlikli'iiki  ii  i'iii/iiridui'n,  s:cm;ilS  vorstehendem 
Absati,  kann  der  Künij;  auf  [^suchen  dir  Stadt  bis  auf  weiteres  Befreiung 

gewähren. 

Die  im  Abs.  2  bewiclineien  Är/le  sowie  die  Vor-akiii'i  der  im  Alis,  i 
erw.ihnleil  l'olikliniktii  folleii  nie'urliL-hst  eine  besondere  Ausbildung  Ii  in  - 
siriillicli  der  (.ieschledilskrauklieilen  erhalten  haben. 

§  6.  Die  Vergütung  für  die  in  §  4  Benannten  Leistungen  ciiisrhlielllirfi 
Hrmlo^isdier,  bakierinlogiselier  oder  anderer  Unlersuehimgen,  die  vum 
Arzte  für  notwendig  erachtet  werden,  erfolgt  nach  einem  vom  Konige  fest- 
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d  Behandlung  gemütl  §  4  Beistand  zu  leisten. 

Derartige  Reisen  werden  aus  Staatsmitteln  nach  der  Klasse  vergütet, 
ii:  den  srflhTidLiii  KoiSL-VLir.idiritti'ii  dir  IVovmziajärzte  restneset/t  ist; 
isii'tillicli  der  |-'iusdi:idi>;Liiis;  dir  dahd  i'i>r;;eiui  Linn  eile  Untersuchung 
d  Behandlung  sowie  für  verschriebene  Arzneimittel  und  Gegenstände 
it'ii  tlit  IWiinmungcn  des  §  b. 

S  S.  hnniilelt  du  Ar/I  dui-  üesdik'drskniiklu'it  hi-i  joni:iiuk'rn,  den  er 


rsndi!  - 


r  den  Krai 


e  An  i 


luf  die 


eifr.l 


s  Verbot  für 
lwie  Ii  iiisichtlich  der  Bestrafung 
dt  im  g  der  Geschlechtskrankheit 


<_i L.'r-i.'hk-clitilsrriri kL.-.  eine  Llie  uiiziigthcn.  . 
für  Handlungen,  die  eine  Uefahr  der  Verb 
in  sich  tragen. 

Von  diesen  Bestimmungen  ist  jedoch 
es  nach  Ansicht  des  Arztes  der  Gesuni 
andere  Umstände  unbedingt  erfordern, 
Kran  kdiHtvorliiii  fit;  ni  cht  üiierilurl  w 
ist.  Im  letzten  Falle  h 
der  jugendlichen  Pcrs* 
steck  ungsgefahr  der  Kl 
zur  Verhütung  ihrer  Verbreitung  zu  unterrichten. 

Der  Vordruck  zu  der  in  diesem  Paragraphen  genannten  Anweisung 
wird  villi  di'r  MedLziii.ilverualdiiii:  festgesetzt. 

§  9.  Ist  der  Arzt,  der  auf  die  in  §  S  erwähnte  Weise  einen  Fall  von 
Geschlechtskrankheit  ermittelt  liaf.  der  Ansicht,  daii  sich  der  Kranke  nach 
der  ihm  gemalt  dem  genannten  l'ara  «lachen  erteilten  Weisung  nicht  richten 
wird,  oder  hat  der  Kranke  diu  Behandlung  hei  dem  Arzte  abgebrochen, 
ohne  diesem  nachzuweisen,  da!t  die  Behandlung  von  einem  andern  Arzte 
übernommen  worden  ist,  so  muH  der  Arzt  bei  dem  Gesund  he  itsinsnektor 
lIcs  Orte;.  sehriftlie.he  Anzeige  darüber  erstatten. 


Ausnahme  ni  inaclira,  falls 
zustand  des  Kranken  oder 
ihm  die  Beschaffenheit  der 
wird,  oderfalls  der  Kranke  unter  15  Jahren 
gesetzlich eu  Vertreter 
■  die  Art  und  die  An- 
/erlial  tu  ngsmaHregeln 


4U0 
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§10.  Hat  ein  Arztauf  die  in  §S  erwähnte  Weise  einen  Fall  von  Geschlechts- 
krankheit ermittelt,  und  erfährt  er,  dali  der  Kranke,  während  die  Krank- 
heit noch  austeckiingsfähiir  ist,  ohne  OefietnnijjLtnjr  des  Königs  sich  zu 
verheiraten  beabsichtigt,  so  muH  der  Arzt  unverzüglich  hei  dem  Gesundheits- 
inspehtor  des  Ortes  schriftliche  Anzeige  über  den  Sachverhalt  erstatten. 

§  1 1.  Ein  Arzt,  der  auf  die  in  5  8  erwähnte  Weise  einen  Fall  von- Ge- 
schlechtskrankheit festgestellt  hat,  um;!,  sofern  die  Krankheit  .licht  nach- 
weislich vorher  von  einem  andern  Arzt  ermittelt  worden  ist,  darauf  bedacht 
sein,  von  dem  Kranken  zu  erfahren,  von  wem  und  unter  welchen  Um- 
ständen die  Krankheit  übertrafen  worden  ist.  In  solchen  Falten  hat  der 
Ar/t  spätestens  vor  Alil.v,if  ik's  iiäclislen  lajics  dem  ( iesnnillieltsinspektor 
des  Ortes  schriftliche  Anzeige  zu  macheu.  Dabei  ist  die  Krankheits- 
hczeichnung  sowie  das  Geschlecht,  das  Alter  und  der  Wohnort  des  Kranken 
anzugehen. dagecen  dar!  der  Name  lies  Kranken  nicht  yenannt  "erden.  Auch 
ist  Über  dasjenige,  was  hinsichtlich  der  Übertragung  der  Krankheit  ermittelt 
werden  konnte,  ir.it  Ausübe  von  i\ameu  und  Wohnung  des  Betreffenden, 
falls  jemand  als  Ansteckuugsqucllc  bezeichnet  worden  ist,  zu  berichten. 

Der  Vordruck  Iii;-  diese  An/.eige  wird  vm>  Qcr  Medizinal  Verwaltung- 
festgesetzt 

§  12.  Ist  jemand  vom  Staatsanwalt  wegen  Vergehens  nach  Kap.  14, 
§  21,  Kap.  15,  §§  12, 13,  14  oder  15,  Kap.  18,  §§  7,  8,  »  oder  10  des 
Strafgesetzes,  oder  wegen  einer  Handlung,  die  im  Kap.  16,  §  1  3  Stück  1 
desselben  ("ieset/es  j'ciianiil  ist  und  die  eine  Auffordern!)};  oder  Einladung 
zur  Unzucht  enthalt,  unter  Anklage  gestellt,  so  muli  der  Staatsanwalt,  sobald 
die  Klage  dem  Beklagten  /  nycsMK  oder  dieser  wegen  des  Vergehens  ver- 
haftet worden  ist,  dieses  schriftlich  an/cigcn,  in  erstcretn  halle  dem  Ge- 
sundlidtsinspcktor  des  Urtcs  und  in  letzterem  dem  beim  Gefängnis  an- 
gestellten oder  hinzugezogenen  Arzt. 

Wird  ein  derartiger  Prozeß  von  einer  Privatpartei  anhängig  gemacht, 
so  hat  das  Gericht  ■.lnmittcHia;  nach  dei  ersten  t5i  handlmig  der  Sache  den 
*  iesimdltcilsmspcklor  des  Orte:,  oder,  falls  der  beklagte  dabei  für  verhaftet 
erklärt  worden  ist,  den  beim  Gefängnis  angestellten  oder  hinzugezogenem 
Arzt  davon  zu  he  nach  richtigen. 

*  1  t.  Stellt  sieli  heraus,  dalUlie  heim  ( ie-üiidhcitsiu-pi  kl. n  eingegangene 
Anzeige,  von  der  die  §§9,  II  oder  12  handeln,  sich  auf  eine  Person  be- 
liebt, die  in  einem  anderen  Gi^undheilsbezirk  wohnt,  so  ist  die  Anzeige 
dem  Gesundheitsinspektor  dieses  Bezirks  zu  überweisen. 

Betrifft  eine  solche  Anzeige  einen  im  Dienste  befindlichen  Soldaten  aus 
der  Mannschaft,  so  muH  sie  dem  zuständigen  Militärarzt  überleben  werden. 
Eine  Anzeige,  betreffend  eine  Person,  die  in  einer  Straf-  oder  Zwangs- 
arheitsanstalt  odei  in  einem  GelängTii;.  sieh  befindet,  ist  dem  Arzt  der 
Anstalt  oder  des  Gefängnisses  zu  übermitteln. 
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§  14.  Ist  beim  Gcsundheitsinspektor  eine  Anzeige  gemäli  §  12  erstattet 
worden  oder  erweist  sich  die  Angabe  über  die  Ansteckungsquelle,  die  ge- 
mäß §  II  gemacht  worden  ist,  als  begründet,  und  ist  die  Anzeige  nicht 
gemalt  §  1 3  an  einen  andern  Arzt  zu  überweisen,  so  hat  der  Gesundheits- 
inspektor  den  Angezeigten  aufzufordern,  sich  innerhalb  einer  kurz  zu  be- 
bemessenden Zeit  zur  Festellung,  ob  er  mit  einer  Geschlechtskrankheit  be- 
haftet ist,  vom  Arzf  untersuchen  zu  lassen,  sowie,  falls  die  Untersuchung 
nicht  von  dem  Gesund  Ii  ei  tsmS[iekrur  selbst  vorgenommen  wird,  diesem 
eine  Bescheinigung  darüber  vorzulegen. 

Nähere  Vorschriften  über  die  Art  der  Untersuchung  werden  von  der  Medi- 


die  über  eine  derartige  Untersuchung  ausgestellt  werden,  festzusetzen  hat. 

§  15.  Hat  sich  bei  einer  gemäB  §  14  vorgenommenen  Untersuchung 
ergeben,  daß  der  Angezeigte  mit  einer  Geschlechtskrankheil  behaftet  ist. 
so  hat  der  Gesundheitsinspektor  den  Kranken  aufzufordern,  sich  inner- 
halb einer  kurz  zu  bemessenden  Frist  zur  Krankcnbchandlung  beim  Arzte 
einzufinden,  sowie,  falls  die  Kankenbchandlung  nicht  durch  den  Gesundheits- 
inspektor selbst  erfolgt,  diesem  eine  Bescheinigung  darüber  vorzulegen. 

Ist  man  der  Ansicht,  daß  der  Kranke  nicht  ohne  erhebliche  Gefahr  für 
die  Verbreitung  der  Krankheit  auiierhalbdes  Krankenhauses  verpflegt  werden 
kann,  so  hat  der  Gesund  he  itsinspektor  ihn  aufzufordern,  sich  innerhalb 
einer  kurz  zu  bemessenden  Frist  in  einem  öffentlichen  Krankenhause  zur 
Pflege  aufnehmen  zu  lassen  und  dem  üesundheitsinspektor  eine  Be- 
scheinigung über  die  Aufnahme  einzusenden. 

§  16.  Ist  heim  Oesundhcitsinspcktiireine  Anzeige  gemäli^Q  eingegangen, 
so  hat  der  Gcsundheitsinspekteir  dem  Kranken  eine  Aufforderung,  ge- 
mäß §  15,  zuzustellen. 

Liegt  von  seilen  des  Kranken  offenkundige  Widerspenstigkeit  vor,  so  ist  die 
Angelegenheit  unverzüglich  auf  die  in  §  2 1  angegebene  Weise  zu  behandeln. 

§  17.  Wird  dem  Gesundheitsinspektor  eine  Anzeige  gemäß  §  10  er- 
stattet, so  liegt  es  ihm  ob,  die  Anzeige  ungesäumt  dem  Pfarrer  ik-rjeirgtii 
Gemeinde,  in  welcher  der  Angezeigte  kirchlich  eingetragen  ist,  zu  über- 
senden. Der  Pfarrer  hat,  sofern  ein  Eheattest  für.  den  Angezeigten  aus- 
gefertigt ist  oder  wird,  die  Anzeige  sofort  derjenigen  Behörde,  bei  welcher 
die  gegen  die  Fhe  vorliegenden  Hindernisse  anzumelden  sind,  zu  übermitteln. 

§  IS.  Falls  gemäß  §§  9,  10  oder  II  die  Pflicht,  beim  Ocsuudheits- 
inspektor  Anzeige  zu  erstatten,  dem  Ocsmidhtitsinsin-kUir  selbst  obliegt, 
so  hat  der  (leMindheitsinsrektor  so  zi:  verfahrt»,  als  ob  die  Anzeige  bei 
ihm  eingegangen  wäre. 

§  19.  Aufforderungen  gemäß  §§  14,  15  oder  16  müssen  schriftlich  er- 
gehen und  einen  Hinweis  r'uf  iiif  F  i.il_m.ji  i-iitluillni,  (Iii'  bei  ihrer  Nicht- 
beachtung eintreten  und  die  im  §  21  angegeben  sind. 

Drm».  Seiml-KsYol.lion.  2t> 


Digiiized  by  Google 


402 


Schwedisches  Oeseti.  §§  20—25 


Bezieht  sich  die  Aufforderung  auf  eine  jugendliche  Person  unter  1 5  Jahren, 
so  ist  sie  ihrem  gesetzlichen  Vertreter  oder  den  Pflegeeltern  zu  übermitteln. 

§  20.  Ist  ein  Geschlechtskranker, der  von  dem  Gesund heitsinspektor  eine 
Aufforderung  gemäß  §§  14,  1 5  oder  1 6  erhalten  hat,  laut  ärztlichen  Zeug- 
nisses von  einem  Arzte  in  Behandlung  genommen  worden,  so  hat  der 
Gcsundheitsinspcktfjr  unverzüglich  den  behandelnden  Arzt  von  der  er- 
teilten Aufforderung  und  ihrem  Anlali  schriftlich  zu  benachrichtigen. 

§  21.  Komml  jemand  einer  Aufforderung  des  Gesundheftsinspektore, 
wie  sie  in  §3  14,  \  =>  Uder  1  6  erwähnt  ist,  nicht  nach,  so  ist  die  Angel egeiilteil 
von  de I7i  Gesundheirsinspektor  der  Gesmidheitsbehörde  weiterzugeben. 
Diese  hat  über  die  ärztiicheUntersuchungoder  die  Aufnahme  der  gcschlechts- 
kranken  Person  in  ein  öffentliches  Krankenhaus  zu  verfügen. 

Glaubt  man,  den  Beschluß  der  Oesundlieilshehordc  nicht  ohne  erheb- 
liche Gefahr  für  die  Verbreifung  der  Seuche  abwarten  zu  können,  so  hat 
der  Üesumlheitsinspektor  die  in  Abs.  1  erwähnte  Verfügung  zu  treffen. 
Diese  Verfügung  mufl  sofort  der  Prüfung  der  Gesundheilsbehörde  unter- 
breitet werden.  Die  Verfügung  ist  indessen  so  lange  zu  befolgen,  bis 
anderweitig  in  vorschriftsmäßiger  Weise  beschlossen  worden  ist. 

§  22.  Zur  Vollstreckung  der  im  S  21  erwähnten  Vcifügnng  sind  der 
Gesuudheiisitispektor  und  die  Gesundlieitsbehörde  berechtigt,  von  den 
Polizeibehörden  den  nötigen  Beistand  zu  erhalten. 

§  23.  Ist  bei  dem  zuständigen  Militärarzt  oder  bei  dem  Arzt  an  einer 
Straf-  (Hier  Zwaugsarheitsaustah  oder  eitlem  Gefängnis  eine  Person  gcinäl! 
5  13  Abs.  2  angezeigt  worden,  so  hat  der  genannte  Ar/.t  für  eine  Unter- 
suchung zur  Feststellung,  ob  der  Angezeigte  mit  einer  Geschlechtskrank- 
heit behaftet  ist,  Sorge  zn  tragen  und,  falls  eine  solche  Krankheit  vorliegt, 
die  erforderliche  Krankenbehandhing  /iL  veranlasset]. 

§  24.  Ist  jemand,  gegen  den  ein  Verfahren  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
schwebt,  in  einen  üiidern  (.ic-tirnliieitsbiv.iik  vci'ogcn  oder  in  den  Militär- 
dienst eingetreten  oder  aus  diesem  geschieden  oder  in  eine  Straf-  oder 
Zwangsarlveilsanstah  oder  in  ein  Gefängnis  aufgenommen  oder  daraus 
entlassen  oder  von  einer  solchen  Anstalt  oder  einem  Gefängnis  in  eine 
andere  derartige  Anstalt  oder  ein  anderes  Gefängnis  gebracht  worden,  so  hat 
der  zuständige  UeMiiidlinbinsficktor,  Militärarzt  oder  Anstalts-  oder  Gefäng- 
m'sarzl  die  Pflicht,  die  V' agärige  in  der  Angelegenheit  dein  Arzt,  der  nach 
diesem  Gesetz  die  Sache  weiter  zu  behandeln  hat  schriftlich  mitzuteilen. 

§  25.  Ciier  i Jas.  was  bei  der  <  lesundhe  ts.be  u'irdeoder  heim  Gesundheits- 
inspektor, Militärarzt  oder  Arzt  an  einer  Stiaf  oder  ZwangsarbeilsanstaJl 
Oder  einein  üclängtns  oder  einem  oHcmlichcn  Krankenhaus  oder  einer 
Poliklinik  in  den  hier  erwähnten  An  gelegen  heiler;  wahrgenommen  oder 
verhandelt  worden  ist  darf  niemand,  der  aul  Grund  seines  Amtes  oder 
sernes  diwilluhcji  Auftrages  Kenntnis  davon  erhallen  hat  Unbefugten 
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etwas  mitteilen.  Die  Aufzeichnungen  und  Akten  über  eine  solche  Angelegen- 
heit sind  so  zu  verwahren,  dal!  sie  Unbefugten  nicht  zugängig  sind.  In  Fällen, 
wo  jemand  wegen  eines  Vergehens  gegen  Kap.  §  14  21  des  Strafgesetzes 
angeklagt  ist,  hat  das  Gericht  und  der  Staatsanwalt  das  Recht,  einen  Bericht 
über  den  Ausfall  der  vorgenommenen  ärztlichen  Untersuchung  ein  zufordern. 

Ist  infolge  der  Anzeige,  die  gemäß  diesem  Gesetze  dem  Gesundheits- 
iuspeklor  erstattet  worden  ist,  Grund  zu  der  Annahme  vorhanden,  dali  ein 
Vergehen,  das  in  Kap.  1 S  §  1 1  des  Strafgesetzes  erwähnt  wird,  verübt  worden 
ist,  so  hat  der  Gesundheitsinspektor  ohne  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen 
des  Abs.  1  dem  zuständigen  Staatsanwalt  über  den  Sachverhalt  zu  berichten. 

§  26.  Qegeii  den  Beschluft  des  Gesundheitsamtes  in  den  vorliegenden 
Fällen  kann  beim  Regierungspräsidenten  Einspruch  erhoben  werden 
innerhalb  der  für  Berufungen  gegen  Entscheidungen  der  Gcsnndlicits- 
behordc  sonst  voreesdiridH-rien  Frist. 

Eine  Abändern»);  der  [:;ilsdii-:durij;  di-j  Rri;ieniri);s|ir;[-iduiteri  kann 
beim  Könige  beantragt  werden  innerhalb  der  für  die  Nachprüfung  von 
Entscheidungen  der  Verwallungs-  und  Zentralbehörden  festgesetzten  Frist. 

Unbeschadet  der  Berufung  ist  der  Beschluß  zu  befolgen,  solange  nicht 
anderweitig  in  gehöriger  Weise  verfügt  worden  ist. 

§  27.  Über  die  besonderen  Malinahmen,  die  zur  Bekämpfung  der 
Verbreitung  von  Geschlechtskrankheiten  im  Heere  erforderlich  sind,  be- 
stimmt der  König. 

Der  König  bestimmt  auch  über  die  Malnahmen,  die  nötig  sind,  um 
unter  der  Bevölkerung  die  Kenntnis  von  der  Natur  und  Ansteckungs- 
gefahr der  Geschied  tlskr;in.i  keilen,  von  den  Mitteln,  die  zur  Verhinderung 
der  Übertragung  der  Seuche  zur  ■Verfügung  stehen,  sowie  von  der  Pflicht 
eines  jeden,  der  von  solcher  Krankheit  hefallen  ist,  sich  schleunigst  in 
ärztliche  Behandlung  zu  begeben,  zu  verbreiten. 

§  28.  Läfit  ein  Beamter  die  ihm  nach  diesem  Gesetze  obliegende 
Pflicht  außer  acht,  so  ist  er  wie  für  ein  Dienstvergehen  verantwortlich, 

Unterläflt  es  ein  beim  Gefängnis  zugezogener  Arzt,  der  nicht  zu  den 
Beamten  zu  rechnen  ist,  seine  Obliegen  liehen  gemalt  §  23  oder  24  zu 
erfüllen,  oder  übertritt  ein  anderer,  der  nicht  Beamter  ist,  die  Bestimmungen 
des  §  25  Abs.  I,  so  wird  er  mit  einer  Geldstrafe  bis  zum  Höchstbetrage 
von  fünfhundert  Kronen  bestraft. 

Versäumt  ein  Arzt  seine  ihm  gemäß  §§  8,  Q,  10  oder  11  zustehenden 
Obliegenheiten  und  ist  die  Unterlassung  uiclit  als  ein  Dienstvergehen 
nach  dem  Wortlaut  des  Abs.  I  anzusehen,  so  hat  er  eine  Strafe  bis  zu 
zweihundert  Kronen  zu  zahlen. 

§  29.  Klagen  wegen  Übertretung  des  §  28  werden  beim  öffentlichen 
Gericht  erhoben  und  vom  Staatsanwalt  geführt. 

§  30.  Die  gemäß  diesem  Gesetz  auferlegten  Strafen  fallen  der  Krone 
36  • 
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zu.  Fehlen  Mittel  zur  vollen  Bezahlung  der  Geldstrafen,  so  sind  diese 
nach  dem  allgemeinen  Strafgesetz  umzuwandeln. 
§  31.  Durch  dieses  Gesetz  werden  aufgehoben: 

Das  Königliche  Rundschreiben  an  sämtliche  Reg  ierungspräsi  dt  Ilten, 
betreffend  Maßnahmen  zur  Verhütung  der  Verbreitung  von  venerischen 
Krankheiten,  vom  10.  Juni  1812;  die  Königlichen  Schreiben,  betr.  Malt- 
nahmen  zur  Verhütung  der  Verbreitung  von  venerischen  Krankheiten 
durch  die  vom  Auslande  kommenden  Schiffsbesatzungen,  vom  3.  April 
1 839  und  vom  27.  März  1 843;  die  Königliche  Bekanntmachung,  betr.  die  An- 
zeigepflicht in  gewissen  Fällen  bei  ( ieselilecluskrankiicilaL  im  Austeckungs- 
stadium,  vom  3.  Dezember  1915;  sowie  im  übrigen  alle  von  dem  Könige, 
den  Regierungspräsidenten  oder  anderen  Behörden  erlassenen  Verordnungen 
und  Vorschriften,  soweit  solche  eine  Überwachung  des  Dirnentums  oder 
sonst  mit  diesem  Gesetz  im  Widerspruch  stehende  Hetimmtingcn  enthalten. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  t.  Januar  1919  in  Kraft;  jedoch  hat  in  Städten, 
wo  eine  Eintragung  von  Dirnen  zur  ärztlichen  Untersuchung  stattgefunden 
hat,  diese  Listenfühmng  aufzuhören  vom  nächsten  Tage  an,  nachdem 
dieses  Gesetz,  laut  darauf  vermerkter  Angabe,  im  Druck  in  der  Schwe- 
dischen Gesetzsammlung  erschienen  ist. 

Es  ist  auch  für  die  deutschen  Gesetzgeber  von  Wichtigkeit,  das  zu  reprodu- 
zieren, was  einer  der  besten  Kenner  dieses  Gesetzes,  der  Direktor  des 
Krankenhauses  St.  Göran  in  Stockholm  Dr.  KARL  MARKUS,  über  dieses 
Gesetz  in  der  Zeitschrift  zur  B.  d.  0.  darüber  im  Einzelnen  schreibt,  da 
es  für  die  Gesetzgeber  anderer  Lander  von  Wichtigkeit  ist,  was  ein  st) 
kompetenter  Beobachter  summarisch  erklärt.  Daher  gebe  ich  gegenüber 
den  deutschen  Halbheitsgesctzcsvorschlägen  vom  10.  März  1920  die  um- 
fangreichen Bemerkungen  dieses  Autors  wörtlich  wieder.    Er  schreibt: 

Die  Hauptprinzipien  des  Gesetzes  sind:  a)  eine  umfangreiche  Auf- 
klärung«- und  Unterrichtstätigkeit,  b)  die  Verpflichtung  für  jeden 
Geschlechtskranken,  sich  von  einem  Arzt  hehandeln  zu  lassen  und  dessen 
Vorschriften  zu  befolgen,  c)  das  Recht  für  einen  jeden  solchen  Kranken, 
freie  Krankenpflege  zu  erhalten  und  d)  die  Einführung  gewisser  Zwangs- 
maßnahmen strafrechtlicher  und  sanitärer  ArL 

Hier  werde  ich  nun  versuchsweise  eine  de::! i liierte  Darlegung  der  wich- 
tigsten der  einzelnen  Gesetzesbestimmungen  angeben,  wobei  der  Über- 
sichtliclikeit  halber  jeder  Paragraph  für  sich  behandelt  werden  wird: 

3  I  lautet:  ■  Als  (iesclilechtskrauklieilcu  werden  in  diesem  Gesetz  gctvdiaet 
PypIiiÜsü.neshvcichesl  icscWiiril  ncnsirulle,  weicher  Seilanker)  imdTripjnT 
(( ioiiurrlioe),  jedoch  nur.  solange, liese  krank  heil  iiii.iusk'ckcndcii  Stadium  isl 

EineGeschlechtskrauklieil  soll  als  im  ansteckendenStadium  befindlich 
angesehen  werden,  solange  Symptome  vt>:i  AiiHieckurigaiiiliigkcil  vorhanden 
sind  oder  erneutes  Auftreten  solcher  Symptomezu  befürchten  ist« 
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Diese  Legaldefinition  ist  in  Übereinstimmung  mit  der  entsprechenden 
Definition  im  Ehegesetz  des  Jahres  1915  abgefaßt  Bei  der  Auslegung 
dieses  Paragraphen  dürfte,  soweit  es  sich  um  Ulcus  molle  oder  Gonorrhoe 
handelt,  kaum  irgendwelche  Schwierigkeiten  in  Frage  kommen;  solange 
die  Geschwüre  virulent  sind  oder  Gonokokken  nachgewiesen  werden 
können,  ist  die  Sache  klar;  nur  bei  der  sogenannten  chronischen  Gonorrhoe 
bei  Frauen  kann  ein  Nachweis  recht  schwierig  sein,  aber  bei  hinreichend 
langer  rJeobachtungsdauer  gelingt  es  wolil  so  gut  wie  ausnahmlos,  die 
Gonokokken  zu  finden.  Viel  schwerer  dürfte  es  sein,  zu  entscheiden,  wann 
Syphilis  nicht  mehr  als  -im  ansteckenden  Stadium«  anzusehen  sein  soll, 
wann  -Symptome  von  Ansteckiingsfähigkdt«  in  dem  betreffenden  Fall 
nicht  vorliegen.  Am  einfachsten  dürfte  es  sein,  die  Syphilis  während  der 
drei  auf  die  Infektion  folgenden  Jahre,  entsprechend  dem  sogenannten 
sekundären  Stadium,  als  ansteckend  anzusehen.  Eine  solche  Anschauungs- 
weise ist  indessen  teils  theoretisch  teils  praktisch  nicht  streng  den  Tatsachen 
entsprechend.  Spirochäten  sind  ja  nunmehr  in  so  gut  wie  allen  syphi- 
litischen Veränderungen,  auch  in  inneren  Organen,  und  in  Hautgummata, 
nachgewiesen;  eine  Ansteckung  von  den  ersteren  dürfte  wohl  undenkbar 
sein,  aber  in  der  Literatur  finden  sich  eine  Anzahl  Fälle  publiziert,  wo 
Personen  mit  an  Gewißheit  grenzender  Sicherheit  aus  gummösen  Ge- 
schwüren infiziert  worden  sind.  Sicherlich  ist  eine  solche  Ü  hertrag  ungs- 
weise  du:  I  ues  so  sehen,  dalt  sie  keim*  praatisdie  Rulle  spielt,  weshalb 
man  den  nun  erwähnten  mehr  t Ii eoreti sehen  Einwand  gegen  die  Formu- 
lierung der  Definition  wohl  kaum  zu  beriieksiclitii;er)  braucht.  Schwer- 
wiegender ist  dagegen  der  Umstand,  dali  ohne  den  geringsten  Zweifel 
verschiedene  und  zwar  nichi  so  ganz  wenige,  Sypliil^fällc  sehr  bald  nach 
der  Infektion  nicht  ansteckungsgefährlich  sind.  Unsere  modernen  Be. 
haiidlungsmethndeu  (die  Fottru  ier-Neitter- Welandersche  präventiv- 
intermittente.  am  besten  mit  Injektionen  von  unlöslichen  Quecksilber- 
präparaten, die  neuere  kombinierte  Sa  Ivarsan- Hg- Behandlung  von  ähnlichem 
Typ.  und  die  sogenannte  Abortivlidifmdlutis-  mit  dicken  Mitteln)  mid  auch 
die  Natur  selber  bringen  ja  in  der  überwiegenden  Anzahl  Fälle  nidr  mir 
Freiheit  von  wahrnehmbaren  ansteckend!  n  Rezidivi  n.  im  <!?rn  auch  wirk- 
liche Heilung') (die  nunmehr  keineswegs  «tlenen  Reinfektionen1)  in  einem 
frühen  Stadium  zuwege.  Speziell  die  letzteren  balle,  aber  in  gewissem 
Grade  aue.lt  die  ersteren.  sind  ja  prjktisi  b  gtnorr.men  als  nicht  ansteckend 
anzusehen  und  würden  alsu  bei  der  Auslegung  dieses  Gitel/es  nicht  in 
lletrachl  kommen    Dasselbe  in  sanitärer  oder  strafrechtlicher  Be?iehung 

'-.  Vgl.  Otnncrich.  Syplnls  i-rd  Zentialnenen.jjlem  Verlag  Julius 
Springer  1121    Von  ftK»  Sohlater.  84,7%  im"?  ausreichender  Salvarssn- 

(Jueiiesilherbt handle. ng  ureeheih  geblieben  uid  Tabrs  u^d  Panljst  traten 
häufiger  und  früher  aut.    (Dr.  Dreuw.J 
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auf  Personen  anzuwenden  oder  eine  Eheschließung  derselben  zu  verhindern, 
nur  weil  sie  nach  nicht  die  Zeitperiade,  welche  das  sekundäre  Stadium 
umfaßt,  durchgemacht  haben,  würde  also  eine  tatsächliche  Ungerechtigkeit 
bedingen.  Indessen  besitzen  wir  noch  keine  sichere  Methode,  um  zu  ent- 
scheiden, ob  Heilung  eingetreten  ist  oder  nicht.  Und  gerade  hierin  liegt 
die  Schwierigkeit.  Von  der  Wassermannreaktion  haben  wir  ja  hierbei  eine 
höchst  unvollkommene  Hilfe;  eine  positive  Reaktion  ist  für  uns  freilich 
eine  Stütze  in  der  einen  Richtung,  eine  negative  dagegen  nicht  in  der 
anderen.  In  Anbetracht  des  Endzweckes  des  Gesetzes  —  die  Infektionen 
nach  Möglichkeit  zu  beschranken  —  dürfte  es  daher  am  klügsten  sein, 
einen  Syphilitiker  im  allgemeinen  wahrend  einer  Zeitperiode  von  drei 
Jahren  nach  der  Infektion  als  ansteckend  rn mischen,  selbst  wenn  in  einem 
oder  dem  anderen  Fall  Ausnahmen  hiervon,  medizinisch  genommen,  be- 
rechtigt sind.  Das  Wort  »befürchten-  dürfte,  nach  dem,  was  mir  von 
juridischer  Seite  mitgeteilt  worden  ist,  autierdem  so  zu  deuten  sein,  daß 
damit  gemeint  ist,  dafi  Grund  vorhanden  ist,  daß  in  eisern  bestimmten 
Fall  besonderer  Anlaß  vorliegt,  Rezidiv  zu  befürchten,  während  der  Aus- 
druck keine,  auf  dem  mehr  oder  weniger  vorübergehenden  Standpunkt 
der  wissenschaftlichen  Lehre  basierte,  General  isierung  bedingt.  Dem- 
nach wird  hiermit  Raum  gewährt  für  eine  mehr  individualisierende  Aus- 
legung der  Definition. 

§  2  bestimmt,  dafi  die  Maßnahmen,  die  dieses  Gesetz  umfaßt,  vom  ersten 
Kreisphysikiis  oder  dem  (ersten)  Stadtrat,  eventuell  von  einem  vorn  (irts- 
gesuudheitsaint  ernannten  besonderen  Arzt  geli.indhabt  werden  sollen. 
Ein  Arzt,  wie  er  hier  gemeint  ist,  wird  Gcsimdlirisiuspcktor ')  genannt. 

Im  §  3  wird  die  -Verpflichtung  eines  jeden  Geschlechtskranken 
vorgeschrieben,  sich  erforderlicher  ärztlicher  liehandlung  zu  unterziehen 
und  sich  den  Vorschriften  zu  unterwerfen,  die  von  einem  Arzt  in  bezug 
auf  die  Behandlung  der  Krankheit  oder  zwecks  Verhütung  der  Ansteckung 
erteilt  werden-.  Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  kann  also  z.B.  ein  im 
ansteckenden  Stadium  befindlicher  Syphilitiker  dazu  angehalten  werdeil, 
sich  zwecks  wiederholter  Behandlung  vom  Arzte  zu  bestimmenden 
Zeiten  einzufinden,  seihst  wenn  er  von  sichtbaren  Symptomen  frei  ist, 
Ebenso  kann  der  Ar/.t  den  Prostituierten  (  ~  iiuseuscheinlich  gewerbs- 
mäßige Unzucht  treibende  Weiber,  einerlei,  ob  sie  einen  -Schein  »-Beruf 
haben  ode-  nid;()  und  ihren  männlichen  Seitenblicken  vorschreiben,  sich 
zu  van  ihm  bestimmten  Zeiten  zur  Untersuchung  einzufinden;  wenn 
der  Betreffende  unterlassen  sollte,  die  nach  diesem  Paragraph  erteilten 
Vorschriften  zu  befolgen,  läuft  er  (bzw.  sie)  Gefahr,  Gegenstand  eines 
sanitären  Zwangsverfahrens  zu  werden,  worüber  sieh  in  §  0  (vgl.  unten) 
Votschriften  finden.  Wir  sehen  demnach,  daß,  obgleich  das  neue  Gesetz 

')  Bei  der  diskreten  An? eigepf lieht :  altesüerfiihiger  Arzt. 
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nicht  das  enthält,  was  wir  als  'Reglementierung«  der  Prostitution  be- 
zeichnet haben,  es  keineswegs  der  Mittel,  diese  sanitär  zu  überwachen, 
entbehrt.')  Der  Anparat  wird  aber  in  erster  Linie  von  sanitären  Behörden 
und  erst  in  letzter  Hand  von  der  Polizei  gehandhabt,  während  beim 
RiglciiKiitiiruugssystem  das  Umgekehrte  der  Fall  ist.  Die  moralischen 
und  sozialen  Mißstände  der  Reglementierung  sind  hierdurch  ausgeschaltet, 
was  ja  geeignet  ist,  Befriedigung  zu  gcuälircn;  inwiefern  iiie  medizinische 
Seite  der  Sache  mit  der  neuen  Ordnung  besser  oder  schlechter  funktio- 
nieren wird,  ist  unmöglich  vorauszusagen.  Dies  hängt  ausschließlich 
davon  ah,  ein  »ic  .umlk's  Interesse  um!  wieviel  Energie  die  Ärzte  darauf 
verwenden  werden,  die  Möglichkeiten  einer  sanitären  Überwachung  der 
Prostitution,  wekiie  diis  neue  (leset/  tatsächlich  in  sieh  laßt,  ans/.inuil/en. 
Eine  .n  rolle  Hilfe,  dk-  Prostitution  und  ihre  ejesundlieitsi^eiälirliclicn  rollen 
auf  immer  engere  Grenzen  zu  beschränken,  gewähren  ja  auch  die  strengen 
örnribeslimmmi^eii  siegen  ■\usteckurifi5über"tra.nim.ii.  Kuppelei  und  Zuhälter 
wesen,  welche  im  Anschluß  an  das  neue  tic.-et*  eingeführt  sind,  und  ganz 
besonders  die  präventiven  Maßnahmen  /in  Verminderung  Jet  Rekrutierung 
der  Priistiiiilion  in  Porm  von  Aufklärung,  Rettungslichncii  usw.,  worüber 
die  Verordnungen  auf  administrativem  Wege  erlassen  werden  sollen, 
ferner  eine  verbesserte  Armenpflege  Licsctzgcbunii  hctrcFFs  [nindcnälirigcr 
Vagabunden,  die  zurzeit  Gegenstand  der  Behandlung  seitens  eines  be- 
stimmten Komitees  ist.  Nach  alledem  darf  man  wünschen  und  hoffen, 
dal),  da  nun  die  historische  Entwicklung  eine  Abschaffung  der  Reglemen- 
tierung erforderte,  die  Maßnahmen,  welche  als  Ersatz  für  dieselbe  ein- 
geführt werden,  sieh  zweckmäßig  und  so  wirkungsvoll  erweisen  werden, 
wie  es  in  dieser  Hinsicht  irgend  erreichbar  ist.  Es  sind,  wie  gesagt,  jetzt 
die  Ärzte,  auf  denen  die  Verantwortung  ruht,  daft  die  neuen  Gesetzes- 
bestimmungen nicht  ein  toter  Buchstabe  bleiben,  sondern  ?u  wirksamen 
Waffen  hu  Kampfe  yegen  die  Geschlechtskrankheiten  werden. 

§  4.  Hierin  wird  verordnet,  daß  jeder  Geschlechtskranke  das 
Recht  auf  kostenfreie  ärztliche  Untersuchung  und  Behandlung, 
Medizin  und  sonstige  erforderliche  Mittel  hat,  wenn  er  sich  beim 
Arzt  einfindet,  wie  in  §  5  vorgesehen  ist.  Diese  Bestimmung  ist  eine 
logische  Folge  von  §  3;  da  alle  verpflichtet  sind,  sich  behandeln  zu 
lassen,  kann  man  das  Recht  auf  freie  Pflege  nicht  auf  Unbemittelte  oder 
weniger  Bemittelte  beschränken,  sondern  muß  dasselbe  anfalle  ausdehnen. 
Man  könnte  nun  befürchten,  daß  die  ökonomischen  Interessen  der  Ärzte, 
besonders  der  Spezialisten,  hierdurch  Abbruch  erleiden  würden,  aber  dies 
durfte  kaum  in  höherem  Orade  der  Fall  werden  (vgl.  unten).  Atteste, 

<)  Aber  der  Arzt  tut  dies  nicht,  wenn 'er  nicht  jeden  anzeigen  muß.  Die 
Ärzte  können  und  werden,  da  sie  Menschen,  nicht  besser  und  i:iil:l  sehlimnuv 
wie  andere  auch  sind,  diese  Verantwortung  nicht  übernehmen.    (I>r.  D.] 
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bakteriologische  und  serologische  Untersuchungen,  ebenso  auch  Sprit« 
Baumwolle,  Bandage  usw.,  welche  erforderlich  sind,  erhält  der  Patie 
gleichfalls  kostenlos.  Ist  Krankenpflege  erforderlich,  so  ist  diese  in  eine 


wältig  der  Fall  ist,  hat  die  Regierung  einige  Änderung 
gebenden  Lazarett*  und  Kranken  ha  ussatzungen  getroffen,» 
teils  Geschlechtskranken  in  einer  noch  größeren  Zahl  vor 
Gelegenheit  zur  Pflege  zu  verschaffen,  als  es  zurzeit  « 


in  demselben  Zimmer,  oh 
c  Übertragung  eingetreten 
im  täglichen  Leben  iiichtg 


werden.  Da  man  nun  auf  alle  Art  danach  trachtet,  das  Schimpfliche  und 
Geheimnisvolle  zu  beseitigen,  das  alles,  was  Geschlechtskrankheiten  heißt, 
umgeben  hat  und  das  für  viele,  viele  ein  so  unseliges  Hindernis  gewesen 
ist,  steh  die  Pflege  zu  verschaffen,  die  sie  vor  lebensgefährlichen  Folgen 
derselben  hätte  bewahren  können,  wäre  es  eine  bedauerliche  Inkonse- 
quenz, die  schimpfliche  ■  Eiiischüefiimj'-  Geschlechtskranker  beizubehalten. 

DaS  moralisch  Minderwertige  beidetfel  Oeschlechtes  nach  Möglichkeit 
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von  den  solideren  Patienten  getrennt  Behalten  werden,  ist  eine  Sache 
für  sich,  die  nur  indirekt  mit  den  Geschlechtskrankheiten  zu  tun  hat,  und 
die  ja  nur  eine  ganz  kleine  Anzahl  angeht.  Nicht  zum  wenigsten  würde 
es  aufklärend  und  erzieherisch  auf  Mitpatienten  und  Personal  einwirken, 
sich  aus  nächster  Nähe  an  der  Humanisierung  der  Behandlung  Geschlechts- 
kranker, die  hiermit  durchzuführen  bezweckt  wird,  zu  beteiligen. 

In  §  5  wird  bestimmt,  welche  Ärzte  kostenfreie  Untersuchung 
und  (ambulatorische)  Behandlung  ausführen  sollen:  Kreisphysi- 
kus,  Extra-Kreisphysikus,  Stadt-,  Dorf-  und  Munizipalärzte,  und,  in  größeren 
Städten,  wenn  es  zweckmäßig  erachtet  wird,  besondere  Ärzte,  darunter 
wenn  möglich  ein  weiblicher,  die  vom  Ortsgesundheitsamt  ernannt  werden 
und  die  nötigen  Vorschriften  erhalten.  In  Städten  mit  mehr  als  20000  Ein- 
wohnern wird  die  erforderliche  Anzahl  Polikliniken  finge  richtet,  wo  die 
Sprechstunden  mit  Rücksicht  auf  die  Bequemlichkeit  des  Publikums  und 
in  solcher  Weise  angeordnet  werden  sollen,  daß  der  Besuch  in  der  Poli- 
klinik die  Beschaffenheit  der  Krankheit,  für  welche  Pflege  gesucht  wird, 
nicht  verrät'-;  von  dieser  Verpflichtung,  eine  Poliklinik  einzurichlen,  kann 
die-Regierung  auf  Eingabe  bis  auf  weiteres  Dispens  gewähren.  Der  vom 
Ortsgesundheitsamt  zu  ernennende  spezielle  Arzt  und  Poliklinikarzt  soll, 
wenn  möglich,  Spezialausbildung  genossen  haben. 

Der  erwähnte  Dispens von  dcrVcrpilichtmig,  eint-  Poliklinik  einzurichten, 
berücksichtigt  eventuell  vorhandene  Schwierigkeiten  bis'zum  I.Januar  19  t  9, 
wo  das  Gesetz  in  Kraft  trat,  geeignete  Ärzte,  Lokale  u.  dgl.  zu  erhalten. 
Die  Unkosten  der  Städte  beschränken  sich  auf  die  Ausgaben  für  Lokal, 
Bedienung  usw  .  Die  Bezahlung  des  Arztes  und  die  Medizinkosten  werden 
aus  Staatsmitteln  bestritten.  Die  Polikliniken  sollen  auch  abends  geöffnet 
sein;  im  selben  Lokale,  eventuell  gleichzeitig,  dürften  Hautkrankheiten, 
Frauenkrankheiten  oder  andere  Krankheiten  behandelt  werden;  wenn 
möglich  getrennte  Sprechstunden  für  Männer  und  Frauen.  Zweckmäßig 
dürften  bereits  vorhandene  Polikliniklokale  eventuell  im  Zusammenhang 
mit  kommunalen  Kran  kcnpflcgeein  rieht  un  gen  oder,  nach  Übereinkunft, 
mit  in  Städten  befindlichen  Kreislazaretten  zu  benutzen  sein;  dadurch 
werden  ja  die  Kosten  der  Städte  wesentlich  vermindert,  die  meisten 
nötigen  Instrumente  usw.  sind  hier  schon  vorhanden,  ebenso  dürften 
Pflegerinnen  und  Wärter  unter 'den  zuvor  an  der  Kranken pflegean stall 
Angestellten  zu  erhalten  sein.  Was  das  Erfordernis  anbelangt,  daß  die 
besonders  verordneten  Ärzte  und  Poliktinikleiter  Spezialausbildung  er- 
halten haben  sollen,  so  sei  daran  erinnert,  daß  die  einzige  Stelle  in 
Schweden,  wo  zurzeit  solche  Ausbildung  zu  erhalten  ist,  das  Kranken- 
haus St.  Oöran  in  Stockholm  ist,  wo  vier  Assistenten  angestellt  sind.  Um 
dem  Bedarf  an  Aushildungsmöglichkeiten  zu  entsprechen,  sind  zwei  Aus- 
wege denkbar.  Teils  müssen  an  den  Spezialabteilungen  in  Oothenburg 
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Chefärzte  gibt  (in  Upsala  fehlt  ein  solcher!),  Assisienzarztstellen  ein- 
gerichtet werden,  teils  können  Alisbildungskurse,  je  nach  Bedarf,  in  einigen 
der  genannten  Krankenpflegeeinrichtungen,  eingerichtet  werden,  nicht 
allzu  kurz  oder  theoretisch,  sondern  wo  die  Kursustcilnchmer  sich  als 
Hospitanten  an  der  taglichen  Arbeit  in  den  Abteilungen  während  beispiels- 
weise zwei  bis  drei  Monaten,  praktisch  beteiligen  können;  die  Kurse 
müssen  vor  oder  nach  der  Legitimation  durchgemacht  werden  können, 
und  es  müssen  natürlich  auch  bei  der  Besetzung  anderer  Plätze  als  der 
letzt  bezweckten,  deren  Inhaber  die  kostenfreie  Pflege  Geschlechtskranker 

.ndhaben  sollen,  die  dort  ausgebildeten  Ärzte  bevorzugt  werden. 
In  §  6  findet  sich  die  wichtige  Bestimmung,  dali  alle  Kosten  für  ärzt- 

■lie  Untersuchung  nach  g  4  n.'bst  erforderlichen  besonderen  Unter- 

chungen  und  'Utensilien-  nach  einem  besonderen,  von  der  Regierung 

itgestellten  Tarif  vom  Sfaate  vergütet  werden. 

Da  die  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  natürlich  als  ein  wirk- 
:hes  Staatsintcresse  anzusehen  ist,  erfordert  die  Logik  Euch,  daß  es  der 
Staat  ist,  der  für  die  Kosten  dafür  aulkommt.  Es  kommt  hinzu,  daß,  so- 
lie  Ausgaben  für  die  Pflege  der  Geschlechtskranken  wie  bisher 
durch  die  allgemeine  Kranken  pflegegeh  (ihr  bestritten  werden  sollten,  dies 
eine  ungerechte  Verteilung  der  ökonomischen  Lasten  bedingen  würde, 
indem  diese  in  unverhältnismäßig  hohem  Grade  die  Städte  von  mittlerer 
Größe,  die  nicht  an  der  Kreisverwaltung  beteiligt  sind,  treffen  würden. 
Was  die  Hohe  des  Tarifs  anbelangt,  so  wird  derselbe,  da  manche  hier- 
hergehörende Leistungen  sowohl  zeitraubender  als  auch  zuweilen  recht 
durchgreifender  Art  sind,  höher  gehalten  werden  als  der  jetzt  geltende 
allgemeine  arztliche  Tarif;  für  die  Poliklinikarzte  wird  die  Entschädigung 
voraussichtlieh  in  Form  von  festem  Gehalt  eingerictitet  »erden.  Die  Höbe 
sowohl  des  Honorars  als  der  Gehälter  wie  auch  die  Art  und  Weise  der 
Auszahlung  der  letzteren  wird  von  der  Regierung  festgesetzt;  hierdurch 
ist  die  Möglichkeit  einer  gerechten  Verteilung  je  nachdem  die  Arbeit 
umfangreich  wird,  gegeben,  was  natürlich  an  den  einzelnen  Orlen  be- 
deutend variieren  wird.  Abcndpoliklinikcn  müssen  höher  bezahlt  werden 
als  Vormiltagsso  rech  st  unde,  tägliche  mehr  als  alle  zwei  Tage  abzuhaltende 
Sprechstunden  usw.  Eine  Berechnung  der  Gesamtkosten  für  die  Ge- 
sell lecliisk  ran  kbeits  pflege  iius/it.irbdtcn ,  ist  aus  naheliegenden  Gründen 
nicht  möglieh  gewesen ;  daß  sie  belangreich  sein  werden,  liegt  auf  der  Hand. 

§  7  enthält  Vorschriften  über  gewisse  Dienstreisen  auf  Ürund  größerer 
Verbreitung  von  Geschlechtskrankheiten  in  der  Provinz. 

§  8  handelt  von  dem  Verfahren,  wenn  ein  Arzt  bei  einem  Patienten 
eine  Geschlechtskrankheit  diagnostiziert  hat:  er  soll  1.  den  Kranken  über 
die  Art  und  die  Ansteckungsgefahr!  ich  beit  der  Krankheit  aufklaren,  2.  ihm 
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eint  gedruckte,  vom  Reichsgesundheitsamt  formulierte  Vorschrift  darüber 
aushändigen,  was  er  betreffs  der  Behandlung  der  Krankheit  und  zur  Ver- 
hütung weiterer  Verbreitung  der  Ansteckung  zu  beobachten  hat;  ferner 
über  "das  Verbot  für  einen  Geschlechtskranken,  sich  zu  verheiraten  und 
über  die  geltende  Strafe  für  Handlungen,  welche  Gefahr  für  die  Aus- 
breitung von  Geschlechtskrankheiten  bedingen;  der  Patient  muli  die 
Empfangnahme  dieser  Vorschrift  schriftlich  bestätigen;  unter  gewissen 
Umständen  sind  Ausnahmen  von  dem,  was  solcherart  verordnet  ist,  zu- 
lässig; ist  der  Patient  ein  Kind  unter  15  Jahren,  so  ist  der  betreffende 
gesetzliche  Vertreter  zu  benachrichligen. 

Die  bisher  besprochenen  Maßnahmen  sind  besonders  wichtig.  Ab- 
gesehen von  den  rein  medizinischen  Vorschriften  wird  der  Kranke  beim 
ersten  Besuch  durch  das  gedruckte  Formular  darüber  belehrt,  daß  er 
durch  die  Geschlechtskrankheit,  die  er  sich  zugezogen,  Gegenstand  der 
Fürsorge  und  Vorschriften  des  Staates  geworden  ist  Durch  die  Unter- 
zeichnung der  Empfangsbescheinigung  ist  er  'festgelegt';  er  kann  hei 
einem  eventuellen  Verstoß  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  niemals 
Unkenntnis  vorschützen.  In  allgemein  verständlicher  Weise  sind  in  der 
kleinen  Schrift  die  gewöhnlichsten  Symptome  und  Folgen  der  anstecken- 
den Gesell lecht^krarikheiten,  ihre  AristeckuugsLiefjhrlichkeh,  die  Art  und 
Weise,  sich  und  andere  vor  Ansteckung  zu  bewahren,  ferner  maßgebende 
gesetzliche  tici'.imniurigeu,  betreffend  die  Verpflichtung  des  Patienten, 
sich  nach  den  Vorschriften  des  Arztes  zu  richten  (§  3)  und  die  Behand- 
lung nicht  zu  unterbrechen  (vgl.  §  Q)  usw.  wie  auch  die  Bestimmungen 
des  Strafgesetees  in  verschiedenen  Hinsichten  dargelegt.  Der  Unter- 
zeichnung der  Empfangsbescheinigung  müssen  natürlich  nachdrückliche 
Ermahnungen  von  Seiten  des  Arztes  alle  Vorschriften  genau  durchzulesen 
und  sich  einzuprägen,  vorausgehen;  kann  der  Arzt  sich  gelegentlich 
durch  einige  Fragen  von  dem  Resultat  dieser  Belehrung  überzeugen,  so 

Nach  §  9  hat  der  Arzt  die  Pflicht,  heim  Gesundheitsinspektor  anzu- 
melden, wenn  ein  Geschlechtskranker  es  unterläßt,  die  Vorschriften  laut 
§  8  zu  beachten  oder  die  Behandlung  unterbricht,  ohne  dem  Arzte  den 
Nachweis  zu  bringen,  dalt  die  Behandlung  von  einem  anderen  Arzt  über- 
nommen worden  ist. 

Hinsichtlich  die-es  l-^myraplicu  sind  in  Fachkreisen  geteilte  Meinungen 
ausgesprochen  worden.  Einige  Kollegen  haben  ihre  Meinung  dahin  ge- 
äußert, daß  es,  speziell  in  größeren  Polikliniken,  unmöglich  sein  würde, 
die  Patienten  so  gut  im  Auge  zu  behalten,  daß  solche  Bestimmungen 
sich  überhaupt  durchführen  ließen.  Mit  einfachen  praktischen  Einrichtungen, 
z.  B.  einem  passenden  Kartensystem  und  ausreichender  Hilfe  für  die 
Expeditionstätigkeit  dürften  indessen  diese  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
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sein.  Ferner  isl  die  Bciiirclilim.n  ausgesprochen  worden,  daß  eine  kate- 
gorische Bestimmung,  jede  Übertretung  der  Vorschriften  des  Arztes  oder 
Unterh reell ui lg  der  Behandlung  heim  Ciesundlicitsiuspektor  anzuzeigen, 
manche  uberflüssige  Anmeldung  verursachen  und  dadurch  die  Patienten 
davon  ah «cli reckin  würde,  einen  Arzt  aufzusuchen.  Hiergegen  kann  ein- 
gewendet werden,  daß  §  3  für  den  Geschlechtskranken  die  unbedingte 
Pflicht  auferlegt,  den  Vorst  Ii  riflen  des  Arztes  zu  gehorchen  und  daß  dem- 
nach diese  Gesetzesbestimmung  'in  der  Luft  schweben«  würde,  wenn 
riirht  für  die  Uiwlrcllilij;  derselben  eini.  Strafe  au^cscl?)  würde;  die  Strafe 
ist  ja  keine  andere  als  die  Aufforderung,  sich  vorschriftsmäßig  behandeln 
zu  lassen,  und  dies  nachzuweisen  (nach  §  14,  15  und  16).  Ferner  sagt 
ja  der  gesunde  Menschenverstand,  daß  der  Arzt,  hier  ebensowenig  wie 
in  tausend  anderen  Situationen  bei  seiner  Tätigkeit,  kritiklos  und  ohne 
Unterscheidung  handeln  wird.  Hierüber  außen  auch  der  Gesetzesaus- 
schuß  in  seinem  Gutachten  an  den  Reichstag  (Nr.  62,  S.  5):  »Bei  der 

Beurteilung  dürfte  zunächst  zu  bemerken  sein,  daß  ein  gewisser 

Spielraum  für  das  Prüfungsrecht  des  Arztes  selbst  in  der  Abfassung,  die 
der  PiiraKra;iIl  in  der  RegicrungsvoriaKC  ha",  frei  gelassen  isl.  Die  in  dem 
Paragraphen  besprochene  Anzeigepflicht  betrifft  in  erster  Linie  die  Fälle, 
wo  ein  Patient  es  unterläßt,  die  vom  Arzte  selbst  erteilten  Vorschriften 
zu  befolgen.  Es  dürfte  vorausgesetzt  werden  können,  dall  der  Atzt  bei 
der  Erteilung  dieser  Vorschriften  die  Individualität  des  Patienten  und 
sonstige  obwaltende  Umstände  gebührend  berücksichtigt  und  keine 
anderen  Vorschriften  erteilt  als  solche,  die  er  für  nötig  erachtet  Mit 
Rücksicht  hierauf  dürfte  nicht  zu  befürchten  sein,  daß  die  in  dem  Para- 
graphen verordnete  Verpflichtung,  eine  Übertretung  der  erteilten  Vor- 
schriften anzumelden,  irgendwelche  überflüssige  Anmeldungen  ver- 
anlassen wird. 

Die  in  dem  Paragraphen  erwähnte  Anzeigepflicht  betrifft  ferner  solche 
Fälle,  in  denen  ein  Patient  die  Behandlung  unterbrochen  hat,  ohne  den? 
Arne  den  Nachweis  zu  bringen,  dall  die  Behandlung  von  einem  änderet] 
Arzte  übernommen  worden  ist.  In  bezog  auf  diesen  Teil  des  Paragraphen 
äußert  der  vortragende  Minister  in  der  Spezialmotiviemng  des  Oesetz- 
vorschlages folgendes:  »Diese  Vorschrift  besagt  nicht,  daB,  sobald  der 
Arzt  konstatiert  hat,  daß  der  Kranke  die  Behandlung  unterbrochen  hat, 
unbedingt  seine  Anzeige  beim  Gesund i'.eit.'iiif|vkioi-  er!nlj;eii  soll.  In 
vielen  Fällen  dürfte  es  angebracht  sein,  dafi  der  Arzl  zunächst  den  Kranken 
auffordert,  ihm  einen  Nachweis  einzusenden,  daß  ein  anderer  Arzt  dier 
Behandlung  übernommen  hat,  und  erst,  wenn  diese  Aufforderung  un- 
beachtet bleibt,  mit  einer  Anzeige  der  Sache  einschreitet.«  Der  Ausschuß 
setzt  voraus,  daß  das  vom  Minister  angewiesene  Verfahren  von  dem  be- 
treffenden Arzl  in  solchen  Fällen  angewendet  werden  wird,  wo  die  Um- 
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stände  nicht  ein  unmittelbares  Einschreiten  mit  Anzeige  erheischen.  Unter 
dieser  Voraussetzung  dürfte  auch  die  vorgeschlagene  Verpflichtung,  eine 
Unterbrechung  der  Behandlung  anzuzeigen,  keine  überflüssige  An- 
meldungenveranlassen. Es  ist  von  großer  Wichtigkeit,  daß  eine  künftige  Vor- 
schrift über  die  Verpflichtung  des  At'l  1  I  tuen  anzuzeigen, 
keinen  allzu  groben  Spielraum  für  die  individuelle  Auffassung  des  Arztes 
übrig  läßt  Dies  könnte  nämlich  gar  zu  leicht  eine  willkürliche  Anwendung 
der  Bestimmungen  veranlassen.  Die  Erfahrung  aus  unseren  Nachbarländern 
scheint  in  dieser  Beziehung  von  tiner  gewissen  Bedeutung  zu  sein.-1) 

Sowohl  in  Dänemark  als  in  Norwegen  gibt  es  gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Anzeigepflicht  für  gewisse  Geschlechtskranke  nach  Outfinden 
des  Arztes.  In  beiden  Ländern  resultierte  dies  darin,  das  Krankenhaus- 
und  Poliklinikpatienten  angemeldet  wurden,  Privatpatienten  dagegen  SO 
gut  wie  niemals1).  Man  hat  auch  auf  Grund  dieser  Erfahrung  Bestim- 
mungen wegen  obligatorischer  Anzeigepf  licht  gegenüber  nachlässigen 
und  widerspenstigen  Geschlechtskranken  vorgeschlagen.  So  lautet  auch 
der  Beschluß  des  schwedischen  Reichstags.  Für  die  praktische  Anwendung 
desselben  dürften  die  vorstehend  angeführten  Äußerungen  des  Ministers 
und  des  Gesetzesau sschusses  maßgebend  sein. 

§  10  ist  aus  dem  Ehegesetz  von  1915  in  dieses  Gesetz  übernommen; 
die  Anzeige  soll  vom  Arzt  an  den  Gesundheitsinspektor  und  von  diesem 
(laut  §  171  an  die  Geistlichkeit  erfolgen.  Der  Wunsch,  alte  Bestimmungen, 
betr.  Geschlechtskranke,  in  einem  Gesetz  zusammenzufassen,  ist  das  Motiv 
dieser  Übertragung.  Für  den  Arzt  ist  es  naturgemäß  ansprechender,  die 
Anmeldung  bei  einem  Kollegen  als  bei  einem  Pfarramt  zu  machen. 

§  1 1  ist  einer  der  Ecksteine»)  des  Gesetzes.  Er  verpflichtet  den  Arzt, 
der  einen  Fall  von  Geschlechtskrankheit  zuerst  beobachtet,  »zu  ver- 
suchen, aus  dem  Kranken  hcrauszu bringen,  von  wem  und  unter  welchen 
Umständen  die  Ansteckung  übertragen  worden  ist,  und  binnen  vierund- 
zwanzig Stunden  ein  ausgefülltes  Formular  an  den  Gesundheit^  irspcktor 
einzusenden,  enthaltend  1.  die  Diagnose  sowie  Geschlecht,  After  und 
Wohnort  des  Kranken  und  2.  was  in  bezug  auf  die  Übertragung  der 
Ansteckung  zu  ermitteln  gewesen  ist,  mit  Angabe,  wenn  jemand  als  An- 
sleckungsquelle  angegeben  ist,  von  Namen  und  Wohnung  desselben.« 

Mit  der  Nachforschung  von  'unter  welchen  Umständen  usw.«  wird 
br/weckt,  -die  Entdeckung  von  verd;kti(is;eii  Alisteii'euiKirtieren,  Mi'kleheii- 
stellen  und  anderen  bürde  Ihrtijreu  liinru-liujn.e-en  zu  erleichtern«,  die  (nach 
§25)  vom  Gesund  he  itsinspektor  dem  Staatsanwalt  angezeigt  werden  sollen. 

')  Siehe  S.20U,  wo  bewiesen  wild,  dal!  dies  System  zur  Korruption  fiihn. 
Denn   t'rivfi'.pillk'ii^n  iL  Ii.  dii-  \Vobl!m[>nniei>  werden  nie!;:  yvitldllel.  Der 
Arzt  wird  zur  Korruption  sozusagen  animiert. 
*)  Hier  wird  der  Arzt  zum  Detektiv  unil  Buttel  degradiert. 
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Das  erste  .Moment  des  Aiizeigeverfr.il renn  isl  rein  statistischer  Art  und 
ist  nur  eine  Erweiterung  der  bisher  maßgebenden  Bestimmungen,  indem 
die  Angabe  des  Wohnortes  hinzugekommen  ist,  und  zwar  auf  Verlangen 
vor  statistischer  Seite. 

Das  zweite  Moment  dagegen  —  die  Aufspürung  und  Namcnsanmeldung 
der  Anstcckungsquelle  -  ist  von  um  so  größerer  praktischer  Bedeutung. 
Wenn  man  auch,  wo  es  sich  um  gröbere  Ortschaften  handelt,  vielleicht 
nicht  zu  viel  von  der  Nachforschung  der  Anstcckungsquelle  erwarten 
darf,  wird  sie  dafür  in  kleineren  Orten  und  in  der  Provinz  von  grober 
Bedeutung  werden.  Eine  statistische  Untersuchung,  die  Verfasser  kürzlich 
im  Krankenhause  St.  Göran  bewerkstelligt  hat,  zeigte,  daß  von  den  —  nicht 
prostituierten  —  Frauen  fast  jede  die  Anstcckungsquelle  angeben  konnte, 
während  von  den  Männern  nicht  über  20  Prozent  Angaben  machen 
konnten  oder  wollten,  die  berücksichtigt  zu  werden  verdienten.  Die 
Miiii-lit'lifci-ik-ti  eines  tatsadilidim  Triolges  dieses.Verfahrens  scheinen  hier- 
nach größer  zu  sein,  als  der  Skeptiker  gedacht  hat. 

Indessen  sind  gegen  die  Bestimmungen  in  SS  9,  10  und  1 1  prinzipielle 
Bedenken  erhoben  worden,  in  der  Meinung,  daß  das  Verfahren,  das  in 
den  genannten  Paragraphen  vorgescii rieben  ist,  eine  Beschränkung  der 
dein  Arzte  verfassuugsgem.ill  auferlegten  Verschwiegenheitspflicht 
bedingen  würde.  Diese  Beschränkung  könnte  zur  Folge  haben,  daß  manche 
ÜL-sdilcciitskranki'  davan  ahgesdired;!  würben,  aivtlidu'  Mille  zu  suchen. 
Das  schwedische  Gesetz  hat  indessen  schon  zuvor  Bestimmungen,  wo 
den  Ärzten  gegenüber  gewissen  Geschlechts  kranken  eine  Handlungsweise 
vorgeschrieben  wird,  die  der  hier  zur  Pflicht  gemachten  analog  ist;  §  28 
und  S '10  der  ieW  [iol(j>eheiuk'n  a;ij.a::ui'inet)  är/tlich™  Instruktion  ver- 
pflichten Kreis-  und  Stadtär/ie,  wiilerspe  listige  Geschlechtskranke  anzu- 
zeigen, und  das  Ehegesetz  vom  Jahre  1915  hatte  ja  schon  die  Bestim- 
mungen, die  in  §  10  des  jetzt  angenommenen  Gesetzes  zu  finden  sind. 
In  dem  dänischen  Gesetz  von  1906  finden  pich  analoge  Bestimmungen. 
Die  prinzipielle  Berechtigung  uuer  Beschränkung  der  Schweigepflicht, 
wenn  es  sich  um  solche  Geschlechtskranke  handelt,  die  in  einer  oder  der 
anderen  Hinsicht  als  antisozial  Elemente  anzusehen  sind,  scheint  also 

Ferner  ist  angeführt  worden,  daß  die  Anzeigepflicht  mit  ihren  Konse- 
quenzen Kranke  abschrecken  würde,  einen  Arzt  aufzusuchen,  und  sie  den 
Kurpfuschern  in  die  Hände  zu  (reiben;  gegen  diese  letzteren  dürfte  doch 
das  Kurpfuschereigesetz  vom  Jahre  1015  durch  seine  strengen  Straf- 
best  immun  gen  schützend  wirken.  Was  die  Annahme  anbelangt,  daß 
Ucsciileciitskrartke  sich  aus  furcht  vor  der  Anzcigepilidii  sollte:]  zurück- 
halten lassen,  einen  Arzt  aufzusuchen,  so  sei  daran  erinnert,  daß  die 
Meldepflicht  erst  bei  Übertretung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  in 
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Wirksamkeit  tritt,  und  daÜ  die  Folge  ja  keine  andere  ist,  als  die  diskrete 
Aufforderung,  worüber  nachstehend  in  §  14  verordnet  wird;  erst  bei  an- 
dauernder Widerspenstigkeil  oder  dgl,  kommt  das  Zwangsverfahren  nach 
§  21  in  Frage.  Da  jeder  Oese  Ii  lecfils  kranke  nach  §  8  beim  ersten  Besuch 
eine  gedruckte  Mitteilung  über  alle  diese  Bestimmungen  empfangen  soll, 
dürft;'  os  bald  zur  Kenntnis  dos  grork'ii  Publikums  gelangen,  u  ic  es  sich 
in  Wirklichkeit  damit  verhält,  und  dann  dürfte  das  -abschreckende«  Mo- 
ment eine  solche  Einwirkung  höchstens  auf  die  aus  Unkenntnis,  Indolenz 
oder  Mangel  an  Moral  widerspenstige  Minorität  ausüben,  die  wahrlich 
dieses  Impulses  bedarf,  um  sich  so  zu  verhalten,  wie  es  sich  gehört  Es 
sei  hier  in  Erinnerung  gebracht,  dait  schon  jetzt  vor  dem  Inkrafttreten 
dos  Gesetzes,  die  überwiegende  Anzahl  Geschlechtskranke  sich  vorschrifts- 
mäfiig  verhält;  eine  Minorität,  welche  die  Behandlung  vernachlässigt,  hat 
es  immer  gegeben  und  wird  es  natürlich  immer  geben,  und  gegen  diese 
müssen  wir  Zwangs  maßregeln  haben,  dies  ist  vom  Gesichtspunkt  des 
öffentlichen  Wohls  unumgänglich.  Dies  gilt  in  ebenso  hohem  Grade 
von  nachlässigen  Patienten  als  Ansleckungsquellen. 

Betreffs  dieser  letiteren  ist  ferner  betont  worden,  daß  keine  Anzeige 
erfolgen  dürfe,  wenn  der  Arzt  den  Nachweis  erhalten  hat,  daß  der  als 
Ansteckungsquelle  Atigegebene  bereits  in  Behandlung  ist.  Gewisse  heikle 
Verhältnisse  würden  besondere  Diskretion  erfordern  usw.  Da  indessen 
die  Folge  keine  andere  isl  als  das  eben  erwähnte  Schreiben  des  Gesund- 
hdlsinspcktors,  der  ja  an  seine  Verse  h  w  ie  gen  Ii  citspfl  ich!  gebunden  ist, 
und  bei  welchem  das  Verfahren  geheim  gehalten  wird  (laut  §  25),  ist 
dieser  Einwand  gar  zu  unbedeutend  befunden  worden,  um  Ausnahmen 
von  der  kategorischen  Bestimm  Line  der  Anzeige  von  Ansteckungsquellen 
zu  gestatten,  Ausnahmen,  welche  die  Effektivität  des  Gesetzes  in  hohem 
Grade  verringern,  die  Stellung  des  Arztes  den  Patienten  gegenüber  unsicher 
machen  und  eine  Willkürlichst  veranlassen  sollten,  die  der  Keim  eines 
■  Klassengesetzes>  hätte  sein  können. 

Schlieltlicli  fitltend  gemacht  worden,  dafl  die  Anzeige  von  An- 
steck ungsqu eilen  zu  Erpressung  Anlali  geben  könnte.  Iii  unseren  Nachbar- 
ländern, wo  es  ja  schon  längst  ähnliche  Bestimmungen  gibt,  hat  die 
Erfahrung  gelehrt,  da  II  diese  Gefahr  allerdings  vorhanden  war,  aber  von 
Anfang  an  geringer  gewesen  isl,  als  man  hefürchlet  hatte  und  später 
immer  mehr  abgenommen  hat.  Das  vorläufig  geltende  schwedische  Gesetz 
enthält  besonders  unvollständige  Bestimmungen  über  Erpressung,  aber, 
nach  dem,  nas  der  jetzige  Jusli/.miuifler  in  der  KegicniriKSsitiiitiK  vom 
15.  Februar  !'.)IS  m  pmloknl!  geychon  hat,  soll  schon  Für  den  Reichs- 
tag des  Jahres  191°  eine  Vorlage  für  verbesserte  diesbezügliche  Gesetz- 
gebung zu  erwarten  stehen.   Hiermit  dürfte  also  diesem  Einwand  die 
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§g  12  bis  24  handeln  von  dem  Gang  des  sanitären  Zwangs- 

§  12  und  13  handeln  davon,  wie  verfahren  werden  soll,  soforn  jemand 
wegen  sogenannten  Sittlichkeits  vergebens  oder  dergleichen  Übertretungen 
angeklagt  oder  verhaftet  ist,  und  von  der  Prozedur  in  bezug  auf  Persunen 
beim  Militär  und  in  Straf-  oder  Zwangsanstalten  bzw.  im  Gefängnis. 

In  §  14  wird  verordnet,  daft  der  Gesund heitsinspektor  nach  eingegangener 
Anzeige  gemäß  §  12  oder  wenn  eine  Anzeige  nach  §  11  sich  als  auf 
wahrscheinlichen  Gründen  basiert  erweist,  dem  Angezeigten  eine 
Aufforderung  zustellen  soll,  sich  binnen  anberaumter  kurzer  Frist  von 
einem  Arzt  untersuchen  zu  lassen  und  einen  Nachweis  über  das  Resultat 
dem  Gesundheitsinspektor  vorzulegen. 

Dem  Gesundtieitsinspektor  ist  hierin  also  das  Priifungsrecht  hinsieht- 
lieh  der  Anzeige  eingeräumt  worden,  welche  dein  einzelnen  Arzt  zuzu- 
sprechen für  unzweckmäßig  gehalten  wurde;  hierdurch  wird  die  Sicher- 
heit gewonnen,  daß  augenscheinlich  weniger  glaubwürdige  oder  zu  Er- 
pressungszwecke ii  gemachte  Anzeigen  nicht  zu  Unannehmlichkeiten  und 
Verwicklungen  Anlah  geben,  sondern  ganz  einfach  in  den  Papierkorb 
wandern  werden. 

Die  näheren  Vorschriften  in  bezug  auf  Tagehiichführung,  Formulare 
usw.  werden  von  dem  Rdchsgesundheitsamt  festgestellt  Die  Aufforderung 
wird  dem  Angezeigten  in  geschlossenem  Kuvert  und  ohne  einen  Auf- 
druck auf  demselben,  der  seinen  Inhalt  verraten  kann,  durch  die  Post 
zugestellt.  Die  Wahl  des  Arztes  steht  dem  Angezeigten  frei,  aber  in  dem 
Brief  muli  angegeben  werden,  bei  welchem  bzw.  welchen  Ärzten  oder 
Polikliniken  die  in  §  4  verordnete  kostenfreie  Urilei-siiclimig  und  Behand- 
lung  zu  erhalten  ist,  ebenso  auch  die  Sprechstunden  derselben.  Das  Attest 
soll  der  Betreffende  selbst  an  den  Gesundheitsinspektor  einsenden. 

Was  die  freie  Wahl  des  Arztes  anbelangt,  so  ist  von  medizinischer 
Seite  gellen  J  gemacht  worden,  it.ill  diese  unzweckmäßig  sei,  und  da  Ii 
das  Recht,  die  liier  bezweckten  Untersuchungen  und  Behandlungen  auf- 
zuführen, auf  »Ärzte,  die  in  dieser  Re/ielumg  von  der  Gesundheits- 
vcrWidUuig  gntgehi'iiieii  sind  ,  gemiiti  S  I"  des  Entwurfes  des  keglcinen- 
tiernngskomitees,  hcschläiikl  wcrxleu  tmililen.  Die  Motivierung  ist: 
Besonders  in  den  größten  Städler)  steht  leider  zu  befürchten,  daß  die 
betreffenden  Patrenten  ohne  diese  Begrenzung  in  be/.ug  auf  die  Wahl 
des  Arztes  bald  genug  lernen  werden,  den  Wen  zu1  weniger  gewissen- 
haften Ärzten  zu  finden,  die  nicht  im  Bcsilz  der  nötigen  Vorans-et/ ringen 
sind  und  keinen  Anstand  nehmen,  den  Patienten  zu  Gefallen  und  ohne 
Rücksicht  auf  die  berechtigten  Ansprüche  des  Gemeinwesens  ein  Ge- 
sundheitsattest auszustellen  .  ts  tälil  sich  nicht  leugnen,  daß  vieles  für 
die  Rietnigiieit  Lines  Mile'ien  ( iedankei' ganges  spricht,  und  es  ist  von 
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medizinischer  Seile  —  immerhin  zu  bedauern,  daß  dieser  Standpunkt 
weder  von  Regierung  noch  ficiciistiLf  geteilt  werden  konnte;  liehen 
Schwierigkeiten  juridischer  nri;i  formeller  An  ist  es  die  fiffürcluisiis;,  Un- 
gewißheit und  Konflikte  zu  veranlassen,  welche  den  Beschluß  diktiert  hat. 

Wild  iJt'i  Untersuchte  krank  Lu.-fiirii-i.-n ,  so  wird  er  vom  Gesundheits- 
inspektor  nach  §  15  von  neuem  ermahnt,  sich  behandeln  zu  lassen  und 
darüber  ein  Attest  beizubringen.    Die  Prozedur  ist  dieselbe  wie  in  §  14. 

Ist  man  der  Meinung,  daß  der  Kranke  nicht  ohne  bedenkliche  An- 
steeknngsgeiahr  außerhalb  eines  Krankenhauses  behandelt  werden  kann, 
so  erhält  er  eine  Aufforderung,  sich  binnen  einer  angegebenen  kurzen 
Trist  dort  aulnehmen  zu  lassen  und  Jariilur  ein  Atlesi  einzusenden. 

Bei  Anzeige  gemäß  §  9  erfolgt  ein  ähnliches  Verfahren  wie  gemäß  §  1 6. 

Bei  Widerspenstigkeit  wird  nach  §  21  verfahren. 

§  17  verpflichtet  den  Gesundheitsinspektor,  eine  nach  §  10  (betr.  Ehe- 
schließung) erfolgte  Anzeige  unverzüglich  an  das  zuständige  Pfarramt 

5*  IS  und  Mi  erteilen  Vorschriften  hinsichtlich  einiger  Details,  wie  der 
Gesundheitsinspektor  verfahren  soll. 

§  20  sehreibt  vor;  Ist  ein  Geschlechtskranker,  der  vom  Uesimdhcits- 
inspektor  eine  Aufforderung  gemlß  14,  15  oder  16  erhallen  hat,  laul 
eingegangenen  Attestes  von  einem  Ar/1  in  ilehnndliipjg  genommen  worden, 
so  ist  der  Ocsundheitsiuspeklor  verpflichtet,  dem  behandelnden  Arzte 
unverzüglich  schriftliche  Mitteilung  von  der  erteilten  Auffordert  mg  und 
der  Veranlassung  derselben  zu  machen. 

Diese  Bestimmung  bezweckt,  dem  behandelnden  Arzt  Anweisung  Für 
die  Beurteilung  des  Patienten  zu  gewähren  und  ihm  Gelegenheil  zu 
geben,  sich  hei  seinen  Vorschriften  für  denselben  hiernach  zu  richten. 
Dies  dürfte  besondere  Bedeutung  erhalten  in  solchen  Fällen,  wo  eine 
geschlechlsk ranke  Person,  ,1k-  als  Ausleck uiigsuuche  angezeigt  ist,  von 
einem  anderen  Arzi  in  ridiandhmg  genommen  ist  als  demjenigen,  der 
sie  angezeigt  hat  Ebenso  um  die  Klasse  von  Frauen,  die  jetzt  die  so- 
genannten Eingeschriebenen  bildet,  im  Wirkungskreise  des  sanitären 
Zwangsverfahrens  behalten  zu  können. 

In  §§  2 1  und  22  wird  bestimmt,  daß  die  Sanitätsbehörde  (die  Provinzial- 
regierung  oder  die  Ortsgesundheitsverwaltung)  oder,  in  eiligen  Fällen, 
der  ücsmulhciisiu^ekto;-  (der  ticschiiin  ist  der  Prüfung  der  Behörden  zu 
unterstellen)  verpflichtet  ist,  Zwangsuntersuchung  und  Zwangs- 
unterbringung in  einem  Krankenhause  zu  verordnen,  wenn  der 
Kranke  es  unterläßt,  einer  vom  Gesundheitsinspektor  erteilten  Aufforderung, 
wie  sie  in  §§  14,  15  und  16  erwähnt  ist,  nachzukommen.  Für  die  Durch- 
führung der  Verordnung  wird  von  der  ['ulizcihehordc  ude"  der  Lutrd- 
[KilLvi  Hilfeleistung  gewährt. 
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Das  von:  Komitee  ursprünglich  vtiriiL-t-cliliiiffiiL-  Verfall  ivn  \\&t  hesi  mdcrs 
umständlich  und  zeitraubend,  weshalb  zu  befü rollten  war,  daß  seine 
Wirkung  ziemlich  gering  sein  würde.  Die  jetzt  gewühlte  Prozedur  wirkt 
schnell  und  einfach;  es  wird  natürlich  in  den  meisten  Fällen  der  Gesundheits- 
inspektor sein,  der  den  Beschluß  fassen  muß;  ein  Mißbrauch  seiner  Macht 
dürfte  nicht  zu  befürchten  sein:  teils  ist  er  ja  Medizinalheamter  und  handelt 
unter  amilicher  Verantwortung,  teils  sollen  seine  Beschlüsse  der  Prüfung 
der  lokalen  Ocsundheitsverwaltung  unterstellt  werden.  Die  Frage  der 
Entlassung  eines  zwangsweise  im  Krankenhaus  untergebrachten  Geschlechts- 
kranken, bevor  der  zuständige  Chefarzt  es  zugeben  will,  ist  in  dem  neuen 
Gesetz  nicht  behandelt.  Da  indessen  nach  §  3  jeder  Geschlechtskranke 
verpflichtet  ist,  den  Vorschriften  des  Arztes  nachzukommen,  und  wenn  er 
dagegen  verstößt,  nach  §  0  angezeigt  wird,  worauf  er  dem  vom  Gesundheits- 
inspekfor  in  Gang  zu  setzenden  sanitären  Zwangsverfahren  anheim fällt, 
dürfte  dem  betreffenden  Arzt  wohl  hinreichende  Macht  eingeräumt  sein, 
um  den  Patienten  im  Krankenhause  festzuhalten.  In  besonderen  Fällen 
dürfte  es  angebracht  sein,  daß  der  Kranken  hausarzt,  bevor  er  den  Wunsch 
eines  solchen  widerspenstigen  I 'lüirmcn  erfüllt,  das  Gutachten  des  Ge- 
siitidlieilsinspektors  in  der  Angelegenheit  einholt;  das  Recht,  zwangsweise 
untergebrachte  und  auch  andere  Geschlechtskranke,  die  sich  gegen  den 
Rat  und  die  Meinung  des  Arztes  die  Entlassung  aus  dem  Krankenhause 
erzwingen  wollen,  festzuhalten,  ist  laut  dem  Gesetz  offenbar  der  lokalen 
Gesundheitsverwaltung  und  nicht  diesem  anvertraut  worden.  In  der  Praxis 
wird  es  wohl  so  kommen,  daß  in  den  meisten  Fällen  der  Kranke  sich 
mit  dem  Rat  des  betreffenden  Arztes  zufrieden  geben  wird,  nachdem  es 
ihm  klar  geworden  ist,  dali  er  sich  durch  Widerspenstigkeit  nur  ein  erneutes 
Zwangsverfahren  und,  in  gewissen  Fällen,  gerichtliche  Folgen  zuzieht.« 

§§  23  und  24  beschäftigen  sich  mit  dem  Verhalten  gewisser  Medizinal- 
beamten  dem  sanitären  Zwangsverfahren  gegenüber. 

§  25,  Alles,  was  Angelegenheiten  betrifft,  die  in  diesem  Gesetz  berührt 
werden,  ist  geheim  zu  halten:  Protokolle,  andere  Akten,  Poliklinik-  und 
Kranken  ha  usjournalc  sollen  so  verwahrt  werden,  daß  sie  Unbefugten  nicht 
in  die  Hände  lallen  können.  I iericlitsliof  und  Staatsanwalt  sind  jedoch 
berechtigt,  auf  Verlangen  Auskunft  über  das  Resultat  der  ärztlichen  Unter- 
suchung zu  erhalten.  Hat  der  Gesundheitsinspektor  hei  seiner  Tätigkeit 
von  einer  Handlung  gemäß  Kap.  18  §  11  des  Strafgesetzes  (Kuppelei, 
- /uhälterwcseii  )  Kenntnis  erhalten,  so  soll  er  jedoch  unbehindert  hier- 
von dem  Staatsanwalt  Anzeige  machen. 

Die  Kfinse,|innu  dieser  rlcsiiiiimunccn  wird  sein,  drdi  allem  Persona!, 
außer  den  Ärzten  (die  mit  vorstehend  angegebener  Ausnahme  durch  ihre 
gesetzliche  Verschwiegenheitspflicht  gebunden  sind),  das  mit  allen  dies- 
bezüglichen Angelegenheiten  in  Iknihrimg  i;nmmt  —  Krankenpflegerinnen, 
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Schreiher.  Krankenwärter,  Kontorpcrsunal,  Statistiker  u.  a.  —  die  Strengste 
Diskretion  auferlegt  werden  muH.  Bestimmungen  hierüber,  nebst  Er- 
wähnung der  Strafe  für  >-Schwatzhaftigkeit'  sollten,  wenn  möglich,  in  die 
Instruktion  der  Betreff  enden  aufgenommen  werden.  Eine  Änderung  in 
der  D  ruckfrei  hei  ts  Verordnung  dürfte  auf  ürund  dessen,  was  in  diesem 
Paragraphen  verordnet  wird,  notwendig  werden. 

Gegen  den  Besehluli  einer  Orisgesundheitsverivaltung  kann  nach  §  23 
Berufung  eingelegt  werden  bei  der  Provinzialregierung  und  gegen  deren 
BtsdilulS  bei  der  Regierung.  Solehe  Berufung  hindert  jedoch  nicht,  daß 
der  Beschluß  in  Wirkung  treten  soll,  bis  nach  Gebühr  anderweitig  ver- 
ordnet werden  kann. 

Nach  §  27  hat  die  Regierung  besondere  Maßnahmen  in  bezug  auf  das 
Militär  (personliehe  Prophylaxis  usw.)  zu  treffen,  wie  auch  »Maßnahnien- 
zu  verordnen,  welche  erforderlich  sind,  um  unter  dem  Publikum  Kennt- 
nis zu  verbreiten  von  der  Natur  und  Anstcckungsgelährriehkeil  der  Ge- 
schlechtskrankheiten, über  Mittel,  die  zu  Gebote  stehen,  um  eine  Über- 
tragung der  Ansteckung  zu  verllindern,  und  über  die  Pflicht  eines  jeden, 
der  von  solcher  Krankheit  angegriffen  ist,  schleunigst  ärztliche  Hilfe  zu 
suchen. 

Die  nähere  Organisation  der  grufien  und  iundameutat  wichtigen  Tätig- 
keit, die  in  diesem  kurzgefaßten  Paragraphen  angegeben  ist,  wird  auf 
administrativem  Wn:t  geordnet  werden,  wobei  natürlich  Arzte  und  Päda- 
gogen zu  Rate  gezogen  werden  sollen.  Als  Ziel  dürfte  aufzustellen  sein: 
verschärfe  Anforderungen  in  dein  Fach  Syphilid!  ilogic  im  med.  Flamen, 
genaue  Instruktion  hei  der  Ausbildung  von  Kranken  hauspersonal,  Unter- 
richt in  den  höheren  Schulen  zu  geeignetem  Zeitpunkt,  hl  allen  anderen 
ähnlichen  höheren  und  niedrigeren  Lehranstalten,  wie  Privatschulcn, 
technischen  Schulen,  Gewerbeschulen ,  Volkshochschulen,  Navigations- 
schulen usw..  für  das  Militär.  Vorlesungen  in  den  Arlvheriiistittilcu  und 
ähnlichen  Einrichtungen,  in  Fabriken  u.  djrl.  Auch  auf  die  Mitwirkung 
der  Volksbildung-  und  der  Arbeiterorganisationen  dürfte  gerechnet  werden 
können.  Flugschriften,  z.  B.  in  der  Art  wie  die  von  der  Deutschen  Ge- 
sellseliail  für  Bekämpfung  ile-  (  icsclilediiskrankhcitcu  hcr.'iusge  gehe  neu, 
werden  auf  Veranstaltung  der  med.  Behörde  verfaßt  und  verbreitet.  Ein 
Fi  fordernis,  und  zwar  ein  besonders  beherzigenswertes,  ist  es,  das  »  Präventiv- 
gesetz- dahin  zu  ändern,  daß  es  möglich  würde,  in  großem  Umfang 
Unterricht  zu  erteilen  öber  »die  Mittel,  die  zu  Gebote  stehen,  um  eine 
Übertragung  der  Ansteckung  zu  verhindern«,  mit  anderen  Worten  über 
die  persönliche  Prophylaxis,  die  von  verschiedenen  Fachleuten  als  die 
beste  Waffe  im  Kampf  gegen  die  Geschlechtskrankheiten  angesehen  wird. 

Ferner  sei  in  Erinnerung  gebracht,  daß  das  zurzeit  arbeitende  Armen- 
pflegcgesetzcditjii!.')ko:nikc  vermehrte  Möglichkeiten  in  seinem  Programm 
27' 
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haben  muH,  sich  iier  I  'r;im:ii  in  dem  Alter,  aus  weldiem  die  Prostitution 
sich  rekrutiert,  anzunehmen,  wie  auch  zweckmäßigere  Strafmaßnahmen 
ak  die  .üf<.;l'iiiv:irij.i;i,:i  fi'ir  vii-ib! L-Ill-  V;i!5ilniiii!en  ,'iiii/u^elle:].  Diese  ganzt- 
große  Tätigheit  für  die  öffentliche  und  die  private-  Prophylaxis  dürfte  für 
das  gesteckt e  Zid :  Vermindern  iin  der  iTeuueiiz  der  Oeschledi^krankheiteii. 


11  §  23  und  §  24  und  alle  f 
er  Verschwiegenheil!)  mit  G 
nterlitßt,  was  ihm  nach  §§  8 
n  höchstens  zweihundert  Kn 


!.  Staats 
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der  Medizin  und  der  Menschheit,  von  der  ein  Politiker  einmal  behauptete, 
datt  derjenige,  der  glaube,  die  Menschheit  wäre  vernünftig,  selbst  unver- 
nünftig sei, 

d)  Amerika. 

Hier  ist  die  allgemeine  diskrete  Anzeigepflicltt  mit  bestem  Erfolg  in 
Tätigkeit.  Im  »Roten  Tag-  schreibt  darüber  Dr.  Fischer-Defoy 
(Frankfurt  a.  M.): 

Der  Fcldzug  gegen  die  <.) -j?ch Jet lits k n k t< l.- iti' n  in  Deutsch- 
land und  Amerika.  Die  ikkütiipfutig  der  Geschlechtskrankheiten  harrt 
bei  uns  noch  immer  der  reich-re^ei/liehen  Regi-funa.  Fiu  tatkräftiges  Ein- 
greifen ist  nie  nötiger  als  jetzt.  Um  die  erforderlichen  Unterlagen  zu 
.bekommen,  hat  der  ReiehMiiinisler  des  Innern  für  die  Zeit  vom  15.  No- 
vember bis  14.  Dezember  1910  die  Durchführung  einer  Reichsstatistik 
Für  die  Geschlechtskranken  « umordnet.  An  jeden  Ar/t  sind  ['ragelingcii 
verscitickt  worden,  die,  ohne  daii  der  Name  des  Erkrankten  genannt  wird, 
auszufüllen  sind.  Im  Begleitschreiben  wird  darauf  hingewiesen,  dal)  die 
Zahl  der  Infizierten  nicht  nur  unter  der  Einwirkung  des  langwierigen 
Krieges,  sondern  auch  durch  die  Folgeerscheinungen  des  unglücklichen 
Krie.;sati  Strangs  eine  erhebliche  Zu  nah  nie  erfahren  hat.  Die  Einrichtung 
der  Beratungsstellen  nun  hat  zwar  das  Gute  gehabt,  dali  eine  ganze  An- 
zahl der  Geschlechtskranken  persönlich  erfaßt  worden  sind,  aber  diese 
Einrichtung  ist  doch  nur  einem  Teile  der  Betroffenen  zugute  gekommen. 
Die  bekannte  Verordnung  des  Heichsantts  für  wirtschaftliche  Demobil- 
machung  vom  20.  November  1918,  die  eine  ärztliche  Untersuchung 
sämtlicher  zu  entlassender)  1  ieeicstugehnrigeu  animhiete  und  ihre 
Li/arcdheliaudluu);  vorsah.  m>[i:iUI  eine  i'iherlraglwe  KrauUicil  festgestellt 
war,  bis  eine  Anslerkiui[;sgcial!r  nicht  mehr  bestand,  hat  praktisch 
kaum  Erfolge  gehabt;  denn  wie  sich  in  den  Novembertagen  1918, 
wie  auch  später  au  manchen  *  Irten  bei  Gelegenheit  von  Unruhen  die 
Lazarette  und  mit  ihnen  die  Stationen  für  Geschlechtskranke  einfach  auf- 
lösten und  ihre  Insassen,  eine  nicht  zu  unterschätzende  Volksgehilir.  über- 

Bestimmung,  die  Anordnungen  über  die  Belehrung  der  Geschlechts- 
krankheiten durch  den  behandelnden  Arzt  traf.   Aber  auch  sie  trägt  nur 

bewußte  Verbreitung  der  nc.clilechlskrankhciien  unter  Gefängnisstrafe 
stellten,  der  kiirpiusdicrti  Einhalt  geboten  und  die  Über  wach  Ulli:  der 
Dirnen  verschärften. 
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Ein  Bericht,  den  das  »Boston  Medical  and  Surgical  Journal*  (1 1.  Sep- 
tember 1919)  bringt,  regt  dazu  an,  an  unsern  Augen  vorüberziehen  zu 
lassen,  was  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  jüngster  Zeit  in 
der  Bekämpfung  der  ücsciilechtskraiikheitcii  gcsxlielieti  iE-..  Als  Amerika 
den  Krieg  erklärte,  erkannte  man  rechtzeitig  die  grolle  Gefahr,  die  von 
den  Geschlechtskrankheiten  her  drohte.  Es  sei  nur  kurz  erwähnt,  dafi, 
;ir:i  sie  vom  Heere  fernzuhalten,  soziale  Mal!  nahmen  zur  Verhinderung 
sexueller  Versuchung  getroffen  (u.  a.  durfte  keinem  Uniformierten  Alkohol 
verabreicht  werden},  daf)  die  Belehrung  z.  B.  durch  Verteilung  von  fünf 
Millionen  Flugblättern  geregelt,  die  Behandlung  organisiert,  Schutzmitte! 
empfohlen  und  verteilt  wurden.  Der  Erfolg  soll,  obwohl  der  Generai 
Surgeon  in  seinem  Bericht  Zahlen  nicht  angibt,  gut  gewesen  sein.  Recht- 
zeitig sah  aber  die  Regierung  ein,  daß  die  im  Heere  getroffenen 
Anordnungen  nur  dann  von  dauerndem  Erfolg  begleitet  sein 
könnten,  wenn  gleichzeitig  auch  die  Zivilbevölkerung  saniert 
wiir de.  i;in  kongreliakl  vom  0.  August  l'HS  rief  deshalb  oiric  f Nieral 
Division  o!  Vcnercal  Uiw*t".  I  leparinirn!  .it  l'uhlir  Health  ms  Leben, 
deren  erster  Scht.tt  war.  s:ch  durch  im  RumtV hn-iben  der  Mitarbeit  der 
Ante  zu  versichern.  Fast  dir  Hälft.-  de:  132000  Arzte,  an  die  sie  sieh 
wandte,  verpflichtete  s;ch  zu  einer  beiwilhgrn  Mol  dopt  lieh',  zur  lolge 
richtigen  Durchführung  der  Hchandh;ng  in  jedem  f  alle  bis  zur  Aufhebung; 
dci  Anstel kungsgetahr.  zur  Aolk'arur.g  der  l'atlmten .  feiner  gaben  s:; 
ihr  Wort,  keine  eigenen  Mittel  zur  Selhstbehandlung  zu  vertreiben.  Das 
Programm  der  Federal  Division,  für  deren  Arbeit  der  Kongreß  zunächst 
für  rill  Jahr  eine  .MiHiim  Dollar  bewilligte,  betraf  zuerst  Erhebungen  über 
die  Verbreitung  der  Krankheiten  und  Einführung  der  Meldepflicht  Zur- 
zeit ist  diese  in  sechs  amerikanischen  Staalen  eiilgerichiet.  In  .Massachu- 
setts meidet  der  Ar/1  den  f ieschleciilskranlten  Hilter  fortlaufender  Nummer 
ohne  Namensnennung.  F.ulfemi  dieser  sich  läutet  als  sechs  Wochen  aus 
der  Behandlung,  ohne  nachweisen  zu  können,  daß  er  einen  andern  Arzt 
ausgesucht  hat,  oder  bedroht  er  irgendwie  die  oifeiillicbe  Gesundheit,  so 
muli  der  Arzt  Namen  und  Adresse  an  die  GesuiKÜieilsbeliördc  melden, 
die  dann  den  Behandlimgszwang  einleitet.  In  den  ersten  zehn  Monaten 
seit  Einführung  dieser  Best  mummen  wurden  fasl  121)1)0  Fälle  von  Ge- 
schlechtskrankheiten gemeldet,  aber  die  bloße  Androhung  der  Namens- 
nennung hatte  stets  genügt,  behördliche  ZwangsmahTegehi  zu  erübrigen. 
Im  Staate  Süd  Cirnlinn  ist  ;eder  Arzt,  der  emen  Geschlechtskranken  be- 


durch  zweifellos  unheilvolle  böigen  verhütet  werden.  Als  zweite  Aufgabe 
stellte  sich  die  F.D.  die  Kontrolle  der  Infizierten,  um  dadurch  die  Krank- 


iiFjiiiln:  betrachtet  die  t:.!).  eine  Kcfurm  der  Prostitution,  wol 
indirekte  Wcjje  t-in>;t-s*rl  ila yi'ii  werden.  Man  v 


spricht  sich,  ihr  den  Huden  abzugraben,  wenn  man  z.  B.  die  öffentlichen 
Lustbarkeiten  strenger  als  bisher  bcauisiclitii;!,  ferner  wenn  man  die 
Mäticheti  in  wcitcslucliendcr  Weise  aufklärt.  Audi  das  Alkohol  verbot, 
das  jetzt  in  Kraft  getreten  ist,  wird  .r;ünsbf;  wirken,  denn  der  Alkohol 
war  bisher  der  bc-tc  lSu:idesi;enosse  der  Prostitution.  Schließlich  erstrebt 
die  I  .D.  dir  -vstrmidi-chc  Eraelinm;  nicht  nur  der  hifi/iri Im,  Mindern 
des  ^esamlen  Volkes.  Anller  den  landläufigen  Auik  lärmt  ermitteln  bedient 
sie  sich  dabei  auch  des  Films.  Unsicher  ist  der  Standpunkt,  ub  Schulz- 
mittel  empfohlen  werden  sollen;  der  ehemalige  Präsident  liliot  hat  recht, 
wenn  er  es  dir  eine  Uru:crciiutlicil  hält,  sieh,  in  der  einen  Hand  die  liibel, 
in  der  andern  ein  Sciiul/mitlcl.  der  Jugend  m  nahen.  In  den  VcreimuU'ii 
Staaten  hat  aber  die  Einführung  der  Schutzmittel  im  Heere  greifbare  Er-  , 
folge  gehabt,  indem  die  Zahl  der  geschlecbtskranken  Soldaten  innerhalb 
weniger  Jahre  von  2,32  auf  0,44  v,  H.  sank.-  Unterdessen  wird  bekannt, 
daft  die  allgemeine  Anzeigepflicht  in  43  Staaten  in  Amerika  eingeführt 
worden  ist. 


Die  allerneueste  Verordnung  aus  Österreich  lautet: 

Vollzugsanweisung  des  Deutsch-österreichischen  Staats- 
amtes für  Volksgesundheit  vom  21.  November  1918,  betreffend 
dir  Verhüten}!  und  iiekii  m  p  f  u  n  n  ii  be  n  rn  cba  rer  (1  c-sch  lecltts- 
kranklteilen.  »Auf  Grund  besonderer  Ermächtigung  des  Deulsch- 
österre ichischen  Staatsrates  wird  vom  Staatsamt  für  Volksgesundheit  ver- 
ordnet wie  folßt: 

Umfang  der  Vollzugsanweisung.  §  1.  Übertragbare  Geschlechts- 
krankheiten im  Sinne  dieser  Vollztigsan  Weisung  sind:  a)  Tripper,  sowohl 
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der  f  l;ir:i-  und  ( k-sdiledilsi  'i  jyre  als  der  Aujii  iibiiutot.iinl  und  der  Mast- 
darm sehki  in  haut,  b)  weicher  bclianker.  c!  S\nliilis  im  [tri  mären,  sekundären 
und  Uriiaien  -kidnen.  endlich  rm  geborene  Svphilis. 

Allgemeine  Bchandlungspflicht.  §  1.  Jeder  Gesell lechtskranke 
iss  verpflichtet,  sich  während  dei  Dauer  der  l 'brrk.ie.iur  keit  der  Krauk- 
lii'it  der  ärztliche»  lirhi.ndliiiie  zu  uutcr/ichen.  Hei  I'f!ci;ch.-[<>1ilciici:  li.it 
auch  jene  Person  fiir  die  ärztliche  ISeliandhnij;  des  Kranken  zu  sorgen, 
welche  die  Aufsicht  libcr  den  l'flcgehciii liierten  iiilirs.  Der  Kranke  oder 
die  über  den  Kranken  Aufsieht  fülireiule  l'ersiui  liat  der  Sauitiitibeluirdc 
tnul  int  Fülle  der  Zugehörigkeit  iies  Kranken  zu  einer  Krunkculyssr  oder 
ähnlichen  ZwnugMirgauisariiui,  die  ge-uridlicitliclic  Aufgabe»  ni  iiisen 
hat,  auch  dieser  auf  Verlangen  den  Nachweis  der  ärztlichen  Behandlung 
zu  erbringen. 

Untersuchung  Krankheitsverdächtiger.  S  3.  Personen,  von 
von  denen  mit  Grund  angenommen  werden  kann,  darl  sie  geschlechls- 
krank  sind  und  nicht  in  ärztlicher  Behandlung  stellen,  können  von  der 
Sanhäishchiirdr  verlialten  werden,  ein  ärztliches  Zeugnis  zu  erbringen 
und  sich  erforderlichenfalls  einer  Untersuchung  zu  unterziehen. 

Beschränkte  Anzeigepilicht.  §  4.  Der  Arzt,  der  in  Ausübung 
seines  Berufes  von  dem  falle  einer  C ic-chlcriitscrkr.uikiing  Kennltils  er- 
liält,  ist  zur  Anzeige  lies  Fidles  verpflieiitet,  wenn  eine  Weiterverbreitung 
der  Krankheit  zu  befürchten  ist.  §  5.  Die  Anzeige  (§  4)  ist  an  den  Amts- 
arzt der  Sanitätsbehörde  zu  erstatten.  Nähere  Bestimmungen  über  Inhalt, 
Form  und  Art  der  Anzeige  werden  durch  besondere  Vorschriften  getroffen. 
Ilei  Militärnersoneu  Int  der  Amtsarzt  die  Anzeige  an  die  zuständige  Militär- 
behörde zu  leiten. 

Beratitngs-  und  Beltandltingsstellen.  §  6.  Zur  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten  wei  den  inner  Aufsieht  der  staatlieben  Gesundheits- 
verwaltiiiig  Beraltings-  und  lietiandlnngsstellen  für  Geschlechts  kranke  er- 
richtet. Hinrichtung  lind  Wirkungskreis  dieser  Stellen  werden  durch  be- 
sondere Vorschriften  bestimmt 

Behandlung  und  Überwachung.  §  7.  Der  Amtsarzt  hat  auf  Grund 
der  ihm  zugekommenen  Anzeige  die  Vorladung  des  Kranken  nach  der 

zuständigen  Hcrolungs-  und  fiel  dhmgssldk  fiir  Geschlechtskranke  zu 

veranlassen.  Der  ärztliche  Letter  der  Beratungs-  und  Behandlungsstelle 
entscheidet,  rib  der  Kranke  in  I kkatbcliandltirig  verbleiben  kann  oder  in 
ambulatorische  Behandlung  der  Stelle  genommen  wird  oder  ob  die  Ab- 
gabe des  Kranken  in  eine  Abteihing  für  gesell lecfitskranke  Personen  er- 
folgen muß.  Von  dieser  Entscheidung  ist  der  zuständige  Amtsarzt  un- 
verzüglich zu  verständigen.  Wo,  eine  solche  Hcrntuiigs-  und  rSetiaudlungs- 
Stelle  nicht  vorhanden  ist,  bat  der  Amtsar/I  die  Argahe  des  Kranken  in 
eine  Krankenanstalt  zu  veranlassen  oder  die  ambulatorische  Behandlung 
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des  Kranken  zu  sichern.  Nach  Abschluli  der  Behandlung  kann  von  der 
Sanitätsbehörde  die  gesnndlreillidie  Überwachung,  das  heißt  die  regel- 
tmltige  ,'ir/tliclic  N.u-hsd:au  angeordnet  v.  erLLti].  §  S.  Für  Kranke  in  Prival- 
behandltmg  kann  nach  Abschluß  der  Behandlung  die  gesundheitliche 
Überwachung  (§  71  durch  den  Privatarzt  oder  durch  die  Beraiungs-  und 
lidiaudlungsstelle  s[i-hiTii.-:.:llt  werden.  ?  Oesehleclitskrankeii  darf 
die  Auitiahme  in  einem  iiileiitlieben  Krankeiiliause  während  der  Dauer 
der  Übertragbarkeit  —  sofern  statuarische  Bcsli  in  munden  nicht  entgegen- 
stehen —  nicht  verweigert  werden.  Sic  haben  nährend  dieser  Zeit  im 
Krankenhaus  zu  verbleiben,  es  sei  denn,  daü  der  berufene  Krankenhaus- 
arzt eine  ambulatorische  Behandlung  für  zulässig  erklärt  Von  dieser  Er- 
klärung hat  die  ktarikenkaiisleiiuui;  den  Amtsarzt  .irr  zuständigen  Sanitäts- 
behörde unverziiglieh  in  Kenntnis  zu  setzen.  Wurde  die  amliMlat.  nisehc 
Behandlung  angeordnet  oder  für  zulässig  erklärt,  ist  der  Kranke  ver- 
pfliduel,  die  vom  Arzt  getroffenen  Maliiiahmen  zu  heiligen  und  sich  der 
verfügten  Überwachung  (§§  7  und  8)  zu  unterwerfen.  §  10.  Die  aus  dem 
Mililärvei-isirid  entladenen  und  um  den  Militärbehörden  dem  Amtsärzte 
der  Sanitätsbehörde  gemeldeten  Kranken  und  Austeekungsvei-däcliligeii 
sind  der  Behandlung  und  etwa  notwendigen  Überwachung  {§§  7  und  9) 
zu  unterziehen. 

Belehrung  Geschlechtskranker.  §11.  Jeder  Arzt,  dereinen  Ge- 
sehleelits kranken  iinlersiiili;  oder  behandelt,  i-l  vernl'iichlct,  ihn  iiber  die 
durch  die  Erkrankung  für  die  Umgebung  insbesondere  bei  Geschlechts- 
verkehr bestehenden  Gefahren  zu  belehren  und  ihm  ein  bezügliches  von 
der  Heliörde  heraiirgegebeues  Merkb:;;:t  zu  ii hergeben. 

Verbotene  Behandlungsarten.  §12.  1.  Wer  briefliche  Behandlung 
von  Geschlechtskranken  und  die  Zusendung  von  Medikamenten  an- 
kündigt, dann  Medikamente  zur  Selb-du-handlung  ankündigt  oder  anpreist. 
'2.  der  Ar/t,  der  die  Behandlung  von  fieM'hlei.blsk ranken  in  der  Tages- 
presse ankündigt  oder  (iesdiledttsk-anke  nid:!  atli  Grund  eigener  Wahr- 
nehmung behandelt  (Fcmbehaudking).  wird  von  der  pnlidfchen  Behörde 
mit  Geldstrafe  bis  zu  !  II  IKK!  Kronen  oder  rni;  Arrest  Iiis  zu  drei  Monaten 
liest  raft.  fiegrlienrniall-  können  beide  Strafen  gleichzeitig  vit  käu  gl  weiden. 
f)a-  Ankündigen  von  Milleln,  ( kgeii-täudeu  oder  Verfahren  /nr  Heilung 
oder  Linderung  von  Geschlechtskrankheiten  an  Arzte  oder  Apotheker 
oder  an  Personen,  die  befugt  sind,  mit  solchen  Mitteln  Handel  zu  treiben, 
oder  in  der  Fachpresse  anzupreisen,  ist  gestattet. 

Allgemeine  Strafhcstimtiiutig.  •>  1 '!.  Übertretungen  dieser  Voll/ugs- 

werden,  insofern  nicht  nach  einer  anderen  Bestimmung  eine  strengere 
Strafe  in  verhangen  ist.  mit  Geldstrafen  bis  zu  IblHJt)  Kronen  oder  Arrest 
bis  zu  zwei  Monaten  bestraft. 
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Besondere  Au  tgaben  der  staali  i  eis  e  I)  Gesund  h  ei  Is  Verwaltung. 
S  !4.  Der  staatlichen  (.itsuiulbcilsvcrwalUuig  obliegt  insbesondere:  I.  Die 
Aufklärung  und  planmäßige  Belehrung  der1  Bevölkerung  über  die  Gefahr 
eines  aullerehelichcii  (.icschleL'lstsi.'cikrlires  und  die  Bedeutung  g>i-sfhlfol'.i- 
licher  Erkrankungen:  2.  dir  !  iiidrriuig  de:  I-Trichtung  und  de?  Betriebes 
vnii  IScratungs-  und  lleliandliiugsstel leu  (i,  Ii)  und  Ambulatorien,  nameut- 
ücli  die  Förderung  der  unentgeltlichen  ärztlichen  Behandlung  und  Bei- 
stellung  von  Heilmitieln ;  J.  die  Hestclln Ufr  von  fachmännisch  geschulten 
Wandcriirztcii  nach  Maßgabe  und  für  die  Dauer  des  Bedarfes;  4,  die 
Ftiiik-TiinL;  üci  l~  rnilitnng  vh  i  n  spiialsmis  lügen  ( iiitcrkünftcu  für  Geschlechts- 
kranke unter  liedaclihialiiiie  smf  gewerblirlie  lteschäfligiuu>  lind  Aus- 
bildung; 5.  die  Forderimi;  von  f-'inricl  Illingen  für  die  gewerbliche  Be- 
schäftigung und  Ausbildung  jugendlicher  geschk'chts  kranker  Personen 
weiblichen  Geschlechtes,  sowie  der  Errichtung  von  lursorgeslellcn  für 
jugendliche  Prostituierte;  fi.  dir  lörderuug  von  Arbeiiskolonicn  für  un- 
heilbare Prostituierte :  7.  die  Förderung  der  Errichtung  von  Heimen  für 
hereditär  luetische  Kinder:  8.  die. Vorsorge  für  haklrrioliigisrli-diagtioslischc 
und  serologische  Untersuchungen. 

Kostcnbeslreitung  aus  dem  Staatsschatze.  §  15.  In  den  Staats- 
voranschlag ist  der  in  dem  betreffenden  Verwaltungsjahr  zur  Sicherung 
des  Erfolges  dieser  Vollzugsanweisung  erforderliche  Betraf;  einzusetzen. 
Sofern  es  sich  um  mittellose,  nicht  der  Krankenversiclierungspflicht 
unterliegende  Kranke  handelt,  die  nach  §  7  der  Spitalsbehandlung  unter- 
zogen werden,  hat  der  Staat  die  Verpfiegskosteii  nach  der  billigsten  Spiiul-- 
klasse  zu  tragen,  wobei  ihm  die  Ersatzansprüche  für  die  Kosten  der  Ver- 
pfleg iine.  fremder  Staatsangehöriger  nach  Müligahc  der  besonderen  Be- 
stimmungen gewahrt  bleiben.  Das  Staatsamt  für  Volksgesundheit  ist  er- 
mächtigt, in  bedürftigen  Gemeinden,  in  denen  die  ü  esc  Ii  leebtsk  rank  heilen 
endemisch  auftreten,  insbesondere  dort,  wo  dies  durch  die  Kriegsereignisse 
verursacht  wurde,  im  Bedarfsfalle  Beihilfen  zur  Deckung  der  aus  der 
Durchführung  dieser  Vollzugsanweisung  sich  ergebenden  Kosten  zu 
gewähren. 

Sanitätsbehörde.  §16.  Unter  Sanitätsbehörde  im  Sinne  derVollzugs- 
iiuwcisuitg  ist  die  politische  Behörde  erster  Instanz  zu  versieben. 

Mitwirkung  der  Gemeinden.  §  17.  Die  Gemeinden  sind  ver- 
pflichtet,  bei  der  Ausführung  der  Volkugsan  Weisung  mitzuwirken. 

Aufgaben  der  Arzte.  §  IS.  Die  Arzte  sind  verpflichtet,  die  durch 
die  Vollzugsanweisung  gegebenen  Aüigaheii  und  13  in  rieb  tun  gen  zu  fördern. 

Wirkung  von  Beruf u nge u.  S  10.  Rekursen  KVriifiingrn)  gegen  Ent- 
scheidungen und  Verfügungen,  die  auf  Grund  der  Vollzugsanweisung 
oder  der  zur  Durchführung  derselben  erlassenen  Anordnung  getroffen 
werden,  koumil  eine  aufschiebende  Wirkung  nicht  zu.   Eine  Ausnahme 
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hiervon  findet  nur  insoweit  statt,  als  es  sich  um  die  Vollstreckung  von 
Straferken ntnissen  handelt. 

Wirksam  keil  der  Vol  I  /.  Ii !; sa  uwei  su  11  g.  •}  20.  Dil'  Vollzugs,™  Weisung 
tritt  mit  tiein  Tage  der  Verlautbarung  in  Kraft." 

'  b)  Tschechoslowakei. 

In  der  tschechischen  Nationalversammlung  wurde  von  der  Abgeord- 
neten Frau  Zemin  und  Genossen  ein  Antrag  auf  Aufhebung  der  öffent- 
lichen Prostitiitiotishiiuser  und  auf  strenge  Kontrolle  der  geheimen 
Prostitution  eingebracht;  der  Antrag  verlaugt  auch  die  obligatoi-ischc 
Meldung  und  Heilung  von  Geschlechtskrankheiten.  Es  heißt:  Mit  Rück- 
sicht darauf,  dali  unsere  Arbeit  um  die  Gesundung  und  den  Schutz  unserer 
Nation  nur  einseitig  und  daher  vergeblich  wäre,  forden?  wir.  daß  die 
Regierung  nach  dem  Muster  des  Auslandes,  und  zwar  in  der  kürzesten 
Zeit,  eine  dringliche  Aktion  zur  Beseitigung  einer  der  größten  Ursachen 
des  Obels  einleitet  Deshalb  beantragen  wir: 

1.  Es  sollen  alle  öffentlichen  l'rostilutionshäiiser  geschlossen  werden. 

2.  Es  soll  eine  regelmäßige  Kimtrolle  alter  Hotels  eingeführt  werden. 
Dort,  wo  sichergestellt  wurde,  dali  der  Besitzer  des  Hotels  aus  Gewinn- 
sucht  oder  hewulit  Prostitution  duldet,  soll  er  dadurch  bestraft  werden, 
daß  er  sofort  der  Konzession  verlustig  wird. 

i.  Kupplern  soll  so  streng  bestraft  werden  wie  das  schwerste  Verbrechen. 

4.  Die  geheime  Prostitution  soil  streng  verfolgt  werden,  und  zwar  so- 
wohl von  seiten  der  Bevölkerung  als  auch  der  Behörden. 

5.  Bei  der  Poli/d  sollen  hispekl. Irinnen  für  die  sittliche  und  sanitäre 
Aufsicht  eingesetzt  werden. 

o.  Für  die  Prostituierten  .ollen  uadi  Poli/eiveivci  einrissen  Asyle  errichtet 
werden,  in  denen  in  gecignerer  Weise  auf  ihre  sittliche  und  körperliche 
Gesundung  eingewirkt  werden  soll.  Denjenigen,  die  Lust  zu  einem  an- 
ständigen Beruf  haben,  soll  die  Rückkehr  dazu  mit  allen  möglichen  Miltein 
erleichtert  werden. 

7.  Es  sollen  Stellen  von  staatlichen  Ärzten  und  Ärztinnen  errichtet 

Heilung  ansteckender  Krankheiten,  hauptsächlich  'der  Syphilis  :md  der 


9.  Infizierte  Personen  sollen  solange  isoliert  werden,  als  sie  für  die  Um- 
gebung eine  Gefahr  bedeuten. 

In  Österreich  ist  also  die  .beschränkte  Anzeigepflicht-  in  Kraft.  Und 
das  Resultat?  Die  folgende  Zeitungsnotiz  vom  20.  September  1920  be- 
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weist,  dali  iiiL'ht  einmal  tiik1  Statistik  ilmglich  ist,  e.c;\'liweigc  denn  u i n i_- 
Wirkim;;  der  Ai:/vi«c[itlicht  siel:  seil  dem  i|.  November  l'JIS  gezeigt 
hat.  Derartige  halbe,  in  Denlsctllanil  seit  70  Jahren  gesetzlich  Irisierte 
aber  ■.uikiuigslnsc  Miltcl  müssen  eben  uTSiLgvii,   Die  Notiz  lautet: 

-Um  über  die  Ausbreitung  und  die  Zahl  der  Geschlechtskranken,  die 
zweifellos  wahrem!  des  Krieges  sehr  stark  zugenommen  haben,  ein  an- 
nähernd rieliii'ifü  llild  zu  be kriminell  und  den  Kampf  gegen  die  ver- 
heerende und  in  ihren  l  ullen  fei rhthai e  Seuche  systematisch  aufnehmen 
/n  kiimien,  wird  in  der  Zeit  vom  1 5.  November  bis  1 4.  Dezember  in 
ganz  Österreich  eine  Zählung  der  Geschlechtskranken,  das  heifit  der  in 
dieser  Zeit  wegen  einer  Geschlechtskrankheit  in  Ärztlicher  Behandlung 
stehenden  Personen  vorgenommen.  Durch  diese  Zählung  soll  auch  der 
Zuwachs  an  < icsrhlcclitskrankcn  im  1  ihcbui!j.:-mi  iitnl  festgestellt  werden. 
Die  Zählhogen  werden  von  den  Ärzten  ,-!i]s:;ehilh :  deshalb  wird  vom 
Volksgesimdheilsaml  :ni  die  gesamte  Ärzteschaft  der  Republik  ein  Aufruf 
zur  Mitwirkung  ergehen,  für  die  das  Vulksgcsimdhcitsan]!  den  Ärzte- 
kammern einen  unter  diesen  aufzuteilenden  Betrag  von  200000  Kranen 
als  Anerkennung  für  die  Mühewaltung  zur  Verfügung  stellt.  Die  von 
den  Ärzten.  Anstalten  und  Ainhulal:  nieu  angefüllten  /Silixen,  die  dem 
Vi>lks;;csiu:dl:eilsanil  eiüjjescliiekt  weiden  müssen,  werden  aiisschliciilich 
zu  gesundheitsstatistischen  Zwecken  verwendet.  Der  Name  des  Kranken 
wird  vom  Zählbugen  abgetrennt  und  bleibt  beim  Arzt  unter  dem  Siegel 
des  ärztlichen  Geheimnisses  durch  ein  Jahr  aufbewahrt.  Dem  Volks- 
gesun dhe »samt  wird  nur  der  übrige  Teil  des  Zählhogcus,  der  die 
Rubriken  bezüglich  des  Berufes  des  lichelteiidcu,  der  Adresse  und  die 
Daten  bezüglich  der  Erkrankungen  enthält,  unter  einer  bestimmten  Nummer 
zugesendet.  Dem  Volksgesundheitsamt  wird  also  jeder  gezählte  Fall  von 
Geschlechtskrankheit  nicht  mit  dem  Namen,  sondern  nur  mit  einer  Nummer 
des  Patienten  vom  behandelnden  Arzt  bekanntgegeben. 

DcrUuterslaatssckreiär  für  Vulksgesuiidlicri  Professor  Dr.  Julius  Tandler 
glaubt,  (s  handle  sich  nicht  um  eine  Zählung  zu  wissenschaftlichen 
Zwecken,  sondern  um  das  grundlegende  Material,  das  die  liekämpfutig 
dieser  Krankheiten  ermöglichen  soll.  Es  ist  ganz  zweilcllos,  daB  die  Krank- 
heiten infolge  des  langen  Krieges  und  der  nach  dem  Umstürze  eingetretenen 
Verhältnisse  eine  wesentliche  Ausbreitung  erfahren  haben,  doch  ist  derzeit 
eine  annähernd  genaue  Feststellung  nicht  möglich,  weil  bisher  keine  regel- 
mäßigen Meldungen  über  diese  Art  von  Krankheiten  erstattet  worden  sind. 
Wie  wichtig  aber  diese  Zählungm  sind,  geht  daraus  hervor,  dal!  in 
Schweden,  wo  eine  beschrankte  Anzeigepf licht  besteht,  die  Zahl  der  ge- 
meldeten Erkrankungen  von  16000  im  Jahre  1916  auf  30000  im  Jahre 
lyi'J  gestiegen  ist.  Da  bei  diesen  Zahlungen  nicht  alle  Kranken  erfüllt 
werden,  ist  nicht  festzustellen,  ob  die  Krankheit  in  diesem,  während  des 


Digitized  ay  Google 


Das  lntrriii-w  lies  Unlerslaalsse^eüirs  Tamlli-r  4  2<> 

Krieges  neutralen,  also  nicht  durch  den  Kriey  lmih?i  erhöhten  Verseuchung 
itnler.eorienen  Lande  (alsäclilicti  derart  ;m  Verbreitun«  /u^cnünnneii  hat, 
oder  ob  bloß  mehr  AiRcisjcn  erstattet  worder.  sind.  Die  Bekämpfung  der 
kränklichen  6 1  ri  rn  slt  t  aber  hei  solchen  Infektionskrankheiten  im  wesentlichen 
davon  ab,  dal!  ira«  einen  i.  brrhlirk  iiher  die  Ausbieuiiui;  der  Krankheit 
gewinnt.  Man  könnte  aueb  die  Anzeigepflicht  und  die  Zwan;;sl>eh;Liiilhni|; 
ins  Auge  fassen,  wenn  die  Zahlungen  auf  Widerstand  sroljen,  aber  vorder- 
hand sollen  die  Zählungen  in  solcher  Weise  vorgenommen  «erden,  daÖ 
jeder  Arzt  unbeschadet  seiner  Pflicht  zur  Verschwiegenheit  die  Kalle  als 
solche  zur  Anzeige  bringen  kann,  ohne  die  Personen,  die  bei  ihm  in  Be- 


de; Patienten  erimetragcn  werden  kann,  die  |n\tc  aber  wird  vum  Arzte 
abgetrennt  und  bloß  der  übrige  Teil  des  Zäblbogcns  an  das  Staatsamt 
für  Volksgesundheit  eingeschickt.  Die  Rubriken  enthalten  neben  Angabe 
des  Alters,  Geschlechts,  Familienstandes,  Berufes  und  Wohnortes  der 
Patienten  Spalten  Für  die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Krankheiten, 
für  die  Infektionsquelle  und  den  Er.istehiiuipA'itpiuikt  der  Erkrankung. 
Die  Zählung  soll  alle  vom  15.  November  bis  14.  Dezember  1920  in  Be- 
handlung des  betreffenden  Avzlcs  stehenden  halle  umfassen. 

Der  UuleislaalssekiVlaT  verwies  daianf,  dal!  dir  «leisten  I"rk  ran  klingen 
dicker  Art  zu  einer  Schadirjunr;  des  zentralen  Nervensystems  führen  und 
ei  nicht  mir  im  eminenter  Interesse  der  allgemeinen  Gesnudlieibeerhält- 
nisse  liegt,  ihre  methodische  Bekämpfung  anzustreben,  sondern  dall  es 
auch  ein  volkswirtschaftliches  Uehot  ist.  die  konmicndcn  ücncrationcti 
davor  zu  schulden,  dall  sie  zur  Uiiterlirins;imj;  der  Kranken  immer  mehr 
Irrenhäuser  bauen  müssen.  Trotzdem  die  schweren  Schädigungen,  die 
der  einzelne  und  das  ganze  Volk  durch  die  Krankheiten  und  ihre  Folge- 
erscheinungen erleiden,  bereits  allgemein  bekannt  sind,  haben  bisher  alle 
Versuche,  energisch  dagegen  zu  arbeiten,  keinen  Erfolg  gehabt.  Die  seit 
November  I»1S  bestehende  An/ehiepilicht  erst  reckt  sieh  in  Österreich  mir 
auf  solche  Fälle,  in  denen  der  Ar/t  siehl,  dali  seine  linlschlayr  nicht  be- 
folgt werden  und  dadurch  eine  Gefahr  für  andere  Personen  geschaffen 
ist.  Aus  dem  durch  diese  beschränkte  Anzeigepflicht  ge- 
wonnenen Material  können  keine  Behelfe  für  den  zur  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten  zu  wählenden  Weg 
gewonnen  werden.  I  deshalb  soll  die  allgemeine  ZSIiIim«  vorgenommen 
werden.  |Quod  erat  demonstrandum.  Mr.  D.|  Ans  ihr  wird  man  er- 
sehen können,  in  welcher  Weise  die  Rettung  unseres  Volkes  atigebahnt 
werden  kann.  Daraus  ergibt  sich  auch  die  Notwendigkeit,  daß  mit  den 
bisher  bestehenden  Vorurteilen  gebrochen  und  die  Erledigung  der  Zähl- 
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bogen  vollständig  v- 1 1 r r n j ]  1 1 1 1  > l- 1 1  wird.  Der  Ar/t  Linn  dabei  in  keinen 
Gewissenskonflikt  kommen,  weil  er  den  Namen  des  Patienten  nicht 
preisgibt,  und  der  Patient  kann  keine  Unannehmlichkeiten  haben,  weil 
außer  dem  Arzt,  der  ja  ohnedies  von  seiner  Krankheit  Kenntnis  hat, 
niemand  einen  Anhaltspunkt  aus  dem  Zahltagen  gewinnen  kann,  da 
dieser  ohne  nähere  Bezeichnung  des  Patienten  in  verschlossenem  Brief- 
umschlag an  das  Staatsamt  für  Volksgcsnndheit  geht,  wo  wieder  zur  Ver- 
SChwfcgenheil  verpflichtete  Ärzte  das  Material  aus  den  Zählbogen  zu  ver- 
arbeiten haben.<  Hier  entschließt  man  sich  also  zur  allgemeinen,  dis- 
kreten Anzeige,  die  aber  ebenso  versagen  nnili,  weil  sie  keine  Pflicht  ist 
und  weil  sonst  die  Ärzte  versagen. 

Im  «Abolition ist-  Nr.  5,  191°  schrieb  Anna  Pappritz:  >Diese  Voll- 
zugsaiiwcistmg  erfüllt  in  fast  vollkommener  Weise  unser  abolitio- 
nistisches  Programm,  das  wir  seit  Jahren  verfochten  haben.  Hoffentlich 
wird  auch  unser  deutsches  Oesetz  sehr  bald  in  diesem  Sinne  ausgebaut.* 
Und  das  Resultat?  Die  Krankheiten  nehmen  gewaltig  zu,  da  eben  90  Pro- 
zent sich  der  Behandlung  entziehen.  Es  ist  eben  ein  Resultat  ohne  dis- 
krete allgemeine  Erfassung  nicht  zu  erzielen. 


Ans  den  erwähntet:  Gründen  tat  die  Schwei?  seit  dem  1,  Oktober  1920 
bis  zum  30.  September  1921  die  allgemeine  diskrete  Anzeigepflicht  be- 
schlossen, in  ähnlicher  Weise,  wie  ich  sie  seit  1915  fordere  und  wie  sie 
von  der  (ireirlliselicn  l.andesvcrsammluni;  auch  beschlossen  wurden  ist. 

h)  England'). 

Ein  aus  Mitgliedern  des  Oberhauses  und  Unterhauses  zusammen gesetitcr 
Sonilcransscliiili.  welcher  sich  mit  einigen  Abänderungen  des  englischen 
Strafgesetzbuches  sowie  insbesondere  mit  einer  Vorlage  zu  liccliäftigeu 
hatte,  welche  die  Strafbarkeit  der  Übertragung  venerischer  Krankheiten 
zum  Gegenstand  hatte,  hat  vor  allem  die  Trage  erörtert,  ob  es  zweck- 
mäliig  sei.  die  St  radiär  keil  der  wissentlichen  Übertragung  der  Geschlechts- 
krankheiten in  das  allgemeine.  Strafgesetzbuch  oder  eine  Smidcrgcsc!/- 
gcbiing  autzunelimen.  oder  oh  man  damit  werten  solle,  bis  eine  allgemeine 
hygienische  Gesetzgebung  die  ganze  Frage  der  Geschlechts!; r.m kl i eilen 
regelt.  Die  Kommissinn  hat  sich  dahin  entschieden,  dal)  es  zweckmäßig 
ist,  jetzt  schon  die  St  rafbest  immun  gen  zu  treffen  unter  dem  Vorbehalt, 
die  Frage  bei  ( ielegenheil  einer  S'indergeseizgehmig  gelten  die  UeschlcchtS' 
krankheiten  noch  einmal  zu  regeln.  Die  Regierungsvorlage  selbst,  für 
die  sied  die  Kommission  auch  ansgesprrn-hen  lial.  laute:  hilgendertllahVli : 


')  Mitteilungen  der  DQBO.,  Band  19,  Nr,  1/2. 


Digitized  öy  Google 


üesctzesvorschiage  in  England 


431 


L  Eint:  Person,  die  an  venerischer  Krankheit  in  ansteckender  Form 
leidet,  soll  keinen  geschlechtlichen  Verkehr  mit  einer  anderen  Person 
hahen,  auch  keine  andere  Person  auffordern  oder  veranlassen,  mit  ihr 
geschlechtliehen  Umgang  zu  haben. 

2.  Wer  gegen  diesen  Paragraphen  handelt,  soll  bei  Überführung  auf 
Grund  regelrechter  Verl : an il Inns;  einer  Gefängnisstrafe  mit  (Hier  ohne 
schwere  Arbeit  für  einen  Zeitraum  von  nicht  mehr  als  zwei  Jahren,  oder 
bei  summarischer  Überführung  einer  Gefängnisstrafe  mit  oder  ohne  schwere 
Arbeit  für  einen  Zeilraum  von  nicht  mehr  als  sechs  Monaten  verfallen: 

Mit  dem  Vorbehalte,  daH 

a)  Eine  Person  aus  diesem  Paragraphen  nieiit  für  schuldig  erklärt 
werden  soll,  wenn  sie  beweis',  dali  sie  vernünftige  Gründe  hatte  zu 
glauben,  sie  sei  zu  der  Zeit,  wo  das  beregte  Vergehen  begangen  wurde, 
von  venerischer  Krankheit  in  ansteckender  Form  frei  gewesen ;  und  dali 

b)  Keine  Person  eines  Vergehens  aus  diesem  Paragraphen  für  schuldig 
erklärt  werden  soll  auf  die  Aussage  nur  eines  Zeugen,  wenn  nicht 
solches  Zeugnis  in  wesentlichen  Einzelheiten  durch  Beweise  bekräftigt 
wird,  die  den  Angeklagten  (oder  die  Angeklagte)  belasten. 

3,  Eint  Person,  die  eines  Vergehens  gegen  diesen  Paragraphen  be- 
schuldigt wird,  soll,  wenn  sie  es  verlangt,  nach  einer  gewissen  Zeit  (nicht 
weniger  als  einer  Woche)  wieder  vorgefordert  werden  zum  Zwecke  einer 
ärztlichen  Untersuchung,  um  festzustellen,  ob  die  Person  an  einer  solchen 
vorerwähnten  Krankheit  leidet.  Der  Beklagte  soll  von  seinem  Rechte  sich, 
wie  erwähnt,  vorfordem  zu  lassen  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  sowie  davon, 
daß  er  von  seinem  eigenen  Arzte  oder  vom  Gefängnisarzte  untersucht 
werden  kann, 

■!.  Ein  Vergehen  gegen  diesen  Paragraphen  sollalscin  Versehen  angesehen 
werden,  auf  weiches  §  26  der  lieraubungs-Akte  von  1916  (welcher  sich  auf 
das  Fordern  von  Geld  usw.  mit  Bedrohung  bezieht)  Anwendung  findet. 

Gleich/eilig  liai  die  Kiiinmissirni  auch  die  Frage  des  Autioncicrens, 
des  Verkaufs  und  der  Anzeige  von  Schutzmitteln  beraten,  ist  aber,  da  die 
Stimmen  sehr  geteilt  waren  und  voraussichtlich  auch  im  Parlament  sehr 
geteilt  sein  werden,  zu  keiner  Entscheidung  gelaugt. 

Die  Parlamentarische  Kominission  für  Bevölkerungspolitik  hat  ein 
besonderes  Komitee  zusammengesetzt,  das  ans  18  Männern  der  Wissen- 


')  Am  22.  Juli  |(JH  erll'el)  die  gesenle  L-nt;li'i,-:it-  Är/Iothaft  einen  idfenen 
Brief  durch  die  Presse,  worin  der  Kampi  «egeu  die  Geschlechtskrankheiten 
riicksithlsids  en'iife.,--  '.vuriit  und  •ilmn  naeii  diei  Wethen  sildlltf  der  Premier- 
minister fest,  dah  cingeheu'.le  Untersuchungen  im  Gange  seien,  nur  sei  mau 
sieh  Uber  die  Können  nmh  im  imlhreu.  Der  Uüälir.dln'itäinsni'Ntnr  Kr. 
R.W.  Johnstone  machte  sodann  bekannt,  dait  alle  angesteckten  Personen 
bc  handlang:-  nie  ii:itersiiehuiigs|if]ie!ili,;  v.-arun. 
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schalt,  besonders  der  Medizin  und  aus  2  Damen  (Ärztinnen)  mit  dem 
Hisel  lof  von  llirmiiiujiam  ;jls  V(ji>il /eruier  ocMrhr,  um  über  ee  wisse  ['unkte 
in  bezui;  auf  venerische  Krankheiten  Untcrsuehim.ü.eu  anzustellen.  Das 
Komitee  ist  beauftragt,  folgende  Fragen  in  Erwägung  zu  ziehen: 

1.  Oh  ceschlechtlk-he  |-::ithal(sainki:i!  vor  der  l-.hc  mh  normaler  Ge- 
sundheit vereinbar  ist. 

2.  Ob  Selbstdcsintcklion  als  Mittel  zur  Verhütung  venerischer  Krank* 
heilen  hei  Pcr~onen.  (Iii-  sieh  de:  ( 'ieialu  der  Au-Ieeluii;;  üiisp'si'i/i  haben, 
wirksamer  ist  als  är/tlidu  licliandlunc.  in  KlinikL'n  i'.ir  ( icsclikchtskranlie 
und  in  Deshifektionsstuben. 

!i.  Die  möglichen  Vorteile  und  Nachteile  verschiedener  vn]«csclihücncr 
Methoden  der  Sdbstck'siniekbou  ;■!  vor,  b!  ri.it  1 1  licschkchllkhcill  Verkehr. 

-!.(  H>MLlli(KleiiderSelbNlik'>iii:ekl[(!iiiii;,'!HlweL-|K-Nai:h;eile  ali-i  her 

Art  in  sich  schielten,  d.  h.  oh  sie  geeijiuct  sind,  iku  moralischen  Wider- 
stand zu  schwächen  und  dadurch  zu  vermehrtem  wahllosen  Geschlechts- 
verkehr zu  führen;  und  in  welcher  Ausdehnung  diese  Nachteile  die  An- 
wendung und  die  Befürwortung  der  Selbstdcsinfektion  unerwünscht 
machen,  wenn  man  sie  inai  üesiclitsomifM  der.  Volkswobls  betrachtet. 

Das  Oesundheits-Miuislerium  wird  die  Kommission  durch  aile  Beweis- 
urkunden und  Auskünfte,  die  ihm  zur  Vertagung  stehen,  unterstützen. 

Ich  habe  ganz  ausführlich  die  neuesten  Bestrebungen  in  Amerika, 
Österreich  und  in  den  nordischen  i. Süden:,  sowie  der  Schweiz  und  hält; 
land  erwähnt,  um  an  verseil ie denen  Beispielen  zu  zeigen,  dali  diese  auf 
ärztlichem,  ethischem,  im iralischcm.  rr.lionakikor.omiscbcm,  juristischem. 
]-:iilas;i  irischem  Gebiete  hegende  soziale  Materie  mir  durch  ein  auf  diese 
Beziehungen  Rücksicht  nehmendes  Sondergesetz  geregelt  werden  kann, 
das  nicht  nur  von  Juristen  formuliert  werden  darf,  sondern  auch  von 
den  Sachverstandigen  der  übrigen  wissenschaftlichen  Disziplinen  begut- 
achtet werden  mult. 


J. 


Parlamentarische'  Debatten  über  den  Diskretionismus. 

Die  Verhandlungen  im  Ausschuß  und  Plenum 
der  preußischen  Landesversammlung. 

In  der  »Vorerinnerung-  S.  9  gab  ich  bereits  die  Gründe  an,  weshalb 
es  richtig  wäre,  die  praktischen  Ergebnisse  der  parlamentarischen  Ver- 
handlungen über  den  Diskretionismus  in  wortgetreuer  allein  beweis- 
kräftiger Wiedergabe  ins  Feld  zu  führen.  Weil  auf  diese  Weise  auch  die 
Argumente  der  Gegner  voll  und  g;mz  in  die  ürscheimmg  irrten. 

Wenn  auch  die  Rek.:im;>fune.  der  (h>chlt'i.hlfkr;inkhehcn  nur  durch 
ein  Reichsgesetz  geregell  werden  darf,  so  ist  es  doch  wichtig,  was  die 
Vertreter  de-  liriilS-.en  deutschen  Idmde^iatc.  ilariilier  in  ircier  Aussprache 
sagten  und  was  das  Plenum  des  Parlaments  dieses  Bundesstaates  zum 
Gesetz  erhoben  wissen  wollte.  . 

Nachdem  dieses  in  den  Ausschuß-Sitzungen  vom  15.  Oktober  1919, 
vom  7.  November  1919  und  11.  November  1919  die  Abschaltung  der 
Reglementierung  beschlossen  hatte,  verwandte  es  den  grollten  Teil  der 
gesamten  Diskussion  der  Frage  der  allgemeinen  gleichen  diskreten  Anzeige- 

A)  Säzimg  des  10.  Ausschusses  für  BevöUterangspolitik. 
15.  Sitzung  Freitag,  den  7.  November  1919,  nachmittags  4  Uhr. 
Beschlußfassung  üi.ier  den  Antrag  NY.  I  des  Unterausschusses  zur  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten  und  zur  Regelung  des  Prost  ilutions- 

16.  Sitzung  Dienstag,  den  1 1.  November  1919,  nachmittags  5  Uhr. 
Abg.  Dr.  Schlotfmann  führte  aus,  er  sei  jetzt  nicht  für  Any.eigeji flieht ; 
der  Ihiiersl^L^-ekiTN!:  Gväi  trete  ihr  -Je  ein.  wiilin-fii.:  e-  früher  iimjiekelnt 
gewesen  sei.  Er  stehe  mit  dem  Abg.  Graf  auf  dem  Standpunkt,  daß  man 

wie  heim  Miittär  üblichen  re;;ehn;ii;i..>i  n  /\e;ni|[s\veiÄen  I  'ntersui-hung  zu- 
rückschrecken, jedoch  müsse  /ugi-gdifii  werden,  daß  <(>gar  heim  Militär 
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besonders  die  Einjährigen  es  verstanden  hätten,  sich  der  Untersuchung  zu 
entziehen,  besonder,  j:etahrlidi  für  l .rLn-rnrif»u n ^  der  ( icsclilcehtsk,ank- 
heiten  seien  die  J  u Kendl i che n.  Diese  werde  man  auch  durch  Anzeige- 
pflicht  nicht  zum  Arzte  bringen,  umi  mm:  de  hiiicjngeii,  taten  sie  es  nur. 

wenn  sie  sicher  seien,  daü  es  nicht  L>ck  11  werde.  Man  (reihe  sie  jls<i  mir 

der  Anze  ige  pf  licht  eher  von  dem  Arzte  furl.  Nichts  werde  so  stark  ge- 
le'tignel,  wie  das  Vorhandensein  einer  ( icselilcclitskraiikhcit.  Man  könne 
die  Leute  nur  dann  zum  Ar/t  bringen,  wenn  sie  sieh  auf  die  absoluteste 
Verschwiegenheit  verlassen  könnten. 

Wenn  verlangt  worden  sei,  daß  auch  der  Kurpfuscher  anzeigen  solle, 
so  müsse  dem  enteilen  erhalten  werden,  diilt  eiie  Krankheit  sehr  schwer 
zu  erkennen  sei.  Der  Kurpfuscher  werde  Anzeigen  unterlassen,  wo  sie 
erforderlich  seien,  andererseits  werde  er  Anzeigen  erstatten,  wo  gar  kein 
Clrund  dafür  vorhanden  sei.  Es  müsse  zugegeben  werden,  daß  selbst  eine 
grobe  Zahl  der  Ärzte  Geschlechtskrankheiten  ttietH  erkennen  könne,  weil 
früher  keine  Ausbildtmgsmöglichkeiten  vorhanden  gewesen  seien.  Erst, 
wenn  der  Arzt  nachgcschtilt  worden  sei,  könne  man  überhaupt  den  Ge- 
danken einer  wirklichen  Auzciyepflicli:  in  Crwa^ini^  ziehen.  Schon  jetzt 
gäben  die  Kranken  dem  Arzte  falsche  Namen  an.  Werde  die  Anzeige- 
pflicht eingeführt,  so  würde  sich  das  noch  mehr  zeigen. 

Hei  einer  An/eigepflicul,  wie  sie  dein  Abgeordneten  Dr.  Wey!  vor- 
schwebe, liege  die  Gefahr  vor,  daß  man  eine  ganze  Anzahl  von  Kranken 
in  die  Hand  der  Ärzte  gebe.  Der  Arzt  habe  dann  die  Möglichkeif, 
durch  die  Drohung  mit  der  Anzeige  einen  Druck  auf  den 
Kranken  auszuüben,'  in  seiner  Behandlung  zu  bleiben,  falls 
dieser  einen  anderen  Arzt  aufsuchen  wollte.  Er  könne  auch  auf 
andere  Personen,  die  gar  nicht  gesell lecltts krank  seien,  aber  fürchteten, 
ircschleehtskrank  zu  sein,  einen  solchen  Druck  ausübet:.  Nach  dem  Vor- 
schlage von  Dr.  Dretiw  würde  matt  einen  riesigen  Heamlettapparat  brau- 
chen, ohne  etwas  zu  erreichen.  Das  dafür  notwendige  Geld  sollte  man 
lieber  für  iineiih;elli:e]ie  lierahm-Wellen  benutzen.  In  Schweden  sei  die 
Trage  «döst.  Den  Geschlechtskrankheiten  hafte  dort  nichts  Unehrenhaftes 
mehr  an,  jeder  habe  dort  eiie  Möglichkeit,  in  einem  Krankenhaus  unter 
strengster  Verschwiegenheit  behandelt  zu  werdet'.:  diese  Verschwiegenheit 
falle  aber  in  dem  AneeiiNick  fort,  wo  man  einen  Auzei^ezwang  einführe'. 

I  htterslaatssekrelär  t  i  raf  bemerkt,  diel  atsache,  da  Ii  ei  jetzt  für  Anzeige- 
Pflicht  sei.  erkläre  siel:  daraus,  dal!  er  in  den  ganzen  ielzteu  zwanzig Jahren 
keinen  Fortschritt  gesellen  habe.  Wie  sich  beim  Militär  die  Leute,  die 
Geld  gehabt  haften,  von  der  Untersuch iing  hätten  drücken  können,  so  sei 
es  auch  im  Zivilleben.  Das  beste'  wäre,  wenn  man  dahin  kommen  könnte, 
daß  alle  Leute  stell  in  bestimmten  Zeiträumen  untersuchen  lassen  müßten, 
denn  viele  wühlen  ;:ar  nicht,  dal!  -ic  krank  seien.   Arzte  ständen  genügend 
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zur  Verfügung-  Er  müsse  auch  der  Ansicht  des  Vorredners  widersprechen, 
daß  besonders  die  Jugendlichen  gefährlich  seien.  Er  habe  Fälle  erlebt,  wo 
alte  Landstürmer  uns  Belgien  und  Frankreich  zurückgekehrt  seien  und 
ganze  Familien  verseucht  hätten.  Daraus  ergebe  sich  auch,  daß  die  Maß- 
nahmen sich  nicht  nur  auf  die  Frauen  erstrecken  dürften. 

Solange  bei  den  Krankenkassen  die  Geschlechtskranken  nicht  entschä- 
digt worden  seien,  sei  ihre  Zahl  initiier  grillier  geworden.  Erst,  als  man 
die  Geschlechtskrankheiten  den  anderen  Krankheiten  gleichgestellt  und 
demnach  ihre  ärztliche  l'.ehaiidlimi;  'ii,:chsseii  habe,  seien  sie  zurück- 
gegangen. Jetzt  würden  die  Krankheiten  der  Krankenkasse  angezeigt,  es 
bestehe  dafür  eine  Organisation;  er  sehe  nicht  ein,  warum  bei  einer  An- 
zeigepflicht  nicht  die  l'fle^eämter  Stillschweigen  bewahren  sollten. 

Gegen  die  Ärzte,  die  falsche  Diagnosen  stellten,  müsse  man  einschreiten. 
Es  sei  heute  schon  so,  daß  ein  Arzt  für  Geld  die  unsittlichsten  Sachen  be- 
gehe. Bestechungen  Briden  beim  Kurpfuscher  wie  beim  Arzt  statt.  Diese 
Tatsache  stände  der  Anzeigepflicht  nicht  entgegen. 

Wenn  man  in  Zukunft  die  Krankheit  wie  in  Schweden  behandein  würde, 
so  würden  viele  MiHständc  fortfallen,  und  wenn  man  gut  ausgebildete 
Ärzte,  freierzogeue  Menschen  hättet  so  würde  man  erreichen,  daß  die  Ver- 
nünftigen zum  Arzt  gingen,  dje  Unvernünftigen  aber  es  unterlassen  und 
zugrunde  gehen  würden,  genau  so,  wie  es  früher  bei  den  Frauen Itrank- 
heiten  der  Fall  gewesen  sei.  Wenn  der  Krankheit  der  anrüchige  Charakter 
genommen  sei,  werde  kein  Mensch  die  Anzcigcpflicht  scheuen.  Gewiß 
werde  mau  anfangs  der  Anzeigepflicht  mit  unangenehmen  Gefühlen  gegen- 
überstehen, aber  allmählich  würden  die  Ärzte  sich  daran  gewöhnen,  und 
man  werde  nach  einer  gewissen  Zeit  zu  guten  Ergebnissen  kommen.  Ein 
großer  Beamtenap parat  sei  nicht  nötig.  Man  könne  sich  der  sehr  gut 
arbeitenden  f-ursorgi's'elk'ii  bedienen,  wo  Frauen  aller  Kreise  tätig  Seien. 

Er  sei  gern  bereit,  mit  der  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten zusammenzuarbeiten. 

Ein  Vertreter  des  Ministeriums  für  Volkswohl  fahrt  Geh,  Obermedizinalrat 
Lentz  Stimmt  den  Ausfüllungen  de?  Abj;.  [>:.  Schloßmann  zu.  Die  Herren, 
die  für  An/eigepfliehl  eiiiirütcu,  j;ii:e.en  dai'ou  aus,  da(!  die  Geschlechts- 
krankheiten weitirdieniii-  Ähnlichkeit  mit  den  übrigen  Infektionskrankheiten 
hätten.  Sie  unterscheiden  sich  aber  einmal  durch  die  Art  der  Übertragung 
und  dann  durch  das  Moment  der  persönlichen  Scham  von  jenen.  Diese 
Tatsachen  trieben  viele,  die  lieber  zum  Arzte  gehen  stillten,  zu  den  Kur- 
pfuschern. Was  die  Kuipiuscher  anrichteten,  sei  aus  Berichten  ersichtlich, 
die  neuerdings  von  den  Regierungspräsidenten  eingefordert  seien.  Ander- 
seits sei  ihre  Tätigkeit  höchst  bedenklich,  indem  sie  Hautkrankheiten,  die 
mit  Geschlechtskrankheiten  gar  nichts  zu  tun  hätten,  für  syphilitische  In- 
fektionen erklärten  und  darantlns  helianocl  (en.  bis  liie  Krankheit  schlimmere 
29" 
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Formen  angenommen  habe.  In  kleinen  und  minieren  Städten  gingen  die 
Heiligten  <  iescldecluskranlcn  tu  dein  ein  In  iniischen  Arzt  weil  sie  dort 
bekannt  seien,  sondei'U  sie  Miehlen  einen  Ar/t  in  einer  grölleren  Stadl  Slii. 
Das  sei  auch  der  (irnnd  weshalb  mindesten-  "i'.i  Pro/enl  der  gcschlcchts- 
kranken  Kassen niitirlicder  nicht  zum  Kassenarzt  einten,  sondern  sich  gegen 
Bezahlung  lieber  von  einem  Privatärzte  behandeln  hellen. 

Nach  den  für  die  I  iurchiiihrurig  der  Anzeigcp'iicht  gemachten  Vor- 
schlägen müsse  ein  Qesundheilsaml  eingerichtet  werden,  an  das  die  Mel- 
dungen gt'lieti  mühten,  i  bei  bei  werde  in  den  seltensten  ['allen  der  richtige 
Name  genannt  werden..  Das  Gesundheitsamt  müsse  also  hinter  dem  Be- 
treffenden hinterherlaufen  und  feststeilen,  wer  er  eigentlich  sei,  meist 
natürlich  vergeblich.  Keiner  müßte  dann  ein  Mensch,  der  gegen  ein  Oe- 
setz nicht  verstoße,  sozusagen  unter  Polizeiaufsicht  gestellt  werden. 
Er  habe  bereits  in  der  vorigen  Sitzung  ausgeführt,  daß  das  Gesundheitsamt 
vom  Publikum  docil  als  |inli;eiiielte-  Amt  angc-clien  werden  würde.  Auf 
diese  Weise  würden  Tiuiseiide  nicht  festgestellt  werden  kennen.  Der  An 
regung.  zuzulassen,  daß  jemand,  der  seinen  wirklichen  N.mien  angegeben 
habe  und  das  Gesundheitsattest  einreichen  wolle,  dieses  durch  eingeschrie- 
benen Brief  frei  laut  Avers  an  das  Gesundheitsamt  schicken  könne,  stehe 
das  Bedenken  entgegen,  daß  in  einer  kleineren  Stadl  der  Postbeamte  sofort 
wissen  werde,  um  was  es  sich  handle,  so  daß  das  Geheimnis  doch  nicht 
gewahrt  sei;  die  Leute  würden  so  abgehalten,  diesen  Wen  zu  beschreiten. 

Abg.  Dr.  Weyl  nimmt  an,  daß  der  Vorredner  seine  personliche  Auf- 
fassung, nicht  die  der  Ncgicriirtg  dargelegt  habe.  Diese  Auflassung  soilte 
eigentlich  der  Vergangenheit  angehören.  Da  bisher  alle  Bestrebungen 
Schiffbruch  erlitten  hätten.  mühte  man  an*  neue  Wege  kommen.  Die 
Herren,  die  gegen  die  Alizeigepflicht  seien,  sollten  doch  angeben,  wie 
es  möglich  sei.  ohne  diese  eine  irgendwie  geartete  Itchandlungspflicht 
durchzuführen.  Die  Antrüge  über  das  1  (eha  u  dl  ungs  recht  und  den 
(irsmidheiisiucinvris  kämen  r.nt  dasselbe  hinaus,  was  er  wnllc,  so  dali 
die  Uehmdlinigspiliehi  wohl  anerkannt  werde.  Hierbei  müßten  alle 
<ie;elilei'htskrarike  ohne  Unterschied  des  Standes  und  des  Geschlechts 
erfaßt  werden.  Die  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten habe  auf  ihrem  Kongreß  eine  Anzeigepflicht  aufgestellt, 
jedoch  nur  für  solche  Kranke,  die  ihre  Kur  unterbrechen  wollten 
oder  im  Verdacht  stünden,  die  Krankheit  weitciviivcrhrcilcn.  Man  könne 
dann  annehmen,  daß  hier  eine  Art  Klassenhygiene  geschaffen  werde,  indem 
der  Arzt  die  I  eute,  von  denen  er  annehme,  dah  sie  s'i  vernünftig  seien, 
sich  weiter  behandeln  zu  lassen,  nicht  anzeigen,  die  anderen  dagegen 
melden  werde.  Das  Ministerium  des  Innern  halte  im  Oktober  eine  Ver- 
fügung au  die  Berliner  Acte  erlassen,  wonach  sie  gelcgi'nllich  der  dem- 
nächst stattfindenden  Volkszählung  eine  Zählung  über  die  gegenwärtige 
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Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten,  und  zwar  unter  genauer  Berück- 
sichtigung, ob  Mann,  ob  .Frau,  oh  verheiratet  oder  nicht,  oh  jugendlich  usw. 
vornehmen  sollten.  Im  Sinne  einer  Aim'ie:e];flicht  -ei  das  schon  ein  sehr 
erheblicher  Fortschritt. 

Die  Darlegungen  des  Abg.  Dr.  Se-hloßmann  über  die  Behandlung  der 
Geschlechtskranken  in  Schweden  träten  nicht  zu.  In  dein  schwedischen 
Gesetze  heiSe  es  in  §  3  ausdrücklich,  daß  jeder,  der  geschlcchtskrank  sei, 
sich  einer  Behandlung  unterziehen  müsse  und. sich  den  Vorschriften  des 
Arztes  zu  fügen  habe.  §  9  schreibe  vor,  daß  der  Arzt  Anzeige  erstatten 
müsse,  wenn  er  der  Ansicht  sei,  daß  sich  der  Kranke  den  ihm  erteilten 
Weisungen  nicht  fügen  werde  oder  wenn  der  Kranke  die  Behandlung  ab- 
gebrochen habe,  ohne  nachzuweisen,  daß  die  Behandlung  von  einem  an- 
deren übernommen  worden  sei.  §  10  bestimme  dann  schließlich,  daß  der 
Arzt,  wenn  er  auf  diese  Weise  einen  Fall  von  Geschlechtskrankheit  er- 
mittelt und  spater  erfahren  habe,  der  Betreffende  wolle  sich  verheiraten, 
Anzeige  zu  erstatten  habe. 

Auch  in  Ö=teri'dch  bestehe  eine  beschränkt:  An/cigqiihdil.  Hort  müsse 
der  Arzt,  der  in  Ausübung  seines  Berufs  von  einer  (jcsdilediiskrankhcit 
Kenntnis  erhalte,  Anzeige  erstatten,  wenn  eine  Weiterverbreitung  zu  be- 
fürchten sei.  Eine  solche  sei  natürlich  immer  zu  befürchten. 

Die  Gegner  der  Anzeigepf licht  gäben  auch  nicht  an,  was  an  deren  Stelle 
treten  sollte.  Er  wende  sich  mit  aller  Lmsdiiedenheit  gegen  eine  Mies- 
macherei, als  ob  jeder  als  Vcrhiedier  hinbestellt  werde,  der  in  dieser  Art 
angezeigt  worden  sei.  Eine  solche  Ansicht  herrsche  doch  auch  nicht  bei 
der  Anzeigepflicht  für  Typhus  usw.  vor.  Wenn  ein  Gesundheitsamt,  bei 
dem  die  ganze  Bevölkerung  iniKvuke.  Milche  Anzeigen  entgegenndmu-, 
zu  strengstem  Stillschweigen  verpflichtet  sei,  und  wenn  man  die  Bevölke- 
rung aufkläre,  dann  würden  die  Anschauungen  sich  bald  ändern.  Mau 
habe  ähnliche  Sachen  ja  auch  hei  dm  Krankenkassen  gchahi.  Soundso  viele 
gingen  heute  nicht  deswegen  zum  Privatarzt,  weil  sie  die  Angaben  bei  der 
Kasse  scheuten,  sondern  weil  sie  bei  den  Kassenärzten  nicht  die  richtige 
ISdumlhini';  finden,  diese  die  [  eine  vielmehr  häuiig  im  kamsd;  bchandvilen. 

Habe  mau  sieh  auf  eine  Behandln  ngspf  licht  geeinigt,  so  müsse  in  die 
Richtlinien  ein  Passus  hinein,  der  entweder  lauten  könne: 

h.inc.  allgemeine  gleiche  Anzcigepilicht  an  ein  /uns  strengten  Still- 
schweigen verpilichleles  Gesuudheilsamt  wird  eingeführt 
oder  ein  anderer  Passus: 

Zur  Durchführung  der  Behandlungspflicht  sind  alle  Geschlechts- 
kranken ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  und  des  Standes  zu  er- 
fassen.  In  dem  ( ieselz  sind  .Maßnahmen  vorzusehen,  welche  geeignet 
erscheinen,  diese  hi-iawms'  in  solcher  Weise  ru  gewährleisten,  daß 
alle  Geschlechtskranke  zur  Behandlung  gelangen. 
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Abg.  Dr.  Beyer  (Westpreuflen)  licht  hervor,  der  Antrag  des  Unteraus- 
sdiusscs  stelle  und  falle  mit  der  Anzeigcp-Iidit.  [)lt  Vors  eh  lag  unterscheide 
zwei  Klassen  von  Personen:  diejenigen,  die  sieh  behandeln  licflen,  Und  die 
andern,  die  sich  ilen  Bestimmungen  widersetzten  oder  tii-r  Bchandlungs- 
pf  licht  entzögen.  In  welche  Klasse  der  Betreffende  gehöre,  solle  der  Arzt 
entscheiden.  Unter  Ausschaltung  des  Stunde  würde  nur  das  persönliche 
Verhallen  des  Betreffenden  beurteilt,  und  wenn  er  sieh  vorschriftsmätlig 
behandeln  lasse,  spiele  die  Anzcigepflichl  für  ihn  keine  Kulle.  last,  wenn 
er  sieh  nidit  mehr  behandeln  lasse,  habe  er  die  Folgen  für  dieses  Verhallen 
zu  trafen,  Oerade  die  Au/eigepflielu.  wie  sie  beabsichtigt  werde,  würde 
Sicherheit  gewähren,  dali  der  Name  des  Betreffenden  nicht  bekannt  werde. 
Wenn  der  Betreffende  wisse,  daß  sein  Name  mir  vollkommen  diskret  der 
Behörde  gemeldet  werde,  so  wisse  er  ;ineli,  wenn  sein  Name  doch  bekannt 
werde,  daß  das  nur  Schuld  des  Arztes  sein  könne.  Das  gebe  ilim  dann 
(J[r  Möglichkeit,  sieh  an  den  Arzt  zu  halten.  Die  Auzeigepf  licht  diene  mich 
vorzüglich  dazu,  die  Ar/ie  und  Kurpfuscher  unser  eine  gewisse  Kontrolle 
zu  bringen,  indem  sie  sieh  gegenseitig  beaufsichtigten.  Die  Geschlechts- 
krankheiten seien  chronische  Krankheiten,  sie  erstreckten  sich  über  Jahre. 
Wenn  nun  der  Kranke  zu  einem  anderen  Arzt  gehe,  werde  dieser  ihn 
fragen,  wo  er  früher  gewesen  sei.  Man  werde  auf  diese  Weise  feststellen 
können,  ob  der  frühere  Arzt  seinen  Verpflichtungen  nachgekommen  sei 
und  ihm  eventuell  die  Attestierfilhigkeit  nehmen  können.  Daß  die  persön- 
liche Scham  eine  Rolle  spiele,  sei  ganz  klar,  aber  wer  zum  Arzt  gehe,  habe 
sie  zum  Teil  schon  überwunden,  und  wenn  er  wisse,  dal!  der  Arzt  seinen 
Namen  nicht  weiter  nennen  dürfe,  sei  ihm  eine  Sicherheit  gegeben,  datier 
den  Arzt  haftbar  machen  könne.  Es  sei  zuzugeben,  dali  Gchaltskoslen  mit 
der  Anzeigepfücht  verbunden  seien,  doch  seien  diese  nicht  allzu  hoch  und 
kämen  gegenüber'  der  wichliycii  Aufgabe  nicht  in  Betracht. 

Es  sei  dann  davon  gesprochen  worden,  dali  man  den  Ämtern,  die  man 
schaffen  wolle,  Voll/ngsgewall  geben  solle.  Wenn  man  bis  zur  erfolgten 
Heilung  nach  Hedar!"  wiede:  holte  iaeleir/ihelic  llrsdiemiginigeri  über  den 
Gcsundheils/ustind  dei  vi-i  rlädisigen  Ivanken  vei  hinge,  so  habe  man  sein  m 
eine  Kontrolle,  und  vor  allen  Dingen  sei  die  Verteilung  gerechter,  indem 
nur  diejenigen  es  mit  der  Behörde  zu  tutt  bekämen,  die  sich  ihren  Anord- 
nungen widersetzten,  wühl  end  sonst  der  Am  den  Kranken  aupeigeu  könne, 
den  er  wolle. 

2(1.  Sitzung  Montag,  den  15.  Dezember  1910,  nachmittags  5  Uhr. 
Abg.  Dr.  Weyl  begründet  die  Anträge  Nr.  4  und  5.1)  Es  handle  sich  für 

■)  ZusaizantraRNr.4  (Dt.  Weyl):  Der  Ausschufl  wolle  beschlieRen:  die 
Sla.is,i  egierari|;   in  eiMl.tn-n  .  eine  ;d ls;r- iü i  i n e  gleiche  AiijU'iiierifNclil  an  ein 
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für  jeden  Mann  und  jede  Frau  zur  Einführung  gelangen  müsse,  ohne  jeden 
Unterschied,  wie  ilm  etwa  dir  Vorschlage  (Irr  (  iesellschaft  zur  ftokümpfung 
der  Geschlecht-kränklichen  beabsichtigten,  indem  sie  es  dem  Urteil  des 
behandelnden  Arztes  überlassen  wollten,  hei  einem  Kranken,  der  verständig 
und  besonnen  erscheine,  die  An/cigepllidit  zu  imlcrlasscn,  hei  einem 
anderen  aber,  der  ihm  leichtfertig  vorkomme,  sie  auszuüben.  Ein  solcher 
Unterschied  erscheine  ihm  als  ein  Ausfluß  einer  Kirisscuhvgienc  und 
-gescl/gi'bung.  der  mau  1  >e  i  diesem  Kapitc!  i i f i r ■  v 1 1  ,t i q ]  1  r  nichts  Verminl- 
tiges  anfaulen  könne.  I  her  müsse  wie  hei  allen  ausleckenden  Krankheiten 
allgemein  eine  Anzeigcpflichl  zur  Einführung;  kommer.  Selbstverständ- 
lich sei  die  weile; e  Varaussctzurig  ein  l  icsundhcilsamt.  an  das  die  Anzeige 
erfolgen  müsse,  und  d.is  zum  Stillscli wc:>?crs  gesetzlich  verpflichtet  sei.  Der 
Atstni-f  stelle  sozusagen  da-  iagcluiis  der  letztmaligen  Beratungen  dar, 
uiigefiilir  im  Sinne  Je.-  Vorschlages,  ilen  Hr.  Drcirw  in  -einer  Schrift  gc- 
macht  hahe.  Den  zu  seinem  Antrage  Nr.  4  gestellten  Abanderungsaritrag 
könne  er  nicht  für  eine  Verbesserung  Indien,  schon  weil  gegenwärtig 
etwa  70  bis  SU  l'rri/cnt  der  Bevölkerung,  soweit  sie  Krankenkassen  angehöre, 
namentlich  angeführt  werden  könne.  Der  Rest  komme  nicht  in  Frage, 
wenngleich  vielleicht  gesagt  werden  könne.  da!(  soiludsn  viele  Leute  aus 
dem  ['riealpiihlikruii.  die  g'.cich  I i:tr  bezahlten,  einen  falschen  Namen  nennen 
würden.  Wenn  man  die  Anzeigcpfliclit  proklamiere  und  sie  gesetzlich  mit 
allen  Kautelcn  versehe,  würden  allmählich  immer  weitere  Kreise  einsehen, 
daß  eine  Durchführung  der  Anzcigcpfhclu  det  Allgemeinheit  nur  nützlich 
sein  könne. 

Antrag  Nr.  5  solle  als  Eventualantrag  gelten  für  den  Fall  der  Nicht- 
annahme des  Priimpiaiannaces  Nr.  4.  Danach  solle  der  Gesetzgeber  — 
ob  Preußen  oder  das  Reich  —  eine  solche  Form  der  Anzeigepflicht  zur 
Einführung  bringen,  dali  es  in  der  Tat  möglich  sei,  alle  At-.T.schcu  zu  er- 
fassen, die  von  einer  Geschlechtskrankheit  betroffen  werden  sollten.  Der 
Antrag  Nr  5  solle  insbesondere  der  Auffassung  cm  gegen  kommen,  von  der 
man  »ich  im  Antrage  Nr  ?  hahe  leiten  lawn  In  erster  Linie  Intlc  er 
natürlich  um  Annahm«  i'.e«  \nlrages  Nr  4 

Dr.  Struvc   bittet,   den   Antrag   Nr.  4  abzulehnen.    l>er  Weg  des 

?„!-,  Kirnflfii  «l.ll.thwev.n  vrf|i!lichlr:rs  < .,  sundlif  its.l.i.t  e.ui::!iihf«n  ■ 
ZusalfaHrag  Nr.  1       W\vl   Her  A-„"(!-.,:l  mr.llc  bc«."Hiclltn    J.e  Siasi- 

regiemre  ju  enuchen.  f.ii  l>.u  ■  „..-  1.  r  >,  ■jii.lln-uipt.ithi  jlk-OeMhlechis- 

kranken  „hnt  l  in:r..,',.cJ  eo  (iesiülrchlrt  und  de- Handel  tu  cna>scn  In 
*1<-rn  ticicU  -ird  Ma.teahmen  vnmiseN"*.  i -  c  rs<  rte;-u-n.  diese 

F.rfa.sung  r  v,.\lni  U'ti-t  zi.  Ken  j  hie: -IV  ,  dilt  ^  It  I  lesthlechl-lrflnke  ?ur 
lle Ii a nd In n f  gr längen  -  Z  ujatzanlra,'  Nr.  f.  |t  ir.i  (t  rinkt„rr)|  Drr  Aus- 
schuft  ui>lle  he't'iliertfn  die  SiaaUrcjiciuni;  zu  eis.ichen.  eine  Ai  leigcpi'ichl 
für  lt;C  (le«liltiliKkrjNl.rn  nlinr  \.inir:isir.nniinK  a.i  rm  zum  n.trgsten  Sr;ll- 
sohvueigen  verpflichtetet  (irti.rith(il*isil  r:n/iiluhien  . 
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heilen  gesetzlich 
briickbarer  Oege 
bestehe.  GewiH : 
aber  den  Kranken 
und  alle  Person« 
verdächtig  oder 
sehen  trennen.  I 
nicht  aber  bei  Ge 
kranken  in  ein  Kl 
keit  rechnen,  dal 
rührung  komnie. 
nicht  bei  den  Ot 
erreichen,  datt  al! 
Das  erreiche  mal 
werde  gemeldet,  < 
aber  die  nachlässi 
bildeten  ja  die  si 


nicht.  Die  D. 
von  der  Nati 

großer  Wicht 

schränkungen 
Geschlechts  ki 
der  die  Behar. 


anderen  Arzt  aufgesucht  habe.  Auch  lehne  er  (Redner)  es  ab,  wenn  man 
sage:  »Wenn  wir  nü-in  ru] I im-UU n  kiiuncn,  so  mühten  wir  doch  diejenigen 
melden,  die  nach  ihrer  ganzen  persönlichen  Veranlagung,  Stand  oder  Beruf 
eine  größere  Gefahr  in  sich  tragen  als  andere.«  Auch  das  sei  eine  Ver- 
letzung des  Standpunktes  des  gleichen  Rechtes  für  alle,  eine  Kautschuk- 
gesetzgebung, vor  der  er  dringend  warnen  möchte.  Er  halte  die  Anzeige- 
pflicht nicht  nur  für  einen  Schlag  ins  Wasser,  sondern  für  eine  schwere 
Gefährdung  der  nikmlink-n  ( ksurulliut.  Wich  allgemeiner,  auch  seiner 
eigenen  Erfahrung  sei  der  junge  Mann  oder  das  junge  Mädchen,  wenn  sie 
zum  ersten  Male  von  eimr  (kwlilri-litskraiiklieit  I  tfatlt-i!  würden."  von 
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brennendster  Scham  erfüllt:  sie  würden,  wenn  eine  Anzeigcpf licht  ein- 
geführt fei.  Wedaus  um  herlaufe»  und  nicht  wissen,  ob  sie  es  wagen  sollten, 
/Inn  Ar/t  /Li  gellen,  um!,  wenn  überhaupt,  sich  ers:  nach  längerer  '/.tri  da/u 
entschließen.  Dann  sei  aber  die  beste  Zeit  der  Heilung  vorbei.  In  den 
letzten  Jahrzehnten  sei  in  der  Medizin  tatsächlich  der  Fortschritt  erzielt, 
dafi,  wenn  der  Kranke  frühzeitig  ifciiii«.  bei  der  traten  Störung,  zum  Arzt 
geht,  dieser  den  Tripper  und  die  Syphilis  sofort  erkennt  und  sobut  richtig 
behandelt,  es  gelinge,  beide  Krankheiten  in  einer  ganzen  Reihe  von  Füllen 
in  kurzer  Zeil  zu  unterdrücken,  während,  wenn  die  eiste  Zeil  vorüber  sei, 
auch  der  Tripper,  namentlich  beim  weiblichen  riescMcelde,  nicht  aufzu- 
halten sei;  dann  könne  aber  auch  eine  gute  Behandlung  in  vielen  Fällen 
nicht  heilen,  sondern  nur  lindern;  und  dann  habe  man  das  traurige  Bild 
van  der  langwierigen  ücschlcchtäkraiikhcit  und  Siechtum, 

Wenn  wirklich  die  AnzeigepilidH  eingeführt  werde,  was  solle  dann  das 
Gesundheitsamt  oder  irgendeine  Uchörstc  tuil  den  Anzeigen  milchen?  Was 
sie  nach  dem  Seisdieiige-ct/  tun  uiiilltc.  den  Kr.mkcn  isolieren,  künde  sie 
uiclit;  für  suvicle  Hundertsäuscudc  habe  mau  wie  schon  gesagt  keine 
Krankenhäuser  oder  andere  UntcTbrmgungsmoghchkcitcu.  Dem  Kranken 
schreiben,  er  machte  seinen  Ar/t  aufsuchen,  keinen  I iesdiledUsvcrkehr 
treiben  usw..  das  könne  der  Arzt  ebensogut  wie  eine  iieluirsic.   Im  übrige" 

werde  sieh  ein  gcwis-csihaitcs  Kranker  um  die  äi  vi  liehen  Mahnungen  sei  

genügend  kiiiiimeru.  der  gcwissenlusc  aber  die  behördliche  Mahnung 
ebensowenig  beachten  w  ie  diejenige  des  Arztes. 

Kiii  Zwang  zu  einer  solange  dauernden  Behandlung,  wie  i:i  vielen  Fällen 
derjenigen  bei  der  Syphilid  könne  gcr-ctzhcli  niehl  icslgdegl  Werdens  eben- 
sowenig  sei  diese  lange  Rehaudluiis;  von  einet  Uehordc  /u  kontrollieren. 
Wer  llabe  überhaupt  den  Mut,  nach  den  FiTahrungcu  sie-  letzten  lahies 
zu  glauben,  daft  sich  die  Staatsau toritiit  Qberhaupl  auf  diesem  bis  jetzt  ganz 
neuen  Gebiete  durchsetzen  werde?  Fr  wolle  niclit  die  Au.crikaihsleruug 
unserer  (Jesel/.e  selbsl  fördern.  In  Amerika  Liebe  es  eine  Fülle  von  gesund- 
heitlichen Vorschriften  und  Verboten,  die  strenge  Strafen  für  die  Zuwider- 
handlung enthielten  :  abei  kein  Meuseh  kiim  in  ere  sieh  dam  m. 

Wenn  der  Krause  nun  auel:  alle  Vurselniiteii  erfülle,  zUf.ädlT-t  gerueldel 
werde  und  sich  weiter  melden  lasse,  Woche  um  Woche  seinen  Brie!  schicke 
und  den  Beweis  des  Behandlung  f-.ilire,  sieh  so  nach  aiiifcu  wie  ein  folg- 
sames Kind  benehme,  so  habe  er  doch  Gelegenheit  und  Freilich  genug, 
in  der  Zwischenzeit  ge-cliWlitlieh  zu  verkehren,  zu  infizieren  usw.,  genau 
wie  ein  anslerer.  der  sich  dieser  Kontroile  enlziehe.  Professor  illaseliks,  sei 
ebenfalls  gegen  den  Antrag  4.  Da  man  also  das,  was  man  erreichen  wolle, 
die  Verhütung  des  Gcschleclilsvcrk  Ins  ( iesehleduskraiiker,  durch  eine 
Anzeigepflicht  tatsächlich  nicht  erreiche,  da  andererseits  die  Folge  dieser 
namentlichen  An/eigepflidil  sicher  slie  sei,  da  Ii  man  die  Kranken  nicht  zum 
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Aule  bringe,  sondern,  wenn  auch  ungewollt,  die  Verbreitung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten fördere,  bitte  er  dringend,  den  Antrag  4  abzulehnen. 

Abg.  Dr.  Beyer  (WestpreuBert)  wendet  sich  hierauf  dem  Antrage  Nr.  6 
zu.  Man  habe  gesagt,  daß  dieser  Antrag  zu  Mißverständnissen  führen 
könnte.  Er  befürchte  allerdings  auch,  dafl  es  mit  diesem  Antrag  ähnlich 
gehen  könnte  wie  mit  dem  Antrage  betreffend  die  I  ehranfmige Natur- 
tK-rlVf rfahrfiT.  den  man  andi  .iiidi'R  auisclc.irs  wissen  wollte,  als  der  Be- 
schluß gelautet  habe,  und  den  man  deshalb  nachträglich  anders  habe 
formulieren  müssen.  Wenn  eine  Anzeigepflich!  für  alle  Geschlechts- 
krankheiten iiiint-  Namensnennung  ^i-furdert  und  nielil  das  .ncsaej  werde, 
was  im  Antrage  Nr.  4  ausgesprochen  sei,  dann  werde  man  weiter  nichts 
als  eine  Stalisiik  erreichen;  man  irtahre  nicht,  wer  die  lictrcffcuden  seien, 
man  habe  nielil  die  Möglichkeit,  jemanden,  der  seinen  Verpflichtungen 
nicht  nachkomme,  ZU  erfassen.  Seine  Freunde  wünschten  eine  Einteilung 
in  zwei  Kategorien;  diese  sollten  aber  objektiv  dadurch  entstehen,  wie 
sich  der  Betreffende  dem  Ucset/.  und  den  Vorsciirinen  ycsHiuiber  verhalle. 
Wenn  er  den  Vorschriften  nachkomme,  sn  habe  die  kei'istricrimi;  seines 
Namens  überhaupt  keine  praktische  ücdcnhmg  für  ihn,  während,  wenn 
er  den  Anforderungen  nicht  geniige.  sein  Name  benutzt  werde,  um  ihn 
zu  seinen  Verpflichtungen  anzuhalten.  Diese  beiden  Kategorien  hätten 
ein  rein  objektives  Moment  der  Würdigung.  Dali  die  Geschlechtskranken 
nicht  in  Krankenhäusern  isoliert  werden  könnten,  spreche  nicht  gegen, 
sondern  gerade  für  die  Au/eie,epfiitht ;  .ecrade.  weil  die  Verhältnisse  hei 
den  Geschlechtskranken  so  lägen,  müsse  man  Mittel  und  Wege  finden, 
um  auch  diese  Kranken,  die  nicht  in  Krankenhäusern  isoliert  feien,  am 


sollten  sich  eben  behandeln  lassen,  wenn  die  Behandlung  auch  noch  so 
lauge  dauere,  ganz  abgesehen  davon,  daß  man  bei  der  Anzeigepflicht  eine 
Statistik  gewinnen  kömne,  um  daraus  festzustellen,  welche  Arzte  am  besten 
behandelten.  Nach  dem  Vorschlage  von  Dreuw  sollten  auch  die  nicht 
approbierten  Ärzte  behandeln  dürfen,  sie  sollten  aber  auch  zur  Anzeige- 
pflicht Bezwungen  werden.  Hier  habe  man  dann  die  Möglichkeit,  nach- 
zuweisen, oh  die  Kurpfuscher  mit  ihren  IkkuidimiesiPcih.Hieii  nicht  den- 
selben Erfolg  erzielten  wie  die  approbierten  Ärzte,  damit  würde  man 
unter  Umständen  eine  Waffe  gegen  die  schlechten  Behandler  erhalten. 
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Ob«  Struves  -brennende  Scham*  könne  man  schwer  spiechfn.  Ei  habe 
nicht  nur  auf  Orund  seiner  praktischen  Erfahrung  gclunden.  Jjü  diese 
Scham  doch  sehnn  mm  groben  Teil  überwunden  sei.  wenn  sich  der 
Kranke  zum  Ar/\  begebe  .und  sich  behandeln  Ijw.  Wenn  er  positiv 
wisse,  daH  sein  Name  ine  genannt  »erde,  solange  er  sich  den  Vorschriften 
füge.  f.u  sei  das  praktisch  nicht  so  at'hr  hedeutungsvo  I.  wie  es  vielleicht 
hier  aufgefant  ««de  Gerade  durch  die  Aniciecpilicht  komme  nun  m 
die  Lage,  diejenigen,  die  nachträglich  infizierten,  zu  lassen  und  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen.  Es  möge  manches  gegen  die  Anzeigepflichf  an- 
geführt werden  können,  wie  es  z.  B,  auch  die  Gesellschaft  zur  Bekämp- 
fung der  Geschlechtskrankheiten  tue,  aber  diese  Dinge  sprachen  genau  so 
gegen  das  System  des  Vorredners,  mir  daß  sie  noch  viel  unangenehmere 
Folgen  hätten.  Die  Anzeigepflicht  habe  eine  große  Anzahl  Vorzüge,  die 
mit  sachlichen  Argumenten  noch  nicht  widerlegt  seien.  Professor  Blaschko 
habe  ihm  in  einer  längeren  Unterredung  diese  Aufklärung  auch  nicht 
geben  können. 

Hu  Tfegii-riiiig!.vci(i'eler  (.Ministerialdirektor  Hr.  üotlstein)  führte  aus, 
das  Ziel,  das  die  AusschulSimtglieder  mit  der  Regierung  gemeinsam  er- 
reichen wollten,  sei  eine  möglichst  umfassende  Erfassung  der  ücschlechts- 
kranklicilcti  ohne  I :nLvseliied  des  Standes,  der  sozialen  l.:\in:  usw.  mil 
dem  Ziele  der  Erreichung  einer  mönlichsl  /. uvcrläs-ii;eii  und  umfassenden 
Behandlung.  Nicht  die  hhilte  Statistik  sei  das  Ziel  dieser  Methode,  denn 
diese  Statistik  könne  man  auf  einfacherem  »Vis,  durch  Enqueten  usw., 
auch  erreiclten.  sondern  die  Feststellung  der  Erkrankung  mit  dem  weiteren 
Ziel,  unmittelbar  im  Anschluß  daran  die  Behandlung  zu  kontrollien'ii  oder, 
wii  sie  nieill  eingcfühl!  vi.  «ie  ciii/ufnll]  eil 

Nun  seien  die  vorliegenden  Anträge  so  allgemein  gefallt,  dafl  sie  die 
Lösung  des  Problems  der  Verwaltung  zuschöben;  Aulgabe  der  Verwal- 
tung werde  es  sein  müssen,  die  Lösung  zu  finden.  Wie  werde  sich  nun 
eine  s: ilehe  Völlige  gcslallcnV  Der  Vorredner  halv  sclinn  heningclloben. 
daß  man  auf  diesem  Wege  zugleich  eine  ganze  Reihe  anderer  Fragen 
mitlösen  könne,  die  Wirkungsweise  dieser  und  jener  Behandlung,  den 
Verlan  i  der  Heiland  lim?:,  die  [  >auer  iler  Krankheit,  Dinge,  an  denen  Wissen- 
schaft und  Praxi-  das  wciiesrc  Inleie^e  bähen.  Vorschlüge  dieser  Art  für 
die  verschiedensten  Gebiete  gingen  scholl  lauge  zurück.  In  den  letzten 
10  bis  15  Jahren  seien  zur  Lösung  sozial  hygienischer  Kragen  ähnliche 
Vorschlage  gemacht  worden.  /..  IS.  der  Vorschlag  mit  der  (icsuudheits- 
kartc,  mittels  der  der  Kranke  sofort  seine  Vorgeschichte  nachweisen 
könne  usw.  Gerade  in  neuester  Zeit  tauchten  ähnliche  Vorsehläge  in  Zu- 
sammenhang mit  den  Ideen  zin  Regelung  der  Si  i/ialisieruin;  des  Ärzle- 
standes  auf.  Der  bekannte  Sozialstat istiker  Mayet  habe  vor  lOJahren  eine 
Berechnung  darüber  aulgemacbt,  weiche  Verwallungskosleu  ein  Gcsund- 
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heilsam!  erfordern  würde.  Auf  der  Grundlage  dieser  Berechnungen  sei 
er  (Redner)  daran  gegangen,  sich  die  Organisation  eines  solchen  Amtes 
vorzustellen.  Unter  Hinzuziehung  von  erfahrenen  mitlitten  Beamten,  Kal- 
kulatoren usw.  sei  er  mit  äur.cr-'er  Vn;-.ielil  vurgegangeu.  Erliahe  nicht 
die  Blaschkuschen  Zahlen,  sondern  diejenigen  zugrunde  gelegt,  die  im 
Jahre  1913  die  Enquete  der  deutscher  Städtestatistiker  an  37  Großstädten 
über  die  Verbreitung  von  Tripper  und  Syphilis  festestem  habe.  Wenn 
er  berechne,  daß  ein  Registratur  täglich  ungefähr  100  Eingänge  bewäl- 
tigen könne,  dail  zahlreiche  Gruppen  von  Beamten  notig  seien,  um  die 
Eingänge  zu  sichten  und  zu  verteilen,  daß  die  Registratoren  jeden  ein- 
zelnen Fall  vermerken  müßten,  wenn  er  ferner  daran  denke,  welche  Er- 
fahrungen er  im  Nahrungsmitteldezcrnal  in  Charlortenhurg  gemacht  habe, 
komme  er  allein  an  Personalkosten  auf  eine  Summe  von  2  bis  3  Millionen 
Mark.  Die  Sachkosten,  Porto,  Papier  usw.  habe  er  dabei  außer  Ansatz 
gelassen.  Er  bitte,  zu  überlegen,  ob  Aussicht  bestehe,  ein  solches  Amt 
hei  der  gec.cn  iviirt  igen  Hnauz:agc  einzurichten,  uder  oh  man  nicht  unter 
Verzicht  auf  die  großen  Küsten  kleinere  Mitlei  ergveif.il  -utile,  mit  denen 
dasselbe  Ziel  erreich!  werden  könnte,  nämlich  eine  möglichst  umfang- 
reiche Erfassung  aller  Krankheitsfälle,  die  sich  der  Behandlung  entzögen,  und 
Erfassung  derjenigen  Kranken,  die  aus  der  Behandlung  fortgebliehen  seien! 

Abg.  Zimmer  (Breslau)  halt  die  Erledigung  von  100  Eingängen  am 
Tage  durch  einen  Registrator  für  eine  viel  zu  geringe  Arbeitsleistung.  — 
Die  Krankenkassen  hätten  jetzt  fast  liberal]  Ikliandhiugs-  und  Hera  in  um- 
stellen für  Gcsch Iccle.skrankc  eingerichtet  und  freiwillig  die  Verpflichtung 
übernommen,  die  hei  den  Krankenkassen  gemeldeten  Geschlechtskranken 
diesen  Beratungsstellen  zu  melden,  und  zwar  jeden  mit  seinem  Namen. 

tevölkerung,  näm- 
also  die  Meldung 

ohne  weitere;.  Was  den  Krankclikajsclnnite.licdcrn  recht  sei,  sollte  doch 
den  übrigen  Menschen  billig  sein.  Eine  Anzeigepflicht  ohne  Namens- 
nennung sei  ei:i  Messer  ohne  Schneide  und  darum  zn  verwerfen.  Er  müsse 
die  Verantwortung  für  den  Antrag  Nr.  0  rundweg  ablehnen.  Kr  vermute, 
daß  hier  etwas  weggelassen  sei  und  daß  man  den  Kranken  auf  andere  Art 
kenntlich  machen  wolle.  In  Breslau  sei  die  Meldung  der  Geschlechts- 
kranken durch  den  Arzt  schon  in  der  Weise  geregelt,  daß  der  Kranke  selbst 
und  die  Mehrzahl  der  Kas.-e  na  i  igest  ehren  mit  Ausnahme  eines  einzelnen 
Angestellten  nichts  davon  erfahre.  Der  AiYlscIiem  nml.issc  drei  Teile;  den 
ersten  behalte  der  Kranke,  der  zweite  diene  dem  Arzt  zur  Einziehung  seines 
Honorars,  der  dritte  geiie  zur  Kasse.  Auf  diesem  letzten  Abschnitt  bedeute 
I  Tuberkulose,  II  Geschlechtskrankheit,  III  Trunksucht.  Der  Arzt  unter- 
streiche nun  einfach  die  Zahl,  die  für  den  Kranken  in  Betracht  komme. 
Man  wollte  damit  verhindern,  da!),  selbst  wenn  dieser  Ahschnitt  in  uu- 
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berufene  Hände  gelange,  niemand  wisse,  was  die  Untersireichung  bedeute. 
Aus  Bayern  sei  vor  einiger  Zeit  berichtet  worden,  daf)  außerordentlich 
viele  erblindete  Kinder  eingeliefert  würden,  bei  denen  nachweislich  Ge- 
st Iii cc Ii tskrankh eil  der  Eltern  die  Ursache  der  Erblindung  sei.  In  einer  Zeit, 
wo  überall,  auch  auf  dem  Lande,  eine  ungeheure  Verbreitung  der  Oe- 
se Ii  leclitsk  rank  Ii  eiten  beobachtet  werde,  dürfe  man  nicht  vor  einem  Schritt 
zurückschrecken,  mit  dem  sich  die  Fachmänner  schon  seit  Jahrzehnten 
beschäftigten.  Man  komme  ja  ans  den  Erwägungen  gar  nicht  mehr  heraus. 
Er  gebt'  Berti  zu,  da  Ii  sich  ei'ele  Menschen  in  ihren  1 .  1 1  l  ( 1  b"  ■"  1 1  l.  I  u  r  1  y.  i.- 1 1  dadurch 
verletzt  fiüilen  würden. , liier  man  kiinue  hier  nicht  alles  heim  Alfen  lassen  und 
eine  so  wichtige  Angelegenheit  nicht  in  das  Beliehen  des  Einzelnen  stellen. 

Das  Schwergewicht  bei  der  Anzcigcpfliclu  ie.ee  er  darauf,  dali,  wenn 
der  Kranke  aus  der  Behandlung  des  Arztes  forthlcibe  oder  aber  aus  ihr 
einlassen  sei.  die  betreffende  Stelle  nach  einiger  Zeit  ihn  noch  einmal  zur 
Untersuchung  bestelle,  um  tcst/a-icllcii.  nii  der  Kranke  endgültig  geheilt 
sei  oder  nicht.  Es  komme  ja  leider  nur  zu  oft  vor,  d.'di  gerade  in:  ersten 
Stadium  der  Krankheit  viel  mehr  Anstee klingen  vorkämet:  als  späler,  dal! 
es  in:  Belieben  des  Kranken  stehe,  wieder  wetler  au  zudecken;  der  Drang 
nach  dem  Geschlechtsverkehr  sei  gerade  während  der  Erkrankung  viel 
stärker.  Wenn  man  das  auch  nicht  verhindern  könne,  so  müsse  doch 
wenigsten:,  eine  Kontrolle  di  r  Kranken  ermöglicht  werden,  im  lesi^uslelleu, 
ob  sie  gesund  seien,  und,  wenn  uiehl,  um  sie  gesund  zu  machen.  Er  würde 
eine  gesetzliche  lieslimmung  auf  das  freudigste  begrüßen,  wonach  jeder 
einzelne  Mensch  ein  -  oder  zweimal  im  Jahre  gezwungen  werde,  sieh  einen i 
Arzt  zur  Untersuchung  vorzustellen.  Nalutlich  wäre  da/u  die  Überwindung 
einer  gewissen  Scham  nötig:  aber  wenn  es  das  Volks  in  teresse  erfordere, 
würde  man  es  von  der  hochgestellten  Frau  ebenso  verlangen  können  wie 
von  der  Arbeiterfrau.  Er  sehe  kein  andere;  .Mitfei.  Trotz  mancher  Bedenken 
und  Schwierigkeiten,  die  er  durchaus  nicht  unterschätze,  müsse  man  auf 
diesem  Wege  vorwärts  gehen.  Jedenfalls  dürfe  Iiier  unter  keinen  Umständen 
zweierlei  Recht  geschaffen  werden.  Wenn  man  bedenke,  was  für  das  Volks- 
ganze auf  dem  Spiele  stehe,  dann  könne  man  die  Empfindsamkeit  einer 
kleinen  Gruppe  nicht  schützen,  sondern  müsse  Maßnahmen  treffen,  die 
geeignet  seien,  dem  Ganzen  zu  helfen.  Die  Zeit,  als  man  noch  Geschlechts- 
kranken kein  Krankengeld  gezahlt,  ja,  sie  gewissermaften  als  Aussätzige 
behandelt  habe,  sei  doch  überwunden.  Man  dürfe  hier  nicht  prüde  sein, 
sondern  müsse  diese  Krankheiten  wie  jede  andere  Krankheit  behandeln. 
Wenn  einzelne  Ärzte  die  Meldung  nicht  machen  würden,  namentlich  dann, 
wenn  sie  hohe  Summen  für  die  Schweigepflichl  erhielten,  so  könne  man 
im  Oesetz  einfach  sagen:  -Unterläßt  ein  Arzt  die  Meldung,  so  wird  ihm, 
wenn  es  bekannt  wird,  die  ärztliche  Praxis  untersagt.«  Auch  eine  ent- 
sprechende Strafe  dürfte  am  Platze  sein. 
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Wenn  man  bedenke,  wie  es  min  schon  seil  Jahren  geiie,  wie  die  Dinge 
in  der  n.-SL-Hscli.'iu  -iir  liekäntpiung  der  üisLlilccli^kranklieiten  immer  lind 
immer  wieder  erörtert  würden,  wie  Ausstellungen  geschaffen,  an  allen  Orten 
große  Mittel  aufgewendet  würden,  wie  man  sich  in  Wort  und  Schrift  be- 
mühe, die  Krankheiten  Einzudämmen,  wie  ihr  Umfang  aber  —  besonders 
durch  den  Krieg  -■  nur  größer  geworden  sei,  dann  müsse  man  nunmehr 
ernstlich  ati  die  radikale  Lösung  dieser  Franc  gehen  und  einfach  die  Melde- 
pflicht für  alle  Menschen  einführen.  Alle  Statistiken,  die  heufe  in  Deutsch- 
land vorhanden  seien,  enthielten  nur  wertlose  Zahlen,  weil  eben  leider  die 
Ärzte  in  dieser  IS™  ein  ine.  völlig  versagt  hätten. 

Abg.  Frau  Fge  findet  es  unbegreiflich,  dali  gerade  Ärzte  immer  wieder 
gegen  den  Anmelde/wang  seien:  sie  müßten  Urn-Ii  das  grüble  Interesse  an 
der  baldigen  f-iiduln  uug  einer  An/cigcpilicht  luhcu  Wenn  man  sieh  ver- 
gegenwärtige, dali  ein  mit  Syphilis  angestecktes  hulividiimn  innerhalb  einer 
Stunde  soundso  viele  andere  anstecken  könne,  wenn  man  ferner  bedenke, 
wie  verseucht  das  Land  sei,  dann  müsse  man  zu  der  Einsicht  kommen,  daß 
es  Pflicht  der  Ärzte  sei,  für  die  Schaffung  eines  Seuchen gesetz es  einzutreten 
und  für  den  Anmddezwang  zu  stimmen.  Die  Gründe  dagegen  seien  schon 
hundertmal  widerlegt  winden.  Wenn  man  befürchte,  daß  die  Kranken  zu 
den  Kurpfuschern  gingen,  so  solle  man  auch  ihnen  die  Pflicht  zur  An- 
meldung auferlegen,  dann  würden  sieh  selnm  die  K'anken  den  Arzt  aus- 
sucbeii.  der  sie  am  besten  behandle,  hidireki  leibe  man  den  Anmelde/wang 
schon  dadurch,  dali  00  Prozent  in  Gestalt  der  Krankenkassen  mit  gl  ieder  an- 
meldepflichtig seien.  In  den  Versammlungen,  in  denen  die  Frauen  sprächen, 
seien  zwar  keine  Arzte  vertreten,  Eber  die  dort  anlesenden  Frauen  aus  dem 
Volke  verlangten  unbedingt  die  Durdisetning  des  Mclde/.wangcs.  Die  Frauen 
hätten  sich  gar  nicht  so  sehr  dagegen  gesperrt,  seien  vielmehr  froh  gewesen, 
wenn  sie  behandelt  worden  seien;  sie  seien  auch  zu  den  Beratungsstellen 
gegangen  und  hallen  sielt  aufklaren  lassen.  Weil  ihre  f  rumde  der  Anstellt 
scign,  dali  die  Ängstlichkeit  der  Ärzte  schlielilicli  dazu  führen  würde,  den 
Hcliandtnngs/wang  nicht  ilmvb/iisel-eu,  lullen  sie  den  Antrag  Nr.  6  ge- 
stellt, der  ihnen  von  einer  Ärztin  nahegelegt  sei.  Mau  glaube,  mit  diesem 
Anträge  zu  erreichen,  was  vielleicht  mit  dem  Antrag  Nr  -1  durchzubringen 
nicht  möglich  sei.  Natürlich  würden  ihre  Freunde  es  in  erster  Linie  be- 
grüßen, wenn  der  Antrag  Nr.  4  angenommen  würde.  Schon  gelegentlich 
eines  Referates  von  Professor  Flesch  im  Bunde  für  Mutterschutz  im  Jahre 
1 005  habe  mau  dem  Anmeldezwaiig  zugestimmt,  ebenso  I9I19  in  Mam- 
burg. Wenn  man  erst  die  Frauen  für  diesen  Gedanken  gewonnen  habe, 
werde  es  nicht  schwer  sein,  auch  die  Männer  dafür  zu  gewinnen.  Die 
Klassen,  die  nicht  vctsielienni  gspflichtig  seien,  sollten  geschool  werden; 
das  seien  aber  immer  nur  die  besitzenden  Stande;  da  habe  man  es  nicht 
unbedingt  nötig,  in  einen  solchen  Kampf  einzutreten.  Wenn  der  Regierungs- 
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Vertreter  die  großen  Kosten  eines  Gesund  he  itsamtes  ins  Feld  geführt  habe, 
so  weise  sie  darauf  hin,  daff  z.  B.  die  Stadt  Saarbrücken  im  vorigen  Jahre' 
30000  Mark,  in  diesem  Jahre  70000  Mark  für  die  Behandlung  Geschlechts- 
kranker habe  ausgehen  müssen.  Wenn  man  vorbeuge,  erreiche  man  sicher 
mehr.  Der  gesunde  Menschenverstand  müsse,  wenn  er  der  Seuche  Einhalt 
tun  wolle,  für  den  lichandlungszwang  sein. 

Abg.  Dr.  FafSheiitter  sieht  den  Kardinalpunkt  des  ganzen  Problems 
in  der  Frage:  Wild  durch  die  AuzeiL;c|iflieliL  wirklich  die  Behandlung  ein- 
reicht? Werden  auch  die  Arzte  wirklich  mclder,''  Dafür,  da!l  einzelne  Ärzte 
nicht  anzeigen  würden,  könne  man  auf  der  einen  Seile  sicherlich  ein 
ethisches  Moment  anführen.  Dali  es  in  weiten  Kreisen  der  Ante  mit  dem 
ärztlichen  Schweigegebot  emsl  gemeint  werde,  könne  man  der  Ärzteschaft 
nur  hoch  anrechnen.  Aber  daneben  hestelic  such  die  Gefahr,  daß  der  Arzt 
durch  die  Anzeige  den  Verlust  seiner  Praxis  hefiirclitcn  müsse;  das  bringe 
nun  einmal  die  menschliche  Selbstsucht  mll  sieh.  Auf  dieser  Grundlage 
werde  aber  auch  Jie  Möglichkeit  /ur  I  rpressung  dadurch  gc schaffen,  daß 
der  betreffende  Arzt  dem  reichen  Kranken,  der  gut  bezahle,  mit  der  Anzeige' 

Völkern ng  das  Schamgefühl  bezüglich  dcrGcschlccbtskraiikhcilcu  schwinden 
sehe,  wenn  man  Tripper  oder  Syphilis  wie  jede  andere  Krankheit  betrachte, 
so  wisse  er  doch  nicht,  oli  mau  diese  Entwicklung  gerade  sehr  begrüßen 
solle.  Das  würde  doch  andererseits  auf  einen  sittlichen  Tiefstand  in  unserem 
Volke  schließen  lassen. 

Wolle  man  Richtlinien  aufstellen,  dann  dürfe  man  sich  nicht  in  Einzel- 
heiten verlieren,  sondern  sich  darauf  beschränken,  auf  das  Ziel  zu  weisen. 
Das  Ziel  sei  unzweifelhaft,  daß  man  alle  Kranken  ohne  Rücksicht  auf  die 
soziale  Stellung,  ohne  Uiiierschird  des  Geschlechts,  zu  erfassen  suche,  w  ie 
er  es  im  Anfrage  Nr.  2  zu  II  formuliert  habe.  Dieses  Ziel  zu  erreichen, 
sei  Aufgabe  des  Reichstages  und  der  Regierung.  Ob  es  zu  erreichen  sei, 
müsse  abgewartet  werden. 

Abg.  Dr.  Schloßmann  gibt  der  Vorrednerin  (Frau  Ege)  zu,  daß  es 
Frauen  gehe,  die  innerhalb  einer  Stunde  eine  ganze  Anzahl  von  Männern 
ansteckten;  das  seien  geheime  Prostituierte,  die  manchmal  erst  von  anderen 
darauf  auf  median)  eeniacht  würden,  dalt  sie  ja  grnl'c  Geschwüre  usw. 
hätten.  Ks  sei  z.  Ii.  vorgekommen,  daß  vier  oder  fünf  ganz  junge  Leute 
innerhalb  eines  imcli  kür/ercii  Zeitraumes  von  einer  und  derselben  Frauens- 
person angesteckt  worden  seier..  Was  erreiche  man  nun  mit  dem  Anzeige- 
zwang? Die  Betreffende  gehe  gar  nicht  zum  Atzt,  sie  bekümmere  sich 
nicht  um  die  Vorschriften;  die  jungen  Leute  machten  falsche  Angaben. 
Und  selbst  wenn  die  Frauensperson  zum  Ar/t  gehe  und  dem  Gcsund- 
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heits.iml  gemeldet  werde,  so  könnt  sie  dotli,  wenn  sie  i-orn  Arzt  komme, 
um,  was  sit  wolle;  denn  sit  sollt  ja  nicht  unter  Polizeiaufsicht  gestellt 
werden.  Wenn  sie  schwere  Syphilis  habt,  werde  ihr  der  Arzt  den  Hat 
geben,  sie  solle  in  ein  Krankenhaus  gehen;  aber  das  scheitere  wieder 
daran,  dal}  mclil  genügend  Helten  vorhanden  seier:. 

Man  müsse  zunächst  dafür  sorgen,  daß  man  eine  Generation  von 
Ärzten  erhalte,  die  diese  Dinge  kenne.  Heute  sei  die  Ernennung  eines 
Professors  für  Haut-  und  Geschlechtskrankheiten  an  der  Universität  Grcifs- 
wald  erfolgt;  bis  dahin  habe  man  in  Greifswald  Arzt  werden  können, 
ülmt  jemals  um  eiiirni  I  achmanr:  in  dii-Mvi  Dingen  unter  rielilel  /u  werden. 
Man  habe  nicht  die  htratungsMelleii.  die  Krankenhäuser  seien  nicht  darauf 
eingerichtet,  die  ['mstitiitionsahlekungeii  niiiliien  vollkommen  umgewandelt 
werden.    Wenn  man  das  alles  yi^sr  habe,  könne  man  über  einen 


Man  müsse  die  Aufklärungsarbeit  weiter  fortselzen,  ehe  man  zum  Er- 

Nun  die  Methode  Dreuw!  Eine  der  schlimmsten  Nachwir- 
kungen der  Syphilis  sti  bekanntlich,  die  Gehirnerweichung. 
Man  nehme  an,  dali  es  im  höchsten  Falle  20  Prozent  seien.  Die 
Menschen  aber,  die  das  alles  über  sich  ergehen  lassen  müßten, 
was  Dreuw  vorschlage,  würden  in  höherem  Maße  verrückt.  Ein 
Beispiel  eine!  genieingdahrliditu  |-.rlir"irikiing  seien  die  ISLmem.  I'rknuise 
jemand  an  Blattern,  so  werde  er  zwangsweise  ins  Krankenhaus  gebracht, 
die  Wohnung  werde  zwangsweise  de>iufi/iei1 :  eine  Nathbalin,  dir'  den 
Erkrankten  gestern  besucht  habe,  werde  auch  ins  Krankenhaus  gebracht, 
weil  sie  aiistcikiiirgrverdäehtig  sei.  ihre  Wnluumg  werde  desinfiziert,  im- 
möglich  werde  auch  noch  eine  andere  Frau,  die  bei  ihr  gewesen  sei, 
fortgebracht,  bis  die  zehn  Tage  verstrichen  seien.  Der  Kranke  bleibe 
solange  in  dem  Kratikerdinns,  es  Jurte  lein  anderer  zu  ihm  als  der  Arzt, 
die  Schwester  und  der  Seelsorger,  bis  er  vol Island ie.  geheilt  sti.  Das  sei 
ein  Beispiel,  wie  man  durch  die  Anzeigepflicht  einen  Krankheitsherd 
miterdrücke.  Wenn  man  aber  den  Syphilitiker  anzeige,  dann  gehe  er  nach 
wie  vor  frei  herum,  es  könne  gar  keine  weitere  Mallnalimt  gegen  ihn 
getroffen  werden.  Darum  sei  die  Anzeigepflicht  zwecklos.  Professor 
Blaschko  habe  in  jedem  einzelnen  Punkt  seine  Ansicht  bestätigt,  und  man 
werde  diesem  doch  gewiß  nicht  den  Vorwurf  machen  können,  dali  er 
für  gewisse  Klassen  eintrete.  Man  könne  sehr  gut  anderer  Meinung 
über  diese  Dinge  sein,  ohne  etwa  das  deutsche  Volk  der  Syphilis  und 
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dem  Tripper  auszuliefern.  Man  sollt  den  Polizeihüttul  auf  der  Sache 
herauslassen,  den  Leuten  die  Gelegenheit  bieten,  sich  behandeln. zu  lassen, 
ihnen  gute  Heilstätten  [jeben  und  sie  aufklaren.  Nun  nehme  er  z.  B. 
Folgenden  Fall  an:  Ein  Mann  heirate  im  besten  Glauben  an  seine  Heilung 
ein  Mädchen,  er  habe  vom  Arzl  eine  Bescheinigung  erhalten,  daß  er  ge- 
heill  sei  und  heiraten  könne;  wenn  aber  das  erste  Kind  komme,  zeige 
sich,  daß  die  Syphilis  nicht  geheilt  gewesen  sei.  Was  ändere  sich  daran 
durch  die  An/ tigepf lieht?  Das  menschliche  Wissen  sei  Stückwerk.  Weil 
man  darüber  nicht  hinwegkomme,  müsse  mau  zunächst  dafür  sorgen. 
daB  die  Menschen  das  falsche  Schamgefühl  verloren.  Wenn  alle  diese 
Vorbedingungen  erfüllt  seien,  dann  könne  man  zur  Anzeigepflicht  als 
der  Krone  des  Gebäude  greifen. 

Abg.  Frau  Poehlmann  ist  ebenfalls  der  Ansicht,  daß  durch  die 
Forderung  der  Auzeigepflicht  verhindert  werde,  (kB  etwas  geschehe.  Auf 
dem  weniger  extremen  Standpunkt  ticr  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der 
f  it-Hcliltrtitikrritlklii-iteii  wurden  -.ich  alle  einigen  und  die  G  e  setze  svorla  gen 
könnten  gemacht  werden.  Durch  die  extremste  Forderung  der  Anzeige- 
pflicht gehe  aber  jede  lsul/hriuerudc  Lmzdiäligkeil  verloren.  Die  Mcimin«; 
des  einen  Arztes  stehe  derjenigen  des  anderen  gegenüber.  Warum  wolle 
der  Ausschuß  nicht  einen  Vorschlag  annehmen,  dem  alle  zustimmen 
könnten,  anstatt  Monat  um  Monat  vergehen  zu  lassen,  ohne  dali  etwas 
erreicht  werde'  Keiner  von  den  Vielen,  die  für  die  Anzeigepflich;  seien, 
[iahe  gesagt,  wie  es  denn  nun  gemacht  werden  solle,  daß  alle  Kranken 
angezeigt  werden  konnten.  Die  Lrfali rungeu,  die  ir.au  lun-itlillirli  der 
Prostituierten  angeführt  habe,  sprächen  doch  wahrhaftig  dagegen.  Außer- 
dem dürfe  das  Schamgefühl  in  dieser  Beziehung  nicht  gar  zu  sehr  ab- 
gestumpft werden.  Sie  wünsche,  daß  das  sittliche  Verantwortungsgefühl, 
das  Gefühl  der  Pflicht,  diese  Triebe  unter  Umständen  auch  bezwingen 
zu  müssen,  gestärkt  werde,  dali  es  nicht  als  etwas  ganz  Selbstverständliches 
gelte,  wenn  einem  von  einer  jungen  Kollegin  gesagt  werde:  -Bilden  Sie 
sich  nicht  ein,  daß  alle  Kolleginnen,  die  nicht  verheiratet  sind,  ihre  Frei- 
heit in  diesen  Dingen  aufgeben,*  Sie  beklage  das  und  wünsche,  dali  die 
strengeren  Auffassungen  früherer  Zeiten  wieder  mehr  um  sich  greifen. 

Unterstaatssekretär  Gräf  vertritt  die  Ansicht,  mau  müsse  durch  die 
Gesetzgebung  erreichen,  dafl  die  Menschheit,  wenn  sie  gesch I cell ts krank 
sei,  den  Arzt  aufsuche,  mit  anderen  Worten,  das  Verantwortungsgefühl 
müsse  in  dieser  Beziehung  gestärkt  werden.  Wenn  dieser  Unterbau  ge- 
schaffen werde,  komme  man  weiter,  indem  mau  die  Kontrolle  ausübe. 
Trotzdi  m  Millioneil  gegen  Krankheit  versichert  seien,  sui  die  Geschlechts- 
krankheit weiter  verbreitet  worden.  Weil  sie  nicht  geheilt  werde,  müsse 
aber  eine  Kontrolliiislariz  geschaffen  werden,  die  für  die  Ausheilung  sorgt 
und  das  Ganze  überwache.  Diese  Instanz  solle  das  Gesundheitsamt  dar- 
Drcow,  Sexual- Rtfolminn.  29 
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Stetion.  Trotzdem  etwa  -II)  Millionen  Menschen  mit  Frau  und  Kindern  in 
de»  Krankenkassen  evgeii  K  r.i  rikliuit  versichert  seien,  könne  eine  Über- 
wachung " tclit  stattfinden,  weil  außerdem  noch  20  Millionen  Menschen 
vorhanden  seien,  die  keiner  Konirolle  unterworfen  seien.  Deswegen 
wünsche  er  eine  Anzcigcpfliclil.  [langen  seien  nicht  allein  von  ärztlicher, 
sondern  auch  von  anderer  S'ite  die  verschiedensten  liedeiikcn  erhöhen 
worden:  1>  -ei  ein  Schlag  ins.  Wasser,  die  Kranken  wü-dcu  sich  ans 
falscher  Scham  zum  Kurpfuscher  begeben  usw.*  Eine  Ärztin  habe  erklärt, 
man  müsse  mit  dem  Widerstand  der  Arzte  rechnen  und  ein  System  suchen, 
welches  dein  Rechnung  trage.  Deshalb  habe  er  sich  schweren  Herzens 
dazu  entschlossen.  Wenn  die  Ärzte  sauten,  das  Vertrauensverhältnis  werde 
gestört,  wäre  dann  nicht  ein  System  möglich,  daß  der  Kranke  zum  Arzt 
gehe  in  dem  Bewußtsein,  sein  Name  werde  nie  genannt,  der  Arzt  be- 
zeichne den  Kranken  in  seinem  Buche  mit  einer  Nummer  und  gebe  nur 
diese  Nummer  dem  Gesundheitsamt  bekannt?  Hann  könne  der  Arzt  dem 
Kranken  sagen,  er  werde  nie  genannt,  solange  er  sich  behandeln  lasse; 
wenn  er  aber  nicht  mehr  zur  Behandlung  komme,  dann  sei  der  Arzt 
genötigt,  den  Namen  des  Kranken  dem  Gesundheitsamt  zu  nennen.  Er 
habe  diese  Möglichkeit  nach  allen  Richlinden  di:relidaeht  und  nun  diesen 
harmlosen  Antrag  Nr.  6  gestellt,  der  nur  die  Einleitung  sein  solle.  Hier 
würden  die  Namen  nicht  genannt,  aber  die  Kontrolle  sei  genau  dieselbe. 
Die  Köster,  der  DuiThführung  dieses  Antrages  würden  auch  nicht  so 
belangreich  sein,  außerdem  dürfe  man  hier  die  Kosten  nicht  so  in  den 
Vordergrund  stellen.  Die  Not  dränge  zu  einer  Verständigung,  und  deshalb 
bitte  er  um  Annahme  seines  Antrages  Nr.  6. 

Ministerialdirektor  Dr.  Oottstein  betont,  daß  die  Berechnungen, 
die  er  aufgestellt  habe,  sich  auf  das  System  der  allgemeinen  Anzeige- 
pflicht, nicht  auf  iL-jcnigc  dc>  AntNie.es  Mi.  n  bezögen;  denn  hier  würden 
die  Kosten  ganz  erheblich  geringer  sein.  Professur  \eiiler  iiiiire  an,  daß 
von  den  Geschlechtskranken,  die  zur  Kenntnis  der  Ärzte  gelangten,  etwa 
<)U  Prozent,  nicht  ausreichend,  um  die  Wcilcriinslcckung  zu  verhüten,  sieli 
behandeln  ließen.  Diese  Zahlen  seien  vielleicht  etwas  hoch  gegriffen, 
andere  Ärzte  gäben  etwas  geringere  Zahlen  an.  Das  hindere  nicht,  daß 
eine  vollständige  Ausheilung  der  nnstcckungslähigen  Kruukeu  in  dein 
Maße,  wie  es  im  Intcrc^c  der  Verhütung  dei  Krank- he ir  dringend  erforder- 
lich wäre,  nötig  sei.  Der  Antrag  Nr.  o  beschränke  sich  auf  das  Erreichbare. 
Wenn  mau  sich  unter  Verzicht  auf  die  all  gemeine  An/eigepflichi  auf  das 
schon  heute  Erreichbare  beschränken  und  nur  die  eine  Gruppe  der  Er- 
krankten ms  Auge  lassen  wollte,  so  lasse  sich  Weilvolks  erreichen,  näm- 
lich die  Verhütung  der  WVilerverbrciliuig  der  Krankheit,  soweit  sie  die 
Geffdirduug  der  l'amilic,  der  Kinder  und  der  Ehefrau,  bedeute.  Damit 
wäre  schon  Erhebliches  gewonnen.  Dieses  Ziel  wäre  aber  mit  verhältnis- 
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mäßig  einfachen  Mitteln  und  verhältnismäßig  sicher  zu  erreichen.  Er 
glaube  nicht,  daß  es  sieh  wesentlich  von  Jen  Vorschlagen  der  deutschen 
Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  unterscheide. 
F.r  selbst  verführ  a i ii.li  iibci  Li~fatnimi;et]  auf  diesem  Gebiete,  weil  er  die 
erste  kommunale  Fürsorgestelle  zur  Bekämpfung  der  Gesell  lec  Ii  tsk  rank 
heilen  errichtet  habe;  55  Prozent  der  dort  beobachteten  Kranken  hätten  sich 
freiwillig  eingefunden,  also  die  Scham,  sich  zu  melden,  sei  doch  wohl 
nicht  su  groß.  Die  gleichen  Beobachtungen  seien  in  München  gemacht 
worden.  Der  Antrag  Nr.  6  werde  sich  in  der  Praxis  verhältnismäßig 
leichter  durchsetzen. 

Abg.  Dr.  Weyl  bedauert,  daß  man  in  der  ganzen  bisherigen  Aus- 
spracht' eigentlich  nur  zu  dem  Ergebnis  gekommen  sei,  daß  zur  Be- 
kämpfung der  furchtbaren  Geschlechtskrankheiten,  die  im  Laufe  der  Zeit 
immer  größere  Verheerungen  anrichten  würden,  eigentlich  nichts  ge- 
seiii'hi-ii  könne.  Dali  man  die  Uemlkerutte  aufklaren,  für  die  Slärknng 
des  sittlichen  Verantwortlich k-ilsgeTühls  sorgen  müsse,  darüber  seien  sich 
alle  einig.  Zur  Verhütung  der  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten 
sei  bisher  nichts  erreicht  worden,  die  Dinge  seien  noch  viel  schlimmer 
geworden  als  bisher,  Auch  die  Staatsverwaltung  habe  bisher  nichts  getan, 
um  das  Umsichgreifen  der  Krankheiten  zu  verhüten.  Daher  müsse  man 
nach  neuen  Wegen  suchen.  Das  Gute  solle  selbstverständlich  erhalten 
bleiben.  Man  dürfe  sich  nicht  damit  begnügen,  daß  der  Reichstag  vor 
fünf  oder  sechs  Jahren  lange  über  diese  Frage  nachgedacht  habe  und  zu 
dem  Ergebnis  gekommen  sei,  von  einer  Anzeigepflicht  abzusehen.  Die 
letzten  Jahre  hätten  doch  manches  gelehrt,  was  man  sich  früher  kaum 
vorgestellt  habe.  Insbesondere  bedauere  er  den  Widerstand  der  Ärzte 
draußen.  Wenn  etwas  dazu  beitrage,  das  Ansehen  des  Ärztestandes  herab- 
zusetzen, so  sei  es  der  Widerstand,  der  immer  wieder  in  Wort  und 
Schrift  gegen  solche  Vorschläge  laut  werde.  Mit  den  Anträgen  erreiche 
man  gar  nichts,  wenn  man  nicht  die  Anzeigepflicht  habe.  Die  finanzielle 
Regelung  sei  Sache  der  Finanzverwal  hing.  Mit  den  Rcgtstratoren,  den 
Bürokraten  alten  Stils  bringe  man  eine  solche  Organisation  natürlich  nicht 
zustande,  denn  diese  seien  nicht  darauf  eingearbeitet.  Man  solle  dazu 
Leute  nehmen,  die  praktisch  in  der  Kran  kenkasseube  weg  ung  ständen.  Die 
Ansicht,  daß  in  Schweden  und  Österreich  eine  Altzeigepflicht  nicht  be- 
stehe, sei  unrichtig.  In  der  Praxis  biete  sich  keine  Möglichkeit,  den 
tichandlitiiirszwang  ohne  die  An/eigcn-flichl  durchzuführen.  Mit  der  An- 
«-igepflicht  besiehe  doch  mindestens  die  Möglichkeit,  mehr  Menschen  /.Ii 
erfassen  als  ließen wü rtifr  und  diese  Unglücklichen  sn  lange  nute:-  AuFsiehl 
zu  halten,  bis  sie  zur  Heilung  kämen.  Nun  setze  man  immer  noch  Menschen 
voraus,  die  es  als  Unbequemlichkeit  empfänden,  zum  Arzt  zu  gehen.  Im 
allgemeinen  müsse  mau  doch  annehmen,  dali  die  Menschen  ein  Interesse 
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daran  hätten,  ihre  Krankheit  los  zu  werden.  Wenn  der  Kranke  wisse,  daß 
er  hier  schnell,  gründlich  und  unentgeltlich  von  seiner  Krankheil  befreit 
werden  könne,  dann  werde  er  auch  diese  Anzeigepflicht  nicht  scheuen. 
Die  Fälle  von  toll  gewordenen  Männern  und  Frauen,  die  geflissentlich 
ihre  Krankheit  weiter  übertrügen,  träfen  hier  nicht  zu.  Wenn  heute  eine 
Professur  für  Geschlechtskrankheiten  in  Greifswald  gegründet  werde,  so 
könne  man  doch  nicht  so  lange  warten,  bis  die  Studierenden  praktische 
Ärzle  würden. 


: inzuführen,  das  die 
nölig,  durch  Nach- 
n  ihm  zu  Führenden 


Der  Antrag  wird  mit  14  gegen  10  Stimr 


1 .  Abstimmung  über  die  Zusatzan träge  Nr.  4,  5  und  6. 

Zu  Punkt  I  der  Tagesordnung  wird  zunächst  über  den  Zusatzantrag 
Nr.  4  (Dr.  Wey!)  -  vgl.  die  20.  Sitzung  ■  abstimmt.  Der  Antivis; 
wird  mit  13  gegen  1 1  Stimmen  abgelehnt.  Sodann  folgt  die  Abstimmung 
über  den  inzwischen  neu  eingegangenen  /usntzantrag  Nr.  Q  i[)r.  Ueycr 
(Westpreulieii))  als  Frgänzungsantr.ig  /um  Ziis.il/-intrag  Nr.  (j: 

Die  Anträge  Nr.  2  und  5  fallen  fort. 

Mit  dieser  Beschlußfassung  waren  die  Seite  184  abgedruckten  Richt- 
linien aufgenommen,  die  zum  grollten  Teil  in  meinem  Gesetzentwurf 
(Seite  187)  enthalten  sind.  Man  ersieht  aus  den  Kämpfen  der  »Demo- 
kraten' Struve  und  Sclilollinaun,  die  als  Af/te  die  deuiokratisclisle  hirde- 
rung,  die  es  gibt,  bekämpften,  dali  die  Regie  ßtaschko  wirkte. 

Über  diese  Richtlinien  des  10.  Ausschusses  wurde  nun  im  Plenum  am 
25.  Februar  19211  ahgcsiinintf.  Sofort  erhoben  sich  die  «Demokraten« 
Struve  und  Sclilnlliuann,  um  die  dcinokialiseliMe  Forderung,  die  es  gibt, 
die  der  allgemeinen,  gleichen,  diskreten  Anzeige-  und  Behandlungspflicht 
zu  Kill  zu  bringen.  Iiieide  ■  Demokraten  wurden  spater  nicht  wieder- 
gewählt.] Da  der  Berichterstatter  Dr.  Struve  aber  erklärte:  »Ich  muß, 
[inu-lideni  diese  Richtlinien  vori  der  Lindcsvcrsanimlung  beschlossen  sind] 
die  Bitte  aussprechen,  dali  die  Organe  des  Reichs  in  unserem  Sinne  ar- 
beiten« so  wird  man,  nachdem  auch  Nr.  4  angenommen,  auch  heute 
diese  bitten  müssen,  dali  sie  im  Sinne  der  diskreten  Anzeigepf lieht  (Nr.  4) 
arbeiten. 
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B.  Beratung  des  Antrages  des  10.  Ausschusses  (Bev6lkerungspoliiik) 
über  die  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  und  Regetang  des 
Dirnenwesens.  -  Drucksachen  Nr.  1823,  1927,  1938.  (Dieser  Antrag 
ist  S.  184  dieses  Baches  abgedruckt). 

Zu  dem  Aussch  Uliantrag  gehören  der  Antrag  der  Abgeordneten  Adolph 
Hoffmann  und  Genossen  auf  Drucksache  Nr.  1Q27  und  der  Antrag  der 
Absjeiirdiieteii  Hr.  ßmiiir-ch  und  (kuusr-en  auf  Drucksache  Nr.  1°38. 
Wortlaut  der  Anträge: 

Nr.  1927;  dem  Antrage  Drucksache  Nr.  1823  (diese  ist  abgedruckt 
S.  184)  zu  4  folgende  Fassung  zu  gehen:  4.  Anzeigepf  licht:  Es  ist  eine 
allgemeine  gleiche  Anzeigepflicht  an  ein  zum  strengsten  Stillschweigen 
verpflichtetes  Gesundheitsamt  einzuführen.  Nr.  1938:  das  Wohlfahrts- 
ministcrium  zu  erruclicn.  schleunigst  mit  den  zuständigen  Staats-,  Kirchen- 
und  Schuibehörden  sowie  den  betreffenden  freien  Verbänden  und  Vereinen 
in  Verbindung  zu  Ircleti,  tun  über  geeignete  MaÜrialiir.en  et h ind i  -  päda- 
gogischer Art  zwecks  Bekämpfung  der  Prostitution,  sowie  zwecks  Hebung 
des  Anstandes  und  der  guten  Sitte  in  unserem  Volke  zu  beraten  und 
dahingehende   gesetzgeberische  Vorlagen    der    Landesversammiung  zu 


Dr.  Struve,  Berichterstatter  (D.  Dem.):  Der  Ausschuß  für  Bevölkerungs- 
politik legt  Ihnen  den  Antrag  Nr.  1823  vor,  zur  Bekämpfung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten und  zur  Regelung  des  Prostil  utionswesens.  Als  Be- 
richterstatter dieses  Ausschusses  bitte  ich  um  eine  möglichst  einmütige 
An  nah  nie.  Auitra»;j:riiwli  wulle»  Sie  mir  eine  kurie  Ikgriniiltini:  gestalten. 

Der  Antrag  berücksichtigt  alle  Vorarbeiten  der  deutschen  Volksvertretung 
in  den  Jahren  1916  bis  1918.  Auch  der  letzte  Bericht  des  verflossenen 
Reichstages  vom  12.  Juli  1918  lag  uns  bei  der  Beratung  vor.    Ich  muß, 


pflicht  eingeführt  werdvn  inii-se.  ttine  selbstverständliche  Voraussetzung 
sei  dabei  die  Schaffung  eines  Gesundheitsamtes,  an  das  die  Anzeigen  er- 
folgen und  das  zum  strengsten  Stillschweigen  verpflichtet  sei.  Wenn  die 
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Kranken  positiv  wüßten,  daß  ihr  Name  nie  genannt  würde,  solange  sie 
sich  ordentlich  behandeln  ließen,  würde  niemand  sich  durch  das  Bestehen 
einer  Anzeigepilicht  von  einci  r!ctiandliin<>.  abhalten  lassen.  Die  Scham 
der  Patienten  Sei  doch  schon  überwunden,  wenn  die  Kranken  Sich  über- 
haupt zum  Arzt  begaben  und  sich  behandeln  ließen.  Gerade  durch  die 
A  u  ze  ige  pf  licht  käme  man  in  die  Lage,  diejenigen,  die  nachträglich  infi- 
zieren, zu  fassen  und  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Nur  durch  die  An- 
zeigepflicht käme  man  /u  einer  brauchbaren  Statistik  über  die  Geschlechts- 
krankheiten. Das  gute  bei  der  Anzeigepflicht  sei,  daß,  wenn  Kranke  aus 
der  Behandlung  des  Arztes  fortblieben,  oder  auch,  wenn  sie  vom  Arzt 
entlassen  seien,  sich  das  Gesundheitsamt  den  Patienten  noch  einmal  zur 
Untersuchung  bestellen  kann,  um  festzustellen,  ob  der  Kranke  endgültig 
geheilt  sei  "der  nicht.  Wenn  man  auch  zugeben  könne,  daß  viele  Menschen 
in  ihren  Empfindungen  durch  die  Anzeigepflicht  verletzt  würden,  so 
könnt  man  doch'  nicht  alles  beim  alten  iassen  und  eine  so  wichtige  An- 
gelegenheit nicht  in  da-.  Uelleben  de-  Kiintehicu  stellen.  Mau  habe  den 
Anzeigezwang  ja  doch  schon  indirekt  bei  00  Prozent  der  Bevölkerung  in  Ge- 
stalt der  Krankenkassenmitglieder.  Aber  alle  Überwachung  dieser  Kranken 
sei  nutzlos,  solange  eben  ein  Rest  nachbliebe,  der  gar  keiner  Kontrolle 
unterworfen  werde.  Wenn  man  nun  bedenke,  was  hier  für  das  Volks- 
ganze auf  dem  Spiele  stehe,  dann  könne  man  die  Empfindungen  einer 
kleinen  Oruppe  nicht  schützen,  solidem  man  müsse  Maßnahmen  treffen, 
die  geeignet  seien,  dem  Ganzen  zu  helfen.  Trotz  aller  Maßnahmen,  aller 
Beleh Hingen,  aller  Arbeiten  auch  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Bekämpfung 
der  Geschlechts  krank  heilen  würden  der  Geschlechtskrankheiten  immer  mehr, 
hier  helfe  nur  ein  energisches  Durchgreifen,  und  das  sei  die  Anzeigepflicht. 

Gegen  die  Anzeigepflicht  wurde  ausgeführt,  sie  sei  nicht  nur  ein  Schlag 
ins  Wasser,  sondern  eine  schwere  ( icfälu  d'.iue;  der  oiiendicheu  ( ieSLIItdhcil, 
(sehr  richtig!  bei  der  Deutschen  Demokratischen  Parteil  weil  sie  die  Erst- 
erkrankten von  der  sofortigen  Aufsuchung  des  Arztes  abhalte  oder  ab- 
halten könne.  Solanije  das  natürliche  bliupimdcn  des  Menschen  bei  erst- 
maliger Geschlechtskrankheit  brennende  Scham  sei,  eine  Scham,  die  leider 
sowieso  schon  das  i eclH/eili.e.e  Aufsuchen  einei  sacli  verständigen  llcil- 
person  verhindere,  solle  man  alles  vermeiden,  um  hier  kostbarste  Zeit  zu 
verlieren;  (sehr  richtig!  bei  der  Deutschen  Demokratischen  Partei)  denn 
mir  durch  eine  lrüh/eilii;c,  sachverständige,  energische  ittluiulkinj;  kann 
die  Zunahme  der  Geschlechtskrankheiten  verhindert  werden,  durch  nichts 
anderes.  (Sehr  gut!  bei  der  Deutschen  Demokratischen  Partei)  Gemeldet 
kann  nur  der  werden,  der  sowieso  behandelt  wird.  Durch  die  Einführung 
einer  Anzciircpilicht  wird  weder  ein  Erkrankter  mehr,  noch  ein  Erkrankter 
frühzeitiger  behandelt.  Die  Nachlassigen,  die  Leichtsinnigen,  die  keinen 
Arzt  aufsuchen,  können  auch  nicht  gemeldet  werden.  Diese  Personen 
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mehr  als  früher  zu  erfassen,  müsse  man  bemüht  sein.  Auch  werden  die 
Kranken  durch  die  Anzeigepflichl  weder  schneller  geheilt  noch  länger 
behandelt. 

Wassoll  das  Gesundheitsamt  mit  den  Anzeigen  machen?  Andere  Kranke 
werden  isoliert,  in  Krankenhäusern  "der  sonstwie;  bei  Geschlechtskranken 
ist  dies  unmöglich.  Vorschriften  über  dies  persönliche  Verhalten  des 
Kranken  kann  der  behandelnde  Arzt  hesser  neben  als  eine  Behörde.  Ge- 
wissenlose werden  sieh  um  die  behördliche  MiiIiuuuli  cIh-hm iwcnig  küm- 
mern wie  um  die  des  Arztes.  Ein  gesetzlicher  Zwang  zu  jahrelanger  Be- 
handlung, wie  sie  die  Syphilid  zuweilen  erfordere,  könne  nicht  icslselcal 
werden,  ebensowenig  sei  eine  jahrelange  Behandlung  von  einer  Behörde 
sachgemäß  zu  kontrolliere».  Gegen  Irreführungen  der  Arzte  und  der 
Behörden  durch  falsche  Namen  könne  man  sieh  nicht  sichern  und  eben- 
sowenig dagegen,  daf!  ein  Erkrankter,  der  alle  Vorschriften  genau  erfülle, 
alle  Meldungen  sorgsam  und  fo!i(s;im  einsende,  doch  in  der  Zwischenzeit 
gesell lechl lieh  verkehre,  mehr  als  ein  anderer,  der  im  Erstatten  der  Mel- 
dungen nachlässiger  sei.  Eine  Verhütung  des  Geschlechtsverkehrs  Ge- 
schlechtskranker werde  daher  durch  die  An/eiiicpfhcli;  nicht  erreicht,  ihre 

Das  sind  die  Punkte,  bei  denen  im  Ausschuß  noch  Differenzen  zutage 
getreten  sind:  sonst  hat  der  Ausschult  die-e  Bestimmungen  einstimmig 
getroffen.  Ich  möchte  Sie  auch  um  eine  einmütige  Annahme  bitten,  damit 
unsere  Staatsregierwi;:  mit  möglichster  Autorin  hei  der  Relchsregicnlni; 
für  eine  beschleunigte  I  jlei! iyiing  einl-eieii  kann.  Wenn  irgendwo,  so 
ist  hierbei  Eile  u  otwe  ml  i.n .  denn  die  (ie-elileelil?,iiraii  kl  leiten  wach-ei-, 
Woche  um  Woche,  bei  Mann  und  Frau,  in  der  Stadt  und  leider  auch 
auf  dem  Lande.  (Bravo!) 

Abg.  Dr.  Schlolimann  (D.  Dem.):  Ich  beantrage  im  Namen  meiner 
politischen  Freunde,  über  den  Absatz  4  gesondert  abzustimmen. 

Ich  eröffne  die  gemeinsame  Besprechung  über  den  Ausschußantrag 
und  die  Antrage  Nr.  1927  und  1938.  Das  Wort  hat  der  Abgeordnete 
Graf  (Frankfurt). 

Abg.  Gräf  (Frankfurt;  Soz.-DemJ:  Meine  Damen  und  Herren,  der 
Herr  Berichterstatter  hat  schon  darauf  hingewiesen,  welche  wichtige  Frage 
die  Preußische  Landes  Versammlung  hier  zu  erledigen  hat,  wenn  sie  dem 
Reich  Anregungen  dieser  Art  gibt,  recht  bald  durch  Reichsgesetz  diese 
wichtigt  Frage  zu  lösen.  D.iti  die  Frage  bald  gelöst  werden  muß,  davon 
können  sich  alle  die  überzeugen,  die  einen  Einblick  in  die  große  Gefahr 
haben,  die  die  (icsclücclilski:tnklicücn  für  tin^er  deutsches  Vuik.  für  unsere 
Volksgesundheit  bilden.  Wenn  wir  heute  einen  Rückblick  werfen  auf  das, 
was  alles  bis  jetzt  geschehen  ist,  und  trotzdem  eine  solche  Ausbreitung 
der  Krankheiten  zu  beklagen  ist,  so  müssen  wir  sagen,  daß  in  alten  Krank- 
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heilen  —  du  stimme  Fl  Ii  mit  dem  I  It-rr  ri  licrichtcrshttcr  ühernii  -  manch- 
mal viel  leichler  zu  arbeiten  ist,  daß  der  Kranke  selbst  williger  den  An- 
ordnungen des  Ar/ws  sich  fiitn,  ,ils  gerade  hei  den  Geschlechtskrankheiten, 
bei  denen  oft  Unkenntnis,  Prüderie,  Dummheit  usw.  sehr  ungünstig  aul 
das  Heilverfahren  einwirken  können. 

Aber  auch  unsere  Gesetzgebung  bat  früher  vieles  versäumt,  wenn  ich 
daran  erinnere,  wie  auch  der  Gesetzgeber  in  diesen  Fragen  zurückhaltend 
war,  wie  er  z.  Ii.  bei  der  Krankenversicherung  in  den  ersten  Jahrzehnten 
den  Krankenkassen  in  Aussieht  stellte,  die  ( jcschlcclltskrankcn  als  Patienten 
zweiten  Grades  zu  betrachten,  indem  er  sagte:  bei  Geschlechtskrankheiten 
kann  die  kraiikemmtc:?;  iit'ung  verweigert  werden.  Heinahe  90  Prozent 
aller  Krankenkassen  haben  in  den  ersten  Jahrzehnten  davon  Gebrauch 
gemacht.  Dadurch  ist  herbeigeführt  worden,  daS  man  Geschlechtskranke 
"Inn  Jegliche  l  hilej-liit/iliig  gcln«scu  hji t  und  die  llckjimpuiiig  der  Krank- 
heit nicht  so  gefördert  ist,  wie  es  sein  sollte.  (Sehr  wahr!  bei  der  Sozial- 
demokratischen Partei)  Eine  Änderung  trat  erst  dann  ein,  als  die  organi- 
sierte Arbeiterschaft  sich  mehr  um  die  Krankenversicherung  kümmerte  und 
den  wenigen  Einfluß,  den  sie  sonst  auf  die  Gesetzgebung  hatte,  benutzte. 


Die  Wissenschaft  hat  sich  ebenfalls  mehr  und  mehr  mit  dieser  Frage 
beschäftigt,  um  diese  lecki-chc  Krankheit,  vm  der  mnn  sagen  kann,  dali 
viele  Patienten  gar  niclit  wissen,  ob  sie  noch  krank  sind,  zu  bekämpfen. 
Die  Ansteckung  ist  Sehr  leicht,  die  Heilung  sehr  seil  wer,  und  die  Patienten 
sind  gerade  in  einem  Stadium  nicht  mehr  zum  Arzt  zu  bringen,  in  dem 
vielleicht  die  weitere  ärztliche  Behandlung  noch  recht  notwendig  wäre. 
Manchmal  sind  diese  Kranken  nur  scheinbar  geheilt,  auch  der  Am  spricht 
die  Heilung  mit  gutem  Glauben  aus,  während  unter  Umständen  nach  10 
und  20  Jahren  sich  die  Sache  rächt  und  alle  schwere  Gehirnkrankheiten 
auftreten  können.  Diese  Krankheiten  sind  tückischer  Art  und  dürfen  nicht 
mit  anderen  Krankheiten  verwechselt  werden,  Ixm"  denen  der  Patient  viel 
leichter  zum  Arzt  zu  bringen  ist. 

Die  Ausbreitung  des  Leidens  ist  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege 
nicht  besonders  schlimm  geworden,  es  war  ein  gewisser  Stillstand  ein- 
getreten, so  da«  man  sagen  konnte,  die  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten  habe  erreicht,  da  II  wenigstens  die  Krank  bei  tsziffern 
nicht  so  stark  gestiegen  sind.  Der  Krieg  hat  natursiemali  eine  Verschlim- 
merung gebracht.    Millionen  junger  Männer  waren  von  ihren  Frauen  ge- 
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trennt  und  sind  in  Feindestand  zum  Opfer  von  Geschlechtskrankheiten 
geworden,  ohne  dal!  sie  direkt,  wie  man  sagen  kann,  schuldig  zu  sprechen 
waren.  Sie  sind  geschlechtskrank  geworden,  haben  auf  Urlaub  und  nach 
ihrer  Entlassung  ihre  Frauen,  junge  Männer  haben  Mädchen  angesteckt, 
hei  denen  nmn  früher  niemals  eine  Geschlechtskrankheit  vermuten  konnte, i 
SO  daii  man  sagen  kann,  die  Geschlechtskrankheiten  sind  jetzt  in  Deutsch- 
land in  Stadt  und  Land  so  verbreitet,  daß  man  manchmal  sich  an  den 
Kopf  greifen  muß,  wie  das  nur  möglich  werden  konnte.  Wir  haben  in 
manchem  Dorfe  sehr  viel  Krankheitsfälle,  in  denen  früher  Geschlechts- 
krankheiten niemals  '.Mrgcktimmcu  '-varen.  ['s  isl  ein  Hericht  aus  dem 
besetzten  Rheinland  eingegangen,  in  dem  es  heiüt,  daß  in  Ärztekreisen 
zuverlässige  Nachrichten  verbreitet  waren,  daß  die  Zunahme  der  Ge- 
schlechtskrankheiten als  geradezu  erschreckend  zu  bezeichnen  wären,  und 
es  heißt  dann  wörtlich: 

Die  Verseuchung  der  deutschen  Bevölkerung  mit  Geschlechtskrank- 
heiten hat  fürchterlich  zugenommen.  Da  in  der  letzten  Zeit  vielfach 
behauptet  wurde,  dal!  auch  viele  12-  bis  16jährige  Mädchen  bereits 
angesteckt  sind,  wurden  von  einigen  Ärzten  in  größeren  Städten 
Stichproben  gemacht.   Die  Resultate  zweier  solcher  Untersuchungen 
liegen  mir  vor.  Danach  wurden  in  einem  Fall  unter  18  zwölf-  bis 
sechzehnjährigen  Mädchen   V  geschlecht-krankc  Kinder  festgestellt. 
Was  ist  daraus  zu  ersehen?  Daß  in  den  besetzten  Gebieten  durch  die 
französischen  llcsat-ungstruppeu.  Schwarzen  usw.,  die  Gefahr  der  An- 
steckung viel  gmliei  isl.  dal!  die  HcsalzimgshdnVdeTi  den  Kampf  dagegen 
nicht  so  aufgenommen  haben,  wie  es  sein  mußte,  und  daß  die  Krank- 
fieiten  einen  viel  größeren  Umfang  haben,  als  man  bereits  angenommen 
hatte.   Der  Berichterstatter  hat  mit  Recht  darauf  hingewieseil,  daß  die 
gesamte  Ärzteschaft  in  den  Kampf  gegen  die  ( ie-dilcduskraukheiteii  ein- 
treten muh  und  dar!  es  falsch  isl,  sieh  in  diesem  Falle  nur  auf  die  Fach- 
ärzte, oder  wie  man  früher  sagte,  Spezialärzte,  zu  beschränken.  Ich  möchte 
aber  nid1.!  versa  innen,  darauf  hinzuweisen,  daii  die  Ärzte  nicht  genügend 
ausgebildet  sind.    Wenn  man  aber  besser  ausgebildete  Ärzte  haben  will, 
muß  man  an  die  Universitätsreform  herangehen.  Der  Berichterstatter  ist 
mit  mir  einer  Meinung,  daß  die  Universitäten  in  dieser  Frage  der  Be- 
kämpfung Jder  Geschlechtskrankheiten  in  Zukunft  mehr  leisten  müssen 
als  bisher.    Es  müssen  alle  Ärzte  auf  diesem  wichtigen  Gebiete  ausgebildet 
werden,  und  man  darf  nicht  mehr  auf  den  Universitäten  dem  jungen 
Studenten  salben  :  du  kuuns:  ja  Speviaklr/l  '.Verden  :  wenn  du  es  nicht  machen 
willst,  bis-  du  als  alJgciiicincr  Ar/t  gut  genug,  denn  dann  können  wir  das 
Programm  nicht  dem  Reiche  vi  ir-dilaL.cu.  dal!  alle  Ar/Ie  hieran  leilueluueu 
müssen.  Es  genügt  nicht,  dal!  sie  Kenntnis  haben,  was  Salvarsan  zu  be- 
deuten hat  und  daß  sie  darüber  streiten,  ob  diese  oder  jene  Heilmethode 
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oder  Medizin  die  beste  sei,  sondern  die  Hauptsache  ist,  daß  alle  Ärzte 
wirklich  ausgebildet  sind  in  der  Frage  der  Bekämpfung  der.  Geschlechts- 
krankheiten. Deshalb  ist  es  von  groller  Wichtigkeit,  auf  die  Universitäten 
hinzuweisen,  wie  einseitig  sie  noch  sind.  Ich  habe  bei  einer  ähnlichen 
Gelegenheit  den  Kultusminister  gefragt,  ob  er  bei  der  Universitätsreform 
freie  Bahn  dem  Tüchtigen  gehen  will. 

Wenn  wir  uns  im  Ausschuß  einstimmig  auf  den  Beschluß  geeinigt  haben, 
daß  nicht  der  Facharzt  allein  den  Kampf  yegcu  die  Gcschlcchlskrarikhcileti 
aufnehmen  ilari.  somit™  J:ili  ;ille  Ärzte  es  tun  müssen,  yami  uiiisseii  wir 
beim  Studium  anfangen  und  müssen  die  Ärzte  in  die  Welt  schicken,  die 
nicht  bloß  den  guten  Willen  haben,  sondern  auch  fällig  sind,  diese 
tückische  Krankheit  zu  erkennen  und  zu  heilen.  (Sehr  richtig!  bei  der 
Sozialdemokratischen  Parteil  Es  ist  nicht  so  einfach,  Geschlechtskrank- 
heiten zu  erkennen,  sondern  es  gehört  mehr  dazu,  als  mancher  glaubt, 
und  wir  können  den  Ärzten,  die  die  Geschlechtskrankheit  nicht  erkennen, 
nicht  nliiio  weiten-:,  vorwtrfcii.  dall  ii<:  hier  einen  fehler  i;ciuachl  haben, 
wenn  ihre  Ausbildung  in  der  wichtigsten  7eil  eersäumt  worden  ist.  (Sehr 
richtig!  bei  der  Sozialdemokratischen  Parle:)  I  brühe]-  herrscht,  glaube  ich, 

[  Ibereinstimiming. 

Den  Ärzten  wird  ein  weiterer  Vorwurf  gemacht,  und  zwar  von  Ärzten 
selbst.  Ich  habe  hier  ein  Zitat  von  dein  berühmten  Arzt  v.  Bunge,  der 
den  Ärzten  folgenden  Vorwurf  macht: 

Wenn  bisher  zur  Vcrhiiliuie;  der  Geschlechtskrankheiten  noch  so  gut 
wie  gar  nichts  getan  wurde,  so  erklärt  sieh  dieses  daraus,  daß  das 
Volk  sieh  auf  die  Regierung  verlaßt,  die  Regierung  die  Ärzte  fragt 
und  die  Ärzte  kein  rechtes  Interesse  an  der  Ausrottung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten haben.   Die  Ärzte  sind  Menschen  wie  andere 
Menschen.    Sic  sind  nicht  schlechter,  aber  auch  nicht  besser.  Ich 
will  nicht  behaupten,  dali  die  Är/Ie  das  Fortwülen  der  Geschlechts- 
krankheiten wünschen,  das  wäre  teuflisch.  Aber  die  Mehrzahl  der 
Ärzte  will  nicht  ihre  Zeit  und  Kraft  opfern,  um  das  eigene  Geschäft 
zu  schädigen!  So  schleicht  die  Syphilis  unsichtbar  einher,  wie  eine 
iriftijjc  Schlangt'  mordend  und  zcrslörciid  unter  dein  Schul/  der  Ärzte. 
(Hört,  hört!)  Das  sagt  v.  Bunge,  der  berühmte  Gelehrte  in  Basel.  (Zuruf) 
—  Ich  kann  nicht  entscheiden,  ob  das  richtig  ist.  Sie  als  Arzt  kennen 
Ihre  Kollegen  ja  besser  als  ich  und  wissen,  ob  Ärzte  vorhanden  sind,  die 
diesem  Kampf  so  neutral  gegenüberstehen,  dali  sie  ihr  Geschäft  vorziehen 
und  die  Menschheit  zugrunde  jrelicu  lassen.  Was  ich  vorgelesen  habe, 
ist  das  Schlimmste,  was  ich  je  über  Ärzte  gehört  habe.  Bunge  ist  doch 
nicht  der  erste  beste  Arzt,  und  deshalb  habe  ich  seinen  Ausspruch  zitiert, 
dal!  wir  alle  Ärzte  zum  Kampf  gegen  die  i  jeschterhtsliiaiikheilcn  aufrufen 
müssen,  daß  sie  sich  dieser  wichtigen  Frage  widmen  und  sieh  nicht  in 
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dem  nutzlosen  Kampf  zerf  leise  he  n,  ob  Salvarsau  oder  andere  Heilmittel 
besser  sind. 

In  der  Bekämpfung  der  <_k-M:hleclitsk  ran '-heilen  sind  wir  auf  dem  allen 
Wege  niclit  weiter  gekommen;  wir  müssen  dalier  einen  neuen  Wen  gehen. 
Üb  er  *i  der  Form  genau  richtig  ist,  ist  eine  Frage,  die  die  Praxis  er- 
weisen muß.  Jedenfalls  sind  wir  so  weil,  daß  unter  Loslösung  von  der 
Kriminalpolizei  dieser  Teil  des  Gesundheitswesens  in  ein  der  Fürsorge 
dienendes  Amt  umzuwandeln  sei,  worin  Fürsorgerinnen  gemeinschaftlich 
mit  Ärzten  auf  dem  Gebiete  der  Bekämpfung  der  gewerbsmäßigen  Un- 
zucht an  der  liekäillpiurig  der  Oesclilcdu^kninkhciteu  zusammenarbeiten 
kö-uicn.  Für  die  l  jcsclilechtskrankheileii  besieht  dann  BciliiiidUuiyspi' ielu, 
wie  das  in  dem  Ausschuß  des  Reichstags  für  ISevölkerungspolitik  fest- 
gelegt wurde.  Das  sind  Wege,  die  das  Reich  geht,  und  da  der  Ausschuß 
das  bereits  erledigt  hat,  so  glaube  ich  auch,  daß  der  Reichstag  selbst  ein- 
mütig die  Behamlluii.^ptliclil  aussprechen  wird. 

Der  Berichterstatter  sagt  nun,  daß  in  diesem  Punkt  4  die  Meinungen 
sehr  verschieden  wären.  In  Punkt  4  haben  wir  uns  zur  Anzeigepflicht 
bekannt  und  erklärt,  daß  wir  für  die  üesekl  cell  tskran;.;  heilen  wie  für  alle 
ansteckenden  Krankheiten  die  Anzeigepflicht  haben  müßten.  Ich  habe 
dazu,  ohne  ;mi  fii-zcltieisen  näher  eingehen  zu  Wullen,  heule  einen  Brief 
von  einem  hervorragenden  Kliniker  der  Frankfurter  Universitätsklinik 
bekommen,  der  sich  folgendermaßen  ausspricht: 

Wie  ich  höre,  soll  die  Auzcivicpfliclii  hei  ( k-M-lileclitskrankhciicii 
Gesetz  werden.  Ich  erlaube  mir  ganz  ergebenst  aufmerksam  zu 
machen,  daß  diese  Maßnahme  zum  Schaden  des  Volkes  ausschlagen 
würde,  da  eine  Abwanderung  der  Patienten  von  den  Ärzten  zu  den 
Kurpfuschern  die  Folge  wäre,  welch  letztere  durch  mangelnde  Sach- 
kenntnis viek-  Ni'iiinfeUiruk-ii  verschulden  wurden.  Wi-iiii  man  auch 
die  Kurpfuscher  anzeigepflichtig  machen  wollte,  so  wäre  das  ein 
Sehlag  ins  Wasser,  da  der  Kurpfuscher  nicht  approbiert  is:  und  sich 
darauf  berufen  kann,  daß  er  die  Diagnose  niciit  stellen  kann.  Jeden- 
falls würde  ein  grotter  Teil  der  Diagnose  ■  l.ucs-  ■  verschoben«,  da 
meiner  festen  Übertun  mit:  llaell  diese  Diacjii  *e  hei  der  Auzei.ee- 
pf licht  in  vielen  Fällen  verschwinden  wurde.  Falls  Sie  sich,  hoch- 
geehrter Herr  Unterslaatssekrctär,  von  der  Richtigkeit  dieser  kurzen 
Ausführungen  überzeugen,  würde  ich  bitten,  Ihren  ganzen  Fiiiflult 
gellend  zi;  machen,  das  Gesetz  der  Anzeigepflicht  der  Oesclllcchl.- 
kraukheiten  möglichst  zu  verhindern 
Ich  gebe  Kenntnis  davon,  dal!  der  mir  f-ehr  ytit  bekannte  hervorragende 
Kliniker  auf  dem  Standpunkt  des  Herrn  Berichterstatters  Dr.  Struve  steht, 
daß  eine  Anzeigepflicht  mit  voller  Namensnennung  zu  einer  Abwan- 
derung der  Patienten  vom  behandelnden  Arzt  zum  Kurpfuscher  fuhren 
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würde.  Persönlich  habe  ich  schon  im  Ausschuß  erklärt,  daß  ich  diese 
Befürchtung  nicht  teilen  kann.  Erstens  ist  heute  schon  die  Anzeigepflicht 
vorhanden,  und  zwar  bei  mehr  als  18  Millionen  kranken  versicherten  Mit- 
gliedern. Diese  18  Millionen  müssen  es  sich,  wenn  sie  zum  Arzt  geben, 
gefallen  lassen,  daß  der  Arzt  der  Krankenkasse  mitteilt:  der  Patient  toundso 
leidet  an  Tuberkulose  oder  Nierenerkrankung  oder  Syphilis  usw.  (Zuruf 
rechts:  Dann  gehen  sie  nicht  zum  Kassenarzt!)  —  Das  sagen  Sie!  Wenn 
Sie  aber  wie  ich  fast  25  Jahre  einem  Institut  vorstehen,  wo  diese  Frage 
jeden  Tag  vorkommt,  datin  werden  Sic  zugeben  müssen,  daß  erfreulicher- 
weise in  den  letzten  Jahrzehnten  sich  die  Bewegung  geltend  gemacht  hat, 
daß  die  Anzeigen  der  Arz!e  uei  besser  geworden  sind.  Ich  sagte  vorhin 
schon,  der  Gesetzgeber  selbst  habe  daran  schuld,  indem  er  die  Prüderie 
unterstützte  und  erklärte,  der  Geschlechtskranke  soll  kein  Krankengeld 
bekommen;  damit  war  er  ein  Patient  zweiter  Klasse  geworden,  er  muBte 
sich  seiner  Krankheit  schämen.  So  kam  es,  daß  viele  Kranke  zum  Arzt 
sagten:  um  Gottes  willen,  melden  Sie  nicht,  daß  ich  geschlechtskrank  bin; 
wenn  der  Gesetzgeber  schon  sagt,  dali  das  eine  Krankheit  ist,  deren 
man  sich  schämen  muß,  bitte  ich,  es  der  Krankenkasse  nicht  mitzuteilen. 
Wenn  man  heule  mit  den  Ärzten  spricht,  so  sagen  sie  übereinstimmend, 
d.ili  mir  in  seltenen  Fallen  der  Kranke  zum  Ar;i  sagt,  er  möge  ihn 
nicht  melden. 

Es  ist  nur  eine  Sache  der  Technik,  wie  ich  wiederhole,  daß  die  Krank- 
heit nicht  auf  den  Krankenschein  geschrieben  wird,  der  den  Kranken  zum 
Abheben  des  Krankengeldes  zur  Verfügimg  gestellt  wird.  Wir  in  Frank- 
furt a.  M.,  wo  ich  Vorsitzender  der  Orlskrankenkasse  hin.  haben  schon 
seit  25  Jahren  keinen  Krankenschein  mehr,  auf  dem  die  Krankheit  steht, 
sondern  die  Krankheit  wird  diskret  der  Krankenkasse  gemeldet;  es  steht 
nichts  auf  dein  Sehein  und  es  geht  auch  den  Kassenschalter  nichts  an, 
wenn  das  Krankengeld  abgehoben  wird. 

Ich  höre,  Herr  Abgeordneter  Dr.  Struve  ist  damit  einverstanden.  Wenn 
wir  uns  at'er  auf  diesem  Genie!  so  weil  nahe  kommen,  Wullen  wir  uns 
auch  sonst  einigen.  Im  Prinzip  sind  wir  lins  einig.  Die  Technik  kann 
verschieden  sein,  sie  kann  sieh  aber  so  gestalten,  daß  etwas  einheitliches 
Ganzes  herauskommt.  Nehmen  wir  also  an,  daf)  ein  System  bei  allen 
Krankenkassen,  wie  wir  es  in  Frankfurt  a.  M.  haben,  praktisch  durch- 
geführt wird!  Der  Arzt  meldet,  der  Patient  weiß,  daß  auf  dem  Schein 
nicht  »Lues*  steht  und  ist  beruhigt.  Ist  der  Patient  ruhig,  dann  sind  wir 
schon  ein  gutes  Stück  weiter,  das  Vertrauensverhältnis  zwischen  Arzt  und 

führungen  machen,  Ihre  Zeit  nicht  damit  weiter  in  Anspruch  nehmen. 

Im  Ausschuß  war  der  Kampf  nun  so,  daß  die  Gegner  Ähnliches 
erklärten  wie  der  Professor  aus  Frankfurt  a.  M.,  der  mir  ge- 
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schrieben  hat  —  ich  habe  seinen  Brief  ehrlich  verlesen,  ich 
gebe  auf  sein  Zeugnis  sehr  viel  — ,  sich  aber  geirrt  hat,  wenn 
er  glaubt,  daß  die  Zahl  sehr  groß  ist,  und  daß  eine  Abwande- 
rung zum  Kurpfuscher  stattf mdet.  Herr  Dr.  Dreuw,der  sich  auf 
diesem  Gebiet  große  Verdienste  erworben  hat,  steht  auch  auf 
dem  Standpunkt,  daß,  wenn  sich  18  Millionen  melden  müssen. 


o  sagen:  ich  nickli1  Sie 


nicht  mit  Namen  genannt,  Sie  brauchen  keine  Angst  zu  haben.  Wenn 
Sie  immer  wieder  zu  mir  kommen,  bleibt  Ihr  Name  dem  Gesundheilsamt 
verschwiegen.  Kommen  Sie  aber  trotz  Maliiiiiiig  nidil  wieder,  dann  muß 
ich  Ihren  Namen  dem  Gesundheitsamt  melden ;  denn  wir  haben  ein  neues 
Gesetz,  ein  neues  Recht.  Sie  haben  nicht  mehr  das  Recht,  zu  sagen:  Ich 
verfüge  über  meinen  Körper,  —  sondern  Sie  sind  ein  Glied  des  Staates, 
und  wenn  Sie  jemand  anstecken  ninl  verseuchen,  dann  sind  Sie  ein  Ver- 
brecher, wie  andere  Verbrecher  auch.  Wenn  der  Patient  diese  Belehrung 
hört,  dann  möchte  ich  wissen,  aus  welchem  Grunde  er  fortbleibt,  nicht 
wieder  zum  Arzt  geht.  Wenn  er  wirklich  wieder  zum  Arzt  geht,  dann  ist 
das  Vertrauensverhältnis  nicht  gestört;  Patient  und  Arzt  können  sich  gut 
über  diese  Gesetzesfrajien  auseinandersetzen. 

Wir  haben  diese  Konzession  gemacht,  und  dieser  "Antrag  hat  eine 
Mehrheil  im  Ausschuß  gefunden,  nachdem  unser  erster  Antrag  mit  der 
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Anzeigepflich 
Meinung,  daf 


verpflichtet  ist  und  das  Gesundheitsamt  nur  die  Nummer  des  Kranken 

dem  Abgewählt  ist  und  wir  zum  besten  vorwärtsschreiten  werden:  Wir 
werden  dann  im  Kampf  gegen  die  Gesell lechtskrankheiten  jedenfalls 
Besseres  leisten  können.  Die  ganze  Statistik  ist  dann  im  Gesundheitsamt 
vereinigt,  und  das  Gesundheitsamt  überwacht  die  Geschlechtskranken, 
indem  es  nur  dann  eingreift,  wenn  ihm  vom  Arzt  auf  Anfrage  gesagt 
wird:  diese  oder  jene  Patienten  sind  nicht  mehr  gekommen,  so  dal)  Ge- 
fahr besteht  Nach  dem  neuen  Recht  kann  dann  mit  Strafen  gegen  die 
betreffenden  Personen  vorgegangen  werden,  die  sich  trotz  solcher  Be- 
lehrung weigern,  ihren  Körper  heilen  zu  lassen,  und  eine  Gefahr  für  die 

Ich  glaube,  Ihnen  dargelegt  zu  haben,  dali  eine  anonyme  Anzeigepflich! 
uns  auf  diesem  Wege  vorwärts  führt  Ich  habe  Stimmen  von  Ärzten  ein- 
geholl, die  sagten:  jawohl  die  Anzeigcpf  licht  mit  Namensnennung  ver- 
stößt gegen  das  Vertrauensverhältnis.  Ehren  wjr  diesen  Standpunkt,  den 


Krankheiten  zu  erachten.  Man  muli  sich  doch  die  Frage  vorlegen,  ob 
diese  Freude  in  dem  ganzen  Umfange  begründet  ist.  Woher  stammte 
denn  die  altfränkische  Empfindung,  dali  man  sich  der  Geschlechtskrank- 
heiten schämte?  Weil  man  sich  sagt,  dali  Geschlechtskrankheiten  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  durch  eigene  Schuld  und  durch  Handlungen,  die 
man  als  unethische  unter  normalen  Menschen  zu  bezeichnen  pflegt  er- 
worben werden. 

Nun  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  es  sehr  traurige  Fälle  un- 
schuldiger Ansteckung  gibt,  wo  z.  K.  die  ahnungslose  Frau  von  dem  aus 
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dem  Felde  zurückkehren  den  Manne  angesteckt  wurde,  oder  umgekehrt,  wo 
sirii  verwitwete  Frauen  mit  Syphilis  aus  erster  Ehe  einem  ahnungslosen 
Manne  antrauen  ließen  und  ihn  um  die  Freude  einer  gesunden  Nach- 
kommenschaft betrogen,  oder  wo  sich  auch  Frauen  mii  anderen  Männern 
einließen,  während  der  Mann  im  Felde  stand,  und  den  gesund  aus  dem 
Kriege  Heimkehrenden  mit  Gonorrhöe  infizierten,  oder,  was  das  Aller 
schrecklichste  ist,  wo  unschuldige  Kinder  durch  ein  liederliches  Dienst- 
mädchen oder  durch  andere  Personen  im  Hause  angesteckt  werden,  und 
zwar  ohne  Geschlechtsverkehr,  sondern  nur  durch  das  Ansteckungsgift, 
welches  durch  irgend  jemand  auf  dem  Abort  oder  sonstwo  abgelagert 
ist  In  allen  solchen  Fällen  sich  vom  Arzt  fernhalten  wollen  aus  falscher 
Scham  und  Scheu  oder  aus  Furcht,  sich  Mißdeutungen  auszusetzen,  würde 
eine  unverantwortliche  Gewissenlosigkeit  und  Torheit  bedeuten.  Auch 
unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  solche  Falle  unschuldiger  Ansteckung 
sich  mehren  werden  im  Verhältnis  zu  der  Verbreitung  der  Geschlechts- 
krankheit, wie  es  der  Herr  Vorredner  schon  hervorgehoben  hat,  und  wie 
jeder,  der  mit  ärztlichen  Kreisen  Fühlung  hat,  tagtäglich  hört.  Solche 
unschuldigen  Ansteckungen  werden  sich  mehren,  besonders  auch  auf  dem 
Lande,  wo  früher  vor  dem  Kriege,  in  manchen  Gegenden  Geschlechts- 
krankheiten etwas  vollständig  Unbekanntes  waren.  Leider  sind  heute  in- 
folge der  durch  den  Krieg  eingerissenen  geschlechtlichen  Ziigcllosigkcit 
auch  auf  dem  l.ande  Geschlechtskrankheiten  nicht  etwa»  so  gan?  Seltenes, 
und  gerade  diesen  Punkt  hat  '»  auch  der  Herr  Renchterstatler  schon  ganz 
treffend  in  seinem  Bericht  hervor  geh  oben 


kehr  mit  käuflichen,  feilen  Dirnen  truorl.cn  werden  Aus  dem  Kewulil- 
sein  dieser  Tatsache  heraus  stammen  zweifellos  die  Scham  und  Scheu, 
die  ich  vorhin  erWintc  und  auf  die  auch  der  Herr  Vorredner  srhnr. 
hingewiesen  hat.  Vielleicht  ist  aurh  noch  die  im  Unter hewuntsein  mehr 
oder  weniger  klare  Vorlegung  von  der  fürchterlichen  Verantwortung  für 
die  Folgen  der  Geschlechtskrankheiten  e.n  Punkt,  der  mit  zu  der  Scheu 
und  Scham  beiträgt  Diese  Fölsen  sind  ]a  so  enlsetrlich,  dar!  sie  auch 
dem  gewissenslow  sli  i  Wi^.lvi  ,;r  .i  Wcchtlirhen  Ausschreitungen 

abzuhalten  imsiande  se:n  sohlen.  Die  Gonorrhoe  des  Mannes  ist  die  Ur- 
Sache  von  Abort  und  Sterilität  in  de:  F.lw  in  nuht  seltener.  Fällen,  schwere 
Gchirnleidcn,  Aneurysma  mit  Apoplexie  sind  häufig  die  Wirkungen  der 
Syphilis  für  den  mit  Syphilis  Infizierten  selbst,  und  Idiotie  und  andere 
neisleskranklu-i'.er:  und  auch  kdrpcrl ielie  Leiden  die  Fullen  der  Infektion 
des  Vaters  oder  der  Mutter  für  die  armen  unschuldigen  Kinder. 

Die  hauptsächlichste  t.hidle  all'  dieses  l'uh.-ils  ist  ahur  unzweifelhaft 


wichtig 
halb  ist 

1'rostitul 


Aufgabt 


( [fst't/nflninj:  uiul  ik'r  Wohlfahrtspflege.  Des- 


ig  in  Jv-iH  Antrage,  den  der  Aussehul!  für  He- 
■orgelegt  hat,  beides  zusammengesetzi,  nämlich 
cchtskrankhciten  und  ebenso  Kampf  gegen  die 
d  empfindende  Mensch  -     ich  will  von  allen 


feineren  ethischen  Regungen  absehen  -  iiihh  instinktiv,  datl  nichts  der 
Würde  dos  Menschen,  gleichgültig  ob  Mann  oder  Frau,  so  sehr  wider- 
spricht wie  die  Prostitution.  Das  fühlt  der  natürlich  empfindende  Mensch, 
und  auch  daher  stammt  zum  Teil  die  Scham  über  eine  bei  feilen  Dirnen 
erworbene  Geschlechtskrankheit.  Wenn  die  Geschlechtskrankheiten  heute 
in  manchen  Kreisen  wie  jede  andere  Krankheit  betrachtet  werden,  so  hangt 
das  aber  nicht  in  letzter  Linie  mit  dem  Niedergang  der  geschlechtlichen 
Sittlichkeit  und  jenen  Anschauungen  zusammen,  die  durch  den  Weltkrieg 
und  die  Revolution,  durch  die  sittliche  Zügel losigkeit,  die  in  den  breiten 
Massen  des  Volkes  sich  breit  macht,  hervorgerufen  worden  sind.  Daruber 
müssen  wir  uns  aber  klar  sein:  mit  Igesctz  liehen  Bestimmungen  über 
Ordnung  des  l'rostitutionswi'seus  und  über  Uehandlungszwang  in  Sexual- 
krankheitsfällen allein  ist  uns  nichts  geholfen.  Der  sittliche  Zusammen- 
bruch ist  unser  größtes  Elend  und  ist  schlimmer  als  der  verlorene  Krieg 
und  der  wirtschaftliche  Tiefstand,  unter  dem  wir  stutzen.  Auch  im  Kampf 
gegen  die  Geschlechtskrankheiten  ist  das  Wichtigste,  da(l  in  unserem 
Volke  wieder  der  Sinn  für  Reinheit  itml  Keuschheit  geweckt  wird.  Wie 
soll  das  aber  geschehen,  wenn  auf  den  Straßen,  in  den  Läden,  im  Kino 
und  in  Theatern  das  Laster  sich  in  jeder  Form  breit  macht,  alles  Ideale 
zerstört  und  für  die  Sünde  geworben  wird,  auf  unseren  Bühnen  z,  Ii.  der 
Ehebruch  als  etwas,  das  gang  und  Kühe  ist,  gleichsam  wie  ein  kleines 
Spälichen  behandelt  wird!  Ich  habe  früher  schon  einmal  an  dieser  Stelle 
auf  den  Zusammenhang  zwischen  Volkssittlidikeit  und  Valuta  hingewiesen. 
Ich  habe  dargelegt,  dali  mir  ein  Herr,  der  das  Ausland  sehr  genau  kennt, 
und  der  auch  gegeuwärnt;  sehr  viele  Ücicluingcu  zum  Ausland  hat,  sagte, 
daß  nichts  so  sehr  unser  Ansehen  im  Auslände  schädige  und  damit  auch 
die  Hoffnung  auf  einen  wirtschaftlichen  Aufstieg  verhindere  wie  die  außer- 
ordentlich traurigen  sittlichen  Zustande,  wie  wir  sie  hier  in  Berlin  tag- 
täglich vor  Augen  haben. 

Ich  möchte  nun  nicht  auf  die  Einzelheiten  des  Antrages  des  Aus- 
schusses für  ItevülkerungspDlitik  einteilen.  Iis  handelt  sieh  bei  dem  An- 
trage um  den  Grundgedanken,  dali  unter  den  Maßnahmen  zur  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  diejenigen  zur  Heilung  der  vorhandenen  Ge- 
schlechtskrankheiten mit  denjenigen  (tu  Verhütung  der  Weite  [Verbreitung 
dieser  Krankheiten  als  gleichwertig  und  gleich  bedeutsam  zu  beurteilen 
sind.  Weiter  ist  der  Gedanke  darin  niedergelegt,  daß  als  Vorbedingung 
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und  Voraussetzung  iiir  die  allgemeine  llcliaudluug  der  Kranken  die  Er- 
fassung aller  Kranken  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  des  Standes 
zu  erachten  ist.  Da  die  Ansteckung  mit  einer  Geschlechtskrankheit  in 
erster  Linie  durch  den  Geschlechtsverkehr  erfolgt,  ist  den  Personen,  die 
gewerbsmäßig  Geschlechtsverkehr  ausüben,  besondere  Aufmerksamkeit  • 
zu  schenken.  Nach  zwei  Richtungen  hin  müssen  diese  Personen  an  der 
Weiterverbreitung  der  Krankheit  verhindert  werden  und  umfassende  Vor- 
beugungsmaßnahmen müssen  sdroffen  werden,  einmal  um  zu  verhüten, 
daU  Menschen  der  Prostitution  in  die  Arme  getrieben  werden  oder  ihr 
verfallen,  also  damit  nicht  die  Zahl  der  Prostituierten  vergrößert  wird, 
und  zum  anderen  muß  verhütet  werden,  daß  Menschen  von  der  Prasti-  • 
tution  verführt  werden.  Es  handelt  sich  bei  den  einzelnen  Punkten,  die 
der  Antrag  enthalt,  nur  um  Richtlinien;  es  soll  keine  Ucsetzesvorlage  sein, 
sondern  dem  Reichstag  sollen  nur  diejenigen  Punkte  unterbreitet  werden, 
hei  denen  es  wiiiiM-lieiiswen  erscheint,  sie  in  einem  Gesetz  niederzulegen. 

Nun  hat  der  Herr  Berichterstatter  besonders  Punkt  4  herausgehoben. 
Er  und  ich  sind  die  einzigen  in  diesem  Hohen  Hause,  die  seinerzeit  im 
Reichstage  vor  der  Revolution  monatelang  an  dem  Gesetzentwurf  zur 
Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  zusammen  gearbeitet  haben,  und 
wir  sind  jedenfalls  auch  heute  noch  davon  überzeugt,  daß  in  diesem 
Punkt  4  eine  Einigung  der  Ansichten  kaum  zu  erreichen  ist,  was  ja  auch 
in  dem  Ausschusse  der  Landesversammlung  in  die  Erscheinung  getreten 
ist.  In  Anbetracht  dessen  hatte  ich  im  Ausschuß  beantragt,  in  den  Riclit- 


Anzcigqiflitlit  gestehen  solle,  und  dabei  hat  sich  immer  wieder  gezeigt, 
daß  es  darauf  ankommt,  worauf  man  am  meisten  Gewicht  legt.  Diese 
Frage  wird  niemals  mit  absoluter  Sicherheit  zu  entscheiden  sein;  handelt 
es  sich  doch  vielfach  sogar  dabei  um  Gcfühlsmomente,  ob  man  auf  einen 
bestimmten  Punkt  so  großes  Gewicht  legt,  call  das  für  die  Einführung 
der  Anzcigcpflichl  ausseh  l.iiigcHvkl  ist.  Unter  diesen  Umständen,  da  wir 
uns  in  diesem  Hohen  Hause  sicher  darüber  nicht  einigen  werden  — 
möchte  ieli  dem  Antrag  der  Deutschen  Demokratischen  Partei,  üen  Herr 
Dr.  Schloltmaun  suchen  gesteh :  hat,  zustimmen,  da  Ii  wir  Tunkt  4  streichen. 
Damit  ist  auch  schon  die  Stellungnahme  zu  dem  Antrage  Holtmann  gc- 


')  Früher  hat  Fa  Hb  e  n  .1  c  r  ausdrücklich  in  der  22.  Sitz 
Remeine,  gleiche,  diskrete  Ar 
retten.  Der  Schwerpunkt,  d 
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geben,  der  über  den  Aiisschuliantrag  noch  hinausgeht  und  die  Anzeigc- 
pllieht  ganz  scharf  slipnlitrl  einführt:»  will,  ich  bitte  also  de»  AiisslIiiiII- 
antrag  mil  Ausnahme  des  Punktes  4  anzunehmen. 

Abg.  Dr.  Negenborn  (D.-nat.  V.-P.):  Meine  Damen  und  Herren!  Die 
Kichtlinicn  denn  Richtlinien  sind  es  ja  nur,  die  Ihnen  in  Gestalt  Jus 
Antrags  des  10.  Ausschusses  vorliesreu  sind  zustande  gekommen  nach 
monatelangen  Verhau  dkm  gen,  und  es  ist  immerhin  ein  erfreuliches  Zeichen 
und  verdient  festgestellt  zu  werden,  daß  dieser  Ausschult  sich  im  großen 
und  ganzen  einmütig  auf  den  linden  dieser  Richtlinien  gestellt  hat  in  dem 
Bestreben,  etwas  Positives  zu  schaffen.  Es  soll  hier  der  emstliche  Versuch 
gemacht  werden,  zwei  Probleme  annähernd  zu  losen,  die  eng  miteinander 
zusammenhängen,  einmal  die  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  und 
zweitens  die  Regelung  der  Prostitution, 

ich  möchte  erst  auf  die  Geschlechtskrankheiten  eingehen.  Es  ist  in 
früheren  Verhandlungen  und  heute  ausgeführt  worden,  daß  das  Mail  der 
Verseuchung  des  deutschen  Volkes  mil  Gescliltchlskr  ankheite»  heute  su 
ungeheuer  ist,  dati  auf  diesem  Gebiete  unbedingt  gehandelt  werden  muH. 
In  Nr.  4  finden  Sic  vor  allem  vorgeschlagen  die  Anzeigepflicht  für  alle 
(icschlechtsk rankheiten  ohne  Namensnennung,  Diese  Bestimmung  unter  4 
ist  heute  von  der  Demokratischen  Partei  und  dem  Zentrum  als  Unzweck- 
mäßig bemängelt  und  ihre  Streichung  vorgeschlagen  worden,  ich  bedaure 
i  wir  auch  die  Bedenken 
it  bestellen,  Sc)  haben  wir 
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ich  nochmals  betone,  ohne  Namensnennung.  Der  Antrag  Adolph  Hoff- 
nunn  jru lit  uns  ?v  weit,  und  aus  diesem  Grunde  werden  wir  ihn  ablehnen. 

Im  Zusammenhang  hiermit  stellt  die  Frage,  die  unter  Nr.  7  dieser  Richt- 
linien behandelt  ist,  das  Verbot  der  Fcmbehandiimj;  der  Gesell  lechtskrank- 
heiten  und  das  Verbot  des  unlauteren  Anbtetens  von  Ärzten,  ferner  das 
Verbot  der  Ankündigung  der  Fembehandlung  von  Geschlechtskrankheiten 
und  des  Anerbietens  zur  Behandlung  von  Geschlechtskrankheiten  durch 
Nichtärzte,  sowie  das  Verbot  der  gewerbsmäßigen  Behandlung  dieser 
Kranken  durch  Nichtärzte.  Man  wird  vom  Standpunkt  der  Logik  aus  zu- 
geben können,  daß  hier  ein  Widerspruch  vorliegt,  da  wir  im  allgemeinen 
die  ßehandlungsfreiheit  haben,  während  sie  hier  ausgeschlossen  werden 
soll.  Wir  haben  uns,  wenn  auch  unter  Bedenken  und  in  Würdigung  aller 
Schwierigkeiten,  entschlossen,  dieser  Fassung  zuzustimmen,  weil  wir  der 
Ansicht  sind,  daß  auf  dem  Gebiete  der  Geschlechtskrankheiten  einmal  ganze 
Arbeit  gemacht  werden  muß,  und  wenn  wir  deshalb  ausnahmsweise  auf 
diesem  wichtigen  Gebiet  uns  nur  auf  die  Ärzteschaft  stützen  wollen,  weil 
von  ihr  ein  größeres  Mai!  von  Sachkenntnis  erwartet  werden  kann  als  im 
allgemeinen  von  denen,  die  als  Nichtärzte  auf  diesem  Gebiete  sich  betätigen, 
allerdings  ebenfalls  unter  der  Voraussetzung,  die  schon  von  Herrn  Gräf 
ausgesprochen  worden  ist,  daß  für  unsere  Ärzteschaft  in  der  Ausbildung 
auf  diesem  wichtigen  Gebiete  auf  den  Universitäten  in  Zukunft  mehr 
geschieht,  als  bisher. 

Nun  der  zweite  Teil  der  Richtlinien,  die  Ihnen  hier  vorliegen,  die  poli- 
zeiliche KejrltiiieTitierriii!;  der  Prostitution.  Ich  will  nicht  aut  die  scharfen 
Angriffe  eingehen,  die  der  Abgeordnete  Graf  hd  dieser  Gelegenheit  gegen 
den  früheren  Slaat  gerichtet  hat,  weil  sie  nicht  zur  Sache  gehören.  Es  ist 
aber  ohne  weiteres  anzuerkennen,  dali  die  polizeiliche  Keelemcmieninc; 
versagt  hat  und  in  der  bisherigen  Form  nicht  aufrechterhalten  werden  kann. 
Wenn  festgestellt  worden  ist,  dal!  in  den  Großstädten  von  den  Prostituierten 
durch  die  polizeiliche  Reglementierung  nur  ein  bescheidener  Teil  erlaßt 
wird,  wenn  die  ärztliche  Wissenschaft  weiter  nachgewiesen  hat,  daß  durch 
ärztliche  Untersuchungen  wieder  nur  bei  einem  Teile  dieser  auf  den  poli- 
zeilichen Listen  stehenden  Prostituierten  Gesch I cell Iskmnkheitcn  festgestellt 
werden,  weil  die  riiicrsuclmnüsnicdiodcii  un/idriiiülicli  nud,  so  isi  schon 
dadurch  der  Bewei;  geliefert,  dali  dieses  System  nicht  haltbar  war.  und  Ulli 
etwas  Neues  geschäffen  werden  muß.  Außerdem  brachte  diese  polizeiliche 
Rcglementiemns  Vorschriften  mit  sich,  die  auf  die  Dauer  unmöglich  waren. 
Ich  habe  selbst  in  der  Veruaitniiesiirixis  iti.-t im m Hilgen  kennen  gelernt, 
wonach  es  den  Prostituierten  in  Großstädten  rechtlich  unmöglich  war, 
überhaupt  irgendwo  zu  wohnen.  Natürlich  wohnten  sie  trotzdem,  die  Be- 
stimmungen wurden  umgangen,  und  das  ist  auf  die  Dauer  ein  un- 
haltbarer Zustand. 
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Wir  sind  alsn  bereit,  den  Vtrsucli  zu  einer  neuen  Regelung  /n  machen, 
und  die  soll  zunächst  gemacht  werden  durch  die  Einrichtung  von  Pflege- 
iimtern,  bei  denen  Fürsorgerinnen  mitwirken.  Oh  mit  diesen  Pflegeänitern 
das  erreicht  wird,  was  man  von  ihnen  erhofft,  kann  zweifelhaft  sein,  und 
wir  steht"  im  übrigen  duivluiK  ans  0bct7.cue.mii;  /u  dem,  was  schon  Herr 
i'afibender  ge.sigt  hnl  und  worauf  auch  der  Antrag  Unmisch  hinzielt,  dati 
es  mit  derartigen  Bestimmungen,  wie  sie  Iiisher  in  den  Richtlinien  nieder- 
gelegt worden  sind,  allein  nicht  getan  ist,  da  Ii  andere  Malinahmen  hinzu- 
kommen müssen,  Maßnahmen,  die  im  Antrag  Bronisch  als  Maßnahmen 
ethisch-pädagogischer  Art  bezeichnet  worden  sind,  und  Ober  die  Herr 
hi  Üben  der  eingehend  gesprochen  hat. 

Ich  will  liier  weitere  Ausführungen  dazu  nicht  machen.  Wir  sind  damit 
einverstanden,  dal)  der  Antrag  an  den  Ausschufi  für  [ievöl kenin gspolitik 
verwiesen  wird,  und  es  wird  dort  Gelegenheit  sein,  eingebend  zu  prüfen, 
was  auf  diesem  Gebiete  geschehen  kann,  und  im  Einvernehmen  mit  der 
Slaatsregicrung  ernsthaft  daran  zu  arbeiten,  dali  das  liild,  das  der  Herr  Ab- 
geordneter Fachender  mit  scharfen  Strichen  durchaus  zutreffend  geschildert 
hat,  verschwindet.  Wir  haben  im  Nachtleben  nicht  nur  Berlins,  sondern 
auch  anderer  grollvr  Städte  Zustände,  die  unerträglich  sind  und  beseitigt 
werden  müssen. 

Sie  finden  weiter  Vorschriften  unter  Nr.  8  des  Antrages,  die  das  Ge- 
sundheitswesen betreffen:  Personen,  die  ^ewcrbsmälli;;  l'n/iiclil  treiben, 
sollen  den  Nachweis  erbringen,  dali  sie  unter  regelmäßiger  gesundheitlicher 
beaufsichtigung  steilen,  und  zwar  unter  der  Beaufsichtigung  eines  Arztes. 
Diejenigen,  die  diese  Regelung  befürworten,  gehen  von  der  Auffassung 
aus,  dafi  die  Prostituierten,  wc:m  sie  von  dem  iliiu-n  natürlich  sehr  listigen 
polizeilichen  Zwange  frei  sind,  in  ihrer  yanz  üherrj i ilieri  Mehrheit  bereit 
scht'werdcii.  sieb  dieser  ärztlichen  [icautsichtiguni;  freiwillig  zu  unterwerfen, 
dir  ihnen  im  sanitären  Interesse  auferlegt  wird.  Es  ;sl  mir  zweifelhaft,  oh 
diese  Hoffnungen  sich  erfüllen  werben  Gleichgültigkeit  und  1  rägheit 
worden  da  in  Rechnung  geslrMt  werden  müssen,  und  es  wird  auch  hier 
ohne  eine  gewi-.se  Kontrolle  nicht  abgehen  I 's  wird  sich  zeigen  —  und 
das  ist  m  der  Kommission  auch  von  Darren,  die  lahrelang  auf  diesem  Ge- 
biete articiien.  anerkannt  worden  — .  dali  man  auf  Listen,  m  denen  diese 
l'fo-tituicilen  vi-i/firhnrt  werden,  auch  m  Ziikunh  mi  hi  w;td  verzichten 
können,  denn  ca  jeder  Kontrolle  gehört  eine  l  iste  der  1'er.nr.en,  die  unlcr 
Kontrolle  -leben  Nur  soll  eben  diese  1  istr  unter  Aussrhluft  der  l'oli?ei 
■iunttig  um  drn  l'flegeiniteni  aufgestellt  werden  Ich  glaube  aber,  daß 
man  auch  "  Zukunft  nnl  stärkerem  Zwange  wird  rechnen  müssen,  als  man 
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Dann  kommen  d:e  Bestimmungen  über  den  Behandlungszwang  Per 
st.>neu,  die  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben  und  krank  werden,  müssen  sieh 
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auf  Anordnung'  des  Arzte  einer  Behandlung  in  einem  Kranken  hause  unter- 
ziehen und  können  im  Weigerungsfälle  zwangsweise  überführt  werden. 
Wir  sind  damit  durchaus  einverstanden,  man  sieht  aber  auch  hieraus,  däft 
selbst  diejenigen,  die  dasselbe  Verfahren  besonders  dringlich  befürworten, 
ohne  Zwang  nicht  glauben  auskommen  zu  können. 

Wenn  man  denjenigen  gegenüber,  die  an  die  volle  Wirksamkeit  der  hier 
vorgeschlagenen  Bestimm  iiiigen  glauben.  Bedenken  alliiert,  dann  wird 
immer  erwidert,  das  Korrektiv  müliten  schwere  lies Irafun gen  sein,  und  diese 
Sirnfen  sind  j;i  auch  in  den  Richtlinien  enthalten.  Ich  bekenne,  daß  ich  auch 
liier  skeptisch  bin.  Die  ewigen  Androhungen  von  Strafen  stumpfen  ab.  Sie 
werden,  fürchte  ich,  es  bald  erleben,  daß  mtl  diesem  Strafsystem  nichts 
:ni/uf;mi;t:i  \~:  bei  der  .vjnltten  Zahl  der  IVrsoiH'n,  um  die  es  sieh  handelt. 
Wir  haben  das  auf  einem  anderen  Gebiete  erlebt,  auf  dem  der  Zwangs- 
wirtschaft, daß  mit  Strafen  nichts  zu  erreichen  war,  und  ich  fürchte,  wir 
werden  hier  dasselbe  erleben. 

Meine  Damen  und  Herren,  ich  will  mich  kurz  fassen,  um  das  Hohe 
Haus  nicht  lauge  aufzuhalten,  zumal,  wie  ich  hoffe,  sich  hier  für  die  Richt- 
linien eine  Mehrheit  finden  wird,  und  ich  will  mich  insgesamt  dahin 
zusammenfassen,  daß  wir  gegen  manche  der  hier  vorgeschlagenen  Be- 
stimmungen Bedenken,  zum  Teil  sogar  erhebliche  Bedenken  haben,  daß 
wir  aber  der  Ansicht  sind,  daß  auf  diesem  wichtigen  Gebiet  endlich 
positive  Arbeit  geleistet  werden  muH.  Das  Alte  hat  sich  überlebt,  und  so 
müssen  wir  den  ernsten  Versuch  machen,  einen  neuen  Boden  zu  finden, 
von  dem  aus  wir  nach  weiteren  trfah runden  vmi  neuem  weiser  aufhauen 


wir  müssen  zunächst  einen  Schritt  vorwärts  machen,  Erfahrungen  sammeln 
und  wenn  sich  Mängel  hcrausgcstelll  haben,  zu  prüfen  haben,  was  weiter 
in  der  Angelegenheit  zu  geschehen  hat.  Ich  möchte  also  die  Richtlinien 
zur  Annahme  empfehlen  und  das  Muhe  Hans  nochmals  hihen.  aus  den 
von  mir  angeführten  Gründen  auch  die  Nr.  4  anzunehmen.  Wir  würden 
dem  Reichstage  seine  Siel  hin  j;u,ihme  zweifellos  erleichtern,  wenn  wir  diese 
Richtlinien  nicht  mit  einer  sfmlit'ii  Lücke  hinübergehen  lassen,  die  darauf 
schließen  ließe,  dafi  man  hier  im  Hause  nicht  einig  war.  Wir  werden  den 
Reichstag  besser  überzeugen  können  und  mit  besserem  Erfolge  dafür  ein- 
treten, dal)  unsere  Vorarbeiten  gewürdigt  und  berücksichtigt  werden,  wenn 
wir  in  diese  Bestimmungen  nicht  eine  Lücke  hinein  reihen  durch  Ab- 
lehnung der  Nr.  4.  Ich  bitte  Sie  also  nochmals,  die  Richtlinien  in  vollem 
Umfange  anzunehmen.  (Bravo!  hei  der  Deutsch  na  tionalen  Volkspartei.) 

Abg.  Dr.  Weyl  (U.  Soz.-Dcm.):  Meine  Damen  und  Herren,  es  ist 
richtig,  was  die  Herren  Vorredner  behauptet  haben,  daß  es  sich  in  der 
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vorliegenden  Frage  im  Augenblick  nur  um  Rielillinien  handelt,  die  wir 
der  Nationalversammlung  überweisen  sollen.  Aber  es  wäre  doch  verkehrt, 
wenn  wir  diese  Erörterungen  hier  vorübergehen  ließen,  ohne  auf  die 
grundsätzliche  Seite  der  Sache  hingewiesen  zu  haben.  Ich  stimme 
mit  dem  verehrten  Herrn  Vorredner  vollkommen  darin  ein,  daß  man 
nicht  den  Eindruck  erwecken  darf,  es  sei  dann,  wenn  diese  Richtlinien 
Gesetz  werden,  die  Prostitution  abgeschafft  und  die  Geschlechtskrankheiten 
seien  dann  erfolgreich  bekämpft.  So  liegen  die  Dinge  denn  doch  nicht. 
Es  ist  notwendig,  auf  die  soziale  und  ökonomische  Seite  dieses  Problems 
auch  hier  hinzuweisen  und  zu  betonen,  dali  die  Bemühungen,  die  Prosti- 
tution und  die  Geschlechtskrankheiten  aus  der  Welt  zu  schaffen,  sich  als 
Fragen  darstellen,  die  identisch  sind  mit  der  t  rage,  die  wir  den  Kampf 
um  den  Sozialismus,  den  Kampf  um  die  Befreiung  der  Arbeiter- 
Masse,  der  Menschheit  überhaupt  nennen.  (Sehr  richtig!  bei  der  Unab- 
hängigen Sozialdemokratischen  Partei.)  Eine  gründliche  und  erfolgreiche 
Bekämpfung  dieser  Übel  wie  aller  Schwären  am  Körper  der  Menschheit 
ist  nach  unserer  Auffassung  nur  möglich,  wenn  die  Lohnsklaverei  des 
Kapitalismus  überwunden  ist.  (Sehr  richtig!  hei  der  Unabhängigen  Sozial- 
demokratischen Partei.)  Erst  dann,  wenn  die  kapitalistische  Produktions- 
weise, auf  deren  Nährboden  die  Prostitution  und  die  Geschlechtskrank- 
heiten entstanden  sind,  in  eine  sozialistische  übergeleitet  ist,  kann  man 
von  einem  erfolgreichen  Kampf  gegen  Prostitution  und  Geschlechts- 
krankheiten sprechen. 

Durch  welche  Umstände  «erden  denn  die  unglücklichen  Geschöpfe, 
die  wir  Prostituierte  nennen,  in  diese  Situation  liiucingczwmigen?  Durch 
ungünstige  sn/iak-  Verhältnisse.  Die  gilt  es  zu  beseitigen,  denen  gilt  es 
abzuhelfen,  und  insofern  dürfen  wir  nicht  einseitig  hier  bestimmte  Richt- 
linien aufstellen  und  etwa  sagen:  ist  das  geschehen,  dann  ist  die  Frage 
für  uns  erledig!  Nein,  ant  allen  Gebieten  des  otfeiillichen  Lebens,  auf 
dem  Gebiete  der  Schule,  der  Arbeitsbedingungen,  auf  dem  Gebiele  der 
Erziehung,  im  großen  und  kleinen  müssen  wir  dafür  sorgen,  daß  die 
sozial-ethischen  Verhältnisse  so  gebessert  werden,  dali  der  Nährboden  für 
die  Giftbliite  der  Prostitution  und  der  Geschlechtskrankheiten  beseitigt 
wird;  insbesondere  in  einer  Zeit  wie  jetzt  nach  diesem  fluchwürdigen 
Kriege,  der  din'h  so  wesentlich  'ur  Ven  olmng  und  Vcrtlerung  der  Menschen 
beigetragen  lt.it.  darf  man  sieh  wahrhaftig  nicht  wundem,  wenn  sich  ins- 
besondere in  den  grolien  Städten  solche  Dinge  bemerkbar  machen,  von 
denen  hier  die  Herren  gesprochen  haben.  Ob  auf  der  Straße,  in  den 
Restaurants  mehr  oder  minder  verschwiegener  Art,  ob  auf  dem  Gebiele 
der  Filmindustrie  —  überall  sehen  wir  die  Folgen  des  fluchwürdigen 
Krieges,  die  Folgen  einer  Profitwirtschait ,  die  erst  solche  eklen  Blüten 
hervorrufen  muH.  (Sehr  richtig!  bei  der  Unabhängigen  Sozialdemokratischen 
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Partei.)  Setzt  Sic  das  nicht  in  Verwunderung,  dali  uns  Herr  Kollege 
Faßbender  aus  einem,  ich  würde  sagen  Schwcineblatf,  Annoncen  zur 
Vorlesung  brachte,  und  Sie  sind  nicht  erstaunt,  dall  solche  Blätter  nicht 
der  Beschlagnahme  verfallen,  während  die  Blätter  einer  ernstvollen  poli- 
tischen  Partei,  die  in  der  Art,  wie  sie  es  für  zweckmäßig  und  richtig  hält, 
die  Interessen  des  Volkes  zu  vertreten  bestrebt  ist,  einer  zum  großen  Teil 
unbefristeten,  und  völlig  ungerechtfertigten  Besch  lag  nah  nie  unterliegen? 
(Hört,  Hört!  bei  der  Unabhängigen  Sozialdemokratischen  Partei.)  Das 
sollte  doch  schon  mit  Sicherheit  darauf  hinweisen,  daß  hier  die  Wurzeln 
beseitigen  heißt  der  kaptal istischen  Profitwirtschaft  die  Wurzeln  nehmen. 
Das  können  wir  nicht  von  heute  zu  morgen  machen,  aber  wir  können 
etappenweise  vorwärts  gehen,  und  ich  kann  ruhig  sagen:  wenn  wir  die 
Richtlinien  der  Vorlage,  insbesondere  die  Schaffung  von  Pflegeämtem, 
grundsätzlich  gutheißen,  haben  wir  einen  Schritt  vorwärts  getan:  Die  bis- 
herige Sittenpolizei  wird  unter  völliger  Loslösung  von  der  Kriminalpolizei 
in  ein  ausschließlieh  gesundheitlichen  und  pfleglichen  Zwecken  dienen- 
des  Amt  umgewandelt! 

*  Um  so  erstaunter  bin  ich  daher,  meine  l.hmen  und  Herren,  hierzu 
hören,  daß  zwei  politische  Parteien  dieses  Hauses  —  von  den  Demokraten 
konnte  ich  nichts  Besseres  erwarten  —  insbesondere  die  Partei,  die  Herr 


pilich!  hal  ein  erfolgreicher  Kampf  gegei:  die  C,esc;i[edilsk.rauklieileu  inner 
den  heutigen  Verhältnissen  überhaupt  keine  Aussiebt,  und  :eh  treue  mich, 
daß  Herr  Kollege  Dr.  Negenborn  und,  wie  ich  hoffe,  auch  die  Herren, 
die  er  hier  vertritt,  diesen  §  4  wenigstens  in  der  Form,  wie  ihn  der  Aus- 
schuß uns  iinierhrcittt  hat,  Biifrerhterlialieii  wollen,  Iis  k  geradezu  un- 
begreiflich, wenn  im  Ausschuß  zimütlisl  einmal  gerade  Arr.e  nichts  von 
der  Anzeigepflicht  haben  wissen  wollen.  Man  muß  sich  doch  fragen: 
haben  denn  die  bisherigen  Maßnahmen  außerhalb  der  Anzeigepflicht 
irgendeinen  sichtbaren  Erfolg  gezeitigt?  Nein,  die  Zahl  der  Geschlechts- 
krankheiten ist  gewaltig  in  die  Höhe  gegangen.  Wir  haben  jetzt  in 
Deutschland  etwa  4S00LI  inner  kmiirollc  stellende  Prostituierte.  Sie 
kosten  uns  jährlich  durch  die  Organisation  der  Sittenpolizei  usw.  3'/i 
Milliarden  Mark!  Von  anderen  Dingen  abgesehen,  ist  es  da  nicht  erklär- 
lich, wenn  wir  sagen,  wir  müssen  eben  den  Kampf  an  einem  anderen 
Ende  anfangen,  wir  müssen  alle  diejenigen,  die  von  Geschlechtskrankheiten 
heimgesucht  werden,  unter  einen  gewissen  Zwang  stellen?  Genau  SO,  wie 
die  schwer  infektiösen  Krankheiten  Cholera,  Diplitlieritis,  Typhus  anzeige- 
pflichtig sind,  müssen  es  in  Zukunft  auch  die  Geschlechlskrankh eilen  sein. 
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Innern,  der  im  Ausschuß  seine  amtliche  Auffassung  vertrat,  ein  Herr,  der, 
wie  ich  bedauern  muß,  auch  noch  nebenbei  Arzt  ist,  ausdrücklich  erklärt, 
die  Sittenpolizei  aus  dem  Ministerium  des  Innern  auszuschalten  und  etwa 
den  Städten  die  Sittenpolizei  zu  überweisen,  das  gebe  überhaupt  nicht. 
Das  gebe  deswegen  nicht,  meinte  er,  weil  besonders  in  den  Groiistadlen 
die  Sittenpolizei,  die  Kriminalpolizei  und  die  Sicherheitspolizei  zusammen 
arbeiten  müssen.  Also  um  diese  unglücklichen  Geschöpfe,  die  Prosti- 
tuierten, in  die  Hand  zu  bekommen  und  zu  überwachen,  ist  die  Sicher- 
heitspolizei notig  und  auch  die  Kriminalpolizei,  man  muH  geradezu  mit 
dem  Revolver  in  der  Hand  —  er  hätte  noch  hinzufügen  können,  mit 
dem  Flammenwerfer  —  gegen  diese  Mädchen  und  besonders  ihre  Be- 
scliiuzcr,dieZülialler,  vorgehen:  man  braai'lit  v>!;ar,  seheiules  ilioi-MäilHii-ii 
als  agents  provocateur*,  um  von  ihren  maueile  pnliti-ch  wichtige  Nachriclit 
in  Empfang  nehmen  zu  können.  Deshalb  kann  das  Ministerium  des 
Innern  die  Siltenpi ili/ei  nicht  nidvheu.  Ich  bedanre  es  auf  da-  lebiiaursie, 
daß  ein  Mann,  noch  dazu  ein  Arzt,  der  in  der  medizinischen  Presse  als 
Arzt  seine  Auffassung  vertritt  lind  für  die  Anzeigcpf  licht  und,  sagen  wir, 
für  die  fni-tnesdn-ilierieii  Ansiclr.ei!  dci  Heksinptiiiis  der  Prostitution  ein- 
s ritt,  ui'iin  er  im  Asisschiili  Verl  nie;  des  Ministerium  de*  Innern  ist,  keine 
Meinung  hat,  sondern  nur  ein  Amt,  und  der  ür/rlieh  vi  abbildete  Kriminal- 
lioitimisäLir  ist.  .Mit  snltlien  I  lerrcii  in  der  Ver.vakiiiiü  kann  man  die 
Prostitution  und  de  <  iesi-hlrclilskraiiklicitcn  wahrhaftig  nicht  bekämpfen. 
(Sehr  richtie.!  bei  der  l. inalilianei^'i:  Ho/ialdvienkratisclicu  l'nrlcü 

Wenn  wir  nach  hingen  Bemühungen  naliezn  einstimmig,  bis  auf  die 
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paar  Stimmen  der  Herren  von  der  Demokratischen  Partei,  die  Anzcige- 
pflicht  festgelegt  haben  —  wenn  auch  in  einer  verwässerten  Form,  aber 
wir  haben  sie  festgelegt  —  so  sollte  damit  begründet  werden,  daß,  wenn 
überhaupt  von  einer  Berta nill utiRspfli cht  die  Rede  ist,  daß  für  alle  Ge- 
schlechtskrankheiten eine  Bchandlmigspflicht  besteht,  Maßnahmen  von 
uns  getroffen  werden  müssen,  um  alle  Kranken  zur  Behandlung  zwingen 
zu  können.  Ohne  Au/cigcpfliclii  keim 
also  eine  Behandlungspflicht  wünschen 


e  auf  Grund  man  gell 
■ich!  genügend  befrei 
n  unteren  Ständen. 


hygiene  hat  sich  der  Ausschuß  erfreulicherweise  gewendet.  Warum  haben 
wir  die  Anzeigepflirtit  liervwcvtu.hei.?  Weil  heute  schon  für  80  bis 
90  Prozent  der  Bevölkerung,  der  Kranken  überhaupt  eine  solche  Au- 
zeigepflicht  besteht;  das  sind  nämlich  die  Mitglieder  der  Krankenkasse. 
Bei  den  Krankenkassen  besteht  ohne  weiteres  die  Verpflichtung,  von  der 
auch  <  iehnuiclt  gemacitl  wird:  der  Kranke  svlrit  in  die  iliidur  eingetragen, 
er  bekommt  seinen  Krankenschein,  lind  die  Krankenkasse  ist  in  der  Lage, 
dem  Medizinalamt  oder  dem  Gesundheitsamt  mit  voller  Namensnennung 
zu  melden;  die  und  die  Kranken  sind  von  einer  Geschlechtskrankheit 
heimgesucht.  Gewiii,  ein  Teil  dieser  Kranken  sucht  nicht  die  Kassenärzte 
auf;  das  ist  aber  nur  ein  verschwindender  Bruchteil;  seitdem  die  Kranken- 
kassen moderner  organisiert  sind  ist  die  Zahl  der  Kranken,  die  bei 
solchen  Erkrankungen  den  Privatarzt  aufsuchen,  ccriiis;er  geworden.  Es 
bleiben  nur  10  bis  15  Prozent  der  Bevölkerung  übrig,  das  sind  eben  die 
Wohlhabenden.  Die  Wohlhabenden  will  man  nicht  zur  Anzeigepflicht 
zwingen  und  schützt  eben  da  alles  mögliche  vor,  als  ob  die  Betreffenden, 
wenn  Sie  mit  der  Möglichkeit  rechnen  müssen,  an.nezeiijt  zu  werden, 
überhaupt  ärztliche  Hilfe  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Wie  gesagt,  das 
sind  verkehrte  Ansichten,  wie  es  sich  auch  in  anderen  Ländern  schon 
gezeigt  hat;  ich  wies  schon  hin  auf  die  nordischen  Länder  Schweden, 
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Norwegen,  Dänemark  und  Amerika,  dort  hat  man  mit  der  Behandlung 
gute  Erfolge  erzielt. 

Wir  haben  uns  veranlaßt  gesehen,  einen  Antrag  zu  stellen,  der  darauf 
hinangeht,  da  II  eine  allgemeine  <;leielie  Anzeiiiepllieht  an  ein  zum  strengsten 
Stillschweigen  verpflichtetes  Gesundheitsamt  eingeführt  wird.  Dieser  An- 
trag geht  über  den  §  4  dieses  Entwurfes  hinaus,  weil  wir  uns  sagen: 
alle  Kranken  dieser  Art  müssen  zur  Anzeige  gelangen,  selbstverständlich 
unter  strengster  Schweigepflicht  des  Gesundheitsamts,  Was  hier  der 
Entwurf  will,  verwässert  die  Anzeigepflicht.  Denn  da  heilit  es:  die  Kranken 
sollen  nur  registriert  und,  wenn  nötig,  durch  Nachfrage  beim  Arzt  mit 
Xanten  festgestellt  werden  können.  Das  ist  doch  natürlich  ein  Umweg, 
der  dann  häufig  nicht  zum  Ziele  führt.  Wenn  Sie  bedenken,  daß  heute 
schon  80  bis  90  Prozent  der  Bevölkerung,  wie  ich  schon  sagte,  mit  voller 
Namensnennung  dem  Gesundheitsamt  oder  der  Behörde  bekannt  sind, 
dann  wurde  auch  das  hier  eine  Atisnahniegesetzgcbutig  sein  zugunsten 
der  wohlhabenden  Kranken,  die  in  der  Lage  sind,  als  Privatpatienten  ihren 
Arzt  in  Anspruch  zu  nehmen.  (Sehr  richtig!)  Das  können  wir  nicht  gui- 
heißen. Deshalb  stimmen  wir  in  erster  Reihe  für  den  von  uns  einge- 
brachten Antrag,  der  einer  Anregung  entspricht,  wie  sie  auch  von  dem 
bekannten  Spezialarzt  für  Haut-  und  Geschlechtskrankheiten  Dr.  Dreuw 
in  einem  geselzgeberisciicn  Versuche  niedergelegt  ist,  der  Ihnen  allen  als 
Material  /.une  gangen  Ist. 

Daß  diese  unsere  Forderung,  ineine  Damen  und  Herren,  nicht  abwegig 
ist,  beweist  doch,  daß  die  Herren  von  der  Deutsch  nationalen  Partei  für 
die  Anzcigepflieht  einfielen,  hewei-t  ferner,  daß  eine  Kollegin  aus  der 
Deutsch  nationalen  Partei  der  Nationalversammlung,  Frau  Dr.  Käthe 
Schirrmacher  in  einem  Aufsatz  in  der  '  Deutschen  Zeitung»,  der  mir  hier 
vorliegt,  sich  ausdrücklich  auf  den  Boden  dieser  allgemeinen  und  dis- 
kreten Anzeigepflicht  stellt.    Ich  bedaure.  daß  die  Demokraten  und  die 

und  hier  also  Richtlinien  hinausflattern  sollen,  die  wie  das  berühmte 
lidifeiitergisclie  .Messer  ohne  Heft  und  ohne  Klinge  sind.  Die  Herren 
vom  Zentrum  haben  allerdings  erklärt,  sie  wollten  die  Frage,  weil  sie  so- 
zusagen ein  Bl'iiurliui  Riihr-midi-iMehl-ari  darsielll.  liier  überhaupt  nicht 
lösen,  die  Nationalversammlung  stille  dazu  Stellung  nehmen.  Da  halte 
ich  es  vollkommen  mit  der  Anschauung  des  Kollegen  von  der  Deutsch- 
nationalen  Partei:  wir  werden  die  Stellung,  die  unsere  Freunde  in  der 
Nationalversammlung  einnehmen,  starken,  wenn  wir  uns  hier  schon  in 
den  wesentlich  sie  ii  Fragen  auf  einen  bestimmten  Standpunkt  stellen.  Hier 
kann  und  soll  es  heißen:  Preußen  in  Deutschland  voran.  Wenn  wir 
diese  Richtlinien  hinausgehen  lassen  und  wenn  die  Nationalversammlung 
auf  dem  Boden  dieser  Richtlinien  ein  Gesetz  entwirft  bzw.  den  Gesetz- 
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entwurf  der  Regierung  entsprechend  abändert,  dann  haben  wir  das  Ver- 
dienst, an  der  Gestaltung  der  wesentlichsten  Fragen  so  mitgearbeitet  IU 
haben,  wie  das  den  modernen  Verhältnissen  einigermaßen  entspricht. 
Wir  sagen:  gleiches  Recht  für  alle  und  deswegen  auch  gleiche  Hygiene 
für  je  denn  an  n,  für  Mann  und  Frau,  ob  hoch  oder  niedrig,  ob  reich  oderarm. 

Nun,  meine  Damen  und  Herren,  kommt  dann  noch  ein  Punkt  in  Be- 
tracht, den  ich  mich  dir  verpflichtet  halle,  hier  zur  Sprache  zu  bringen. 
F.s  handelt  sirh  dabei  um  den  Punkt  7  des  Entwurfs,  wo  es  im  vorlebten 
Absatz  hrillt  -Veihni  der  erwems  mäßigen  Rehandlung  dieser  Kranken 
durch  S;  ich  tarne«  Auch  dieser  l\mki  hat  uns  im  Ausschuß  beschäftigt, 
und  unabhängig  von  der  politischen  Tendenz  hjbeu  Mitglieder  des  Aus- 
schusses aus  .iiiin  Parteien  diesen  Satz  abgelehnt  Wir  sind  n  der  Minder- 
heil geblieben.  Ich  eiilh.ille  mich,  auch  hier  einen  besonderen  Antrag  zu 
stellen;  aber  ich  halte  es  dir  notwendig,  doch  d;e  Sache  hier  iji  Sprache 
zu  bringen 

Verbot  der  gewerbsmäßigen  Behandlung  dieser  Kranken  durch  Nicht- 
ärzte"  Wir  haben  bei  uns  in  I -i-j Iten- He utsc bland  Kuricrfreiheir.  jeder 
hat  das  Recht,  kranke  Mensrhen  711  behandeln,  er  dar!  sich  nur  nicht 
Ar/i  nennen.  Man  kann  zur  Kurerireiheil  stehen,  wie  ir.an  will,  aber 
sie  besteht  nun  einmal,  und  man  kann  diejenigen,  die  von  dieser  I  reiheit 
Cichraucli  machi  n  und  kranke  Menschen  behandeln,  nicht  ohne  weiteres 
(Olschlagen.  Sie  können  auc'i  nicht  das  Publikum  hindern,  wenn  und 
wofern  cs  zu  Nichtärzlcn  Vertrauen  hal>en  sollte,  diese  Nichtärzte  anzu- 
suchen. Lnd  wir  wollen  dorli  wahrhaftig  nicht  vergessen  —  ich  betone 
es  hier  noch  einmal  auch  von  diesem  Stelle  ■  Nichtärzte  werden  häufig 
Kurpfuscher  genannt  -■  |J  gibt  es  denn  nullt  auch  Arzle.  die  KurpiiiM her 
sind'  (Sehr  richtig")  Ist  denn  jede  Kur.  die  ein  approbierter  Ar/1  vor- 
nimmt,  eine  r.chlige,  eine  vernünftige,  eine  zweck  matt  ige'  l 'nd  ISI  um- 
gekehrt jede  K'ir.  die  ein  Nichtarzl  vornimmt,  eine  verkehrte,  eine  falsehe? 
Es  gibt  Ärzte,  die  Pfuscher  sind,  und  es  gibt  sogenannte  Kurpfuscher, 
iiie  tüchtiger  und  besonnener  sind  als  Är/te.  (Sr.hr  ridiii«!  links  und  rechts.) 
Nim,  meine  Damen  und  Herren,  dürfen  wir  doch  nicht  vergessen,  daß 
die  wissenschaftliche  Medizin  wertvolle  Triebkräfte  von  den  Nichtärzten 
empfangen  hat.  Haben  wir  denn  schon  vergessen  und  vergessen  es  die 
Ärzlc,  dali  Männer  wie  Prießnitz,  Hessing,  wie  Thure- Brandt,  wie  Schroth 
und  viele  andere  mehr,  wie  Kneipp,  um  auch  Ihnen,  Herr  Kollege  Faß- 
bender,  einen  Respekt  zu  erweisen,  trotzdem  sie  Nichtärzte  waren,  also 
im  Sinne  der  Herren  Doktoren  Pfuscher,  für  die  Entwicklung  der  Heil- 
kunde mehr  geleistet  haben  als  ein  Dutzend  approbierter  Ärzte?  Und  bei 
der  uVliarutfiuig  di-r  Gesriileeksiimnldiut™  ist  es  doppelt  nolwerulig,  daß 
Antrieb  auch  von  solchen  Personen  kommt,  die  auf  Grund  einer  —  sagen 
wir  einmal  —  genialen  Begabung  hier  auch  ein  Wort  mitreden  können. 
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Wenn  es  hiergegen  im  Sinne  dieser  Richtlinien  heißt:  nur  Ärzte  sollen 
behandeln,  dann  wird  jeder  Kraule  gezwungen  sein,  sich  mit  Salvarsan, 
Quecksilber  und  wer  weiti  mit  welchen  Mitteln  behandeln  zu  lassen;  wer 
zu  all  diesen  Mitteln  kein  Vertrauen  hat,  kann  sich  eben  nicht  behandeln 
lassen.  Aus  diesen  Gründen  wird  auch  die  Entwicklung  der  Therapie  er- 
heblichen Schaden  leiden;  sie  bleib!  mir  ein  Miinnptil  für  die  Herren  Ärzte, 
Nun  hat  allerdings  einer  der  Herren  Ärzte  im  Ausschuß  gesagt:  mögen 
doch  diejenigen,  die  behandeln  wollen,  an  die  Universität  gehen  und  sich 
einer  Prüfung  unterziehen;  dann  sind  sie  eben  Ärzte,  Ja,  wenn  wir  erst 
die  Einheitsschule  haben,  wenn  wir  ersi  rinrielitimgen  haben,  bei  denen 
sich  von  der  Einheitsschule  wissenschaftliche  Disziplinen  abzweigen  und 
entfalten  und  ohne  jegliches  Entgelt  jeder,  der  dazu  befähigt  ist,  insbe- 
sondere auch  diejenigen,  die  in  der  Wahl  ihrer  Eltern  nicht  besonders 
vorsichtig  waren,  die  Möglichkeit  haben,  die  höheren  Lehrfächer  in  An- 


der Tat  be- 
1  Ablehnung 


gesetzgebende  Korpcrsdiatt  die  Anzeige  als  richtig  und  notwendig  hinstellt. 

Das  sind  die  Gesichtspunkte,  meine  Damen  und  Herren,  die  meine 
Freunde  hier  zur  Sprache  bringen  wollten.  Wir  glauben,  ohne  zu  ver- 
kennen, dali  die  soz/ide  bVdm.etlie:!  gerade  hei  den  Geschlechtskrankheiten 
eine  große  Rolle  spielt,  daß  doch  die  Richtlinien  einen  Schritt  vorwärts 
bedeuten.  Wir  sind  gern  bereit,  diesen  Schritt  mitzumachen  und  auf  ■ 
unsere  politischen  freunde  in  der  Nalioiialeersiunnihiiisc  einzuwirken,  dali 
sie  im  Sinne  der  Richtlinien  das  neue  Gesetz  entwerfen  bzw.  das  Gesetz, 
das  die  Rc^ierune:  vo-ice;!.  modifizieren,  und  wir  hoffen,  dali  nach  dieser 
Richtung:  hin  ein  Schritt  vorwärts  getan  wird,  um  eine  der  furchtbarsten 
Geißeln  der  Menschheit,  die  Geschlechtskrankheiten,  mindestens  in  ihrem 
Umfange  und  in  ihrer  Wirkung  erheblich  /.u  beeinflussen.  (Sehr  richtig! 
bei  der  Unabhängigen  Sozialdemokratischen  Partei.)  Wenn  dann  daneben 
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noch  die  Einwirkung  in  Schule  und  Haus  stattfinde!,  wenn  insbesondere 
die  Zeitungen,  die  in  den  Kreisen  der  kleinen  Leute  gelesen  werden, 
unseren  PikhuiKsbestrebungcu  die  nötige  I  uiterslützuug  verleihen,  wenn 
sie  uns  ermöglichen,  uns  so  zu  entfallen,  um  in  Stadt  und  Land  die  Be- 
volkenme;  belehren  zu  '-ainr.en,  was  man  iiber  die  Geschlechtskrankheiten 
zu  erfahren  nötig  hat,  wie  notwendig  es  ist,  frühzeitig  schon  seinen  kranken 
Körper  zur  Bei  muH  uns;  zu  bringen,  um  erfolgreiche  Hilfe  zu  finden,  dann 
haben  wir  uns,  soweit  das  preußische  Parlament  in  Frage  kommt,  um 
eine  gedeihliche  Entwicklung  der  Frage  verdient  gemacht  Von  diesem 
Standpunkt  aus  bitte  ich  Sie,  die  Richtlinien,  die  der  Ausschuß  für  Be- 
völkerungspolitik entworfen  hat,  gut  zu  heilten  und  auf  die  Nationalver- 
sammlung einzuwirken,  recht  schnell  im  Sinne  dieser  Richtlinien  ein 
neues  Gesetz  aufzubauen,  so  daß  hier  gerade  eine  erfolgreiche  gesund- 
heitliche Förderung  unserer  Bevölkerung  ermöglicht  wird.  (Bravo!) 

Abg.  Dr.  Struve  (D.  Dem.):  Meine  Damen  und  Herren!  Meine  poli- 
tischen Freunde  werden  in:  allgemeinen  für  Jen  Antrat;  des  10.  Aus- 
schusses stimmen.  Der  Bemängelung  des  Vertreters  der  Zeil  trumspart  ei, 
des  Abgeordneten  Dr.  Fafibender1).  schliclic  ich  mich  an.  Kollege  Dr. 
Schltilimauii  hatle  ja  sdion  den  AuIrJK  ycsicllt,  getrennt  ühcr  die  Ziffei  ■! 
abzustimmen.  Meine  Freunde  werden  diese  Ziffer  4  ablehnen,  ebenso 
lehnen  wir  den  Antrag  Adolf  Hoffmann  ab,  der  die  Nummer  f  927  trägt, 
und  beantragen,  daß  der  Antrag  1938,  der  von  dem  Abgeordneten  Dr. 
Bronisch  gestellt  wird,  dem  Ik^olkertiugsaussdiiili  übergeben  wird.  Wir 
hallen  es  weiter  nicht  für  richtig,  dal!  liier  in  diesem  Mause  bei  einer 
Materie,  die  seit  Jahr  und  Tag  reichlich  mit  Worten  bedacht  worden  ist, 
noch  lange  geredet  wird,  sondern  wir  wünschen  einen  einmütigen  Be- 
sch litis,  damit  die  Sache  iiKlcrNationalverfa  mm  hing  schnell  ar-«chat]dcltwird. 

Einerlei  nun,  wie  die  Nationalversammlung  die  Paragraphen  fallt,  das 
eine  isl  sicher.  Paragraphen  und  Gesetze  machen  in  diesem  Punkt  nicht 
alles,  nicht  einmal  die  Hauptsache.  Man  kann,  wenn  mau  eine  Besserung 
des  deutschen  Vrilkts  vun  dem  jetzigen  Zustande  will,  wo  trotz  aller  Be- 
mühungen die  Geschlechtskrankheiten  zunehmen,  bei  Mann  und  Frau, 
in  der  Stadl  und  auf  dem  Lande,  dies  nur  durch  eine  sittliche  und  körper- 
liche Ertüchtigung  unseres  Volkes  erreichen.  V/irtsd'aillie'ho  und  soziale 
Reformen  sind  iiier  wichtiger  als  ( iesetzesbestiir.muc.geii.  die  Prophylaxe 
viel  erfolgreicher  als  der  Strafrichter.  Es  hat  wohl  noch  nie  eine  Zeil 
gegeben,  wo  die  Moral  in  aller.  Schichten  sn  daruicdcrlice.t  wie  heute.  Da  ist 
eine  sittliche  Erneuerung  doppell  schwer,  daher  auch  doppelt  notwendig. 

')  Der  Abgeordnete  Fallbender  hat  dem  Verfasser  dieses  Buches  erklärt, 
dali  das  Zentrum  zu  dem  Inhalte  tief  Antrages  keine  Stellung  jieui'uuncii 
habe,  wohl  aber,  du  verschiedene  Stimmen  für  und  gegen  ihn  gewesen  seien, 
die  Entscheidung  aus  rein  formellen  Gründen  dem  Reichstage  überlassen  wollte. 
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Es  war  meines  Erachtens  richtig,  dah  der  Abgeordnete  Dr.  Faßbender 
als  erster  Redner  darauf  hinwies,  dafi  gerade  hier  in  Berlin  die  Zustände 
außerordentlich  schlimm  geworden  sind.  Wir  wollen  auch  von  dieser 
Stelle  aus  die  offizielle  Spitze  der  Berliner  Stadtverwaltung  darauf  auf- 
merksam machen,  dali  die  Zustände  liier  in  Berlin  himmel schreiend  sind, 
dali,  wenn  irgend  jemand  mit  Emst  und  besonderem  Eifer  an  die  Be- 
kämpfung der  Schäden  mit  sittlichem  Gebiete  und  bei  Geschlechtskrank- 
heiten lierangehen  will,  Herr  Dr.  Weyl,  er  in  Berlin  genug  findet,  was  er 
zuerst  tun  kann.  (Zuruf  des  Abgeordneten  Dr.  Weyl.)  Es  ist  auch  richtig, 
daß,  da  nun  einmal  in  Berlin  all  die  fremden  Delegationen  und  fremden 
Offiziere  sind,  wir  das  Ausguckfenster  von  Deutschland  für  die  ganze 
Welt  sind.  Weil  das  Nachtleben  in  Berlin  in  den  verlockendsten  Farben 
und  in  der  angenehmsten  Weise  dargeboten  wird,  laden  die  zuständigen 
Organe  eine  nicht  zu  tragende  Verantwortung  auf  sich,  wenn  sie  die 
Dinge  so  lassen,  wie  sie  heute  sind. 

ich  habe  mich  noch  mit  einigen  Worten  mit  dem  Vertreter  der  Mchr- 
licitssozialelciiiokne.ic.  1  [tun  Abgeordneten  Giät  /n  beschäftigen.  In  einem 
Punkt  glaube  ich,  ist  Herr  Gräf  nicht  recht  unterrichtet.  Er  meinte,  der 
Geschlechtskranke  füge  sich  schwerer  als  andere  Kranke  den  Anord- 
nungen des  Arztes.  Bei  1  ieschlechtskrankeri  seien  eher  Anordnungen  von 
dritter  Seite  nötig  als  bei  anderen  Krankel).  Ich  selbst  habe  .inf  diesem  Gebiet 
eine  lange  Erfahrung  und  kenne  auch  genügend  Fachkollegen.  Ich  habe 
noch  nie  Klagen  gehört,  dalHicsrhlechlskranke  sich  schwerer  als  andere 
Kranke  den  Anordnungen  de.  Arztes  fügen.1)  Ich  darf  die  Damen  und  Herren 
hier  im  Hause  darauf  aufmerksam  machen,  daß  gerade  auf  dem  Gebiete 
der  Geschlechtskrankheiten  die  Behjuidlung  durch  Nichlär/te  mehr  ver- 
breitet ist  als  auf  irgendeinem  anderen  Gebiete,  (las  kommt  meiner  Meinung 
nach  auch  daher,  dal!  die  ( icsehleelilskraiikeu  sich  mindestens  eben  soviel, 
vielleicht  noch  mehr  und  ausgiebiger  behandeln  lassen  als  andere  Kranke. 

Wenn  Herr  Kollege  Gräf  dann  gefragt  hat:  woher  kommt  nun  diese - 
kolossale  Zunahme  der  Geschlechtskrankheiten ~!  fo  meine  ich,  das  ist  eine 
der  ganz  natürlichen  Folgen  dieses  langen  Krieges.  Wenn  Hundert- 
tausende, wenn  Millionen  ihrem  regelmäßigen  Geschlechtsverkehr  ent- 
zogen sind,  von  dem  Oit  ihrer  Heimat,  da,  wo  sie  ihre  Familie  und  ihre 
Bekanntschaft  haben.  U  irlkoininen,  so  ist  es  ganz  selbstverständlich,  dali 
durch  den  dadurch  einsetzenden  unregelmäßigen  Geschlechtsverkehr  über- 
all neue  Krankheitsherde  entstehen,  und  wenn  'lausende  und  Zehntausende 
von  Männern  ohne  Frauen  jahielane  in  fremde  Städte  hineingebracht 
werden,  so  ist  auch  ganz  sclhsh erstä  ndlich ,  itati  dadurch  Geschlechts- 
krankheiten entstehen.  Wir  wollen  weiter  nicht  vergessen,  daß  die  De- 
mobilisierung ganz  .anders  gckiniiriieii  ist,  als  wie  wir  es  uns  alle  gedacht 

■|  YV.ri     p'lu.reln  Null  einer  den  Är/icn  ile:  bei  jliirn^tcl'c:!.  (Dr.  I  loilanaj. 
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haben,  dali  alle  Maßnahmen,  die  man  von  1916  her  für  die  Demobili- 
sieruni;  vorbereitet  hatlc,  nicht  zur  Ausführung  gekommen  sind.  Wir 
wollten  doch  die  vielen  Millionen,  die  mehr  oder  minder  geschlechlskrank 
zurückgekommen  sind,  an  der  Grenze  und  nachher  in  so  und  so  vielen 
Aufnahme lazareöen  festhalten.  Durch  die  Umstellung  des  Staatswesens, 
die  wir  im  November  1918  erfahren  haben,  ist  nichts  an  diesem  Vorhaben 
gelungen.  Die  übelste  Unordnung  ist  leider  Tatsache  geworden. 

Ich  möchte  auch  von  mir  aus  darauf  hinweisen,  daß  die  Zustande  im 
besetzten  Gebiet  die  dringendste  Aufmerksamkeit  —  nur  weiß  ich  nicht: 
sei  es  der  preußischen,  sei  es  der  Keiclisroj;'<-'niiiK  erfordern.  Wir 
wissen  ja  bei  der  Viclgestalliyk'it  unseres  Verfa^iiugslebciis  häufig  nie 
recht,  ob  die  preußische  oder  die  Reichsregierung  zuständig  ist  Wir 
können  also  hier  nur  unsere  preußische  Medizinalbehörde  bitten,  unter 
allen  Umständen  dafür  zu  sorgen,  dali  die  Verseuchung  der  besetzten 
Gebiete  soweit  wie  möglich  hintangehallen  wird. 

Ich  bin  aber  dem  Herrn  Kollegen  Gräf  sehr  dankbar  dafür,  daß  er  so 
energisch  darauf  hingewiesen  hat,  daß  alle  Ärzte  bei  dem  Kampf  gegen 
die  Geschlechtskrankheiten  gebraucht  werden  müssen  und  daß  die  Ärzte 
viel  melir  als  bis  heute  liurcli  iiir  Studium  für  diesen  Kampl  vorbereitet 
werden  sollten.  Wir  haben  ja  auch  schon,  bevor  wir  gesetzliche  Vorschläge 

aß  die  Ausbildung  aller 
r  guten  Behandlung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten gefördert  werden  solle.  Das  ist  auch  der  Stand- 
punkt meiner  politischen  Freunde;  hier  müssen  alle  Ärzte  herangezogen 
werden;  gerade  in  diesem  Hause  ist  eine  Universitätsreform  mit  allem 
Eifer  zu  fördern.  Wir  wollen  hoffen,  daß  das  Zusammenarbeiten  der  ver- 
antwortlichen Parteien  hier  bald  Früchte  tragen  wird. 

Denn  Herr  Kollege  Gräf  hat  ganz  recht:  die  Geschlechtskrankheiten 
zu  erkennen,  ist  sehr  schwer,  und  uoeli  viel  ^chwierigiT  ist  es,  zu  erkennen, 
ob  und  wann  jemand  geheilt  ist  Das  ist  auch  eine  der  schweren  Ge- 
fahren bei  der  Behandlung  der  Geschlechtskrankheiten  durch  Nichtsach- 
verständige, daß  die  armen  Kranken  jahraus  jahrein  behandelt  werden, 
immer  wieder  Geld  bezahlen  müssen,  ohne  daß  sie  noch  krank  sind. 
Auf  der  anderen  Seite  haben  die  nichtsachversländigen  Heilpersonen 
niemals  die  nötige  Kenntnis,  um  eine  Syphilid  frühzeitig  zu  erkennen. 

Nun  hat  Herr  Kollege  Gräf  den  klangvollen  Namen  Bunge  erwähnt 
und  hat,  wenn  ich  nicht  irre,  gesagt,  daß  Herr  Bunge  ja  auch  einer  von 
den  Ärzten  sei  und  daher  ja  seine  Kollegen  kennen  mülitc.  Das  ist  ein 
Irrtum.  Herr  Bunge  hat  keine  Beziehungen  zur  praktischen  Medizin,  sondern 
Herr  Bunge  ist  eine  Physiologe  und  auch  sonst  ein  Theoretiker,  der 
in  seinen  Aiii'Ucm: n-vn  manchmal  allein  gv-tamlen  hat.  Deswegen  wäre 
ich  nicht  darauf  zurückgekommen,  daß  Bunge  in  Basel  der  Meinung  ist, 
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lijll  viele  Arne  .:  i  5jph  hs  dusw<  gen  konservierten .  weil  sie  davon  so 
gut  leben  konnten.  Die»'  Ansicht  hat  jKt  Heu  Ui.  Weyl  dutrh  ein  lür 
die  Öffentlichkeit  bestimmtes  »sehr  richtig  •  unterstrichen.  Aus  diesem 
Grunde  komme  ich  auf  die  Sache  zurück.  Ich  teile  dir  Meinung  des 
Herrn  l'räMdenlcii  l.emcrl.  dafl  diese  Aulfassuitg  SO  eigenartig  (iel  ist. 
iUH  ich  sie  aurh  durch  einen  Ausdruck,  der  nnl  einem  Ordnungsruf  ge- 
ahndet  werden  müüte.  nicht  treffen  konnte.  Ich  glaube  Sie.  Herr  Dr.  Weyl, 
aber  dadurch  genügend  bezeichnet  zu  haben. 

Dann  hat  Herr  Qräf  seiner  Freude  darüber  Ausdruck  gegeben,  daß 
min  täur  f'oli/eistaal  auf  dem  (ich-rte  des  l'n  istitnlionswesj'iis  ausgeräumt 
werden  könne.  Meine  demokratische::  Freunde  weisen  darauf  hin,  daß 
der  Antrag  von  ihnen  ausgegangen  ist  und  wir  Jen  Antrag  -1t  schon 
am  12.  April  1919  gestellt  haben. 

Da  Herr  Graf  ferner  so  lebhaft  über  die  An  zeigepf  licht  gesprochen 
hat,  so  wäre  es  unrecht,  wenn  ich  ihm  nicht  kurz  folgen  würde.  Herr 
Dr.  Weyl  ist  nicht  so  lebhaft  wie  bei  der  AtizciRcpfticlit  dafür  eingetreten, 
daß  die  Kurpfuscher  zur  Behandlung  von  Oese  Ii  leebtskrank  heilen  zugelassen 
werden.  (Widerspruch  des  Abg.  Dr.  Weyl.)  —  Gewiii,  Sie  haben  auch 
erklärt,  das  (leset;  wäre  ein  Uclrleubeigci  Moser,  wenn  die  Auzcigepflichl 
herausgelassen  würde.  Trotzdem  habe  ich  und  auch  ändere  Herren  in 
diesem  Hause  den  Eindruck  schabt,  daß  gerade  Ihr  Eintreten  für  eine 
wahllose  Zulassung  von  ganz  ungebildeten  Personen  —  (Zuruf  des  Abg. 
Dr.  Weyl:  Das  stimmt  nicht!  Für  wahllose  Zulassung  hin  ich  nipht  ein- 
getreten!! bei  der  liehaiidlimg  von  Geschlechtskrankheiten  gerade  bei 
[lirer  Person  eines  besonderen  Reizes  nicht  entbehrt.  Sie  haben  doch  den 
Antragauf  Zulassen;:  von  Nichtärzien  gcsleilt.  sonst  niemand.  Herr  Dr.  Weyl! 

Es  ist  unbegreiflich,  sagl  Herr  Dr.  Weyi.  daii  gerade  Arzte  sich  gegen 
die  An/eigcriflictu  erklären  Meine  Damen  mul  Herren,  da-  geM-hichi. 
weil  auch  hei  dem  mildesten  System,  das  Herr  Graf  vorgeschlagen  hat, 
wenn  nicht  der  Name,  sondern  nur  eine  Nummer  gemeldet  wird,  wir 
Arzte  doch  abk'liuen  müssen,  dali  der  Patient  durch  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  an  den  Arzt  gebunden  wird.  Der  Patient  null"!  doch,  wenn  er 
eine  ärztliche  Vorschrift"  nicht  erfüll:  oder  sieb  der  ärztlichen  liehandlutig 
entzieht,  auch  dann  namentlich  gemeldet  werden.  Aus  ärztlicher  Ethik 
können  wir  nicht  gestatten,  dali  uns  die  Patienten  durch  gesetzliche  Be- 
stimmungen zwangsweise  überliefert  werden,  sondern  wir  müssen  Wert 
darauf  legen,  daß  sie  deswegen  von  uns  sieb  behandeln  lassen,  weil 
wir  sie  gut  behandeln.  leb  sage  das.  damit  jede  mögliche  Brücke  zum 
Verständnis  unter  den  verschiedenen  Ansichten  lia  r  geschlagen  werden  kann. 

Der  widitigste  ( ii  uiid.  den  I  ler  e  (iräf  angegeben  bat.  ist  der  Umstand, 
daß  bei  etwa  1  S  Millionen  Menschen  eine  A n ze ige pfl teilt  besteht,  nämlich 
bei  den  Krankenkasse  limitgliedern.  Ich  habe  schon  im  Ausschuß  betont. 
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da!)  ich  unbedingt  gleiches  Recht  haben  will  und  unter  keinen 
Umstanden  eine  Klassiriipr,litik.  nach  der  '.Sic  Wolii  luibcnden  anders  hc- 
liandclt  werden  als  die  Allgemeinheit.  Daher  habe  ich  auch  den  Vorschlag 
der  Sachverständigen  der  Deutschen  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der 
GeschleditskrankheiicT,  nieln  gebilligt,  daß  es  dem  Ermessen  des  Arztes 
übertragen  werden  soll,  den  einen  zu  melden,  den  anderen  nicht,  weil 
ich  eine  Klassenhygiene  nicht  will'). 

Aber  ich  glaube,  Herr  Oräf,  Sie  haben  schon  einen  Weg  angegeben, 
der  das  Unrecht  ausräumen  kann,  das  jetzt  denjenigen  Kranken  kassen- 
mitgliedern  geschieht,  die  auf  Krankenschein  gemeldet  werden.  Ich  habe 
Sie  doch  so  verstanden,  daß  in  Ihrer  Krankenkasse  in  Frankfurt,  die  Sie 
leiten,  die  Diagnosen  nicht  mit  auf  dem  Krankenschein  stehen.  Ich  bitte, 
daß  dieses  Verfahren  auch  bei  andern  Krankenkassen  eingeführt  wird. 
DieSpezialdiagnose  auf  dem  Krankenschein  ist  mir  immer  sehr  unangenehm 
gewesen,  und  ich  habe  es  ebenso  wie  andere  Ärzte  so  zu  vermeiden  ge- 
wußt, daß  ich  eine  harmlose  Diagnose  schrieb,  die  nicht  gegen  den  Er- 
krankten benutzt  werden  konnte.  Aber  wenn  das  Verfahren  überall  [ein- 
geführt ist.  daß  auf  dem  Krankenschein  die  Diagnose  nicht  steht,  dann 
würde  das  zwiefache  Hecht  ausgeräumt  werden,  da  Ii  anscheinend  hei 
einem  Teil  -.lnsrcr  Volksgcmi-scu  eine  An/eigepiliHil  besieht,  hei  einem 
anderen  nicht.  Daher  stimme  ich  ganz  mit  Ihnen  überein,  wenn  Sie  sagen, 
wir  müssen  versuchen,  diese  Trage,  nachdem  wir  uns  grundsätzlich  ge- 
nügend gestritten  haben,  durch  die  Mittel  der  Technik  der  Krankenschein- 
ausstellung gemeinsam  zu  losen,  und  ich  hoffe,  daß  das  der  National- 
versammlung gelingen  wird. 

Dem  Antrag  Adolph  Hoffmauu  können  wir  unmöglich  zustimmet]. 
Herr  Dr.  Wcyl  sagt;  Es  ist  treradezu  unfaßbar,  dal!  diu  Leute,  die  da 
sagen,  die  Gescldccluskrankneilcn  wachsen,  mm  jet/l  nirlit  die-  Anzeige- 
pflicht nehmen.  Gerade  weil  wir  wissen,  dali  diese  Geschlechtskrankheiten 
gewachsen  sind,  müssen  wir  uns  erst  recht  hüten,  ein  Mitfei  zu  nehmen, 
durch  das  die  ücschlccluskraiikliciicri  sicher  weiter  Warbsen  werden.  LTiul 
es  ist  auch  vollkommen  falsch,  wenn  die  Herren  sagen,  wir  hätten  keine 
Mittel  genannt,  die  Geschlechtskrankheiten  zu  bekämpfen.  Wir  haben 
zwei  neue  Gesichtspunkte  in  diesem  Antrag,  die  beide  aus  den  Reihen 
der  Volksvertretung  hervorgegangen  sind,  zunächst  die  Behandlungspflicht 
ihr  jeden  Lr krankten  und  dann  die  Helch-aingsptlicht  für  jeden,  der  Er- 
krankte zu  behandeln  hat.  Wir  sind  fest  überzeugt,  daß,  wenn  diese  Be- 
handlungspflicht erst  aus  dem  Stadium  des  gesetzlichen  Vorschlages  zur 
Tat  geworden  ist  und  wenn  weiter  jeder  Kranke  durch  ein  vom  Reich 

■(  Die  Demokraten  dürften  nach  der  Nicht  Wiederwahl  Schloßmanns  und 
Dr.  Sir  Li  vc  s,  i!es  ,ri(idis:%r-elii'rii-:in  lte:i  .ipcvi.il.i-.-ies  "linc  ^pezial;ui:-hilJiMis;, 
sich  ihrer  liciu'.^ntiselien  l'ririzipieih  e-iniicni.    Dennis  Volk. 
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/u  lieferndes  .Merkblatt  belehrt  wird,  wir  die  5orgtosen  und  die  Nach- 
lässigen vermindern,  die  heute  die  tlesrhlechlsk  rank  heilen  WTjj,^,(^n, 

Eine  Ameigcpflichl  rsl  weiter  deshalb  ganz  unmöglich,  u.ctl  die  Ante 
keine  Gewahr  dafür  haben,  dal)  die  T'ahenlen  ihren  rirhtigen  Namen 
nennen  Hei  den  Krankenkassenm  »gliedern  Ijrir  sirh  ein  gtoHcr  Teil  prival 
Vinn  Arit  liehandehi .  um  der  Nennung  des  Namens  und  der  Krankheit 
auf  dem  Krankensthem  zu  emgclu-n 

Nnch  ein  anderer  Gesichtspunkt?  f  intier  konnte  man  nr.cn  anders  zu 
diesen  Dingen  Stehen,  Früher  tounle  man  sagen,  es  kommt  nicht  sn 
genau  riaiaut  an.  ob  Jage  oder  eine  Woche  vorgehen,  ehe  jemand  ium 
Ar7t  kommt,  denn  die  Uehandlung  der  ( leschleehtskrankhcilen  dauert 
ja  immer  eine  außerordentlich  lange  Zeil.  Nun  Legen  die  Dinge  doch 
so,  öaH  auch  Männer,  die  den  I  ortschritten  auch  ihter  eigenen  Wissen 
schalt  kritisch  gegenüberstehen,  zugeben  mimen,  dall  wir  in  der  Er- 
kennung und  ISehandlung  der  <iesi hlcclitskrankheiten  in  den  letzten  Jahr- 
lehnten  dank  der  Arbeit  deutscher  Forscher  außerordentliche  Fort- 
schritte gemacht  haben,  so  daß  jetzt  die  Möglichkeit  besteht,  wenn  nur 
frühzeitig  genug  die  Krankheit  erkannt  wird  und  der  Patient  frühzeitig 
gentig  zum  Arzt  gebt  —  und  hier  sind  Stunden  so  kostbar  wie  Tage  — , 
in  einer  ganzen  Reihe  von  Fällen  die  Krankheit  in  kurzer  Zeit  unterdruckt 
werden  kann!  Nur  dadurch,  durch  nichts  anderes,  durch  keine  noch  so 
schon  ausgeklügelte  gesetzliche  Vorschrift,  bekommen  wir  ein  Zurück- 
gehen der  Geschlechtskrankheiten. 

Es  ist  nun  einmal  so,  dafl  durch  eine  Anzeigepflicht  eine  große  Anzahl 
von  Menschen  sich  abhalten  lassen  wird,  sofort  zum  Arzt  zu  gehen  — 
man  kann  nur  darüber  streiten,  wie  groß  diese  Zahl  ist  — ,  und  diese 
se(7en  wir  der  (iclahr  aus,  monatelang  »nd  ialirelsiit;  gesell  k'clitskmrik 
zu  sein  uiui  Iroi/  aller  Vorschriften  diese  Krüiiklieilen  weiter  /n  vethreilcn. 
Aus  diesem  Grunde,  weil  diese  Sachen  seit  Jahr  und  Tag  klar  zutage 
liegen,  weil  wir  sie  selber  so  ernst  nehmen,  bitten  wir:  lehnen  Sie  die 
Anzeigepflicht  ab.  Sie  sieht  auf  den  ersten  Blick  gut  aus.  Es  ist  in 


mit  grofler  .Mehrheit,  wie  Blichen  Liesa.nl  wird.  Ich  kann  nur  meine  lütte 
wiederholen,  die  Anzeigepflicht  nicht  anzunehmen,  denn  sie  hält  nicht, 
was  sie  verspricht.  Wir  müssen  bei  unserer  Ablehnung  bleiben,  weil 
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wir  den  Kampf  gegen  die  Geschlechtskrankheiten  nur  mit  guten  Mitteln 

Von  den  verschiedensten  Seiten  ist  darauf  hingewiesen  worden,  daft 
hier  ja  nur  Richtlinien  vorliegen,  und  dali  erst  die  National  Versammlung 
die  Sache  gesetzlich  erledigen  soll.  Die  Herren  von  der  Deutschnationalen 
Volkspartei  hatten  auch  hier  ihren  besonderen  preußischen  Standpunkt 
betont,  indem  sie  den  Antrag  [ironisch  zunächst  so  gelaßt  hatten,  als 
wenn  sie  eine  Regelung  nur  für  Preußen  haben  wollten.  Im  Ausschuß 
haben  wir  diese  Frage  auch  besprochen,  haben  aber  gesagt:  niemand 
respektiert  so  wenig  die  Landcsgrcn;en  wie  Krankheiten,  Bakterien,  Ba- 
zillen usw.  Dalier  mochte  ich  bitten,  daß  wir  auch  hier  sagen,  das  ist 
eine  Reichssache,  das  muß  vom  Reiche  geregelt  werden. 

Aber  die  andere  Seite,  die  sittliche,  körperliche  und  wirtschaftliche  Er- 
tüchtigung, der  Kampf  gegen  die  Geschlechtskrankheiten,  ausgehend  von 
der  Beeinflussung  des  Einzel  menschen,  bleibt  auch  unsere  Landessache. 
In  diesem  Punkte  können  wir  in  den  nächsten  Jahren  von  der  iuftersten 
Linken  bis  zur  äußersten  Hechten  gemeinsam  vnrf'.ehcri ,  denn  die  Ge- 
sell lec  Iiis  krankheiten  erfordern  ein  gemeinsames  und  energisches  Handeln, 
Noch  viele,  lange  Jahre,  in  mühevoller  Arbeit!  (Bravo!  bei  der  Deutschen 
Demokratischen  Partei.) 

Abg.  Stendel  (D.  V.-Pj:  Meine  Damen  und  Herren,  meine  politischen 
Freunde  werden  gegen  den  Antrag  Adolph  Hoff  mann  sowie  gegen  Ziffer  4 
des  Antrages  des  Ausschusses  stimmen  und  dafür  sein,  daß  der  Antrag 
[Ironisch  dem  BcviMkermigsanssdndi  überwiesen  wird.  Wir  stehen  dem 
Grundgedanken,  der  den  Beratungen  niui  rmscIilielJungen  des  Ausschusses 
zugrunde  gelegen  hat,  durchaus  sympathisch  gegenüber.  Wir  wollen 
alles  versuchen,  um  die  immer  mehr  um  sich  greifenden  Geschlechts- 
krankheiten einzudämmen  und  ihnen  entgegenzutreten.  Wir  sind  nicht 
mit  allem,  was  in  diesen  Uichllmien  steht,  einverstanden;  ich  werde  eine 
ganze  Reihe  von  Ausständen  zu  machen  haben.  Wenn  wir  sie  aber 
hinausgehen  lassen  wollen  als  die  Beschlüsse  der  Landesversammlung, 
so  werden  wir  uns  dem  nicht  widersetzen.  Ich  glaube  aber  doch  das, 
was  wir  einzuwenden  haben,  ausführen  zu  sollen. 

Wir  sind  damit  einverstanden,  iLMi  IlcrattHiiis-tclieii  geschaffen  werden. 
Wir  erhoffen  von  ihnen  Gnies,  wenn  wir  auch  selbstverständlich  Rewisse 
Bedenken  haben. 

Dali  die  Tätigkeit  der  Polizeibehörden  vollkommen  ausgeschaltet  werden 
soll,  halten  wir  doch  für  bedenklich.  Es  ist  im  Ausschult  bereits  von 
Vertretern  der  Regierung  gesagt  worden,  dafi  es  nicht  die  Ansicht  der 
Regierung  sei,  daß  man  die  gesamte  polizeiliche  Kcglemenlierimg  auf- 
heben könnte.  Ks  wurde  ifcs.iyt  und  da;-  ist  .iuch  unser  Standpunkt  — , 
dali  eine  besondere  sitten  polizeiliche  Kontrolle  durch  das  Pflegeamt  sehr 


gut  wirken  könne,  dali 


:  Kurpfuscher 
■wrrlisnii'ißige 


einschreiten.  Sie  sind  ja  gerade  dazu  da,  zu  helfen, 
wir  aber  die  Möglichkeit  haben,  von  Polizei  wegen 
diejenigen  von  den  Dirnen  der  Bestrafung  zuzuführen, 
gemacht  haben.  Es  ist  sehr  gut  und  schön  gesagt,  daß 
.  Milde  gegen  diese  I  raircil  \ h 1 1     ih  m  si.1I ,  aber  sie  bei 


daß  jede  öffentliche  Dirne  umhcirciscn  darf,  wie  es  ihr  gefällt,  von  Ort 
zu  Ort  fahren  darf,  wie  jeder  andere  Bürger,  und  wenn  sie  auf  den  Tanz- 
boden gehen  kann,  so  müssen  wir  darin  eine  außerordentlich  schwere 
Gefahr  iiir  das  deutsche  Volk  erblicken.  (Zuruf  links:  Vergessen  Sie  die 
Männer  nicht!)  —  Das  werden  Sic  doch  nicht  bestreiten  können,  daß  viel, 
viel  mehr  Miinner  durch  Prallen  angester-kl  weiden,  als  umgekehrt,  (Wider- 
spruch links)  und  daß  eine  öffentliche  Dirne  doch  eine  außerordentlich 
größere  Gefahr  für  die  Gesundheit  des  Volkes  bildet,  als  ein  Mann,  der 
gcschlechtskrank  ist.  Darüber  brauchte  man  eigentlich  nicht  zu  streiten. 
(Zuruf  links.)  —  Ganz  richlig,  das  ist  meine  Ansicht,  Herr  Dr.  Wey!; 
Sie.  scheinen  auch  dieses  wieder  besser  zu  wissen.  Ich  sage  deshalb: 
schrankenlose  Freiheit  können  wir  unter  keinen  Umständen  geben,  son- 
dern wir  müssen  hier  eine  gewisse  polizeiliche  Reglementierung  haben. 

Für  die  Behandlungspflicht  treten  wir  vollkommen  ein. 

Die  Anzeigepflicht  hat  nach  unserer  Auffassung  die  allergrößten  Be- 
denken. Aus  dem  Saulus  ist  ein  Paulus  geworden:  der  Herr  Abgeordnete 
Graf  hat  früher  stets  den  Standpunkt  vertreten,  daß  die  Anzeigepflicht 
nicht  möglich  wäre,  und  er  ist  dann,  wie  er  im  Ausschuß  gesagt  fiat, 
durch  die  immer  mehr  zunehmende  Zahl  der  Geschlechtskranken  daliin 
gekommen,  die  An  zeigen:  licht  /u  verlangen.  Wir  sind  der  Meinung, 
daß  diese  Anzcigcpilicht  nicht  dazu  :ühru:i  wird,  dar!  restlos  die  Geschlechts- 
kranken dem  Ar/1  zugcfi'ihrt  werden.  Sündern  glauben,  dfli  im  ( icgcnlcil 
möglichst  viele  sich  einer  eigenen  Behandlung  oder  einer  Behandlung 
durch  Kurpfuscher  rinier/ielien  werden.  Wir  wissen  aus  dem  Munde  der 
Arzte  für  Geschlechtskrankheiten,  daß  gerade  von  den  Geschlechtskranken 
ein  großer  Teil  immer  bar  bezahlt,  der  größte  Teil  seinen  Namen  nicht 
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nennen  will,  und  wenn  er  einen  Namen  nennt,  einen  falschen  Namen 
genannt  hat.  Wenn  wir  jetzt  die  Anzeigepflicht  einführen,  dann  müssen 
wir  auch  bestimmen,  daß  Leute,  die  einen  falschen  Namen  angeben,  be- 
straft werden.  Dann  bleibt  alles  beim  alten  solange,  bis  die  Person  sich 
vergeht.  Erst  dann  muß  der  Arzt  dem  Gesundheitsamt  seineu  Namen 
angeben.  Die  Leute  werden  also  in  vielen  Fällen  einen  falschen  Namen 
angeben  können,  ohne  daß  sie  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Es  . 
isr  ganz  selbstverständlich,  daß  die  weitaus  größte  Mehrzahl  der  Leute 
einen  falschen  Namen  angeben  wird  und  es  darauf  ankommen  läßt,  daß 
für  sie  eine  Bestrafung  in  Frage  kommt.  Wir  sind  der  Meinung,  daß  den 


s  dagegen.   Ich  gebe  z 


s  das,  was  ursprünglich  beabsidilu: 
offen  läßt,  die  Leu 


ir  eingetreten  ist,  daß  man 
nicht  nur  Ärzte  für  die  Behandlung  zulassen  sollte,  so  ist  mir  das  voll- 
kommen unverständlich.  Oerade  auf  diesem  Gebiete  brauchen  wir  vor 
allen  Dingen  einen  durchaus  diircrfgebildeiefi  Menschen,  der  die 
Krankheit  frühzeitig  erkennen  kann,  um  sie  ordnungsmäßig  zu  behandeln. 
Wenn  eine  Statistik  darüber  aufgemacht  werden  könnte,  wieviele  Ge- 
schlechtskranke durch  die  üeliaiullimn  vmi  Kurpfuschern  eine  Verzögerung 
ihrer  Krankheit  erfahren  oder  sich  ein  viel  schwereres  Leiden  zugefügt 
haben,  so  würde  der  Herr  Kolicge  Dr.  Weyl  seinen  Vorschlag  auch  wohl 
nicht  mehr  befürworten.  (Zuruf.)  —  Es  wird  mir  eben  Salvarsan  zugerufen. 
Darüber  sind  die  Ärzte  in  ihrer  Ansicht  verschieden,  und  es  wird  auch 
Ärzte  geben,  die  ohne  Salvarsan  behandeln. 

Wenn  der  Herr  Kollege  Dr.  Weyl  gemeint  hat,  der  Sozialismus  würde 
die  Prostitution  überwinden,  so  muß  ich  sagen :  der  Geschlechtstrieb  hängt 
nicht  mit  dem  Portemonnaie  zusammen,  sondern  hat  andere  Ursachen. 
Solange  er  vorhanden  ist,  wird  die  Prostitution  nicht  ausgerottet  werden, 
und  Sie  wissen  genau  so  gut  wie  ich,  daß  die  Unzucht  in  den  Kreisen 
der  Arbeiter  ebenso  groß  ist  wie  in  den  Kreisen  des  Kapitalismus,  und 
daß  in  den  Arbeiter  kreisen  mehr  uneheliche  Kinder  in  die  Welt  gesetzt 
werden  als  in  den  Kreisen  der  Kapitalisten.  (Widerspruch  bei  beiden 
Snzialdcrnokra tischen  Parte ien.) 

Die  Nr.  4  kann  von  uns  nicht  gebilligt  werden.  Die  Kassenpatienten 
lassen  sich  schon  jetzt  nicht,  wie  mir  gesagt  worden  ist,  zu  80  Prozent 
von  einem  Kassenarzt  behandeln,  weil  dann  ihr  Name  bekannt  wird, 
sondern  begeben  .sich  in  die  Behandlung  anderer  Ärzte  auf  eigne  Kosten. 


•186  Diskussion  über  die  Richtlinien  8,  11,2  und  10 

Lin  f'acharzl  lur  Geschlechtskrankheiten  hat  mit  gesagt,  clall  ilf r  grolllr 
Teil  seiner  Patienten  aus  Mitgliedern  der  Krankenkassen  bcüehL  (Wider- 
spruch bi'i  der  Unabhängigen  Sozialdemiikratischen  Partei )  —  Wenn  iih 
Ihnen  den  Manien  nennen  wurde.  so  würden  Sie  dies  nirhl  bezweifeln 
IZuruf.)  —  Herr  Kiillege.  mit  Ihnen  kuinnie  nli  oft  nicht  überein  Sie 
sagen  Sie  kennen  den  Am  und  seine  Wahrheitsliebe  Nun,  ich  glaube, 
tlaH  nun  lin  allgemeinen  den  Mi-inchen  nicht  liir  eii'Cn  Lügner  halten 
sollte,  bevor  man  nicht  den  Beweis  hj[,  d.ifi  er  eine  Unwahrheit  gesagt 
hal.   Sie  sollten  daher  lieber  Ihre  /uruie  unterl.irsi  n. 

Wir  werden  lur  die  Mi.  3  stimmen,  ebensu  für  Nr.  6  und  Nr  7. 

(iei  Nr  8  haben  w.r  gew.sse  Bedenke»  I:  insu  IUI  ich  de»  Ali»  3,  der 
da  lautet: 

Andere  Personen,  die  gesehlechtskrank  sind  und  bei  denen  die 
Gefahr  besteht,  daß  sie  ihre  Krankheit  weiterverbreiten,  können  an- 
gebalten werden,  eine  iir/.lfiche  iksciiciiiitriins;  über  ihren  Gesund- 
heitszustand beizubringen,  oder  sich  einer  vorgeschriebenen  ärzt- 
lichen Untersuchung  zu  unterziehen, 
[Jas  hätte  man  nicht  einzusetzen  brauchen:  denn  die  Gefahr,  die  Krankheit 
zu  verbreiten,  besieht  bei  jedem. 

Die  Nr.  2  und  [0  gehen  weil  über  das  Mali  desjenigen  hinaus,  was 
man  in  Leitsätzen  niederlegen  sollte.  Der  Herr  Kollege  Weyl  hal  hier 
vorgestern  gerufen:  nieder  mit  den  Juristen!  DaH  bei  der  Nr.  2  und 
Mr.  1  lt  keine  Juristen  mitfewirkl  haben,  das  wird  wohl  jeder  Jurist  ge- 
merkt liaben,  der  die  Sache  sich  angesehen  hat.  Es  sind  hier  Tatbestände 
herausgehoben  worden,  die  schon  durch  das  S ira Gesetzbuch  mit  Strafe 
belcsrt  sind,  und  zu  einen:  Sonderdelikt  (tcinachl  wurden.  Im  §  361  Nr.  ü 


Wenn  die  L ritsch  liclkmg  als  Emsen  lieKuiig  der  Landcsversam  imune  hinaus- 
geht, dann  wird  sich  bei  näherem  Zusehen  mancher  sagen  müssen:  es 
wäre  besser  gewesen,  du  hättest  dich  nicht  auf  diesen  Standpunkt  gestellt. 
Wenn  es  bei  Nr.  II  unter  a  heißt: 

Wer  den  Heisehtot  ausübt,  obwohl  er  weil!  oder  den  Umständen 
nach  annehmen  mult,  daß  er  an  einer  mit  Aiisteckmijisircfalir 
verbundenen  liest-lileeliiskrauUit.il  leidel.  wird  mit  ( ief;'ini;n:s  bis  zu 
drei  Jahren  bestraft,  sofern  nicht  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetz 
eine  härtere  Strafe  eintritt 
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weiß,  daß  er  zu  der  Zeil,  als  er  mit  iiir  den  Beischlaf  v 

Schädigung  in  ihrer  Gesundheit  nictit  eingetreten  ist. 
Wenn  es  dann  weiter  heißt: 

Die  Verfolgung  tritt,  soweit  es  sich  um  Ehega 


den  Ehemann  oder  die  Ehefrau  aimizehreu,  i:n,i  imcli  vier  Wochen,  wenn 
sie  sich  wieder  versöhnt  haben,  besieht  nicht  mehr  die  Möglichkeit,  den 
gestellten  Slralantr;^;  /nriiek/imdimeu .  sn  da!!  sich  nachher  der  Mann 
oder  die  Frau  sagen  muß:  du  hast  den  andern  Ehegatten  auf  Wochen 
oder  Monate  ins  üetansriiii  »diracht,  bloß  weil  du  den  Strafantrag  gestellt 
hast?  Der  Strafantrag  muH  unter  allen  Umständen  /iirücknehmbar  sein. 
Wenn  es  dann  unter  d  heißt: 

Wer  eine  Ehe  eingeht,  obwohl  er  weift,  oder  den  Umständen  nach 
wissen  müßte,  daß  er  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  verbundenen 
Geschlechtskrankheit  leidet,  ohne  dem  andern  Eheteile  vor  Ein- 
Ki'Uun«  der  [-he  über  seine  Krankheit  Mitteilung  gemacht  zu  haben, 

SO  trifft  bezüglich  dieLs  Antrages  dasselbe  zu.  Wenn  die  Ehe  geschlossen 
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Richtlinien  12  und  13 


Mehrzahl  nicht  tun,  sondern  es  vorziehen,  nicht  zu  heiraten.  Nach  dem 
Gutachten  der  Ärzte  würde  aber  nur  in  verhältnismäßig  verschwindenden 
\usiialnr.eu  eine  derartige  schlechte  Rückwirkung  ciTUrclc:).  Deswegen 
bin  ich  der  MciiuiiiL!.  tla II  die  latsache  der  bin  geh  tu  Ii,'  der  Ehe  nicht  in 
diesem  Hille  Linier  das  Strafgesetz  gestellt  werden  dürfte,  und  die  Zurück- 
nahme lies  Antrages  miilttc  inner  a!lcn  l.'mslaudeii  slaftllaft  sein. 
Wenn  unter  12  Besagt  wird: 

Strafbarkeit  der  Verletzung  des  öliciidichcn  Anstandest, 
so  ist  der  Tatbestand  dieses  p  12  genau  derselbe,  der  schon  im  Straf- 
gesetzbuch drinsteht.  Im  Sh'atgi-scT/.hiicii  heilst  es:  Wer  öffentlich  ein 
Ärgernis  erregt,  wird  bestraft.  Nach  dein  Huelistaben  dieser  Bestimmung  — 
und  mehr  haben  wir  in  dieser  IScstim>ni;ng  iiier  auch  niehl  —  kann  jede 
Dirne,  die  in  ,iei  f  ricdricli^rafic  durch  ihr  Verhalten  um:  Anerbieten  au 
Männer  ein  öffentliches  Ärgernis  erregt,  auf  ( inind  dieses  1 'aragrapheu  des 
Strafgesetzbuches  zur  Verimtworiung  gezogen  werden.  Aber  die  Schwie- 
rigkeit liegt  uiclil  darin,  daii  wir  keine  St:aitiestimmn:ig  haben,  samdern 
darin,  daii  wir  den  Tal  best  and  nicht  unter  das  i  leset;  subsumieren  können, 
und  das  wird  keineswegs,  geändert,  wenn  wir  die  neue  Bestimmung 
hineinhringen. 

Es  heißt  unter  13: 

Ausbeutung  des  Amies  oder  Dienstverhältnisses:  Wer  eine 
weibliche  Person  unter  Ausbeutung  ihrer  durch  Ami  oder  Dienst- 
verhältnis oder  in  ähnlicher  Weise  begründeten  Abhängigkeit  zum 
auherelieüelien  llcischlai  bestimmt,  wird  mit  Ocfäiigi; is  hi»  /n  einem 
Jahr  bestraft. 

Nach  diesen  Bestimmungen  würde  also  ein  Betriebsrats mitglied,  das  in 
einer  Fabrik  arbeitet  und  jetzt  auf  die  Leute  Einfluß  hat,  das  mit  einem 


eine  Kette  von  l:i-presscr|>rt>zcjseii  haben,  und  d.-sball 
Auffassung  das  bisherige  Strafrecht  mit  Recht 'nur  di 
Sinne  der  Bestimmung  unter  Strafe  gestellt,  die  verr 
gewisse  Aufsichtsbeflignisse  hatten,  beispielsweise  einen 
seinem  Mündel  verkehrt,  einen  Strafanstalisge  istlichen, 
Leute,  die  eben  vermöge  ihres  Amtes  in  besonders  en] 
ihren  Untergebenen  gekommen  sind.  Jetzt  aber  hier 
Paragraphen  hineinzubringen,  der  alles,  aber  auch 


■i  Fabrik  beschait';]!  ist,  i  iidaitt.  die  I  agc  dieses  Mädchens  at 


gebeutet  hat?  (Sehr  richtig!  bei  der  Sozialdemokratischen  Partei.)  Gcwift 
mag  das  Mädel  zum  Teil  darauf  Rik ksidit  ^ennmiiicu  haben,  daß  er  der 
[abiiklKsit/cr  isi,  inul  mag  sidi  deswegen  ihm  williger  hingegeben  haben. 
(Sehr  richtig!  bei  der  Sozialdemokratischen  1'artd.l  Wollen  Sie  den  Mann 
deswegen  unter  die  gesetzliche  Strafe  stellen?  Wenn  Sic  das  wollen,  können 
Sie  nachher  die  ganzen  Betriebsräte,  die  unverheiratet  sj'nd,  (Lachen  bei 
der  Sozia Idemokrati sch en  Partei)  auch  unter  Strafe  stellen.  Das,  was  wir 
im  Strafgesetzbuch  über  die  Kuppelei  haben,  erfüllt  im  grollen  und  ganzen, 
was  wir  brauchen.  Ich  begrüße  die  vorgeschlagene  Änderung  nicht  als 
eine  neue  Idee  des  Bevölkerungspolitikausschusses,  sondern  es  ist  das, 
worum  wir  seit  Jahren  in  der  Juristen  weh  kämpfen,  daß  nicht  derjenige 
wegen  Kuppelei  bestraft  werden  muH,  der  ein  Bordell  unterhält  oder  einer 
Dirne  Wohnung  gibt,  wahrend  wir  hier  bislang  eine  Strafe  eintreten  lassen 
mußten,  wenn  eine  einzelne  Dirne  aus  dem  Bordell  Anzeige  erstattete. 
Dali  dies  geändert  werden  muß.  darüber  sind  sieh  alle  Juristen  einig,  Lind 
diese  Änderung  wäre  bei  der  Reform  des  Strafgesetzbuches  auch  ge- 
kommen. Im  übrigen  begrüße  ich  die  Berechtigung  des  Gedankens,  der 
darin  liegt 

Was  die  Nr.  15  des  Antrages  des  lievölkeningsaiisschiisses  anlangt,  so 
geht  er  an  sich  nicht  weiter  als  der  Paragraph,  der  im  Strafgesetzbuch 
den  Zuhälter  mit  Zuchthaus  bestraft,  während  hier  nur  Gefängnis  vor- 
gesehen ist  Hier  ist  nur  herausgelassen,  daß  ein  gewinnsüchtiges  Motiv 
den  Zuhälter  getrieben  haben  muß.  Im  übrigen  erfüllt  es  den  Tatbestand 
des  SlraFgf-id/biidis.  Ich  bin  deshalb  der  Meinung,  dali  midi  die  Nr.  I  ri 
der  demnächsli^en  Strafreelitsreiorm  überlassen  bleiben  konnte. 

Was  die  Nr.  Id.  Fürsorge  für  die  Minderjährigen,  will,  knnneo  wir 
nach  unserer  heutigen  GfSelzgehung  >~  ■'■  r .!..  M  nderjälicigcn  sibon  machen 
Sie  wollen  nur  etwas  weiter  gellen  insolem.  als  ein  Mädrhen  auch  über 
IS  Jahn-  in  Fürsorgeerziehung  gebracht  werden  kann  und  mindestens 
zwei  Jahre  darin  ble  heu  diu  IS.  Li  wäre  eine  Härte,  wenn  ein  Mädchen 
iw.fi  iagev<irVollendungdes2l  I  ebensiahrea  der  Fürsorge  zugeführt  wurde 
und  dann  bis  zum  T\  darin  b'eiheo  mußte  Eine  Mindesldaucr  dürfte 
man  überhaupt  nu-hl  huiriiiiirhnieii;  wir  wollen  sie  gerade  aus  dem  Ge- 
setzbuch heraushaben,  ts  soll  nicht  heilten:  der  Richter  hat  nicht  unter 
drei  Monaten,  einem  Jahr  Zuchthaus  'ja  erkennen.  Das  soll  man  dem 
Richter  frei  überlassen.  Ich  stelle  auf  dem  Standpunkt,  daß  der  Gedanke 
nicht  gesund  ist. 

Wenn  weiter  gesagt  wird:  'begründeter  Anlaß  zu  dem  Verdacht  vor- 
liegt, dal)  diese  Mädchen  die  gewerbsmäßige  Unzucht  beabsichtigen',  so 
frage  ich,  wie  soll  ein  Richter  feststellen,  ob  ein  Mädchen  unterls  Jahren 
der  gewerbsmäßigen  Unzucht  nach/iiL;dieii  beabsichtigt!  Das  kann  er  nur 
feststellen,  wenn  sie  es  getan  hat.  Wenn  sie  einmal  Unzucht  trieb,  kann 
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er  es  noch  nicht,  sondern  nur  nach  einer  Reihe  von  Fällen  kann  er  die 
Uewcrbsmäliigkeit  feststellen. 

Wenn  unter  Nr.  I  7  aiisgc.inhr!  wird,  dali  wir  einer«  Straiautschuh  haben 
müssen,  so  rennt  de*  Itevi ilkermigs.'UKscrud!  auch  wieder  offene  Türen  ein. 
Wir  haben  ihn  schon.  Der  Richter  kann  ihn  in  vollstem  Umfange  für 
diese  Delikte  gewähren.  W  enn  eine  Dirne  mW  Frauensperson  zum  ersten- 
mal mit  drei  Tagen  Haft  bestraft  wird,  so  würde  ich  die  Strafe  niemals 
vollziehen,  es  sei  denn,  dilti  sie,  um  abzuschrecken,  unmittelbar  der  Tai 
folgen  muß.  Die  Möglich  keil,  die  Nr.  17  schaffen  will,  ist  heule  schon 
gegeben.  Die  Frist  um  zwei  Jahren  ist  die  Nnrnialirisl  hei  den  jetzigen 
Straf aufsch  u  bgesetzen . 

Wenn  Herr  Dr.  Weyl  sagt:  Nieder  mit  den  Juristen,  so  wäre  es  nicht 
falsch  gewesen,  wenn  auch  zu  diesen  Besthn munden  Juristen  zugezogen 
wurden  «ären.  Ich  denke.  Ühcrfliissigkcitcn  und  gewisse  Mängel  wären 
dann  wohl  nicht  Ii incingekoniuien. 

Bezüglich  der  Ausführungen  des  Herrn  l.iräf  imtll  ich  sagen,  dati  ich 
bedaure,  dali  er  sich  den  Vorwurf  des  Herrn  Professor  v.  Bunge  in  Basel 
mit  eitler  gewissen  Verallgemeinerung  .-Ii  eigen  gemacht  hat.  Ich  gliuthi-, 
dalt  die  Vorwürfe,  wie  sie  Herr  Gräf  gemacht  hat,  gegen  unsere  Ärztc- 

i  l       Ti  ispruch  erhoben  werden  muß.  Wenn 


sehr  die  Leute,  die  sich  gegen  den  *)  175  vergangen  hatten,  seelisch 
darunter  litten,  dali  immer  das  Damoklesschwert  über  ihnen  schwebte, 
dali  sie  mit  Strafanzeigen  bedroht  wurden,  der  wird  mir  recht  geben,  dali 
man  ohne  den  bittersten  Zwang  nicht  neue  Straftatbestände  derart  schalten 
soll,  dali  man  deshalb  bei  den  Vorschlägen  unter  Nr.  2  ganz  au Herordent lieh 
vorsichtig  vorgehen  muli.  (ZurnU  Ob  sie  unschuldig  sind  oder  nicht, 
kommt  liier  nicht  in  Betracht.  Wenn  es  Leute  sind,  die  sich  anormal 
geschlechtlich  betätigen,  dann  werden  sie  nicht  entschuldbarer  als  die- 
jenigen, die  sich  normal  betätigen:  dtesen  Zwischenruf  hätten  Sic  sieh 
bei  etwas  riehtigci im  Zuhöre»  ndiig  ersparen  können. 

Ich  darf  mich  dahin  zusammenfassen:  wir  stehen  der  Tendenz  dieser 
Anträge  sympathisch  gegenüber,  haben  über  starke  Bedenken  gegen  Form 
und  Art,  wie  diese  Grundsätze  im  licvolkerungsausschufi  gestaltet 
worden  sind. 
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Dr.  Struve,  Berich terstatter  (D.  Dem.):  Als  Berichterstatter  habe  ich 
nur  das  Bedauern  auszusprechen,  daß  diese  juristischen  Ausführungen 
des  Herrn  Kollegen  Stendel  nicht  im  Aush.Ih:II  erfolgt  -ind.  (Sehr  richtig!) 
Er  hätte  sich  davon  überzeugt,  dall  seine  juristischen  Bedenken  nicht 
einmal  formal  aufrechtzuerhalten  sind.  —  Ich  würde  aber  zu  dem  Inhalt 
seiner  Bedenken  auch  jetzt  noch  etwas  vortragen  müssen,  wenn  er  nicht 
zu  Anfang  seiner  Ausführungen  gesagt  hätte,  daß  seine  Freunde  den 
Nummern  I  bis  IT  zustimmen  würden.  Deshalb  halte  ich  es  nicht  für 
richtig,  das  Hohe  Haus  noch  irgendwie  mit  Ausführungen  aufzuhalten. 

Vizepräsident  Dr.  Frentzel:  Zu  einer  persönlichen  Bemerkung  hat  das 
Wort  der  Abgeordnete  Graf  (Frankfurt). 

Abg.  Oräf  (Frankfurt;  So; -Dem.)  Meine  Damen  und  Herren,  Herr 
Kollege  Dr.  Struve  meinte,  daß  meine  Ausführungen  über  die  Geschlechts- 
kranken, dali  sie  schwer  zum  Arzt  zu  bringen  waren,  schwerer  als  andere, 
falsch  seien.  Ich  kann  das  un korrigierte  Stenogramm  meiner  Rede  an- 
führen; der  Satz  lautet: 

Wenn  wir  heule  einen  Rückblick  werfen  auf  das,  was  alles  bis  jetzt 
geschehen  ist,  und  trotzdem  eine  solche  Aie-.hrciltmg  der  Krankheiten 
zu  beklagen  ist,  so  müssen  wir  sagen,  dali  in  allen  anderen  Krank- 
heiten      da  -limine  ich  mit  dem  Herrn  llerrclilerstaller  übereil! 
manchmal  viel  leichler  tu  arbeiten  ist,  daii  der  Kranke  selbst  williger 

,!ri!  \ "Ii  I  . Ii- Ii  Ii;,  i-  iL-  Wli  .  -.  I  Ii  Iii^I.  ,<ls  ^r:  l.'.f  bei  llv  ■  1  I.  -.:  Iii:  i  II- 

krankhirien.  bv  denen  oft  Unkenntnis,  PrüdcTie,  l>uinnihe:t  usw. 
sehr  ungiinslie  -n  i  .'..<•  Mein -mren  cinwirkrii  können 
Ich  glaube.  Haft  Sie  damit  cmversUndcMi  sein  werilen  Ich  habe  erklärt 
auch  die  Herrei;  haben  dem  Entwurf  vollkommen  (ugeMimmt  kh  hat«- 
nicht  giisagt.  d.iK  Herr  v.  Hunge  Reiht  hat.  sondern  habe  ai^druoklirh 
erklärt,  dafi  namhafte  Äritc  anderer  Ansicht  Sind,  kh  habe  em  Recht  dazu, 
das  zu  zitieren  Man  geht  von  dem  Stutiwiirt  au-,  die  Husaren  Inten  um 
Krieg,  die  Doktoren  um  Fieber.  Ich  gehöre  aber  nicht  tu  denen,  die  das 
für  richtig  halten,  sondern  weil!,  die  Ärzte  verordnen  Chinin,  damit  das 
Fieber  beseitigt  wird. 

Herr  Dr.  Struve  sagte,  die  Finrichlimgcii  der  Krankenkassen  könnten 
nicht  so  ausgedehnt  werden.  Bei  den  Krankenkassen,  habe  ich  gesagt, 
müssen  wir  die  ücliciiiuliagni.isc  für  den  Uiikiibit/iingsanspnich  haben. 
Deshalb  sind  Ihre-  Schill  lifo  (gerungen  falsch.  Wir  können  niemals  auf  die 
Diagnose  verrichten,  weil  der  Anspruch  niemals  zu  prüfen  ist.  Es  kommen 
Frauenleiden  vor,  bei  denen  es  sich  um  Geschlechtskrankheiten  handelt. 
Deshalb  muß  die  Meldung  unbedingt  verlaugt  werden. 

Herr  Kollege  Stendel  hat  mich  ebenfalls  falsch  verstanden,  wenn  er 
sagte,  ich  hätte  verschwiegen  —  wenn  ich  den  Ausdruck  richtig  ver- 
standen habe  — ,  daß  ich  früher  ein  Gegner  der  Anzeigepflicht  war. 
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{Widerspruch  des  Abgeordneten  Stendel.)  Ich  habe  mit  aller  Offenheil 
erklärt,  daB  ich  aus  einem  Saulus  zum  Paulus  geworden  bin.  Das  habe 
rut i  im  Ausschufi  erklärt,  und  wenn  ich  es  hier  nicht  nachgeholt  lisbe  — 
ich  weil!  es  nicht,  ich  habe  mein  Stenogramm  noch  nicht  durchgelesen  — 
so  ist  es  nuraus  Versehen  unterblieben.  Ahcr  jeder  kcnntdasCiocthescheWort; 
-Es  sind  die  Narren,  die  im  Irrtum  verharren«,  und  wenn  man  seinen  Irrtum 
eiusiehi.  jo  kr'.  11 11  man  diu-h  keinem  .Wiischeri  einen  Vorwurf  daraus  macher. 

Ich  habe  auch  nicht  gesagt,  dali  alle  Ärzte  —  weil  Herr  Dr.  Struve  sagte; 
■■wir  Arzte  «  —  auf  dem  Standpunkte  stehen,  sondern  ich  habe  bewußt 
erklärt,  dah  Ärzte  da  sind,  die  für  die  schärfste  Au/.cigcpllieht  eintreten,  und 
andere  Ärzte,  die  für  die  anonyme  Anzeigepflicht  sind.  Ich  habe  also 
oi-  ht  £cnn.  -Li!  jilf  irrte  auf  Jsm  Mni.ipmilt  .1-r  An.-I^[.fl...hl  ■Otbtn 

Ober  den  Polizeistaat  will  ich  nur  das  eine  sagen.  Ich  habe  den  Polizei- 
staat in  einem  anderen  Sinne  gemeint.  Wenn  Strafanzeigen  erstattet  werden, 
so  hat  das  mit  dem  Polizeistaat  an  sich  nichts  zu  tun.  Nur  in  dem  Sinne 
halw  ich  den  l'oli/eistaat  aufgefall;. 

Wenn  dann  gesagt  worden  ist,  ich  hätte  Seihst  darauf  hingewiesen,  dali 
mehr  Arbeiler  geschlechtskrank  seien  als  Kapitalisten,  so  kommt  das  eben 
daher,  dali  es  viel  mehr  Arbeiler  als  Kapitalisten  gibt.  Das  ist  die  Situation. 

VizeprasidentDr.FrentzehDieletzfeBemerkungist  nicht  mehr  persönlich. 

Zu  einer  persönlichen  Bemerkung  -  aber  wirklich  nur  zu  einer  persön- 
lichen Bemerkung       hat  das  Wort  der  Abeorditcle  Dr.  Wcyl. 

Abg.  Dr.  Weyl  (U.  Soz.-Dem.):  Zwei  Seelen  wohnen,  ach  in  seiner 
Brust:  der  Herr  Berichterstatter  und  der  Vertreter  der  Demokratischen 
Partei!  Ich  wende  mich  gegen  den  Vertreter  der  Demokratischen  Partei, 
der  mir  den  Vorwurf  gemacht  hat,  ich  hätte  in  meinen  Ausführungen 
gesagt,  dali  auf  die  armen  Geschlechtskranken  Pfuscher  sonder  Wahl 
losgelassen  werden  sollen,  [eh  bedaure,  dem  Herrn  Kollegen  Dr.  Struve 
sagen  zu  müssen,  dilti  er  objck'.iv  die  Unwahrheit  gesagt  hat.  iis  ist  mir 
gar  nicht  eingefallen,  eine  solche  Behauptung  aufzustellen.  Ich  habe  heute 
so  gut  wie  auch  hier  oben  im  Ausschult  bir  fSeeiilkeriuigsrnilitik  -  der 
Bericht  der  22.  Sitzung  vom  Mittwoch  den  26.  Januar  gibt  es  wieder  — 
ausdrücklich  gesagt,  daß,  wenn  Nidiiiirzte  zugebissen  werden  sollen,  dann 
eine  behördliche  Instanz  bestehen  müfitc,  die  die  Zulassungserlaubnis 
erteilt,  etwa  auf  (inunl  irgendwelcher  KemHTiis.se,  die  sie  nachzuweisen 
haben.  Wenn  ich  eine  solche  Behauptung  aufstelle,  dann  bitte  ich  damit 
die  Unterstellung  des  Kolkten  Struve  zu  vergleichen,  ich  wollte  Pfuscher 
sonder  Wahl  auf  die  armen  Kranken  loslassen.  Ich  bitte,  Herr  Kollege, 
wenn  Sie  nicht  bezichtigt  werden  wollen,  geflissentlich  die  Wahrheit  zu 
verdrehen  —  ich  mache  mir  diesen  Vorwurf  nicht  zu  eigen  — ,  in  Zukunft 
nicht  mehr  Nichtärztc  und  Kurpfuscher  zu  identifizieren.  Ich  habe  auch 
in  meinen  Ausführungen  darauf  hingewiesen,  daß  diese  Beiden  nicht 
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identisch  sind,  und  ich  muli  mir  eine  solche  Unterstellung,  die  Ihnen  zwar 
als  Ar2t  genehm  sein  mag,  auf  das  EiiKihiedeiiste  verbitten.  Ich  muli 
schon  sagen:  ich  gehe  lieber  mit  Hessing,  lieber  mit  Prießnitz  und  Kneipp 
als  mit  dem  Arzt  Dr.  Struve! 

Vizepräsident  Dr.  Frentzel:  Zu  einer  persönlichen  Bemerkung  hat 
das  Wort  der  Abgeordnete  Steinte!. 

Abg.  Steil  det  (D.  V.-PJ:  F.s  ist  mir  gar  nicht  tiiif;ef allen,  1  lern]  K()i- 
legen  Graf  zum  Vorwurf  zu  machen,  daß  er  irgend  etwas  verschwiegen 
hätte;  im  Gegenteil,  Herr  Kollege  Grat,  Sie  werden  mir  zugeben  müssen, 
daß  ich  gesagt  habe,  Sic  wären,  wie  Sic  im  Ausschull  erklärt  hätten,  aus 
einem  Saukii  ein  Paulus  geworden.  Ich  liabc  lediglich  die  Seh f 1 1 lifi  1 1 -i-ri in yi  n 
daraus  gezogen.  Ich  habe  gesagt,  Sie  wären  damals  der  Ansicht  gewesen, 
eine  Anzeigepflicht  könnte  nicht  gutgeheißen  werden,  und  jetzt,  nachdem 
Sic  eingesehen  hätten,  daß  die  Geschlechtskrankheiten  sich  so  ungeheuer 
ausbreiteten,  glaubten  Sie,  daß  die  Ameigepflichl  gut  und  richtig  wäre. 
Wir  stehen  auf  dem  Standpunkt,  daß  man  mit  der  Anzeigepflicht  die 
Geschlechtskrankheiten  nicht  bannen  kann,  weil  die  Leute  doch  nicht 
zum  Arzt  gingen.  Ich  habe  mich  schwer  gehütet,  Ihnen  irgendwie  den 
Vorwurf  zu  machen,  daß  Sie  irgend  etwas  verschwiegen  hätten. 

Vizepräsident  Dr.  Frentzel:  Wir  kommen  zur  Abstimmung  über  den 
Ausschußati  trag  Nr.  1823.  und  zwar  wird  die  Abstimmung  zu  den  einzelnen 
Punklcri  eine  gesnndi-nv  sein  l>inn  rufe  ich  die  einzelnen  N-juimcrn 
auf  junäib1,!  bis  V  4  Also  Nr.  1  wn  Widerspruch .  angenommen' 
Nr  2       gleichfalls!    Nr.  1  —  gleichfalls! 

Jetzt  kommen  wir  zur  Abstimmung  ürn'i  den  Antrag  aol  Drucksache 
Nr  l<»27  de;  A  hg  cor  dn  eleu  Adolph  1  loff  mann  und  Genüssen').  Ich  bitte 
diejenigen  Damen  und  Herren,  welche  diesen  Antiag  annehmen  wollen, 
sich  von  ihrrn  Pidl/en  zu  erheben.  (CrochichO  Ith  bitte  um  die  Gegen- 
piotte.  (D:e  Gegenprobe  erfolgl )  jctzi  steht  ihe  Mehrheit  (Widerspruch 
bei  der  S'>/!';ddeniokr;il  lachen  fji rief.)  Der  Antrag  ist  also  abgelehnt. 

Wir  kommen  mm  /\i  Nr.  -!  lies  Anselm  ifaiitiagcs.  Ich  bille  diejenigen 
Damen  und  Herren,  welche  die  Nummer  4  annehnieti  wollen,  sich  von 
ihren  Plätzen  zu  erheben.  (Geschieht)  Das  tll  die  Mehrheit,  Hr.  4  ist 
angenommen.  (Abgeordneter  Dr.  Weyl:  Das  war  die  richtige  Antwort!) 
Ich  rufe  weifer  auf:  Nr.  5,  —  6,  —  7,  —  8,  —  9,  —  10,  —  I  la,  —  IIb, 
—  12,-13,—  14,-15,—  16,—  17.—  Ich  kann  also  feststellen,  daß 
der  Ausschußantrag  in  allen  seinen  einzelnen  Nummern  von  der  Ver- 
sammlung angenommen  worden  ist 

Wir  kommen  nunmehr  zur  Abstimmung  über  den  Antrag  Dr.  Bronisch 
und  Genossen  auf  Drucksache  Nr.  938.   Es  ist  der  Antrag  gestellt,  den 


■)  ( Anze igepf licht  mit  Nennung  des  Namens.) 
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Anfrag  auf  Drucksache  Nr.  938  an  den  Ausschuß  für  Bevölkerungs- 
politik zu  verweisen.  Ich  bitte  diejenigen  Damen  und  Herren,  die  dem- 
entsprechend beschließen  wollen,  sich  von  den  Plätzen  zu  erheben. 
(Geschieht)  Das  ist  die  Mehrheit,  es  ist  so  beschlossen.  Damit  ist  dieser 
Punkt  der  Tage-sorthumi;  eilcdigt. 


Anläßlich  dieses  ßesdili:sscs  schrieb  icli  am  2l>.  I'diruar  1  920  linier  dem 
Titel  »125  Jahre  weilte  Sklaverei-  im  -Berliner  Tageblatt.: 

Die  in  der  Landesversammlung  am  tf}.  Dezember  1919  beschlossene  Ab- 
schaffung der  Sittenpolizei  ist  ein  Kultur ereignis  ersten  Ranges.  125  Jahre  Ital 
-  es  erben  sich  ücsetz  und  .Sitte'  wie  eine  ewige  Krankheil  fort  —  diese 
administrative  Verbannung  nach  Sibirien  allen  Sliirmen  standgehalten.  Eine 
wohlwollende  und  sirositlitige  lii^eaukralie  liutc:r'  sie  -  vielleicht  mit  Recht, 
so  lange  kein  besserer  Ersatz  da  war  nach  dem  Worte  Hegels ;  ,W'as  ist,  isl 
vernünftig'.  Die  deutsche  Revolution  whd  nachdem  Bcschln!!  des  bevölkerungs- 
politischen Ausschusses  du  lainoesvcrsammhiiig  vom  Id.  l)e/.embei  l't!9  —  ein 
kulturhistorischer  Tag  erster  Ordnung  —  an  ihre  Stelle  d;e  .allgemeine,  gleiche, 
diskrete  Anzeige-  und  RcLLndliuiijspflichl1  setzen  und  damit  die  doppelte  Moral 
anf  dem  Ciebiete  der  Sesualbeiämpfiuig  abschaffen,  den  ü  rund  salz  :  .Gleiches 
Hecht  -  aber  aneli  gleiche  ilvgieuc  für  rille'  proklamieren  Lind  ein  Aktivuni 
aaf  J>.:i.tigeru  Gchiele  Mhaf'cn.  da«  in  'sullur  pnliosclrer  Hinsieht  eine  ethische 
Valutas-.eigcriirig  bedeutet.  Mali  die  .allgemeine,  gleiche,  diskrete  Anzeige- 
und  Bchandlungspllicht'.  der  im  Gegensatz  zum  .Rcglemcntarismus'  und 
.AliolilioriiMiiu,'  sogeeroiiite  .Diskretioni-mu;',  allen  Hindernissen,  welche  die 
Sexual  kapital  ist  cn  und  machtgierige  Hcra[uugS:.te]leni  arutiier  (in  ganz  Sachsen 
meldeten  in  drei  Jahren  zusammen  nur  <W!  Ärzte  an  die  Beratungsstellen  :; 
aufgetürmt  hatten,  zum  Trotz  so  schnell  duichs  Ziel  ging,  ist  neben  der  er- 
tragreichen journalr-ai-dicn  l'rmagatida  Sicherheit  dem  Lmlreten  der  Krauen 
in  die  Parlamente  7ii  danken.  Sie  halten  Verständnis  dafür,  daft  die  Sexual- 
hygiene nicht  bloll  für  einige  dekadente  weibliche  Neuro-  und  Psychopathen 
(zirka  Ml  Prozent  aller  l'rostituiertcnj  da  sei,  und  beschämten  mit  ihrem  Ein- 
treten für  die  staatliche  Priassur.g  aller  Gi-chlechlskriiiikrn  die  Bureau k raten 
und  die  .Autoritäten'.  Also  125  Jahre  lang,  seit  1794  bis  1919,  bat  sich  nichts 
oder  nur  sehr  wenig  geändert. 

Da  kam  die  Revolution  und  darauf  der  neue  Antrag,  den  Diskretion  Ismus 
einzuführen,  der  bei  einigem  guten  Willen  des  Staates  leii'H  durchführbar  ist.' 
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Adil  Flammenbuchstaben. 


Sexualrevolution-nenntsich  dieses  Buch.  Es  Willeme  Umwälzung 
auf  dem  Gebiete  der  staatlichen  und  therapeutischen  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten  herbeiführen,  dergestalt, 

1.  dafi  eine  alfgemeine,  gleiche,  diskrete  Erfassung  und  Be- 
handlung aller  Erkrankten  zum  Zwecke  der  Therapie  und  Pro- 
phylaxe  erfolgt, 

2.  daß  die  Sexua  I  w  issenschaft,  it.inii'iidieli  sowdl  sie  die  staatliche 
Bekämpfung  betrifft,  nicht  das  Privileg  und  Monopol  von 
Interessenten  oder  von  einer  von  Interessenten  geleiteten,  ad  hoc 

(>i-!!;misiiT[ni  privuicii  l'iTi'inij;uii<,'1  :iw  sich  als  St.ml  !iti  Slaritc  l'iililt, 
wird,  und  daß  an  den  staatlichen  Instituten  und  Universitäten 
die  Freiheit  der  Sexualforschung  voll  und  ganz  von  den 
Verantwortliche!]  t:cw.ihr  leitet  wird,  damit  die  Dekadenz  nicht  noch 
weiter  fortschreitet.  Die  Interessenten  dürfen  unter  licrücksiditigung 
des  »Audiatur  et  altera  pars-  nur  beratende,  niemals  aber 
leitende  Tätigkeit  ausüben, 

3.  daß  gleiches  Sexualrecht  für  alle,  Männer  und  Frauen,  gesetz- 
lich fixiert,  daß  die  wissenschaftlich  -  gutachtlich  sank- 
tionierte Masscntötutiii  von  Maischen  verhindert  und  der 
autoritative  Medikojournaiismus,  der  die  Ärzte  und  die 
Menschheit  irreführt,  in  seine  Schranken  gerufen  und  die  Freiheit 
der  Hiera  nautischen  Kr  it  ik  in  der  Facli|>rcssc.  wenn  nicht  anders, 
dann  ro=t  H:ll>  de.  Gesetzgebung,  s.cherBcs teilt  wird.    Demi  die 


der  n.chtsahm-rulen  Ärzteschaft  aber  wird  die  Sexualwissenschaft 
mcdikO|uui:ialistisch  m  cm  bestimmtes  Fahrwasser  gebracht 
Nicht  die  Ärzte,  sondern  du-  «naher!  eil.  iinkontrnlhertMren  Mediko- 
Journalisten  machen  tiMhrh  die  öffentliche  anil.che  Meinung 
Wäre  nicht  um  die  Wende  des  1  Y  und  10.  Jahrhunderte  ein  Menetekel 
erschienen,  das  mit  acht  I  lamnienhuchstabcn  der  Menschheit  ver- 
kündet hatte    -Uli  hierher  und  nicht  weiter. .  der  Sittenverfall  und  die 
Oliarlalaiieric  halten  noch  weiter  trassiert  unier  Assistenz  de:  Staatsorgane 
und  der  -Sachverständigen- .    Diese  ac  h  I  f  lain  men  huchslabe  n  führten 
der  damahEcn  Kulturwcll  warnend  das  Wort  -Syphilis-  mir  Augen 
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Acht  Flamin enbtichs laben 


Auch  heilte  zeigt  sich,  wie  das  franz.ösisdic  Kricgsministcmmi  bekannt 
gibt,  diese  Fla  m  mensch  rift  wieder  warnend  der  Kulturwelt  Jeder  vierte 
Franzose  ist  syphilitisch.  In  Deutschland  sorgt  man  mit  »Statistiken«,  die 
ohne  genügend  sichere  Unterlagen  (allgemeine  Anzeigepflicht)  hergestellt 
werden,  deren  problematischer  Wert  von  den  Kricgssiatistikeii  hcrgeniigcud 
bekannt  ist,  die  vielleicht  schon  'm  lies nliigMiie;  tti-i  Gemüter  bereitliegcn, 
daö  durch  wahrheitsgemäße  Aufklärung  nur  ja  —  wie  der  immer  wieder- 
kehrende technische,  private  und  amtliche  l'nhlikatRiiisausdruck  heißt  ■ 
keine  -Beunruhigung"  entsteht,  d.  Ii.  ilült  die  Sciiialniteicsscnten  und  ihr 
Anhang  nicht  diskreditiert  werden,  bis  nach  30  Jahren  an  Stelle  der  er- 
wähnten acht  Flammenzeichen  des  Wortes  -Syphilis-  die  acht  noch 
lurchltarereri  des  Werks  ..Paralvse-  erscheinen,  bis  schließlich  die  ge- 


ht s  Gew  issen.  Aul  dem  1  limburger  IXrmaii  .Ii  ig.-ulag  Mai  !9?l  herrschte 
Verwirrung. 

In  Nr.  0  vom  7.  ".  I'HO  von  ..Natur  uml  (.  icsellsciiatt"  tarnte  ich: 
■  Die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei!  Wenn  Prof.  Posner  in  der 
,Berliner  klinischen  Wochenschrift',  1915,  S.  1276  in  dem  Artikel  ,Der 
Schöpferische  und  der  Kritische'  es  als  Miflgriff  bezeichnet  hat.  daß  man 
seinerzeit  Robert  Mayer  die  Spalten  der  führenden  wissenschaftlichen 
Blätter  verschloß,  dann  erleben  wir  es  heute  wiederum,  daß  den  Ärzten 
seitens  einer  gn irjkapiialistiscli  ai^ehaiahten  ["aclipres.se,  die  nach  dem 
bewährten  Totschweigesystem  arbeitet,  mit  postwendend  retouraierten 
Manuskripten  die  Wahrheit  über  ein  raffiniert  ausgeklügeltes  System 
vorenthalten  wird,  das  unter  dem  Namen  der  Wissenschaff  großkapitalisti- 
schen Zwecken  dient.  Die  medizinische  Kunst  scheint  im  20.  Jahrhundert 
durch  den  Redaktionskleister  einiger  journalistischer  Medizinpäpste  in 
falsche  Bahnen  gelenkt  zu  werden,  was  im  Interesse  der  Wissenschaft 
bedauerlich  ist.  Wir  Salv.irsangcguer  lassen  uns  durch  die  den  Gang  der 
Ereignisse  zwar  aufhaltenden,  das  Eindringen  der  Wahrheit  aber  nicht 
verhindernden  Nadelstiche  nicht  abschrecken,  im  Interesse  der  Nation,  im 
Interesse  des  Nachwuchses  und  einer  gesunden  licvölkcnmgspolitik,  die 
journalistischen  Medi/iiipapstc  /u  warnen  vor  einer  Überspannung  des 
merkantilen  Tolscliwcigesysteins  unter  dein  Sei i eine  der  Wissenschaft. 
Wenn  es  nach  Gerechtigkeit  ginge,  hätten  wir  Salvarsangeguer  längst  uns 
die  Unterstützung  erworben,  die  unser  gerechter  Kampf  verdient.  Denn 
wir  arbeiten  nicht  Ihr  die  Interessen  börsengängiger  l'apiere,  sondern  uns 
liegt  das  Wohl  und  die  Zukunft  unserer  Nation  und  der  Menschheit  am 
Herzen.  Anscheinend  wird  die  Gefahr  nicht  genügend  eingeschätzt,  die 
ein  so  neurotoxisch  wirkendes,  in  so  hohen  Dosen  gegebenes  Arsen- 
mittel  in  beziig  auf  die  vorzeitige  Eni  stell  tu  ig  der  Tabes  und  Paralyse 
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und  daher  für  die  Zukunft  unserer  Nation  bedeutet.  Die  Zeiten  sind  für 
solche  L;cf.ihrliche  l:\pcrimeute  am  Körper  der  Nation  zu  ernst,  zu  den 
äußeren  Feinden  dürfen  wir  keine  inneren  lins  urollziclicn.  Man  sollte 
meinen,  daß  altein  zwei  so  vernichtende  Urteile,  wie  es  die  der  beiden 
bedeutendsten  Toxikologen  Deutschlands,  Prof.  Lewin  und  Schulz,1) 
sind,  die  berufenen  Faktoren  zum  Nachdenken  und  zum  I  landein  /winden 
würden.  Mahnworte  emster  Manner  und  Gelehrten  in  den  Wind  zu 
schlafen  und  mit  Vogel-Strau  Ii -Politik  zu  beantworten,  hat.  wie  die  Ge- 
schichte und  Rassenhygiene  zeigt,  noch  nie  zu  etwas.  Gutem  geführt- 

■  In  dem  Momente,  wo  der  Nachweis  geführt  wird,  daß  ein  Teil  der 
Medizin  den  geraden  Wer;  imhcehiilii:itcr  Forschung  verbissen  (Kit  und 
durch  gewisse  Einflüsse  in  Bahnen  gelenkt  wird,  die  nicht  so  sehr  dem 
Wohle  der  l'alitnten  als  vielmehr  den  Porteicrüllcs  fiuan/kapitalisbsch 
organisierter  Industrien  des  Meilmitteltrusts  dienen,  muß  auch  liier,  wie 
in  der  Politik,  eine  Neuorientierung  erfolgen.  Würde  dies  unterbleiben, 
dann  müßte  für  die  Alljieuicii'.lieit  das  Schlimmste  befürchtet  werden.« 

Aber  wie  lauge  rtoeh  soli  der  Kapitalismus  die  freie  Wissenschaft  in 
seinen  Fesseln  hallen  und  dir  so  getc-sche  ärztliche  Kurist  über  Menschen- 
leben herrschen?  Kann  es  wirklich  genügen,  ein  Heilmittel  als  .ideal, 
hyperideal  und  unschädlich'  zu  preisen,  ehe  es  gewissenhaft  erprobt  und 
von  dem,  als  es  erprobt  war,  sich  herausstellte,  dali  es  das  Gegenteil  von 
dem  ist,  als  was  es  die  Autoritäten  im  Pressekull  hingestellt  hatten?  Na- 
mentlich die  Therapie,  insbesondere  der  Geschlechtskrankheiten,  ist  der 
Tummelplatz  gri>i(k.'ipilalis[i:.chcr  Uestrebuueen  ycwordeu,  die  ich  als 
.Scsualkapitalismus'  bezeichnen  möchte. 

,Mau  versieht  darunter  die  fo-oßkripitidistiseltc  Ausbeutung  der  diesheziig- 

beritfl  man  sieh  vor; Lre;s weise  auf  wertschätzende  Auslassungen  von  Atltori- 
t.ilen  in  der  Fadipressc  wie  auch  in  der  Tagespresse,  also  auf  die  i-.ulori- 
tative  Begutachtung  meist  versteckter  ärztlicher  Interessenten.  Mitunter 
sind  natürlich  die  Autoritäten  die  wichtigsten  Triebkräfte  dieses  ganzen 
Streben-.  Ja,  es  werden  sogar  der1  Überzahl  der  ohnedies  durch  ihre  Praxis 
stark  in  Anspruch  genommenen  praktischen  und  Spc/iril-Ärzle  die  Unler- 
strömungen  in  der  Therapie  in  geschickter  Weise  verborgen;  d.  h.  auch 
sie  werden  /um  t  Ipier  einer  feui!  leninistisch  betriebenen  i\hsseiisU![i;es!iin). 
So  kommt  ihnen  der  wahre  Sinn  dieser  Richtung  der  moderne»  Therapie 
gar  nicht  deutlich  /um  Bewußtsein,  es  sei  denn,  daß  der  Herkules  erschiene, 
um  die  Säuberung  des  Augiasstalles  vorzunehmen.  Es  fällt  ihnen  dann  — 
leider  meist  zu  spät  ■     wie  Schuppen  von  den  Augen,  zu  sehen,  wie  sie 


')  Sfllvarsan  wäre  ein  bedeutungsloses  und  gefährliches  Produkt,  das  die 
Therapie  zu  einem  1  nrnrnelplUz  wäW.-sler  merk^nk'r  Interessen  eemnrh!  [>;loc. 
Sciu.l.Rfvd-lü.rL  32 
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Der  Schein,  der  trügt 


il  von  einer  gewissen  Klique  hinters 


mit  Vorliebe  ,huis  dos  verhandelt  wird,  hüllt  sich  in  Schweigen.')  Selbst- 
verständlich wird  es  bei  einer  so  heiklen  Angelegenheit  keinem  der  Ge- 
täuschten Opfer  einfallen,  den  Reinfall  einzugestehen  oder  gar  dazu  bei- 
zutragen, ihn  publik  zu  machen.  Bei  dieser  Erkenntnis  der  Dinge  lassen 
sich  Therapie  und  Kapitalismus  wie  die  siamesisch  tu  Zwillinge  nicht  mehr 
auseinanderhalten.  Aufgebauschte  Scheinerfolge  an  vorspringender  Stelle 
fftschtckl  zu  etablieren,  i;t  ein  probate;  Mittel,  Auswich  im:  ik'<-'h  iii  erbittern. 

Es  ist  schon  ein  schlimmes  Eingeständnis,  dali  die  guten  Zeiten  einmal 
waren,  da  der  gelehrte  Forscher  der  ärztlichen  Wissenschaft  es  für  rühm- 
licher hielt,  zu  den  Stillen  im  Lande  zu  zählen.  Aber  wer  hatte  fe  daran 
gedacht,  daß  so  urplötzlich  die  Gddnucht  auch  in  dieses  stille  Bereich  ein- 
dringen würde,  um  sich  des  Subtilsten,  was  Menschengeist  für  Menschen- 
leid  zu  ersinnen  vermag:  der  lindernden,  heilenden  Arzneien,  zu  be- 
mächtigen? Das  erleben  wir.  Tausend  Beispiele  konnten  auf  diesem 
knappen  Räume  aufgerollt  werden.  Allein,  eklatanter  als  das  folgende  gibt's 
"wohl  keins.  Das  Salvarsan  —  noch  unter  den  Händen  des  Laboranten  aus 
Japan  schienen  titelschwangere  Ärzte  mit  si-risatiuiis^iiTifi-H  Skribenten  den 
Himmel  zu  stürmen.  Aus  der  vorzeitlichen  Jercmiade  der  ohnmächtigen 
Helfer  wurde  das  Hohelied  der  modernen  Therapie.  (Eine  Einspritzung 
sollte  genügen!!)  Nicht  nur  den  Leidenden,  sondern  auch  den  Frivolen 
wurde  es  gesungen.  Konnte  man  es  doch  gedruckt  lesen,  wie  frohgemut 
man  den  Sprung  ins  Seuchennesf  wagen  könnte.  Und  Tausende  gingen 
an  diesem  Sprunge  zugrunde  oder  wurden  siech  und  krank  bis  ins  vierte 
Geschlecht 

Ober  die  Taktik  der  Unternehmer  und  Erfinder  bei  der  Einführung  des 
Präparats  haben  wir  uns  bereits  früher  belehren  lassen.  Es  lief  dabei,  wie 
gesagt,  auf  eine  journalistische  Massensuggestion  hinaus.  Wenn  unsere 
Ausführungen  einen  Zweck  haben,  so  ist  es  der,  einer  Wiederholung  des 
Falles  vorzuheugen.  Nicht  berührt  uns  die  Frage  nach  der  Entschädigung 
ärztlicher  Erfinder.  Es  sieht  selbstverständlich  jedem  Arzte  wie  jedem 
anderen  frei,  sich  für  seine  Erfindungen  entschädigen  oder  auch  daran 
beteiligen  zu  lassen.  Was  dem  technischen  Erfinder  recht  ist,  muß  dem 

ärztlichen  billig  .sein.  Dali  Körnern  sich  tili"  seine  l.'riiii  du  ul:  weder  Lizenzen 

')  Wer  beobachte!  hat,  wie  auf  ihm  hevü|-.(TiiiiL;:.|>"liH^lien  Kongrefl  in 
Knill  17.  Mai  ]<m  u:e  Auswahl  ' 
gemacht  wurde,  der  weiö,  daß  in 
Revolution  eingetreten  ist. 


Ben  Akiha  behält  Recht 


geben  noch  honorieren  lieli,  darf  heute  beinahe  als  eine  Ausnahme  von 
der  Regel  angesehen  werden.  Unter  Umständen  könnte  es  sogar  unklug 
sein,  so  zu  handeln,  weil  kein  Grund  einzusehen  ist,  dall  namentlich  der 
unbemittelte  ärztliche  Erfinder  aus  purem  Standesintercsse  sich  vom  Wolf 
im  Schafspelz  übertölpeln  lassen  müsse. 

Einspruch  muU  jedoch  vom  ärztlicli-dliisdieu  Standpunkte  dagegen  er- 
hoben werden,  dall  allerkühuste  Pmfilgeschäfte  über  neue  pharmazeutische 
Produkte  eingeleitet  werden  zu  Preisen,  welche  unter  allen  Umständen  als 
gewagte  bezeichnet  werden  müssen.  Wenn  der  industriell  beteiligte  Arzt 
unter  solchen  Umständen  nach  außen  hin,  etwa  durch  die  Presse,  sich  als 
uiiheiiiuguien.  ii nui |!cn nul/i^i'n  Mann  jjSbe,  Ns  iiiin  vielleicht  nach  Jahren 
erst  die  Heuchlermaske  abgenommen  wird,  dann  dürfte  die  Angelegenheit 
allgemeines  öffentliches  Interesse  gewinnen.  Um  so  eher,  als  die  Ver- 
sprechungen sich  nicht  erfüllt  hatten. 

Die  Lauterkeit  der  Medizin  über  alles,  die  als  Wissenschaft  von  Aktien- 
unternehmen  immerhin  noch  weit  genug  entfernt  ist,  und  die  es  von  ihrer 
hohen  Warte  aus  verschmähen  sollte,  sieh  von  Skribenten  im  Dienste  wirk- 
licher und  nichtwirklicher,  beamteter  und  nichtbeamteter  Geheimrate  und 
ihrem  Anhang  beweihräuchern  zu  lassen. 

,Ea  remedia  suspecta  sunt',  sagte  bereits  Zakulus  Lusitanus  (1575  bis 
1642)  vom  Arsen,  als  eine  kurzdauernde  Arsenmanie  zur  Scheinheilung 
der  Syphilis  die  Ärzte  erfaßt  hatte.  Ben  Akiba  hat  also  wieder  einmal  recht: 
,Es  ist  alles  schon  dagewesen'. 

Die  ahllosen  hochgradigen  Arsendosier ungen  bei  Syphilis  mittels  des 
neuro-vasutoxisch  wirkenden  Salvarsans  verhindern  eine  gesunde  Bevöl- 
kern ngspolitik  durch  Beschleunigung  von  Paralyse  und  Nervenerkran- 
kungen. Discite,  moniti! 

,Die  wenigen,  die  was  davon  erkannt, 
Hat  man  von  je  geketzert  und  verbrannt.' 

•  Wir  kämpfen  für  Ideale,  für  das  Wohl  der  Kultur-Menschheit,  für  die 
Freiheit  der  Wissenschaft,  nicht  für  die  Aktien  eines  Präparates,  das  dem 
Publikum  mit  16000  Mark  pro  Kilo  verkauft  wurde,  an  welchem  unglaub- 
lichen Preis  der  Frfinder  und  seine  Mitarbeiter  beteiligt  sind  oder  waren, 
obschon  in  allen  Zeitungen  das  Märchen  von  ihrer  Uneigennützigst  und 
Wohltäter-Schaft  der  Menschheit  mit  Fleiß  verbreitet  wurde  und  wird. 
Selbst,  wenn  das  Kilo  in  der  Herstellung  50,  ja  500  Mark  kostete,  was 
sicher  zu  hoch  bemessen  ist,  dann  handelte  es  sieh  immer  noch  um  eine 
unerhörte  Preistreiberei,  um  Sachwucher.  Der  Qrolikapitalismus  mit  seiner 
Pressebeeinflussung  ist  auf  dem  besten  Wege,  die  Heilmittellchrc  tatsäch- 
lich zu  einem  ( icschiifl-liluit  lieuU/uwiiriüjii'ii,  wenn  die  Führer  der  Me- 
dizill nicht  mich  rechtzeitig  den  P  Ii  rasen  logen  lind  Rabulisten  den  weiteren 
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Eintritt  in  ihr  Heiligtum  verbieten.  Andernfalls  droht  unserem  Volke  und 
der  Wissenschaft  die  äufierHte  Gefalir.  Dadurch,  dal!  das  Organ  des  Arzle- 
veicinsbi  indes.,  das  .Ärztliche  Vereinsblatt'.  die  Anzeige,  über  mein  Bueh 
,Dic  Sak-arsangefaltr'  ir:ui  meine  Erwiderung  auf  den  S.  4Sh,  Hilft,  des 
Vereiushlattes  von  Prof.  Neisscr  produzierten  SalYarsanoplimismiis  ( HH) 
Pro/ein  Heilung}  zurückweist,  .weil  die  Anzeige  mit  den  hygienischen  Be- 
strebungen des  Ärztevereinsbundes  nicht  in  fiiiiklang  zu  bringen  wäre' 
(sie!),  kann  es  zwar  für  kurze  Zeil  verhindern,  daß  die  Kotlegen  die  volle 
W'nhilieit  erfahren,  alier  auch  diese  eliiiiesi  Helle  Mauer  wird  das  aiunrilatiee 
100  Prozent  Heilungs-  und  1'nseha.dlielikcilsd:  igma'  nicht  dauernd  schützen 

Verschließen  sich  uns  die  Spalier  der  hichblattn'.  dann  wenden  wir 
uns  an  die  oile.it! ie he  Meinung,  unbekümmert  um  die  sieh  anlächelnden 
Auguren.  Not  kennt  kein  Gebot.  Wir  kämpfen  im  Interesse  des  Nach- 
wuchses unserer  Nation,  die  wir  vor  frühzeitiger  durch  Addicriing  des  hoch- 
prozentigen Arscngiitcs  /i:m  Sypliilisgitt  entstehender  Paralyse  und  Ent- 
artung bevölkerungspolitisch  bewahren  wollen.  Das  sind  hygienische  Be- 
strebungen, die  Unterbindung  der  Diskussion  und  der  Erwähnung  der 
Wahrheit  in  einer  so  wichtigen  Erage  jedoch  hat  mit  Hygiene  nichts  zu 
tun.  Möge  es  für  unser  Volk  nicht  zu  spät  sein,  wenn  nach  Jahren  die 
künstlich  durch  Summierung  zweier  Nervengifte  erzeugte-  Paralyse  und 
die  künstlich  erzeugten  Nervenerkrankungen  einen  erschreck  eil  Jen  Umfang 
annehmen  werden.  An  Warnungen  der  Faktoren,  die  hier  einzugreifen 
das  Recht  und  die  Pflicht  hatten,  hat  es  nicht  gefehlt.  Hoffentlich  wird 
die  Neuorientierung,  die  dieser  Krieg  mit  sich  bringt,  auch  den  Boykott 
gegen 'diej eiligen  beseitigen,  die  es  wagen,  lediglich  ihrem  Gewissen  und 
den  Staats nolwendigkeiten  folgend,  gegen  gmllkariilallstisches  Scrueber- 
inid  Aiisheutertuiu  in  der  Medizin  ihre  Stiit:ir,e  zu  erheben  und  auch  gegen 
die,  die  selbst  in  der  Verleidieiuig  ihrer  nieht  eigenen  Sache  in  ihrer  be- 
amteten Gottähniichkeit  keine  Kritik  vertragen  können,  weil  sie  glauben, 
durch  die  Höhe  ihrer  Stedum;  und  die  .Macht  dnei  iiineu  gefügigen  Presse 
über  der  Kritik  zu  stehen  und  nicht  Meinungen  sachlich  bekämpfen,  son- 
dern von  der  hohen  Erhaben  Ii  eit  ihrer  gottgewollten  Stellung  herab  aus 
dem  Hinterhalte  in  gesicherter  l'ositi'.'il  versuchen,  dem  wissenschaftlichen 
Gegner  die  Ehre  abzuschneiden  und  ihn  zu  verfemen.  Druck  erzeugt 
Gegendruck.« 

Und  heute  Stellt  Prof.  Gennerich  die  Seite  292  abgedruckten  Tatsachen 
fest,  und  schon  meldet  Dr.  Jacob!  aus  der  psydiiatrisdien  Klinik  in  Jena  am 
15.  Hai  1915  In  den  »Therapeutischen  Monatsheften«  Nr.  10,  daß  wiederum 
iwei  Bensdien  mittels  der  endo  lumbalen  Einsprang  von  Salvarsan  getutet 
wurden.  Quo  usque  tandeml 

Im  -Archiv  für  physikalisch-diaetetische  Therapie«,  1916,  Nr.  7  und  8 
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und  1917,  Nr.  7  und  S.  in  das  ich  mich  flüchten  mußte,  da  die  Fachpresse 
mir  verschlossen  war.  warnte  ich  mil  füllenden  Worten  Nonnesi 

•  Eine  dritte  Frage  von  eminenter  praktischer  Wichtigkeit  i-it  die:  Ist  das 
Salvarsan  ein  Mittel,  welches  die  Abwanderung  der  Spirochäten  in  die 
Meningen  begünstigt?  Mit  anderen  Worten:  Treiben  wir  den  Syphilis- 
erreger durch  die  Itehaiidluug  der  primären  und  sekundären  Lues  mit 
Salvarsan  in  diese  Sehlupiwinkel  hiiu-in?  Dieses  Problem  ist  meines  Er- 
achtens das  Wichtigste  in  der  ganzen  gegenwärtigen  Debatte  Ober  die 
Therapie  der  Syphilis  und  speziell  der  Syphilis  des  Nervensystems.  Ich 
warf  diese  Präge  schon  vor  drei  Jahren  an!  der  Frankfurter  Tagung  der 
.Gesellschaft  deutscher  Nervenärzte'  auf  und  in  der  Diskusion  über  mein 
Referat  spielte  diese  Frage,  im  Anschluß  an  die  Behandlung  der  damals 
gerade  aktuell  gewordenen  Frage  der  Neurorezklive.  eine  große  Rolle, 
ohne  dali  sie  irgendwie  entschieden  ■.Verden  konnte.  Und  noch  heute  ist 
sie  von  der  Entscheidung  ebensoweit  entfern!.  Sie  midi  es  sein,  denn  es 
gehören  Jahre  dazu,  um  zu  entscheiden,  ob  wir,  seitdem  die  primäre  und 
sekundäre  Lucs  mir  Salvarsan  behandelt  wird,  mehr  Fälle  erleben  von 
syphilogenen  Nervenerkrankungen.« 

Auch  ich  hahe  in  der  Sitzung  der  Berliner  De rmato logischen  Gesellschaft 
(vgl.  Dermatolog.  Zeitschrift,  191 1,  Heft  4)  auf  diese  Gefahr  bereits  am 
10.  Dezember  1910  hingewiesen,  eine  üefahr.  die  die  größte  Vorsicht 
anempfehlen  muH. 

Demi  wenn  ein  auf  dem  Gebiete  de:-  syphil()i:enen  Nervenerkrankungen 
so  bewanderter  Autor  wie  Nonne  auch  nur  an  die  Möglichkeit  einer  Ver- 
mehrung von  Tabes  und  Paralyse  denkt,  so  besteht  meines  Erachtens  die 
Pflicht,  dieser  Art  ärztlicher  Prophylaxe  die  größte  Aufmerksamkeit  zu 
schenken,  damit  es  später  nicht  heilit:  ,Wemi  das  Kind  in  den  Brunnen 
gefallen  ist,  deckt  man  ihn  zu.' 

,Wir  wissen  heute',  sagt  Nonne,  ,daii  das  Mittel  bei  der  Applikation 
schwere  Erscheinungen  hervorrufen  kann.  Schädigungen  des  Herzens  — 
eine  Folge  davon,  dall  der  Blutdruck  sinkt  —  bis  zu  schweren,  ja  todlichen 
Kollapsen,  wir  wissen,  dalt  Schädigungen  der  Nieren  auftreten  können,  wir 
wissen,  dafi  schwere  —  ja  letale  —  zerebrale  Erscheinungen  auftreten 
können,  man  weiß,  daß  als  Folge  der  sogenannten  ,Herxheiiner$chen' 
Reaktion  schwere  spinale  Erscheinungen  auftreten  können.  —  Oppenheim 
teilte  erst  vor  wenigen  Monaten  einen  derartigen  Fall  mit  —  und  daß 
dieselbe  Gefahr  der  Herihehuerreaktion  überall  da  tiesteht,  wo  an  lebens- 
wichtigen Zentrelt  Medulla  oblongata  ■  ■  sitzende  syphilitische  Er- 
krankuuejen  mil  Salvaisan  behandelt  werden  (A.  Wcslphal  und  Stert/).' 

Wir  wissen  durch  die  I hitcrsuclum^eii  de-  Berliner  Tu.'iko],ii;en  I. 
l.ewin  tiu  anderen,  dal!  Arsen  in  der  Übersehrviliui^  der  Maxiitukh >sis, 
oh  in  organischer  und  anorganischer  Verband iuiü.  ein  starkes  Nervengift 
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ist.  Die  zahlreichen  Lähmungen,  dii?  bisher  beobachteten  zahlreichen  in 
der  Literatur  niedergelegten  f-Villt-  allein  von  F.ncniha litis  haemorhagica 
acuta  mit  tödlichem  Ausgang  lind  vor  allem  die  Fälle  von  Arsen  Vergiftung 
bei  NichtSyphilitikern  (!  !|  (41  Todesfälle  nach  Mentberger),  die  beweisen, 
daß  nicht  die  Syphilis,  sondern  das  Arcen  den  Tod  verursacht  hat,  mahnen 
zur  äufiersten  Vorsicht,  da  nach  Jahren  es  zu  sj^ät  ist,  wenn  bei  unseren 
Soldaten  und  der  Heimatbevülkeruug  die  neurotrupe  Wirkung  des  Saluar- 
sans  mit  schuld  daran  wäre,  dali  zu  den  Schrecken  des  Krieges  noch  das 
Siechtum  im  Irrenhaus  kommt 

In  einer  1  '/» ständigen  Unterredung  mit  dem  Vorgesetzten  Kl  rchners, 
dem  Minister  des  Innern,  Exzellenz  Drews,  warnte  ich  diesen  mündlich 
und  in  einem  am  I.März  I9IS  geschriebenen  Briet  (veröffentlicht  im 
•Archiv  für  physikal.-diaetet  Therapie-  1919,  Nr.  8),  dessen  Schluß  lautete: 
*Daß  Salvarsan  keine  sozial  hygienischen  Wirkungen  hat,  beweist 
1.  Die  Syphilis  hat  im  Heere  statt  abzunehmen  vor  dem  Kriege  um 

etwa  25  Prozent  nach  der  Salvarsan- Einführung  zugenommen. 
1.  Die  Zahlen  der  allgemeinen  Krankenhäuser  besagen  dasselbe.  Es 
wurden  an  Syphilis  in  diesen  behandelt: 

Minnliche  Weibliche 
1906  13419  12503 

1Q07  13804  12053 

1908  15992  12894 

1909  17069  13375 
Salvarsan-Einführung 

1910  24327  16776 

1911  33435  19987 

1912  30654  20216 

1913  29150  19813 
Also  eine  Zunahme  von  etwa  100  Prozent. 

Und  die  Anzahl  der  männlichen  l\itienlen,  die  an  Rückenmarkschwind- 
sucht (Tabes)  eingeliefert  wurden,  betrug  190Ö— 1909  -  1412  und  1910 
bis  1913  =  1635,  also  eine  Steigerung  von  etwa  15  Prozent  Da  m.  E. 
durch  die  bekannte  nervetizerslörcnde  Itieurotropcl  Wirkung  des  Arsens, 
die  /u  der  neunilrtiperi  Wirkung  Jts  Sypltilisgiflc^  muh  hinzukommt,  die 
Tabes  beschleunigt  wird,  (treten  doch  nach  Oberstabsarzt  Oennerich 
nach  der  Salvarsan-Einführung  Tabes  und  l'aralyse  schon  nach  4 --5  Jahren, 
statt  nach  15  Jahren  wie  früher  auf.  S.  Kirchners  Salvarsan-, Verhütung' 
der  Tabes,  Herrenhaus  28.  Mai  1914)  ist  dies  erklärlich. 

Wenn  1912  und  1913  wieder  etwas  weniger  Falte  registriert  wurden, 
dann,  weil  in  geringerem  Maße  der  Leichtsinn  durch  die  allmähliche  Sal- 
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varsaugegucrischc  Auikliirunt;  wieder  iWr  Vorsicht  Platz  macht .  Bedenkt 
man  aber,  daß  das  Volk  einer  ,u  neigen  nütz  igen'  unter  Kirchners  Mit- 
nirkmiß  mit  dem  Titel  i:\zellenz  ausgezeichneten  Autorität  ohne  weiteres 
blinden  und  dauernden  Glauben  schenkt,  zumal  die  Gegner  durch  W.  T.  B. 
usw.  verdächtigl  und  boykottiert  werden,  dann  ist  die  Frage  erlaubt: 

,Bedeutet  im  Sl.ialsiukTL'sse  die  subjektive  Meinung  einer  Reihe  interes- 
sierter und  n  ich  (interessierter  Ärzte,  daß  wir  eine  wesentliche  Bereicherung 
des  Arzneischatzes  erzielt  haben,  mehr  als  die  objektiv  festgestellte  Tat- 
sache, daß  die  Syphilis  und  damit  der  Geburtenrückgang  Deutschland 
durch  den  groligezüchteieti  Leichtsinn  und  die  nach  geschehenem  Un- 
glück gering  anzuschlagende  (mindestens  75  Prozent  Mißerfolge)  Heil- 
wirkung an  den  Rand  des  Verderbens  bringt?' 

Zum  Schlüsse  bemerke  ich  noch  ausdrücklich,  du  IS  es  in  der  Geschichte 
der  Medizin,  namentlich  der  Arseiwicdikution  bei  Syphilis,  fast  in  jedem 
Jahrhundert  eine  ähnliche  Zwangs -Massensuggestion  gegeben  hat,  der 
die  Ärzte  infolge  einer  geschickten  autoritativen  Arsenreklame  erlegen 
sind.  Daher  können  nur  Tatsachen,  nicht  subjektive  Urteile  noch  so  vieler 
Ärzte  entscheiden.  Auch  bei  der  Grofltat  des  größten  Wohltäters  der 
Menschheil,  Semmel  weiß,  war  das  Urteil  fast  aller  und  namentlich 
betitelter  Ärzte  Regen  dessen  Anschauung.  Und  trotzdem  war  das  Urteil 
der  Ärzte  falsch.  Die  Tatsache  aber,  daß  die  Syphilis  nach  der  Salvarsan- 
Eirtführung  (Heer— Krankenhäuser)  bedenklich  zugenommen  hat,  dürfte 
Euer  Exzellenz  veranlassen,  dahin  zu  wirken,  daß  zum  mindestens  einmal 
durch  eine  rj.iriüiuschc  Kommission  trotz  des  begreiflichen  Widerstandes 
des  einseitig  handelnden  Herrn  Ministerialdirektors  Kirchner  Wahrheit 
und  Klarheit  nach  jeder  Richtung  gescluiiien  wird.  Denn  es  konnte  später, 
wennSyphilisundVerhlödung(61  Gehirn  affektiven  pro  1 00000  Patienten!) 
zunehmen,  leicht  heißen:  .Zu  spät.  Und  Prophylaxe  auch  in  nationalen 
Fragen  isi  besser  und  leichter  als  Therapie.  Gouverner  c'est  prevoir. 

Indem  ich  in  dieser  Frage  Euer  Exzellenz  mündlich  und  schriftlich 
jederzeit  gerne  zu  Diensten  und  jederzeit  bereit  bin,  für  den  Inhalt  dieses 
Schreibens  Beweis  anzutreten,  sowie  aui  Wunsch  mit  einer  ausführlichen 
Denkschrift  zu  dienen, 

zeichne  ich  mit  dem  Ausdrucke  ausgezeichnetster  Hoch  Schätzung 
Euer  Exzellenz 

ergebenster 

gez.:  Dr.  Dreuw.< 

An  Warnungen  hat  es  also  nicht  gefehlt. 

Exzellenz  Drews  überlief)  Kirchner  die  weitere  Bearbeitung,  Kirch- 
ner statistikisierte  mit  allen  Mitteln  der  Kunst,  die  Revolution  kam, 
Kirchner  wurde  gestürzt  und  Gottstein  kam:  es  blieb  alles  beim  Alten, 
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/weitellii-i  bat  ik-r  a-.if r>i<.-rks:ii:n.-  Ilenlxiciitei  unserer  /eil  das  Gefühl, 
daß  nicht  nur  in  wirtschaftlichen ,  sondern  auch  in  wissenschaftlichen 
Dingen  nicht  alles  mit  rechten  lliiieen  zugeht,  Mnnclu's  lateinische  und 
deutsche  Sprichwort  den nz eich  net  treffend  die  Ansicht  des  Publikums. 
Vox  uopuü,  vax  dt'ü  Die  Zeichen  der  Dekadenz,  die  seit  der  Revolution 
leider  auch  in  der  Wissenschaft  Fortschritte  zu  machen  scheint,  häufen 
sich  immer  mehr.  Die  Behörden  und  Parlamente  scheinen  nicht  ein- 
zusehen, (fall  Klüngel  und  Prieilegienwirtscltah  in  diesen  Dingen  den 
absoluten  Ruin  des  Staates  bedeuten.  Bis  es  zu  spät  ist!  Denn  der  Wieder- 
aufbau kann  nur  ein  von  einer  intakten  Weltan-eliaiunii!  anstehender 
geistiger  sein.  Unter  der  iiberschrift  "Wissenschaftliche  Schiebungen- 
kennzeichnete  der  akademische  Mitarbeiter  der  Berliner  Vnlks/eitiui;;  die 
Machinationen  dnrcli  neheiuu'iilacaten  der  medizinischen  Fakultät  der 
Universität  Berlin  in  Sachen  der  Sciualforschuug,  nrn  unbequeme  Gegner 
durch  den  berühmten  Dolchstoß  von  hinten  zu  treffen.'  Mit  diesen  Zu- 
standen müsse  aufgeräumt  werden.  Die  Fakultät  schwieg  zu  diesen 
öffentlichen  Anklagen. 

Deutschland  ist  in  den  Abgrund  iresunlien  durch  eine  systematisch  seit 
Jahren  durchgeführte  Kritikunterbindung  an  den  Handlungen  der  Ver- 
antwortlichen, vom  Kaiser  angefangen  (Majcstätsbclcidigungsparagraphl, 
übel  die  Ministersessel  bis  zum  untersten  Beamten  l'Beaintenlieleidis'urigs- 
paragraph).  Ein  Kriechertuin  hatte  sich  daher  schon  vor,  noch  mehr  aber 
während  des  Krieges  breit  gemacht,  das  nach  der  Revolution  sich  ver- 
doppelt und  verdreifacht  hat  und  auch  die  Stätte  der  Wissenschaft  und 
ihre  Organe  nicht  verschonte.  Der  Verfasser  kämpft  seit  Jahren  gegen 
ein  großkapitalistisches  mit  Hilfe  der  amilichen  Pressebeeinflussung  der 
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1921)  amtlich  in  der  politischen  Lamiesversammlung  erklären,  daß 
Dr.  Dreuw  »seit  längerer  Zeit  die  medizinische  Fachpresse  verschlossen 
sei-.  Alle  öffentlichen  und  privaten  Aufforderungen  an  die  Fachpresse, 
diese  zu  öffnen,  fruchteten  nichts.  Dem  Verfasser  wäre  es  lieber  gewesen, 
er  hätte  Auge  um  Auge,  Zahn  um  Zahn  (eventuell  auch  von  der  Tribüne 
der  Universität  herah  zur  akademischen  Jugend),  die  Mängel  in  der  Wissen- 
schaft in  seinen  Fachorganen  behandeln  können.  Allein  die  Angst  vor 
der  Wahrheit  hieß  sie,  hieß  die  Universität  ihre  Tore  schließen  und  auf 
den  Kultusminister  durch  die  vielfach  geheimrällichen  Beziehungen  einer 
vergangenen  Epoche  derartig  einwirken,  daß  dieser  sein  Wort  brach  und 
seinen  •'iyciii'i!  Ai;lra_i;.  auch  der  (li'j;i-!i[i;!i-tei  auf  der  Universität  einen 
Lehrstuhl  zu  geben,  durchzusetzen  oder  auch  nur  unparteiisch  prüfen  zu 
lassen,  nicht  den  Mut  hatte,  jener  Haenisch,  der  im  Parlamente  von 
Leichenbergen  durch  Salvarsan  sprach,  von  der  einseitigen  Besetzung  der 
Lehrstiihk'  durch  lauter  Sa Ivarsa nisten  im  kaiserlichen  Deutschland,  und 
in  dem  Momente,  als  er  im  revolutionären  über  Nacht  Minister  wurde, 
seinem  Mitkämpfer  —  Studie:! s;ekkr  aribut  ins  den  Fonds  des  5,-dvarsan- 
kapitals  und  seinem  bisherigen  Mitkämpfer  14  Tage  nach  der  Ablehnung 
einer  im  Kultus-  und  Wohlfahrtsministerium  angebotenen,  beträchtlichen 
Summe  aus  den  Händen  dieser  Kapitalsmachl  amtlich  mitteilte,  er  wäre 
noch  nicht  ganz  reif  für  die  von  Haen  isch  selbst  beantragte  Professur. 

Die  Sexual revolution  ist  nur  durchzuführen,  wenn  die  Sexualwissenschaft 
voraussetzungslos  ohne  behördliche  und  Iii pita listische  Einwirkung  als 
reine,  miht'fk'i-kk-  Disziplin  an  der  Universität  gi-ldin  werden  kann  und 
wenn  Interessenten  aus  dun  Mcdi.dnalabteilu[i):ei:  Ft  ri laltt'it  werden,  mag 
es  sich  um  Salvars.iu  oder  1  lesintekui.iusvereine  handeln.  In  Berlin  z.  B. 
sind  sämtliche  Dozenten  Sa Ivarsa nisten  und  Gegner  des  Diskretion ismus. 
Daher  müssen  Lehrstühle  für  eine  unabhängige  Dozentur  auf  dem  Gebiete 
der  ■  Staatlichen  Bekämpf  im;;  der  Geschlechtskrankheiten-  geschaffen 
werden,  daher  liuiii  die  MedizhuLibteibin:,'  des  W'olilialirtsmiuistctiums 
gründlich  reformier!  werden.  Es  wird  Sache  der  souveränen  preußi- 
schen Landcsversammlung  sein,  die  Freiheit  der  Sexualwissen- 
schaft zu  schützen  gegen  unerlaubte  Eingriffe  der  Berliner  medizinischen 
Fakultät  und  des  dem  Parlamente  untergeordneten  Kultusministeriums,  wie 
ich  solche  Eingriffe  in  den  -Blättern  für  Voiksaufklärung-  1920,  Heft  10, 
unter  dem  Titel  "Wissenschaftlich -kulturelle  Dekaitciizerschctnungen«  aus- 
führlich beschrieben  habe.  Die  Freiheit  der  Sexual  wisse  nschal"!  aber  i  im  fl 
angesichts  der  drohenden  Katastrophe  —  in  Frankreich  jeder  vierte  Mensch 
syphilitisch  —  den  Schutz  der  Parlamente  aller  Völker  und  Länder 
«enicl'en.  Salus  popnb  et  rei  puhlieac  snpreuia  lex  est«. 

Am  I.  3.  1917  beschwerte  sich  Haenisch  im  Parlamente  darüber,  daß 
die  Lehrstühle  für  Haut-  und  Geschlechtskrankheiten  last  nur  von  Schülern 
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von  Prof.  Neifier  besetzt  würden.  Er  zitierte  zur  Illustration  folgende 
Zuschrift  eines  anlese henen  Kieler  Arztes  an  mich: 

■Der  Tod  jeder  Wissenschaft  ist  ein  selbstherrliches  Oberhaupt  Prof. 
Neißer  hat  es  verstanden,  über  ganz  Deutschland  seine  Schüler  auszustreuen, 
die  seinem  Erscheinen  auf  Kongressen,  gleich  Claqueuren,  Beifall  klatschten 
und  trampeln,  und  jedem,  der  gegen  Prüf.  Neifter  sprich!,  in  unwürdiger 
Weise  entgegentreten.  Die  ganze  Dermatologie  in- Deutschland  steht  unter 
dem  Unfehlbarkeitsdogma :  l'rof.  NeiHcr  kann,  da  er  die  Majorität  hat  und 
diese  den  Höngen  .Klimbim'  zu  machen  verstellt,  «lies,  audi  den  grünten 
Unsinn  reden,  ihm  jauchzen  sie  zu.  Jedem  ,sae  Ii  liehen  Gegner'  kommen 
sie  mit  Unsachlich  keil.  Dali  viele  so  denken  wie  ich,  weiß  ich.  Aber  der 
Kampf  wird  auf  der  Gegenseite  mit  so  unwürdigen  Mitteln  geführt  —  Sie 
erleben  es  ja  jetzt  —  dall  man  sich  dem  nicht  aussetzen  mag.  Dali  Sie  es 
taten,  ließ  mich  zu  meinem  Brief  die  Feder  ergreifen.  Ihr  Verdienst  bleibt 
es,  in  dies  Wespennest  gegriffen  zu  haben.« 

Hacnisch  verlangte  ernstlich  von  der  kaiserlichen  Regierung  Remedur. 
Wort«,  nichts  als  Worte!  Denn  als  er  selbst  als  Minister  Remedur 
scharfen  konnte,  tat  er  es  nicht  Und  am  I,  3.  1918  sprach  im  Parla- 
ment Paul  Hirsch,  der  spätere  Minister  und  Staatssekretär,  Salvarsan- 
gegner  dürften  nicht  von  den  Lehrstühlen  der  Universität  ferngehalten 
werden,  es  wäre  sozial  dem  akratisch  er  Grundsatz,  die  Freiheit  der  Lehre 
und  der  Wissenschaft  zu  schützen.  Worte,  nichts  als  Worte!  Denn 
als  er  selbst  Ministerpräsident  wurde,  handelte  er  nicht  nach  seinen  Worten. 

Hacnisch  ging,  sein  monarchisch-demokratischer  lnsimklor  und  seine 
rechte  Hand,  der  frühere  kaiserliche  und  dann  republikanische  Dezernent 
für  die  Universitäten  Recker,  wurde  seht  Nachfolger.  An  ihn  stellte 
in  einem  Interview  am  14.  Mai  1921  ein  Redakteur  des  »Berliner  Tage- 
blattes* die  verfängliche  und  Becker  »nicht  ganz  verständliche«, 
aber  sehr  verständige  Frage:  -Nach  welchen  Grundsätzen  werden  an  den 
Universitäten  freie  Lehraufträge  erteilt?«  —  Antwort:  »Mir  ist  die 
Frage  nicht  ganz  verständlich,  da  Lehraufträge  natürlich  nach  dem  Lehr- 
bcdürfnis<FriedmannÜ  erteilt  werden.  Dieses  festzustellen  ist  in  erster  Linie 
Aufgabe  der  Fakultäten,  doch  hat  die  Regierung  sei  bstverständl  icherweise 
die  Pflicht,  Kontrolle  auszuüben  (was  sie  bei  einem  Fakultätsgutachten  in 
meiner  Sache  aber  unterließ.  Dr.  Dr.).  Auch  ergreif!  sie  gelegentlich  die 
Initiative,  und  jedem  Kenner  der  Universitätsgeschichte  ist  bekannt,  welche 
Rolle  die  Initiative  der  Regierungen  in  der  Entwicklung  unserer  Universi- 
täten gespielt  hat.  (Salvarsanprofcssorenl)  Der  vollen  Objektivität  (!)  der 
Wissenschaft  entspricht  es,  daß  die  wichtigsten  Gebiete  unseres  Kultur- 
lebens, die  je  nach  der  verschiedenen  Einstellung  einer  andersartigen  Be- 
leuchtung und  Beurteilung  unterliegen,  in  möglichst  allseitiger  Weise  zur 
Darstellung  gelangen.  Das  gilt  nicht  nur  für  die  verschiedenen  Schul- 
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und  Lehrmeiuungen,  sondern  auch  für  das  Verhältnis  zwischen  Theorie 
und  Praxis  und  in  bezug  auf  die  grundsätzliche  Gleichberechtigung 
aller  Wettanschauungen.« 

Worte,  nichts  als  Worte!  Denn  das  "Gebiet  der  staatlichen  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten-  war  und  ist  das  »wichtigste  Ge- 
biet unseres  Kulturlebens*,  aber  der  Haenischsche  Lehrauftrag  wurde 
von  Becker  und  seinem  vorrevolutionären  Anhang  auf  Grund  des  S.  346 
veröffentlichten  unrichtigen  amtlichen  Gutachtens  zunichte  gemacht. 
Worte,  nichts  als  Worte!  Die  Tatsachen  machen  unbedingt  eine 
Universitätsreform  nötig,  die  der  Studententag  gebieterisch  verlangen  sollte. 
Oeh.-Rat  Prof.  Dr.  v.  Below  sagte  im  -Tag.,  1920,  Nr.  161: 

■Wenn  einmal  ein  Kritiker  die  Geschichte  der  Universität  zur  Zeit 
Haenischs  schreiben  wird  und  dabei  Umschau  über  die  Besetzung  der  ver- 
schiedenen Fächer  hält,  so  wird  er  in  Verlegenheit  kommen,  falls  er  darüber 
Auskunft  geben  soll,  warum  der  oder  jener  von  den  jetzt  Beförderten  sein 
Ordinariat  erhalten  hat.   Denn  als  .Revulutioiisijewiriiiler,  abgestempelt  zu 

sein,  ist  doch  unangene  hm.  Lieber  statt  dessen  kein  Ordinariat  ■ 

■  Nachdem  man  mir  in  wissenschaftlichen  Versammlungen  die  gröBten 
Schwierigkeiten  gemacht  (De ruiato logische  Gesellschaft.    Siehe  Dermato- 

logische  Zeitschrift  191 1,  S.  385,  Heft  4,  und  mein  Buch  ,Die  Saivarsan- 
gefalir',  S.  18),  nachdem  meine  Gegner,  insbesondere  Ehrl  ichs  Vetter,  Privat- 
dozent Prof.  Dr.  Felix  Pinkus  (der  Leiter  der  städtischen  P  restituierte  n- 
behandlungsstatirai)  in  dieser  rein  wissenschaftlichen  Frage  wegen  meiner 
Veröffentlichung  in  kleineren  medizinischen  Zeitschriften  <  Reichsmedizinal - 
anzeiger  191 1,  Nr.  25/26),  als  ob  wir  noch  mitten  im  Mittelalter  uns  be- 
fänden, das  Polizeipräsidium  als  die  mir  vorgesetzte  Behörde  auf  dem 
Wege  indirekter  Anzeige  gegen  mich  aufgebracht  (siehe  ,Salvarsan- 
gefahr'  S.20  und  41),  nachdem  dieses  u  »begreiflicherweise  in  einer  rein 
medizinischen  Frage  mir  (dessen  Verdienste  um  das  Polizeipräsidium  selbst 
Ministerialdirektor  Kirchner  im  Herrenhause  anerkennen  mußte),  dann 
meine  Satvarsan Veröffentlichungen  in  medizinischen  Zeitschriften  untersagt 
unter  der  versteckten  Drohung  der  Entlassung,  nachdem  die  medizinischen 
Blätter  (M.  m.  W.  1914,  Nr.  8,  D.  m.W.  1914,  Nr.  9,  B.  kl.  W.  1914,  Nr.  !0 
USW.)  mich  im  Vertrauen  auf  ihre  Kecmihtsxung  der  Ärzte  in  meinem  ' 
Kampfe  in  der  persönlichsten  Weise  angegriffen  und  dann,  obschon  sie 
bisher  viele  Veroficnlliiluirip'ii  von  mir  gebracht,  die  joiirnalNair-ciu.' 
Uiiaiis-tiirsdijikei!  besaßen,  seihst  meine  Erwiderungen  nicht  aufzunehmen,- 
nachdem  Ehrlich  öffentlich  mit  Klage  gedroht  sich  aber  in  seinem  eignen 
Interesse  wohl  srehiitet  lia!,  feine  ilrobunj;  zu  verwirklichen  (Tagl.  Kimri- 
schau,  20.  und  22.2.  14),  nachdem  die  Tagespresse,  die  1910  und  1914 
eine  wahre  Salvarsanreklame  inszeniert  hatte,  jetzt  alles  das,  was  gegen 
Salvarsan  sprach,  in  den  Papierkorb  warf,  was  dafür  geschrieben  wurde. 
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nhcr  aufnahm,  nachdem  ii riln: greift i clicrweise  da-  licrl  iiier  1  'olizeipräsidium 
dann  glaubte,  mir  die  von  ihm  selbst  auf  der  Dresdner  Hygiene- Ausstellung 
1011  im  öffentlichen  Ansehlag  rechtmäßig  zuerkannte  Eigenschaft  als 
.Polizciarzi'  (Cf.  Tägl.  Rundschau  22. 2.  1 4)  durch  das  W.-T.-B.  öffentlich 
streitig  machen  zu  können,  wodurch  nach  auften  hin  dokumentiert  werden 
sollte,  als  If  LTti.-  tt.li  niir  einen  ia! sehen  Titel  hei  und  sei  dalici  '.mirlaiihwtirdi!; 
(s.  S.  272),  nachdem  das  W.-T.-B.  (Cf.  Voss.  Zeitung  22. 2.  1 4)  aber  noch 
an  demselben  Tage  von  mir  gezwungen  wurde,  die  unrichtige  Behauptung 
öffentlich  zurückzunehmen,  nachdem  ich  dann  als  Folge  meiner  wissen- 
schaftlichen Überzeugung  schließlich  aus  meinem  beruf,  aus  dem  Polizei- 
dienste und  dadurch  ans  den  Bei ibachtiintfsiittii'liclikeiten  (was  meinen 
Gegnern  die  Hauptsache  war)  der  mit  Salvarsau  damals  zwangsweise 
behandelten  Prostituierten,  von  denen  viele  (Cf.  Dr.  Piukus,  Dermatolog. 
Woch,  1913,  Nr.  7)  ihr  Leben  durch  Salvarsan  lassen  mußten,  eine 
erblindete,  zwei  ertaubten  und  etwa  211  schwere  Korperschädigungen  davon- 
trugen (alle  auf  der  Station  von  Dr.  Pinkus),  entlassen  wurde,  nachdem 
ich  schließlich,  als  ich  mich  trotzdem  in  meinem  Kampfe  und  meiner 
Auffassung  nicht  beeinflussen  1  fv Ii.  durch  Ministerialdirektor  Kirchner1)  mit 
von  mir  öffentlich  (Cf.  Kreuzzcüung  18. ft.  1914  und  1916  Nr.318)  als 
unwahr  bezeichneten,  von  der  gesamten  IVcs.-e  (Cf.  Kerl.  Tageblatt  1914 
Nr.  268  und  Deutsche  Tageszeitung  1914  Nr.  276)  als  unglaublich  und 
ungehörig  verurteilten  persönlichen  Angriffen  im  Herreuhause,  wo  ich 
mich  nicht  wehren  konnte,  dazu  noch. in  einer  Sitzung  von  einem  Tag 
Dauer,  überfallen  und  verleumdet  worden,  nachdem  mir  in  beinahe  sämt- 
lichen medizinischen  füll  reu  den  Blättern  das  Wort  abgeschnitten  war, 
nachdem  mir  die  Blätter,  deren  wissenschaftlicher  Mitarbeiter  ich  war  (Cf. 
Monatsh.  f.  prakt  Dermat.,  Reichsmedizinalanzeiger.  Wohl  zur  Strafe!) 
von  dem  Titelblatte,  ohne  mir  etwas  mitzuteilen,  meinen  Namen  gestrichen, 
nachdem  mau  meine  Denkschrift  au  das  IJeichsgcsundheitsamt  (abgedruckt 
in  .Salvarsau !;efaiif'  S.  Ii  J9)  und  meine  Arbeiten  nach  allen  Regeln 
der  modernen  .Totschweige  kunst'  glaubte  (allerdings  nur  glaubte!),  der 
Vergessenheit  anheim  geben  zu  können,  nachdem  man  mich  sogar  als 
Quecksilbergegner  (sie!)  im  Ärztl.  Vereinsblatt  Nr.  1078,  6.  6.  1 6  hingestellt, 
nachdem  man  1914  im  Mainzer  Ärzteverein  von  einem  ,herostratischen 
Bemühen'  gesprochen,  nachdem  Prof.  Blasctlko  mich  in  der  Frankfurter 
Zeitung  1916,  Nr.  164  als  .lärmenden  Agitator',  dessen  Agitation  .hei  der 


■■)  \:üV2.riWww.h-  der  Verfasser  Hilter  Xr.7  M.III  Nr.  '»SS  v»in  VldSth'aliiti. 
minister  beauftragt,  in  Jen    \  trot-.cntlichimgcn  auf  dem  Gebiete  der  Medizinal- 

cer  fassen.  In  diesem  lleflle  v  il  il  die  Sile.irs.v'ir.lL'i:  ausführt:  eil  huiemdelt  it'crcku. 
-  [in  Krankenhaus  I  r  ett: iehshair  wurden  seil  '24.  4.  21  fünf  Fälle  von  Leber- 
scliwilllil.  meist  naeli  Snlvrirsiiii,  stv.ii'i!  und  .-ni.-i  l'Sl'e  ma  l'lt'iirii-Siilv.srsan-'.dit. 
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Masse  zu  wirken  beginne'  (aha!)  dein  der  Protest  , Namen,  Anhängerschaft 
und  Kundschaf! '  verschaffen  soll,  obsdum  ich  dies  alles  vorher  schon  besaß, 
aber  im  Gegensatz  zu  Ulaschkos  Millioneneinnahmen  nur  persönlichen 
Schaden,  aber  keinen  Nutzen  durch  meine  Salvarsanauffassung  erzielt  hatte, 
nachdem  man  die  ganze  Schar  der  prof essoralen  Salvarsanclique  gegen 
mich  mobilisiert,  nachdem  man  mich  zur  .Rehabilitierung  in  einen  mini- 
steriellen Beirat  berufen,  ihn  aber  bald  danach  auflöste,  nachdem  man 

um,  nachdem  man  alles  versucht  hatte,  mich  wissenschaftlich  und  wirtschaft- 
lich zu  ruinieren,  sah  man  allmählich  ein,  dafl  dies  alles  nichts  half,  dafi 
meine  Überzeugung  auch  nicht  durch  25  000  Mark  jährlich  vom  Salvarsan- 
kapital  her  feil  war  und  ich  lieber  auf  die  mir  angedeuteten  Stellungen 
und  Titel  als  auf  meine  Überzeugung  verzichtete. 

So  wurde  ein.'  skrupt-lln^f  Si^ird-Osdiäftsmache,  ein  Sprechzimmer 
füllender  und  Aktien  vermehrender  Wucherbetrieb,  ein  in  der  Geschichte 
der  Medizin  unerhörter  optimistischer  Weltbluff  inauguriert  unter  fort- 
währender öffentlicher  Berufung  auf  die  Heiligkeit,  Voraussetzt!  tigsl  05  igkeit 
und  Autorität  der  »Wissenschaft«,  unter  geschickter  Ausnutzung  des  Be- 
hörden- und  Person enkultus  und  unter  Berufung  auf  die  angebliehe  Welt- 
fremdheit und  Harmlosigkeit  ei:n;s  kaujmikturklugc-ti  und  rcklamel icbenden, 
auf  anderem  Gebiete  zweifellos  grillte  Qualitäten  aufweisenden,  daher  zur 
Propaganda  vr)r/ii:;lk;i  geeigneten  Gelehrten,  der  sich  als  »uneigennützig« 
von  einer  gefalligen  und  dienstbeflissenen  Presse  feiern,  schildern  und 
abbilden  bell,  jeduch  heimlich  mit  Millionen  an  dem  Wuchergeschäft  beteiligt 
war,  und  dessen  Absetzung  auf  disziplinarischem  Wege  bei  der  von  ihm 
selbst  gegründeten  Universität  beantragt  war,  14  Tage  vor  seinem  plötz- 
lichem Tode.  Dieser  Antrag  au  die  Universität  wurde  veröffentlicht,  nur 
erfuhren  diejenigen,  die  es  am  meisten  anging,  die  Ärzte,  nichts  davon. 
Presse-  und  Ausleselechuik!  An  dem  mcdicojoiimalijtisdieii  Uogrna  konnte 
man  nur  unter  der  Gefahr  einer  fortgesetzten  Verleumdungskanonade 
und  andauernder  lli-scliiiupftm^eti  seitens  des  Club?  der  Vorau stellungs- 
losen« zu  rütteln  wagen. 

Obsclum  erst  I ')  l.ilire  nadi  der  AiiMeckiin::  mit  Syphilis  sich  die  Paralvre 
mit  nticlt  iebcndcti  Spirochäten  im  Gehirn  teigt,  konnte  der  behördliche 
Dogmenverwalter  Kirchner  am  28.  Mai  1Q14,  also  bereits  vier  Jahre  (0 
nach  der  Einführung  des  Mittels  vor  t.  T.  überalterten  »Sachverständigen" 
mitteilen,  durch  Salvarsan  sei  die  Paralyse  überwunden,  sie  werde  dadurch 
verhütet  und  dem  Kritiker,  einem  •jungen  Arzt",  habe  die  Behörde  wegen 
seines  Verhallens  den  ISmtknrb  höher  hängen  müssen.  Dann  würde  er 
stlii iii  riiisdieii,  dal!  Saknrsan  ein  Iii.tm irragende;.  Mittel  wäre,  /utitiil  es 
des  Dogmenverwalters  bester  Freund  erfunden  habe,  der  den  Namen 
-Ehrlich«  trage  und  uneigennützig  die  Wissenschaft  Fördere. 
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Tod,  Lähmung,  Erblindung,  Negerbildung,  Siechtum, 
Krämpfe,  Ertaubung,  Herz-  und  Leber-  und  Nierenvergiftung, 
Gehirndegeneration:  jeder  100.  Salvareanpatient  bekommt  einen  Sal- 
varsan schaden  —  machte  nichts! 

Die  Weltarsenifizierung  und  die  Arsen  kummulierung  werden  ein  großes 
Welt- Irrenhaus  im  Laufe  der  Jahre  bewirken,  wie  üenuerich  bereits  an 
den  armen  wehrlosen  Soldaten  in  Kiel  festgestellt  hat. 

Ungehört  blieb  in  den  Amtsstuben,  was  ein  Kultusminister  als  Abgeord- 
neter über  'Leie(]enben,'C-,  Libur  dun  :■  S;dv;srsanscliwii)del  über  diu  Ver- 
quickungvon  Wissenschaft  und  Geschäft«  sagte.  Als  der  Abgeordnete  über 
Nacht  am  9.  November  1918  durch  eine  menschliche  Tragikomödie 
(im  Sinne  von  Johannes  Scherr)  Kultusminister  wurde,  ein  halbes  Jahr 
nach  seiner  heftigsten  Sa Ivarsan bekam pfuug,  am  t.  März  1018,  da  erlag 
er  selbst  den  aus  allen  möglichen  Hinlertüren  auf  ihn  einstürmen  den 
aalvarsanisttschcii  Einflüsterungen  und  wurde  zum  Verräter  an  seiner 
eigenen  Überzeugung,  bald  darauf  zum  Doctor  honoris  causa  an  derselben 
Universität  Frankfurt,  die  von  dem  Erfinder  des  von  ihm  als  Wucherprodukt 
geschilderten  »Heilmittels«  in  erster  Linie  milgegründet  worden.  So  findet 
jede  gute  Tat  ihren  Lohn  bereits  hienieden.  Und  Minister  Haenisch 
.ernannte  den  Geheimrat  Krüf)  (S.360)  schnell  zum  Ministerialdirektor! 
Folglich  .  .  .  Selbst  das  Recht  unterlag  den  Einflüssen  der  Massen- 
suggestion, die  in  die  Richter-  und  Sachverständigenzeitungen  lanciert, 
ja  sogar  von  Landgerichtsdirektoren  verteidigt  wurde,  ohne  daß  dann 
gegnerische  Erwiderungen  Aufnahme  fanden.  Bis  in  die  Amtszimmer  der 
Ministerien  drang  der  Einfluß  der  Salvarsa nisten.  Vom  Nordpol  bis  zum 
Südpol  glaubte  mau  an  das  Uift,  auf  das  Goethes  Wort  paßt: 

-So  haben  wir  mit  höllischen  Latwergen, 

In  diesen  Tälern,  diesen  Bergen, 

Weit  schlimmer  als  die  Pest  getobL 

Ich  habe  selbst  das  Gift  an  Tausende  gegeben, 

Sie  welkten  hin,  ich  muß  erleben, 

Dali  man  die  frechen  Mörder  lobt«. 
Es  klingt  so,  als  ob  der  Mediziner  Goethe  wie  ein  Hellseher  die  hundert 
Jahre  später  einsetzende  Salvarsaupcriode  in  der  Medizin  vorausgeahnt: 

•Der  Geist  der  Medizin  ist  leicht  zu  fassen; 

ihr  studiert  die  «roll'  und  kleine  Weit. 

Um  es  am  Ende  gehn  zu  lassen 

Wie  es  Gott  gefällt.- 
Aber  alle  1  leHseliere:  eines  1  ioetlie  ist  ühertn  ilfeii  wurden  diu  eh  den  geschickt 
inszenierten  Welthluff,  der  einst  das  traurigste  Kapitel  der  -modernen  Er- 
rungenschaften'' der  Medizin  darstellen  wird,  der  nach  dem  Abgeordneten 
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Haenisch  Lcichcnstcin  auf  Lcichcnstein  gesetzt  und  nur  demGroHkapitalis- 
tmis  und  den  Sa  Ivarsan  Schiebern  von  Nutzen  war. 
Während  des  Krieges  (1916)  schrieb  die  Tagespresse: 
•Ein  Bürger  der  Nation  hat  in  rein  wissenschaftlichen  Sireitfragen  eine 
abweichende  Meinung  von  der  Regierung.  Seine  vaterländische  Sorge 
gewinn!  es  iiidil  über  sich,  was  In  quält,  '.i'ir  sii'h  zu  bclullcu.  Er  tut  es 
in  it  dem  Mut  des  offenen  Visiers  und  tritt  selber  für  seine  Sache  ein.  Was 
geschieht?  Voii  der  Tribüne  des  Parlaments  wird  er  von  einem  Rcgierungs- 
tnitglied  personlich  in  der  heftigsten  Weise  angegriffen  und  er  empfindet 
dagegen  eine  Wehrlosigkeit:  er  ist  nicht  Mitglied  des  Parlaments,  kann  sich 
nicht  dort  verteidigen,  wo  er  angegriffen  ist,  hat  nicht  so  das  Ohr  aller 
Welt,  wie  es  der  autoritative  Angriff  seines  Gegners  hatte.  Er  muß  auf 
sich  sitzen  lassen,  was  der  Gegner  mit  der  Wucht  und  im  Schübe  seines 
Amtes  gegen  ihn  gesagt  hat.  .  . . 

Man  wird  gleich  erkennen,  worum  es  sich  hier  handelt.  Ein  Berliner 
Arzt  war  auf  Grund  seiner  Erfahrungen  und  Studien  zu  der  (inzwischen 
nahezu  Gemeingut  der  berufensten  Urtcilcr  gewordenen)  Überzeugung  ge- 
kommen, daß  das  Salvarsan  eine  schwere  Gefahr  für  alle  damit  Behandelten 
sei.  Als  ihn  interessierte  Kreise  die  weitere  Verfechtung  seiner  Thesen 
in  den  zuständigen  wissenschaftlichen  Organen  unterbinden  und  ihn  lot- 
schweigen wollen,  wendet  sich  der  Mann  an  die  Öffentlichkeit  Die  All- 
gemeinheit wird  mobil.  Im  preußischen  Herrenhaus  wird  die  Regierung 
interpelliert  Ministerialdirektor  Kirchner  —  die  dokumentarische  Dar- 
stellung des  Falles  findet  sich  in  dem  Buche  ,Die  Salvarsangefahr',  Berlin, 
Ritterverlag  —  antwortet  auf  die  Anfrage,  weil  der  Regierung  die  Salvarsan- 
geschichte  peinlich  ist  weniger  durch  ein  Eingehen  auf  die  Sache,  als 
durch  persönliche  i  k-rab-ct/imgcu  und  Kcsclmldiguugen  des  Arztes,  die 
dessen  Vorgehen  durch  Milikreditierung  seiner  Person  schaden  müssen. 
Auch  dieser  erlebt  es,  so  zum  Piraten  der  öffentlichen  Meinung  gestempelt 
zu  werden  —  und  ist  wehrlos.  Er  hat  dann  öffentlich  erklärt,  dali  der 
Ministerialdirektor  dem  Herrenhaus  nur  unwahre  Beschuldigungen  vortrug 
und  hat  ihn  aufgefordert,  sie  außerhalb  des  Parlaments  zu  wiederholen, 
damit  er  ihre  Grundlosigkeit  und  Unwahrheit  geriebtlieh  klarstellen  könne. 
Aber  der  Ministerialdirektor  blieb  hinter  seinem  Schutzwall  und  schwieg. 
Der  Arzt  fand  für  die  Beeinträchtigung  seiner  Ehre,  seiner  Existenz  vor 
tleill  Piii  lunu-m  dureli  einen  durch  sein  Ami  gescliiit/ten  Reglern  ugs  Vertreter 
keine  Genugtuung  und  Rehabilitierung.  (Bis  ihn  im  Laufe  der  Zeit  die 
.geschichtliche  hnuviekluu.i;'  entschädigte,  die  die  Überzeugung  vom 
Bankrott  des  Salvarsans  fast  Gemeingut  werden  ließ.) 

Und  man  muli  doch  aussprechen,  dalt  so  etwas  als  Methode  ein  sehr 
bequemerWeg  isl,  sieh  uiihetjuniier  Kritik  zu  entledigen,  aber  eine  schwere 
Gefahr  für  staatsbürgerliche  Rechte.  Gerade  liberale  Kreise  müßten  die 
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Geiahreu  des  Systems  erkennen:  der  freien  Kritik  des  S Duisburgers  vom 
Reglern  ngstischc  her  öffentliche,  pL-r>i>:i  li^-he  I  tcrabset/iingen  entgegen- 
zusetzen, gegen  die  Oer  lictriiifeiic  dann  wehrlos  bleiben  soll. 

Nach  dem  Krk-^e  werden  wir -dir  bewegte  Zeiten  im  inneren  Deutschland 
haben.  Die  lausend  Nach-kriegspnihleme  werden  Jif  Geister  aufs  heftigste 
erregen,  die  Regierung  wild  sich  whr  <>h  mil  nifi.'iil hellen  Kritiken  befugen 
müssen.  Sollen  dann  ihre  Vertre  ter  das  im  geminderte  Recht  haben,  die 
Sache  ihrer  Kl  itikrr  durch  persönliche  I  lerabset/iiugeii  ni  schädigen ''  Und 
die  Betroffenen,  lic.-dl  impften  dann  imniei  wclulns.  schul/los  nein?  Her 
vorliegende  ball  Idem  ans  allen  deutschen  Parlamenten  s"  manches  Seiten- 
Stück  zuzugesellen  wäre)  zeigt,  da  Ii  die  (iefalir  da  ist  Sie  muli  bekämpfen, 
wer  den  Schutz  der  freien  Mciiuuigsä'.ihci  Ulli;  de  Staatsbürgers  will.  1  lernt 
sie  ist  eine  innere  (iefahr.  so  wichtig  fiir  im-  wie  manche  äußere.- 

Ich  komme  in  dem  Seile  '30S  erwähnten  Buch  auf  Euizi'lheilen  zurück, 
wollte  jedoch  schon  hier  einige  Tatsachen  aufzählen,  die'  imstande  sind, 
schliclllirit  auch  die  stärksten  Naturen  (hei  mir  allerdings,  vergeblich)  mürbe 
zu  machen.  Und  das  he/weckie  die  Meiile.  Aber  sif  hai  sich  geirrt.  Wer 
denkt  hierbei  nicht  unwillkürlich  ui  die  Taktik,  mit  der  man  einen  Sciiuncl- 
weill  um  seine  Nerven  gebracht  hat.  Als  Semmel  weiß,  der  gegen  den 
wissenschaftlich  sanktionierten  Mord  und  die  gemeingefährlichen  Bestre- 
bungen in  der  ( ieliurtshilfe  seine  Stimme  im  Jahre  1850  erhob  und  schlicß- 
lich  die  Sterblichkeit  durch  Puerperalfieber  von  12,24  Prozent  auf  1,27 
Prozent  herabdriickte,  den  Kampf  gegen  >  h.ifrat  Scau/tmi  führte,  der  durch 
die  Auffassungen  von  Scmmelweiß  schwer  kompromittiert  wurde,  ähnlich 
wie  Ehrlich  und  seine  Anhänger  durch  den  Sa Ivarsan kämpf,  da  sehwieg 
man  ihn  tot  und  beleidigte  ihn.  Hatte  er  doch  den  Mut  gehabt,  dem  Oeld- 
jäger  Scanzoni  die  ewig  denkwürdigen  Wune  /u  schreiben:  .Was  Sie, 
Herr  Hofrat,  als  praktischer  Arzt  an  der  Menschheit  gefrevelt,  das  schweigt 
in  der  Stille  des  Grabes.  Das  Morden  muH  aufhören,  und  damit  das 
Morden  aufhöre,  werde  ich  Wache  halten.  Für  mich  gibt  es  kein  anderes 
Mittel,  dem  Morden  Einhalt  zu  lim,  als  die  schonungslose  Entlarvung 
meiner  (iegner,  und  niemand,  der  das  Her/  auf  dem  rechten  Fleck  hat, 
wird  mich  tadeln,  wem,  ich  dieses  Mitlei  ergreife.'  (Vgl.  SehÜrcr  v.  Wald- 
heim, Iguaz  Philipp  Sciiunekvcih,  S.  172,  I7'j.) 

Auch  der  Kampf  der  Diskretionisten  und  Salvarsaugcgiier.  der  ein  Welt- 
atiSeluiuiiugskampf  ist.  richtet  sieh  gegen  die  großkapitalistische  .wissen- 
schaftlich' sanktionierte  Tötung  von  Menschen.  , Niemand,  der  das  Herz 
auf  dem  rechten  fleck  hat,  wird  im-.  Snlva:>aiiye:;iier  tadeln'.  I.a  verite 
est  en  marchc,  rien  ne  la  retiendra  plus. 
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Oreanlherap.e.  •  ßermalol  Wc 
»i   Frlo-F.nd.HnaiUK«  (Em  the.ap 

IUI  >,  Nr  52  Vortrag  aul  dem 
82  H>e,tne  iir  r.iiniW«w«b(.  1> 

HIU.  Vorlag  Dlsch.  Alle  P':* 
6J  M-lcrne  t>n«.rituirr1rn.inlcr,iii 

medx.  VmIjk.  Brriin  Vortrag 

Beaniler.-Vert.iu.  I0',3 
84.  SaJbcnappi.kanon  ohne  Salben 

-.Jll-ri,,.-.  kj-,  :r.  I  n,.,  '  , 

80  Vem.ra.   FotrnhtiRs  Hr»u .„ >;  MI. 

»7  Ifxi.nn  der  ucsamlen  Iheraprc    2  Bande.   Verlan  Urban  u  Schwär/es 
beiß.  lois  l'ilo 

Folgende  Aufsätze  Akne  ar-etit;al;i  AVne  exulcciasi.  Akne  kathek 
titi.rum  Akne  nrkfn'H-a  Akne  R.natea  l.nrl  HümnphynuJ  Akne  iirli 
raU    Afcne  vultans.  Aknekeh.i.i    Akn.i-,.   Al..pri..i  larea-,..  a!ioph;cans 


plafl. .<.*.).  1>5oiuii:«.  «TiHwarwn  Seh..CThoe  l„,cl  S  m  s).  Sebonhoea 
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[II.  Auf  dem  Gebiete  der  »Staatlichen  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten«. 
1.  Entwurf  eines  Planes  zur  staatlichen  Üherwachmijj  von  Syphilis  und 
■   Gonorrhöe.    : Archiv  für  Kasscnbiolof-ie  ,  1116/17,  1.  Heft. 
■1.  Abolitionismu;;  und   S:aiislistiifi  Gesundheitsamt.     -Der  Abolitionist  , 
1917,  Nr.  1  U.2. 

1.  Anzeige-,  lii'handlunj'i-  und  Schweigepflicht,  lier.itungsitcllcri  und  Sitten, 
polizei.     Dermatologisclie  Woctienschrifl  ,  HJ17,  Heft  11  u.  12. 

4.  Berufsgeheimnis,  Anzeigerecht  und  Anzeig.'pflicht.  ■  Ärztliche  Rund- 
schau ^,  1017,  Nr.  20, 

5.  ^Berliner  Tageblatt-,  1016,  Nr.  626. 

(>.  Allgemeinir.  (jltiLjn- .  ilifkitte  Ail/H«ej!l"lidit.  ( jeiel/i'lltwm  f  ;\\s  lk-- 
kitni|j![ine  der  Geschlechtskrankheiten,  Fischers  nicdiz.  tiiichliandliini:. 
Berlin  W  62.  Der  Nationrilver*aniiiilmii;  iihrrreirht  v.m  dem  M.  d.  R. 
Dr.  Schinnacher,  verfaßt  von  Dr.  Dreuw. 

7.  Neue  ücselzent  würfe.     Concordia    1020.  Nr.  20/21. 


Anhang. 

Nachtrag  bei  der  Korrektur  am  15.  Juni  1021: 
Geheimer  Justizrat  Dr.  Alfred  Bozi,  Bielefeld,  macht  mit  folgenden 
Worten  in  einem  Briefe  an  mich  einen  bemerken  «verteil  Vorschlag,  den 
ich  anhangsweise  mit  seiner  Gcnchir.ietntf:  noch  veröffentliche. 

»Die  Verlagsbuchhandlung  hat  mir  die  ersten  13  Bogen  Ihres  neuen 
Werkes  >Die  Sexual -Revolution-;  übersandt  Das  Buch  hat  mich  sehr 
interessiert  Ich  benutze  daher  die  Gelegenheit,  um  auf  einen  neuen 
Gesichtspunkt  aufmerksam  zu  machen,  der  durchaus  in  der  Richtung 
Ihrer  Vorschläge  liegt. 

Die  von  Ihnen  befürwortete  Au/ch,:cp  flicht  inll  uider  Strafandrohung 
durchgesetzt  werden.  Dem  ungeachtet  wird  es  immer  eine  große  Anzahl 
Geschlechtskranker  geben,  die  sich  ihrer  Melde-  und  Behandlungspf  licht 
entziehen  werden.  Hier  besteht  die  Aufgabe  also  darin,  mit  der  Säumnis 
automatisch  wirkende  Nachteile  zu  verknüpfen.  Die  Gesetzgebung  hal 
!ür  solche  Fälle  vielfach  nachteilige  Vermutungen  aufgestellt,  die  der 
Pflichtige  eben  nur  durch  Erfüllung  seiner  Verpflichtung  vermeiden  kann. 
Hier  könnte  eine  solche  Vermutung  aufgestellt  werden  für  das  Gebiet 
der  vermögensrechtlichen  Haftung.  Es  könnte  diese  Haftung  beispiels- 
weise schon  an  die  Möglichkeit  einer  Ansteckung  geknüpft  werden, 
während  derjenige,  der  sich  ordnungsmäßig  behandeln  läßt,  nur  nach 
allgemeinen  zivil  rechtlichen  Grundsätzen,  also  nur  für  den  erwiesenermaßen 
ursächlichen  Schaden,  haften  würde.  In  den  Bl.  197  f.  abgedruckten 
Gesetzentwurf  livlie  -sieh  slsn  etwa  folgend!-  Jk'Sliinmilrig  einfügen : 

■Für   den  durch  eine  Au-lerfcniij.;  mit  einer  Cics-.lLlinldskrjLiiklitil  l-i- 
wachsenen  Schaden  haften  alle  Geschlechtskranken,  welche  mit  dem  Er- 
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krankten  vor  der  Ansteckung  in  Heriiliriiiig  gekiniuneii  sind,  sofern  die 
Ansteckung  nach  den  Umständen  des  Falle*  möglich  ist,  als  Gesamt- 
en u  kl  n  er.  Diese  Bestini  in  u  riß  findet  keine  Anwendung  gegenüber  einem 
lieselilediMriinkeii.  lief  seiner  im  §  2  vorgeschriebenen  ßehandhings- 
pflicht  nachgekommen  ist.-  ^ 
Die  »Dt.  Allg.  Ztg.',  Berlin  schrieb  aui  I  I.Juni  1921: 
»Iii  Kopenhagen  fand  vom  20.  bis  25.  Mai  die  erste  internationale  Nord- 
europäische  Konferenz  über  venerische  Krankheiten  -Litt.  Vertreten  waren 
Dänemark,  Deutschland,  England,  Finnland,  Holland,  Norwegen,  Schweden 
und  die  Liga  der  I^tcii-Krciiz-Gcicllsctiaftcn.  die  in  Genf  ihren  Site  hat. 
Einberufen  war  die  Konferenz  von  dem  dänischen  Roten  Kreuz,  welches 
in  gastlicher  Weise  den  Teilnehmern  an  dieser  Tagung  entgegenkam.  Das 
deutsche  Rote  Kreuz  hatte  Herrn  Oberstleutnant  Drattdt  und  die  Profes- 
soren Galcwsky  (Dresdciil  und  Pirikus  (lierlin)  zu  der  Konferenz  delegiert. 
Auf  der  Konferenz  wurde  eine  Übersicht  über  die  Zustände  auf  dem 
Gebiete  der  venerischen  Krankheiten  in  den  verschiedenen  Ländern  durch 
Einzel  berichte  gegeben.  Beraten  wurden  medizinische  Maßnahmen  gegen 
venerische  Krankheiten,  die  Anwendung  der  Prophylaxe  und  erzieherische 
Mittel  zur  Verhütung  und  Bekämpfung  der  venerischen  Krankheiten.  Bei 
diesen  Verhandlungen  wurden  seitens  Englands  Matinahnien  für  Seeleute 
im  Falle  einer  Üesditednskraukheil  verlangt.  Vuu  deutscher  Seile  wurde 
darauf  hingewiesen,  dall  in  Deutschland  für  Seeleute  bereite  ausreichende 
llckindluit^sir.ögliclikeiicFi  bestunden:  I.  Alle  Seeleute  befinden  sieh  in 
einer  Seeinannskraukcnkasse,  die  für  sie  im  Krankheitsfälle  eintritt:  2.  be- 
stehen in  deutschen  I  fufenstadtt  n  ausreichende  lleliaudhiugsmiiglidikeiteu ; 
Beratungsstelle.  Polikliniken  und  Kranke  iih.'uishdiaud  hing.  Es  wurde  vor- 
geschlagen, eine  gleiche  liegdung  auf  internationalem  Wege  vorzunehmen 
und  durch  einen  internationalen  V erre eh niings modus  die  Kosten  auszu- 
gleichen. Die  Ergebnisse  dieser  Konferenz  dürften  recht  gute  und  praktische 
sein,  Sie  bringen  zum  liesten  der  Allgemeinheit  den  Oedanken  an  eine 
internationale  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  zur  Verwirklichung; 
ob  das  auf  dem  Wege,  der  vom  Roten  Kreuz  eingeschlagen  ist,  geht 
oder  nicht,  muß  die  Zukunft  zeigen.' 

[Pinkus-Galewski  scheinen  der  Erfassung  der  Seeleute,  wenigstens 
nach  dieser  inspirierten  Notiz  zu  urteilen,  mehr  Aufmerksamkeit  als  der 
allgemeinen  diskreten  Erfassung  und  Behandlung  aller  Erkrankten, 
geschenkt  zu  haben.  S.  S.  320  Dr.  DJ 

Auf  dem  Kölner  bevölkerungspolitischen  KongreU  (17.  Mai  1921)  ver- 
teidigte der  Inspektor  der  Berliner  Sittenpolizei,  Sanitättrai  Dr.  Giitli. 
die  Erfolge  der  Reglementierung,  erlitt  jedod;  seitens  der  Trau 
Dr.  Lüders,  M.  d,  R.,  und  anderer  Redner  eine  derartige  blamable  Ab- 
fuhr, dali  der  aus  der  reaktionärsten  Periode  stammende  subalterne  Geist 
dieses  Beamten  es  in  Zukunft  wohl  kaum  noch  einmal  wagen  wird,  die 
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Steile  eines  Sitten  pol  izei  Inspektors,  die  im  Vorworte  dieses  Buches  schon 
charakterisiert  ist,  noch  weiter  öffentlich  in  empfehlende  Erinnerung 
zu  bringen.  Wer  Jas  selbstherrliche  Auftreten  all  dieser  inspekiorlicheti 
Klein-Autokraten  'I  den  Prostituierten  und  den  Polizi-iiirzten,  die  nicht  in 
subalterner  Stellung  waren,  gegenüber,  wer  die  reaktionären  Anselm u Unsen 
von  Sittenpolizeiinspektoren  auf  diesem  Gebiete  aus  der  Nahe  studieren 
konnte,  der  kann  nur  sagen,  daß  wir  es  herrlich  weit  gebracht  haben, 
wenn  (Seite  433  und  493)  die  Groit- Berliner  Sittenpolizei  trotz  ihrer  "Ab- 
schaffung* weiterhin  mit  dem  Geiste  eines  in  so  jugendlichem  Alter  bereits 
wHiitätsrätlidien  [iifpektors  durchtränkt  wird  .  . .  nach  einer  «Revolution.« 
Blaschko  deutete  nicht  mit  Unrecht  an,  daß  beamtete  Arzte  zu  gerne 
ihre  Stelle  verteidigen  und  die  Diskussionsredner  in  Köln  gaben  dem 
Sittenpolizdinspektor  dies  mit  aller  Deutlichkeit  zu  verstehen.  — 

Wichtig  war  die  Stellungnahme  des  Vertreters  der  Zentrumspartei  Geh.- 
Rat  Prof.  Falibender,  der  bereits  in  der  22.  Sitzung  der  preußischen 
Landesversammlung  erklärt  hatte,  ohne  •allgemeine,  gleiche,  diskrete 
Anzeige-  und  Behandlungspflicht<  wäre  keine  Bevölkerungspot itik  zu 
treiben,  Oieser  Redner  sprach  auf  dem  Kongreß  dasselbe  mit  anderen 
Worten  aus.  besagte:  -Als  Vorbedingung  ihr  die  allgemeine  Behandlung 
der  Kranken  ist  die  Erfassung  aller  Kranken  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts  und  Standes  zu  erachten,  daß  sich  auch  alle 
wirklich  in  Behandlung  begeben.  Es  sind  deshalb  gesetzliche  Maßnahmen 
vorzusehen,  welche  eine  solche  allgemeine  briassnng  gewährleisten  zu 
können  geeignet  sind.  Personen,  welche  gewerbsmäßig  Unzucht  treiben, 
sind  zu  einem  Gesundheitsnachweis  (siehe  S.  251)  zu  zwingen,  sowie 
einem  Behandlungszwang  im  Falle  der  Erkrankung  zu  unterwerfen.  Für 
alle  Geschlechisk ran ken  ist  eine  ISehandhingspilicht  gesetzlich  festzulegen.- 
Das  ist  das,  was  in  meinem  Gesetzentwurf  (S.  187  — 193  und  S.  240—257) 
in  Paragraphen  gekleidet  ist,  namentlich  in  den  §§  1  —  21. 

Mit  diesen  Worten  trat  der  Redner  des  Zentrums  eben  für  die  allgemeine, 
gleiche,  diskrete  Erfassung  aller  und  für  die  Behandlungspflicht  ein.  Es  geht 
eben  ohne  diskrete  Zwangsmaßnahmen  nicht.  Diese  Stellungnahme  und 
grimdsäl /.liehe  biklai  nng  Fn  übe  n  d  e  rs  i-t  deswegen  wichtig,  weil  Dr.Struve 
und  andere  Pseudodemokntten  in  Versammlungen  ihm  eine  andere  Ab- 
sicht und  Ansicht  unterschoben  haben. 


'I  F.ine  ''loslitnieile  schlich  einmal:  Her  Riehler,  der  Sittcnpolizeiinspekior, 
iliT  l'ti'.i/eia  r/1,  Ki.rillilUs,!!,  Jer.  Silleiiiifiuiili',  ih-i  Rilldeikeirl,  der  i  rxiis, 
der  Gast,  sie  alle  herrschen  autokratisch,  sobald  es  sich  um  ein 
K.  ml r.iLki ili: Irin;:    Ii:l;i,Ii:Ii.  ;ind  i-l'L'll,  nllllf  daß  Sil  e<  wollen,  im  Unter- 

hcwullt-dli  aliii.ijigi;;  um  d<:.  HiHi-i;.  Cn- -,■;,:■■<  und  ( "idn  aueheil  dei  Zeil,  in 
der  sie  leben.  Häher  r.nissen  die  Menschenrechte-  Für  diese  Klasse 
heule  nach  130  Jahren  von  neuem  erklärt  werden. 
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Selbstverständlich  verteidigte  der  Beamte  Gottslein  die  Beratungs-  ] 
stellen  seines  Freundes  lilaschko  und  nach  ihm  ein  Beamter  der  Landes-  I 
Versicherung.  —  Dann  hielt  das  M.  d.  R.  Dr.  Quarck,  der  zusammen  mit 
seiner  Gattin  Meta  Haiti  merschlag  seit  Jahren  im  Sinne  der  Anzeigepflicht  ; 
wirkt,  und  nach  ihm  tinr  Reihe  von  Diskiii-iinisreaieui  Abrechnung  mit 
den  Reglementaristen  vom  Schlage  des  Berliner  Sanitätsrais  Dr.  üiilli. 
Er  sprach  von  dem  vollkommenen  Bankrott  dieses  den  Beamten  zwar  ge- 
fallenden, aber  völlig  nrmiitücn  Systems  und  empfahl  schließlich  die  all-  ! 
gemeine,  gleiche,  diskrete  Anzeige-  und  llelia;uiliiiiL'.s|>iliciit.  Als 
Quarck  dann  das  Schiuliwort  erhielt,  nachdem  ihm  selbst  der  im  Auf- 
trage der  DüBü.  anwesende  Gesehäitstiihrer  und  Vertreter  Blaschkos. 
Dr.  Röschmann,  der  in  anderen  Versammlungen  schon  vergeblich 
gegen  die  Anzeigepflicht  angekämpft,  nicht  einmal  zu  widersprechen 
gewagt  hatte,  aneli  willst  keiner  gegen  dieses  Syste:n  gesproeheu  hatte, 
auch  nicht  einer  der  eingefleischtesten  anwesenden  lllasekkoiauer,  J;i 
formulierte  Dr.  Quarck  die  Meinung  de.s  Kongresses  dahin,  daß  dieser 
die  allgemeine,  gleiche,  diskrete  Anzeige-  und  Behau  d  In  ugspfheht  an- 
genommen habe,  woraufhin  -ich  kein  WidcrspTiicäi  erhob.  Wer  hätte, 
als  ich  vor  sechs  Jahren  mit  dieser  Forderung  heraustrat,  die  als  absurd 
[die  zarteste  Charakterisierung!  und  eigenbrötlerisch  von  den  Sexual- 
monopolisten des  Pressesystems  Blasen ko  bezeichnet  und  von  der 
führenden  Fachpresse  abgelehnt  wurde,  geahnT,  dail  der  niskivlionisunis, 
eben  wegen  der  Widerstände,  die  ich  durch  fast  wöchentliche  insgeheim 
lancierte  Pressenotizen  (Mndeschlagwort  S.  327  und  335)  paralysierte,  so 
schnell  FuB  fassen  würde.  Nur  inten  sive,  uneigennützige  Arbeit 
ohne  150000  Mk.  Reichszuscli u B  und  die  Macht  der  dis- 
kretionislischen  Idee  haben  das  Ziel  erreicht.  Von  den 
Parlamentariern,  die  besonders  in  der  preußischen  Landesversamnilung. 
die  pseudodcmokralischeii  Argumente  /.crplliiciden,  haben  sich  besondere 
Verdienste  die  Abgeordneten  t  hilcrslaalssekretär  Graf  und  der  Referent  im 
Wohltahrtsministerium,  Dr.  Beyer,  erwo'rben,  der  unbekümmert  um 
hirundinistische  Presseangriffe  der  »Voraussetzungslosen «, 
auch  in  dem  sogenannten  kurzfristigen  'Beirat  zur  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten  als  Sciiriitführcr  erkannte,  d.ili  die  Argumente 
der  Antidiskretinnisten  völlig  versagten  und  dail  nur  der  Diskretionismus 
Deutschland,  Europa  und  die  Welt  so  weit  als  überhaupt  möglich  von 
dem  Schrecken  der  Venerie  befreien  kann.  Ferner  die  Abgeordneten 
Dr.  Wcyl,  Dr.  Negenborn  u.a.  —  Nur  eine  internationale  dis- 
kreüonistische  Regelung  der  Sexualfragc  auf  einer  Weltkonferenz, 
eine  wirkliche  Sexual -Revolution,  können  im  Bunde  mit  einer  neuen 
Sexualethik  Zustande  verhindern,  wie  sie  Moiuinseii  in  seiner  "Römischen 
Geschichte-  so  drastisch  schildert.  Discite,  moniti!  Dr.  Dreuw. 
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